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Die  h.  Bundesversammlung  hat  bei  Anlass  der  PrüfuDg  der 
i^Bchäftsführung  de-s  Bundesrates  im  Jalire  1885  den  L  Juli  1886 
beschlossen,  den  Bundesrat  einzuladen: 

Die  Frage  zu  untersuchen,  ob  und  in  weither  Form  eine 
übersichtliche  Sammlung  der  unter  Herrschaft  der  jetzigen 
Bundesverfassung  getroflFenen  Rekursentscheide  des  Bundesrates 
und  der  Bundesversammlung  veranstaltet  werden  soll 

A.  y.  ti.  F.  IX  66,  Ziff.  2,  Postl-Blg.  n.  F.  362. 

Dieses  Postulat  ist  als  Bestätigung  eines  Teiles  des  von  der 
Bundesversammlung  den  30»  Juni  1882  angenommenen  Postulates 
aufzufassenj  welches  lautete: 

Der  Bundesrat  wird  emgeladenj  zu  prüfen  und  zu  begut- 
achten,  ob  nicht  periodische  Zusammenstellungen  .  .  .  veran* 
staltet  und  veröffentlicht  werden  könnten:  .... 

der  von  der  Bundesversammlung  und  dem  Bundesrate  seit 
der  Gütigkeit  der  neuen  Bundesverfassung  in  Auslegung  der- 
selben erlassenen  Beschlüsse,  soweit  dieselben  gedruckt  sind, 
nach  Materien  geordnet  und  unter  kurzer  Angabe  des  Inhaltes 
dieser  Erlasse.  A.  s.  n.  F.  VI  266,  Ziff,  6,  Postl-Slg.  n.  F.  285. 

Fs  hatten  übrigens  die  eidgenössischen  Bäte  den  Bundesrat 
schon  mit  Bundesbeschluss  vom  22,  Juni  1877  eingeladen; 

Zu  untersuchen,  ob  nicht  in  Ergänzung  und  Fortsetzung 
der  bereits  bestehenden  Sammlung  bundesstaatsreclitlicher  Ent- 
scheidungen (UUraer'sche  Sammlung)  eine  weitere  Zusammen- 
stellung solcher  Fälle,  soweit  dieselben  noch  praktische  Bedeu- 
tung haben,  bis  zum  Zeitpunkt  de^  Erlasses  der  neuen  Bundes- 
verfassung zu  veranstalten  sei  .  ,  . 

und  zu  untersuchen,  ob  nicht  eine  jährliche  Veröffentlichung 
der  öffentlich  rechtlichen  Entscheide,  sei  es  dass  sie  vom  Bun- 
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(lesrate  oder  von  der  Bundesversauimlung  ausgehen,  und  welche 
die  von  der  Bundesverfassung  von  1874  diesen  Behörden  vor- 
behaltenen Gegenstände  betreffen,  stattzufinden  habe,  unvor- 
greiflich  der  Frage,  dieselben  bandweise  anordnen  zu  lassen^ 
sobald  genügender  Stoff  hiefür  vorhanden  ist. 

A.  S.  n.  F.  III  114,  Ziff.  3,  4,  Postl-Slg.  n.  F.  122,  123. 

In  einem  Bericht  des  Bundesrates  vom  29.  Januar  1878  an 
die  h.  Bundesversammlung,  betreffend  die  Fortsetzung  der  Ullmer'- 
schen  Sammlung,  vertrat  derselbe  die  Ansicht,  dass  für  die  nach* 
trägliche  Bearbeitung  und  den  Druck  der  Entscheide  aus  den 
Jahren  1864  bis  1874  kein  praktisches  Bedürfnis  walte,  und  dass 
für  den  Druck  und  die  Verbreitung  der  administrativrechtlichen 
Entscheide  seit  1874  Genügendes  geschehen  sei,  und  dass  ein  Be- 
dürfnis für  Mehreres  nicht  bestehe,  B  1878  I  165.  Der  Bundesrat 
stellte  daher  den  Antrag,  es  sei  der  an  ihn  ergangenen  Einladung 
vom  22.  Juni  1877  keine  weitere  Folge  zu  geben.  Mit  Beschluss 
vom  13.  Februar,  17.  August  1878  trat  die  Bundesversammlung 
diesem  Antrage  bei,  B  1879  II  571. 

Die  Frage  war  damit  nicht  endgiltig  erledigt.  Unter  der  Herr- 
schaft der  Bundesverfassung  des  Jahres  1848  hatte  die  schöne 
Sammlung  UUmer's  (Die  staatsrechtliche  Praxis  der  Schweizerischen 
Bundesbehörden  aus  den  Jahren  1848—1863)  ausserordentlich  gute 
Dienste  der  Praxis  geleistet.  Die  praktische  Nützlichkeit  und  Ver- 
wendbarkeit dieser  Sammlung  mussten  indes,  notwendigerweise,  mit 
der  fortschreitenden  Entwickelung  des  eidgenössischen  Bundes- 
rechtes durch  Gesetzgebung  und  Pi-axis  allmählich  dahin  fallen. 

Das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Sammlung  blieb  jedoch  be- 
stehen; dasselbe  wuchs  sogar  von  Jahr  zu  Jahr;  und  so  sind  auch 
die  eingangs  mitgeteilten  Bundesbeschlüsse  aus  den  Jahren  1882 
und  1886  Zeugnisse  dieses  Bedürfnisses.  Zutreffend  bemerkte  schon 
die  Kommission  des  Ständerates  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung 
des  Bundesrates  im  Jahre  1880  in  ihrem  Bericht  vom  20.  Mai  1881 
(Altwegg): 

«Es  kann  nicht  geläugnet  werden,  dass  die  Publikation  aller 
prinzipiellen  bundesgerichtlichen  Entscheide  für  die  gemeinvater- 
ländische Bechtskunde  von  durchaus  praktischer  und  woltuender 
Bedeutung  ist,  und  dass  man  anderseitig  auf  den  weitverzweigten 
Gebieten  des  eidg.  Verwaltungsrechtes  und  der  Interpretation  der 
Bundesverfassung  und  der  Bundesgesetzgebung  mittelst  bundesrät- 
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licher  Rekursalentsdieide  einen  klaren  und  umfassenden  eidg.  Leit- 
fäden, zumal  in  den  diesbezüglidi  sehr  interessirten  kantonalen 
Administrationen,  oftmals  unliebsam  vennisst  o,  B  1881  II  892, 

Diese  Bemerkungen  stellen  übrigens  keineswegs  das  gekenn- 
zeichnete Bedürfnis  nach  allen  seinen  Richtungen  und  Beziehungen 
hin  fest  Demselben  entgegenzukommen  versucht  das  vorliegende 
Werk,  dessen  erster  Band  hiemit  der  Oeffentlichkeit  übergeben  wird, 
und  dessen  Redaktion  Herr  Bundesrat  Prot  Dr.  L-  Ruchonnet, 
"Vorsteher  des  eidg,  Justiz-  und  FoHzeidepartementes,  mit  Zustim- 
mung des  Bundesrates  mir  den  16,  September  1889  angeboten 
hatte.  Den  14,  Oktober  1880  nahm  ich  den  Auftrag  definitiv  an, 
B  1891  II  530. 

Ich  wage  nicht  zu  hoffen,  noch  weniger  zu  behaupten,  dass 
B^eine  Arbeit  all  den  Wünschen,  welche  sich  einem  soklien  Werk 
gegenüber  geltend  machen,  gerecht  werde,  Icli  konnte  nur  einen 
sehr  bescheidenen  r  meiner  Individualität  entsprechenden  Beitrag 
liefern. 

Seitens  des  eidgenössischen  Justiz-  und  PoHzeidepartements  war 
ZEinächst  beabsichtigt  worden,  eine  «  Sammlung  der  staatsrechtlich 
wichtigen  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  administrativen  Bundes- 
hehörden  seit  dem  Jahre  1874  )>  mit  Befolgung  eines  an  das  Ülhner' 
sehe  Sammelwerk  sich  anlehnenden  Anlugeplanes  herzustellen.  Die 
Prüfung  des  in  Betracht  fallenden  Materials  ergab  jedoch  bald,  dass 
das  von  üllmer  befolgte  System  für  die  neue  Sammlung  nicht  mehr 
als  das  geeignete  erscheinen  konnte.  Das  von  mir  angenommene 
S?stem,  welches  die  Zustimmung  des  eidgenössischen  Justiz-  und 
Polizeidepartements  erhalten  hat,  wurde  erst  nach  vollständiger 
Sammlung  des  Materials  auf  Grund  eben  dieses  Materials  festgestellt. 
Hierin  liegt  vielleicht  eine  gewisse  Gewähr  für  seine  Brauchbarkeit» 
Ich  lege  übrigens  kein  Gewicht  darauf,  dass  dieses  System  in  allen 
seinen  Einzelheiten  die  Billigung  der  Fachgenossen  erfahre-  denn 
ich  bin  mir  gar  wol  bewusst^  dass  in  manchen  Punkten  die  ge- 
troffene Anordnung  des  Stoffes  nur  deshalb  gewählt  wurde,  weil 
mir  eine  bessere  Anordnung  nicht  gelingen  wollte.  Die  Uebersicht- 
lichkeit  des  Materials  soll  durch  ein  dem  Schlüsse  des  Werkes  bei- 
zufügendes Gesamtregister  gefordert  werden.  Diese  Uebersicht- 
hcbkeit  und  damit  die  praktische  Brauchbarkeit  des  Werkes  hätten 
vielleicht  durch  Vermehrung  der  Verweisungen  und  der  Zitate 
erhöht  werden  können.    Dadurch  wäre  aber  der  Beginn  des  Druckea 
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des  Werkes  auf  Monate  hinaus  verschoben  worden;  überdies  hätte 
ich  die  Möglichkeit  verloren,  während  des  Druckes  Verbesserungen 
und  grössere  Umänderungen  einzelner  Partien  vorzunehmen. 

Der  Inhalt  des  Werkes  beschränkt  sich  nicht  auf  Mitteilung 
von  Rekursentscheidungen  des  Bundesrates  und  der  Bundesversamm- 
lung. Ich  habe  die  Grenze,  welche  durch  die  mitgeteilten  Bundes- 
beschlüsse festgestellt  war,  weit  überschritten.  Ich  bin  dem  eid- 
genössischen Justiz-  und  Polizeidepartement  zu  grossem  Dank  ver- 
pflichtety  dass  es  mir  in  dieser  Beziehung  keine  engen  Schranken 
gesetzt  hat.  Allerdings  trage  ich  für  diese  Grenzüberschreitung 
die  volle  Verantwortlichkeit.  Beurteile  ich  aber  die  Gesamtheit 
der  Bedürfnisse,  welche  durch  das  vorliegende  Werk  befriedigt 
werden  wollen,  nicht  unrichtig,  so  durfte  sich  meine  Arbeit  nicht  in 
dem  engen  Rahmen  einer  Sammlung  von  Rekursentscheiden  be- 
wegen. Das  Werk  soll  meiner  Ansicht  nach  ein  Bild  der  Entwicke- 
lung  unseres  Bundesrechtes  seit  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Bundes- 
verfassung vom  29.  Mai  1874  geben,  soweit  diese  Entwickelung  in 
den  Händen  des  Bundesrates  und  der  Bundesversammlung  liegt; 
es  war  aber  nicht  meine  Aufgabe,  eine  Entwicklungsgeschichte  der 
gesamten  Gesetzgebung  und  Praxis  der  Bundesbehörden  überhaupt 
zu  liefern,  sondern  meine  Aufgabe  bestand  nur  darin,  einen  eng- 
begrenzten Teil  der  Entwickelung  des  Bundesrechtes  darzustellen. 

Ich  habe  mir  also  eine  wisßenschaftliche  Aufgabe  gestellt  und 
versucht,  dieselbe  wissenschaftlich  zu  lösen.  Ich  habe  allerdings  die 
volle  Ueberzeugung,  dass  auf  diese  Weise  auch  den  Anforderungen 
der  Praxis  am  besten  gedient  wird. 

Das  Eisenbahnrecht  ist,  wenige  Punkte  ausgenommen,  von  der 
Darstellung  ausgeschlossen  worden ;  dies  geschah  mit  Rücksicht  auf 
das  treflliche  Werk  Hürlimann's  (vgl.  unten  S.  44).  Dieser  Aus- 
schluss rechtfertigt  sich  vielleicht  auch  von  dem  Gesichtspunkte 
aus,  dass  das  eidg.  Eisenbahnrecht  nicht  durch  Bestimmungen  der 
Bundesverfassung  des  Jahres  1874,  sondern  bereits  infolge  der  Be- 
stimmungen des  Eisenbahngesetzes  des  Jahres  1872  in  eine  neue 
Entwickelung  eingetreten  ist. 

Das  Werk  wurde  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführt;  und  es 
ist  mein  Bestreben,  auch  das  während  des  Druckes  erscheinende 
Material  in  dasselbe  aufzunehmen. 

Meinen  tiefgefühlten  Dank  möchte  ich  endlich  meinem  verehrten 
Freunde,  Herrn  Dr.  jur.  Leo  Weber,  juristischem  Mitarbeiter  im 
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eidg.  Justiz-  und  Pdizeidepartement^  aussprecheü  für  die  mannig- 
fache, unermüdliche  Unterst iitzung,  die  er  mir  im  Verlaufe  der  Ar^ 
beit  gewährt  hat.  Das  zu  bearbeitende  Material  war  durchaus  nicht 
in  erschöpfendem  Umfange  im  Bundesblatt  enthalten.  Feh  war  da- 
her sehr  häufig  genötigt,  mich  an  das  eidgenössische  Justiz*  und 
Polizeidepartement  zu  wenden,  um  Aufschlug  bald  in  dieser,  bald 
in  jener  Richtung  zu  erbitten.  Ich  hatte  hiefür  die  Erlaubnis  der 
direkten  Korrespondenz  mit  Herrn  Dr,  Weber;  und  ich  kann  an 
dieser  Stelle  nur  hervorheben,  dass,  trotz  der  allbekannten,  ausser- 
ordentlich grossen  Geschäftslast  sowol  dieses  wie  der  übrigen  Be- 
amten des  eidg,  Justiz-  und  Polizeidepartements  (vgl.  unten  No.  13S, 
B  1891  II  1068),  die  unendlich  vielen  Fragen,  Begehren  und  An- 
suchen, die  ich  an  Herrn  Dr.  Weber  zu  richten  in  der  Lage  war, 
ausnahmslos  ohne  Verzug  beantwortet  und  erlediget  worden  sind- 
Das  Erscheinen  der  folgenden  Bände  hängt  wesentlich  ab  von 
der  mehr  oder  weniger  raschen  Beförderung  des  Druckes.  Das 
Manuscript  zu  denselben  ist,  von  den  bei  einer  ersten  Korrektur 
vorzunehmenden  Aenderungen  abgesehen,  druckfertig, 

Basel,  den  28.  Mai  1S9L 

L.  R.  von  Salis. 
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B  B=  Schweizerisches  Bandesblatt  (deutsche  Ausgabe),  Bern,  gedruckt  in  der 
Stämpfli'schen  Buchdruckerei.  (Es  ist  das  amtliche,  wöchentlich  in  der 
Regel  einmal  erscheinende  Publikationsorgan  des  Bundes,)  Z.  B. :  B  1877 
IV  21  =  Bundesblatt  des  Jahres  1877,  Band  IV,  Seite  21. 

A.  S.  =  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft,  Bern,  gedruckt  in  der  Stämpfli'schen  Buch- 
druckerei, 11  Bände,  1848—1874,  (Band  I  hat  den  Titel :  Offizielle  Samm- 
lung der  das  Schweizerische  Staatsrecht  betreffenden  Aktenstücke,  Bandes- 
gesetze, Verträge  und  Verordnungen  seit  £infQhrung  der  neuen  Bundes- 
verfassung vom  18.  September  1848  bis  8.  Mai  1850.)  Z.  B.:  A.  S.  I  20  = 
Amtliche  Sammlung,  Band  I,  Seite  20. 

A.  S.  n.  F.  =  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft,  neue  Folge,  10  Bände,  1874—1888,  Bern, 
gedruckt  in  der  Stämpfli^schen  Buchdruckerei. 

A.  S.  n.  F.  2  S.  =  Amtliche  Sanmilung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  neue  Folge,  zweite  Serie.  (Es  ist 
die  laufende  Gesetzessammlung,  deren  Band  l  im  wesentlicJien  die  Jal^re 
1889,  1890  umfasst.) 

BGer-Entsch.  =  Entscheidungen  des  Schweizerischen  Bundesgerichtes,  seit  dem 
Jahre  1875,  Amtliche  Sammlung,  Band  I  ff.  (Es  ist  die  amtliche  vom  Bundes- 
k*  gericht  selbst  veranstaltete  JPräjudiziensammltmg,  von  dsr  jährlich  ein  Band 

erscheint.    Vgl.  B  1876  II  239,  IV  899.)    Lausanne,  Georges  Bridel  &  C*« 
Editeurs. 

Postl-Slg.  n.  F.  =  Postulate  der  eidgenössischen  Räte  und  ähnliche  vereinzelte 
Vorschriften,  neue  Folge,  in  Quart,  (laufende  Sammlung,  beginnend  mit 
den  Postulaten  seit  Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874.) 

üebers.  Verh.  d.  BVers.  =  üebersicht  der  Verhandlungen  der  Schweizerischen 
Bundesversammlung ;  dieselbe  erscheint  seit  der  Februarsession  des  Jahres 
1878  in  Quart,  je  nach  Schluss  einer  Session  als  Beilage  des  Bundesblattes, 
früher  als  Teil  des  Bundesblattes  selbst,  in  Oktav. 

Ullmer  =  Dr.  R.  E.  Ullmer,  Die  staatsrechtliche  Praxis  der  schweizerischen 
Bundesbehörden,  (deutsche  Ausgabe),  Band  I  aus  den  Jahren  1848 — 1860; 
Band  II  aus  den  Jahren  1848—1863;  Zürich,  David  Bürkli,  1862,  1866. 

Wolf  =  P.  Wolf,  Dr.  jur.,  Die  schweizerische  Bundesgesetzgebung,  nach  Mate- 
rien geordnete  Sammlung  der  Gesetze,  Beschlüsse,  Verordnungen  und 
Staatsverträge  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  sowie  der  Konkor- 
date, mit  Anmerkungen  versehen,  2  Bände,  Basel  1890,  1891,  Buchdrucke- 
rei Kreis. 
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Emleitang. 


Der  Name  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft. 

An&chrifk  tind  Art  1  der  BY  vom  12.  September  1848  und  der  ßV  vom 
29.  Mai  1874,  A.  S.  I  3.  4,  n.  F.  I  1.;  Wolf  I  1,  14. 

1.  Der  StR  hatte  durch  Beschl.  vom  10.  März  1876  eine 
Motion  Freuler  erheblich  erklärt  des  Inhalts: 

Der  Bandesrat  ist  einzuladen ,  dahin  za  wirken,  nötigenfalls 
mit  Hilfe  der  Gerichte ,  dass  die  in  Bern  and  durch  Filialinstitute 
auch  in  andern  Kantonen  domizilirte  Aktiengesellschaft  «Eid- 
genössische Bank»  —  cBanque  f^dörale»  —  aufhöre, 
in  ihrer  Firma  das  Prädikat  «  eidgenössisch  >  zu  fähren. 

Den  17.  Juni  1876  genehmigte  der  StR  den  Antrag  des  BR, 
welcher  dahinging,  es  sei  der  Motion  keine  Folge  zu  geben.  Die 
ADgelegenheit  war  damit  erledigt. 

In  seinem  Bericht  an  die  BVers.  über  diese  Motion  vom  2.  Juni 
verwirft  der  BR  die  Richtigkeit  der  staatsrechtlichen  Argumen- 
tation des  Motionstellers;  der  Motionsteller  versuchte,  die  Unzu- 
lässigkeit der  angefochtenen  Firmabezeichnung  daraus  abzuleiten, 
dass  das  Attribut  ceidgenössisch»  dem  schweizerischen 
Bandesstaate  als  Staatsorganismus  ausschlieslich  zukommen  solle, 
und  dass  dieser  gewissermassen  ein  Naturrecht  besitze,  die  gegen 
ihn  ausgeübte  Anmassung  zurückzuweisen  und  unwirksam  zu  machen. 
Der  BR  führt  aus: 

Laut  Aufschrifb  und  Art.  1  der  BY  ist  der  offizielle  Titel  des 
Bundesstaates  «Die  schweizerische  Eidgenossenschaft». 
Eine  Privatbank  könnte  sich  allerdings  nicht  «  die  Bank  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft »  benennen,  weil  ein  solcher  Ausdruck  einen 
norichtigen  Firmainhaber  enthalten  wtlrde.  Das  Adjektivum  « eidge- 
nössisch »  dagegen  wird  nach  dem  Sprachgebrauch  mit  einer  Menge 
^on  Begriffen  zusammengehängt  und  deutet  nicht  notwendig  eine  staat- 
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2  Einleitung.  —  No.  1. 

liehe  Institution  an.  Die  Eidgenössische  Bank  kann  sich  für  ihren  Titel 
gerade  so  gut  auf  ihre  eidgenössische  Gesinnung  berafen,  als  ein  eid- 
genössisches Schützenfest  oder  eine  eidgenössische  Zeitung  und  dgl. 

Da  der  Bund  endlich  kein  Bankhalter  ist,  so  enthält  auch  die  Zu- 
sammensetzung der  Worte  nichts  Verfängliches  oder  Widerrechtliches. 
Allerdings  liegt  es  im  Bereiche  der  Möglichkeit,  dass  die  Eidgenossen- 
schaft Mher  oder  später  zur  Grtlndung  eines  Bundesbankinsütnies 
schreiten  könnte;  allein  erst  dannzumal  träte  an  die  eidgenössischen 
Behörden  die  Pflicht  beran,  für  Richtigstellung  der  Firmabezeichnung 
des  einen  oder  andern  Institutes  zur  Vermeidung  von  Kollisionen  Sorge 
zu  tragen. 

B  1876  II  Ö96;  vgl.  1876  I  812,  845,  11  741;  1877  II 506,  Postl-Slg.  n.  F.  78. 
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I.  TeU. 


Die  sdiwoizerische  Eidgenossenschaft 
als  Staat  und  als  Bundesstaat 


1.  Kapitel 

Zweek  und  fiempetenz  des  Bundes. 

BV  1874,  Art.  2  und  3  gleich  BV  1848,  Art.  2  und  8,  A.  S.  I  8,  4,  s,  F.  I  1.; 

Woir  I  1,  18. 

L  BefSrdenmg  der  gemeiisameB  Wolfahrt. 

BV  Art.  2. 

3«  Gestützt  auf  Art.  2  der  BV,  worin  als  Zweck  des  Bundes 
auch  die  Beförderung  der  gemeirtsafnen  Wolfahrt  der  Eidgenossen 
genannt  wird,  stellte  A.  Furter  in  Herisati  im  Jahre  1882  das  Ge- 
such,  die  BVers.  möge  beschliessen : 

Es  sei  ein  Schweiz.  Hilfafond  anzulegen  für  solche  Fälle,  wo  durch 
höhere  Gewalt  (Bergsturz,  Hagelschlag,  Hochwasser,  Teuerung,  au  b  alten  de 
Notlage  gewisser  Berufsklassen,  Krieg  etc.)  der  Schweiz.  Nationalwot- 
stand  geschadigt  wird. 

Dieser  Hilfsfond  sei  in  der  Weise  zu  bilden,  dass  alljährlich  die 
KReg  vom  BR  zu  einem,  demselben  passend  scheinenden  Zeitpunl^t  m 
ihrem  Gebiet  eine  Kollekte  von  Haus  zu  Haus  anzuordnen  und  dfia  Er- 
gebnis der  BKasse  einzuliefern  hätten. 

Von  dem  jeweiligen  Ergebnis  dieser  Sanunlung  sei  alljährlich  eine 
gewisse,  Ton  der  BVers.  zu  bestimmende  Quote  auszuscheiden,  um  damit 
einen  Spezialfond  fRr  im  Kriege  yerunglöckte  Wehrmänner  beaw.  deren 
▲ngehörage  zu  bilden. 

Da  in  dieser  Petition  zunächst  der  Betätigung  der  Kantone 
gomfen  wird,  so  teilte  der  BR  dieselbe  den  EReg.  zur  BeguttichtuBg 
mit.  Dieselben  sprachen  sich  mit  einer  einzigen  Ausnahme  gegen 
die  Anregung  aus,  und  auch  die  BBehörden  gaben  derselben  keine 
wettere  Folge;  der  BR  bemerkte: 
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Die  Absicht,  welcher  das  Gesnch  entsprangen,  ist  eine  dnrclians 
löbliche  und  patriotische.  Dagegen  ist  voraasznsehen,  dass  eine  in  ge- 
wöhnlichen Zeiten '^H^  ohne  beso ädern  Anlass  veranstaltete  Kollekte, 
auch  wenn  sie  in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  an  demselben  Tag  und 
nach  einem  von  höchster  Stelle  erlassenen  Anfrof  erfolgt,  nicht  den- 
jenigen Erfolg  hat,  den  eine  Sammlung  von  Liebesgaben  unter  dem  fri- 
schen und  vollen  Eindruck  einer  soeben  hereingebrochenen  Katastrophe 
stets  aufweisen  wird. 

Eine  jahrlich  wiederkehrende  Kollekte  mttsste  schlieslich  die  Ge- 
mtlter  abstumpfen,  zumal  wenn  sich  längere  Zeit  hindurch  keine 
prakiische  Verwendung  für  ihre  Ergebnisse  fUnde  und  die  betreffenden 
Sommen  nur  zu  andern  Summen  gelegt  würden.  Auch  unterliegt  es 
kaum  einem  Zweifel,  dass  beim  Bestehen  eines  eidg.  Hilfsfonds  nach 
dem  Sinne  des  Petenten  beim  Hereinbrechen  einer  grossen  Katastrophe, 
wo  rasche  und  ausgiebige  Hilfe  nötig  wäre,  und  zwar  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  über  die  Schranken  eines  solchen  Fonds  hinaus,  die 
Liebestätigkeit  mancherorts  durch  die  Erwägung  herabgestimmt  oder 
ganz  lahmgelegt  würde,  dass  ja  ein  Schweiz.  Hilfsfond  bestehe,  an  den 
man  bereits  beigesteuert  habe,  und  das9  dieser  zunächst  in  Mitleiden- 
schaft zu  ziehen  sei.  Aus  dem  Bestände  eines  eidg.  Hilfsfonds  dürften 
im  weitern  sehr  leicht  Rechte  auf  Unterstützung  auch  dann  hergeleitet 
werden,  wenn  solche  Rechte  nicht  bestehen  und  höchst  zweifelhafter 
Natur  sind.  Endlich  würde  die  Verwendang  der  Mittel  eines  solchen 
Hilfsfonds  auf  ernstliche  Schwierigkeiten  stossen,  da  die  .Zwecke,  denen 
derselbe  dienen  soll,  so  vielgestaltig  sind,  dass  Kollisionen  in  einzelnen 
Fällen  wol  nicht  zu  vermeiden  wären. 

B  1882  I  19;  1883  II  59. 

3*  Wasserverheerungen,  von  welchen  vom  10.  bis  12,  Juni 
1876  verschiedene  Täler  der  Schweiz,  namentlich  die  Kantone  Thnr- 
gau,  Zürich,  St  Gallen,  Appenzell  a.  Rh.  und  Aargau  heimgesucht 
wurden,  erzeugten  eine  Notlage,  welcher  nur  mit  ausserordentlichen 
und  umfassenden  Massregeln  konnte  begegnet  werden.  Den  16. 
Juni  wurde  im  NR  von  Jolissaint  und  Genossen  eine  Motion  gestellt, 
deren  Zweck  dahin  ging,  den  BR  zu  ermächtigen,  die  erforderlichen 
Massnahmen  zu  treffen,  um  den  dringenden  Bedürfnissen  zur  Unter- 
stützung der  durch  die  Wasserverheerungen  Heimgesuchten  Genüge 
zu  leisten,  wozu  dem  BR  der  nötige  Kredit  bewilligt  werden  möchte. 
Man  konnte  sich  jedoch  nicht  der  Anschauung  entziehen,  dass  eine 
solche  Bundessubvention  auf  die  allgemeine  Wo  Itätigkeit  einen  läh- 
menden Einfluss  ausüben  könnte.  Die  Motion  wurde  daher  zurück- 
gezogen. Dagegen  nahm  der  BR  den  auf  einer  Konferenz  vom  20.  Juni 


Digitized  by  VjOOQIC 


Beförderung  der  gemeinsamen  Wolfahrt.  5 

von  Repräsentanten  aller  Kantone  ausgedrückten  einstimmigen 
Wünschen  gemäs,  gerade  wie  im  Jahre  1868,  die  Organisation  einer 
Nationalsnbskription  zu  Gunsten  der  heimgesuchten  Bevölkerungen 
an  die  Hand.  Der  BR  erliess  den  24.  Juni  einen  Aufruf  an  das 
Schweizervolk  zu  Gunsten  der  Wasserbeschädigten.  Die  von  einer  eidg, 
Expertenkomm.  vorgeschlagenen  « Grundsätze  >  zur  Verteilung  der 
Liebesgaben  an  die  Wasserbeschädigten  (oberster  Grundsatz,  dass 
nur  die  Bedürftigen  sollen  bedacht  werden)  erhielt  den  30.  Oktober 
die  Genehmigung  des  BR.  Den  13.  bis  15.  Februar  1877  fanden 
wieder  Ueberschwemmungen  statt,  die  in  mehreren  Kantonen  be^ 
deutenden  Schaden  anrichteten.  Ein  erneuter  Appell  an  die 
öffentliche  Wohätigkeit  war  seitens  der  BBehörden  nicht  angezeigt, 
dagegen  war  es  möglich,  die  im  Jahre  1877  Beschädigten  teilweise 
an  den  Liebesgaben  der  Sammlung  für  das  Jahr  1876  partizipiren 
zu  lassen.  Den  29,  März  1878  wurden  durch  BRBeschl.  dieSchluss- 
Verhandlungen  des  eidg.  Dep.  des  Innern  in  Sachen  der  Wasser- 
beschädigten gutgeheissen  und  das  Untertützungswerk  zu  Gunsten 
der  Wasserbeschädigten  von  1876  und  1877  als  abgeschlossen  erklärt. 

BRBeschl.  vom  29.  M&rz  1878  in  B  1878  I  482;   vgl.  1877  II  82,   1878  U 

615;  1879  II  224  und  die  hier  zitirten  Stellen. 

Vgl.  femer:  Nach  dem  Brande  von  Airolo  (Tesdn)  und  von  Marchiesy 
(Waadt)  veranlasste  der  BR  die  Einsetznng  eines  Generalhilfsausschusses  durch 
Vermittlung  der  Schweiz,  gemeinnützigen  Gesellschaft;  die  Bkasse  wurde  be- 
auftragt, Liebeigaben  in  Geld  entgegenzunehmen,  B  1878  II  620,  1879  II  224. 
—  Als  ein  Teil  der  Ortschaft  Elm  (Glarus)  mit  der  umliegenden  Talschaft  den 
11.  September  1881  Abends  durch  Bergsturz  vollständig  verschüttet  ward,  nahm 
der  BR  die  Sammlung  von  Liebesgaben  für  Elm  selbst  an  die  Hand  auf  Ein- 
ladung einer  von  ihm  einberufenen  Konferenz  von  Abgeordneten  der  EReg,, 
der  Schweiz,  gemeinn.  Gesellschaft  und  des  Schweiz.  Alpenklubs.  Er  erliess  den 
22.  September  1881  einen  allgemeinen  Aufruf  zur  Unterstützung  von  Eim, 
B  1881 III 851,  1882  II  50,  1883  II  57,  1884  II  34.  -  Eine  allgemeine  Schweiz. 
Sammlung  von  Liebesgaben  veranstaltete  der  BR  nach  der  den  5.  Juli  1887 
über  die  Stadt  Zug  hereingebrochenen  Katastrophe,  infolge  welcher  ein  Teil 
der  Vorstadt  in  den  Zuger  See  versank,  vgl.  Kreisschr.  des  BR  vom  15.  Juii  an 
die  eidg.  Stände  und  an  die  Schweiz.  Gesandtschaften  und  Konsulate  im  Aus- 
land, B  1887  III  697,  698. 

n.  Sanltitspoliseillche  lassregeli. 

BV  Art  2,  vgl.  Art  31  lii  d,  Art.  69;  z.  Z.  gilt  BG  betr.  Massnahmen  gegen 
gemeingefiOirliche  Epidemien  vom  2.  Juli  1886,  A.  S.  n.  F.  IX  277;  Wolf 
1892. 

4.  Als  in  Aegjpten  im  Sommer  1883  die  asiatische  Cholera 
ausgebrochen  war,  richtete  der  BR  den  9.  Juli  1883  ein  Kreisschr. 
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an  die  eidg.  Stände,  in  welchem  er  unter  Anrufung  der  Art.  2,  31, 
lit.  b  (jdtzt  lit.  d),  69  der  BV  die  Kantone  einlud,  für  sofortige 
Ausführung  folgender  Schutzmassregeln  zu  sorgen: 

1.  Die  Anzeigepfiicht  ist  die  GrandbediDgnng  jeder  Seuchenpoli- 
zei, Die  Aerzte  sind  verpflichtet»  jeden  ihnen  yorkommenden  Fall  von 
Cholera  sofort  bei  der  zuständigen  Sanitätsbehörde  und  bei  der  Orts- 
behörde schriftlich  anzumelden.  Der  BR  schlägt  hiezu  die  Verteilung 
kleiner  Anmeldungsformulare  vor,  welche  zu  Abreissbüchlein  zusammen- 
geheftet und  mit  frankirten  Briefumschlägen  versehen  wären,  wie  es 
in  mehreren  Kantonen  längst  der  Fall  ist. 

Mit  besonderer  Bücksicht  auf  die  Kantone  mit  freigegebener  Praxis 
ist  daran  festzuhalten,  dass  für  Jeden,  welcher  einen  Kranken  ärztlich 
behandelt,  die  Ausrede  der  Unkenntnis  in   diesem  Falle  imzulässig  ist. 

Wo  keine  ärztliche  Behandlung  stattfindet,  ist  der  Vorstand  eines 
Hauses,  eines  Eisenbahn-  oder  Postzuges,  soweit  ihm  die  Erkennung 
der  Krankheit  zugemutet  werden  kann ,  in  gleicher  Weise  zu  sofortiger 
Anzeige  angehalten;  die  von  Cholera  heimgesuchten  Gemeinden  haben 
die  Zahl  ihrer  Kranken  und  ihrer  Todten  täglich  (wenn  nötig  per  Tele- 
gramm) an  ihre  KReg.  za  melden,  und  diese  wird  alle  zwei  Tage 
dem  BR  Bericht  erstatten,  auch  für  Veröffentlichung  der  Tagesrap- 
porte sorgen. 

2.  Di»  KBeg.  haben  sofort  fürzusorgen,  dass  im  Falle  des  Bedürf- 
nisses in  jeder  Gemeinde  «in  passendes  Haus  bereit  und  innert  24 
Stunden  nach  einer  von  der  Reg.  erhaltenen  Weisung  zu  beziehen  sei, 
um  hilflose  Cholerakranke  aufzunehmen  und  zu  verpflegen.  Dabei  ist 
zu  beachten,  dass  Cholerakranke  keinen  weiten  Transport  vertragen. 
Wo  Krankenanstalten  vorhanden  sind,  können  diese  geräumt  und  zu 
Oholeraspitälem  gemacht  werden,  im  andern  Falle  wäre  ein  einzeln- 
stehendes Privathans  eventuell  zu  mieten  oder  auch  eine  hölzerne 
Barrake  herzurichten.  Ebenso  sind  Betten  und  sonstiges  Mobiliar  event. 
zu  kaufen  oder  zu  mieten. 

8.  Femer  ist  an  jedem  grössern  Orte  oder  bei  sehr  dicht  wohnender 
Bevölkerung  jetzt  schon  ein  Haus  in  Aussicht  zu  nehmen,  welches  als 
Zufluchtstätte  für  die  noch  gesunden  Bewohner  eines  Choleraherdes 
dienen  könnte.  Diese  Entfernung  der  von  einem  solchen  Choleraherde 
direkt  bedrohten  Einwohner  hat  sieh  «berall,  besonders  auch  in  Basel 
und  Zürich,  wol  bewährt. 

4.  Es  ist  für  jede  Gemeinde  ein  Beamter  oder  Angestellter  von 
genttglicher  Qualifikation  zu  bezeichnen,  der  beim  Herannahen,  wie  bei 
dem  Auusbrechen  der  Seuche  die  Desinfektion  übernimmt,  beziehungs- 
weise leitet,  wozu  er  eine  besondere  Anweisung  erhalten  wird. 
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5.  Es  ist  dafQr  zu  sorgen,  dass  beim  Auftreten  der  Seuche  für 
ärztliche  Behandlung  der  Kranken  und  üeberwachung  der  gcsammteu 
sanitären  Zusl^nde  in  den  Gemeinden  Aerzte  bereit  sind  und  i^owol 
ärztliche  Besuche  als  auch  Medikamente  und  yorbeugende  Diätetiea 
(z.  B.  Nahrungsmittel,  Wein)  bei  Dürftigen  ohne  uUe  WeitlHiißgkeit 
nnd  ohne  den  Makel  der  Armenuntersttttzung  beschafft  werden  können. 

6.  Cholerakranke  dürfen  nicht  weiter  reisen,  noch  von  einem  Kanton 
in  den  andern  abgeschoben  werden. 

7.  Wenn  in  einem  benachbarten  Staate  die  Cholera  auftiitt,  so  ist 
in  den  angrenzenden  Kantonen  zu  beginnen  mit 

a)  genauer  Lebensmittelkontrole  und  Marktauüsicht, 

b)  strenger    Wirtschaftspolizei    (der    Montag    hat   gewöhnlich    die 
grSsste  Erkrankungsziffer), 

e)  Desinfektion  der  öffentlichen  Aborte,  und  ist 
d)  Einfohr  Ton  Lumpen,  ungewaschener  Wolle,  Baumwollenabföllen 
und  rohen  Fellen  zu  untersagen. 

Der  BR  forderte  gleichzeitig  die  Kantone  auf,  innert  14  Tagen 
über  die  von  denselben  getroffenen  ^Vorkehrungen  zu  l»erichfenj 
er  betonte  endlich,  dass  die  Kantone,  falls  es  zum  Kampfe  g€gen 
die  drohende  Invasion  der  Seuche  kommen  sollte,  auch  auf  die  öko- 
nomische Hilfe  der  Eidgenossenschaft  Anspruch  haben. 

B  1883  III  290;  1884  11  35. 

üeber  die  Stellung  des  BR  gegenüber  der  Gholeragefahr  im  Jahr  1884 
vgl.  Verord.  des  BR  vom  4.  Juli  1884  betr.  Massregeln  der  Epidemiepolüei 
zum  Schutze  gegen  die  Cholera,  soweit  sie  die  Verkehrsanstal ten  betreßen, 
A  S.  n.  F.  VII  485,  ausser  Kraft  gesetzt  durch  BRBeschl.  vom  24.  Februar 
1885,  A.  S.  n.  F.  VIII  40;  femer  Kreisächr.  des  BR  Tom  4.  Juli  1884  betr. 
Massnahmen  gegen  die  Cholera,  B  1884  III  376—888,  vgl.  525,  530:  hie^u  566, 
614,  639;  Instruktion  für  die  Schweiz.  Choleraexperten  Tom  25.  JuU  1884^ 
B  1884  III  511,  vgl.  441,  541,  565,  633,  663,  676,  729,  IV  225,  736;  1885  1  3—5, 
413;  BR  im  Geschäftsbericht  B  1885  II  25,  650,  vgl.  III  131,  1B7  -  Maas- 
nahmen des  BR  im  Jahre  1885.  B  1885  III  265,  813,  870,  IV  851;  1886  I  447, 
n  441;  im  Jahre  1886,  B  1886  III  22,  1888  II  697. 

III.  Btellug  dag  Budes  nr  Yolkswirtschaft. 

Vgl.  unten  Teil  FV,  insbesondere  Abschnitt  III  und  VIL 

1.  Allgemeines. 
5.  Den  1.  Juni  1886  legte  der  BR  der  BVers.  eim^  Hot^ch. 
vor  über  eine  Motion  Vögelin ,  welche  der  NR  durch  Beschl.  vom 
24.  Juni  1884  in  Verbindung  mit  andern  Motionen,  die  n\\f  eine 
teilweise  Revision  der  BV  abzielten,  erheblich  erklärt  hatte.  Die 
Hotion  Vögelin  lautet: 


Digitized  by  VjOOQIC 


r»!^-'^'^ 


8 


Teil  I.    Kapitel  1.    §  HL    Nr.  5» 


Der  Band   tritt   ein  mit  Beitrttgen  zur  Förderang  der  Land- 
und  Alpwirtschaft  and  des  6e werbe wesens. 

Die  Botschaft  des  BR  führt  aus,  wie  diese  Motion  ihre  Erledi- 
gung gefunden  habe  mit  den  beiden  Bbeschlüssen  vom  27.  Juni  1884, 
voD  denen  dereine  dieFörderung  der  Landwirtschaft  darch 
den  Bund  (A.  S.  n.  F.  VII  605,  Wolf  I  725,  vgl.  No.  6),  der 
andere  die  industrielle  und  gewerbliche  Berufsbildung 
(A  S.  n.  F.  VII  613,  Wolf  I  865,  vgl.  No.  22)  betrifft.  Sodann 
rharakterisirt  der  BR  die  verfassungs-  und  gesetzmässige  Stellung 
des  Bundes  zur  Volkswirtschaft  mit  folgenden  Worten: 

Die  BV  von  1848  beschränkt  sich  in  Bezug  auf  Volkswirtschaft 
auf  wenige  Bestimmungen.  Art.  2  weist  dem  Bunde  die  Förderung 
der  allgemeinen  Wolfahrt  der  Eidgenossenschaft  zu  und  Art.  21  gibt 
demselben  das  Recht,  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines 
grossen  Teiles  derselben,  auf  Kosten  der  erstem  öffentliche  W^rke  zu 
errichten,  oder  die  Errichtung  derselben  zu  unterstützen. 

Diese  Bestimmungen  sind  auch  in  die  BV  von  1874  aufgenom- 
men worden  (Art.  2,  23).  Die  letztere  enthält  aber  noch  eine  Anzahl 
anderer  sehr  wichtiger  Bestimmungen  volkswirtschaftlicher  Natur.  Sie 
gibt  dem  Bunde  das  Recht  zur  Oberaufsicht  über  die  Wasserbau-  und 
Forstpolizei  im  Hochgebirg  (Art.  24),  zur  Regelung  der  Arbeit  in  den 
Fabriken  (Art.  84),  zur  Aufstellung  von  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Ausübung  von  Fischerei  und  Jagd  (Art.  25),  endlich  zum 
Erlass  von  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Ausgabe  und  Einlösung 
von  Banknoten  (Art.  39).  *) 

Ein  Blick  auf  die  Vollziehung  dieser  Verfassungsbestimmungen  seit 
1848  ergibt  folgendes: 

Im  Budget  pro  1849  ist  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  ein  Kredit 
von  Fr.  10,200  für  Förderung  der  Wissenschaft,  Künste,  Industrie, 
Landwirtschaft,  gemeinnützigen  Arbeiten,  Statistik  etc.,  dem  Handel 
ein  Kredit  von  Fr.  9100  für  Expertisen  und  Reisen,  Bureaukosten,  Besol- 
dung eines  Beamten  zugewiesen.  In  den  sechziger  Jahren  ging  man 
viel  weiter;  man  förderte  und  subventionirte  die  Alp  Wirtschaft,  die 
Ausstellung  von  landwirtschaftlichen  Produkten  und  Maschinen,  den 
Obstbau,  die  Verbesserung  der  Pferde-  und  Bindviehracen  u.  s.  w. 
Der  Korrektion  von  Wildbächen  und  Flüssen  wurde  eine  besondere 
Aufmerksamkeit  zugewendet,  für  die  Korrektion  des  Rheines  wurden  im 


M  Hiezu  kommt  jetzt  infolge  der  BV-Revieion  vom  26.  Oktober  1890 
daj  Recht,  die  Kranken-  und  UDfallversichoniDg  einzurichten  (Art  34^**),  vgl. 
No.  lO. 
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Jahre  1862  Fr.  3,150,000  Subventionen  ausgerichtet ;  in  den  folgenden 
Jahren  Fr.  4,670,000  fElr  die  Korrektion  der  Juragewässer  und 
Fr.  2,640,000  für  die  Korrektion  der  Rhone  im  Wallis.  Der  Schweiz, 
forstwirtschaftlichen  Gesellschaft  wurden  für  WiederaufPorstungen  und 
Eindämmungen  von  Wildbächen  im  Hochgebirge  ebenfalls  wesentliche 
Subventionen  ausbezahlt. 

Immer  mehr  und  mehr  wurde  die  Eidgenossenschaft  fär  Werke 
öffentlicher  Natur  in  Anspruch  genommen. 

Es  wurden  namentlich  auch  für  die  Ausstellungen  von  der  Eid- 
genossenschaft grosse  Summen  verwendet  z.  B.  für  Paris  im  Jahre  1867 
eine  BSubvention  von  Fr.  427,908,  für  Wien  1873  eine  solche  von 
Fr.  375,000,  für  Paris  1878  eine  solche  von  Fr.  380,000,  far  Zürich 
1883  eine  solche  von  Fr.  430,000,  für  Paris  1889  eine  solche  von 
Pr.  600,000  (vgl.  B  1890  II  425). 

Ein  eigener  Posten  für  Handel  und  Gewerbe,  abgesehen  vom  Aus- 
stellungswesen, wurde  zum  ersten  Male  in's  Budget  pro  1879  aufge- 
nonunen.  Derselbe  betrug  anfänglich  Fr.  8000,  sodann  Fr.  10,000,  später 
Pr.  40,000.  Die  Komm,  des  StR  bemerkte  in  ihrem  Ber.  über  das  Budget 
pro  1881  hiezu:  Allem,  was  auf  diese  wichtigen  Zweige  (Handel  und 
'rewerbewesen)  der  Nationalökonomie  unseres  Landes  Bezug  hat,  kann 
nicht  genug  Sorgfalt  gewidmet  werden.  ^) 

Die  Tätigkeit  des  Bundes  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete  erhielt 
endlich  einen  neuen  Aufschwung  durch  die  genannten  zwei  BBeschlüsse 
vom  27.  Juni  1884.  Der  Beschl.  betr.  Förderung  der  Landwirt- 
schaft regulirt  die  Tätigkeit  des  Bundes  beim  landwirtschaftlichen 
ünterrichtswesen  und  den  Versuchsanstalten,  bei  der  Förderung  der 
Tierzucht,  der  Verbesserung  des  Bodens,  bei  Massnahmen  gegen  Schäden, 
welche  die  landwirtschaftliche  Produktion  bedrohen,  bei  landwirtschaft- 
lichen Vereinen  und  Genossenschaften  und  endlich  bei  anderweitiger 
Forderung  der  Landwirtschaft. 

Ein  ganz  neues  Gebiet  der  Tätigkeit  ist  aber  dem  Bund  durch 
den  Beschl.  betr.  die  industrielle  und  gewerbliche  Berufsbildung  über- 
tragen. 

Gestützt  auf  diese  beiden  BBeschl.  enthält  jetzt  das  Budget  für  das 
Jahr  1886  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  Ansätze, 
welche    zusammen    Fr.   410,050    (Viehseuchenpolizei  nicht  inbegriffen) 


*)  Seither  ist  eine  besondere  Bandeisabteilung  im  eidg.  Dep.  des  Ausw., 
deren  Ausgaben-Budget  pro  1891  auf  Fr.  124,000  veranschlagt  ist,  errichtet 
worden,  femer  eine  Abt.  Industrie  incl.  Gewerbewesen,  mit  einem  Ausgaben- 
Budget  ¥on  Fr.  563,600  pro  1891,  B  1890  IV  1050,  850,  990. 
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l»rtragen^ '),  und   für  das  gewerbliche  Bildungswesea  einen  Ansatz  Ton 
Fr.  220,000. «) 

B  1886  II  517. 

2.  Fttrderung  der  Landwirtschaft 

BBeschl.  betr.  die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund  Tom  27.  Juni 
1884,  A.  S.  n.  F.  VII  605;  Wolf  I  725.—  Botach.  des  BR  vom  4.  Dez.  1883, 
B  1888  IV  859,  Ber.  der  Ständer.  Komm,  vom  9.  März  1884,  B  1884  I  477. 
In  Art.  19  des  BBeschl.  werden  aufgehoben:  die  BBeschl.  vom  15.  Juni  1877 
und  vom  21.  Febr.  1878  betr.  Massregeln  gegen  die  Heblaus,  der  BBeschl. 
vom  28.  Juni  1881  betr.  Verwendung  des  Pferdezuchtkredites,  A.  S.  n.  P. 
III  102,  337,  V  437;  vgl.  Vollz.-Verord.  des  BR  vom  20.  Mftrz  1885  zu  dem 
BBeschl.,  A.  S.  n.  F.  VIII  41,  und  das  auf  Grund  des  Art.  10  des  BBeschl. 
erlassene  Regl.  des  BR  betr.  Massnahmen  gegen  die  Blutlaus  vom  20.  Febr. 
1886,  A.  S.  n.  F.  VIII  88.  —  Vgl.  B  1888  II  244;  1882  II  930,  931;  vgl 
No.  «!• 

6*  Die  BVers.  hatte  anlässlich  der  Festsetzung  des  Budget 
für  das  Jahr  1881  den  23.  Dezember  1880  ein  Euquöte- Postulat 
für  Hebung  der  Landwirtschaft  angenommen  (Postl-Slg.  n.  F.  222) : 

Der   BR   wird    eingeladen,   einlässliche  Nachforschungen  und 
Untersuchungen    über  die  Art  und  Weise,   über    die  Grösse    der 
Beiträge  und  über  die    verschiedenen    Institutionen    anzuordnen, 
mittelst  deren   in  den   übrigen  Staaten  Europas    die  Hebung    der 
Landwirtschaft  angestrebt  und  gefördert  wird,  und  sodann  Bericht 
und    Anträge    einzubringen   über  die   aus  diesen  Erhebungen   för 
unsere  Verhältnisse  sich  ergebenden  Anforderungen. 
Der  BR  kam  dem  Postulat  nach,  indem  er  die  gewünschten 
Materialien  sammeln  und  von  Dr.  A.  Krämer,  Professor  der  Land- 
wirtschaft am  eidg.   Polytechnikum   in   Zürich,    bearbeiten    Hess. 
Dieser  erstattete  Ende  Mai  1882  Bericht  an  den  BB  in  einer  Schrift: 
€  Vergleichende  Darstellung  der  Massregeln  und  Einrichtungen  zur 
Förderung  der  Landwirtschaft  in  verschiedenen  Ländern  Europas 
und  ihre  Nutzanwendung  auf  schweizerische  Verhältnisse».  Femer 
veranstaltete  der  BR  eine  Enquete;  er  lud  die  KReg  und  landwirt- 
schaftlichen Vereine  der  Schweiz  ein,  ihm  eine  vollständige  lieber- 

1)  Gemäs  der  Botsch.  des  BR  vom  6.  Nov.  1890  ist  in  das  Budget  für 
das  Jahr  1891  ein  Auegabepoeten  von  Fr.  906,478  für  die  Abt.  III  c  Landwirte 
Schaft »  des  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.  (hierin  sind  inbegriffen  Fr.  125,000 
Viehseuchenpolizei,  Fr.  80,500  Besoldungen)  aufgenommen  worden,  B  1890  IV 
1061;  vgl.  997—1007. 

*)  Gemäs  der  in  Note  1  genannten  Botsch.  des  BR  ist  in  das  Budget  für  das 
Jahr  1891  ein  Ausgabeposten  von  Fr.  420»000  für  gewerbliche  und  industrielle 
Berufsbildung  aufgenommen  werden,  B  1890  FV  992. 
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sieht  aller  derjenigeo  Massnahmen  und  Einrichtungen  zu  übermit- 
teln ,  welche  von  ihnen  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  getrof- 
fen worden  sind. 

Mit  Botsch.  vom  4.  Dezember  1883  legte  alsdann  der  BR  der 
BVprs.  einen  Entw.  eines  BBeschl.  betr.  die  Förderung  der  Landwirt- 
schaft durch  den  Bund  vor,  welche  mit  einigen  Abänderungen  den 
27.  Juni  1884  von  der  BVers.  zum  Beschluss  erhoben  wurde, 

Ueber  die  verfassungsmässige  Zulässigkeit  der  Intervention  des 
Bandes  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  enthält  die  Botsch. 
des  BR  folgende  Ausführungen: 

Schauen  wir  uns  in  der  BV  um,  so  finden  wir  keine  Bestim- 
mung, welche  der  Förderung  der  Landwirtschaft  im  engem  Sinne  ruft ; 
mit  keinem  Worte  ist  derselben  ausdrücklich  gedacht;  Wird  aber  die 
Frage  in  ganz  allgemeiner  Weise  gestellt,  so  können  die  folgenden  Ar- 
tikel in  Betracht  kommen. 

Art.  2  der  BV  Yom  Jahre  1848  und  wörtlich  ttbereinstinmiend 
damit  der  Art.  2  derjenigen  vom  Jahre  1874  ftlhrt  in  der  Umschreir 
bang  des  Staatszweckes  des  Bundes  unter  Anderm  auf:  ....  die  Be- 
förderung der  gemeinsamen  Wolfahrt  der  Eidgenossen. 

Nun  liegt  in  der  Pflege  der  landwirtschaftlichen  Interessen  aller- 
dings eine  Beförderung  der  Wolfahrt,  wenn  auch  nicht  aller,  so  doch 
eines  sehr  grossen  Teiles  der  Schweizerbttrger,  in  Bezug  auf  die  in- 
direkten Wirkungen,  des  weitaus  grössten  Teiles  der  Gesammtbevölke- 
rang  der  Schweiz.  Aber  von  welchem  andern  Zweige  der  Volkswirt- 
schaft kann  das  nicht  auch  gesagt  werden,  von  der  Orossindustrie,  vom 
Kleingewerbe,  dem  Handwerke,  dem  Handel,  kurz  von  allen  ehrbaren 
Erwerbsarten? 

Es  ist  femer  daran  zu  erinnern,  dass  Art.  2  der  BV  ja  nur  in 
ganz  allgemeiner  Weise  die  Staatszwecke  umschreibt  und  desshalb  nur 
im  Zusammenhange  und  im  Einklänge  mit  allen  übrigen  Grundbestim- 
mungen unseres  Grundgesetzes  aufgefasst  und  zur  Anwendung  gebracht 
werden  kann.  Unter  jenen  Bestimmungen  ist  bcKonders  Axt.  8  der  BV 
zu  beachten,  welcher  die  kantonale  Souveränetät  nur  insoweit  beschränkt, 
dass  sie  sich  nicht  auf  solchen  Gebieten  aussein  kann,  welche  der  Bun- 
deßgewalt  übertragen  sind,  und  da  die  Souveränetät  der  Kantone  sich 
wesenjilich  in  dem  Gesetzgebungsrecht  äussert,  ist  auf  dem  Gebiete  der 
Landwirtschaft  eine  Betätigung  des  Bundes,  welche  eine  Beschränkung 
der  bezüglichen  kantonalen  Gesetzgebung  zur  Folge  hätte,  insoweit  aus- 
geschlossen, als  nicht  spezielle  Bestimmungen  der  BV  ausdrücklich  dem 
Bund  die  Kompetenz  zu  legiferiren  einräumen. 
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Als  indirekt  mit  der  Landwirtschaft  zusammenhängend  können 
folgende  Artikel  bezeichnet  werden:  Art.  24,  25  und  69. 

In  .diesen  Artikeln  ist  aber  die  Verpflichtung  des  Bundes  zur  För- 
derung der  Landwirtschaft  genau  umgrenzt.  Eätte  man  dem  Bunde 
im  Jahre  1874  noch  andere  Pflichten  mit  Bezug  auf  das  landwirtschaft- 
liche Gewerbe  übertragen  wollen,  so  hatte  dies  sicherlich  nach  den  Art. 
24  und  25  der  BY  seinen  Ausdruck  gefunden.  Auf  allen  andern  Ge- 
bieten der  Landwirtschaft  steht  dem  Bunde  ein  Gesetzgebungsrecht 
nicht  zu. 

Wenn  nun  aber  auch  eine  solche  Kompetenz  nicht  vorhanden  ist 
und  für  den  Bund  die  verfassungsmässige  Pflicht  zu  einer  Intervention 
auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  nicht  nachgewiesen  werden  kann, 
so  schliesst  das  nicht  aus,  dass  er  freiwillig  das  landwirtschaftliche  €re- 
werbe  zu  verbessern  sucht  und  zum  Zwecke  der  Hebung  und  Förderung 
desselben  von  den  Kanton*'n  oder  privaten  Vereinigungen  geschaffene 
Institutionen  unter  gevdssen  umständen  unterstützt. 

Nun  ist  es  allerdings  in  der  Praxis  seit  mehr  als  zwanzig  Jahren 
so  gehalten  worden.  Von  Jahr  zu  Jahr  haben  die  Ausgaben  des  Bundes 
für  die  Landwirtschaft  zugenommen.  Während  im  Budget  des  Jahres  1859 
nur  eine  Summe  von  Fr.  4000  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  figurirt, 
sieht  dasjenige  pro  1884   eine  Subvention  von  über  Fr.  200,000  vor. 

Aber    da    bis    vor  wenigen  Jahren   die   einzelnen  Ansätze 

meist    nur    anlässlich    der    Budgetberatung    fixirt    wurden    .   .   .   .  .  ., 

ist  dem  BR  die  Prüfung  dieser  Unterstützungen  nach  ihrer  konstitu- 
tionellen Berechtigung  noch  nie  so  nahe  gelegt  worden,  als  in  dem 
Momente,  wo  es  sich  darum  handelt,  für  eine  Reihe  von  Jahren  eine 
ausgiebigere  Intervention  des  Bundes  auf  dem  Gebiete  der  Landwirt- 
schaft eintreten  zu  lassen  und  ein  gewisses  grundsätzliches  System  in 
das  Chaos  der  bisherigen,  auf  vereinzelte  Gesuche  und  individuelle  An- 
träge hin  votirten  Subventionen  zu  bringen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  dem  Bund  auch  da,  wo  er  ein  Ge- 
setzgebungsrecht nicht  besitzt,  wo  er  aber  Subventionen  auswirft,  die 
Befugnis  zusteht,  einerseits  die  Bedingungen  festzustellen,  unter  denen 
Subventionen  von  ihm  erhältlich  sind,  anderseits  über  die  Verwendung 
der  von  ihm  gespendeten  Geldbeträge  allgemeine  Vorschriften  zu  er- 
lassen. Aus  dem  Nachweise,  dass  eine  ausgiebigere  Unterstützung  der 
Landwirtschaft  nicht  eine  verfassungsmässige  Obliegenheit  konstituirt, 
sondern  ein  Akt  der  Freiwilligkeit,  eine  Folge  der  Rücksichtnahme  auf 
gewisse  Verhältnisse,  auf  die  Zeitlage  ist,  folgt  aber  auch,  dass  von 
einer  Verwendung  der  finanziellen  Mittel  des  Bundes  erst  dann  die  Rede 
sein  kann,  wenn  derselbe  seinen  verfassungsmässigen  Obliegenheiten 
nachgekonunen  ist,  d.  h.  es  dürfen  durch  Subventionen  zu  Gunsten  der 
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I^ndwirtschaft  die  in  der  Verfassung  dem  Bunde  übertragenen  Auf- 
gaben nicbt  Ternachl&ssigt  werden. ') 

Aus  dem  bisher  Gesagten  und  dem  umstände,  d&ss  der  Bund  in 
den  Kantonen  keine  Organe  zur  Vollziehung  der  von  ihm  allfUUig  ge- 
troffenen Massnahmen  besitzt,  dass  er  sich  an  die  kantonale  Gesetz- 
gebung, an  die  bestehenden  Verhältnisse  anlehnen  muss,  folgt  auch 
ferner,  dass  er  nicht  selbstschaffend,  sondern  nur  fördernd,  ermutigend 
und  anregend  vorgehen  kann,  und  dass  er  überall  der  Mitwirkung  der 
Kantone  und  unter  Umständen  auch  der  Vereine  sich  bedienen  muss. 
Es  folgt  aber  auch  ferner  daraus,  dass  die  Hauptaufgabe  zur  Förderung 
der  Landwirtschaft  Sache  der  Kantone  ist. 

Fragen  wir  uns  schliesslich,  da  ein  Nachweis  für  die  konstitutio- 
nelle Verpflichtung  des  Bundes ,  die  Landwirtschaft  zu  fordern ,  nicht 
geleistet  werden  kann,  unter  welchen  Umständen  und  auf  welchen  Ge- 
bieten der  Bund  mittelst  Subventionen  interveniren  soll,  so  kommen 
wir  zu  dem  Schlüsse,  dass  dies  da  zu  geschehen  hat: 

1)  wo  die  Kräfte  und  Mittel  der  Kantone  nicht  ausreichen; 

2)  wo  es  sich  um  Unternehmungen,  Einrichtungen  oder  Mass- 
nahmen handelt,  die  für  die  ganze  Schweiz  oder  für  einen  grossen  Teil 
derselben  von  Interesse  sind; 

S)  wo  es  sich  um  Verhältnisse  handelt,  deren  Regelung  wegen  der 
Intensität  des  Verkehrs  den  Kantonen  nicht  allein  überlassen  werden  kann ; 

4)  wo  es  sich  um  Wegräumen  Ton  Hindernissen  handelt,  die  einer 
gedeihlichen  Entwicklung  der  Landwirtschaft  im  Wege  stehen. 

Wo  diese  Voraussetzungen  vorliegen,  da  scheint  es  angezeigt,  dass 
der  Bund  —  aber  immer  nur  innerhalb  der  ihm  durch  die  gegenwärtige 
BV  eingeräumten  und  durch  die  kantonale  SouTcränetät  nicht  ver- 
schlossenen Kompetenz  —  durch  materielle  Unterstützung  intervenire; 
wo  diese  Bücksichten  nicht  in  Betracht  kommen,  da  soll  es  Aufgabe 
der  Kantone  bleiben,  das  Nötige  Torzukehren. ') 

B  1883  IV  867;  vgl.  Ber.  der  Komm,  des  StR,  B  1884  I  477. 

7.  Bekämpfung  der  Phylloxera.  Den  27.  Dez.  1875 
wurde  der  BR  von  der  BVers.  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  nicht  eine 
Subventionirung  derjenigen  Kantone,  denen  durch  die  Massregeln 
g^en  die  Phylloxera  vastatrix  (Reblaus)  Kosten  erwachsen,  durch 
das  Interesse  des  Landes  die  Billigkeit  geboten  sei. 

Poetl-Slg.  n.  F.  62  (BBeschl.  zum  Budget  för  1876,  Art.  2,  A.  S.  n.  F.  II  53). 


0  Blmnep-Morel,  Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrechtes  (1877),  1 593. 

*)  Zur  Frage  der  Förderung  der  Landwirtsch.  durch  den  Bund  ygl.  ferner 
B 1878 II  604  (Ablehnung  der  Motion  betr.  ein  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  bei- 
zugebendes, aus  Fachmännern  bestehendea,  ständiges  Kollegium  für  Landwirt- 
Bchaft),  Poati-Slg.  n.  F.  294,  297,  411;  170,  282,  329,  830,  367;  221,  260,  374. 
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Die  Annahme  des  Postulates  war  hauptsächlich  durch  die  ausser- 
ordentlichen Auslagen  veranlasst  worden,  welche  dem  Kanton  Genf 
erwachsen  waren,  durch  Massnahmen  zum  Zwecke  der  Ausrottung 
der  Reblaus  in  den  Weinbergen  von  Pregny,  wo  dieselbe  sich  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1874  gezeigt  hat;  diese  Auslagen  betrugen 
mehr  als  Fr.  100,000. 

Mit  Botsch.  vom  7.  Dez.  1876  legte  der  BR  der  BVers.  einen 
Gesetzesentw.  vor  über  die  gegen  das  Eindringen  und  die  Ausbreitung 
der  Reblaus  in  der  Schweiz  zu  ergreifenden  Massregeln.  Der  BB 
bemerkte  hiebei:  Dass  der  Bund  über  diesen  Gegenstand  Gesetze 
7M  erlassen  berechtigt  sei,  wird  zwar  in  der  BV  nicht  ausdrück- 
lich gesagt;  diese  sieht  kein  Gesetz  dieser  Art  vor,  wie  dies  z.  B. 
für  die  Epidemien  und  Viehseuchen  der  Fall  ist  (Art.  69) ;  aber  man 
kann  die  in  Frage  stehende  Berechtigung  des  Bundes  durch  Ana- 
logie aus  dem  Ganzen  der  BV  und  im  Besondern  aus  Art.  2  der- 
selben ableiten,  welcher  Art.  2  als  einen  der  Zwecke  der  Eidg.  die 
Beförderung  der  gemeinsamen  Wolfahrt  bezeichnet  Nun  ist  aber 
die  Reblaus  eine  der  grössten  Gefahren  für  die  nationale  Wolfahrt, 
und  wenn  man  zweifelsohne  die  Ueberzeugung  haben  muss,  dass 
die  vereinzelten  Anstrengungen  der  Kantone  unter  solchen  Umständen 
unvermögend  wären,  so  ist  es  nach  Ansicht  des  BR  nicht  nur  ein 
Recht,  sondern  eine  Pflicht  des  Bundes  einzutreten.  B  1876  IV  775. 
Die  BVers.  beschloss  zunächst  den  15.  Juni  1877,  nach  Antrag 
der  Komm,  des  NR: 

Den  Kantonen,  welche  sich  genötigt  sahen  oder  künftig 
genötigt  sehen  werden,  Vorsichtsmassregeln  gegen  die  Reblaus 
zu  ergreifen,  bevor  ein  sachbezügliches  BG  erlassen  ist,  sollen 
rückwirkend  die  eidg.  Entschädigungen  zukommen,  welche  kn 
gedachten  Gesetze  vorgesehen  werden  können,  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  bei  den  betreffenden  Vorkehrungen  sich  an 
die  Weisungen  der  BBehörde  halten. 

Diese  Entschädigungen  dürfen  nicht  weniger  als  ein  Drittel 
der  von  den  Kantonen  gemachten  Auslagen  betragen. 
Die  BVers.  zog  in  Betracht: 

dass  der  BR  den  14.  März  1877  den  europäischen  Staaten,  in  de- 
nen  Weinbau  betrieben  wird,  die  Veranstaltung  eines  internationalen 
Kongresses  zur  Beratung  von  Massnahmen,  welche  gemeinsam  gegen 
die  Ausbreitung  und  die  Zerstörung  der  Reblaus  getroffen  werden  kön- 
nen, vorgeschlagen  bat, 
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dass  dieser  Kongress  voraussichtlich  in  Bälde  wird  er(39tiet  werden 
können,  da  die  Hauptstaaten  bereits  ihre  Zustimmung  erklärt  liaben, 

dass  die  Ereignisse  oder  Schlussnahmen ,  zu  welchen  der  Kongress 
gelangen  wird,  auf  die  von  der  Schweiz  diesfalls  zu  erlassenden  Gesetzes- 
bestimmungen von  Einfluss  sein  müssen, 

dass  es  daher  zeitg^näs  erscheint,  die  Beratung  des  bundesrät- 
üehen  Gesetzentwurfes  vom  7.  Dez.  1876  über  diesen  Gegenstand  zu 
verschieben, 

dass  jedoch,  wenn  die  Reblaus  neuerdings  in  der  Schweiz  glah  zeigen 
wtirde,  es  zu  bedauern  wftre,  wenn,  weil  ein  BG  noch  nicht  besteht, 
die  Seuche  ans  Mangel  an  vorsorgenden  Massregeln  weiter  um  sich  grei- 
fen könnte, 

dass  es  daher  im  öffentlichen  Interesse  li^t,  die  Kantone  einzuladen, 
keine  Vorkehrungen  zu  versäumen,  welche  eine  erfolgreiche  Bekämpfung 
des  üebels  versprechen  und  ihnen  hiefür  die  materielle  Unterstützung 
des  Bundes  zu  sichern. 

A.  S.  n.  F.  III  102.  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom   7.  Juni   1877   (D^aor), 

B  1877  m  525;  vgl.  1876  II  332. 

Auf  Grund  der  von  dem  erwähnten  internationalen  Kangress 
aufgestellten  Grundlagen  betr.  die  gegen  die  Phylloxera  vastatrix 
zu  treffenden  Massregeln,  welcher  den  6.  — 18.  August  1877  m  Lau- 
sanne stattfand,  und  an  welchem  ausser  der  Schweiz  Deutschland^ 
Oesterreich-Ungam ,  Italien,  Frankreich,  Spanien  und  Poitugal 
vertreten  waren,  legte  der  BR.  den  europäischen  Staaten  einen  Ver- 
tragsentwurf vor.  Auf  der  zweiten,  vom  8.— 17.  Sept.  iS78  in  Bern 
abgehaltenen  Konferenz  kam  der  internationale  Vertrag  betr.  die 
gegen  die  Reblaus  zu  treffenden  Massregeln  zu  Stande.  Den  17.  Dez* 
1878  genehmigte  die  BVers.  diesen  Vertrag. 

A.  8.  n.  F.  IV  424,  423;  vgl.   B  1878  III  655,    IV  417;   1877  II  75;    1880 

U  139. 

Schon  zu  Anfang  dieses  Jahres  hatte  die  BVers.  mit  dem  als  dring- 
lich erklärten  und  sofort  in  Kraft  tretenden  BBeschl.  vom  21  Febr. 
1878  den  BR  eingeladen,  den  ihm  vorgelegten  Gesetze^sentwurf 
einer  erneuten  Prüfung  zu  unterbreiten  und  Bericht  zu  erstatten 
(Art.  1).  Inzwischen  aber  ermächtigte  sie  den  BR  im  Einverständ- 
nis mit  den  Kantonen  bei  den  Verhütungs-  und  Heilversiichen  gegen 
das  drohende  Uebel  sich  angemessen  zu  beteiligen,  und  ermächtigte 
den  BR  insbesondere  eme  angemessene  Ueberwachung  und  Unter- 
suchung der  Weinberge,  sowie  die  erforderlichen  Schutzmassregeln 
gegen  die  weitere  Verbreitung  der  Reblaus  anzuordnen,  die  Einfuhr, 
Zirkulation  und  Ausfuhr  von  Pflanzenstoffen  und  Produkten,  welche 
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Träger  der  Reblaus  sein  können,  zu  verbieten  und  die  Uebertretungen 
dieses  Verbotes  mit  entsprechenden  Bussen  zu  belegen  (Art.  2X 
endlich  wurde  der  BR  für  befugt  erklärt,  zu  diesem  Behufe  von 
sich  aus  die  nötigen  Auslagen  bis  zum  Betrage  von  Fr.  50,000  auf- 
zuwenden (Art  3). 

A.  S.  n.  P.  IV  837;  vgl.  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  19.  Dez.  1877,  B  1878 

I  70;  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  4.  Febr.  1878,  B  1878  I  183;  Feoille 

fädörale  1878  I  115,  350;  B  1878  II  589,  600. 

In  Ausführung  der  beidenBBeschl.  vom  15.  Junil877  und  21. Febr. 
1878  erliess  der  BR  den  18.  April  1878  ein  Vollz.-Regl.  betr.  Vor- 
kehrungen gegen  die  Reblaus  (A.  S.  n.  F.  III  433,  B  1878  11  535)* 
Dasselbe  wurde  später  mehrmals  ersetzt  und  ergänzt  *).  Das  in  Art.  1 
des  BBeschl.  vom  21.  Febr.  1878  gerufene  BGesetz  kam  zwar  nicht  zu 
Stande:  dagegen  sind  in  Art.  10  des  BB  betr.  die  Förderung  der 
Landwirtschaft  durch  den  Bund  vom  27.  Juni  1884  (vgl.  No.  6) 
ganz  allgemein  lautende  Bestimmungen  über  Massnahmen  gegen 
Schäden,  welche  die  landwirtschaftliche  Produktion  bedrohen,  auf- 
genommen worden  (A.  S.  n.  F.  VII  608);  und  das  z.  Z.  in  Kraft 
stehende  Vollz.-Regl.  betr.  Vorkehrungen  gegen  die  Reblaus  ist  vom 
BR  den  29.  Januar  1886  erlassen  worden  in  Vollziehung  der  inter- 
nationalen Phylloxerakonvention,  d.  d.  Bern  den  3.  Nov.  1881*)  (A.  S. 
n.  F.  VI  228)  und  des  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  (A.  S.  n.  F.  IX  3). 

IT.  Terslcherugswesei. 

BV  Art.  34,  Ab«.  2;  vgl.  unten  Teil  IV,  Abechn.  VII,  Kapitel  4. 

8*  Der  Antrag  der  Komm,  des  NR  zum  Entw.  eines  BG  betr. 
die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  (vgl.  No.  10)  als  Art.  1^*'  die  Be- 
stimmung aufzunehmen: 

Der  Bund  kann  Genossenschaften,  die  sich  aus  besonders 
gefährlichen  Gewerben  zum  Zwecke  der  Kollektivversicherung 
bilden,  unterstützen, 
wurde  im  NR  im  Juni  1886   an  die  Komm,  zur  nochmaligen  Prü- 
fung zurückgewiesen.    In  ihrem  Bericht  vom  11.  Okt  1886  lies» 


*)  Gründe  der  Abänderung  und  weitere  MasBregeln  vgl.  B  1880  I  346^ 
837,  II  140,  1881  II  880,  1882  II  168,  1884  IV  138,  1885  II  341,  1886  I  M4, 
1887  1  452,  1888  II  79,  1889  I  745,  1890  I  745. 

*)  Diese  internationale  Konvention  ist  an  Stelle  der  oben  genannten  vom 
17.  September  1878  getreten;  sie  ist  von  derBVers.  den  25.  April  1882  geneh- 
migt worden  (A.  S.  n.  F.  VI  227.) 
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die  Komm,  die  vorgeschlagene  Bestimmung  fallen;   sie  kam  nicht 

in  das  B6  vom  26.  April  1887  (A.  S.  n.  F.  X  165). 

B  1886  III  162. 

In  einem  zu  Händen  des  eidg.  Handels-  und  Landwirtschafts- 
Departements  erstatteten  Gutachten  vom  6.  August  188f>  verneinte 
das  eidg.  Versicherungsamt  (J.  Kummer)  die  verfassungsmässige 
Zalässigkeit  der  Bestimmung  des  Zusatz-Artikels  1^"  aus  folgenden 
Gründen: 

unsere  gegenwärtige  BY  gibt  dem  Bunde  (Art.  84 ,  Abs.  1) 
keine  weitere  Befugnis,  als  die,  <  einheitliclie  Bestimmungen  aufzustellen 
über  die  Verwendung  von  Kindern  in  den  Fabriken  uud  fiber  die  Daner 
der  Arbeit  erwachsener  Personen  in  denselben;  ebenso  ist  er  berech- 
tigt, Vorschriften  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  einen  die  Gesund- 
heit und  Sicherheit  gefllhrdenden  Gewerbebetrieb  zu  erlassen.» 

Gesundheit  und  Sicherheit  der  Arbeiter  zu  schützen  gegenüber  der 
modernen,  mit  elementaren  Naturkrftften  und  grossen  Kapitalien  arbei- 
tenden, den  Arbeiter  in  höherm  Masse  bedrohenden  Industrie  —  das 
ist  das  dem  Bunde  in  dieser  Richtung  durch  die  Verüeissung  übertragene 
Mandat.  Das  ist  die  Basis  der  im  Fabrikgesetz  aufgestellten  gewerbe- 
polizeilichen Bestimmungen,  das  ist  auch  das  Motiv  der  über  das  bisherige 
gemeine  Recht  hinausgebenden  Haftpflicht  der  Unternehmer  für  die  aus 
ihrer  Industrie  resultirenden  ünflQle.  Diese  ökonomische  Haftpflicht 
des  Unternehmers  ist  ein  Mittel,  den  Unternehmer  zu  schützenden 
Vorkehren  zu  notigen.  Soweit  dieser  Schutz  des  Arbeiters  und  die 
zu  diesem  Zwecke  aufgestellte  Haftpflicht  begründet  sind,  soweit  sind 
sie  ToU  und  ganz  geltend  zu  machen;  wo  eine  ratio  legis  dafür  nicht 
mehr  vorhanden  ist,  da  hört  auch  das  Mandat  des  Bundes  auf.  Zur 
Versicherung  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  bat  der  Bund  keinen  Auftrag; 
der  haftpflichtige  Unternehmer  mag  es  thun,  wenn  er  es  angemessen 
findet;  aber  der  Bund  darf  ihm  diese  Last  weder  teilweise,  noch  ganz 
abnehmen,  so  lange  sie  diesen  Zweck  und  diesen  privatrechtlichen 
Charakter  hat. 

Mit  dieser  die  gesetzliche  Haftpflicht  vertretenden  Unfallversicherung 
and  nicht  zu  verwechseln  die  verschiedenen  Formen  der  Arbeiteryer- 
sicherung,  weiche  schon  vor  der  Aufstellung  der  Haftpflicht  bestanden 
haben.  In  Bezug  auf  diese  Versicherungsformen  gibt  der  Fabrikartikel 
der  Verfassung  dem  Bunde  keinen  Auftrag.  .  .  . 

Wir  können  aus  dem  Grunde,  weil  Art.  34,  Abs.  2  unserer 
BV  dem  Bunde  nur  eine  Kompetenz  und  ein  Mandat  zur  Beauf- 
sichtigung der  privaten  Versicherungsuntemehmnngen  erteilt  und  ein 
weitergehendes  Eingreifen  desselben  ausschliesst,  den  vorgeschlagenen 
Art.  l"»  nicht  befürworten.  B  1886  III  45. 

2 
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9#  Unterstützung  der  Hagelversicherung.  Während 
der  BR  mit  der  auf  Grund  eines  Postulates  der  eidg.  Rate  vom 
Dezember  1880  vorgenommenen  Enqu6te  zum  Zwecke  der  Förderung 
der  Landwirtschaft  durch  den  Bund  beschäftigt  war  (oben  No.  6), 
wandte  sich  der  Verwaltungsrat  der  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten 
schweizer.  Hagelversicherungsgesellschaft  im  Jahre  1882  an  den 
BR  mit  dem  Gesuche  um  eine  c namhafte  Subvention»  zur  Schaffung 
eines  Reservefonds,  wie  ein  solcher  in  den  Statuten  der  Gesellschaft 
vorgesehen  ist. 

Auch  Dr.  Krämer,  der  vom  BR  mit  der  Verarbeitung  des 
Materials  der  landwirtschaftli<5hen  Enqufete  betraut  worden  war, 
hatte  in  seinem  Ende  Mai  1882  eingereichten  Berichte  den  Vor- 
schlag gemacht,  der  Bund  solle  zur  Unterstützung  der  Schweiz. 
Hagelversicherungsgesellschaft  in  ungünstigen  Jahren  diejenigen 
Nachschussbeträge,  welche  einen  gewissen  Prozentsatz  vom  Ver- 
sicherungskapital überschreiten,  vorschussweise  bis  zu  einem  be- 
stimmten Maximum  des  Gesammtbetrages  unter  dem  Vorbehalte 
übernehmen,  dass  ihm  dieselben  in  günstigeren  Jahren  sollen  zurück- 
erstattet werden,  a  Alles  dieses  natürlich  nur  noch  so  lange  Zeit, 
bis  der  Reservefond  der  Anstalt  soweit  erstarkt  ist,  um  den  an  die 
Gesellschaft  herantretenden  Anforderungen  zu  genügen. » 

Der  BR  trat  auf  diesen  Vorschlag  nicht  ein;  er  lehnte  in 
seiner  Botsch.  vom  4.  Dezember  1883  das  genannte  Gesuch  ab,  ind^n 
er  sagt: 

Wir  begrüssen  es  mit  Anerkennung,  dass  durch  die  freie  Initia- 
tive von  Schweizerbürgem  auf  dem  Gebiete  der  Hagelversicherong  eine 
weitere  Konkurrenz  geschaffen  worden  ist.  Wir  tun  dies  nicht  ans 
Vorurteil  gegen  fremde  Gesellschaften.  Ist  doch  unsere  Schweiz.  Gesell- 
schaft auch  froh  darüber,  wenn  sie  im  Interesse  des  Geschäfts  ihre 
Tätigkeit  auf  die  Nachbarstaaten  ausdehnen  kann;  wir  tun  es  auch 
nicht  aus  Vorurteil  gegen  die  Aktiengesellschaften,  da  die  Gewinne  der 
Banken,  welche  der  Schweiz.  Gesellschaft  mit  Betriebskapital  aushalfen, 
sich  wenig  von  den  unsichem  und  bescheidenen  Dividenden  unterschei- 
den, welcher  die  Aktionäre  der  Magdeburger  Hagelversicherungsgesell- 
schaft  sich  zu  erfreuen  haben.  Wir  begrüssen  die  Konkurrenz,  weil  sie 
dem  Publikum  die  möglichst  billige  Versicherung  verschafft,  femer 
weil  die  Versicherung,  und  namentlich  die  Hagelversicherung,  nur  dann 
auf  solider  Basis  arbeitet,  wenn  sie  nicht  nur  eine  grosse  Zahl  von 
Risiken  umfasst,  sondern  diese  Risiken  auch  über  so  grosse  Gebiete  ver- 
teilt sind,  dass  massenhafte  Schäden  kaum  eintreten  können. 
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Diese  Anschanung  Bcbeint  tms  auch  der  Stellung  za  entsprechen, 
welche  Art.  34  der  BY  dem  Bande  gegenüber  den  privaten  Ver- 
achernngsanstalt^i  anweist:  er  soll  die  Freiheit  von  Handel  und  Qe- 
werben,  welche  im  Art.  31  garantirt  ist,  nur  insoweit  beschränken,  als 
notwendig  erscheint ,  um  die  Versicherung  Suchenden  Tor  finanziell 
unsoliden  Gesellschaften  oder  vor  einem  die  Versichernden  anderweitig  ge- 
fährdenden Geschäftsbetriebe  zu  schützen. 

Diese  Stellung  würden  wir  verlassen,  wenn  wir  durch  Beantragung 
einer  Subvention  für  die  neue  Schweiz.  Anstalt  Partei  nähmen.  .  .  . 

Es  ist  aber  auch  die  Frage  zu  erwägen,  ob  nicht  der  Bund,  in- 
dem er  einer  einzelnen  Gesellschaft  mit  einer  Subvention  zu  Hilfe  kommt, 
welche  unter  Umständen  zur  Erleichterung  der  Prämien  bestimmt  ist, 
das  Publikum  von  der  Versicherung  bei  soliden  Eonkurrenzanstalten 
ablenkt  und  der  protegirten  Anstalt  ein  faktisches  Monopol  verleiht,  und 
ob  bei  der  daraus  resultirenden  Anhäufung  der  Bisiken  bei  einer  ein- 
zigen Anstalt,  welche  anderweitiges  Garantiekapital  noch  nicht  besitzt, 
der  Bund  nicht  im  Falle  der  Wiederkehr  ungünstiger  Jahre  sich  mo- 
ralisch zu  noch  grossem  fernem  Subventionen  genötigt  sähe  .  .  . 

Es  Iftsst  sich  gewiss  mit  Fug  und  R^cht  die  Frage  aufwerfen,  ob 
der  Bund,  wenn  er  diesem  Zweig  der  Versicherung  und  speziell  der 
fraglichen  Schweiz.  Gesellschaft  in  Form  eines  Garantiefonds  ünter- 
stfitzung  gewährt,  nicht  auch  den  übrigen  Schweiz.  Hagelversicherungs- 
gesellschaften  und  andern  gemeinnützigen  Versicherungsbranchen,  vrie 
den  gegen  Frost,  Feuerschaden,  Viehverlust,  Unfall  und  Transport- 
gefahr etc.  eingerichteten,  einen  Garantiefond  billigerweise  beschaffen 
mtlsste,  sofern  solche  bereits  bestehende  oder  sich  noch  bildende  Gesell- 
schaften auf  Gegenseitigkeit  beruhen.  Denn  wer  könnte  die  Einen  ab- 
weisen, wenn  den  Andern  entsprochen  worden  wäre?  Sie  alle  hätten 
das  gleiche  Anrecht  auf  Staatshilfe  .  .  . 

Man  entgegne  nicht,  der  Bund  unterstütze  bereits  den  Versiche- 
mngsverein  der  eidg.  Beamten;  denn  diese  Unterstützung  ist  nur  ein 
Supplement  der  Besoldung,  eine  andere  Form  der  Entschädigung  ge- 
leisteter persönlicher  Dienste,  aus  der  Niemand  die  Pflicht  ableitet, 
auch  an  die  Versicherung  von  Privatpersonen  beizutragen. ') 

Man  halte  uns  auch  nicht  das  Viehseuchengesetz  vor;  deni^die  Ent- 
scldldigungen,    an  welche   der  Bund    beiträgt,    sind  nicht  Vergütungen 


] 


*)  Seit  1881  erhalt  der  Verrichemngsverein  der  eidg.  Beamten  und  Be- 
diensteten einen  BBeitrag  im  Betrage  von  Fr.  50^000;  dieser  Beitrag  ist  fQr  das 
Jahr  1891  anf  65/)00  erhöht  worden  Badget  fQr  1891,  B1890  IV  862,  869;  vgl. 
BotBch.  und  Entw.  des  BR  betr.  die  Versicherung  der  eidg.  Beamten  und  Be- 
diensteten vom  29.  Nov.  1881,  B  1881  IV  833,  404,  und  Beachl.  des  NR  vom 
7.  Dez.  1882:  BflckweiBung  des  Entw.  an  den  BB. 
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für  Schädigungen  durch  Naturereignisse,  sondern  für  die  Schädigungen, 
welche  aus  sanitätspolizeilichen  Rücksichten  Privaten  auferlegt  werden. 
Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Ausgaben  zur  Vertilgung  der  Reblaus. 
Für  Versicherung  von  Privatpersonen  und  Privateigentum  hat  der 
Bund  dermalen  keine  Ausgaben ;  er  hat  hier  nur  die  Aufgabe  einer  un- 
parteiischen Aufsicht,  soweit  diese  Versicherung  durch  Privatgesell- 
schaften betrieben  wird.  ... 

B  1883  IV  885,  vgl.  1883  II  357. 

Durch  den  BBeschl.  vom  13.  Dezember  1884  wurde  der  BR 
eingeladen : 

die  Frage  zu  prüfen,  ob  der  Bund  sich  bei  Beiträgen,  mit 
welchen  die  Kantone  die  Prämienzahlung  für  Hagelversicherung 
unterstützen,  beteiligen  soll.  —  Postl-Slg.  n.  F.  332,  B  1885  I  25. 

Es  gelangten  hierauf  mehrere  Eingaben  an  die  BBehörden, 
in  welchen  die  Einführung  der  obligatorischen  Hagelversicherung 
durch  den  Bund,  die  Förderung  der  Hagelversicherung  auf  Grund- 
lage der  bestehenden  Gesetzgebung  durch  verschiedene  Mittel  und 
die  direkte  Unterstützung  der  schweizerischen  Hagelversicherungs- 
gesellschaft durch  den  Bund  befürwortet  wurden. 

Das  eidg.  Landwirtschaftsdep.  Hess  sich  drei  Gutachten  über 
die  Frage  erstatten:  das  erste  von  Franz  Müller,  Chef  der  Abt.  Land- 
wirtschaft des  eidg.  Handels-  und  Landwirtschaftsdep.  (Die  Beteili- 
gung des  Bundes  an  der  Hagelversicherung;  Bern,  Buchdruckerei 
J.  Michel),  das  zweite  von  Dr.  J.  Kummer,  Direktor  des  eidg.  Ver- 
sicherungsamtes,  April  1887  (B  1887  HI  247—298)  und  das  dritte 
von  Nationalrat  Baidinger,  Mai  1888. 

Alle  drei  Berichterstatter  kamen  zu  dem  Schlüsse,  dass  zur 
Zeit  die  gesetzlichen  Grundlagen  für  eine  Beteiligung  des  Bundes 
an  der  Hageiyersicherung  fehlen,  und  dass  die  Unterstützung  von 
Versicherungsanstalten  durch  den  Bund  nicht  in  Uebereinstimmung 
mit  der  BV  (Abs.  2  des  Art.  34)  zu  bringen  sei. 

Dem  Gutachten  Kummer's  entnehmen  wir  folgende  verfassungs- 
rechtliche Erwägungen: 

Während  die  Verfassung  des  Deutschen  Eeiches,  welche  bei  Entwerfung 
OBserer  BV  berücksichtigt  worden  ist ,  dem  Reiche  die  Kompetenz 
der  Beaufsichtigung  und  der  Gesetzgebung  über  das  Versicherungswesen 
überhaupt  zuweist,  spricht  unsere  Bundes- Verfassung  in  Art.  34  Abs.  2 
mit  Vorbedacht  nur  von  Privatuntemehmungen  im  Gebiete  des  Ver- 
sicherungswesens ;    welche    Bedeutung  diese  Einschränkung  hat ,  ergibt 
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sieb,  wenn  wir  den  Art.  3  beiziehen,  welcher  sagt:  €  Die  Kantone  sind 
Souverän ,  soweit  ihre  Souveränetät  nicht  durch  die  BV  beschränkt 
ist  und  üben  als  solche  alle  Bechte  aus,  welche  nicht  der  Bnndesgewalt 
übertragen  sind.  »  Die  BVers.  hatte,  als  sie  in  dieser  Weise  nur  die 
Aufsicht  und  Gesetzgebung  über  die  privaten  Versicherungsunterneh- 
mungen  dem  Bunde  Übertrug,  dabei  die  ganz  unzweifelhafte  Meinung»  dass 
den  Kantonen  wie  bisher  das  unbedingte  Recht  zustehen  solle,  eigene  Ver- 
sicherungsanstalten, mit  oder  ohne  Obligatorium,  zu  halten,  und  a^war 
ftr  jeden  beliebigen  Versicherungszweig,  wie  sie  denn  auch  nicht  an* 
steben,  solche  für  die  Immobiliar-  und  Mobiliarversicherung,  Kranken* 
Versicherung  etc.  zu  errichten.  Auch  hat  das  eidg.  OB  die  kanto- 
nalen Versicherungsanstalten  (Art.  613  und  899)  ausdrücklich  von 
seinen  Bestimmungen  über  Aktien-  und  Konmianditgesellschaften  ent- 
bunden; ebenso  behält  das  BG  vom  25.  Juni  1885,  Art.  1,  Abs.  3  (A.  8. 
n.  F.  Vni  171),  die  Gesetze  der  Kantone  über  kantonale  Versicherungsan- 
stalten vor.  Der  Grund  ist  klar.  So  lange  die  Kantone  einzig  für  die  Armen 
aufzukommen  haben  und  dem  Bunde  in  dieser  Beziehung  weder  Hechte 
noch  Pflichten  zustehen,  müssen  die  Kantone  auch  in  der  Lage  Bern, 
die  ihnen  notwendig  erscheinenden  Massregeln  zur  Verpflegung  der 
Armen  und  zur  Prävention  gegen  Armut,  wie  auch  zur  Versicherung 
innerer  Bürger  zu  ergreifen,  und  diese  Motive  werden  denn  auch 
für  die  Gründung  und  Beibehaltung  kantonaler  Versicherungsanstalten 
angeführt. 

£s  wäre  ein  logischer  Widerspruch,  wenn  neben  den  Kantonen  auch 
der  Bund  das  Hecht  zur  Gründung  von  Versicherungsanstalten  mit  ei  Dem 
Monopol-,  d.  h.  Ausschlussrecht  gegen  konkurrirende  Anstalten  haben 
könnte.  Auch  wenn  der  Bund  eine  Schweiz.  Gebäudeversicherungsanstalt 
ebne  Monopol,  doch  mit  der  Befugnis,  in  allen  Kantonen  Versicher  an  gs- 
Terträge  abzuschliessen,  schaffen  wollte,  könnte  ein  Kanton,  wie  Basel* 
Stadt,  sich  dagegen  auflehnen,  weil  dadurch  der  Zweck  seiner  kanto- 
nalen Anstalt,  für  höhere  Risiken  eine  billige  Versicherung  zu  gewinnen, 
ebenso  sehr  gefährdet  würde,  wie  durch  freie  Konkurrenz  von  Privat- 
anstalten.  Eine  obligatorische  Schweiz.  Anstalt  würde  wahrscheinlich 
einen  Teil  der  Versicherungskosteil  von  Kantonen  mit  grossem  feuer- 
gefährlichen Risiken  auf  die  günstiger  situirten  Kantone  abwälzen  woHen, 
and  es  haben  daher  die  letztem  Grund  genug,  ein  üebergreifen  des 
Bundes  auf  dieses  Gebiet  zu  bekämpfen  .... 

Ebensowenig  kann  aus  dem  blossen  Aufsichtsrecht  über  die  pri- 
vaten Versichemngsanstalten  das  Recht  abgeleitet  werden,  die  Bürger 
zur  Hagelversicherung  bei  irgend  welchen  Privatanstalten  von  Bund  es - 
wegen  anzuhalten  ....  Auch  die  Begehren,  welche  dem  Bunde,  den 
Kantonen  und  den  Gemeinden  eine  administrative  Mitwirkung  bei  der 
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Leitung  der  bestehenden  oder  einer  zu  gründenden  Privatanstalt  ver- 
schafifen  wollen,  gehen  über  dasjenige  hinaus,  was  man  bisher  unter 
Aufsichtsrecht  des  Staates  über  die  privaten  Versicherungsanstalten  ver- 
standen hat .... 

Die  Hauptfrage  ist:  kann  der  Bund  nach  der  Verfassung  sick 
finanziell  bei  der  Hagelversicherung  beteiligen?  Da  nach  der  bisherigen 
Auseinandersetzung  eine  Bundesanstalt  ausgeschlossen  ist,  so  konnte 
diese  Beteiligung  nur  eine  solche  bei  privaten  Anstalten  sein.  Es 
wäre  aber  nicht  blos  aus  technischen  Gründen  die  faktische  Aus- 
schliessung der  Konkurrenz  durch  Privilegirung  einer  Anstalt  von  ge- 
fährlichen Konsequenzen;  der  Bund  darf  auch  als  Aufsichtsbehörde, 
welche  die  Bedingungen  für  alle  soliden  Gesellschaften  gleichstellen 
soU,  nicht  Eine  Anstalt  privilegiren.  Die  inl&ndischen  Geeellschaften 
mögen  mit  allen  erlaubten  Mitteln  den  Wettkampf  geg^i  die  fremden 
Gesellschaften  führen,  aber  der  Bund  als  Aufi^chtsbehörde  darf  nicht 
durch  einseitige  Parteinahme  das  Publikum  der  Woltat  der  Konkurrenz 
berauben  .... 

Auch  die  Unterstützung  der  Landwirtschaft  selbst  aus  Bundesmitteln 

—  so  erwidert  man  uns  —  ist  in  der  BV  nicht  vorgesdaen ,  und  sie 
wurde  gleichwol  beschlossen.  Wir  haben  bereits  darauf  au&aerksam 
gemacht,  dass  bezüglich  des  Versicherungswesens  dem  Bunde  durch 
Art.  84  der  BV  und  das  Ausführungsgesetz  vom  25.  Juni  1885  eine 
ganz  bestimmte  Stellung  angewiesen  ist,  diejenige  einer  gerechten  tind 
alle  privaten  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens 
gleichmässig  behandelnden  Aufsichtsbehörde. 

Aber  selbst,  wenn  dieser  Art.  S4  nicht  in  der  Verfassung  stände, 
könnte  doch  aus  dem  umstand,  dass  der  Bund  für  diese  oder  jene  löb- 
lichen Zwecke  ohne  besondere  Verfassungsvorschriften  Subventionen  be- 
willigt hat,   noch  nicht  gefolgert  werden,  —  wie  es  vielfach  geschieht 

—  dass  der  Bund  für  alle  beliebigen  nützlichen  Dinge  in  infinitum 
in  Anspruch  genommen  werden  müsse,  während  dagegen  seine  Ein- 
nahmen durch  die  Verfassung  normirt  bleiben.  Gegenüber  desgenigen, 
welche  aus  der  Unterstützung  der  Landwirtschaft  und  ähnlichen  in 
der  Verfassung  nicht  vorgesehenen  Subventionen,  von  welchen  einzelne 
einer  sehr  lebhaften  Opposition  gerufen  haben,  solche  Konsequenzen 
ziehen  möchten,  ist  auf  dasjenige,  was  der  BB  in  seiner  Botsch.  vom 
4.  Dez.  1883  hierüber  gesagt  hat  (No.  6),  zu  verweisen. 

B  1887  in  287. 

Durch  den  nicht  allgemein  verbiDdlichen  BB  vom  6.  April  1889 

wurden  denjenigen  Kantonen,  welche  die  Versicherung  der  Feldfrüchte 

gegen   Hagelschlag   unterstützen,  BBeiträge  für  die  Jahre    1890, 

1891   und  1892  zugesichert,  welche  BBeiträge  im  Maximum    bis 
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zur  Höhe  der  betreffenden  kantonalen  Leistungen  ansteigen  kön- 
nen.   A.  S.  n.  F.  2  S.  I  55. 

Zar  Begründung  der  verfassungsmässigen  Zulässigkeit  von 
BBeiträgen  an  die  Kantone  zur  Förderung  der  Hagelversictierung 
verweist  der  BR  in  der  Botsch.  vom  23.  Nov.  1888  auf  seine  Botsch. 
Tom  4.  Dezember  1883  (vgl.  No.  6).  Eine  direkte  Unterstützung 
der  Hagelversicherungsgesellschaften  aus  Bundesmitteln  erklärte 
dagegen  der  BR  für  unzulässig,  weil  verfassungswidrig.  Es  wird 
daher  —  sagt  der  BR  —  auch  den  Kantonen  nicht  gestattet  werden 
därfen,  die  B Beiträge  für  die  Subventionirung  von  Versicherungs- 
anstalten zu  verwenden  oder  daraus  Hagelversicherungsanstalten 
für  besondere  Leistungen  zu  entschädigen. 

B  1888  IV  799;  vgl.  1886  1  357. 
Die  BVers.  nahm  für  das  Budget  1890  einen  ersten  Beitrag 
bis  zur  Höhe  von  Fr.  50,000  in  Aussicht,  ebenso  einen  zweiten  im 
gleichen  Betrage  für  das  Jahr  189 1  (B  1889  lY  587, 1890 IV  1006);  der 
BR  erbat  sich  sodann  Anfangs  1890  die  Mitteilungen  der  Kantone, 
ob  sie  auf  den  zu  Gunsten  der  Hagelversicherung  in  Aussicht  ge- 
stellten Bundesbeitrag  Anspruch  erheben  und,  bejahendenfalls,  in 
welcher  Weise  sie  einen  solchen  verwenden  wollen.  In  ihren 
Antworten  gaben  die  Kantone  dem  BR  Kenntnis  von  ihren  Wün- 
schen; hierauf  sich  stützend  beschloss  der  BR  den  8.  April  1890 
Folgendes  : 

Das  eidg.  Landwirtschaftsdep.  wird  beauftragt,  den  Kantonen  Bei- 
träge aus  dem  Kredit  fUr  Förderung  der  Hagelversicherung  unter 
folgenden  Bedingungen  in  Aussicht  zu  stellen: 

1.  Die  BBeiträge  dürfen  unter  keiner  Form  zur  Subventionirung 
Ton  Hagelversicherungsgesellscbaften  verwendet  werden,  auch  dann 
Hiebt,  wenn  infolge  solcher  Subventionen  eine  Gegenleistung  erhältlich 
w&re,  wie  z.  B.  Aufhebung  des  Ausschlusses  neuer  Versicherungen  in 
sogenannten  gefährlichen  Gegenden. 

2.  Die  BBeiträge  müssen  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  verwendet 
werden  und  dürfen  nicht  zur  Aeufnung  kantonaler  Fonds  dienen. 

8.  Beiträge  an  die  Policekosten  dürfen  aus  BBeiträgen  nur  unter 
der  Bedingung  ausgerichtet  werden,  dass  die  betreffenden  Gebühren 
durch  die  Versicherungsgesellschaften  nicht  erhöht  werden. 

4.  Bei  Ausrichtung  der  Beiträge  ist  namentlich  auf  die  klein- 
bfinerlichen  Verhältnisse,  beziehungsweise  auf  das  Vermögen  der  Ver- 
sicherten im  Sinne  vorzugsweiser  Unterstützung  Minderbemittelter  Rück- 
sicht zu  nehmen. 
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5.  Die  BBeiträge  werden  im  Maximum  bis  zur  Höhe  der  kan- 
tonalen Leistung  verabfolgt,  nachdem  von  letzterer  diejenigen  Summen 
abgezogen  worden  sind,  welche  für  sub  Ziff.  1  und  2  genannte  Zwecke 

alifällig  verwendet  werden. 

B  1890  I  933. 

T.  Kranken-  nnd  UnfallTerslckernng. 

B7  Art.  84  ^<>.  —  Botsch.  und  Beschlnssentw.  dea  BB  an  dieBVers.  betr.  Ein- 
führung des  Oesetzgebungsrechtes  über  Unfall-  und  Erankenverncherung 
vom  28.  NoY.  1889,  B  1889  IV  825,  als  Beilagen  hiezu  Spezialberichte  von 
Kinkelin,  Porrer,  eidg.  Eisenbahndepartement,  B  1889  IV  843-1070;  BB 
betr.  Ergänzung  der  BV,  durch  einen  Zusatz  bezüglich  des  Gesetzgebungs- 
rechtes  über  Unfall-  und  Krankenversicherung  vom  11.  Juni  1890,  der 
durch  Annahme  vom  Volk  und  den  Ständen  vom  26.  Okt.  1890  zum  Ver* 
fa^sungsrecht  geworden  ist;  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  737;  vgl.  B  1890  III  644, 
IV  1127,  No.  840. 

10.  Ueber  die  Notwendigkeit  einer  Verfassungsrevision  für  den 
Fall,  dass  der  Bund  auf  dem  Gebiet  der  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung gesetzgeberisch  tätig  werden  soll,  spricht  sich  die  Botsch. 
des  BR  vom  28.  Nov.  1889,  in  welcher  der  BR  einen  Art.  Si"»«'  als 
Zusatz  zur  BV  vorschlug,  dahinaus: 

Es  kann  unserer  Meinung  nach  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
dem  Bunde  die  Kompetenz  zur  Gesetzgebung  über  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  zur  Zeit  noch  fehlt.  Wir  finden  keinen  Verfassungs- 
artikel, welcher  dieselbe  vorsieht,  wie  denn  auch  zur  Zeit  der  Entstehung 
der  Verfassung  vom  29.  Mai  1874  Niemand  an  ein  Einschreiten  des 
Bundes  auf  diesem  neuesten  und  erst  seither  betretenen  Gebiete  der  Sozial- 
gesetzgebung dachte. 

Das  Obligatorium,  welches  wenigstens  für  die  Unfallversicherung 
ganz  unentbehrlich  ist,  kann  jedenfalls  nicht  ohne  verfassungsmässige 
Vollmacht  ausgesprochen  werden. 

Im  Uebrigen  sei  bemerkt,  dass  wir  der  entschiedenen  Ansicht  sind, 
die  bestehende  Verfassung  erlaube  dem  Bunde,  ganz  abgesehen  vom 
Obligatorium,  überhaupt  die  staatliche  Organisation  des  Versicherungs- 
wesens, wie  sie  jedenfalls  für  die  Unfallversicherung  in  Aussicht  ge- 
nommen werden  muss,  nicht,  und  für  den  Fall,  dass  dies  in  Zweifel 
gezogen  werden  möchte,  äussern  wir  die  Meinung,  dass  wir  es  unseren 
demokratischen  Prinzipien  schuldig  sind»  dem  Volke  die  grundsätzliche 
Entscheidung  über  die  Inauguration  dieser  segensreichen,  aber  folgen- 
.^chweren  Sozialpolitik  offen  anheim  zu  stellen.  Fällt,  wie  wir  erwarten, 
dieser  Entscheid  zustimmend  aus,  so  kann  mit  um  so  grösserer  Zuver- 
iäicht  an  der  Gesetzgebung  gearbeitet  werden. 

B  1889  IV  836. 
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TL  Haidal  ud  flewerba. 

BV  Art.  81;  TgL  unten  Teil  III,  Abschn.  II,  Kap.  2:  Handels-  und 
Gtowerbefreiheit. 

11.  In  Anwendung  der  Art.  31  litt,  c  (jetzt  litt,  e)  und  64 
der  BV  hat  die  BVers.  den  23.  Dezember  1880  das  BG  betr.  Kon- 
trolirung  und  Garantie  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren 
und  den  17.  Juni  1886  das  BG  betr.  den  Handel  mit  Gold-  und 
Silberabfällen  erlassen. 

BG  betr.  Kontrolimng  und  Garantie  des  Feingehaltes  der  Oold-  und  Silber- 
waaren Yom  23.  Dez.  1880,  A.  S.  n.  F.  V  363;  Wolf  I  802.  —  Botsch.  des 
BB  Yom  28.  Nov.  1879  zum  Entw.  dieses  BG,  1879  U£  986;  Ber.  der  Komm, 
des  StR  Yom  17.  Dez.  1880,  B  1881  I  221.  BG  betr.  Zusätze  zum  genannten 
BG  vom  21.  Dez.  1886,    A.  S.  n.  F.  X  45,  Wolf  I  305.    Botsch.  des  BB 
▼om  28.  NoY.  1886  betr.  den  Entw.  dieses  BG,  B  1886111910.  —  BG  betr. 
den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfallen  vom  17.  Juni  1886,  A.  S.  n.  F. 
IX  266;  Wolf  I  317.  -  Botsch.  des  BR  vom  27.  Nov.   1885  zum   Entw. 
dieses  BG,  B  1885  IV  383.   Vgl.  B  1878  II  590,  1879  II  204,  1883  IV  586. 
lieber  die  Frage  der  Kompetenz  des  Bundes ')  zum  Erlass  dieser 
Gesetze  enthält  die  Botsch.  des  BR  vom   28.  Nov.  1879  folgende 
Ausführungen,  welche  in  der  Botsch.  vom  27.  No?.  Iö8ö  wieder- 
holt werden: 

Nach  dem  Wortlaut  des  Art.  64  der  BV  steht  dem  Bunde  die 
Gesetzgebung  zu  über  «alle  auf  den  Handel-  und  Mobiliarverkehr  be- 
züglichen Rechtsverhältnisse.»  Augenscheinlich  fallen  die  Bedingungen, 
denen  der  Verkauf  von  Gold  und  Silberwaaren  zu  unterwerfen  ist,  in 
die  Materien  des  Handelsrechts,  ebenso  wie  die  Bedingungen  den  Vieh- 
bandel  betreffend,  und  z.  B.  auch  die  auf  den  Gebrauch  der  Fabrik- 
und  Handelsmarken  ')  bezüglichen  Bedingungen.    Man  kann  nicht  ver- 

I)  Der  Berichterstatter  der  Komm,  des  StB  (Gornaz)  bemerkt  in  seinem 
Bericht  Yom  17.  Dez.  1880 :  In  der  BV  findet  sich  kein  förmlicher  Text,  welcher 
die  Kontrolirung  der  Edelmetalle  in  die  Befugnis  des  Bundes  legt.  Höchstens 
könnte  man  diese  Bandeskompetenz  ableiten  yon  der  Ver&ssnngsbestimmung, 
welche  das  Handelsrecht  zentralisirt,  sowie  von  deijenigen,  welche  die  Handels« 
nnd  Qewerbefreiheit  nur  mit  Vorbehalt  besonderer  Bestimmungen  einräumt. 
Streng  genommen  könnte  die  Bundeskompetens  im  Namen  des  an  die  Spitze 
der  BV  gestellten  Grundsatzes  bestritten  werden^  dass  alles,  was  nicht  durch 
eine  ansdrfickliche  Verfassungsbestimmnng  der  BKompetenz  zugeschieden  worden 
ist,  den  Kantonen  verbleibt,  B  1881  1  225. 

*)  Das  BGes.  betr.  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  vom 
19.  Dez.  1879  (A.  8.  n.  F.  V  35,  Wolf  I  765,  ersetzt  durch  das  BGes.  vom 
26.  Sept.  1890,  B  1890  IV  531)  wurde  erlassen  in  Anwendung  des  Art.  64 
der  BV.  Weder  die  Botsch.  des  BB  vom  31.  Okt.  1879,  noch  der  Bericht  der 
Komm,  des  NR  vom  1.  Dez.  1879  zum  Entw.  dieses  BGes.  (B  1879  III  717, 
1141)  enthalten  Erörterungen  fiber  die  Kompetenz  des  Bundes  zum  Erlass 
desselben. 
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langen,  dass  diese  speziellen  Bedingtmgen  durch  das  eidg.  OB  geordnet 
werden,  denn  dieses  bat  aussohlieslich  allgemeine  Bechtsgnmds&tze  zn 
enthalten.  Ein  Spezialgesetz  über  den  Verkauf  von  Gold-  und  Silber- 
waaren  ist  folglich  ebenso  notwendig,  wie  für  die  übrigen  obenerwähn- 
ten Materien. 

Die  Verordnungen  über  den  Verkauf  von  Gold-  und  Silber  waaren 
haben  keinen  soliden  Boden,  wenn  sie  sich  nicht  auf  Verfügungen  der 
Gewerbepolizei  stützen.  Die  gewöhnliche  Bechtsregel,  dass  die  Faktura 
Beweis  macht  unter  den  Parteien,  selbst  wenn  sie  durch  die  gesetzliche 
Präsnmption  ergänzt  wird,  dass  in  Ermangelung  einer  Faktura  die 
Waare  zum  hohem  Feingehalt  verkauft  worden  ist,  diese  B.egel,  sagen 
wir,  ist  zur  Abhilfe  gegen  Misbrauch  ganz  und  gar  unzureichend, 
wie  dies  eine  lange  Erfahrung  in  der  Schweiz  und  anderswo  un- 
widerleglich nachgewiesen  hat.  Darum  haben  auch  alle  Staaten,  welche 
ein  wenig  Ordnung  in  diesen  Handelszweig  bringen  wollten,  verfügt, 
dass  die  genannten  Waaren,  bevor  sie  zum  Verkauf  gelangen,  den  Kon- 
trolbeamten  behufs  Anbringung  eines  amtlichen  Stempels  übergeben 
werden,  durch  welchen  bezeugt  vnrd,  dass  das  Edelmetall  den  ange- 
gebenen Feingehaltsgrad  besitzt.  Eine  solche  Massregel  beschränkt  augen- 
scheinlich die  absolute  Handels-  und  Gewerbefreiheit.  Diese  Freiheit 
ist  durch  Art.  31  der  BV  gewahrleistet,  jedoch  unter  Vorbehalt  (Art. 
31,  litt.  e).  Der  Bund  hat  ebenso wol  wie  die  Kantone  das  Keckt,  der- 
gleichen Verfügungen  zu  erlassen.  (Man  vergleiche,  um  sich  hievcMi  sn 
überzeugen,  den  Text  der  BV  von  1848,  welcher  in  Art.  29  b  wie  folgt 
lantet:  «Die  Verfügungen  der  Kantone  über  die  Bandeis-  und  G^ 
Werbepolizei;»  die  Worte  «der  Kantone»  sind  in  der  BV  von  1874 
unterdrückt  worden,  woraus  also  die  BKompetenz  hervorgeht) .... 

Ist  der  Bund  befugt,  im  Gesetze  über  die  Kontrolirung  der  Gold- 
und  Silberwaaren  Strafbestimmungen  aufzustellen?  Zahlreiche  Präzedenz- 
AQle  erlauben  es,  diese  Frage  zu  bejahen.  Obgleich  die  Strafgesetz- 
gebung im  allgemeinen  den  Kantonen  vorbehalten  ist,  so  hat  doch  der 
Bund  in  einer  Reihe  von  Gesetzen,  wie  in  dem  G^esetz  über  die  Viehseuchen, 
in  demjenigen  über  den  Zivilstand  und  die  Ehe,  über  Maass  und  Ge- 
wicht, über  die  Jagd,  tiber  den  Fischfang,  über  die  Forstpolizei,  über  die 
Wasserpolizei,  in  dem  Fabrikgesetz,  in  dem  Gesetz  über  die  Eisen- 
bahnpolizei u.  s.  w.,  Strafbestimmnngen  erlassen.  Das  ist  eine  logische, 
oft  notwendige  Konsequenz  des  Bechtes  der  Gesetzgebung,  und  man 
begreift  schwerlich,  wie  es  in  einem  wolgeordneten  Staate  möglich  sei, 
dass,  sobald  der  Befehl  oder  das  Verbot,  dieses  oder  jenes  zu  tun, 
aus  der  gleichen  Regel  entspringt,  die  Strafe  im  Falle  des  Ungehorsams 
hier  eine  strenge,  dort  eine  nichtssagende  sei  und  anderswo  ganz  fehle. 
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Die  Gleichheit  in  der  Bestrafdng  ist  mindestens  ebenso  legitim,  wie  die 
Gleichheit  Tor  dem  Gesetze.  B  1879  III  d9i. 

Und  im  Jahre  1885  fügte  der  BR  bei: 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Polizeigesetze  des  Bandes  in 
keiner  Weise  in  das  Strafrecht  und  die  Organisation  der  Rechtspflege,  welche 
ausnahmslos  den  Kantonen  überlassen  sind,  eingreifen  dürfen.  Einzig 
für  diejenigen  Zuwiderhandlungen  kann  die  BGesetzgebung  Strafen  auf- 
steilen, welche  aus  der  Verletzung  von  ihr  ausgebender  polizeilicher  Vor- 
schriften sich  ergeben.  Aber  die  Vergehen  im  allgemeinen,  wie  Diebstahl, 
Vertrauensmisbraucb,  Hehlerei  und  Gehilfenschaft  bleiben  dem  Strafrecht 
der  Kantone  unterstellt,  und  die  Bestrafung  derselben  findet  nach  dem 
Verfahren  und  innert  der  Grenzen  dieser  Gresetzgebung  statt.     B 1885 IV  887. 

Die  Anregung  zum  Erlasse  der  beiden  Gesetze  lag  in  der  An- 
nahme des  vom  StR  den  23.  Dez.  1876  angenommenen  Postulates 
(Motion  Bodenheimer) : 

Der  BR   ist   eingeladen,    über    die  Frage   eine  Untersuchung 

zu  veranstalten,    ob  nicht  durch  Bundesgesetze  die  Kontrole  über 

Verarbeitung  und  Verkauf  der  Edelmetalle  zu  regeln  sei. 

Po8tl-Slg.  n.  F.  101. 

Den  19.  Juli  1879  sodann  erfolgte  die  Annahme  der  Motion 
Grosjean  und  Genossen  durch  den  NR: 

Entsprechend  dem  Ständer.  Postulat  vom  23.  Dez.  1876  ist 
der  BB  eingeladen,  für  die  nächste  Dezember-Session  Bericht  und 
Antrag  einzubringen  betr.  ein  Gesetz  über  Kontrole  und  Gewahr- 
leistung für  Gold-  und  Silberarbeiten. 

Po8tl-Slg.  n.  F.  181. 

Des  Fernem  ging  den  BBehörden  im  Jahre  1877  eine  mit 
2154  Unterschritten  versehene  Petition  von  ührenfabrikanten,  Scha- 
lenmachem  und  Uhrenmachem  aus  Kantonen  der  französischen 
Schweiz  zu,  in  welcher  ein  Gesetz  über  die  Kontrolirung  von  Gold- 
und  Silberwaaren  erbeten  wurde,  und  es  sprachen  sich  zahlreiche 
öffentliche  Versammlungen,  welche  in  den  bei  der  Frage  betei- 
ligten Hauptorten  abgehalten  wurden,  insgesammt  für  den  Erlass 
eines  schweizerischen  Gesetzes  über  diesen  Gegenstand  aus. 

Von  der  Voraussetzung  ausgehend,  dass  die  interessirten  Kan- 
tone von  sich  aus  Gesetze  über  den  Handel  mit  Edelmetallen  er- 
lassen würden,  sahen  die  BBehörden  im  Jahre  1880  bei  Erlass  des 
BO  über  die  Kontrolirung  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silber- 
waaren ton  dem  Erlass  eines  Gesetzes  über  den  Handel  mit  Edel- 
metallen vorläufig  ab.    Die  Kantone  erliessen  jedoch  diese  Gesetze 
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nicht.  In  Erwägung,  dass  jede  Gesetzgebung,  welche  irgend  einen 
Teil  der  Schweiz,  in  welcher  die  Uhrenindustrie  und  die  Bijouterie 
betrieben  werden^  unbeachtet  Hesse,  keine  genügenden  Resultate  er- 
zielen könnte,  wurde  die  Frage  wieder  vor  die  BBehörden  gebracht. 

Der  NR  nahm  den  12.  Dez.  1884  eine  von  Tissot  und  Kon- 
sorten gestellte  Motion  an,  des  Inhalts: 

Der  BB  ist  eingeladen,  zu  prüfen ,  ob  nicht  ein  BG  über 
Kauf  und  Verkauf  von  Gold-  nnd  Silberwaaren  auszuarbeiten  sei, 
um  der  Industrie,  sowie  den  Meistern  und  Arbeitern,  welche  solche 
Waaren    verarbeiten,     die    erforderliche    Sicherheit   zu    gewähren. 

Po8tl-Slg.  n.  F.  328. 

Nach  Prüfung  der  Angelegenheit  legte  der  ER  der  BVers.  den 

27.  Nov.   1885  eine  Botsch.  und  einen  BGEntw.  über  den  Handel 

mit  Gold-  und  Silberabfällen  vor.   Dieser  Entw.  war  die  Grundlage 

des  genannten  BG  vom  17.  Juni  1886. 

12*  Subventionirung  von  Handelsmuseen.  Infolge 
der  von  der  BVers.  den  21.  Dezember  1888  erfolgten  Annahme  eines 
Postulates  Gobat  wurde  der  BR  eingeladen,  zu  untersuchen,  ob 
nicht  die  Handelsmuseen  der  Unterstützung  des  Bundes  teilhaftig 
werden  sollen  (Post-Slg.  n.  F.  407).  In  seinem  hierauf  erstatteten 
Ber.  vom  19.  März  1889  an  die  BVers.  stellte  der  BR,  der  von  der 
Schweiz.  Handelskammer  vertretenen  Ansicht  beipflichtend,  den 
Antrag : 

Die  Gründung  von  Handelsniuseen   ist  der  PrlyattAtigkeit  zu 

überlassen. 

Der  BBeschl.  vom  18.  Dez.  1884  betr.  Vertretung  der  Schweiz, 
wirtschaftlichen  und  kommerziellen  Interessen  im  Auslande  (A.  S. 
n.  F.  Vn  796)  findet  auch  auf  die  Gründung  solcher  Institute 
analoge  Anwendung.  Demnach  kann  Handelsmuseen,  die  zur  all- 
gemeinen Förderung  des  Schweiz.  Handels  ins  Leben  gerufen  wer- 
den, auf  gestelltes  Ansuchen  finanzielle  oder  anderweitige  Unter- 
stützung bewilligt  werden,  wenn  dieselben  sich  nach  der  von  den 
BBehörden  vorzunehmenden  Prüfung  als  nützlich  und  notwendig 
herausstellen. 
Von  diesem  Antrag  nahm  die  BVers.  den  30.  März,  6.  April  1889 

in  genehmigendem  Sinne  Kenntnis. 

B  1890  II  427. 

In  seinem  Berichte  hebt  der  BR  hervor,  dass  es  nicht  ange- 
zeigt erscheine,   dass  vom  Bunde  auf  seine  Kosten  und  offiziell 
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Handelsmaseen  ins  Leben  gerufen  werden.  Denn  es  ist  -  sagt  der 
BR  a.  0.  —  bisher  als  Grundsatz  beobachtet  worden,  dass  der 
Staat  nur  da  und  nur  insoweit  ins  wirtschaftliche  Leben  eingreife, 
als  die  Kräfte  der  Privaten  nicht  ausreichen.  Wir  glauben  daher, 
dass  der  Bund  nicht  offizielle  Handelsmuseen  gründen  soll,  dass  er 
aber,  wenn  Gruppen  von  Industrien  und  Gewerben  solche  Museen 
für  ihren  Interessenkreis  ins  Leben  mfen  wollen,  sie  unterstützt, 
wenn  sich  nach  vorgenommener  Untersuchung  herausstellt,  dass 
sie  wirklich  im  allgemeinen  Interesse  des  Landes  liegen. 

B  1889  1  647,  U  128;  1890  I  84;  vgl.  sodann  B  1884  IV  128;  1885  IV  128. 

13.  Gewerbeordnung.  Der  Bund  hat  nicht  die  Kompe- 
tenz, eine  umfassende  Gewerbeordnung  zu  erlassen. 

Ständer.  Komm.-Bericlit  vom  23.  Nov.  1876  zom  Fabrikgesets  (Kappeier), 

B  1876  IV  555. 

Der  Bund  könnte  allerdings  auf  dem  Wege  der  BGesetzgebnng 
einzelne  Teile  einer  Gewerbeordnung  durchführen,  ohne  mit  der  be- 
stehenden BV  in  Widerspruch  zu  kommen.  Man  kann  das  eidg.  OB 
erweitem  in  dem  Sinne,  dass  in  demselben  auch  das  Verhältnis  zwischen 
Meister  und  Lehrling  geregelt  wird. ')  Ferner  bestehen  schon  Teile 
einer  Gewerbeordnung:  Fabnkgesetz,  Haftpflicbtgesetz.  Weitergehende 
Wünsche  aber,  wie  Ereirung  von  Innungen,  Aufstellung  eines  Normal- 
arbeitstages für  das  Gewerbe,  Verpflichtung  zum  Schulbesuch,  obliga- 
torische Einführung  von  Prud'hommes  etc.  rufen  einer  Revision  der  BV. 

BR  in  der  Botsch.  über  die  gewerbliche  Enqndte  vom  20.  Nov.  1883  und 

Bericht  der  nationr.  Komm,  vom  8.  März  1884  (Gonzenbach),  B  1883  IV 

588  ad  16,  1884  I  465  ad  16;  vgl.  1884  ü  885. 

14.  Obligatorische  Berufsgenossenschaften.  Nach 
der  Ansicht  des  eidg.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.,  welche 
in  einem  Kreisschr.  dieses  Departements  vom  6.  Aug.  1889  ent- 
halten ist,  würde  weder  eine  kantonale  noch  eine  eidg.  Gesetz« 
gebung  behufs  Einführung  obligatorischer  Berufssyndikate  ohne 
Revision  der  BV  zulässig  sein.  Durch  eine  Revision  der  BV 
könnte   allerdings   die  Verfassungsmässigkeit   hergestellt  werden, 


>)  £b  bat  auch  der  NR  mit  Beschl.  vom  18.  März  1884  den  BR  eingeladen, 
SU  nntersuchen  und  Beriebt  und  Antrag  zu  bringen,  ob  nicht  die  gesetzliche 
Begnlirung  der  Verhältnisse  zwischen  Meister  und  Lehrling  und  Meister  und 
Gesellen  stattfinden  soll,  Postl-SIg.  n.  F.  321.  — Bis  jetzt  hat  der  BR  eine  Vor- 
lage über  diesen  Gegenstand  bei  der  BVers.  nicht  eingebracht,  weil  seither  die 
Frage  der  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Bundes  zum  £rlas8  einer  allgemeinen 
Gewerbeordnung  in  Anregung  gebracht  worden  ist  —  VgL  B  1886  1  263, 
1887  111  69,  1888  HI  266,  1889  I  686,  III  162,  1890  I  697. 
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dagegen  würden  mit  den  auf  Grund  einer  solchen  Revision  ein- 
geführten obligatorischen  Berufsverbänden  die  in  Art.  31  der  BV 
gewährleistete  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  und  die  in 
Art.   1   des   eidg.  OR  stipulirte  Freiheit  der   Vertragschliessung 

schwinden, 

B  1889  TU  1080. 

Den  17.  Juni  1889  hatte  der  StB  die  Motion  Cornaz  angenommen, 
durch  welche  der  Bß  eingeladen  wurde,  die  Frage  der  obligatorischen 
Barufsgenossenschaften  in  ihrer  Gesammtheit  und  insbesondere  in  der 
Ricbtung  zu  prüfen,  ob  nicht  in  das  eidg.  Fabrikgesetz  vom  23.  März  1877 
(A,  S.  n.  F.  III  241)  als  Kapitel  III  a,  Art.  16  •,  eine  Zusatzbestimmung 
folgenden  Inhalts  aufzunehmen  sei:  «Die  Kantone  sind  ermächtigt,  für 
die  Bedürfnisse  gewisser  Industrien  obligatorische  Berufsverbände  zu 
schaffen >.  Indem  mittelst  des  genannten  Kreisschr.  das  eidg.  Industriedep. 
den  Kantonen  diese  nebst  andern  Motionen  mitteilt,  hebt  dasselbe  gleich- 
zeitig hervor,  dass  der  Ursprung  der  Motion  in  den  Verhältnissen  der 
jurassischen  übrenindustrie  liege,  dass  aber  auf  kantonalem  Boden  schwer- 
lich die  erwarteten  Resultate  zu  erreichen  wären. 

B  1889  III  1075,  1890  I  698. 

15.  Bestimmungen  über  Sonntags-  und  Nachtarbeit  zu  er- 
lassen, hat  der  Bund  keine  Befugnis  ausser  bei  denjenigen  Etablisse- 
nienten,  die  dem  BG  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März 
1877  (A.  S.  n.  F.  III  241)  unterstellt  sind. 

BB  den  10.  Dez.  1889  in  Beantwortung  einer  Petition  von  Bäckern,  des  In- 
halts, es  solle  die  tägliche  Arbeitszeit  im  Bäckereigewerbe  auf  14  Stunden 
im  Maximum  festgesetzt  und  die  Sonntagsarbeit  verboten  werden;  die 
Gesetzgebung  über  das  Ghewerbewesen  im  allgemeinen  steht  den  Kantonen 
zu,  B  1889  IV  1173. 

.  16«  Ankündigung  und  Vertrieb  sog.  Geheimmittel. 
Mit  Botsch.  vom  12. Nov.  1879  unterbreitete  derBR  der  B Vers,  in 
Anwendung  von  Art.  31  litt,  c  (jetzt  litt,  e)  der  BV  den  Entw.  eines  BG 
betr.  Ankündigung  und  Vertrieb  von  sog.  Geheimmitteln,  Patentmedi- 
zinen und  Spezialitäten.  Mit  Besohl,  vom  16.  Dez.  1879  trat  der  StR 
auf  den  Entw.  ein,  der  NR  beschloss  jedoch  den  18.  und  25.  Juni  1880 
Nichteintreten,  und  den  1.  Juli  stimmte  ihm  der  StR  bei. 

Die  Kompetenz  des  Bundes  zum  Erlass  eines  solchen  Gesetzes 
begründete  die  nationr.  Komm,  in  ihrem  Bericht  vom  16.  Juni  1880 
(Tschudy)  folgendermassen: 

Art.  31  der  BV  vindizirt  das  Recht  in  seiner  litt,  b  (jetzt  d) 
gegenüber  der  Gewerbe freiheit  sanitätspolizeiliche  Massregeln  gegen 
Epidemien  und  Viehseuchen  aufzustellen.  Art.  69  sodann  teilt  dieses  Recht 


Digitized  by  VjOOQIC 


Handel  und  Crewerbe. 


31 


aasdräcklich  dem  Bunde  zu.  Dadoi-ch  will  die  BV  dem  Bunde  offenbar 
das  B.echt  einräumen,  die  Gesundheit  des  Volkes  und  der  Tiere  durch 
allgemeine  Gesetze  und  Verfügungen  zu  schützen,  weil  eben  der  Natur 
der  Sache  nach  der  Bund  dazu  besser  befähigt  ist  als  die  Kantone  mit 
ihren  oft  kleinen  und  durch  zerrissene  Grenzen  xmifangenen  Gebieten* 
Der  Art.  31  beschränkt  aber  die  Gewerbefreiheit  nicht  nur  durch  seine 
litt,  b  (jetzt  d),  sondern  auch  durch  litt,  c  (jetzt  e),  welche  im  all- 
gemeinen Verfügungen  über  Handel  und  Gewerbe  vorbehält.  Und 
wo  sind  nun  solche  Verfügungen  resp.  gesetzliche  Bestimmungen  not- 
wendiger und  besser  angewendet,  als  bei  einem  Gewerbe,  wie  der  Handel 
mit  Geheimmitteln,  wo  es  nicht  nur  auf  Täuschung  durch  prahlerische 
Ankündigungen  und  Versprechungen  abgesehen  ist,  sondern  wo  nach- 
gewiesenermassen  sanitarische  und  moralische  Schädigungen  sehr  oft 
eintreten,  und  wo  es  zumeist  durch  wucherische  Preise,  die  oft  an  Be- 
trug grenzen,  auf  finanzielle  Ausbeutung  des  Publikums  abgesehen  i:^t  ? 

Wenn  dem  Bunde  nach  Art.  34  der  BV  das  Recht  zukommt,  ge^en 
einzelne  Industriezweige  zur  Sicherung  der  Gesundheit  der  Arbfiter 
Gesetze  zu  erlassen,  ja  einzelne  Fabrikationszweige,  wie  die  Eneugung 
und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen  mit  gelbem  Phosphor*),  gänzlich  zu 
unterdrücken,  so  muss  ihm  unzweifelhaft  auch  das  Recht  zustehen,  gegen 
die  Geheinmiittelfabrikation  vorzugehen,  durch  welche  die  Ge&undbeit 
und  das  Leben  von  Hunderten  und  Tausenden  bedroht  sind. 

Nach  Art.  33,  Abs.  2  der  BV  hat  der  Bund  das  Recht,  die  Ik- 
dingungen  festzustellen,  welche  Aerzte,  Apotheker  und  Tierärzte  zu 
erfüllen  haben,  wenn  sie  im  Gebiete  der  Eidg.  ihre  Kunst  ausüben  und 
sich  mit  der  Gesundheit  und  dem  Leben  von  Menschen  und  Tieren 
beschäftigen  wollen.  Wie  sollte  nun  dem  gleichen  Bunde  das  Reicht 
mangeln,  gegen  die  Geheimmittelfabrikanten,  die  sich  ja  auch  mit  der 
Gesundheit  von  Menschen  und  Tieren  zu  schaffen  machen,  die  nötigen 
Bicherheitsmassregeln  vorzuschreiben.  B  1880  111  530, 

Der  bundesr.  Entw.  enthielt  folgende  Bestimmungen: 

Art.  1.  Der  Vertrieb,  einschlieslich  der  Ankündigung  von  allen  zu 
Heilzwecken  bestimmten  sog.  Geheimmitteln,  Patentmedizinen  und  Spe- 
zialitäten, sowie  überhaupt  von  solchen  arzneilichen  Erzeugnissen,  die  in 
besonderer  Form  oder  Packung  mit  oder  ohne  Angabe  ihrer  Zusammen- 
setzung ausgeboten  werden,  unterliegt  im  Gesanuntgebiete  der  Eid^.  der 
Ueberwachung  durch  die  BBehörde  und  die  Behörden  der  Kantone. 


0  Das  BG  vom  23.  Dez.  1879  betr.  Fabrikation  von  PhosphorzflndhOlzchen 
und  Phosphorstreichkerzchen  (A.  S.  n.  F.  V  81)  ist  durch  das  BG  vom  22.  Juni 
1882  betr.  Fabrikation  and  Verkauf  von  ZtndhOlzcheD  (A.  8.  n.  F.  VI  499,  Art.  1, 
WM  l  29a)  aa%ehoben  worden. 
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Art.  2.  Von  der  Ankündigung  nnd  dem  Vertriebe  sind  diejenigen 
QebeiiD mittel,  Spezialitäten  n.  a.  w.  ansznschHessen : 

a,  welche  giftige  oder  scharfwirkende  Stoffe  enthalten  nnd  daher  bei 
ihiem  Gebrauche  Gesundheitsschädigungen,  bezw.  Vergiftungen  zu 
bewirken  geeignet  sind; 

b.  welche  durch  ihren  Verkaufspreis  und  dessen  Verhältnis  zum  wirk- 
lichen Werte  sich  lediglich  als  Mittel  zur  Ausbeutung  des  Volkes 
darstellen ; 

&  deren  Auskündung  eine  Verletzung  der  öffentlichen  Sittlichkeit   in 

ijich  schliesst; 
d.  welche    auf  die  Heilung   von  ansteckenden   Krankheiten   abzielen 

sollen. 

Den  Geheimmitteln  u.  s.  w.  gleich  werden  behandelt  Druckschriften, 
in  welchen  Heilmittel  oder  Behandlungsarten  empfohlen  werden,  insofern 
dieselben  nach  der  einen  oder  andern  der  unter  a  bis  d  aufgeführten 
Richtui3gen  hin  das  öffentliche  Interesse  gefllhrden. 

Art,  3.  Der  Detailverkauf  (Handverkauf)  aller  von  der  kompetenten 
Behörde  vom  Vertriebe  nicht  ausgeschlossenen,  im  Art.  1  erwähnten 
medizinifich-pharmazeutischen  Spezialitäten  bleibt  auf  die  unter  der  Auf- 
sicht der  kantonalen  Sanitätsbehörden  stehenden  Verkaufissteilen,  d.  h. 
auf  dw  öffentlichen  Apotheken,  sowie,  nach  Massgabe  der  kantonalen 
Vorsclirilten,  auf  die  ärztlichen  und  tierärztlichen  Privatapotheken  be- 
schränkt. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  ist  zulässig  für  hygieinische, 
dtäteti^^cbe  und  kosmetische  Mittel,  welche  im  übrigen  durch  die  kom- 
petente Behörde  ebenfalls  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  unterworfen 
werden  können,  insoweit  dies  aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Gesund- 
beitäpüege  geboten  erscheint. 

Art.  4.  Zur  Vollziehung  des  Art.  2  hievor  ernennt  der  BR  eine 
Komm,  von  Fachmännern,  welche  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  unterstellt 
istf  und  deren  Tätigkeit  durch  eine  VoUz.-Verord.  geregelt  wird. 

Art.  5.  Die  vom  Dep.  des  Innern  reglementsgemäs  ausgesprochenen 
und  eventuell  vom  BR  bestätigten  Verbote  sind  für  alle  Kantone  ver- 
bindlich. 

Sie  werden  periodisch  vom  eidg.  Dep.  den  Kantonen  amtlich  zur 
Kenntnis  gebracht,  welche  in  der  ihnen  geeignet  scheinenden  Weise, 
immerhin  innert  der  Frist  von  14  Tagen,  die  Verbote  öffentlich  bekannt 
machen.  Dieselben  treten  in  den  einzelnen  Kantonen  14  Tage  nach  deren 
öffentlicher  Bekanntmachung  in  Kraft. 

Die  Kantone  sorgen  dafür,  dass  die  Verbote  beobachtet  und  Wider- 
handlungen gegen  dieselben  zur  Anzeige  und  Bestrafung  gebracht  werden. 
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Art.  6.  üebertretungen  der  in  Kraft  getretenen  Verbote  sind  von 
den  zuständigen  kantonalen  Polizei-,  bezw.  Gerichtsbehörden  mit  Bv^i^e 
von  Fr.  20  bis  Fr.  200  zu  bestrafen. 

Mit  der  Strafe  ist  Konfiskation  der  verbotenen  Artikel  zu  verbinden. 

FOr  Auskündigungen  in  Zeitungen  haften  die  Verleger  derselben. 

Die  Vorschriften  der  kantonalen  Straf-  und  Zivilgesetze  betr.  Körper- 
Terletzxmgen  und  Gesundheitsschädigungen,  Betrug  u.  s.  w.  bleiben  vor^ 
behalten.  Dagegen  treten  die  kantonalen  Polizeivorschriften,  soweit  sia 
mit  dem  gegenwärtigen  Gesetze  im  Widerspruch  stehen,  mit  dessen  In- 
krafttreten ausser  Wirksamkeit. 

Art.  7.  (Eeferendumsvorbehalt). 

B  1879  III  676,  668;  vgl.  1878  II  594,  1879  II  205,   1880  II  34;   üebem. 

Verh.  d.  BVers.  Juni  1880,  No.  6. 

TU.  Rakrugsmittelpolisei. 

BV  Art.  31,  litt  e. 

17.  Infolge  des  von  Frankreich  erlassenen  Verbots  der  Einfuhr 
von  gesalzenem  Schweinefleisch  aus  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  wurde  der  BR  infolge  einer  Motion  Estoppey  durch 
Beschl.  des  StR  vom  24.  Febr.  1881  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  es 
nicht  angemessen  wäre,  geeignete  Massnahmen  zur  Verhütung  des 
Imports  oder  der  Konsumation  von  trichinenhaltigem  amerikanischem 
Schweinefleisch  entweder  selbst  zu  treffen  oder  deren  Anordnung 
durch  die  Kantone  zu  veranlassen. 

üebera.  Verh.  d.  BVers.  März  1881,  No.  37,  Postl-Slg.  n.  F.  258. 

Der  BR  gelangte  bei  der  hierauf  veranstalteten  Untersuchung 
zur  Bestätigung  seines  schon  im  Jahre  1879  aufgestellten  Satzes, 
dass  die  bisherigen  Erfahrungen  weder  ein  Verbot  des  Imports 
motiviren,  noch  eine  obligatorische  Trichinenschau  gegenüber  dem 
amerikanischen  Schweinefleisch  angezeigt  erscheinen  lassen.  Trotz 
des  starken  Konsums  von  amerikanischem  Schweinefleisch  und  trotz 
der  relativen  Häufigkeit  der  Trichinen  in  demselben  sind  nämlich 
bisher  in  Europa  Schädigungen  durch  dasselbe  sehr  selten  bekannt 
geworden,  und  bei  den  wenigen  bisher  in  der  Schweiz  konstatirteD 
Fällen  von  Trichinosis  ist  der  Ursprung  der  letztern  aus  amerikaii. 
Fleische  ausgeschlossen,  so  dass  es  sich  nicht  rechtfertigen  .Hesse, 
den  Import  eines  namentlich  für  die  ärmere  Klasse  der  Bevölke- 
rung in  neuerer  Zeit  sehr  wichtig  gewordenen  Nahrungsmittels  zu 
verbieten.  Hinwieder  bietet  den  bisherigen  Erfahrungen  zufolge  die 
Trichinenschau,  da  sie  sich  der  Natur  der  Sache  nach  nur  auf  aus- 
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giwähltc  Stücke,  und  bei  diesen  nur  auf  einzelne  Teile  beschränken 
kann,  gegen  Trichinose  nicht  die  nötige  Gewähr.  Das  einzige  Kor- 
rektiv gegen  diese  Krankheit  liegt  vielmehr  in  dem  geniigenden 
Kof^hen  des  Schweinefleisches,  worauf  der  BR  die  Kantone  mit 
Kreisschr.  vom  3.  Juni  1881  zu  Händen  ihrer  Bevölkerungen  auf- 
merksam machte. 

B  1882  II  40,  das  j^enannte  Kreisschr.,  B  1881  III  94;  vgl.  1879  II  183, 
1880  II  88,  1^1  I  504,  1883  n  991. 

18.  Den  30.  Juni  1882  nahmen  die  eidg.  Räte  folgendes  Postu- 
lat an: 

Der  BB  wird  eingeladen,  über  die  Frage  Bericht  zu  erstatten, 
ob  es  nicht  angezeigt  und  vom  verfassmigsmässigen  Standpunkt  aus 
zulässig  sei,  von  Bundes  wegen  die  nötigen  Massnahmen  zu  treffen, 
um  die  Konsumenten  vor  gefälschten  oder  gesundheitsschädlichen 
Getränken  zu  schützen.  A.  S.  n.  F.  VI  267,  Postl-Slg.  n.  F.  289. 

Der  BR  beantragte  in  seinem  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1883, 
eä  sei  dem  Postulate  keine  weitere  Folge  zu  geben,  jedoch  die  Kom- 
petenz des  Bundes  zur  Aufstellung  gesetzlicher  Bestimmungen  gegen 
uikOi  fliehe  Konkurrenz  (concurrence  döloyale)  vorzubehalten.  Die 
BVers.  genehmigte  den  27.  Juni  1884  diesen  Antrag  gleichzeitig  mit 
Genehmigung  des  Geschäftsberichtes  des  BR. 

In  seiner  Begründung  wies  der  BR  darauf  hin,  dass,  mit  Rttck- 
skljt  auf  die  in  weitaus  den  meisten  Kantonen  bestehenden  gesetz- 
licheo  Bestimmungen,  welche  den  Schutz  der  Konsumenten  vor  ge- 
tVLl^;chten  oder  gesundheitsschädlichen  Getränken  im  Auge  haben, 
vom  eidg.  Dep.  des  Innern  beantragt  werde,  dem  Postulate  vom 
Standpunkte  des  Sanitätswesens  aus  keine  weitere  Folge  zu  geben, 
und  dass  auch  die  KReg.  die  Notwendigkeit,  bezügliche  Gesetzes- 
bt^stimmungen  von  Bundeswegen  zu  erlassen,  nahezu  einstimmig 
vnrneint  hatten. 

Im  weitern  ist  die  Frage,  ob  die  Eidg.  kompetent  sei,  gegen 
Fälschung,  Verfälschung,  betrügliche  Bezeichnung  u.  s.  w.  von  Nah- 
rungsmitteln Strafbestimmungen  zu  erlassen,  vom  eidg.  Justiz-  und 
l'uüzeidepartement  verneint  worden.  Dem  Bunde  stehe  nämlich  nach 
Art.  69  der  BV  nur  die  Gesetzgebung  zu,  über  die  gegen  gemein- 
^^fallrlicbe  Epidemien  und  Viehseuchen  zu  treffenden  gesundheits- 
polizeilichen Verfügungen,  während  sodann  allerdings  Bestimmungen 
Ijetr.  betrügliche  Konkurrenz  in  das  Gebiet  des  Obligationenrechts 
ciMäi:hlagen  (vgl.  auch  eidg.  OR  Art.  50). 
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Was  eDdlieh  die  Frage  einer  bezüglichen  Intervention  des  Bundes 
auf  dem  W^e  der  Zollgesetzgebung  und  der  Zollkontrole  betriffit, 
so  ist  es  nicht  denkbar,  dass  neben  all  den  verschiedenen  ObliegeD- 
heiten  des  eidg.  Zolldepartements  auch  noch  eine  erspriesliche 
üeberwachung  der  Einfuhr  von  gesundheitswidrigen  Getränken  oder 
Lebensmitteln  durch  das  Zolldepartement  möglich  wäre. 

B  1883  n  45,  882,  1884  II  22,  568,  713.  939, 
Seither  haben  die  eidg.  Räte  folgende  zwei  Postulate  angenom- 
men; Bescbl.  des  NR  vom  29.  Juni  1887: 

Der  BR  ist  eingeladen,  zu  uniersuchen  und  darüber  Bericht 
zu  erstatten,  wie  auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung  die  kantonalen 
Vorschriften  betr.  Herstellung  und  Verkauf  gesunder  und  unver- 
f^chter  Nabrungs-  und  Gennssmittel  und  gewisser  Gebrauchsgegen- 
stände, namentlich  auch  in  der  Richtung  zu  ergänzen  seien ^  da£8 
der  Hersteller  und  Verl^ufer  seine  Waare  mit  ihrem  wahren  Namen 
zu  bezeichnen  hätte.  Po8tl-Slg.  n.  F.  SS5. 

BBeschl.')  vom  26.  Juni  1889: 

Der  BR  wird  eingeladen,  mit  möglichster  Beförderung  ein 
BG  über  den  Weinbandel  auszuarbeiten  und  den  Räten  zu  unter- 
breiten. 

Postl-Slg.  n.  P.  429,  vgl.  üebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1889,  No.  51 

19.  Der  Bund  hat  keine  Kompetenz,  das  Schlachtverfahren  zu 

regeln,  da  dieses  weder  auf  Verbreitung  von  Viehseuchen  (Art,  69)^ 

noch  auf  die  Zuträglichkeit  des  Fleisches  als  Nahrungsmittel  (Art.  31) 

irgend  welchen  Einfluss  ausübt. 

BR  in  seioer  Antwort  yom  19.  Juli  1887  an  den  Vorstand  des  schweisc,  Tier- 
schntEvereins,  welcher  an  den  BR  zum  Zweck  der  Unterdrückung  der  israe- 
litischen  Schlachtmethode  den  27.  April  1886  das  Gesuch  gerichtet  hatte. 


*)  Der  BR  hat  selbst  dieses  Postulat  angeregt;  er  sagt  in  seiner  Botech, 
vom  11.  Juni  1889  betr.  die  provisorische  Handelskonvention  mit  Griechet^knd 
folgendes:  Wenn  die  Produzenten  von  Naturwein  den  Schutz  des  Staates  ^egen 
eine  illoyale  Konkurrenz  anrufen,  so  ist  dies  vollständig  gerechtfertigt.  Es  darf 
nicht  zugegeben  werden,  dass  unter  der  Benennung  «  Naturwein  »  Trockenbeer- 
oder  Kunst  wein  verkauft  und  dadurch  das  Publikum  irregeleitet  und  iineer 
Weinbau  durch  eine  solche  Konkurrenz  geschädigt  wird.  In  neuerer  Zeit  nlud 
einige  Kantone  mit  der  Aufstellung  von  gesetzlichen  Vorschriften  über  den 
Weinhandel  vorgegangen ,  aber  es  kann  nur  durch  ein  einheitliches  Gesetz  ver- 
hindert werden,  dass  Trockenbeer-  und  Kunstwein  als  Naturwein  auf  deu  Markt 
gelangen,  den  Produzenten  des  letztern  schädigen  und  den  Konsumenten 
täuschen.  Die  Kompetenz  zu  einem  solchen  BG  liegt  in  Art.  31,  litt,  c,  und 
Art.  64  der  BV.  Wir  halten  dafür,  dass  mit  möglichster  Beförderung  ein  ein- 
heitliches Gesetz  über  den  Weinhandel  aufgestellt  werden  sollte,  B  1889  lü  59L 
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der  Bß  wolle  dafür  sorgen,  dass  auf  dem  ganzen  Gebiet  der  Eidg.  da» 
Töten  von  Schlachtvieh  in  öffentlichen  Schlachthäusern  und  den  Privi^- 
schlächtereien  ohne  vorgg.n<2rige  Betäubung  der  Tiere  durch  Schlag  oder 
Schuss  verboten  werde,  B  1888  II  698,  vgl.  No.  794. 

VIIL  Uateriickhiwesea. 

BV  Art  27.  —  Vgl.  unten  Teil  IV,  Abachn.  VIll,  Kap.  1:  Volksschule. 

20*  Subventionirung  permanenter Schulausstellungen. 
lieber  die  Frage  der  Beteiligung  des  Bundes  an  den  permanenten 
Schulausstellungen  durch  deren  Subventionirung  bemerkt  der  BR 
in  seiner  Botsch.  vom  23.  Nov.  1880  an  die  BVers,  die  ihn  hierzu 
durch  ein  den  17.  Dez.  1879  angenommenes  Postulat  eingeladen  hatte : 

Wenn  auch  die  Sorge  für  das  Schulwesen  den  Kantonen  obliegt, 
so  hat  immerhin  der  Bund  daran  ein  mächtiges  Interesse:  ein  allge- 
meines, weil  es  sich  dabei  um  die  Wolfahrt  des  Schweizervolkes  han- 
delt,  und  ein  besonderes,  weil  ihm  durch  die  Verfassung  Recht  und 
Pflicht  auferlegt  ist,  darüber  zu  wachen,  dass  die  Jugend  in  allen 
Kantonen  einen  genügenden  Unterricht  erhält.  Es  ist  nicht  leicht,  hier 
gesetzgeberisch  richtig  einzugreifen,  und  noch  schwerer  dürfte  es  sein, 
mit  Gesetz  und  Vorschriften  zu  ersprieslichen  Resultaten  zu  kommen, 
wenn  nicht  die  Behörden,  welche  sie  auszuführen  haben,  und  das  Volk 
selbst  Mittel  und  Wege  klar  erkennen  und  von  der  Zweckmässigkeit 
und  praktischen  Brauchbarkeit  der  verlangten  Verbesserungen  sich  selbst 
überzeugen  können.  Wenn  es  ein  einfaches  und  probates  Mittel  gibt, 
diese  Vorbedingungen  herbeizuführen,  so  sind  es  die  Schulausstellungen, 
und  es  ist  gewiss  gerechtfertigt,  wenn  der  Bund  sich  dafür  interessirt 
und  das  Zustandekommen  dieser  Einrichtungen  durch  bescheidene  Bei- 
träge erleichtert. 

Dabei  kann  es  sich  nicht  nur  um  die  Subventionirung  eines  einzi- 
gen pädagogischen  Museums  handeln;  denn  wir  sind  der  Ansicht,  dass 
dem  Schweiz.  Schulwesen  dermalen  viel  mehr  gedient  ist,  wenn  in 
verschiedenen  Teilen  unseres  Landes  solche  Anstalten  entstehen  und  sich 
entwickeln,  selbst  wenn  dieselben  einfacher  und  beschränkter  bleiben, 
und  wir  können  nur  wünschen,  dass  die  Bestrebungen  kräftig  fortgeführt 
werden.  Selbstverständlich  kann  der  Bund  nur  unterstützend  eingreifen, 
und  wenn  er  das  irgendwo  tun  soll,  so  muss  nachgewiesen  sein,  dass 
die  Anstalt  an  Gemeinden,  Kanton  und  Privaten  einen  sichern  Halt  hat, 
eine  richtige  Organisation  und  ein  den  Verhältnissen  entsprechendes 
Programm  besitzt  und  Gewähr  für  zweckmässige  Verwendung  der 
Büntersttitzung  bietet. 

Die  BVers.  nahm  den  17.,  23.  Dez.  1880  in  genehmigendem 
Sinne  Vormerkung  von  der  Botsch.  des  BR;   sie  gewährt  an  die 
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verschiedenen  permanenten  Schalausstellungen  in  der  Schweiz  jähr- 
liche Beiträge,  ') 

ß  1880  IV  448,  440;  Postl-Slg.  n.  F.  192  (A.  S.  n.  F.  IV  401);  üebera. 
Terh,  d,  BVere.  Dez.  1S80,  No.  H,  B  1880  II 14;  vgl.  1876  II 339,  1889  I  495, 
1890  I  573. 

21»  Siibventionirung  landwirtschaftlicher  Mittel- 
schulen. Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  der  Bund  die 
Kompetenz  habe,  landwirtschaftliche  Mittelschulen  zu  unterstützen, 
nachdem  ihm  der  Art.  27  der  BV  nur  die  Befugnis  einräume,  höhere 
ünterrichtsanstalten  zu  errichten  und  zu  unterstützen. 

Wir  halten  dafür  —  sagt  der  ER  in  seiner  Botsch.  vom  4.  Dez.  1883 
an  die  BVers.  —  dass  es  sich  hier  wie  mit  den  übrigen  Subventionen 
für  Massnahmen  und  Einrichtungen  der  Kantone  verhält.  Eine  Pflicht 
kann  aus  der  Verfassung  zu  Gunsten  derselben  ebensowenig  abgeleitet 
werden,  als  aus  der  Ermächtigung,  höhere  Anstalten  zu  unterstützen, 
das  Verbot  abgeleitet  werden  kann,  das  von  den  Kantonen  organisirte 
mittlere  ünterricbtswesen  mit  eidg.  Subventionen  zu  bedenken. 

B  1883  IV  872;  vgl.  BB  vom  27.  Juni  1884  betr.  Förderung  der  Landwirt- 
schaft durch  den  Bund  Art.  3,  A.  S.  n.  F.  VII  606,  Wolf  I  725  (oben  No.  6). 

22«    Gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung. 

BBescbl.  betr.  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  vom  27.  Juni 
1884,  A.  S.  n.  F.  VII  613,  Wolf  I  865.  -  Botsch.  des  BR  über  die  gewerb- 
liche Enqußte  vom  20.  Nov.  1883,  B  1883  IV  547;  Ber.  der  Komm,  des 
NR  vom  8.  März  1884,  B  1884  I  449;  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom 
3.  Mai  1884,  B  1884  II  877.  Regl.  des  BR  vom  27.  Jan.  1885  über 
Vollziehung  des  BB,  A.  S.  n.  F.  VIII  26,  Wolf  I  866;  Kreisschr.  des 
BR  hierzu  vom  27.  Jan.  1885,  B  1885  I  263;  vgl.  1885  II  291,  III  755; 
über  die  BSubventionen  vgl.  B  1886  III  345,  1887  I  393,  1888  II  31,  1890 
I  709,  IV  992  (Budgetansatz  für  1891  Fr.  420,000);  vgl.  Verord.  und  Regl. 
für  die  Ausbtellnng  der  vom  Bunde  snbventionirten  gewerbl.  Fortbildungs- 
schulen, Handwerkerschulen  und  gewerbl  Zeichnungsschulen  vom  26.  Febr., 
5.  März  1890,  B  1890  I  946,  949.  Ueber  die  Stellung  einer  zu  gründenden 
Kunstschule  im  Kanton  Tessin,  Postl-Slg.  n.  F.  352  (Motion  Riniker  und 
Rons),  hierzu  BR-Bot«ch.  vom  3.  Juni  1887,  B  1887  III  527—542;  vgl. 
No.  148.') 

»)  Im  Budget  für  das  Jahr  1891  findet  sich  ein  Beitrag  von  Fr.  5000  für 
permanente  Schulausstellungen,  B  1890  IV  862;  vgl.  B  1876  IV  354,  1877  II  86. 

«)  Vgl.  ferner  Botsch.  und  BB-Entw.  des  BR  vom  18.  Nov.  1890  betr.  För- 
derung  der  kommerziellen  Bildung,  wonach  die  Bestimmungen  der  BB  vom 
27.  Juli  1884  auf  die  kommerziellen  Bildungsanstalten  analoge  Anwendung 
finden  sollen,  B  1890  IV  1081  (nebst  Beilage  enthaltend  eine  üebersicht  über 
die  von  den  Kantonen  getroffenen  Einrichtungen  betr.  den  kaufmännischen 
Unterricht,  a  0.  1092);  vgl.  B  1890  I  84,  II  428. 
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Die  BVers.  erliess  den  27.  Juni  1884  den  BB  betr.  die  gewerb- 
liche und  industrielle  Beru&bildung ,   dessen  Art.  1   und  2  fest* 


Art.  1.  Zur  Förderung  der  gewerblichen  und  industriellen 
Berufsbildung  leistet  der  Bund  an  diejenigen  Anstalten,  welche  zum 
Zwecke  jener  Bildung  errichtet  sind  oder  errichtet  werden,  Beiträge 
aus  der  Bundeskasse. 

Wenn  eine  Anstalt  noch  andere  als  diese  Berufsbildung,  z.  B. 
die  allgemeine  Bildung,  zum  Ziele  hat,  so  wird  der  Beitrag  des 
Bundes  nur  für  erstere  ausgerichtet. 

Art.  2.  Als  Anstalten  für  die  gewerbliche  und  industrielle 
Ausbildung  sind  zu  betrachten :  die  Handwerkerschulen,  die  gewerb- 
lichen Fortbildungs-  und  Zeichnungsschulen,  auch  wenn  sie  in  Ver- 
bindung mit  der  Volksschule  stehen;  die  höheren  industriellen  und 
technischen  Anstalten,  die  Kunst-  und  Fachschulen,  die  Muster-, 
Modell-  und  Lehrmittelsammlungen,  die  Gewerbe-  und  Industrie- 
museen. 

Auf  Grund  des  von  der  BVers.  den  28.  April  1882  angenom- 
menen Postulates: 

Der  HR  ist  eingeladen,  eine  Untersuchung  über  die  Lage 
derjenigen  Industrien  und  Gewerbe  zu  veranstalten,  welche  sich 
über  die  Handelsverträge  beschweren,  und  zu  prüfen,  in  welchem 
Masse  zur  Hebung  dieser  Industrien  und  des  Handwerks  beige- 
tragen werden  könnte,  sei  es  durch  Umarbeitung  des  Zolltarifs, 
sei  es  durch  Unterstützung  von  Handwerker-  und  Kunstgewerbe- 
schulen, sei  es  durch  andere  Mittel, 

Po8tl-Slg.  n.  F.  273,  ß  1888  II  193. 
hatte  der  BR  eine  gewerbliche  Enqußte  vorgenommen.  Im  An- 
schluss  an  seine  Botsch.  über  diese  gewerbliche  Enquete  vom 
20.  Nov.  1883  legte  der  BR  der  BVers.  einen  BBeschl-Entw.  betr. 
die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  vor.  Die  Kompetenz 
des  Bundes  aber  zur  Unterstützung  des  gewerblichen  Bildungs- 
wesens begründet  der  BR  in  der  genannten  Botsch.  in  folgender 
Weise: 

Die  Mitwirkung  und  Unterstützung  des  Bundes  wird  zur  Hebung 
der  gewerblichen  und  industriellen  Bildung  und  damit  im  Interesse 
des  gemeinsamen  Woles  angerufen.  Nun  heisst  es  in  Art.  2  der  BV 
ausdrücklich,  dass  der  Bund  die  Beförderung  der  gemeinsamen  Wol- 
fahrt  der  Eidgenossen  zum  Zwecke  habe.  Diese  Bestimmung  recht- 
fertigt die  Unterstützung  des  Bundes  beim  gewerblichen  und  indu- 
striellen Bildungswesen. 
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In  BeziehoEg  aof  Art.  27  der  BV  ist  vor  allem  ins  Äuge  zu  fassen, 
<k88  es  sieh  mit  dem  Vorschlage  nicht  am  die  allgemeine,  sondeni  einzig 
um  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  handelt.  EIr  gibt 
nun  solche  Bildungsanstalten ,  welche  Tom  Staate,  yon  Ortschaften,  von 
Vereinen  und  Privaten  und  endlich  solche,  welche  durch  gemeinsames 
Zusammenwirken  dieser  Faktoren  ins  Leben  gerufen  weiden  sind.  In 
keinem  Falle  sind  konstitutionelle  Bedenken  geltend  gemacht  worden^ 
und  wenn  nunmehr  der  Bund  mit  seiner  Unterstlitznng  hinzutritt, 
so  liegt  unseres  Erachtens  in  Art.  27  hiefÜr  weder  ein  Gebot  noch 
ein  Verbot. 

Den  Kantonen  werden  durch  den  BBeschl.  keine  Rechte  weggenom- 
men ;  derselbe  steht  somit  auch  in  keiner  Weise  in  Widerprueb  niit  Art..  3 
der  BV.  Es  wird  kein  Kanton  gezwungen,  die  vom  Bunde  znr  Unter- 
stfitzung  des  gewerblichen  und  industriellen  Bildungswesens  anerbotene 
Hand  anzunehmen,  sondern  es  wird  jedem  derselben  freigelassen,  von 
aicb  ans  und  ohne  Unterstützung  des  Bundes  jene.  Bildung  auf  die 
Höbe  der  Zeit  zu  bringen  und  sie  dort  zu  erhalten.  B  1883  IV  5i&^. 

Der  Ber.  der  Ständer.  Komm,  vom  3.  Mai  1884  (OlivLer  Zschokke) 
enthält  über  die  Frage,  ob  der  Bund  berufen  sei,  durch  Förde- 
rang der  gewerbHchen  Bildung  die  Notlage  des  Handwerks  und 
der  Gewerbe  zu  entfernen  und  auf  diese  Weise  helfend  einzutretenj 
folgende  Bemerkungen: 

Wir  teilen  die  Ansicht  des  BR  und  des  NR,  welche  diese  Frage 
bejahen  und  sich  liiebei  auf  Art.  2  der  BV  stützen,  vollständig,  nach- 
dem durch  die  gewerbliche  Enquöte  der  Nachweis  voll  erbracht  worden 
ist,  dass  die  Wolfahrt  eines  grossen  Teiles  unseres  Volkes  durch 
Verhältnisse  gefährdet  erscheinen,  welche  abzuändern  ausser  seiner 
Macht  li^. 

Nach  unserer  Ansicht  ist  es  nicht  Aufgabe  des  Bundes  ^  durch 
direkte  Einwirkung  in  den  Kantonen  das  Bestreben  für  Verbesserung 
des  Bealscbulwesens  wachzurufen.  Es  muss  sicher  hiem  die  Initiative 
ans  dem  Bedürfnisse  des  Volkes,  bezw.  aus  dem  staatlichen  Loben  der 
Kantone  hervorwachsen.  Auch  hier  ist  es  angezeigt,  dass  man  sich  an 
das  bereits  Bestehende  anschliesse  und  dasselbe  weiter  fortbilde.  Da* 
gegen  mu&s  als  ebenso  berechtigt  bezeichnet  werden,  da.'^s  der  Bund 
stets  ein  oflfenes  Auge  dafür  behält,  ob  seine  Subventionen  im  spe- 
ziellen gut  verwendet  werden,  mit  andern  Worten,  dass  er  eine  sacl> 
gemfisse  Kontrole  führe,  wie  er  solche  auch  bei  andern  ^ubventioni- 
rungen  (z.  B.  Flusskorrektionen  u.  s.  w.)  stets  ausgeübt  hat  .  .  . .  Die 
BV  von  1874  hat  den  Boden  des  Rechtsstaates,  welcher  die  sog.  Man- 
chesterideen  als  massgebend  anerkennt,  verlassen,  und  das  Volk  anerkennt 
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heute  faktisch  die  Förderung  der  gemeinsamen  Wol&hrt  der  Eidge- 
nossen auch  in  denjenigen  Punkten,  welche  in  der  Verfassung  nicht 
speziell  und  wörtlich  erwähnt  sind.  B  1884  II  892. 

23«  Das  Gesuch  des  Schweiz.  Vereins  zur  Förderung  der 
Knabenarbeitsschulen  vom  16.  April  1888,  in  welchem  eine  Erwei- 
terung des  Art.  2  des  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  (No.  22)  in  dem 
Sinne  angeregt  wurde,  dass  den  Handarbeitsschulen  für  Knaben  in 
gleicher  Weise  wie  den  Fortbildungsschulen  eine  BUnterstützung 
gewährt  würde,  lehnte  die  BVers.  mit  Beschl.  vom  30.  März  1889 
auf  Antrag  des  BR  ab :  *) 

Wenn  wir  ein  Hindernis  —  sagt  der  BR  in  seinem  Ber.  an  die 
BVers.  vom  19.  März  1889  —  dem  Gesuche,  um  Revision  des  Art.  2  des  BB 
vom  27.  Juni  1884  zu  Gunsten  der  Knabenarbeitsschulen  zu  entsprechen, 
darin  erblicken,  dass  letztere  nicht  die  gewerbliche  und  industrielle 
Berufsbildung  zum  Ziele  haben,  während  der  BBeschl.  einzig  und  allein 
der  Förderung  letzterer  gewidmet  ist,  führt  der  Umstand,  dass  der 
petitionirende  Verein  und  die  überhaupt  diesfalls  in  der  Schweiz  zu  Tage 
tretenden  Bestrebungen  die  Handarbeitsschule  als  ünterrichtsbestandteil 
in  die  Volksschule  aufnehmen  lassen  möchten,  (sie)  zu  einer  weitern,  nicht 
minder  wichtigen  Schwierigkeit.  Verfassungsgemäs  nämlich  ist  ja  die 
Fürsorge  für  das  Volksschulwesen  Sache  der  Kantone,  und  es  dürfte  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  damit  eine  finanzielle  Unterstützung  eines 
Zweiges  des  Volksschulwesens  durch  den  Bund  ausgeschlossen  ist,  um 
so  mehr,  als  eine  solche  ohne  die  Ausübung  einer  gewissen  Kontrole 
des  Bundes  nicht  denkbar  wäre.  B  1889  I  635,  789;  1890  I  713. 

24«  Von  der  Erwägung  sich  leiten  lassend,  dass  seit  dem 
BBeschl.  betr.  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  der 
Bund  zur  Hebung  dieser  Bildung  alljährlich  so  bedeutende  finanzielle 
Opfer  (von  1884—1889  gegen  Fr.  1,400,000)  bringe,  dass  Gebiete 
wie  die  Ausstattung  von  Handwerkern  und  Gewerbetreibenden  behufs 
Besuches  einer  Weltausstellung  füglich  der  kantonalen,  kommunalen 
oder  privaten  Obsorge  überlassen  bleiben  können,  lehnte  es  der  BR 
den  22.  Mai  1889  ab,  auf  ein  Gesuch  des  leitenden  Ausschusses  des 
Schweiz.  Gewerbevereins  betr.  Subventionirung  von  Handwerkern 
zum  Besuch  der  Pariser  Weltausstellung  einzutreten. 

B  1889  III  73;  1890  I  608. 

»)  Der  Verein  erhielt  für  das  Jahr  1889  einen  BBeitrag  von  Fr.  1000 
zur  Sammlung  der  gesammten  bezüglichen  Litteratur,  zur  Publikation  metho- 
discher Arbeiten  und  Studienberichte,  zur  Bildung  einer  Mustersammlung  von 
Vorlagen  und  Modellen  aus  verschiedenen  Landern,  B  1890  I  715. 
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2S.  Gemäs  Art.  4  des  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  können  sich 
die  Beitrage  des  Bandes  im  Maximum  bis  auf  die  Hälfte  der  Summe, 
welche  jährlich  von  den  Kantonen,  Gemeinden,  Korporationen  und 
Privaten  aufgebracht  wird,  belaufen.  Als  solche  Beiträge  können 
sehen  den  jährlich  wiederkehrenden  verschiedenen  Subventionen  die 
Zinsen  von  Kapitalien  betrachtet  werden,  welche  deu  Anstalten  durch 
Subskriptionen  und  Geschenke  zukommen,  nicht  aber  diejenigen, 
welche  durch  Ersparnisse  der  Anstalt  nach  und  nach  zurückgelegt 
worden  sind.  Ebensowenig  fallen  hier  die  Schulgelder  in  Betracht,  da 
unter  anderem  die  BSubvention  es  ermöglichen  soll,  dass  der  Eintritt 
in  die  gewerblichen  Bildungsanstalten  auch  Aermeren  offen  stehe  und 
es  sich  sonderbar  ausnehmen  würde,  wenn,  während  einerseits  vom 
Bande  Stipendien  an  Besucher  von  Anstalten  bewilligt  werden,  andrer- 
seits die  BBeiträge  steigen  könnten,  wenn  von  diesen  nämlichen 
Zöglingen  höhere  Schulgelder  verlangt  würden.  Aehnliches  gilt  von 
den  Eintrittsgeldern  in  Museen.  B  1886  I  266. 

26»  Der  BBeitrag,  dessen  Maximum  im  zitirten  Art.  4  genau 
definirt  ist,  darf  in  der  Begel  nur  für  bestimmte  Ausgaben  (Art.  7, 
Abs.  2  des  Regl.)  verwendet  werden.  Wenn  demnach  auch  bei  der 
Bewilligung  eines  Beitrages  die  Verwendung  desselben  nicht  genau 
angegeben  ist,  so  können  die  Anstalten  doch  genau  wissen,  wie  der- 
selbe zu  verwenden  ist,  ohne  dass  sie  durch  diese  Bestimmung  zu 
stark  eingeengt  werden,  und  immer  noch  genügend  Aktionsfreiheit 
besitzen  (sie).  B  1886  I  267. 

IX.  Erhaltug  Taterlindischer  Altertümer,  flrfindiuig  eines 
schweizerischen  Landesmasenms. 

I.  Ber.  des  BK  über  Erwerbung  der  Pfahlbau tensammlung  yod  Dr.  Qro88  (in 

Neuenstadt)  vom  25.  Noy.  1884,  B  1884  IV  562;  Ber.  des  BR  an  die  BVers. 
über  die  Aufstellung  dieser  Sammlung  vom  3.  März  1885,  B  1885  I  511. 
—  Botsch.  des  BE  betr.  die  Beteiligung  des  Bundes  an  den  Bestrebungen 
zur  Erhaltung  und  Erwerbung  yaterländischer  Altertümer  vom  14.  Juni 
1886,  B  1886  II  744;  BBeschl.  vom  30.  Juni  1886,  A.  S.  n.  F.  JX  62,  Wolf 
I  868 ,  Vollz.-Verord.  hierzu  vom  25.  Febr.  1887,  A.  S.  n.  F.  X  9;  vgl. 
B  1885.  IV  577,  1886  III  256,  1890  I  565. 

II.  Botsch.  des  BR  über  die  Frage  betr.  Gründung  eines  Schweiz.   Nationai- 

museums  vom  31.  Mai  1889,  B  1889  III  209;  Ber.  der  Mehrheit  der  Komm, 
des  StR  (Muheim)  vom  9.  Dez.  1889,  B  1890  I  105,  Antrag  der  Minderheit 
dieser  Komm.,  B  1890  I  121;  BBeschl.  vom  27.  Juni  1890,  A.  S.  n.  F.  2  S. 
I  690.  —  Bewerbungen  um  den  Sitz  des  Landesmuseums,  B  1889  I  491; 
Ber.  des  BR  vom  29.  Nov.  1890,  B  1890  V  6,  IV  315;  üebers.  Verh.  d. 
BVers.  Dez.  1890,  No.  10;  vgl.  auch  B  1886  I  453,  II  442. 
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27«  Den  9.  Juli  1883  erklärte  der  NR  eine  von  Prof.  Vögelin 
gestellte  Motion  erheblich,  welcher  die  Fassung  gegeben  wurde: 

Der  BR  wird  eingeladen,  der  BVers.  beförderlich  Bericht  und 
Antrag  zu  hinterbringen,  ob  ein  Schweiz.  Nationalmuseum  errichtet 
werden  solle,  und  welche  finanzielle  Tragweite  ein  solcher  Beschl. 
für  den  Bund  haben  möchte.*)  Postl-Slg.  n.  F.  314. 

Den  25.  März  1885  erklärte  der  StR  eine  Motion  Muheim  und 
Rusch  in  folgender  Fassung  erheblich: 

Der  BR  wird  eingeladen,  gleichzeitig  mit  der  Berichterstattung 
über  das  Nationalmuseum  Bencht  und  Antrag  zu  erstatten,  ob  und 
in  welcher  Weise  öffentliche  Altertümersammlungen,  welche  der 
vaterländischen  Geschichte  dienen,  sowie  die  Unterhaltung  geschicht- 
licher Baudenkmäler  durch  Bundesbeiträge  zu  unterstützen  sind.') 

Postl-Slg.  n.  F.  341. 

Nachdem  der  BR  schon  durch  BBeschl.  vom  16.  Dez.  1884  er- 
mächtigt worden  war,  die  Gross'sche  Sammlung  von  Pfahlbauten- 
altertümem  zum  Preise  von  Fr.  60,000  für  die  Eidgenossenschaft 
anzukaufen  (üebers.  Verh.  d.  BVers.  Dez.  1884,  No.  13)  und  das  eidg. 
Dep.  des  Innern  im  gleichen  Jahre  die  Motion  Vögelin  durch  eine 
Expertenkomm.  hatte  prüfen  lassen,  legte  der  BR  mit  Botsch.  vom 
14.  Juni  1886  den  eidg.  Bäten  den  Entw.  eines  BBeschl.  betr.  die 
Beteiligung  des  Bundes  an  den  Bestrebungen  zur  Erhaltung  und 
Erwerbung  vaterländischer  Altertümer  vor.  Fast  unverändert  wurde 
dieser  Entw.  den  30.  Juni  1886  zum  BBeschl.  von  nicht  allgemein 
verbindlicher  Natur  erhoben;  den  25.  Febr.  1887  erliess  der  BR 
eine  VoUz-Verord.  zu  diesem  BBeschl.,  durch  welche  eine  unter  dem 
eidg.  Dep.  des  Innern  stehende  eidg.  Komm,  für  Erhaltung  Schweiz. 
Altertümer  eingesetzt  wurde. 


*)  Vögelin  beantragte  den  4.  Juli  1883:  1.  Die  BVers.  bcBchiiesst  die  Errich- 
tung eines  Schweiz.  Nationalmuseums,  welches  zwei  Abteilungen,  die  kunstge- 
werbliche und  die  der  historischen  Denkmäler,  umlasst.  —  2.  Der  BR  wird 
beauftragt,  der  BVers.  beförderlich  Bericht  und  Antrag  über  die  Ausführung 
dieses  Beschl.  zu  hinterbringen,  speziell  über  die  Frage,  ob  die  beiden  Abtei- 
lungen zu  vereinigen  seien,  und  wo  sie  ihren  Sitz  haben  sollen ;  Uebers.  Verh. 
d.  BVers.  Juni  1883,  No.  44. 

*)  Muheim  und  Rusch  beantragten  den  19.  Dez.  1884:  Der  BR  wird  ein- 
geladen, Ber.  und  Antrag  zu  bringen,  ob  und  in  welcher  Weise  öffentliche 
Altertümersammlungen,  welche  der  vaterländischen  Geschichte  dienen,  sowie 
die  Unterhaltung  geschichtlicher  Baudenkmäler  durch  Bundesbeiträge  zu  unter- 
stützen sind;  üebers.  Verh.  d.  BVers.  März  1885,  No.  25. 
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Die  staatsrechtlich  wichtigen  Gesichtspunkte  über  die  vorliegende 
Frage  sind  in  der  genannten  Botsch.  des  BR  vom  14.  Juni  1886 
nur  kurz  berührt.  Die  Expertenkomm.  hatte  an  die  Spitze  ihrer 
Resolutionen  die  Erklärung  gestellt:  die  Erhaltung  von  Denkmälern 
Schweiz.  Geschichte  und  Schweiz.  Kunstfertigkeit  ist  ein  ernstes  In- 
teresse des  Landes  und  eine  Mitwirkung  des  Bundes  zu  diesem 
Zwecke  in  hohem  Grade  gerechtfertigt;  und  der  BR  schliesst  hieran 
an  mit  den  Worten:  Gewiss  hat  die  Expertenkomm.  in  diesen  Worten 
nicht  nar  der  Ueberzeugung  der  Altertumsfreunde,  Kunstforscher 
und  Historiker,  sondern  einem  Gefühle  Ausdruck  gegeben,  das  nach- 
gerade in  den  weitesten  Kreisen  unseres  Landes  lebendig  geworden 
ist.  Mit  steigender  Betrübnis  und  Beschämung  wird  im  ganzen 
Lande  die  Kunde  von  den  sich  immer  wiederholenden  Verkäufen 
unserer  Kunstschätze  ins  Ausland  aufgenommen.  Man  fühlt,  dass 
dnrch  diese  nicht  endenden  Verschleuderungen  uns  nicht  nur  ein 
höchst  wertvoller  Teil  unseres  Nationalbesitzes  verloren  geht,  sondern 

dass  dadurch  auch  unsere  Nationalehre  Abbruch  erleidet 

Zugleich  liegt  in  der  Tatsache  dieser  allgemein  bedauerten  Verkäufe 
ins  Ausland  der  Beweis,  dass  weder  unsere  zahlreichen  Altertums- 
vereine noch  die  kantonalen  und  lokalen  Behörden  von  sich  aus  im 
Stande  sind,  dem  Uebel  zu  steuern  ...  Es  hat  sich  gezeigt,  wenn 
hier  eine  wirksame  Abhilfe  getrofifen  werden  soll,  so  muss  eine  mit 
ganz  andern  Kräften  ausgerüstete  Instanz  ins  Mittel  treten;  und 
diese  kann  nur  der  Bund  sein  .  .  .  Alle  Staaten  um  uns  her  aner- 
kennen die  Verpflichtung,  ihre  nationalen  Denkmäler  zu  schützen . . 
Die  Schweiz  wird  sich  dieser  in  dem  Wesen  der  Kulturstaaten  lie- 
genden Aufgaben  um  so  weniger  zu  entziehen  gewillt  sein,  als  die 
gegenwärtig  nicht  ungünstige  Finanzlage  des  Bundes  uns  in  den 
Stand  setzt,  dieser  Aufgabe  zu  genügen,  ohne  uns  darum  auf  einem 
andern  Punkte  Beschränkungen  auferlegen  zu  müssen.  Unterstützt 
doch  der  Bund  auch  die  Bemühungen  und  Erforschung  der  vater- 
ländischen Geschichte  und  der  heimatlichen  Dialekte  der  deutschen 
Schweiz.  Hier  wie  dort  anerkennt  er  die  Pflicht,  kostbare  Denkmäler 
unseres  Volkes  der  Vergangenheit  und  dem  Untergange  zu  entziehen. 

B  1886  II  745. 

Durch  BBeschl.  vom  27.  Juni  1890  sodann  hat  die  BVers.  auch 
die  Errichtung  eines  Schweiz.  Landesmuseums  beschlossen. 
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Z.  Eisenbahnwesen. 

BV  Art.  26.  —  BG  Ober  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  dem  Ge- 
biete der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  vom  23.  Dez.  1872,  A.  S.  XI 1.  —  Vgl. 
Wolfl  (Abschn.  XXI)  683—682;  Hürlimann,  Die  eidg.  Eiaenbahn- 
gesetzgebung  mit  Angabe  der  Quellen  für  die  Kenntnis  der  darauf  be- 
zOglichen  Praxis  der  BBehörden  (bis  Ende  1885)  Zürich  1887. 

28.  Bundeskonzession  für  anormale  Bahnen.  In 
einer  Botsch.  vom  4.  April  1862  an  die  B  Vers,  sprach  sich  der  BR 
entschieden  dafür  aus,  dass  auch  die  Pferdeeisenbahnen  unter  das 
eidg.  Eisenbahngesetz  fallen,  er  bejahte  daher  die  Frage  der  Kon- 
zessionsbedürftigkeit dieser  Bahnen.  Die  eidg.  Räte  verschoben 
damals  die  definitive  Entscheidung  der  Frage ;  sie  ermächtigten  den 
28.  Januar  1863  den  BR,  unvorgreiflich  der  Hauptfrage  über  die  defini- 
tive Anwendung  der  BGesetzgebung  auf  Pferdebahnen,  die  Verhält- 
nisse zwischen  Bund  und  derartigen  Unternehmungen  provisorisch 
zu  ordnen.  Die  BBehörden  hatten  erst  in  den  siebenziger  Jahren 
sich  wiederum  mit  der  Frage  zu  beschäftigen.  Der  Entwurf  des 
BR  (vom  16.  Juni  1871)  zum  geltenden  Eisenbahngesetz  hatte  in 
in  seinem  ersten  Artikel  folgende  Bestimmung: 

Für  blosse  Geleisanlagen ,  sowie  für  Bahnunternehmungen, 
welche  weder  fremden  Grund  und  Boden  benutzen,  noch  an  das 
allgemeine  Eisenbahnnetz  anschliessen,  bedarf  es  keiner  staatlichen 
Konzession.  Es  bleibt  den  Kantonen  überlassen,  in  Fällen  solcher 
Art  zum  Schutze  der  öffentlichen  Interessen  das  Nötige  anzu- 
ordnen. 

Der  StR  verwarf  diese  Einschränkung,  und  der  NR  nahm  sie 
nicht  wieder  auf.  Damit  war  aber  ausgesprochen,  dass  die  Pferde- 
Eisenbahnen,  die  ohnehin  weder  zu  den  blossen  Geleiseanlagen  ge- 
rechnet werden  dürfen,  am  allerwenigsten  aber  fremden  Grund  und 
Boden  verschonen,  den  Lokoraotivbahnen  bezüglich  der  Konzessio- 
nirung  gleich  gestellt  seien.  In  zwei  Botsch.  vom  28.  Juni  1875 
beantragte  daher  der  BR  der  BVers,  zwei  BBeschlüsse  zu  fassen,  den 
einen  betr.  Konzession  einer  Pferdeeisenbahn  von  Bözingen  über  Biel 
nach  Nidau,  den  andern  betr.  Konzession  von  Pferdeeisenbahnen 
auf  Genfergebiet.  Der  BR  hob  hervor,  dass  die  Regierungen  von 
Bern  und  Genf  seiner  Anschauung  über  die  Notwendigkeit  der  Bun- 
deskonzession für  Pferdebahnen,  gerade  wie  die  Konzessionäre  aus- 
drücklich beigestimmt  haben,  und  dass  seine  Anschauung  nament- 
lich auch  durch  die  Erwägung  unterstützt  werde,  dass  die  Pferde- 


Digitized  by  VjOOQIC 


Eisenbahnwesen.  46 

bahnen  nicht  nur  bestimmt  sind,  grossen  Städten  einen  willkommenen 
Ersatz  für  Fuhrwerke  zu  bieten,  sondern  auch  am  die  Bewohner 
ans  von  der  Lokomotivbahn  abliegenden  Landesteilen  derselben 
zuzaführen  und  daher  die  nämliche  Linie  ganz  leicht  das  Gebiet 
mehr  als  eines  Kantons  berühren  möchte. 

Die  BVers.  trat  dieser  Anschauung  bei,  und  erteilte  durch 
BBeschlüsse  die  betrefienden  Eonzessionen. 

B  1875  III  eOS,   1876  III  503;  die  zitirten   Botsch.   vom   28.  Juni   1875, 
B  1875  III  619,  629,  üllmer  II  No.  975. 

Im  Jahre  1877  lehnte  es  der  Zürcher-Regierungsrat  ab,  bei 
den  vom  BR  im  Sinne  des  Art.  2  des  Eisenbahngesetzes  eröffneten 
Konzessionsverhaudlungen  betr.  eine  Strassenbahn  in  Zürich  mit- 
zuwirken, da  nach  seiner  Ansicht  Strassenbahnen  nicht  als  Eisen- 
bahnen im  Sinne  des  Art.  1  des  B6  angesehen  werden  könnten; 
er  machte  eine  Beschwerde  bei  der  BVers.  anhängig.  Die  Beschwerde 
fiel  als  gegenstandslos  dahin,  infolge  einer  Uebereinkunft  zwischen 
dem  eidg.  Eisenbahn-Dep.  und  der  Zürcherregierung,  wonach  vor 
allem  die  kantonale  Regierung  die  interessirten  Gemeindebehörden 
hinsichtlich  der  Konzessionsbedingungen  zum  Schutz  der  lokalen 
Interessen  zu  hören  und  namens  derselben  mit  dem  Konzessions- 
bewerber zu  verhandeln  habe. 

Der  BR  beobachtet  das  durch  dieses  Uebereinkommen  einge- 
schlagene Verfahren  als  Regel  bei  derartigen  Konzessionsgesuchen. 
Er  überlässt  darnach  die  Gestaltung  und  Einfügung  des  neuen  Ver- 
kehrsmittels in  die  Rahmen  der  lokalen  Verhältnisse  in  erster  Linie 
den  Interessenten,  um  nach  Abschluss  der  Verhandlungen  zu  prüfen, 
wie  weit  dieselben  von  dem  Standpunkt  der  Oberaufsicht  des 
Bandes  über  das  Eisenbahnwesen  zu  beanstanden  sein  möchten. 
Er  glaubt,  die  lokalen  Interessen,  soweit  als  gesetzlich  zulässig, 
gewähren  lassen,  und  nicht  versuchen  zu  sollen,  eine  so  eigenartige 
Unternehmung,  wie  die  einer  städtischen  Strassenbahn  ist,  Bestim- 
mungen zu  unterwerfen,  welche  nicht  auf  solche  Verhältnisse  be- 
rechnet worden  sind.  Anderseits  lässt  der  BR  nicht  ausser  Acht, 
dass  eine  grosse  Zahl  von  Bestimmungen  der  Eisenbahngesetze  nicht 
nur  auf  die  städtischen  Tramways,  sondern  auch  auf  die  Strassen- 
bahnen passen,  dass  es  aber  nicht  möglich  ist,  auf  rein  theoretischem 
Wege  von  vorneherein  eine  scharfe  Ausscheidung  zu  treffen. 

B  1879  II  391,  I  260,  1882  I  184. 
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Durch  Beschluss  derBVers.  vom  28.  März  1879  wurde  aber  der 
BR  eingeladen  zu  untersuchen,  inwieweit  die  Gesetze  über  das  Eisen- 
bahnwesen mit  Rücksicht  auf  die  Bahnen,  welche  nicht  zu  den  Nor- 
malbahneii  gehören,*)  abgeändert  werden  sollen,  eventuell  die  ent- 
sprechenrlen  Vorlagen  zu  machen. 

Po8tl.-Slg.  n.  F.  177;  B  1880  II  319,  866. 

In  seinem  Geschäftsber.  über  das  Jahr  1882  bemerkt  der  BR, 
dass  die  Verhandlungen  über  die  verschiedenen  Konzessionsgesuche 
für  Strassenbaliiien  und  die  Erfahrungen  bei  der  Aufsicht  über  den  Be- 
trieb derselben  beweisen,  dass  die  bestehende  Eisenbahngesetzgebung 
nach  beiden  Bichtungen  ausreicht.  Der  Erlass  eines  Spezialgesetzes 
drängt  nicht  und  dies  umsoweniger,  als  neue  Erfindungen,  wie  nament- 
lich die  Verwendung  der  Elektrizität  als  Zugkraft,  an  der  Schwelle 
praktischer  Einführung  stehen,  wahrscheinlich  zunächst  bei  Bahnen 
minderen  Hanges  ihre  Probe  zu  machen  haben  und  Verhältnisse 
schaffen  können,  welche  in  nicht  allzuferner  Zeit  in  einem  neuen 
Eisenbahugesetz  mitberücksichtigt  werden  müssen. 

Seither  ist  ein  Spezialgesetz  für  anormale  Bahnen  nicht  mehr 

gefordert  worden. 

B  1881  II  398,  1882  II  434,  944,  1883  II  317. 

29.  Auf  ein  Konzessionsgesuch  für  einen  (vertikalen)  Draht- 
seilaufzug  von  der  Matte  auf  die  Münsterplattform  in  Bern  und  auf 
ein  weiteres  Konzessionsgesuch  für  eine  schwebende  Drahtseilbahn 
(Wagen  an  vier  nur  an  den  Enden  befestigten  und  sonst  nicht 
unterstützten  Drahtseilen  laufend)  vom  Waisenhausplatz  in  der  Stadt 
Bern  nach  dem  Schänzli,  trat  der  BR  im  Jahre  1888  nicht  ein,  von 
der  Ansiclit  ausgehend,  dass  die  Vorschriften  der  Eisenbahngesetz- 
gebung auf  solche  Unternehmungen  nicht  Anwendung  finden  können, 
Bomit  auch  eine  BKonzession  nicht  zu  erteilen  sei;  es  bleibt  den 
lokalen  oder  kantonalen  Behörden  die  allfällig  notwendig  erschei- 
nende Ueberwachung  des  Baues  und  Betriebes  derartiger  Anlagen 

überlassen, 

B  1888  I  731,  1889  II  156. 


1)  Es  t allen  unter  den  Begriff  der  aussernormalen,  anormalen  Bahnen 
nicht  nur  Pferdebahnen  und  Stiassenbabnen,  sondern  auch  Dampfomnibus- 
bahnen, elektrische  Bahnen,  Centralspurbahnen ,  Zahn  radbahnen ,  Drabtseil- 
bahneo^  vgL  Hfirlimann  S.  46. 
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30.  EoDze88ioQSgemässer  Rückkauf  der  Eisen* 
bahnen  und  das  Rechnungswesen  der  Eisenbabngesell- 
schaften. 

BBeschl.  Yom  24.  April  1888  betr.  die  Frage  des  Rückkaufs  der  Schweiz.  Eiaen- 
bahnen,  A.  S.  n.  F.  VII  109.  ~  BQ  über  das  Rechnungswesen  der  Eisen« 
bahngeeellschaften  Yom  21.  Dez.  1888,  A.  S.  n.  F.  VII  429.  Wolf  I  609. 
Botsch.  des  ER  an  die  BVers.  vom  6.  M&rz  1888  betr.  I.  die  Frage  des  Rück- 
kaufs der  Schweiz.  Eisenbahnen  und  IL  den  BGEntw.  über  die  Beaufsich- 
tigung des  Rechnungswesens  der  Eisenbahngesellschaften,  B  1883  I  268-, 
Ber.  der  Komm,  des  StR  (Wirz)  betr.  den  Rückkauf  der  Schweiz.  Eisen- 
bahnen vom  8.  April  1888,  B  1888  II  588;  Bericht  des  BR  an  Dr.  8. 
Kaiser,  Präsident  der  nationalr.  Komm,  in  Sachen  des  Rückkaufs  der  Eisen- 
bahnen, vom  12.  April  1883,  B 1888  II  912;  Bericht  der  Mehrheit  der  Komm, 
des  NR  (Kaiser)  vom  17.  Aprü  1888,  B  1883  II  921;  Bericht  des  Herrn 
Curti  vom  18.  April  1883,  B  1883  U  929.  —  Ber.  des  BR  an  den  Schweiz, 
StR  betr.  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahndirektionen  vom  11.  Mai  1883» 
B  1883  II  969;  Ber.  der  Mehrheit  der  Komm,  des  StR  (Wirz)  vom  26.  Juni 
1888  betr.  defl  BQEntw.  über  die  Beaufsichtigung  des  Rechnungswesens  d<^r 
Eisenbahngesellschaften,  B  1888  IV  317 ;  Ber.  der  Komm,  des  NR  (Kainer) 
über  diesen  BGEntw.  vom  26.  Okt.  1883,  B  1883  IV  381.  — B  1883 II 3 19, 
1884  II  434,  IV  180,  1885  II  379.  —  Anregung  zur  Revision  des  BG  vom 
21.  Dez.  1888,  B  1889  II  287. 

Mit  dem  1.  Mai  1888  wurde  für  eine  Anzahl  Schweiz.  Eisen- 
bahnen  der  Rückkaufstermin  fällig,  und  es  hatte  die  Eidgenossen- 
schaft gemäs  den  Vorschriften  der  Konzessionen  sich  bis  zum 
1.  Mai  1883  darüber  schlüssig  zu  machen,  ob  sie  von  der  Eündl- 
gung  Glebrauch  machen  wolle. 

Auf  Grund  des  in  der  Botsch.  vom  6.  März  1883  niedergelegten 
Nachweises  in  Hinsicht  auf  die  zum  Rückkauf  fälligen  Bahnen  : 

a.  dass  das  Anlagekapital  der  sämmtlichen  Bahnen  zu  hoch  be- 
rechnet ist,  und  dass  der  Bund  genötigt  wäre,  im  Falle  des 
Rückkaufes  eine  Reduktion  von  annähernd  85  Millionen  Franken 
zu  verlangen, 

b.  dass  die  von  den  Bahnen  im  Durchschnitt  der  letzten  zehn 
Jahre  bezahlten  Dividenden  gegenüber  dem  wirklichen  Ertrage 
ebenfalls  als  zu  hoch  erscheinen  und  daher  für  die  Zukunft 
ein  wesentlich  geringerer  Ertrag  in  Aussicht  genommen  wer- 
den muss, 

c.  dass  bei  dem  durch  die  Konzessionen  vorgeschriebenen  Rück- 
kaufsverfahren und  dem  Mangel  gesetzlicher  Vorschriften  über 
die  Bestimmung  der  Rückkaufssumme  jede  Gewähr  dafür  man- 
gelt, dass  der  Kaufpreis  dem  wirklichen  Werte  und  Ertrage 
angemessen  sein  werde, 
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gelangte  der  BR  zum  Schlüsse: 

dass  zur  Zeit  auf  den  konzessionsgemässen  Rückkauf  der 
Bahnen  nicht  eingetreten  werden  kann,  ohne  den  Bund  grossen 
finanziellen  Gefahren  preiszugeben.  B  1883  I  321. 

Die  BVers.  pflichtete  den  Anschauungen  des  BR  bei,  und  dem 
Antrag  des  BR  entsprechend  beschloss  sie  den  21.,  24.  April  1883: 

von  dem  Rechte  der  Kündigung  der  fälligen  Eonzessionen 
und  des  Rückkaufs  der  Eisenbahnen  wird  zur  Zeit  kein  Ge- 
brauch gemacht.  *)  (Siehe  SS.  52  und  53.) 

Gleichzeitig  ergab  sich  aber  dem  BR  das  weitere  Resultat  aus 
seinen  Untersuchungen,  dass  zur  Sicherung  der  volkswirtschaft- 
lichen Interessen,  denen  die  Bahnen  zu  dienen  bestimmt  sind,  sowie 
zum  Schutze  des  Landeskredites,  die  finanzielle  Verwaltung  der 
Bahnen  einer  gesetzlich  geordneten  staatlichen  Aufsicht  unterstellt 
werden  muss.  B  1883  I  322. 

Der  BR  legte  daher  der  BVers.  den  Entw.  eines  BG  betr. 
AU^  Aufsicht  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahngesellschaften 
vor.  Aus  den  Beratungen  der  eidg.  Räte  gieng  dieser  Entw.  den 
2t,  Dez.  1883  als  BG  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahn- 
gesellschaften hervor. 

Zur  rechtlichen  Begründung  dieses  Gesetzes  enthält  die  Botsch. 
des  BR  vom  6.  März  1883  folgende  Erörterungen: 

Dem  Bunde  als  Aufseber  und  Wächter  über  die  Eisenbahnen 
koiLimt  kein  Recht  zu,  von  dem  Richter  die  Anwendung  der  durch  das 
eidg.  OR  aufgestellten  Verwaltungs-  und  Recbnungsgrundsätze  seitens  der 
Eisenbahngesellscbaften  zu  verlangen,  und  es  wäre  den  Interessen,  die 
er  zo  vertreten  ha*^,  auch  damit  nicht  gedient,  wenn  ihm  ein  solches 
R+*cht  eingeräumt  würde.  Die  Interessen  des  Staates  im  Eisenbahn- 
wesen sind  keine  fiskalischen,  sondern  staatliche,  dem  öffentlichen  Ver- 
kehr dienende,  gerade  wie  im  Strassenwesen.  Der  Staat  bat  für  gehörige 
Erl^tellung  der  Bahnen,  sowie  für  ihren  baulichen  und  finanziellen  Be- 
staud  auch  dann  zu  sorgen,  wenn  er  den  Bau  und  Betrieb  an  Privat- 
gesellschaften überlässt,  und  er  hat  sich  diese  unveräusserlichen  Rechte 
auch  durch  die  Konzessionen  und  die  Gesetzgebung  gewahrt.  Die  Aus- 
iibiing  dieser  Befugnis  kann  aber  nicht  von  richterlichen  Entscheiden 
ablillngig  gemacht  werden,  das  Recht,  den  durch  Misgriffe  der  Ver- 
waltung gefährdeten  Bestand  einer  Bahn  zu  sichern,  ist  ein  öffentliches 
und  daher  den  Vollziehungsbehörden  des  Staates  du-ekt  zuständiges  und 
auch  von  ihnen  auszuübendes. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Eisenbahnweten.  49 

Diese  Befugnisse  sich  auf  dem  Wege  der  Oesetzgebnng  einräumen 
zu  lassen,  ist  der  Bund  befugt;  er  hat  darauf  durch  die  Konzessionen 
in  keiner  Weise  yerzichtet.  Es  besteht  nicht  eine  einzige  Konzession, 
in  welcher  eine  Bestimmung  über  das  Verhältnis  vorkäme,  nach  wel- 
chem der  jährliche  Ertrag  einer  Eisenbahn  einerseits  auf  die  Unter- 
oehmung  und  anderseits  zu  Gunsten  der  Aktionäre  za  verwenden  ist. 

Die  Teilnehmer  einer  Eisenbahngesellschaft  dürfen  verlangen,  dass 
ihnen  der  c  Reingewinn  »  des  Unternehmens  als  Dividende  überlassen 
werde;  sie  sind  darum,  dass  sie  eine  staatlich  konzessionirte  Gresellschaft 
bilden,  nicht  minderen  Rechts,  als  die  Teilnehmer  an  irgend  einer  anderen 
Aktiengesellschaft.  Der  öffentliche  Charakter,  welcher  der  staatlich 
konzessionirten  Gesellschaft;  innewohnt,  macht  sich  nur  in  der  Sorge 
des  Staates  geltend,  dass  der  Anteil,  welchen  die  Aktionäre  an  dem 
Jahresertrag  beziehen,  sich  auf  diesen  ihnen  privatrechtlich  allein  zu- 
kommenden Reingewinn  beschränke.  Dieser  Pflicht  kann  sich  der 
Staat  entschlagen,  wo  es  sich  um  Gesellschaften  mit  ansschlieslich  pri- 
vaten Zwecken  handelt,  obschon  er  auch  in  diesem  Falle  den  Beteiligten 
in  dem  bürgerlichen  Gesetz  die  Befugnis  einräumt,  fär  den  Bestand 
der  Gesellschaft  genau  mit  den  gleichen  Mitteln  zu  sorgen,  welche  er 
gegenüber  der  konzessionirten  Gesellschaft  anzuwenden  für  seine  Pflicht 
erachtet  .... 

Die  Behauptung,  dass  der  Staat  durch  die  ihm  einzuräumenden 
Rechte  zum  Richter  in  eigener  Sache  gemacht  werde,  ist  unbegründet. 
Es  ist  gegen  eine  solche  Auffassang  zu  erinnern,  dass  es  sich  in  dem 
vorliegenden  Falle  nicht  um  streitige  Verhältnisse  zwischen  zwei  Parteien, 
also  nicht  um  richterliche  Entscheide,  sondern  um  Ausübung  hoheit- 
licher Rechte  handelt,  bei  denen  auch  die  bisherige  Gesetzgebung  den 
Eisenbahngesellschaften  nie  irgend  eine  Mitwirkung  oder  ein  Bestreitungs- 
recht  eingeräumt  hat .... 

Vgl.  Art.  14,  30,  31  des  Eisenbahnges.,  Art.  207  des  Militärorg.-Ges. 
Die  Aufsiebt,  welche  der  Bund  in  Bezug  auf  das  Rechnungswesen 
der  Bahnen  in  Anspruch  nimmt,  übt  er  als  ein  hoheitliches  Recht,  das 
ihm  weder  von  den  beaufsichtigten  Bahnen  bestritten,  noch  von  einem 
richterlichen  Spruche  abl^lngig  gemacht  werden  kann;  der  BR  ist  in 
der  Ausübung  dieses  wie  anderer  hoheitlicher  Rechte  nur  an  das  Gesetz 
gebunden  und  der  Oberaufsicht  der  BVers.  (BV  Art.  85,  Ziff.  11)  unter- 
worfen   

Durch  die  jetzige  Gesetzgebung  ist  im  Rechnungwesen  der  Bahnen 
das  5ffentliche  Interesse  dem  Schutz  der  Aktionäre  anheimgegeben, 
welche  zwar  die  Befugnis  haben,  dasselbe  zu  wahren,  aber  um  des 
eigenen,  wenngleich  nur  augenblicklichen  Vorteils  willen  geneigt  sein 
werden,  es  preiszugeben;  indem  durch  das  neue  Gesetz  die  Besorgung 
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der  öffentlichen  Interessen  dem  Bund  übertragen  wird,  soll  gleich- 
mtig  vorgesorgt  werden,  dass  nicht  der  umgekehrte  Fall  eintrete  und 
bei  der  Wahrung  der  öffentlichen  Interassen  diejenigen  der  Gesellschaften 
beeinträchtigt  werden.  Deshalb  soll ...  die  Gesellschaft  den  Schutz  des 
B ich ters  gemessen;  der  Richter  soll  gegebenen  Falles  dafür  sorgen,  dass 
dnr  BR  seine  Aufsichtsrechte  nur  in  dem  Kreise  ausübe,  welchen  ihm  das 
Gesetz  anweist  .... 

Es  ist  am  Orte  daran  zu  erinnern,  dass  die  Vorschriften  der  BV 
vom  Jahr  1848,  sowie  diejenigen  der  jetzt  geltenden,  in  Bezug  auf 
die  analoge  Aufsicht  über  die  Strassen  und  Brücken  genau  von  den 
gleichen  Grundsätzen  ausgehen,  welche  in  dem  Entwürfe  des  BG  über 
das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  zur  Anwendung  kommen.  — 
VgL  Art.  35,  26,  und  87  der  BV  vom  Jahr  1848  und  Art.  37  und 
30   der  BV  von  1874. 

Die  Oberaufsicht  über  das  Strassenwesen,  welche  in  Art.  30  der 
BV  dem  Bunde  eingeräumt  ist,  gründet  sich  keineswegs  auf  ein  kon- 
stitutionelles Recht  der  Gesetzgebung  über  den  Bau  und  Betrieb  der 
Strassen,  welche  der  Eidgenossenschaft  zustünde.  Dieses  Recht  ist  viel- 
mehr in  seinem  ganzen  Umfange  ein  Souveränetätsrecht  der  Kantone, 
welche  daher  für  den  Bau  der  Strassen  auch  keiner  eidg.  Konzession 
bedürfen.  Das  Oberaufsichtsrecht  stützt  sich  nach  dem  Wortlaut  der 
BV  ausschlieslich  auf  das  Interesse,  welches  der  Bund  an  der  Erhal- 
tung der  Strassen  hat. 

Mit  diesem  Interesse,  welches  in  gleicher  Weise  auch  an  der  <  Er- 
haltung »  der  Eisenbahnen  besteht,  verbindet  sich  eine  ganz  andere 
Rechtsstellung  des  Bundes,  als  sie  ihm  in  Bezug  auf  die  Strassen  ein- 
geräumt ist.  Nach  Art.  26  der  BV  ist  die  Gesetzgebung  über  den  Bau 
und  Betrieb  der  Eisenbahnen  Bundessache.  Der  Bund  beherrscht  mit 
seiner  Gesetzgebung  dieses  ganze  Gebiet  mit  völligem  Ausschluss  der 
Kantone;  die  Eisenbahnen  können  nur  mit  seiner  Bewilligung  gebaut 
und  nach  seinen  Anordnungen  betrieben  werden,  und  ihm  liegt  daher 
auch  die  Pflicht  ob,  die  Erhaltung  der  Bahnen  gleich  derjenigen  der 
Strassen  nicht  blos  zu  fordern,  sondern  seiner  Forderung  auch  die 
nötige  Nachachtung  zu  verschaffen.  Durch  die  jetzige  Gesetzgebung 
geschieht  nur  das  erstere.  Das  Eisenbahngesetz  verlangt,  dass  die  Bahnen 
in  einem  die  nötige  Sicherheit  gewährenden  Zustande  erhalten  und 
dem  Bedürfnis  entsprechend  mit  Verkehrsmitteln  ausgerüstet  werden; 
es  verpflichtet  auch  den  Bund,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Verwaltungen 
Oiesen  Verbindlichkeiten  nachkommen.  Dabei  lässt  es  aber  das  Gesetz 
bewenden.  Wenn  eine  Eisenbahngesellschaft  entgegen  dem  Gesetz  und 
der  Ivonzession  ihre  Pflicht  nicht  erfüllt,  so  hat  der  Bund  kein  Mittel 
sie   dazu   zu  zwingen,    wie  dieses  in  Bezug  auf  die  Strassen  den  Kan- 
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tonen  gegenüber  der  Fall  ist.  Statt  die  Vollziehung  der  Beschlüsse  des 
Bandes  und  damit  die  gehörige  Erhaltung  einer  Bahn  zu  sichern, 
knüpft  das  Eisenbahngesetz  (Art.  28)  an  die  Renitenz  der  Eisenbahn- 
gesellschaften  das  Erlöschen  der  Konzession  und  die  Versteigerung  der 
Bahn.  Ebensowenig  gibt  es  dem  Bund  ein  Mittel  an  die  Hand,  da- 
gegen einzuschreiten,  wenn  ein  Eisenbahnuntemehmen  durch  die  finan- 
zielle Verwaltung  geschädigt  und  dem  Ruin  entgegengeführt  wird.  Diese 
bedenklicke  Lücke  will  das  vorgeschlagene  Gesetz  ergänzen.  Die  Mittel, 
welche  gegen  die  konzessionirten  Gesellschaften  zum  Zwecke  der  Erhal- 
tung der  Eisenbahnen  zur  Anwendung  kommen,  sollen  nicht  weniger 
wirksam  sein  als  diejenigen,  welche  dem  Bund  gegenüber  den  in  diesei- 
Sache  souveränen  Kantonen  im  Strassenwesen  zu  Gebote  stehen. 

B  1883  I  2ia 

Der  Ber.  der  Komm,  des  NR  (S.  Kaiser)  hebt  folgende  Grund- 
gedanken des  GEntw.  besonders  hervor: 

Die  Privattfitigkeit,  welche  ihr  Geld  in  die  Eisenbahnen  gegeben, 
soll  nicht  gelähmt,  die  Privatrechte  sollen  gewahrt  werden.  Der  Staat 
aber  hat  zu  sorgen,  dass  nicht  durch  eine  ungerechtfertigte  Ausbeutung 
derselben  das  öffentliche  Interesse  geschädigt  werde.  Die  Privatre<^bte 
sollen  in  den  Stand  gesetzt  werden,  ihre  mit  den  Konzessionen  über- 
nommenen Verpflichtungen  bleibend  erfüllen  zu  können.  Man  kann 
nicht  wol  annehmen,  dass  es  nur  in  den  einseitigen  Willen  der  Gesell- 
schaften gelegt  sein  könne,  ihre  Verpflichtungen  zu  bemessen  und  nach 
Gutdünken  zu  erfttllen.  B  1883  IV  BS2. 

Und  der  Berichterstatter  der  Komm,  des  StR  (Wirz),  die  Kom- 
petenz des  Bundes  aus  Art.  26  der  BV  herleitend,  sagt: 

In  höchster  Allgemeinheit  verlieh  die  Bundesakte  der  Eidg.  dl« 
Gesetzgebungshoheit  über  den  Bau  und  ]5etrieb  der  Eisenbahnen. 
Zum  Betrieb  eines  Geschäftes  gehört  vor  allem  und  jedem  Geld. 
Die  Eisenbahnen  sind  ihrer  ganzen  Natur  nach  ein  öffentliches  Institut, 
die  Kompagnien  sind  mit  den  weitestgehenden  Hechten,  mit  der  Polizei- 
boheit  und  dem  Expropriationsrecht  ausgestattet.  Alle  konzessionsgemässen 
Rechtsamen  haben  ihre  Quelle  in  der  Staatshoheit,  im  Gegensatz  zu  den 
reinen  Privatrechten.  Die  konzessionsgemässen  staatlichen  Zugestlind- 
öisse  wurden  gegeben,  auf  dass  ungemein  intensive  und  wichtige 
Pflichten  gegenüber  Staat  und  Volk  erfüllt  werden,  und  darum  mnss 
der  Staat  in  allererster  Linie  dafür  Sorge  tragen,  dass  nicht  der  Egois- 
mus die  materielle  Unterlage  zu  einer  energischen  und  treuen  Erfüllung 
dieser  Pflichten  erschüttere  und  paitilysire.  B  1883  III  341. 
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■)  Der  StB  hatte  zunächst  den  4.  April  1888  den  Beschl.  gefasst:  Art.  L 
VoD  dem  Rechte  des  Rückkant's  der  Schweiz.  EisenbaliDen  wird  zur  Zeit  kein 
QebrEiuch  gemacht.  Art.  2.  Dieser  Beschluss  wird  nach  Art.  89  der  BV  als 
dringlich  erklärt. 

Oegen  diesen  Beechluas  wendete  sich  der  Ber.  der  Komm,  des  NR  7om 
17.  April  1883  mit  folgenden  Worten: 

Die  Komm,  hält  es  nicht  am  Orte,  einen  Beschluss  zu  fassen,  wo  keine 
B^clitatrerhältnisse  geändert  oder  geschaffen  werden  sollen.  Wird  eine  Mit- 
UMlung  an  die  Eisenbahngesellschaften  nicht  gemacht,  so  bleibt  es  in'Bezug  auf  das 
Eigentum  der  Eisenbahneti  beim  Alten.  Es  ist  da  nichts  zu  besohüessen.  Wenn 
etwas  geändeil,  wenn  vom  Recht  de«  Rückkaufs  Gebrauch  gemacht  werden 
wollte,  dann  müssten  ein  oder  mehrere  Beschlüsse  gefasst  werden.  Nach 
imi^erer  Auffassung  ist,  wenn  infolge  der  Botsch.  des  BR  Entschliessungen  zu 
einem  Rückkaufe  nicht  gefasst  werden  wollen,  es  höchstens  am  Orte,  im  Pro- 
tükoU  in  zustimmendem  Sinne  zu  der  Botsch.  Vormerkung  zu  nehmen.  Höchst 
eig:cutümlich  ist  es  aber,  die  gewählte  Beschlussesformel  mit  Dringlichkeits- 
klau^el  zu  versehen.    Nichte  kann  doch  nicht  dringlich  sein.      B  1883  II  921. 

Die  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  schlug  übrigens  vor,  durch  einen  BBeschl., 
dei-  ilHnglich  erklärt  würde,  zu  Händen  der  betr.  Eisenbahngesellschaften  zum 
2Swpi'k  des  Rückkaufs  der  Eisenbahnen  durch  den  Bund  die  konzessionsgemäss 
var;^^6ächriebenen  Mitteilungen  anzuordnen,  den  BR  zu  ermächtigen,  die  Abkün- 
d\iug  der  Konzessionen  anzumelden  und  sodann  in  einem  zweiten  BBeschl., 
der  den  Rückkauf  ausspricht,  und  welcher  dem  Referendum  nicht  entzogen 
wird,  einige  allgemeine  Verwaltungsgrundsätze  und  Garantien   niederzulegen. 

B  1888  U  622. 

Dieser  Antrag  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  vom  17.  April  1883  betr. 
einen  BBeschl.  über  den  Rückkauf,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  von 
der  Eidgenossenschaft  nach  Massgabe  der  Konzessionen  oder  durch  Vertrag 
erworbenen  Eisenbahnen  lautete: 

Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg.  beschliesst: 

Art.  1.  Folgende  Eisenbahnlinien  werden  teils  auf  Grund  der  betr.  Kon- 
?.eii!^ionen,  teils  auf  dem  Wege  gütlicher  Verständigung  vom  Bunde  erworben: 
du-  Centralbahn  mit  Inbegriff  der  Gäubahn  und  Aarau-ßuhr-Zofingen,  die 
Bc^tzbergbahn,  die  Basler- Verbindungsbahn  und  die  Südbahn. 

Art.  2.  Der  BR  wird  beauftragt,  Verhandlungen  zum  Zweck  der  Erwer- 
bung weiterer  Linien  anzubahnen,  sowie  die  nötigen  Schritte  zu  tun,  um  den 
ei iiliL7itlichen  Betrieb  unter  Aufsicht  des  Bundes  zu  bewerkstelligen;  die  BVers. 
wird  jeweilen  darüber  auf  dem  Wege  des  BG  oder  des  Besohl,  und  unter  Zu- 
]a.Hsnng  des  Referendums  entscheiden. 

Art.  3.  Für  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  an  den  Bund  über- 
gehenden Linien  wird  der  BR  einen  GEntw.  einbringen,  in  welchem  folgende 
Grundsätze  zu  berücksichtigen  sind: 

a.  selbständige  Verwaltungsbehörden  unter  Oberaufsicht  des  Bundes; 

b.  Vertretung  der  Kantone  bei  der  Verwaltung. 

Art.  4.  So  lange  der  Rückkauf  nicht  auf  alle  in  der  Schweiz  konsedirten 
nnd  betriebenen  Linien  ausgedehnt  oder  bis  der  Betrieb  der  achweiz.  Eieen- 
bnhnen  unter  einheitliche  Leitung  gestellt  ist,  wird  die  Eidg.  Betriebs-  und 
Kuiikurrenzverträge  eingehen  können,  durch  welche  dem  System  der  Beförde- 
rn uff  der  Personen  und  Güter  auf  dem  Wege  der  kürzesten  Linie  möglichst 
Hl  Ahnung  getragen  wird. 
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Art.  5.  Diex  durch  das  BG  vom  28.  Des.  1872  im  allgemeineB  über- 
nommenen Verpfliehkingen,  insbeecmdere  die  des  BOt  vom  fi2.  Aug.  1878  betr 
Oewfthning  ron  Sabsidien  fQr  Alpenbahnen  (A.  8.  &.  F.  IV  1),  sollen  durch 
gegenwftrfcigen  Beschl.  nicht  alierirt  werden. 

Art.  6.  Der  BR  wird  beauflxagt,  eine  ßpenaWorlage  lu  hinterbringen, 
nach  welcher  das  fßr  die  Erwerbung  von  Eisenbahnlinien  netwendige  Kapital 
durch  Annnü&ten,  berechnet  auf  der  Basis  von  75  Jahren  und  einer  Vermnsung 
▼on  4^0,  zu  tilgen  ist. 

Art.  7.  (Referendnmsklausel). 

Den  23.  April  1883  lehnte  der  StR  folgende  Motion  Gornee  yom  6.  April  ab; 

Nach  Einsichtnahme  der  Botsch.  des  BR  yom  %,  M&nt  1883  betr.  den  Rflok- 
kauf  der  Eisenbahnen  dureh  den  Bund,  wird  der  BR  eingeladen,  in  Anbetracht, 
dass  der  RQckkauf  auf  Grundlage  der  den  G^esellsohafben  eingeräumten  Kon- 
lessionen  gegenwärtig  nicht  stattfinden  kann,  dass  jedoch  die  Prfifung  dieser 
Maasregel  als  fQr  die  wirtschaftliehe  Zukunft  der  Sdiweiz  von  gtömiet  Wich- 
tigkeit nieht  weniger  geboten  erseheint,  eingeladen:  im  Einvenehmen  mit 
den  Gesellschaften,  faauptsächlieh  mit  denjenigen  der  Nordostbahn,  der  Ver- 
einigten Schweizerbahnen,  der  (^tralbahn,  der  Jura-Bern-  und  der  west- 
•ebweis.  Bahnen  eu  prQion,  unter  welchen  Bedingungen  auf  dem  Wege  der 
gütlichen  Verständignng  1)  der  Betrieb  der  Eisenbahnen  durch  den  Bund, 
2)  der  Rückkauf  der  Eisenbahnen  sieh  bewerkstelligen  könnte,  üebers.  Verh. 
d.  BVers.  April  1883,  No.  43. 

War  mit  dem  ablehnenden  BBesehl.  vom  24.  April  1888  die  Frage  des 
kooaessioBSgem&Bsen  Rfickkau&  eriedigt,  so  war  es  noch  nicht  die  Frage  der 
Erwerbung  der  Eisenbi^men  darch  den  Bund  auf  eine  andere  Weise.  Die 
▼om  BR  in  den  Jahren  1886 — 1888  gefOhrten  Verhandlungen  aum  Zweck  des 
Erverbs  der  Nordostbabn  auf  dem  Vertragswege  blieben  resultatlos,  ein  bedeu- 
teoder  Schritt  aum  Erwerb  der  sehweiz.  Eisenbahnen  durch  den  Bund  erfolgte 
dagegM  durch  den  dem  Referendum  unterstellten  BBesehl.  vom  27.  Juni  1^ 
betr.  Ankauf  Yon  Prioritätsaktien  der  Jura-Simplonbahn  (A.  S.  n.  F.  2  8. 1  711 ; 
▼gl.  B  1890 1  83;  939,  III  85).  Dieser  BBesehl.  gab  Veranlassung  sur  Annahme 
folgenden  Postulates  vom  21.  Juni,  26.  Sept.  1890: 

Der  BR  wird  eingeladen,  über  das  Ergebnis  der  Massnahmen,  welche  er 
in  der  Botsch.  vom  «SO.  Mai  1890  zam  Zwecke  der  Eisenbahnyerstaatlichung  in 
Aussicht  nimmt,  der  BVers.  Bericht  zu  erstatten  und  damit  diejenigen  An- 
träge 2u  y^binden,  welche  er  im  Interesse  der  Förderung  der  Angelfgeobeü 
als  nötig  errachtet  (üebers.  Verb.  d.  BVers.  Sept.  1890,  No.  23). 

81.  Die  Moratoriumsverträge  der  Schweiz. 

No  rdostb  ah  n-6esell  Schaft. 

BotscL  des  BR  an  die  BVers.  vom  15.  Dez.  1877  betr.  Fristverlängerung  für  die 
Linien:  Aargauische  Südbahn,  Glarus-Lintthal,  Thalweil-Zug,  I^Uweilen- 
Schaff  hausen,  Bülach-Schaff  hausen,  Eoblenz-Steiu,  rechtsu&ige  Zürichsee- 
bahn, Dielsdorf-Niederweningen,  B  1877  IV  737;  Ber.  der  Komm,  des  NR 
(Bavier)  über  die  Fristverlängerungsgesuche  der  Schweiz.  Nordostbahn  für 
die  genannten  Linien  vom  G.  Febr.  1878,  B  1878  I  271.  —  BBesehl.  vom 
14.  Febr.  1878  betr.  diese  Fristverlängerung  vgl.  üebers.  Verh.d.  BVers.  Febr. 
1878,  No.  20.  —  BBesehl.  betr.  die  Verpflichtung  der  Nordostbahngesell- 
schafb  gegenüber  den  sog.  Moratoriumslinien  vom  23.  Juni  1887,  B  1887 
ni  483.  — BRBeschL  vom  6.,  28.  Juni  1887  betr.  die  sog.  Dividendensperre, 
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vgl  B  1888  in  211.  —  BBeschl.  vom  25.  Okt.  1887  betr,  die  rechtsufrige 
Zürichseebahn,  B  1887  IV  205.  —  BBeschl.  vom  25.  Mai  1888  betr.  den 
Bau  der  Moratoriumslinien  der  Nordostbahn,  B  1888  III  221.  —  Botsch. 
des  BR  an  die  BVers.  betr.  die  Fristverlängerung  far  die  rechtsufrige 
Zürichseebahn  vom  25.  Mai  1888,  B  1888  lU  199.  BBeschl.  betr.  diese  Frist- 
verlängerung vom  27.  Juni  1888,  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  vom  Juni  1888, 
No.  28.  —  Botsch.  des  BR  vom  7.  Dez.  1888  betr.  Fristverlängerung  für 
die  weiteren  Moratoriumslinien  der  Nordostbahn,  B  1888  IV  1080;  BBeschl. 
betr.  diese  Fristverlängerung  vom  20.  Dez.  1888,  Uebers.  Verh.  d.  BVers. 
Dez.  1888,  No.  23  b.  —  Botsch.  des  BR  vom  7.  Dez.  1888  betr.  Fristan- 
.^etzung  für  die  Eisenbahn  Dielsdorf-Niederweningen,  B  1888  IV  1086; 
BBeschl.  betr.  diese  Fristansetzung  vom  20.  Dez.  1888,  vgl.  zit.  Uebers. 
No.  23  n.  —  BRBeschl.  vom  1.  Nov.  1887  betr.  den  Finanzausweis  über  den 
Büu  der  Moratoriumslinien,  B  1887  IV  235;  Ber.  des  BR  Über  den  von 
der  Nordostbahn  vorgelegten  Finanzausweis  der  Moratoriumslinien  vom. 
^2.  Aug.  1888,  B  1888  IV  891.  —  Ber.  des  BR  betr.  die  Beschwerde  der 
Schweiz.  Nprdostbahngesellschaft  über  Beschlüsse  des  BR  in  der  Angelegen- 
heit der  sog.  Moratoriumslinien  vom  3.  Dez.  1888,  B  1888  IV  872;  BBeschl. 
fom  15.,  20.  Dez.  1888:  es  wird  auf  die  Beschwerde,  weil  gegenstandslos, 
nicht  eingetreten,  vgl.  zit.  Uebers.  No.  23  a.  —  Interpellation  Curti  und 
Kons,  vom  16.  Dez.  1887:  die  Unterzeichneten  ersuchen  den  BR,  dem 
NR  über  den  Stand  der  Verhandlungen  betr.  Erwerbung  der  Nordost- 
bahn Aufschi U88  erteilen  zu  wollen;  im  NR  erledigt  den  19.  Dez.  1887, 
B  1887  IV  986.  —  Interpellation  Baidinger  und  Kons,  vom  20.  März  1888: 
gestützt  auf  den  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878  ersuchen  die  Unterzeich- 
neten den  BR  um  Aufschluss  darüber,  wann  er  die  Nordost bahngesell- 
;*chaft  zur  Erfüllung  ihrer  Vertragspflichten  hinsichtlich  der  Eisenbahn- 
linien Koblenz-Stein  und  Etzweilen-Schaffhausen  und  des  Baues  und 
Betriebs  der  Linien:  rechtsuferige  Zürichseebahn,  Bülach-SchaflFhausen, 
Tlialweil-Zug  und  Dielsdorf-Niederweningen  anzuhalten  gedenke;  im  NR 
erledigt  den  22.  März  1888,  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  März  1888,  No.  36.  — 
B  1886  I  629,  1887  11  599,  1888  II  859,  1889  II  159. 

In  den  Jahren  1872  und  1873  schloss  die  Schweiz.  Nordostbahn- 
gesellschaft, (( um  ihre  eisenbahnpolitische  Stellung  bleibend  zu  be- 
haupten», eine  Reihe  von  Verträgen  ab,  durch  welche  sie  sich  teils 
zum  Bau  und  Betrieb  verschiedener  Eisenbahnlinien,  teils  zur  Be- 
teiligung bei  solchen  Unternehmungen  verpflichtete.  Diese  Verträge 
sind  folgende: 

1.  Vertrag  zwischen  dem  aargauischen  Eeg-R.,  namens  des  Kts.  Aar- 
gau  und  den  Eisenbahngesellschaften  der  Schweiz.  Centralbahn  und 
der  Schweiz.  Nordostbahn  vom  25.  Februar  1872; 

2.  Vertrag  mit  dem  Centralkomite  für  Begründung  einer  linksseitigen 
Zürichseebahn  vom  4.  Juli  1872; 

3.  Vertrag  mit  dem  Komite  der  Eisenbahn  Dielsdorf-Niederweningen, 
betr.  den  Bau  einer  Eisenbahn  zwischen  diesen  Ortschaften  vom 
2.  Aug.   1872; 
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4.  Yereinbarang  mit  dem  Grttndnngskomite  für  die  Eisenbahn  Etz weilen- 
Sehaffhauaen  zur  Beteiligung  bei  einer  Eisenbahnontemebmung 
Etzweilen-Schaffhansen  vom  15.  Febr.  1873; 

5.  Vertrag  mit  dem  Initiativkomite  zur  Anstrebong  einer  EisenbtibTi 
von  Bülach  nach  Schaffhaosei}  vom  7.  Mai  1873; 

6.  Vertrag  mit  der  Gesellschaft  für  Begründung  einer  rechtsufrig« n 
Zürichseebahn  vom  5.  Juni  1873*). 

Den  2.  März  1877  teilte  die  Nordostbahngesellschaft  dem  BR 
mit,  dass  sie  nicht  mehr  in  der  Lage  sich  befinde,  ihre  finanziellen 
Verbindlichkeiten  zu  erfüllen,  und  dass  sie  gezwungen  sei,  die  Hilfe 
des  Bundes  nachzusuchen.  Die  Fehler,  welche  gemacht  wurden  iintl 
welche  diese  Lage  herbeigeführt  haben,  liegen  —  bemerkte  eine  von 
der  Gesellschaft  selbst  bestellte  Komm,  im  Jahr  1877  —  zum  grössten 
Teil  in  der  Organisation  der  Gesellschaflsbehörden,  im  Mangel  an 
üebersicht  über  die  Erfordernisse  der  Unternehmung,  in  der  Selbst- 
täuschung über  deren  Rentabilität  und  festen  Kredit,  der  daraus 
entspringenden  Sorglosigkeit  hinsichtlich  der  verfügbaren  Mittel  und 
dem  Mangel  an  Sparsamkeit  auf  allen  Gebieten.^) 

Der  BR  gewährte  der  bedrängten  Gesellschaft  seine  Hilfe;  es 
kamen  im  Jahre  1877  und  zu  Anfang  des  Jahres  1878  unter  den 
Kontrahenten  —  das  Komite  der  Eisenbahn  Dielsdorf-Niedenveningen 
ausgenommen  —  sog.  Moratoriumsverträge  zu  Stande,  weiche  je- 
weilen  folgenden  Artikel  enthalten: 

Zur  Inangriffnahme  der  Arbeiten  an  der  Linie  .  .  .  wird  der  Schweiz, 
Nordostbahngesellschaft  Frist  bis  Ende  1885  gewährt,  und  zwar  in  dem 
Sinne, 

a.  dass  dannzumal  der  BR  zu  entscheiden  hat,  ob  die  NordoBtbahn 
wieder  genügend  erstarkt  sei,  um  die  Arbeiten  an  den  Linien  ,  .  , 
und  event.  Dielsdorf-Nieder weningen  an  die  Hand  zu  nehmen,  und 
in  welcher  Reihenfolge  dies  zu  geschehen  habe,  und 

b.  dass,  wenn  in  der  Zwischenzeit  ein  Bewerber  die  Linie  ,  .  .  auf 
einen  frühern  Zeitpunkt  zu  vollenden  übernehmen  wollte,  die  Nord- 
ostbahngesellschaft gehalten  wäre,  die  Konzessionen  demselben  ab- 


<)  Diese  Verträge  charakterisirt  der  BR  im  Jahre  1888  in  einem  Bericht 
iin  die  BVers.  mit  den  Worten :  Man  darf  es  mit  aller  Sicherheit  aussprechen, 
dass  jeder  Privatmann  bei  Abschlnss  von  Verträgen  von  der  Qualität  clor  Mora- 
toriamsverträge  seiner  Dispositionsbefugnis  entsetzt  und  unter  Kuratol  gestellt 
würde,  B  1888  IV  875. 

»)  Die  Gesellschaft  berief  sich  zur  rechtlichen  Begründung  der  B Interven- 
tion auf  die  verfassungsmässige  Aufgabe  des  Bundes  «  die  gemeinsame  Wol- 
fahrt  des  Landes  zu  fördern  >,  B  1888  IV  883. 
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Eulret^Qf   sofern   sie   nioht  binnen  Frist   die  gleiche  Verpflichtung 
erfMen  zu  woll«i  erklären  würde. 

Auch  die  BVers.  entsprach  mit  Beschl.  vom  14.  Febr.  1878  dem 
von  der  Nordostbahn  gestellten  Gesuch  um  Fristverlängerangen; 
der  Art.  3  dieses  BBeschl.  bestimmt: 

Unter  Vorbehalt  erworbener  Rechte ')  werden  die  für  die 
Bahnkonzessionen  Thalweil-Zug,  Etz  weilen -Schaff  hausen,  Bülach- 
Bcbaffhausen,  Koblenz-Stein,  rechtsufrige  Zürichseebahn  und  Diels- 
dorf-Niederweningen  *)  von  den  kantonalen  und  BBehörden  ftlr  den 
Fin  anzaus  weis,  Beginn  der  Erdarbeiten  und  Inbetriebsetzung  dieser 
Linien  aufgestellten  Fristen  um  8  Jahre  erstreckt. 

Soweit  unter  den  Beteiligten  eine  diesbezügliche  Vereinbarung 
besteht,  hat  der  BR  nach  Ablauf  des  Jahres  1885  zu  entscheiden, 
ob  die  Nordostbabngesellschaft  wieder  genügend  erstarkt  sei,  um 
den  Bau  der  vorgenannten  Linien  an  Hand  zu  nehmen  (bezw.  was 
die  Linien  Etzweilen-Schaff  hausen  und  Koblenz-Stein  betrifft,  ihre 
bezüglichen  Vertragspflichten  zu  erfüllen),  und  in  welcher  Reihen- 
folge dies  zu  geschehen  habe,  und  er  wird  dann  unvorgreiflich  den 
gesetzlichen  Befugnissen  der  BVers.  für  jede  einzelne  Linie  die  Aus- 
weis- und  Bautermine  neu  festsetzen.^) 


■)  Es  ]Rt  selbstverständlich,  dass  die  vom  Bunde  gewährte  Fristverlftnge- 
i'ung  allfüll  ige  wolerworbene  Privatrechte  nicht  beeinträchtigen  kann.  Zum 
UeberÖuss  rnag  dieser  Vorbehalt  noch  ausdrücklich  an  die  Spitze  des  bezüg- 
lichen Dispoaitivs  gestellt  werden.  Wenn  also  die  Nordostbahn  zivilrechtlich 
verpflichtet  ist,  die  eine  oder  andere  der  ft-aglichen  Linien  vc«"  Abla;af  des 
MoratonumK  2u  bauen,  so  bleibt  das  Recht  trotz  der  vom  Bunde  bewilligten 
Fristverlängerung  bestehen,  BR  in  der  Botsch.  zum  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878, 
B  1877  jy  749. 

")  ObäL'hon  in  betreff  der  Linie  Dielsdorf-Niederweningen  ein  Moratoriums- 
vertrag  nicht  abgeschlossen  wurde,  unterzog  sich  das  Komite  gleichwol  tat- 
sächlich dem  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878,  durch  welchen  die  Linie  Dielsdorf- 
Niederweningen  in  die  achtjährige  Fristverlängerung  einbezogen  wurde.  Die 
im  Verfolg  'les  genannten  BBeschl.  getroffenen  Entscheidungen  und  Verfttgungen 
hatten  demnach  bezüglich  dieser  Linie  nur  insoweit  Wirksamkeit,  als  sie  von 
den  Vertretern  derselben  anerkannt  wurden.  Den  16.  Juli  1888  .kam  zwischen 
dem  Komite  und  der  Direktion  der  Nordostbahn  in  betreff  des  Baues  und  Be- 
triehee  dieser  Linie  ein  Vergleich  zu  Stande;  die  Nordostbahn  reichte  auf  Grund 
desselben  den  26.  Nov.  1888  das  Gesuch  um  Festsetzung  der  Fristen  för  Leistung 
des  Finanzausweises,  Inangriffnahme  des  Baues  und  Inbetriebsetzung  der  Linie 
Dieltdorf-Niederweningen  bei  der  BBehörde  ein  Der  BBeschl.  vom  20.  Dez.  1888 
entschied  Qber  dieses  Gesuch,  B  1888  IV  1086. 

•)  In  der  Botsch.  vom  25.  Mai  1888  kritisirt  der  BR  diesen  BBeschl.  vom 
14.  Febr,  1878  mit  den  Worten:  Dieser  BBeschl.  hat  die  Nordostbahn  vor  dem 
Kouku]r«  gerettet  und  ihr  die  Möglichkeit  verschafft,  während  10  Jahren  ihre 
zerrütteten  Finanzen   in  dem  Masse  zu  stärken,  dass  heute  das  Aktienkapital 
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Die  durch  diesen  BBeechl.  festgesetzten  Abweichungen  von  dem 
gewöhnlichen  Verfahren  (vgl.  Art.  18  des  Eisenbahngesetzes  vom 
28.  Des.  1872,  A.  S.  XI  4)  liegen  in  folgenden  Anordnungen: 

a.  Nicht  nur  übersteigt  die  Frist,  binnen  welcher  die  Ausweise  vor- 
zubereiten und  die  nötigen  Kräfte  für  Bewältigung  der  Aufgabe 
m  sammeln  sind,  das  Mass  dessen,  was  bisher  für  diesen  Zweck 
verlangt  und  bewilligt  wnrde,  sondern  selbst  nach  Abkuf  diedes 
langen  Zeitraumes  soll  die  Bautätigkeit  nicht  ohne  weitere  be- 
ginnen, vielmehr  erst  noch  eine  Prüfung  eintreten,  welchen  Auf- 
gaben dannzamal  die  Gesellschaft  gewachsen  sei,  sodass  möglicher- 
weise alle  oder  wenigstens  einzelne  Linien  noch  eine  lieihe  von 
Jahren  über  1885  hinaus  sich  gedulden  müssen  (vgl.  B  1877  lY  749). 

b.  Die  aussergewöhnlich  lange  Frist  (von  annähernd  9  Jahren)  wird 
mit  Rücksicht  auf  die  bedrängte  Lage  der  Nordostbahn  erteilt  and 
die  Gewährung  einer  weitern  Frist  von  dem  Entscheide  abhUngig 
gemacht,  ob  die  Gesellschaft  unterdessen  gehörig  erstarkt  sei,  um 
wenigstens  die  vertraglich  übernommenen  Banpflichten  zu  erfüllen. 

c.  Der  BB  hat  in  diesem  einaelnen  Fall  zu  untersuchen  und  zu  ent- 
scheiden, ob  die  Erstarkung  eingetreten  sei,  und  eventuell  die  Eeihen^ 
folge  zu  bestimmen,  in  welcher  die  einzelnen  Linien  zu  erstellen 
sind. 

d.  Mit  dem  Bau .  der  Linien,  welcher  die  Prioriät  zuerkannt  wird, 
soll  erst  begonnen  werden,  wenn  der  BR  die  zum  Bau  Bämmt^ 
lieber  Linien  erforderliche  Erstarkuug  konstatirfc  hat. 

In  den  ausnahmsweisen  Verhältnissen  lag  die  Begründung  dieses 
Vorgehens  der  BVers. 

Der  BR  hielt  dafür,  dass  er  mit  Rücksicht  auf  die  enormen 
Sommen  Schweiz.  Interessen  mannigfachster  Art,  welche  bei  t3er  Nord- 
ostbahn engagirt  sind,  sich  der  ihm  zugemuteten  Aufgabe  der  Inter- 
vention —  bestehend  in  der  geschäftlichen  Vermittlung,  in  der  Veran- 
lassung und  Leitung  der  zu  dem  von  der  Nordostbahn  angestrebten 
Zwecke  nötigen  Verhandlungen  —  nicht  entziehen  könne  (B  1877  IV 
788),  und  der  Ber.  der  Konom.  des  NR  vom  6.  Febr.  1878  führt  aus, 
dass  die  Moratoriumsfrage  nur  von  dem  einzig  statthaften  Gesichts- 
punkte, nämlich  demjenigen  des  volkswirtschaftlichen  Interesses  des 
ganzen  Landes  (für  welches  die  Situation  der  Nordostbahn  von  grosser 


um  die  Hälfte  seines  bisherigen  Betrages  erhöht  werden  kann.  Im  gleichen 
Verhältnis  wie  die  Interessen  der  Nordostbahn  gefördert  wnrde  ii^  wird  die 
weitere  AagfÜhrung  dieses  Beschl.  diejenigen  des  Bundes  schädigen  .  .  .  Der 
Schaden,  welchen  der  Bund  bei  der  üebernahme  der  Moratoriumslinieti  erleidet, 
mu88  im  Kapital  auf  die  Summe  von  20 — 25  Mill.  Franken  veranschlag,  wer- 
den, B  1888  in  213.  IV  873. 
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Bedeutung  ist)  und  speziell  der  betreffenden  Gegenden  bebandelt  werden 
dürfe  (B  1878  I  273),  und  dass  ferner  durch  die  BVers.  die  durch  die 
Verträge  erworbenen  Eecbte  in  keiner  Weise  alterirt  werden  (B  1878 
I  275).  B  1888  III  203. 

Gegen  das  Ende  der  durch  den  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878  ge- 
währten Frist  traf  der  BR  die  Vorbereitungen  für  die  ihm  übertragene 
Entscheidung.  Die  Nordostbahngesellschaft  wurde  veranlasst,  ein- 
gehende Ausweise  über  alle  in  Betracht  fallenden  Verhältnisse  dem 
BR  einzureichen.  Der  BR  beauftragte  eine  besondere  Experten- 
koDiniission  (die  Ingenieure  F.  Koller,  M.  Buri,  J.  Grandjean)  mit 
der  Begutachtung  der  Frage,  welche  Folgen  der  Bau  und  Betrieb 
der  Moi  atoriumslinien  nach  sich  ziehen  werde. 

Nachdem  verschiedene  Versuche,  welche  teils  im  Jahr  1883 
von  Seite  der  Moratoriumslinien,  teils  später  von  Seite  der  Nordost- 
bahogesellschaft  ausgegangen  waren,  um  ein  gütliches  Abkommen 
zwischen  den  Kontrahenten  zu  erzielen,  sowie  auch  die  Versuche 
des  BR  im  Jahr  1888,  das  ganze  Unternehmen  der  Nordostbahn 
zu  Händen  des  Bundes  käuflich  zu  erwerben,  gescheitert  waren, 
fasste  der  BR,  gestützt  auf  das  den  10.  August  1886  eingereichte 
Gutachten  der  von  ihm  ernannten  Experten,  den  23.  Juni  1887  in 
Eiitsclieidung  der  ihm  durch  die  Moratoriums  vertrage,  sowie  durch 
den  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878  (Art.  3,  Abs.  2)  zur  ErlediguDg 
übertragenen  Frage,  folgenden  Beschluss: 

1)  Die  Gesellschaft  der  schweizerischen  Nordostbahn  ist 
genügend  erstarkt,  um  den  Bau 

der  linksseitigen  Zürichseebahn  (Thalweil-Zug), 
der  Eisenbahn  von  Bülach  nach  Schaö'hausen  und 
der  rechtsufrigen  Zürichseebahn 
an  die  Hand  zu  nehmen  und,  was  die  Linie  Koblenz-Stein  und 
diejenige  von  Etzweilen  nach  Schaffhausen  betriflt,  die  bezüg- 
liche Vertragsverpflichtungen  zu  erfüllen. 

2)  Der  BR  wird  die  Reihenfolge  bestimmen,  in  welcher 
die  Erfüllung  der  obigen  Verpflichtungen  zu  geschehen  hat, 
und  es  erhält  sein  Eisenbahndep.  den  Auftrag,  den  daherigen 
Bericht  und  Antrag  ohne  Verzug  vorzulegen. 

3)  Die  gesetzlichen  Befugnisse  der  BBehörden  in  Bezug 
auf  die  Verlängerung  der  für  diese  Linien  erteilten  Konzessionen, 
den  Finanzausweis,  sowie  in  Bezug  auf  die  Bautermine  bleiben 
vorbehalten.  B  1887  UI  492. 
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Diesem  Beschl.  des  BR  liegen  folgende  Tatsachen  und  Erwä- 
gungen zu  Grunde: 

1)  In  erster  Linie  ist  zu  erörtern,  welchen  Masstab  der  BR 
bei  der  Beurteilung  der  a  Erstarkung »  der  Nordostbahn  anzulegen 
habe.  Nach  dem  Wortlaut  der  Verträge  soll  die  letztere  genügend  er- 
starkt sein, «  um  die  Arbeiten  an  den  Moratoriumslinien  an  die  Hand 
zu  nehmen  ]».  Der  Sinn,  welchen  die  Kontrahenten  mit  diesen  Worten 
verbunden  haben,  ergibt  sich  aus  den  Bestimmungen  der  von  ihnen 
abgeschlossenen  Bauverträge.  Vier  dieser  Verträge  sprechen  sich 
ohne  Ausnahme  dahin  aus,  dass  die  Nordostbahn  den  Bau  und 
Betrieb  der  betr.  Eisenbahnlinien  zu  übernehmen,  und  der 
fünfte  (Etzweilen-Schaffhausen),  dass  sie  sich  bei  dem  Bau  und 
Betrieb  dieser  Linie  zu  beteiligen  habe.  Es  folgt  hieraus, 
dass  nach  dem  Willen  der  Kontrahenten  die  Untersuchung  sich 
nicht  blos  auf  die  Erörterung  der  Mittel  beschränken  darf,  welche 
erforderlich  sind,  um,  im  engerem  Sinne  des  Wortes,  den  Bau 
der  Linien  an  die  Hand  zu  nehmen,  sondern  dass  der  BR  festzu- 
stellen hat,  ob  die  Nordostbahn  im  Stande  sich  befinde,  die  aus 
dem  Bau  und  dem  Betrieb  der  neuen  Bahnen  sich  voraussicht- 
lich ergebenden  Lasten  zu  übernehmen,  ohne  ihren  finanziellen 
Bestand  und  ihre  den  Konzessionen  und  den  Gesetzen  gemässe 
Leistungsfähigkeit  zu  gefährden.  Diese  Auflassung  ist  auch  dem 
Gutachten  der  Experten  und  den  Schlussfolgerungen  desselben  zu 
Grunde  gelegt;  dasselbe  gelangt  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Nord- 
ostbahn durch  den  künftigen  Betrieb  der  von  ihr  zu  erbauenden 
Linien  eine  jährliche  Einbusse  von  Fr.  1,741,911  erleiden  werde. 
Diese  Einbusse  muss  durch  die  Erträgnisse  der  jetzigen  Linien 
der  Nordostbahn  gedeckt  werden.  Die  Rechnung  des  Jahres  1886 
weist  einen  Reingewinn  auf  von  Fr.  1,349,704.  50;  derselbe  wird 
sich  in  Folge  der  vorgenommenen  Schuldenkonversion  die  folgenden 
Jahre  um  Fr.  448,000  vermehren  und  demnach  in  Zukunft,  wie 
anzunehmen  ist,  in  runder  Summe  Fr.  1,800,000  betragen.  Aus 
diesem  Zahlenverhältnis,  bei  welchem  sich  die  Deckung  des  Defizits 
der  Moratioriumslinien  ergibt,  darf  aber  keineswegs  die  Erstarkung 
der  Nordostbahn  im  Sinne  des  Vertrages  abgeleitet  werden.  Neben 
der  Grösse  des  Reinertrages  kommt  die  Art  der  Verwendung  des- 
selben für  die  Entscheidung  der  Erstarkungsfrage  wesentlich  in 
Betracht. 


Digitized  by  VjOOQIC 


60  Teü  I.    Kapitel  1.    §  X.    No.  31  • 

Das  Expertengutachten  geht  Ton  der  Annahme  aus,  es  werde 
die  Nordostbahn  die  zum  Bau  der  Moratoriumslinien  nötigen  Gelder 
auf  dem  Wege  des  Anleihens  bescbafifen  und  die  Zinse  des  letztern 
aus  den  jährlichen  Beinerträgnissen  bestreiten;  offenbar  ist  aber 
auch  der  andere  Fall  ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  Beinerträgnisse 
zur  Bestreitung  der  Baukosten  herbeigezogen  werden  und  die  Eon* 
trahirung  von  Bauscbulden  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  beschränk- 
tem Maasse  notwendig  wird.  Der  Unterschied  ist  in  die  Augen 
springeQd. 

Im  erstem  Falle  vermehrt  die  Nordostbahn  ihre  Obligationen- 
schuld während  der  Bauperiode  um  den  endlichen  Betrag  von  an- 
nähernd Fr.  40,000,000  (wobei  der  Anteil  der  Centralbahn  für  die 
Linie  Koblenz-Stein  in  Abzug  gebracht  und  die  Geldbeschaffungs- 
koäten  nach  dem  Expertengutachten  mit  rund  3  Millionen  Franken 
zugerechnet  sind).  Aus  dieser  Schuld  erwächst  eine  bleibende  jähr- 
liche Zinslast  von  Fr.  1,600,000,  welche  somit  der  von  den  Experten 
berechneten  Totaleinbusse  von  rund  Fr.  1,740,000  beinahe  gleich- 
kommt. Dieser  Sachlage  gegenüber  kann  die  Nordostbabn  auch 
bei  einer  Jahreseinnahme  von  Fr.  1,800»000  keineswegs  als  <  erstarkt  b 
betrachtet  werden.  Abgesehen  davon,  dass  diese  Zahlen,  als  auf 
blosser  Schätzung  beruhend,  nicht  auf  absolute  Richtigkeit  Anspruch 
machen  können,  würden  durch  die  Kapitalbeschaffung  die  Passiven 
der  Nordostbahn  Jahr  für  Jahr  vermehrt,  die  Wahrscheinlichkeit, 
für  den  Bau  unrentabler  Linien  Kredit  zu  finden,  stetig  verringert 
und  am  Ende  der  Bauperiode  die  heutige  Bauverpflichtung  vom 
finanziellen  Standpunkt  aus  nicht  etwa  getilgt,  sondern  in  eine 
Obligationenschuld  umgewandelt,  deren  Zinslast  nicht  blos  die 
Leistungsfähigkeit  der  Nordostbahn,  sondern  sogar  ihre  Existenz 
in  Frage  stellt,  sobald  der  bei  den  erfahrungsmässigen  Wechsel- 
fällen einer  Eisenbahnuntemehmung  in  Rechnung  zu  ziehende  Fall 
eintritt,  dass  sich  die  Reineinnahmen  um  einen  nicht  sehr  bedeu- 
tenden Betrag  von  etwa  Fr.  200,000  vermindern. 

Für  den  Fall,  dass  die  Baukosten  der  Moratoriumslinien  auf 
dem  Wege  des  Anleihens  beschafft  werden  sollen,  ist  demnach  die 
Frage  der  Erstarkung  zur  Zeit  zu  verneinen. 

Wesentlich  verschieden  gestaltet  sich  die  Antwort  unter  der 
zweiten  der  obenerwähnten  Voraussetzungen,  auf  den  Fall  nämlich, 
dass  zur  Bestreitung  der  Baukosten  die  jährlichen  Reineinnahmen 
herbeigezogen   werden.     Wird   in    dieser   Weise   vorgegangen,    so 
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erscheinen  die  mit  dem  Aoleihen  yerbundenen  Bedenken  als  erledigt; 
durch  die  Zuwendungen  ans  dem  Reingewinn  wird  die  in  den  Bau- 
kosten sich  darstellende  Schuld  jährlich  vermindert,  die  finanzielle 
Erstarkung  der  Nordoetbabn  nimmt  also  stetig  zu,  sie  wird  dadurch 
in  die  Lage  versetzt,  die  allflUlig  nötige  Vermehrung  der  Baugdder 
sich  auch  auf  dem  Wege  des  Anleihens  lachter  zu  beschafifen,  und 
am  SchluBse  der  Bauperiode  findet  sich  zufolge  des  W^alles  der 
Anidhenszinse  voraussichtlich  auch  der  grösste  Teil  der  von  den 
Experten  berechneten  Totaleinbusse  beseitigt. 

Wenn  nun  femer  in  Betracht  gezogen  wird^  dass,  abgesehen 
von  weiteren  bei  dem  Finanzausweise  zu  erörternden  finanziellen 
Mitteln,  die  Moratoriumslinien  die  Summe  von  Fr.  109282,000  als 
Anleihen  aufzubringen  haben,  und  dass  laut  Bechnung  für  das  Jahr 
1886  <  die  noch  nicht  beziAiten  Dividenden »  die  Summe  von 
Fr.  2,947,862.  50  ausmachen,  so  gelangt  der  BR  zu  dem  Schlüsse, 
dass  die  Nordostbahn  bei  Inanspruchnahme  der  jährlidien  Bein- 
gewinne genügend  erstarkt  sei,  um  den  Bau  der  verschobenen  Mo- 
ratoriumslimen  an  die  Hand  zu  nehmen  und  die  gebauten  Linien 
zu  betreiben. 

2)  Durch  die  Erklärung  des  BR,  dass  die  Nordostbahn  ge- 
nügend erstarkt  sei,  wird  dieselbe  verpflichtet,  die  Mittel,  welche 
ihre  fina&zielle  Stärke  ausmachen,  zum  Bau  der  verschobenen  Linien 
zu  verwenden  und  sich  jeder  Massregel  zu  enthalten,  durch  welche 
die  Erstarkung  wieder  gefährdet  werden  könnte. 

Es  kann  daher  der  Nordostbahn  nicht  freistehen,  die  Baukosten 
der  Moratoriumslinien  in  beliebiger  Weise  zu  decken,  sondern  es 
hat  dieselbe  denjenigen  Grundsätzen  Rechnung  zu  tragen,  welche 
in  diesem  Beschluss  über  die  Frage  der  Erstarkung  aufgestellt 
sind.  Diese  Orundsätze  wird  der  BR  im  einzelnen  Falle,  bei  der 
Erledigung  der  Jahresrechnungen,  sowie  bei  Prüfung  des  für  die 
einzelnen  Linien   zu   leistenden  Finanzausweises,  in  Vollziehung 


Selbstverständlich  bleiben  im  weitem  alle  gesetzlichen  Ver- 
fügungen, welche  der  BR  als  solcher  zu  trefifen  hat,  vorbehalten. ') 


^)  Die  Yermehmng  der  Schulden  einer  Gesellschaft  zum  Zwecke  des 
Baues  von  neuen  Linien,  die  nachgewiesenermassen  verlustbringend  sind, 
viderspricht  in  erster  Linie  dem  Art  8  des  BGes.  vom  24.  Juni  1874,  der  aus- 
drücklich yorschreiht,  dass  der  B£  die  Bewilligung  zur  P£ändbestellnng  nur 
dann  erteilen  djarf;  wenn  der  Nachweis  geleistet  wird,  dass  die  Pfandbestellung 
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3)  Nach  den  Moratoriumsverträgen  hat  der  BR  sich  nicht  blos 
über  die  Frage  auszusprechen,  ob  die  Nordostbahn  den  Bau  der 
Linien  an  iHe  Hand  zu  nehmen  habe,  sondern  er  hat  eventuell  auch 
zu  bestimmen,  in  welcher  Reihenfolge  dies  geschehen  soll.  Ueber 
diesen  Punkt  ist  vorerst  grundsätzlich  zu  bemerken:  Die  Garantie, 
welche  für  die  Moratoriumslinien  in  der  Erstarkung  der  Nordost- 
bahn liegt,  muss  für  alle  dieselbe  sein.  Die  später  zum  Bau  ge- 
langenden Linien  dürfen  nicht  Gefahr  laufen,  dass  die  Mittel  zu 
ihrer  Ausführung  schwieriger  oder  gar  nicht  aufzubringen  seien, 
und  die  volle  Gleichberechtigung  der  einzelnen  Linien  darf  daher 
auch  nicht  durch  die  Anordnung  des  successiven  Baues  angetastet 
werden.  Diesem  Ansprüche  der  Moratoriumslhiien  hat  die  Nord- 
ostbahn dadurch  gerecht  zu  werden,  dass  in  der  oben  ausge- 
führten Weise  durch  Zuziehung  der  Reinerträgnisse  die  Erstar- 
kung nicht  blos  erhalten,  sondern  im  Verlaufe  der  Bauperiode 
erhöht  wird. 

Was  die  Reihenfolge  selbst  anbelangt,  so  ist  es  der  Sache  an- 
gemessen, dass  dieselbe  nicht  von  vornherein  für  alle  Linien  auf- 
gestellt werde.  Die  Bestimmung  der  Reihenfolge  soll  aus  sachlichen 
Gründen  geschehen,  welche  aus  dem  öflFentlichen  Bedürfnis  sowol, 
als  aus  den  jeweiligen  Verhältnissen  der  Nordostbahn  zu  entnehmen 
sein  werden  und  demnach  zur  Zeit  noch  nicht  in  Berechnung  ge- 
zogen werden  können.  Der  BR  wird  ohne  Verzug  zur  Bezeich- 
nung der  zuerst  zu  bauenden  Linie  schreiten,  sobald  die  Unter- 
suchungen über  die  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  ergänzt 
sein  werden. 

4)  Durch  den  Spruch,  dass  die  Nordostbahn  genügend  erstarkt 
sei,  um  den  Bau  der  Moratoriumslinien  an  die  Hand  zu  nehmen, 
entscheidet  der  BR  kraft  des  unter  den  Parteien  geschlossenen 
Kompromisses  eine  rein  zivilrechtliche  Frage,  ohne  dadurch  den 
Rechten  und  Pflichten,  welche  die  eidg.  Behörden  in  Eisenbahn- 
sachen ausüben,  irgend  etwas  zu  vergeben,  wie  auch  in  gleicher 
Weise  der  Bßeschl.  vom  14.  Febr.  1878  die  gesetzlichen  Befugnisse 


*  7MV  Sicherheit  für  ein  Anleihen  dient,  das  zur  Vollendung,  Verbesserung  oder 
Erweiterung  d^T  Bahn,  zur  Vermehrung  des  Betriebsmaterials,  zur  Abbezahlung 
Yon  Schulden  oder  zu  einem  andern  das  Unternehmen  fördernden 
7iWi*ck  Ter  wendet  werden  soll».  Als  Mittel  zur  Förderung  des  Unter- 
nehmens der  Tiordostbahn  kann  die  ^£r8tellung  der  Moratoriumslinien  gegen- 
über den  eigenen  Berechnungen  der  Verwaltung  . . .  nicht  angesehen  werden, 
BE  in  der  Bot«ch.  vom  25.  Mai  1888,  B  1888  UI  207,  IV  874. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Eisenbahnwesen.  03 

der  BVers.  vorbehalten  hat  (Art.  3,  Abs.  2).  Die  über  den  Bau  der 
Moratoriamslinien  abgeschlossenen  Verträge  sind  nur  unter  den 
Kontrahenten  verbindlich,  und  es  übernimmt  daher  die  Eidgenossen- 
schaft durch  den  Entscheid,  dass  die  Bedingung  der  Baupflicht  ein- 
getreten sei,  keinerlei  Verbindlichkeit,  bei  den  Beschlüssen,  welche 
in  Betreff  der  Konzessionsverlängerung  zu  fassen  sein  werden,  die 
Bestimmungen  jener  Verträge  zur  Vollziehung  zu  bringen.  Die 
BBehörden  behalten  sich  vielmehr  vor,  auch  gegenüber  den  Mora- 
toriumslinien in  allen  Fällen  die  öffentlichen  Interessen,  gemäs  den 
gesetzlichen  und  verfassungsmässigen  Rechten  und  Pflichten,  in 
gleicher  Weise  zu  wahren,  wie  dieses  gegenüber  denjenigen  Bahnen 
stattfindet,  zu  deren  Bau  eine  privatrechtliche  Verpflichtung  nicht 
besteht  B  1887  in  mi. 

Schon  den  6.  Juni  1887  hatte  der  BR  die  sog.  Dividenden- 
sperre  verfügt;  an  diesem  Tage  erliess  nämlich  der  BR  den  ihm 
nadi  Art.  5  des  BG  vom  21.  Dez.  1883  (No.  80)  obliegenden  Entscheid 
über  Rechnung  und  Bilanz  der  Nordostbahn  für  das  Jahr  1886- 
Durch  diesen  Entscheid  wurde  unter  anderm  angeordnet,  dass  jede 
Verfügung  über  die  Verwendung  der  von  den  Gesellschaftsbtliürden 
als  Dividende  pro  1886  zur  Verteilung  unter  die  Prioritätsaktionäre 
bestimmten  Fr.  600,000  bis  auf  weiteres  zu  unterbleiben  habe. 
Gemäs  dem  Rechnungsgesetz  unterbreitete  die  Direktion  den  20.  Juni 
1887  den  Entscheid  des  BR  der  Generalversammlung  der  Nordost- 
bahngesellschafty  welche  auf  Antrag  des  Verwaltungsrates  diesen 
beauftragte,  t  gegen  das  Verbot  der  Verfügung  über  den  Reinertrag 
von  1886  die  gutfindenden  Rechtsmittel  in  Anwendung  zu  bringen  i. 
Den  23.  Juni  1887  bestätigte  dagegen  der  BR  ausdrücklich  seinen 
Entscheid  vom  6.  Juni. 

Statt  nun  dem  BR  die  Bestreitung  der  Rechtmässigkeit  des 
Entscheides  vom  6.,  23.  Juni  zur  Kenntnis  zu  bringen  und  es  dem  BR 
zu  überlassen,  die  Streitfrage  an  das  BGericht  zu  bringen,  geraäa 
dem  in  Art.  5,  Abs.  2  des  Rechnungsgesetzes  vom  21.  Dez-  ISyS 
(No.  80)  vorgesehenen  Verfahren,  machte  die  Verwaltung  der  Nord- 
ostbahn dem  BR  die  Anzeige,  dass  sie  vor  dem  Obergericht  des  Kts. 
Zürich  als  Klägerin  auftreten  werde,  u  nter  Anrufung  des  §  704,  ZiÖ.  l 
und  2  des  Gesetzes  betr.  die  zürcherische  Rechtspflege*)  machte  die 

*)  Der  angezogene  §  704,  Ziff,  1  und  2  lautet :  Glegen  schiedsgerichtliche 
Urteile  ist  Nichtigkeitsbeschwerde  zulässig,  1.  wenn  das  erkennende  Gericht 
inkompetent  war;  2.  wenn  es  unbefugter  Weise  sich  inkompetent  erklärt  hat 


Digitized  by  VjOOQIC 


64  Teü  I.    Kapitel  1.    §  X.    No.  Zt. 

Nordostbalingesellschaft  (vertreten  durch  Prof.  Meili)  die  Nichtig- 
keitsbesehwerde  bei  der  AppellatioDskammer  des  Obergerichts  de» 
Kts.  Zürich  geltend  gegenüber  dem  schiedsrichterlichen  Entscheide 
des  BR  vom  23.  Juni  1887  betr.  die  Frage  der  Erstarkung  der  Nord- 
ostbahn  und  gegenüber  dem  BBßeschl.  vom  6.,  23.  Juni  1887  betr. 
die  Erledigung  der  Rechnungen  des  Jahres  1886.  Das  Verfahren  war 
gerichtet  gegen  die  Vertreter  der  Moratoriumslinien.  Der  BR  blieb 
der  ganzen  Prozessverhandlung  fern.  b  1888  lll  211,  IV  879. 

Das  Zürcher  Gericht  wies  die  Beschwerde  den  24.  Sept.  1887 
als  unbegründet  ab.  Wir  teilen  hier  folgende  Erwägungsgründe  aus 
dieser  Entscheidung  mit: 

Wenn  der  BR  in  seinem  Entscheide  vom  23.  Juni  1887  das  ihm 
durch  Vortrag  zwischen  den  beiden  Pai^teien  übertragene  Mandat  Ober- 
sehritten  oder  nicht  vollständig  erfüllt  hätte,  so  könnten  diese  Fehler  auf 
dIeiD  beschrittenen  Wege  einer  Kassationsbeschwerde  nicht  gut  gemacht 
werden,  während  allerdings  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Gerichte 
im  gewübnlichen  Prozesse  befugt  sind,  diesen  Entscheid  abzuändern, 
soweit  derselbe  eine  Verletzung  der  Privatrechte  einer  Partei  enthält. 
Unter  diesen  Umständen  ist  nicht  darauf  einzutreten,  ob  die  einzelnen 
Beseh Werdepunkte  als  begründet  erscheinen.  Gleichwol  ist  es  angezeigt, 
die  Sache  auch  noch  von  einem  andern  Gesichtspunkte  aus  zu  be- 
trachten. 

Die  Beschwerdeführerin  deutet  selbst  an,  es  sei  doch  kaum  anzu- 
nehmen, dass  dem  BR  nur  die  untergeordnete  Rolle  eines  «arbitrator» 
habe  ^u^^mutet  werden  wollen.  In  der  Tat,  wenn  man  den  BB  mit 
einem  solchen  Mandat  betraute,  und  wenn  dessen  Aufsichtsbehörde,  die 
BVers.  hiezu  ihre  Zustimmung  gab  und  den  Auftrag  auch  von  sich  aus 
erteilte»  m  lag  hierin  mehr  als  eine  blos  privatrechtliche  Vereinbarung; 
es  handelte  sich  um  einen  Akt,  welcher  vorzugsweise  vom  Öflfent- 
lichen  Kechte  beherrscht  war.  Der  BVers.  so  wenig  wie  dem  BR  selbst 
konnte  entgehen,  wie  ausserordentlich  die  politische  Stellung  des  letztern 
geftlhrdet  werde,  wenn  er  ein  Mandat,  wie  das  vorliegende,  über- 
nahm. Wenn  die  BBehörden  dennoch  nicht  Anstand  nahmen,  in  dieser 
Weise  an  der  Entscheidung  der  entstandenen  Differenzen  Teil  zu  nehmen, 
so  geschah  dies  offenbar  aus  keinem  andern  Grunde,  als  weil  die  öffent- 
lichen Interessen  hiebei  mit  im  Spiele  waren,  und  zwar  Interessen,  über 
welche  zu  wachen  gerade  in  die  Kompetenz  des  BR  fiel.  Gemäs  Art.  29 
des  BG  über  Organisation  und  Geschäftsgang  des  BR  vom  21.  Aug.  1878 
(A.  S.  n.  F.  III  493)  steht  dem  BR  im  allgemeinen  zu:  Die  Aufsicht 
über  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen,  welche  für  die  Eisenbahngesell- 
schaften aus  den  Gesetzen  und  den  Konzessionen  herfliessen.  Konzessionen 
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und  konzessionsgemässe  Fristen  bestanden  für  alle  sogen.  Morutonuinü- 
iinien,  and  innerhalb  dieser  Fristen  hatte  die  Nordostbahu  gemii^ 
den  bestehenden  Verträgen  für  die  Erstellung  der  Bahnen  zu  sorgen. 
Konnten  die  Fristen  nicht  eingehalten  werden,  so  mossten  ent 
weder  die  Konzessionen  als  dahingefallen  erklärt  oder  jene  ersti-eekt 
werden.  Das  letztere  hatte  aber  für  die  Nordostbahn  keinen  Sinn, 
wenn  die  aus  den  Bauverträgen  Berechtigten  gleich wol  die  KinbaltuD),^ 
der  früheren  Fristen  und  Termine  forderten.  Wenn  daher  der  BR  im 
öffentlichen  Interesse  für  richtig  fand,  die  Konzessionen  aufrecht  zu  er- 
halten und  die  Fristen  zu  verlängern,  so  musste  dafür  gesorgt  werden, 
dass  dies  unterbleibe,  und  es  kamen  so  unter  seiner  Mitwirkung  die 
Moratorien  vertrage  zu  Stande.  Wurde  in  diesen  der  Entscheid  darüber, 
wie  lange  die  Berechtigten  nicht  auf  Erfüllung  dringen  dürftiD.  dem 
BR  übertrafen,  so  geschah  das  offenbar  mit  Bücksiebt  darauf,  dass 
dieser  Behörde  nicht  nur  die  Ueberwachung  dieser  Verhältnisse  über- 
haupt zukomme,  sondern  dass  ihr  gemäs  den  bestehenden  Ue^etzeia 
überdies  auch  die  Mittel  an  die  Hand  gegeben  sind,  die  ErfiilluDg  der 
konzessionsgemässen  Verpflichtungen  zu  regeln  und  zu  sichern.  Obwol 
daher  der  BB  seinen  Beschluss  vom  23.  Juni  fasste:  in  Erledigung 
der  ihm  durch  die  Moratoriumsverträge  der  Nordostbahn,  sowie  durch 
den  BBeschl.  vom  14.  Februar  1878  zur  Entscheidung  übertragenen 
Frage,  darf  dennoch  nicht  etwa  angenommen  werden,  dass  auch  er 
selbst  die  Verträge  als  die  Grundlage  seines  Einschreitens,  den  Bbescbl, 
dagegen  nur  als  Zustimmung  zur  Uebernahme  des  Mandat:^  ansehe. 
Diese  Reihenfolge  ist  vielmehr  blos  bedingt  durch  die  zeitliche  Auf- 
einanderfolge dieser  beiden  Akte,  und  es  muss  das  ganze  Verfahreji 
als  ein  Akt  der  öffentlichen  Gewalt  betrachtet  werden,  bei  welchem  dei- 
BBeechl.  und  die  eigene  Kompetenz  des  BR  die  Hauptsache  sind,  die 
Moratorienverträge  und  die  darin  enthaltene,  privatrechtlicho  Verein- 
bamng  dagegen  zwar  eine  wesentlich  notwendige  Funktion,  ahev  doch 
nur  sekundäre  Bedeutung  haben. 

Hieraus  folgt  aber  mit  Notwendigkeit,  dass,  wenn  die  Nordostbahu 
sich  darüber  beschweren  will,  dass  der  BR  den  ihm  durch  den  BReschL 
vom  14.  Febr.  1878  gegebenen  Auftrag  überschritten  oder  oicht 
vollständig  erfüllt  habe,  sie  eine  solche  Beschwerde  zunächst  bei  der 
Aufsichtsbehörde  des  BR,  also  bei  der  BVers.  anzubringen  hat. 

Dies  gilt  in  ganz  besonderem  Masse  von  dem  Verbote  der  Ver- 
fügung über  den  Reinertrag.  Es  ist  nicht  richtig,  dass  der  Entacheid 
vom  23.  Juni  1887  zu  Gunsten  der  Moratoriumslinien  die  ^'el■fügüng 
über  jeden  Reingewinn  verbiete.  Die  Dispositive  desselben  entbaltfn 
hievon  kein  Wort,  und  der  Beschl.  des  BR  vom  6.,  23.  Juni  redet 
nur    vom  Reingewinne    des  Jahres  1886.     Schon    aus   dieser  formellen 
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Behandlung  der  Sache,  vollends  aber  aus  dem  Vorbehalte  in  Disp.  3 
des  angefochtenen  Entscheides,  ergibt  sich  mit  aller  Bestimmtheit,  dass 
der  BB  den  Standpunkt  einnimmt,  es  liege  weder  in  dem  durch  die 
Moratorienverträge,  noch  in  dem  darch  den  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878 
erhaltenen  Auftrage,  über  diesen  Punkt  zu  disponiren,  dagegen  habe 
er,  gestützt  auf  das  BG  über  das  Rechnungsv^esen  der  Eisenbahngesell' 
Schäften,  die  eigene  Befugnis,  jedes  Jahr  bei  Prüfung  der  Rechnungen 
und  der  Bilanzen  der  Nordostbahngesellschaft  darüber  Beschloss  zu 
fassen,  ob  mit  Bücksicht  auf  die  Erfüllung  der  Bauverpflichtungen  gegen- 
über den  Moratoriumslinien  eine  Verfügung  über  den  Reingewinn  des 
betreffenden  Jahres  gestattet  werden  dürfe.  Es  ist  daher,  gerade  was 
diesen  Beschwerdepunkt  anbelangt,  über  alle  Zweifel  klar,  dass  man  es 
hier  nicht  mit  einem  schiedsgerichtlichen  Entscheide  oder,  wie  die  Be- 
schwerde sagt,  mit  einer  schiedsrichterlichen  Verfügung  zu  tun  hat, 
sondern  mit  einem  administrativen  Akte  des  BR,  gegen  welchen  in 
erster  Linie  die  zu  Gebote  stehenden  administrativen  Rechtsmittel  in 
Anwendung  zu  bringen  sind. 

In  Vollziehung  der  Ziff,  2  der  Entscheidung  vom  23.  Juni  1887 
beschloss  sodann  der  BR  den  25.  Okt.  gl.  J.  in  Erwägung,  dass  nach 
den  Ergebnissen  des  Berichtes  der  bundesrätlichen  Experten  die 
rechtsufrige  Zürichseebahn  in  Bezug  auf  die  Wichtigkeit  der  öffent- 
lichen Interessen,  denen  dieselbe  zu  dienen  bestimmt  ist,  jedenfalls 
hinter  keiner  andern  der  übrigen  Moratoriumslinien  zurücksteht, 
und  in  Betracht  ferner,  dass  diese  Linie  bei  Eintritt  des  Mora- 
toriums bereits  im  Bau  begriffen  war: 

1.  Der  Beginn  des  Baues  der  in  Art.  3  des  BBeschl.  vom 
14.  Febr.  1878  genannten  Bahnlinie  ist  mit  der  rechtsufrigen 
Ziirichseebahn  zu  machen; 

2.  Dieser  Beschluss  erfolgt  unter  Vorbehalt  der  Verfügungen 
und  Bedingungen,   welche  die  BVers.  in  Erledigung  der  ihr 
durch   den   BR  vorzulegenden  Anträge  betr.  den  Beginn  der 
Erdarbeiten,  den  Finanzausweis  und  die  Vollendung  der  Linie 
aufzustellen  für  gut  finden  wird.  b  1887  IV  205. 
Nachdem  ein  abermaliger  Versuch,  auf  dem  Wege  eines  Kauf- 
vertrages, die  ganze  Unternehmung  der  Nordostbahn  für  den  Bund 
zu   erwerben,  infolge  eines   Beschlusses   der  Generalversammlung 
der  Aktionäre  vom  25.  Febr.  1888   gescheitert  war  (B  1889  1  120, 
II  166),  verfügte  der  BR  den  13.  April  1888,   unter  gleichzeitiger 
Genehmigung  einer  von  der  Nordostbahngesellschaft  beschlossenen 
Erhöhung  ihres  Aktienkapitals  um  26  Millionen  Franken,  dass  die 
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Über  die  Gesellschaft  verhängte  Dividendensperre  aufgehoben  sein 
solle,  sobald  der  Ausweis  über  die  Erhöhung  des  Aktienkapitals 
geleistet  sein  werde,  indem  diese  Massregel  die  in  der  Sperre  lie- 
gende  Garantie  vollständig  ersetze.  B  1888  III  212,  210. 

Schli^Iich  beschloss  der  BR  den  25.  Mai  1888: 

In  weiterer  Vollziehung  des  den  14.  Febr.  1878  erhaltenen  Auf- 
trages, nachdem  es  seit  der  bundesrätlichen  Verfügung  vom  25.  Okt. 
1887  der  Nordostbahn  Verwaltung  gelungen  ist,  durch  Erhöhung  des 
Aktienkapitals  sich  einen  wesentlichen  Teil  der  nötigen  Mittel  zum 
Bau  der  in  Betracht  kommenden  Linien  zu  sichern  und  in  Berück- 
sichtigung aller  in  Betracht  zu  ziehenden  Verhältnisse: 

1.  Für  den  Bau  der  übrigen  Moratoriumslinien  wird  die 
nachstehende  Reihenfolge  aufgestellt: 

1.  Die  Eisenbahn  von  Koblenz  über  Laufenburg  mit  Ein- 
mündung in  die  Bötzbergbahn  bei  Stein,  die  Linien  Etzweileti^ 
Feuerthalen  (Schaflhausen)  und  Dielsdorf-Niederweningen, 

IL  Die  Eisenbahn  von  Bülach  nach  Schaffhausen. 

2.  Bezüglich  der  Fristen  wegen  Leistung  des  FinanKaus- 
weises,  des  Beginnes  der  Erdarbeiten  und  der  Bauvolleiidunf^ 
wird  der  BR  der  BVers.  die  im  BB  vom  14.  Febr.  1878  voi- 
behaltenen  Vorlagen  hinterbringen.')  B  I888  lll  221. 
Die  BVers.  setzte  hierauf  (Art.  1,  5,  13  des  Eisenbahngesetzes) 

durch  Beschl.  vom  27.  Juni  1888')  für  die  rechtsufrige  Ziirichsee- 
bahn  und  durch  zwei  Beschlüsse  vom  20.  Dez.  gl.  J.  für  die  Linien 
Koblenz  -  Laufenburg-Stein ,  Etzweilen  -  Feuerthalen  (bezw .  Schaff- 
hausen) und  Bülach  (bezw.  Eglisau)-  Schaflhausen,  endlich  für  die 
Linie  Dielsdorf-Niederweningen  die  konzessionsgemässen  Fristen  für 
Beginn  der  Erdarbeiten,  für  Vollendung  des  Baues  und  für  Er- 
öffnung der  Bahnen  neu  an.  B  1889  ll  159. 


^)  Am  Schluss  des  Beschl.  wird  beigefügt:  Betr.  die  Abzweigung  der 
rechtsafrigen  Zürichseebahn  (Thalweil-Zug)  sind  alle  weitern  Verfügungen  vor- 
behalten. —  Die  Linie  wurde  vorerst  ausser  Betracht  gelassen,  weil  für  den 
im  Kanton  Zug  gelegenen  Teil  der  Linie  noch  keine  Eonzession  bestand,  und 
weil  daher  von  Fristerstreckung  fßr  dieselbe  keine  Rede  sein  konnte,  vgl 
B  1888  m  217,  IV  885,  1889  II  159,  IV  1120;  üebers.  Verb.  d.  BVers.  Juni 
1890,  No.  81  b. 

*)  Die  Botsch.  des  BR  zu  diesem  B Beschl.  äussert  sich  über  die  Frage. 
ob  der  Bund  die  Fristverlängerung  gewähren  solle  oder  nicht,  folgendermasaen : 
Die  von  einer  Bahngesellschaft  gegenüber  einem  Dritten  eingegangene  Ver- 
pflichtung zum  Bau  einer  Linie  enthält  für  den  Bund  keinerlei  N5tjguiig. 
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32«  Rückkauf  der  Eisenbahnen  durch  Vertrag 
zwischen  Bund  und  Eisenbahngesellschaft.  Bei  den  Unter- 
handlungen über  den  Bückkauf  der  Nordostbahnunternehmung  durch 
den  Bund,  welche  der  BR  mit  den  Vertretern  der  Bahngesellschaft 
in  den  Jahren  1886—1888  zu  wiederholten  Malen  führte,  kam  nicht 
der  konzessionsgemässe  Rückkauf  in  Betracht;  der  konzessionsge- 
mli&se  Rückkauf  dieses  Unternehmens  kann,  nachdem  im  Jahre  1883 
von  einem  solchen  für  das  Jahr  1888  abgesehen  worden  war  (No.  80), 
erst  im  Jahre  1903  stattfinden.  Es  handelte  sich  daher  bei  den  Ver- 
handlungen im  Jahre  1886—1888  um  einen  Rückkauf  auf  dem  Wege 
des  Vertrages,  d.  h.  um  einen  solchen  Rückkauf,  zu  welchem  sowol 
die  Nordostbahn,  wie  der  Bund  hätten  einwilligen  müssen. 

Hierbei  war  auch  die  Frage  zu  beantworten,  wie  der  Bund  als 
Rechtsnachfolger  der  Nordostbahn  sich  den  Uebergang  der  sog. 
Moratoriumsverpflichtungen  der  Nordostbahn  denke. 

Anläslich  der  Beantwortung  der  Interpellation  Curti  und  Ge- 
nossen äusserte  sich  Bundesrat  Welti  in  der  Sitzung  vom  19.  Dez. 
1887  im  NR  über  diese  Frage  folgendermassen : 

Mit  der  Erwerbung  der  Nordostbahn  durch  den  Bund  gehen  auch 
die  sämtlichen  privatrechtlichen  Verbindlichkeiten  über,  aber  selbst- 
verständlich nur  in  ihrem  bestehenden  Rechtsbestand,  mit  andern  Worten: 

weder  die  Konzession  für  diese  Linie  zu  erteilen,  noch  eine  abgelaufene  Frist 
zw  verlängern.  Er  ist  in  dieser  Beziehung  gerade  so  frei,  wie  wenn  ein  solcher 
Vertrag  nicht  bestände,  und  im  gegebenen  Falle  hat  er  auch  auf  diese  Freiheit 
Dicbt  verzichtet,  sondern  im  Gegenteil  in  dem  Beschl.  vom  14.  Febr.  1878 
die  ^^e&etzlichen  Befugnisse  der  BVers.  ausdrücklich  bezüglich  einer  Fristver- 
längerung vorbehalten.  Würde  die  BVers.  die  verlangte  Fristerstreckung  ver- 
weigern, damit  die  Gefahr  des  bei  dem  Rückkauf  der  BKasse  drohenden 
Verlustes  von  mindestens  25  Millionen  Franken,  welcher  ans  der  üebernahme 
der  Moratoriumslinien  entstehen,  abwenden,  so  hätte  sie  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  von  ihrer  Befugnis  einen  durchaus  pflichtgemässen  Gebrauch 
gemacht.  Diese  gewöhnlichen  Verhältnisse  liegen  aber  nicht  vor.  und  wir  sind 
daher  auch  nicht  der  Ansicht,  dass  der  Bund  sein  unzweifelhaftes  Recht,  die 
Konk:eaaionen  hinfällig  zu  erklären,  ausüben  soll.  Hätte  der  Bund  im  Jahre 
1S78  kein  Ausnahmeverfahren  eintreten  lassen,  so  würden  die  beteiligten 
Landesgegenden  sehr  wahrscheinlich  um  die  in  den  Bauverträgen  liegenden 
Vorteile  gekommen  sein,  aber  anderseits  wäre  auch  die  Nordostbahn  dem 
Schicksal  verfallen,  das  sie  selbst  voraussah.  Wird  aber  jetzt  (1888)  der  Hin- 
lall der  Konzessionen  erklärt,  so  gestaltet  sich  der  in  Abweichung  von  Gesetz 
und  Konzession  erlassene  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878  zur  Rettung  der  Nord- 
ostbü.hn  und  zur  Schädigung  ihrer  Mitkontrahenten.  Hierin  und  keineswegs 
in  einer  Bechtspflicht  liegt  für  den  Bund  die  Nötigung,  die  erteilten  £on- 
zeasionen  durch  eine  neue  Frist bewilligung  trotz  des  für  ihn  daraus  erwachsen- 
den Schadens  aufrecht  zu  erhalten,  B  1888  III  214. 
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Die  üebernahme  von  privatrechtlichen  Verbindlichkeiten  kann  nur  unter 
dem  Vorbehalt  der  Hoheitsrechte  des  Bandes  geschehen,  soweit  die  Er- 
fGdlong  jener  Verpflichtungen  durch  diese  Rechte  bedingt  ist.  Durch 
diese  staatliche  Hoheit  sind  die  Bauverträge  über  die  Moratorium ^linien 
jetit  schon  vor  dem  Verkauf  und  ohne  denselben  bedingt,  insofern  sie 
an  die  Konzession  des  Staates  gebunden  sind.  Diese  Behauptung  hat 
nun  aber  keineswegs  die  Bedeutung,  dass  der  BR  von  der  Abfiicbt  &u^- 
^ge,  die  Verpflichtungen  aus  jenen  Verträgen  auf  die  Seite  zu  setzen. 
Es  ist  aber  unbestreitbar,  dass  der  Bund  kraft  seines  Hoheitsrechtes  es 
unter  keinen  Umständen  zugeben  kann,  dass  auf  dem  Wege  des  Privat- 
Vertrages  das  Schweiz.  Eisenbahnwesen  geordnet  und  geregelt  und  ins 
Leben  geführt  werde.  Eine  Bahn  kann  in  der  Schweiz  nur  gebaut 
und  betrieben  werden,  wenn  dazu  die  Erlaubnis  der  B Behörden 
trteilt  ist,  wenn  eine  Konzession  vorliegt,  in  welcher  der  Bund  sieh 
über  alle  materiellen  Verhältnisse  der  Bahn,  sowie  über  ihre  Betrlebs^- 
weise  ausspricht.  Würde  die  gegenteilige  Ansicht  Platz  greif dn^  dass 
blosse  Privatverträge  über  den  Bau  einer  Eisenbahn  auch  für  den  Bund 
l^eltung  hätten,  so  wäre  selbstverständlich  die  Hoheit  des  Bundes  ver- 
nichtet. Es  gäbe  keine  Konzessionen  mehr,  und  es  würde  in  der  Schwei?« 
nicht  blos  der  Privatbau  stattfinden,  sondern  die  Anarchie  im  Eisenbahn- 
wesen eintreten. 

In  Bezug  auf  die  Moratoriumslinien  kommen  aber  neben  diesem 
obersten  Grundsatz  besondere  und  eigentümliche  Verhältnisse  in  Betracht, 
welche  es  dem  Bund  nicht  erlauben,  die  Verträge  über  die  Moratoriums- 
linien, auch  wenn  er  es  in  seinem  Interesse  fände,  kurzweg  ab  unver- 
bindlich und  hinfällig  zu  erklären.  Im  Jahre  1878  hat  sich  die  BVei-s, 
in  einer  Weise  mit  der  Angelegenheit  der  M Oratoriums vertrilge  be- 
faast,  welche  sie  heute  zwingt,  in  anderer  Weise  vorzugehen.  Ieh 
Jahre  1878  ist  der  Nordostbahn  auf  ihr  dringendes  Ansuchen  von  der 
BVers.  durch  den  BBeschl.  vom  14.  Febr.  eine  Frist  von  acht  Jahren 
gestattet  worden,  damit  sie  ihre  Vertragspflichten  erfüllen  k^nne,  und 
damit  sie  vor  dem  drohenden  Konkurs  gerettet  werde.  Dadurch  hat  der 
Bund  in  einer  We^e  in  dieser  Angelegenheit  intervenirt,  welche  ihn 
verpflichtet,  die  Landes-  und  Verkehrsinteressen  derjenigen  Lande.^i- 
gegenden,  welche  jene  Verträge  abgeschlossen  haben,  zu  schützen.  Aber 
auf  der  andern  Seite  schliesst  dieser*  Umstand  selbstverständlich  die 
Befognis  des  Bundes  nicht  aus,  die  Moratoriumslinien  in  der  Weise  zu 
gestalten,  wie  er  es  den  Verkehrsinteressen  jener  Landesgegenden  in 
Wirklichkeit  angemessen  erachtet.  Wenn  der  Bund  findet,  es  sei  jenen 
Verkehrsinteressen  durch  die  Modifikation  der  Verträge  besser  gedient, 
als  darch  strikte  und  wörtliche  Ausführung  derselben,  so  übt  er  damit 
ein  unveräusserliches  Recht  aus.  B  1887  IV  ^95. 
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XL  Coitralisatioii  dM  lilitirweseiis. 

33.  üebernahme  der  gesamten  Militärverwaltung^ 
durch  den  Bund.*)  Zwei  kantonale  Militärbehörden  haben  im 
Jahr  1887  die  Frage  aufgeworfen,  ob  mit  Rücksicht  auf  die  beste- 
henden bundesstaatlichen  Einrichtungen  der  Schweiz  die  Üeber- 
nahme der  Militärverwaltung  eines  oder  mehrerer  Kantone  durch  die 
Eidg.  zulässig  und  möglich  sei.  Die  betr.  Behörden  äusserten  hiebei 
die  Ansicht^  da^  von  den  unter  der  Herrschaft  der  gegenwärtigen 
BV  den  Kantonen  zustehenden  militärischen  Kompetenzen  nur 
drei  in  keiner  Form  ohne  Beeinträchtigung  der  kantonalen  Souve- 
ränetät  dem  Bunde  übertragen  werden  könnten,  nämlich  die  Wahl 
von  Offizieren,  die  Verfügung  über  die  Wehrkraft  des  Kantonsgebietes 
und  die  Strafjustiz.  Alle  übrigen  Befugnisse,  Rechte  und  Pflichten 
der  Kantone  im  Militärwesen  seien  ganz  einfache  Verwaltungskom- 
peteBxen  und  können,  soweit  es  sich  um  deren  Ausübung  handelt, 
dem  Bunde  übertragen  werden,  welcher  dann  im  Auftrage  der  Kan- 
tone und  nacli  den  bestehenden  kantonalen  Verordnungen  zu  ver- 
walten hätte.  Diese  Uebertragung  würde  durch  einen  Vertrag  zwischen 
dem  BK  und  der  KReg.  bewerkstelligt  werden  können  und  nicht  der 
VolksabstimmuDg,  sondern  höchstens  der  Genehmigung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  des  Bundes  und  des  Kantons  unterliegen. 
Der  BR  erklärte  den  kantonalen  Behörden,  dass  die  aufgeworfene 
Frage  durchaus  /u  verneinen  sei;  der  in  derselben  enthaltene  An- 
trag erscheine  als  verfassungswidrig.  Die  Komm,  des  StR  zur 
Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im  Jahr  1888  (Schoch) 
erklärte  sich  in  ihrem  Ber.  vom  11.  Mai  1889  mit  der  Auffassung 
des  BR,  welcher  sich  auf  ein  Gutachten  des  eidg.  Justiz-  und  Polizei- 
dep.  vom  ö.  Febr.  1888  stützte,  vollständig  einverstanden. 

B  1889  III  185. 

Dem  erwühnten  Gutachten  entnehmen  wir  folgende  Ausfüh- 
rungen ^) : 


»)  V^!.  Bot^h.  dfe^  BR  vom  13.  Juni  1874  über  den  BGEntw.  einer  Milit&r- 
orgaiüstition,  Abi^tflni*  Verwaltung,  Verhältnis  zwischen  Bund  und  Kantonen, 
B  1874  Jl  60;  Hehut/  der  Kompetenzen  der  kantonalen  Militäradministrationen 
duich  die  BBeh5rd«n  gegen  unberechtigte  Eingriffe  seitens  der  Korpekomman- 
dimt<jii.    13  1876  II  [  16. 

»)  Vgl,  Leo  W4.^ber,  Ist  die  üebernahme  der  gesamten  Militärverwaltung 
durch  dcu  Bund  nmih  der  geltenden  BV  zulässig?  in  Zeitschrift  des  berner. 
Jurifitenvereins  (188ÖJ,  XXV  1  ;  femer  C.  Hilty  im  «  Bund»  1888  No.26,  32,  der 
hinweist  auf  BeiÄpiele  von  Uebertragungen  der  ganzen  Staatsverwaltung  oder 


^ 
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Der  entscheidende  Punkt  liegt  nicht  darin,  ob  ein  Kanton»  ohne 
an  seiner  Souveränetät  Schaden  zu  nehmen,  dieses  oder  jenes  militärisclia 
Verwaltongsrecht  an  Jemand  zur  Ausübung  abtreten  dürfe,  sondern 
darin,  ob  nach  unserer  bundesstaatlichen  Verfassung  eine  derartige  Ab- 
tretung an  den  Bund  zulS&ssig  sei.  Diese  Frage  ist  aus  folgenden 
Gründen  zn  verneinen: 

Der  Bund  ist  ein  aus  der  Zusammenfassung  der  Kantone  entstandener 
Centralstaat ;  er  steht  einerseits,  mit  eigener  Souveränetät  ausgerüstet  ^ 
über  den  Einzelstaaten,  anderseits  aber  ist  seine  Gewalt  beschränkt,  ni^ 
eine  bestimmte  Zuständigkeit  gebunden  (BV  Art.  2  u.  3).  Die  BV  Imt 
in  den  Art.  18  —  22  in  Bezug  auf  das  Militärwesen  den  Kompetenz- 
bereich des  Bundes  einerseits  und  der  Kantone  anderseits  ausdrücklich 
festgestellt.  Innerhalb  dieser  Grenze  besitzen  die  Kantone  als  selbständige 
Staaten  gegenwärtig  noch  eine  Militärhoheit,  und  sie  haben  die  bcEÜg- 
liehen  Rechte  gemäs  Art.  3  der  BV  auszuüben.  Es  mag  dahingestellt 
bleiben,  ob  es  den  Kantonen  gestattet  sei,  gewisse  militärische  Befugnisse, 


einzelner  Teile  derselben  (Waldeck  an  Preussen,  Liechtenstein  an  Oesterreich ; 
Postverwaltmig ,  Veltlinerkurse  bis  Ende  1876  vgl.  Vertrag  der  Eidg.  mit  der 
italienischen  Regierung  vom  21.  Mai  1872;  Rev.  Postamtsbl.  II  609,  B  187711 
387,  408;  Post  der  Thurn  und  Taxis  iu  SchafFhaueen,  «  Exerzier weste  »  B  18^7 
[V  593  No.  52;  Bezug  des  kanten.  Obmgeldes  durch  eidg.  Zollbeamte  im  Te^ri 
B  1^3  11628,  vgl.  1874  11.807, 1875  II 196),  insbesondere  auch  auf  die  deutschen 
Militärkonventionen;  Hilty  vertritt  die  Ansicht:  Die  Verwaltungsübertragung,  wo- 
nach vollständig  souveräne  Staaten  oder  Glieder  einer  Staatenverbindung  irgend 
einer  Art  einen  Teil  ihrer  sog.  Hoheitsrechte  an  andere  Staaten  oder  an  d(*n 
G^amtstaat  vertragsmässig  zur  Verwaltung  übertragen  können,  ist  theoretiacli 
nach  dem  bestehenden  Völkerrecht,  allgemeinen  Staatsrecht  und  Bundesreclit 
zulässig;  es  gibt  kein  einziges  Beispiel,  in  welchem  sie  unzulässig  erklärt 
worden  wäre,  viele  aber,  nach  welchen  sie  tatsächlich  vor  aller  Augen  statt- 
findet. Dieser  Anschauung  trat  C.  Morel  im  « Bund »  1888  No.  32  entgegen:  Diia 
.\naloge  zu  den  deutschen  Militärkonventionen  wäre,  wenn  ein  oder  mehrer« 
Kantone  die  Verwaltung  ihrer  Militärhoheit,  soweit  solche  ihnen  noch  zukommt, 
einem  anderen  Kanton  übertragen  würden.  Sollte  so  etwas  vorkommen,  ho 
liesse  sich  piüfen,  ob  eine  derartige  Uebertragung  nicht  zu  den  politischen 
Verträgen  gerechnet  werden  müsste,  welche  unter  den  Kantonen  abzuschliesseii 
durch  Art.  7  der  BV  untersagt  ist . .  .  Art.  102  der  BV  erklärt,  dass  dem  Bit 
nur  innert  den  Schranken  der  BV  Befugnisse  zustehen.  Gleiches  sagt  Art.  84 
der  nämlichen  BV  bezüglich  der  BVers.  Dem  gegenüber  enthält  unser  Grund- 
g^etz  nirgends  eine  Bestimmung,  welche  vorsehen  würde,  dass  einzelne  Kan- 
tone die  Ausübung  der  Verwaltung  ihrer  kantonalen  Hoheitsrechte  slem 
Bunde  übertragen  könnten  und  die  BBehörden  berechtigt  seien,  auch  derartigf»> 
kantonale  Amtsfunktionen  auszuüben.  HiefUr  sind  die  BBehörden  nicht  ein* 
gesetzt  und  muss  daher  der  allgemein  anerkannte  Grundsatz  des  Staatsrechte 
seine  Anwendung  finden,  dass  der  durch  die  BV  normirte  Kompetenzkrei» 
neben  der  Uebertragung  der  Machtbeftignis  gleichzeitig  die  Schranke  für  die 
Funktionen  der  BBehörden  bildet. 
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iüsbesoDderc  Verwaltnngskompetenzen,  nicht  selbst  durch  ihre  staatlichen 
Organe  au.^^ttüben,  sondern  einem  andern  (staatlichen  oder  persönlichen) 
Kechtswesen  zur  Ausübung  abzutreten.  Sicher  ist,  dass  der  Kanton, 
welcher  eine  solche  Uebertragung  vornähme,  dessenungeachtet  als 
solcher  für  die  richtige  Ausübung  der  Befugnis  verantwortlich  bliebe; 
denn  die  vetfassungsmässigen  Rechte  des  Staates  begründen  ebensoviel« 
öffentliche  Pflichten,  zumal  wenn  diese  Rechte,  wie  im  Militärwesen,  im 
Grunde  nichts  anderes  bezwecken,  als  den  Bestand  des  Staates  selbst 
zu  sichern,  was  ja  unzweifelhaft  die  wichtigste  öflfentliche  Leistung 
bildet.  Daran  ändert  selbstverständlich  der  umstand  nichts,  dass  dem 
Küiiton  gegenüber  der  mit  der  Verwaltung  betraute  Mandatar  die  Ver- 
antwortHühkeit  für  die  Erfüllung  des  Auftrages  übernehmen  müsste. 
Der  Kanton  als  solcher  bleibt  gleichmässig  und  direkt  verantwortlich 
für  die  Besorgung  aller  derjenigen  Obliegenheiten,  die  ihm  das  Grund- 
gesetz des  Landes  überbindet,  und  zwar  nach  zwei  Richtungen  hin: 
einerseits  ^^egeiiüber  dem  Centralstaate,  dem  Bunde,  und  anderseits  den 
Mitständen  gegenüber.  Die  überwachende,  kontrolirende  Stellung  des 
Bundes  auf  diesem  Gebiete  ergibt  sich  unbestreitbar  aus  den  Art.  2,  5, 
8,  13,  16,  17  und  102,  Ziff.  3,  10  und  11  im  allgemeinen  und  aus 
dem  Inhalt  der  Militärartikel  18—20,  speziell  20  der  BV.  Wenn  nun 
der  Bund  im  Namen  und  Auftrag  eines  Kantons  die  demselben  oblie- 
gende Militärverwaltung  übernähme,  so  käme  er  damit  aus  der  über- 
geordneten Stellung  des  kontrolirenden  Staates  in  diejenige  eines  Beauf- 
tragten, der  dem  Auftraggeber  direkt  und  dessen  gleichmässig  verpflich- 
tetet! Mitständen  indirekt  für  die  gehönge  Ausführung  des  Auftrages 
verantwortlich  wäre.  In  eine  solche  Stellung  zum  Kanton  darf  sieb 
der  Bund,  als  der  übergeordnete  Staat,  nicht  begeben. 

Man  wird  nun  wol  einwerfen,  das  seien  rein  theoretische  Bedenken ; 
praktisch  mache  sich  die  Sache  ganz  einfach,  und  von  einer  wirklichen 
Verantwortlichkeit  des  Bundes  gegenüber  dem  auftraggebenden  Kanton 
und  dessen  ^itständeu  könne  keine  Rede  sein;  in  letzter  Instanz  habe 
doch  der  Bund  über  die  Verantwortlichkeit  der  Kantone  zu  urteilen 
und  somit,  wenn  er  die  Militärverwaltung  selbst  besorgt,  auch  nur  sich 
selbst  m  kontroliren.  Dem  gegenüber  ist  zu  bemerken:  wenn  zufolge 
eines  derartigen  Abkommens  zwischen  Bund  und  Kanton  in  der  Tat 
eine  Verantwortlichkeit  des  Bundes  gegenüber  dem  Kanton  nicht  bestände, 
EO  würde  der  Kanton  auf  dem  Vertragswege  eine  ihm  durch  die  BV 
als  seine  Sache  auferlegte  Leistung  und  Verantwortlichkeit  von  sich 
abgewälzt  und  dem  Bunde  übertragen  haben. 

Den  Organen  des  Bundes  würde  es  endlich  an  jeder  verfassungs- 
rechtlichen Legitimation  fehlen,  sich  mit  einem  Kantone  in  solche  Ver- 
tragsuiiterlmndiungen  einzulassen.  Zum  Ueberfluss  bestimmt  Art.  84  der 
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B\^,  dass  die  BVers.  nur  solche  Gegenstände  zn  behandeln  habe,  «welche 
nach  Inhalt  der  BV  in  die  Kompetenz  des  Bundes  gehören  b  nnd 
Art.  102  weist  dem  BB  Befugnisse  and  Obliegenheiten  nur  «  innert  den 
Schranken  der  Verfassung  »  zu.  Wir  nehmen  allerdings  (mit  Blumer- 
Morel,  Orelli  u.  A.)  an,  dass  die  Souveränetät  des  Bundes  sich  niclit 
blos  auf  diejenigen  Angelegenheiten  beschränkt,  welche  in  der  BY  aus- 
drücklich als  Bundessache  erklärt  sind,  sondern  sich  auch  noch  <  über 
andere  Verhältnisse  erstreckt,  deren  einheitliche  Regelung  für  die  Er- 
füllung der  ihm  obliegenden  Aufgaben  als  Bedürfnis  erscheint »  (Blumer- 
Morel  I  178).  Aber  gerade  deswegen  halten  wir  um  so  genauer  an 
der  KompetenzausscheiduQg  zwischen  Bund  und  Kantonen  da  fest,  wo 
dieselbe  durch  die  Verfassung  selbst  vorgenommen  ist. 

B  1888  II  490,  1889  11  öSö. 

ZU.  Prif  atracht  ud  Proiess. 

34«  Vormundschaftswesen.  Den  26.  Febr.  1879  bestä- 
tigte das  Bezirksgericht  Sitten  die  von  der  dortigen  Vornmndschafts- 
behörde  (chambre  pupillaire)  über  Moritz  Riedmatten  den  2.  April 
1878  verhängte  Vormundschaft  wegen  Unfähigkeit  zu  eigener  Ver- 
mögensverwaltung. Die  Beschwerden  des  Bevogteten  wegen  dieser 
Vormundschaftsbestellung  wurden  von  den  verschiedenen  kantoualen 
Instanzen  abgewiesen,  vom  Kassationshof  den  21.  April,  vom  Grossen 
Rate  den  21.  Mai  1879.  Die  eidg.  Behörden,  an  welche  sich  nun 
Riedmatten  wandte,  traten  auf  seine  Beschwerde  nicht  ein,  der  ER 
den  22.  Juli  1879  in  Erwägung,  dass,  da  das  Vormundschaftsrecht 
Sache  der  Kantone  ist,  der  BR  demnach  nicht  in  der  Lage  sei,  die 
Frage  zu  prüfen  und  zu  beurteilen,  ob  und  inwiefern  die  Behörden 
des  Kts.  Wallis  kantonale  Vorschriften  richtig  oder  unrichtig  aus- 
gelegt und  angewendet  haben  bei  der  Behandlung  dieser  vorliegenden 
Vormundschaftsangelegenheit,  die  BVers.  auf  Antrag  des  BR  den 
30.  Juni,  2.  Juli  1880. 

Ber.  des  BR  an  die  BVers.  vom  3.  Jan.  1880,  B  1880  I  223;  Ueber«.  Verli. 

d.  BVers.  JuH  1880,  No.  41. 

39.  Joseph  Pr^laz  in  Freiburg  hatte  die  Anna  Faden,  welche 
den  24.  Januar  1808  als  uneheliche  Tochter  der  Anna  Faden  von 
Ohmstal'Niederwyl,  Kt.  Luzem,  geboren  war,  bald  nach  ihrer  Ge- 
burt zur  Pflege  und  Erziehung  aufgenommen.  Während  der  ersten 
Jahre  wurde  für  das  Kind  das  Kostgeld  bezahlt,  nachher  nicht  mehr* 
Im  Jahre  1882  Hess  sich  die  Mutter  durch  die  Gemeinde  Ohmstal, 
welche  die  vonnundschaitliche  Gewalt  über  das  Kind  ausübte,  ermäch- 
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tigen,  ihr  Kind  zurückzunehmen.  Pr^laz  verweigerte  die  Herausgabe 
des  Kindes  und  beschwerte  sich  gegenüber  einem  Beschluss  des  Frei- 
burger Staatsrates,  der  ihm  die  Zurückgabe  des  Kindes  an  die  Mutter 
anbefahl,  beim  BR.  Er  verlangte  Suspension  der  Verfugung  der  Frei- 
burger Regierung,  bis  die  kompetente  luzernische  Behörde  über  die 
Klage  auf  Entzug  der  elterlichen  Gewalt,  welche  er  gegen  die  Mutter 
anzustrengeil  ini  Begriffe  stehe,  sich  ausgesprochen  habe. 
Der  BR  entsprach  dem  Sistirungsbegehren  in  Erwägung: 
dasä  der  vorliegende  Tatbestand   den   Behörden,   welche   vor 
allem  da^  VVol  des  Kindes  im  Auge  behalten  sollen,  die  Erhal- 
tung des  Status  quo  als  die  beste  Lösung  der  Frage  erschei- 
nen zu  lassen  geeignet  ist. 

Mit  Beschluss  vom  20.  Okt.  1882  trat  der  BR  auf  das  Sach- 
liche der  Beschwerde  wegen  mangelnder  Kompetenz  nicht  ein,  weil 
der  Rekurs  weder  die  Tatsache,  dass  die  Gemeindebehörde  von 
Ohmstal  die  Mutter  des  Kindes  tatsächlich  ermächtigt  habe,  das 
Kind  zu  leklarairen,  noch  die  Kompetenz  dieser  Behörde  zu  einer 
solchen  Ermächtigung  bestreitet,  und  in  Erwägung,  dass  die  An- 
gelegenheit üich  somit  als  eine  reine  Vormundschaftssache  dar- 
stellt, welche  der  Jurisdiktion  der  Kantone  unterliegt. 

BR  1882,  No.  5233. 

3tl.  Die  BBehörden  können  sich  nicht  in  den  Gang  des 
kantonalen  Gerichtsverfahrens  einmischen  und  die  Folgen  der  Ver- 
säumnis von  Präclusivfristen  aufheben. 

BE  den  y.  Juli  1878  in  der  Beschwerde  des  Fürsten  Youssoupoff  in  Nyon^ 

B  1880  n  Gl 7. 

IUI.  Strafrecht,')  StraffoUng,  Strafgerichtabarkeit. 

Vgl.  Nt».  ir   240,  unten  Teil   IV,    Abschn.  V,  Kap.  4:  Das  Bundesstrafrecht, 
Kap.  5:  Das  Begnadigungsrecht. 

37,  Verletzung  des  Briefgeheimnisses  und  Mis- 
brauch  telegraphischer  Depeschen. 

Das  Strafgesetzbuch  des  Kts.  Genf  vom  21.  Okt.  1874  ent- 
hält in  Art,  175  und  176  Strafbestimmungen  gegen  Verletzung  des 

*)  Zur  Ajiregung  der  (Jebertragung  der  Gesetzgebung  über  das  Strafrecht 
all  den  Bund  vgL  Beschl.  des  Schweiz.  Juristenvereins,  Bellinzona  27.  Sept.  1887  : 
Der  iächweiz.  Juristen  verein,  überzeugt,  dass  ein  wirksamer  und  erfolgreicher 
Kampf  gegen  das  Verbrechertum  nicht  möglich  ist,  so  lange  die  Zersplitterung 
der  kantonalen  Gesetzgebung  fortbesteht,  ersucht  den  BR,  die  Vorarbeiten 
för  die  Vereinheitlichung   des  Strafrechtes  an   die  Hand  nehmen  zu  wollen. 
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Brie^eheimDisses  und  Misbrauch  von  telegraphischen  Depeecfaen. 
Der  Staatsrath  des  Kts.  Genf  wurde  vom  BR  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  Vergehen  dieser  Art  in  Art.  54  und  55  des  BStraf- 
Ges.  vom  4.  Febr.  1853  (Wolf  I  371)  vorgesehen  und  gemäs  Art. 
74  jedenfalls  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  bestraft  wer- 
den müssen,  sowie  dass  auch  das  Begnadigungsrecht  der  BVers. 
zustehe.  Wenn  die  Art.  54  und  55  weder  ein  Minimum,  noch 
ein  Maximum  des  Gefängnisses  oder  der  Busse,  welche  sie  als 
Strafe  vorschreiben,  aufgestellt  haben,  so  liege  der  Grund  darin, 
dass  der  Gesetzgeber  in  diesem,  wie  in  vielen  andern  Fällen,  dem 
Richter  habe  die  Möglichkeit  geben  wollen,  sich  innerhalb  der  in 
Art.  2,  litt,  f  und  Art.  4,  Abs.  3  des  gleichen  Strafgesetzes  aufge- 
stellten Grenzen  frei  zu  bewegen.  Es  können  daher  die  in  Art.  175 
und  176  des  Genfer  Strafgesetzes  aufgestellten  Maxima  und  MininMi 
der  Strafen  nicht  anerkannt  werden,  und  es  dürfe  überhaupt  diesen 
beiden  Artikeln  keine  andere  Bedeutung  beigelegt  werden,  als  die- 
jenige einer  einfachen  Wiederholung  der  Art.  54  und  55  des  BStraf- 

Ges.  B  1875  II  6SSÜ. 

38«  Kriminaljustiz  in  Münzsachen.  Auf  die  im  Jahre 
1882  erfolgte  Anfrage  eines  Mitgliedes  des  BB,  ob  es  nicht  ange- 
zeigt wäre,  die  Kriminaljustiz  im  Münzwesen,  gestützt  auf  Art.  38 
der  BV,  dem  Bunde  zu  vindiziren,  wenigstens  in  dem  Sinne,  dass 
es  dem  Bunde  freistünde,  die  Gerichtsbarkeit  selbst  auszuüben  oder 
den  Kantonen  zu  delegiren,  nahm  der  BR  von  der  Erklärung  sei- 
nes Justiz-  und  Polizeidep.  Akt,  wonach  dieses  dem  BR  Vorschläge, 
welche  auf  diese  Frage  sich  beziehen,  zu  unterbreiten  gedachte. 

Die  Prüfunojskomm.  des  StR  erklärte  aber  hiezu  in  ifireni  Ber. 
vom  9.  Juni   1883  (Blumer),   dass  eine  Zuweisung  der   Kriminal- 

Zeitochr.  für  ßchweiz.  Recht  n.  F.  (1887)  VI  661;  Beschl.  des  NR  voin  2L  MErsi 
1888  (Motion  Forrer  und  Kons.):  Der  BR  ist  eingeladen,  Bericht  und  Antrag- 
einzubringen  über  die  Frage  der  Revision  des  Art.  65  der  BV  im  Sinne  der 
üebertragung  der  Gesetzgebung  über  das  Strafrecht  an  den  Bund,  Pos^tl-Slg. 
n.  F.  398;  Initiativvorschlag  der  Grossen  Räte  von  Schaff hauseu  und  Aargau 
vom  30.  April  und  9.  Juni  1890  behufs  der  Üebertragung  der  Gesetzgebung 
über  dafl  Strafrecht  an  den  Bund;  die  BVers.  erklärte  den  20.,  25,  Juni  1890 
diesen  Vorschlag  erheblich  im  Sinne  des  mitgeteilten  Beschl.  des  NH  über  die 
MotionForrer,  üebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1890,  No.  38 ;  B  1889 1 2U\  II  706 ;  1^^ 
II  132,  875,  III  396;  vgl.  Präsidialrede  von  Dr.  Römer  im  NR  vom  2.  Jimi  1879, 
B  1879  II  819,  femer  B  1885  I  467  (Antrag,  dem  Bund  die  Gesetzgebung  zu 
abertragen  über  strafrechtliche  Massnahmen  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht) ; 
endlich  C.  Stoose,  «Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher,  zur  V ergleich uiig 
zusammengestellt  und  im  Auftrage  des  BR  herausgegeben  »,  Basel  1890. 
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Justiz  in  Münzsachen  an  den  Bund  aus  Art.  38  der  BV  nicht  ge- 
folgert werden  könne. 

Eine  Vorlage  über  die  Angelegenheit  erfolgte  seither  seitens 
des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  nicht. 

B  188H  III  121;  vgl.  B  1882  I  119,  128. 

Die  Veranlassung  zu  der  genannten  Anregung  im  BR  lag  in 
folgenden  Tatsachen: 

Die  Anklagekammer  des  Kantons  Genf  (Ordonnance  vom  15.  Febr. 
1882)  hatte  anlftslich  einer  strafgerichtlichen  Untersuchung  wegen 
Fälschung  türkischer  und  ägyptischer  Gold-  und  Silbermünzen  im 
Jahre  1881  die  Ansicht  vertreten,  dass  Art.  116  des  Genfer  Straf-Ges. ; 

Wer  Gold-  oder  Silbermünzen,  die  im  Kanton  nicht  gesetzlichen 
Kurs  haben,  nachmacht  oder  an  der  Einführung  solcher  nach- 
gemachten Münzen  in  den  Kanton  oder  an  deren  Verbreitung  im 
Kauton  teilnimmt,  wird  mit  Geftlngnis  von  2 — 5  Jahren  bestraft, 
auf  die  Nachmachung  der  türkischen  und  ägyptischen  Münzen  nicht 
Anwendung  ^nde^  weil  in  diesen  Staaten  ein  Münzsystem,  zufolge  welchem 
von  gesetzlichem,  mit  Zwangskurs  versehenem  Metallgeld  in  eigentlichem 
Sinne  gesprochen  werden  könnte,  nicht  bestehe.  Der  genferische  Kassa- 
tionshof beklimpfte  zwar  in  seinem  urteil  vom  28.  März  1882  diese 
Theorie  als  eine  sehr  bestreitbare;  er  sprach  sich  im  Gegenteil  dahin 
aus,  das."^,  wenn  man  a  priori  allen  nicht  einem  vollkommen  geregelten 
Münzsystem  entsprechenden  Münzen  den  Charakter  des  Metallgeldes 
aberkennen  wollte,  dies  einer  Erlaubnis  zu  deren  Nachmachung  gleich- 
käme und  dadurch  dem  Geiste  des  Gesetzes,  sowie  dem  öffentlichen 
Interesse  /.u^'s^tder  das  Gebiet  der  Anwendbarkeit  des  zitirten  Art.  116 
auf  eine  ganz  übei*mä8sige  Weise  beschränkt  würde;  der  Kassationshof 
hob  jedoch  den  Beschl.  der  Anklagekamraer  nicht  auf  (vgl.  BGer- 
Knifich.  VJII  290  ff.). 

Der  BE  konnte  sich  nicht  verhehlen,  dass  eine  Gerich tsprazis,  wie 
sie  im  BeschL  der  Genfer  Anklagekammer  Ausdruck  gefunden,  bedauerns- 
werte, die  ^iiten  Beziehungen  der  Schweiz  zu  den  ausländischen  Staaten 
störende  \^erwicklungen  nach  sich  zu  ziehen  geeignet  wäre.  Nach  dieser 
Theorie  würde  nämlich  im  Kanton  Genf  die  Nachahmung  der  Münzen 
aller  orientalischen  Staaten,  wie  z.  B.  Persiens,  Chinas,  der  meisten 
eüdamet'Ikaui.scben  Staaten  und  vielleicht  sogar  Busslands,  das  ebenfalls 
eines  eigentlichen  Münz- Gesetzes  entbehrt,  straffrei  bleiben.  Im  Gegensatze 
hiezu  bedrohen  im  Interesse  des  Rechts  und  der  internationalen  Bezie- 
hungen   unsere    Nachbarstaaten    Frankreich,    Deutschland,    Italien    die 

Nachahmung  <  ausländischer  Münzen  »  mit  Strafe. 

B  18&S  II  889. 
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39.  Von  der  Erwägung  ausgehend,  dass  die  Fragen  der  Justiz 
und  der  gerichtlichen  Polizei  vorab  in  die  Kompetenz  der  Kantone 
fallen,  überwies  der  BR  den  26.  Oktober  1886  eine  namens 
der  a  Vereinigung  Schweiz.  Frauen  zur  Hebung  der  üffentUchen 
Moral  >  von  dem  internationalen  Komite  der  «  Frauen  des  Bundes  » 
(dames  de  la  confederation)  eingereichte  Petition  den  Kantonen, 
Die  Petition  machte  auf  die  Tatsache  aufmerksam,  dass  es  in  der 
Schweiz  Leute  gibt,  welche  das  gehässige  Gewerbe  betreiben,  Pro- 
stitutionshäusem  Frauenspersonen  zu  verschaffen,  und  verlangte  ein 
gemeinsames  Vorgehen  gegen  dieses  Uebel,  wozu  der  BK  die  Initiative 
ergreifen  solle.  ii  i88ö  in  boo. 

40«  Strafvollzug.  In  einer  Beschwerde  aus  dem  Berner  Jura 
vom  Okt.  1875  wurde  darüber  Klage  geführt,  dass  die  Lokalbebörden 
am  Tage  vor  den  Nationalratswahlen  eine  Menge  von  Per^onen^  die 
infolge  der  Kirchenkonflikte  *)  verurteilt  worden  waren,  verhaftet 
und  eingesperrt  haben.  Dies  sei  offenbar  zu  dem  Zwecke  geschehen, 
um  viele  Bürger  an  der  Ausübung  ihres  Wahlrechts  zu  verhindern 
und  so  auf  die  Nationalratswahlen  einzuwirken. 

Der  BR  Hess  den  Beschwerdeführern  antworten,  dass  alles,  was 
die  Vollziehung  von  Strafurteilen  beschlage,  in  die  Kompetenz  der 
Kantone  falle,  und  dass  der  BR  in  Folge  dessen  hier  nicht  einschreiten 
könne.  BR  29.  Okt.  1875,  Ho.  6119. 

41.  Errichtung  eines  Schweiz.  ZellengefUngnissey. 

Ber.  des  BR  an  die  BVers.  über  die  Petition  des  Schweiz.  Vereinig  für  Straf* 
und  Q^fängniswesen  betr.  die  Errichtung  eines  Schweiz.  Zelle ngeföngiusaeä 
far  lebenslängHche  und  gefährliche  langjährige  Sträflinge  vom  5,  Juni  1883, 
B  1883  III  72.  BBeschl.  vom  7.  JuU  1883,  ß  1883  III  344,  18S4  II  711; 
vgl.  B  1880  II  831,  1881  II  654. 

Den  7.  Juli  1883  hat  die  BVers.  in  Erwägung, 

1.  dass  die  Petition  des  Schweiz.  Vereins  für  Straf-  und  Gre- 
fängniswesen  betr.  die  Errichtung  eines  Schweiz.  Zell  enge  ftlngnisses 
für  lebenslängliche  und  gefährliche  Sträflinge  ihre  innere  Berech- 
tigung hat, 

2.  dass  jedoch  die  Strafrechtspflege  und  der  Straivollzug  Sache 
der  Kantone  ist,  und  somit  auch  die  Kantone  für  das  GefängniS'« 
Wesen  zu  sorgen  haben,  und 

8.  dass  von  keinem  Kantone  an  den  Bund  ein  daberlges  Gesuoh 
gestellt  worden  ist, 

•)  Vgl.  No.  68?. 
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beschlossen:  Auf  die  Petition  betr.  das  Gefängniswesen  wird  nicht 
eingetreten. 

Auf  Grund  eines  Beschl.  vom  29.  Sept.  1879,  anläslich  der 
Jahresversammlung  zu  Solothurn,  hatte  der  Schweiz.  Verein  für 
Straf-  und  Gefängniswesen  bei  den  BBhörden  das  Gesuch  eingereicht: 

Es  ^i  mit  Beförderung  auf  Grundlage  des  Art.  23  der  BV 
durch  die  Eidgenossenschaft  ein  dem  Bedürfnisse  entsprechendes, 
solid  koni^tmiries;  Jjellengefllngnis  zu  erstellen,  in  welchem  die  Kan- 
tOBe  ihre  lebenslänglichen  und  gefährlichen  langjährigen  Sträflinge, 
sei  es  unter  Aufsicht  und  Verwaltung  des  Bundes  und  unter  der 
Bedingung  der  Deckung  des  Betriebsdefizites  pro  rata,  sei  es  anter 
eigener  Regie  unterbringen  können. 

Nactidem  der  StR  diese  Petition  der  Petitionskomm.  überwiesen 
hattCj  wurde  dieselbe  im  Febr.  1880  zurückgezogen,  um  sie  zunächst 
dem  BR  beliufs  materieller  Berichterstattung  und  Antragstellung 
an  die  BVers.  einzureichen;  der  BR  aber  beantwortete  das  Gesuch 
unterm  11.  Mai  1880  ablehnend.  Hierauf  gelangten  die  Gesuchsteller 
wieder  direkt  an  die  BVers.  Der  StR  trat  auf  das  Gesuch  mit 
Beschl.  vom  30.  Juni  1880  gar  nicht  ein;  der  NR  dagegen  überwies 
dasselbe  dem  BR  zur  Berichterstattung.  Auf  Grund  eines  Beschl. 
des  Petition irenden  Vereins  vom  3.  Okt.  1880,  welcher  den  4.  Okt. 
1881  bestätigt  wurde,  erbat  sich  derselbe:  der  BR  möge  das  Gesuch 
um  Erstell uiig  eines  Zeliengefängnisses  nochmals  in  Erwägung 
ziehen  und  der  BVera.  den  Antrag  unterbreiten ,  sich  prinzipiell  für 
Erstellung  eines  derartigen  Gefängnisses  auf  Kosten  der  Eidgenossen- 
scliaft  äuszuspreclieu,  insofern  ein  solches  von  den  Kantonen  in  ge- 
nanntem Sinne  gewünscht  werde.  Der  BR  stellte  dagegen  in  seinem 
Ber.  vom  5.  Juni  1 883  bei  der  BVers.  den  Antrag,  in  das  Gesuch  des 
Schweiz.  Vereins  fnr  Straf-  und  Gefängniswesen  sei  nicht  einzutreten; 
die  BVers.  endlich  fasste  den  7.  Juli  gl.  J.  den  eingangs  mitgeteil- 
ten BBeschluss. 

Der  BR  sagt  zur  Begründung  seines  Antrages: 

Wir  wollen  niclit  in  Abrede  stellen,  dass  die  allgemeine  Fassung 
des  Art.  23  der  BV  (gleichlautend  mit  dem  Art.  21  der  BV  des  Jahres 
1848]  es  der  Eldg,  gestattet  hat,  seit  1848  eine  Reihe  gemeinnützi- 
ger und  nationaler  Werke  auszufahren  oder  zu  fördern,  ohne  dass  die 
BV  die  Sorge  für  die  betreffenden  Zwecke  den  Kantonen  abgenommen 
und  ausdrückhch  dem  Bunde  übertragen  hätte,  so  insbesondere  die  Fluss- 
korrektionen   und  Str&ssenbauten,   und  es  ist  auch  ganz  klar^    dass  die 
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Kantone  jeweilen  in  dieser  Einwirkung  des  Bundes  keinen  Einbmch 
des  Bandes  in  ihre  Souveränetätsrechte  erblickten.  Obgleich  Manche  finden  i 
der  Bund  habe  in  dieser  Beziehung,  namentlich  in  Strassenbaaten,  des 
Outen  sogar  etwas  zu  viel  getan,  so  freuen  wir  un.^  doch  alle  dieser 
herrlichen  Denkmäler  nationaler  Tatkraft  und  eidg.  Sinnes,  Allein 
auch  in  diesen  Dingen  gibt  es  eine  Grenze.  Die  Petition  überschreitet 
dieselbe  unseres  Brach tens  in  mehr  als  einer  Richtung.  Trot;^  des  sehr 
allgemein  und  unbestimmt  gehaltenen  Wortlautes  des  Ai't.  2B  kann  m 
doch  nicht  die  Sache  der  Eidg.  sein,  von  sich  aus,  au.«  ihrer  Initiative 
und  auf  ihre  Kosten,  den  Kantonen  ein  Werk  zui*  VtjrfügTing  zu  stelle n^ 
dessen  Errichtung,  Unterhalt  und  Benutzung  diesen  nach  Massgabe  der 
BV  ganz  allein  zukommt,  weil  die  betreffende  Aufgabe  m  das  Eessort 
der  ordentlichen  kantonalen  Staatsverwaltung  gehört.  Die  Argtim<*nUtion 
der  Petition,  dass  die  Ehre  und  die  Wolfahrt  der  Eidg.  ab  solche  in 
dieser  Frage  ganz  ebenso  mitbeteiligt  seien,  wie  diejenigen  der  Kantone, 
ist  deshalb  nicht  beweistüchtig,  weil  sie  zu  viel  beweist.  Es  gibt  in 
unserem  Vaterlande  gewis  noch  eine  ganze  Beihe  kantonaler  Ansialten 
und  Einrichtungen,  die  zunächst  allerdings  nur  den  Kantonen»  in  ihrer 
Gesammtwirkung  im  Innern,  sowie  durch  die  Bezielningen  -mm  Aus- 
lande aber  einem  eminent  eidg.  Interesse  zu  dienen  bestimmt  sind,  und 
welche  durch  Vereinheitlichung,  üebernahme  und  Ordnung  dnrch  die 
Eidg.  zum  Ruhme  des  Landes  ihrem  Zwecke  viel  besser  entsprechend  ge- 
staltet werden  könnten.  Wir  rechnen  hiezu  mancherlei  kantonale  Ver- 
waltungszweige, deren  Besorgung  richtiger  von  mehreren  Kantonen  zu- 
sammen oder  von  der  Vereinigung  aller  Kantone  im  Bunde  übernommen 
werden  dürfte.  Man  denke  z.  B.  an  die  Gerichtsorganisation . . .  Wer  wollte 
leugnen,  dass  hier  durch  Ausdehnung  des  Gebietes  und  organisatorisches 
und  finanzielles  Eintreten  der  Eidg.  mancherorts  eine  Verbesserung 
herbeigeführt  werden  könnte?  Und  doch  wird  es  Niemaödem  einfallen, 
gegenwärtig  eine  solche  Forderung  an  den  Bund  zu  stellen ;  denn  die 
Gerichtsorganisation  und  die  Justizverwaltung  sind,  mit  Ausnahme  der 
dem  BGer.  verfassungsgemäs  verliehenen  Kompetenzen,  Sache  der  Kantone^ 
und  zwar  gerade  im  Gebiete  des  Strafrechts  viel  unbeschränkter  als  in 
demjenigen  des  Civilrechts.  Zur  Strafrechtspflege  gehört  aber  auch 
der  StrafvoDzug.  Derselbe  bildet  eine  der  ordentlichen  Ver waltun gs^ 
aufgaben  der  Kantone,  wofür  diese  in  ihren  jährlichen  Büdgeta  die 
finanziellen  Mittel  vorzusehen  und  zu  beschaffen  haben.  Es  liegt  somit 
nicht  in  der  verfassungsrechtlichen  Stellung  des  Bundes^  eine  Unter- 
nehmung anzuregen,  in  seinen  Kosten  auszuführen  und  zu  verwalten 
auf  einem  Gebiete,  das  verfassungsgemäs  dermalen  noch  ausschlieslich 
der  kantonalen  Verwaltung  anheimfällt.  Wie  sollte  aber  erst,  90  fragen 
wir,  nach  dem  alternativen  Vorschlage  des  gesuchstellenden  Vereins  die 
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Aufsicht  und  Verwaltung  einer  Strafanstalt  vom  ßnnde  üb^rnouimen 
werden  könneti^  die  den  Kantonen  zur  Verfügung  gestellt  wäre,  ohne 
dass  dem  Bunde  irgend  welches  Becht  und  Zwangsmittel  zu  Gebote 
ständen,  jene  2nr  Denützuag  der  Anstalt  und  mithin  zur  Deckung  der 
Betriebskosten  anzuhalten?  Es  ist  darum  sowol  aus  dem  Gesichtspunkt 
der  staaterechtlichen  Kompetenz,  als  aus  praktischen  Rücksichten  absolut 
aoageschlossen,  dass  der  Bund  in  einer  Weise  in  das  Gebiet  der  kanto- 
nalen Verwaltung  eingreife,  wie  dies  in  der  Petition  event.  in  Aussicht 
genoinmea  ist. 

Sollten  die  KanLone  wirklich,  wie  die  Petenten  versichern,  unver- 
mögend und  unfähig  sein,  einzeln  oder  zusammenwirkend  der  Aufgabe 
einer  der  Ehre  und  dem  Ansehen  des  Landes  und  den  Zwecken  der 
Stra^u^tiz  entsprechenden  Strafvollziehung  gerecht  zu  werden  und  zu 
genügen,  dann  allerdings  wftre  es  hohe  Zeit,  den  Bund  mit  denjenigen 
verfasäutigs massigen  Kompetenzen  auszustatten,  ohne  welche  die  In- 
itiative, ein  selbständiges  Eingreifen  desselben  auf  diesem  Gebiete  nicht 
stattfinden  kann,  nämlich:  das  ganze  Strafrecht,  mit  Einschlus  der  Straf- 
vollstreckung, in  die  Hand  des  Bundes  zu  legen.  Dass  die  Petenten 
dem  Bunde  trotz  des  Mangels  dieser  verfassungsrechtlichen  Grundlage 
in  der  vorwürfi^en  Angelegenheit  die  Initiative  und  die  Erstellung  des 
Werkes  aus  seinen  Mitteln ,  event.  auch  die  Verwaltung  desselben 
zumuten,  darin  liegt  unseres  Erachtens  die  konstitutionelle  Grenztiber- 
achreitnngj  die  wir  signalisirt  haben. 

Sollte  aber  der  dermalige  Zustand  des  Gefängniswesens  in  den 
Kantonen  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  schleunigste  Abhilfe 
erbeiechen  und  das  sofortige  Einschreiten  des  Bundes  nötig  machen,  was 
wir  nicht  annehmen,  dann  würde  der  Art.  2  der  BV,  welcher  als  einen 
der  Zwecke  des  Bundes  die  Handhabung  der  Ruhe  und  Ordnung  im 
Innern  aufstellt,  den  eidg.  Behörden  die  erforderliche  Kompetenz  ver- 
leihen, um  die  Kau  tone  auf  deren  eigene  Kosten  zur  Pflichterfüllung 
anzuhalten.  Der  BR  behält  sich  vor,  in  dieser  Beziehung  jederzeit  das 
durch  die  Verhältnisse  Gebotene  und  denselben  Angemessene  vorzu- 
kehren ,  .  . 

Die  Initiative  zur  Erstellung  eines  gemeinsamen  Zellengefängnisses 
hat  von  den  Kantonen  auszugehen.  Es  genügt  in  dieser  Beziehung  nicht, 
dass  auf  Seiten  der  Kantone  Wünsche  bestehen,  die  nicht  geäussert 
werden  .  .  .  Der  Schweiz.  Verein  für  Straf-  und  Geffengniswesen  verfolgt, 
so  lange  die  StmfjuJäti^,  bezw.  der  Strafvollzug  einen  Teil  der  kantonalen 
Administration  auämucht,  nicht  den  rechten  Weg,  wenn  er  mit  Um- 
gehung der  Kantone,  deren  Zustimmung  und  Einverständnis  ein&ch 
voraussehend,  das  Begehren  um  Abhilfe  an  den  Bund  richtet  .  .  . 
Es     ist     unseres    Wissens    die    finanzielle    Beteiligung    der    Eidg.    ii^ 
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konem  «inzigen  Falle  eingetreten,  wo  nicht  zuvor  —  oft  lange  Jahre« 
Jalonehnte  hindoroh  -«  die  znnllohst  interessirten  Kantone  und  gesell- 
sehftftliehen  Kreise  die  yorberaitende  Hand  ans  Werk  gelegt  und  das 
Zogtmd^koaqiiine»  desselben  in  j^er  BiebtuRg  tatkräftig  gefordert  hätten. 
Dia  im  Art.  33  vorgesehene  Bundesunterstütasung  ist  jeweils  nur  qIb 
ewß  ergänzende,  subsidiäre  hiuzugetreteu  und  durchgängig  auf  ungefähr 
eiueu  DhtteU  der  Kosten  solcher  Werke  angeschlagen  worden.  Dagegen 
ist  u&S  ein  Beispiel,  dass,  wie  es  im  vorliegenden  Falle  geschehen  wUrde^ 
die  Eidg.  in  einem  ihr  verfassungsgemäs  fremden  Gebiete  aus  ihrea 
finanziellen  Mitteln  den  Kantonen  ein  Werk  erstellte,  das  eine  erhebliche 
Entlastung  der  ordentlichen  kantonalen  Budgets  zur  unmittelbarsten 
Folge  hätte,  nicht  bekannt.  B  1883  Itl  76 

4S.    Strafgerichtsbarkeit,  Erweiterung  der  Eompetauz 
des  Bundesgerichts. 

BesehL  der  BVen.  vom  19.  Dez.  1888  zu  einem  BG  betr.  die  Ergänzung  des 
BStrafrechtes  vom  4.  Febr.  1853,  B  1884 1  25;  Resultat  der  Volksabstimmutj^ 
vow  U.  Mai  1884,  in  welcher  dieser  Besohl,  der  BVers,  eines  BGea-  ver- 
worfen wurde;  vgl  BBeschl.  vom  26.  Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII 467.  —  Botgeh. 
mid  Entw.  des  BR  vom  18.  Jan.  1882,  B  1882  1 117;  Ber.  der  Mehrheit  der 
Komm,  des  St^R  vom  18.  Dez.  1882  (Bory),  B  1883  I  32;  Ber.  der  Minderheit 
dieser  Komm,  vom  14.  Dez.  1882,  B  1882  lY  649.  Ber.  des  BE  todi 
9.  Juni  1884,  B  1884  III  157;  vgl.  B  1881  II  650,  1883  IX  832,  1834  II  712, 
1885  n  665. 

Pen  22.  Oktober  1876  hielten  die  liberalen  Schätzen  des 
Bezirkes  Mendrisio  (Tessin)  in  Stabio  eine  Schiessübung  ab,  welche 
einen  blutigen  Ausgang  nahm  (No.  43).  Infolge  des  sich  hieran  an- 
BchlioiaeBden  Stabioprozesaea  stellte  Ständerat  Brosi  den  19.  Juni 
1880  die  vom  8t-R  den  28.  Juni  gl.  J.  erheblich  erklärte  Motion: 

Der  BS  wird  eingeladen»  den  eidg.  Blüten  Beriebt  und  Antrag 
zu  hinterbringen  über  Eevision  des  BStrafrechte  vom  4.  Febr.  1853 
im  Sinne  einer  Erweiterung  des  Begriffes  der  politiscben  Verbrechen 
und  Vergehen,  welche  in  die  Eonapetenz  der  BAssisen  fallen. 

?o»tl-81g.  n.  F.  207. 

Schon  den  21.  Juni  1866  hatte  der  StB  infolge  einer  Motion 
£.  H&berlin  den  BeschL  gefasst: 

Der  BB  iai  «ungeladen,  zu  prüfen,  ob  und  biö^benden  Fftlk  in 
welcher  Weite  eine  BevisioB  der  einschlägigen  Beetimmungen  des 
BG  über  das  BStrafk^cht  vom  4.  Februar  1853  (Art.  45— 52,  76) 
hinsicbtlicb  der  Beurteilung  jeuer  Verbrechen  vorzunehmen  sei, 
welobe  Ursache  oder  Folge  von  Unruhen  sind,  durch  weiche  eine 
bewaftiet«  eidg.  Intervention  veranlasst  worden  ist. 
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Der  Motionsteller  hatte  angesichts  der  Lage,  in  welcher  sich 
die  eidg.  Anklagekammer  befand  bei  der  Beurteilung  der  blutigen 
Ereignisse,  deren  Schauplatz  die  Stadt  Genf  den  22.  August  1864 
gewesen  war,  vorgeschlagen,  man  möge  entweder  das  BStrafrecht 
ergänzen  durch  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  um  den  Begriff  der- 
jenigen Handlungen  festzustellen,  welche  als  Verbrechen  gegen  die 
innere  Siclierheit  der  Kantone  zu  gelten  haben,  oder  man  lasse  in 
den  Fällen  dieser  Art  die  BAssisen  nach  Massgabe  der  kantonalen 
Strafgesetz^'ebung  Recht  sprechen. 

Diesem  letztem  Vorschlag  schloss  sich  der  BR  an  in  seinem  den 
eidg.  Räten  im  Jahre  1867  vorgelegten  Gesetzesentw.  Beide  Räte,  der 
StR  den  5.  Juli,  der  NR  den  20.  Juli  1867,  beschlossen  jedoch  auf  die 
Vorlage  des  BR  nicht  einzutreten.  Die  BVers.  lud  den  BR  ein  zu  einer 
iioclimaligen  Prüfung  der  Frage,  ob  nicht  das  BStrafrecht  mit  Bezug 
auf  die,  sei  es  gegen  den  Bund,  sei  es  gegen  die  Kantone  begangenen 
politischen  Verbrechen  einer  Ergänzung  bedürftig  sei.  In  diesem 
Sinne  regte  auch  das  BGer.  in  seinem  Geschäftsber.  über  das  Jahr  1879 
eine  Revision  an  (Revision  des  Art.  52  des  BStrafrechts). 

B  1867  I  889,  1880  II  656,  U  873. 

In  Ausführung  aber  der  gedachten  Motion  Brosi  vom  Jahre  1880 
legte  der  ER  den  13.  Jan.  1882  den  Entw.  eines  BG  vor,  welches 
die  eidg.  Räte  den  19.  Dez.  1883,  gestützt  auf  Art.  114  der  BV, 
in  folgender  Form  als  Zusatzartikel  74*^*«  zum  Ges.  über  das  BStraf- 
recht vom  4.  Febr.  1853  annahmen*): 


1)  Die  angenommene  Fassung  entspricht  dem  ersten  Beschl.  des  StR  vom 
20,  Dez,  1882,  auf  Grund  des  Antrages  der  Mehrheit  seiner  in  dieser  Sache 
liftfltenten  Komm.  Die  Minderheit  der  Komm,  des  StR,  die  Kompetenz  des 
Bundes  zum  Erlasse  des  Gresetzes  bestreitend,  beantragte  event  als  Zusatz  zu 
Art.  73  den  BStrafrechte: 

c.  Für  Verbrechen  und  Vergehen,  durch  welche  eine  eidg.  Intervention 
veranliLsat  worden  ist.  —  In  diesem  Falle  urteilt  das  BGer.  nach  der  Gesetz- 
gebung ÜBB  Kantones,  in  welchem  das  Verbrechen  oder  Vergehen  begangen 
wurde.  B  1882  IV  641. 

Der  NR  beschloss  zunächst  den  23.  Juni  1888: 

74b  i.  AVenn  bei  der  Begehung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  Motive 
politischer  Natur  mitgewirkt  haben,  oder  wenn  infolge  politischer  Aufregung 
das  Vertrauen  in  die  Unabhängigkeit  oder  Unbefangenheit  kantonaler  Gerichte 
in  Bezug  auf  eine  ihrer  Beurteilung  unterstellte  Straf  klage  als  beeinträchtigt 
engcheiiit,  m  int  der  BR  berechtigt,  die  Untersuchung  und  Erledigung  einer 
solchen  Klage  an  das  BGer.  zu  überweisen,  auch  wenn  das  Verbrechen  oder 
Vergehen  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  nicht  vorgesehen  ist.  Das  BGer.  urteilt 
in  dem  letsitem  Falle  nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons,  in  welchem  die 
strafbare  Handlung  begangen  wurde.  Immerhin  bleibt  das  Begnadigungsrecht 
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Art.  74**».  Wenn  in  Folge  politischer  Aufregung  das  Ver- 
trauen in  die  Unabhängigkeit  oder  Unbefangenheit*)  kantonaler 
Gerichte  in  Bezug  auf  eine  ihrer  Beurteilung  unterstellte,  auf 
ein  Verbrechen  gerichtete')  Strafklage  als  beeinträchtigt  ange- 
sehen werden  muss,  so  ist  der  BR  berechtigt*),  die  Untersuchung 
und  Erledigung  einer  solchen  Klage  an  das  BGer.  zu  überweisen, 
auch  wenn  das  Verbrechen^)  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
nicht  vorgesehen  ist.  Das  BGer.  urteilt  in  dem  letztem  Falle 
nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons,  in  welchem  das  Verbrechen 
begangen  wurde*). 
Infolge  der  Ergreifung  des  Referendums  wurde  dieser  BBescbl. 

der  Volksabstimmung  unterstellt;  mit  202,773  gegen  159,068  Stimmen 

wurde  derselbe  den  11.  Mai  1884  vom  Volke  verworfen. 

Ueber  die  Kompetenz  des  Bundes  zum  Erlass  der  in  Frage 

stehenden  Bestimmung  äusserte  sich  das  BGer.  den  16.  April  1881 

dahin: 

Nach  Art.  112,  Ziff.  3  der  BV  ist  die  BStrafgewalt,  abf^eselien  von 
den  in  den  übrigen  Sätzen  dieses  Artikels  aufgezählten  Fällenj  auf  mldhe 
politische  Verbrechen  und  Vergeben  beschränkt,  welche  mit  Unruhen, 
dnrch  welche  eine  <  bewaffnete  >  eidg.  Intervention  veranlasst  wurde, 
in  ursächlichem  Zusammenhange  stehen.  Die  Revision  des  BStrafrechtes 

der  BVers.  vorbehalten,  und  hat  der  BR  für  die  Vollziehung  der  endlich  (sie) 
ausgefaUten  oder  in  Kraft  erwachsenen  Entscheidungen  und  Urteile,  Erlasse  und 
Befehle  zu  sorgen  (Art.  169  ff.  und  Art.  193  ff.  des  BG  über  die  BStraf  rechts- 
pflege  vom  27.  Aug.  1851). 

Als  nun  der  StR  den  7.  Dez.  auf  seinem  Beschl.  zu  beharren  beschloss, 
stimmte  ihm  der  NR  den  19.  Dez  1883  zu,  wobei  jedoch  die  Mehrheit  der  Komm, 
dieses  Rates  die  in  Note  2  mitgeteilte  Bemerkung  zu  Protokoll  gab. 

*)  Der  Entw.  des  BR  lautete: Aufregung  die  Unabhängigkeit 

oder  Unbefangenheit  .  .  . 

*)  Die  Worte  «  auf  ein  Verbrechen  gerichtete  »  fehlen  im  Entw,  des  BR; 
die  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  Hes  jedoch  folgende  Bemerkung  ins  Protokoll 
des  Rates  aufnehmen :  dass  nach  ihrer  Ansicht  das  Wort  Verbrechen  nicht  im 
Sinne  dei*  verschiedenen  kantonalen  Strafgesetze,  sondern  in  der  Bedeutung 
zu  nehmen  sei,  welche  ihm  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Strafrechts 
zukommt. 

•)  BREntw. :  der  BR  auf  Verlangen  eines  Beteiligten  berechtigt. 

*)  BREntw.:  Verbrechen  oder  Vergehen. 

*)  BREntw. :  wurde,  in  der  Meinung  jedoch,  dass  der  Richter  auf  Todes- 
strafe nicht  erkennen  darf  und  unter  das  geringste  gesetzliche  Strafin  ose  her- 
abgehen kann.  —  Unter  der  gleichen  Voraussetzung  bleibt  das  BGer.  zur  Be* 
urteilung  des  in  Art.  52  dieses  Gesetzes  genannten  Falles  zuständig,  wenn  auch 
eine  eidg.  Intervention  nicht  stattgefunden  hat. 
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im  Sinne  der  SSrweitening  der  ZusÜttdigkett  der  eidg.  Assieen  in  Straf- 
fallen  politischen  Ohiurakters  ist  abo  jedenfalls  an  diese  yerfassnngBinfissige 
f^branke  gebunden,  wobei  wir  j«docb  beilegen  wollen,  daea  eiofl  Minder- 
heit des  BQer.  die  Ansicht  v^rat,  Art.  114  der  BV  ermJiQhtige  die 
BGeaetzgebung  zur  üeberweisong .  von  politischen  Vergehen  laA,  Ver- 
brechen an  den  eidg.  Strafrichter,  auch  ohne  dass  die  Boqmsite  des 
Art.  112,  Ziff.  3  vorbanden  wären.  B  1882  IV  644,  H  700. 

Der  BR*)  dagegen  begründete  in  seiner  Botscb.  vom  13.  JaiL  1882 
die  Kompetenz  des  Bundes  mit  folgenden  Worten: 

Wir  finden  die  Kompetenz  in  der  Bestimmong  des  Art.  114  der 
BV,  welcher  es  der  BGes.-Gebnng  ttberlässt,  ansser  dan  in  den  Art  110, 
112  und  1 13  bezeichneten  Gegenständen  auch  noch  andere  Fälle  in  di^ 
Kompetenz  des  BGer.  zu  legen.  Es  wird  hier  am  Platze  sein,  sich  die 
Tragweite  dieser  Bestimmung  aus  der  Entstehung  derselben  klar  zu 
machen.  In  der  Tagsatzung  vom  Jahre  1848  war  der  Antrag  gestellt 
worden,  diese  Bestimmung  zu  streichen,  indem  in  den  frühem  Artikeln 
bereits  genauer  ansgescbieden  sei,  was  in  die  Kompetenz  des  BOer. 
gehöre,  und  man  nicht  Gefahr  laufen  wolle,  dasa  auf  deoi  Wege  der 
BG  Gebung  noch  beliebig  andere  Gegenstände  den  Kantonalgeriohteii 
entzogen  werden.  Von  der  Vertretung  des  Kts.  Genf  war  beantragt 
worden,  zu  sagen: 

Outre  les  cas  mentionn^  aux  articlea  97  et  101,  la  kgislation 

föderale  peut  phcer  d'autres  affaires  du  ressort  de  la  Conf6d^ation 

dans  la  competence  du  tribuxial  f^ddral, 

Kit  Mehrheit  wurde  der  Artikel  in  deijenigen  Fassung  angenommen,, 
in  welcher  er  auch  in  die  jetzige  BV  übergegangen  ist  (Art.  114).  Di&seir 
üebergang  war  unbeanstandet,  soweit  er  den  Ver&ssungsentw.  vom 
Jfthre  1872  betiiflft  .  .  .  Bei  den  Verhandlungen  über  die  1874er  Ver- 
fns^nng  dagegen  wurde  dieser  Artikel  angegriffen,  weil  nach  dem 
Inliälte  desselben  der  Autorität  des  BGer.  auf  dem  Wege  der  Qeseta- 
gebung  alles  Mögliche  übei*tragen  werden  könnte,  so  dass  von  einer 
Ausscheidung  durchaus  nicht  mehr  die  Bede  wäre.  Hierauf  wurde  er^ 
widert,  es  finde  sich  diese  Bestimmung  schon  in  der  besteheadfin  BV^  und 
es  würde  einen  eigmitümlichen  ländrack  machen,  wenn  man  nach  Aus- 
debnung  der  Kompetenzen  des  Bundes  nach  andern  Richtungen  nun  zu 
einem  Rückschritte  sich  entschliessen  wollte,  da  die  Bedingungen,  welche 

')  Die  Mehrheit  der  Komm,  des  StR  bemerkt:  Es  handelt  sich  keineswegs 
um  die  Modiftdrung  irgend  eines  Teiles  des  StraArechts  (im  G^egenteil  sollen  die 
BAeäiBen  nach  kantonalem  Straft^eckt  urteilen),  sondern  um  eine  einfache  Tonn. 
oder  Kompetenzfrage,  mn  einen  Sats  geriefatsorg^isatoneeher  oder  prosessna- 
ÜBcher  Natur;  diese  Abweichung  Ton  der  gewöhnliehen  Strafprosessregri  ist 
naeb  Art.  114  der  BV  möglich,  B  1888  I  4a 
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in  Jahre  1848  vorhandeti  gewesen  seien,  auch  gegenwärtig  noch  fort- 
btttehen. 

W«ia  die  Meinung  geltend  gemacht  worden  ist,  die  in  Art.  112, 
Ziff.  3  ausgesprochene  Kompetens  des  BGer.  sei  in  der  Weise  auf  die 
Intervention  des  Bandes  beschränkt,  dass  eine  Ausdehnung  auf  Grund 
dtt"  Vollmacht  des  Art.  114  nicht  zulässig  erscheine,  so  lösst  sich  hieftlr 
weder  aus  dem  Wortlaute  des  Artikels  noch  sonst  ein  Grund  anführen. 
Wäre  diese  Beschr&nkang  beabsichtigt  gewesen,  so  würde  die  Fassung 
entsprechend  lauten,  und  es  würde  gesagt  sein,  dass  die  politischen  Ver> 
brechen  und  Vergehen  ausschlieslich  in  dem  Falle  in  der  Kompetenz 
des  BGer.  liegen,  wenn  dieselben  als  Ursache  oder  Folge  mit  der  eitlg. 
Intervention  zusammenhängen.  Bei  dieser  oder  einer  ähnlicheii  Redaktion 
könnte  man  Bedenken  tragen,  die  Ausdehnung  der  Kompetenz  als  zu- 
lässig zu  halten,  während  der  angewendete  Wortlaut  keinen  Zweifel 
übrig  lässt,  dass  die  Verfassung  von  sich  aus  für  einen  genau  bestimmten 
Fall  die  Kompetenz  in  Art.  112  ausdrücklich  begründen  wollte  und  zu 
der  Erweiterung  derselben  in  Art.  114  der  BGGebung  Freiheit  lies«. 

Die  tatsächliche  Anwendung,  welche  die  BVers.  von  der  Vollmachi 
des  Art.  114  gemacht  hat,  ist  mit  dieser  Auffassung  übereinstimmend 
nnd  von  entscheidender  Bedeutung.  Schon  in  dem  Gesetze  vom  4.  Febr. 
1853  wurde  von  dieser  Kompetenz  der  umfassendste  Gebrauch  gemacht. 
Für  die  Aufstellung  der  nachstehenden  Verbrechensbegnlfe  und  der 
darauf  gesetzten  Strafen  hatte  die  BVers.  kein  anderes  verfassungs- 
mässiges Recht  als  die  in  Aj^.  114  (damals  Art.  106)  liegende  Voll- 
macht: Art.  61  (Verfälschung  von  Bundesakten);  Art,  62  (lalacbea 
Zeugnis  vor  einer  BBehörde);  Art.  64  (üebertretung  der  Landesver- 
weisung); Art.  65  (Anwerbung  in  fremden  Kriegsdienst);  Art.  6B  Störung 
der  Telegraphen- Anstalt);  Art.  67  (Gefährdung  und  Schüdignng  von 
Post-  und  Eisenbahnzügen).  Alle  diese  Vergehen  wurden  nicht  nur  dem 
Begriff  und  der  Strafe  nach  bundesrechtlich  normirt,  sondern  ausdrtlck- 
lich  (Art.  74)  nach  Gntfinden  des  BR  der  bundesgerichtlirhen  Juris- 
diktion unterstellt.  Ja,  in  dem  Art.  76  ist  allgemein  ausgesprochen, 
dass  im  Falle  konnexer  Verbrechen,  von  denen  die  einen  in  die  Bundes-, 
die  andern  in  die  Kantonalkompetenz  einschlagen,  es  den  B Assisen  frei 
steht,  die  letzteren  ebenfalls  zu  beurteilen  .  .  .  Allein  nur  auf  der 
durch  Art.  114  eingeräumten  Kompetenz  beruht  auch  der  Erlass  einer 
Reihe  von  andern  Bestimmungen,  wodurch  die  Jurisdiktion  des  BGer. 
entweder  ausschlieslich  oder  in  seiner  Eigenschaft  als  Kassationsbehürde 
begründet  wird  (vgl.  z.  B.  BGes.  vom  20.  Juni  1849  betr.  das  Verfahren  bei 
TJebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  BGeselze  Art.  1.18;  Organi- 
sationsges.  vom  27.  Juni  1874,  Art.  55;  Gesetz  vom  23.  Dez.  1851  über 
die  politischen  Garantien  Art.  4,  Abs.  1 ;  Gesetz  über  den  Civilstand  vom 


Digitized  by  VjOOQIC 


86  Teil  I.    Kapitel  1.    §  XIII.    No.  48*  44* 

24.  Dez.  1874  Art.  59;  Gesetz  über  Forstpolizei  vom  24.  März  1876; 
Fabrikgesetz  vom  23.  Mäi-z  1877;  Wasserbaupolizeigesetz  vom  22.  Juni 
1887;  Fischereigesetz  vom  18.  Sept.  1875  (jetzt  BG  vom  21.  Dez.  1888); 
Banknotengesetz  vom  8.  März  1881,  Art.  49).  B  1882  I  125. 

43.')  Den  22.  Okt.'l876  (ein  Sonntag)  hielten  die  liberalen 
Schützen  des  Bezirkes  Mendrisio  (Tessin)  in.  Stabio  eine  Schiess- 
übung ab,  welche  einen  blutigen  Ausgang  nahm.  Die  Ermordung  eines 
gewissen  Pedroni,  dessen  Urheberschaft  das  Grerücht  einem  gewisse» 
Gatenazzi  zuschrieb,  veranlasste  eine  Anzahl  Schützen,  das  Haus 
Ginella,  in  welches  Gatenazzi  eingetreten  war,  zu  umzingeln.  Beider- 
seits fielen  Schüsse,  nämlich  aus  dem  Hause  Ginella  auf  die  Schütze» 
und  aus  den  Reihen  der  letztem  auf  das  Haus.  Vier  Bürger  ver- 
loren hiebet  das  Leben,  ein  fünfter  war  lebensgefährlich  verwundet 
worden.  B  1883  I  40. 

Die  Tessiner  Anklagekammer  überwies  den  30.  Sept.  1878 
Luigi  Gatenazzi,  Oberstl.  Mola,  August  Bemasconi,  Thomas  Induni^ 
Ambrosio  Mola,  Luigi  Moretti  und  Aristid  Gusberti  wegen  Mordes, 
Todschlages,  Körperverletzung  u.  s.  w.  den  kantonalen  Assisen.  Einige 
der  Ueberwiesenen  beschwerten  sich  jedoch  beim  BGer.,  indem  sie 
das  Begehren  stellten,  es  seien  die  eidg.  Assisen  für  diese  Strafsache 
als  zuständig  zu  erklären  und  die  weiteren  Verhandlungen  vor  den 
kantonalen  Gerichten  zu  untersagen.  Das  BGer.  brachte  zunächst 
die  Vorfrage  zur  Behandlung,  ob  ihm  die  Kompetenz  zustehe,  über 
das  Hauptbegehren  der  Rekurrenten  zu  entscheiden,  oder  ob  nicht 
vielmehr  mit  Rücksicht  auf  Art.  2,  3,  4  und  6  des  BGes.  über 
die  BStrafrechtspflege,  vom  27.  Aug.  1851  (A.  S.  II  743,  Wolf  I  413),. 
dem  BR  die  Entscheidung  darüber  zukomme,  ob  der  Straffall  als 
politisches  Vergehen  an  die  eidg.  Assisen  zu  verweisen  sei,  immerhin 
unter  Vorbehalt  späterer  Verfügung  der  eidg.  Anklagekammer  über 
die  Zulassung  der  Anklage  gemäs  Art.  31  des  gleichen  Gesetzes. 

Der  BR  hatte  schon  früher,  auf  Eingaben  von  beteiligter  Seite 
hin,  den  10.  Aug.  1877  und  den  24.  Sept.  1878,  den  gleichen  direkt 
an  ihn  gerichteten  Antrag  abgelehnt,  weil  nicht,  wie  Art.  112,  Ziff.  3 
der  BV  fordert,   «politische  Verbrechen  und  Vergehen   vorliegen» 


»)  Vgl.  Atti  del  processo  di  Stabio,  Tribunale  delle  Assise  da  26.  febrajo 
a  14.  maggio  1880.  Bellinzona  1880.  —  Der  Stabio  -  Prozess  im  «Neuen 
Pitaval  *  n.  F.  XVI.  Leipzig  1881;  Scartazzini,  Der  Stabio-Prozess,  im  Zu- 
sammenhange geschichtlich  dargestellt.    Zürich  1880. 
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die  Ursache  oder  Folge  deijenigen  Unruhen  sind,  durch  welche 
eine  bewaffnete  Intervention  veranlasst  wurde.» 

In  seiner  Antwort  an  das  BGer.  sprach  sich  der  6B  in  gleichem 
Sinne  aus  und  bejahte  die  Frage,  ob  die  in  Art.  112  der  6V  dem 
BGer.  in  Strafsachen  eingeräumten  Kompetenzen  als  konstitutionelle 
Rechte  der  Bürger  aufgefasst  werden  dürfen,  worüber  im  Falle 
einer  Beschwerde,  gemäs  Art.  113,  Ziff.  3  der  BV  und  Art  59, 
litt,  a  der  B-Bechtspflege  —  Organis.-Ges.  vom  27.  Juni  1874  (A.  S. 
Q.  F.  I  153,  Wolf  I  386),  das  BGer.  zu  entscheiden  kompetent  sei. 

Das  BGer,  in  seiner  Entscheidung  vom  17.  Okt.  1879  diesem 
Standpunkte  sich  anschliessend,  erklärte  den  Rekurs  als  unbe- 
gründet (BGer.-Entsch.  V  487). 

Einer  Petition,  welche  hierauf  Giuseppe  Bernasconi  und  Genossen 
an  die  BVers.  richteten,  schlössen  sich  einige  tausend  Bürger  des 
Kts.  Tessin  an.  Wegen  Inkompetenz  trat  jedoch  die  BVers.  mit  Beschl. 
vom  23.  Dez.  1879  auf  diese  Petition  nicht  ein.  In  derselben  war 
das  Gesuch  enthalten,  die  BVers.  solle  im  öffentlichen  Interesse 
den  sog.  Stabioprozess  den  kantonalen  Gerichten  entziehen  und  den 
B Assisen  überweisen. 

Der  Stabioprozess  selbst  endigte  mit  der  den  14.  Mai  1880 
erfolgten  Freisprechung  sämmtlicher  Angeklagten.        b  1880  ü  647. 

44.  Stellung  des  Bundes  in  strafrechtlichen  Unter- 
suchungen, welche  auf  seine  Veranlassung  von  den 
Kantonen  eingeleitet  werden. 

Als  das  eidg.  Postdep.  einen  erheblichen  Postdiebstahl  zur  poli- 
zeilichen Anzeige  gebracht  und  dessen  strafgerichtliche  Verfolgung 
bei  der  kompetenten  kantonalen  Behörde  verlangt  hatte,  wurde  ihm 
die  Rdle  des  Privatklägers  zugeteilt,  und  nach  Freisprechung  des 
Angeschuldigten  wurde  der  eidg.  Fiskus  zur  Tragung  der  in  die 
Tansende  gehenden  Untersuchungs-  und  Prozesskosten  verfällt, 
überdies  dem  Angeschuldigten  für  allfällige  Entschädigungsforde- 
roDgen  das  privatrechtliche  Verfahren  offen  behalten;  eine  gegen 
den  Bundesrath  erhobene  Entschädigungsklagc  wurde  allerdings 
vom  BGer.  abgewiesen. 

Dieser  Fall  veranlasste  den  BR,  in  einem  Kreisschr.  vom 
14.  Juli  1885  an  die  eidg.  Stände  die  Stellung  des  Bundes  in  straf- 
rechtlichen Untersuchungsangelegenheiten  zu  präzisiren: 

Nach  Mitgabe  der  Bestimmungen  des  im  konkreten  Falle  zur  An- 
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Wendung  gekommenen  kantonalen  Strafverfahrens,  sowie  nach  allge- 
meinen Eechisgmndsiltzen  wäre  eine  Verfllllnng  des  eidg.  Fiskns  za 
den  Untersuchungs-  und  Prozesskosten  untunlich  gewesen,  wenn  die 
kantonalen  Üntersuehungsbehörden,  statt  dem  eidg.  Postdep.  die  Bolle 
des  PriYatklü^ers  anzuweisen,  dessen  Mitteilung  als  gewöhnliche  Anzeige 
behandelt  hätten  und,  wie  es  bei  gemeinen  Verbrechen  in  der  Natur 
der  Sache  liegt.,  von  Amtes  wegen  vorgegangen  wären.  Die  StraQustiz 
bedarf,  sowie  sie  amtliche  Kenntnis  von  einem  gemeinen  Verbrechen 
erhalten  hat,  keiner  bestimmten,  d.  h.  auf  Bestraftmg  bestimmter  Per- 
sonen gerichteten  Anträge  mehr,  sondern  sie  hat,  nach  allgemeinen 
Recbbgrundsiitzen,  von  Amtes  wegen  einzuschreiten.  Findet  sie^  dass 
genügende  Indizien  zur  Anhandnahme  und  Durchführung  der  Unter- 
suchung vorhanden  seien,  so  wird  sie  dies  tun  und  tun  müssen,  ohne 
dass  sie  den  Anzeiger,  im  Falle  einer  Freisprechung,  für  üntersuchungs- 
und  Prozesskosten  oder  gar  für  eine  Entschädigung  an  den  Inkulpaten 
verantwortlich  erklären  könnte,  denn  ein  allfälliger  Misgriff  wäre  dann 
ihre  Sache,  und  sie  selbst  hätte  dafür  einzustehen. 

Es  ist  daher  selbstverständlich,  dass,  wenn  die  B Verwaltung  ein 
gemeines  Verbrech en  oder  Vergehen  zur  Anzeige  bringt,  sie  das  nicht 
in  dem  Sinne  tut,  dass  nun  unter  allen  Umständen  gegen  den  von  ihr 
genannten  Verdächtigten  eingeschritten  werden  müsste,  sondern  in  dem 
Sinne,  dass  es  ins  gewissenhafte  Ermessen  der  üntersuchungsbehörde 
gestellt  bleibe,  beim  Vorhandensein  genügender  Indizien  von  Amtes 
wegen  einzuschreiten,  wobei  natürlich  alle  Rechtsmittel  gegen  Rechts- 
verweigerung vorbehalten  bleiben. 

Keinesfalls  aber  kann  sie  sich  von  vorneherein  in  die  Stellung  eines 
Privatklägers  drängen  lassen,  welcher  die  Polgen  allfälliger  Misgriffe 
der  gerichtlichen  Polizei  und  der  Strafjustiz  überhaupt  auf  sich  zu  nehmen 
hätte.  Sie  be^inspraeht  für  sich  nicht  mehr  Rechte,  sie  verlangt  aber 
auch  nicht  ungllnstiger  behandelt  zu  werden  als  jeder  Private,  der  ein 
gemeines  Verbrechen  zur  Anzeige  bringt.  Eine  gegenteilige  Praxis  müsste 
ja  die  Rechts  Verfolgung  in  nicht  zu  rechtfertigender  Weise  erschweren. 

Der  BR  ersucht  daher  die  KReg.,  den  Organen  der  kantonalen 
Sti'afjustiz  in  geeigneter  Weise  zur  Kenntnis  zu  bringen,  dass  die 
BVerwaUung,  in  Wahning  ihrer  fiskalischen  Interessen  und  der  Rechts- 
sicherheit überhaupt,  in  jedem  Kanton  wirksamen  amtlichen  Schutz,  und 
daher  selbsfcver.^tlindlich  eine  Verfolgung  der  gegen  den  Fiskus  gerichteten 
Verbrechen  und  Vergeben  von  Amtes  wegen,  also  auf  blosse  Anzeige  hin, 
beanf^pruchen  müsse,  und  dass  eine  derartige  Anzeige  nie  die  Meinung 
haben  kann,  dass  nun  die  BVerwaltung  aus  der  Rolle  eines  blossen 
Anzeigers  heraustrete  und  diejenige  eines  Privatklägers  übernehme. 

B  1885  m  726. 
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XIT.  PoUidceiitigebiic- 

Vgl.  No.  M;  unten  Teil  IV,  Absclm.  VT:  Polizeirerwaltung. 

45.  Dem  Bunde  steht  die  Kompetenz  nicht  zu,  in  die  Polizei- 
Gesetzgebung  der  Kantone  einzugreifen. 

Die  Frage  der  Znlässigkeit  der  Vivisektion  ist  aber  der  Polizei- 
gesetzgebung der  Kantone  unterstellt.  DerBR  lehnte  es  daher  im  Jahre  1881 
ab,  auf  eine  von  J.  Scholl  in  Lausanne  eingereichte  und  durch  zahlreiche 
Unterschriften  unterstützte  Petition  des  Inhalts:  es  sei  die  Vivisektion 
und  jeder  Versuch  an  lebenden  Tieren,  welcher  Art  sie  auch  sein  möchten, 
in  der  ganzen  Schweiz  zu  verbieten,  einzutreten.  B  1882  11  41. 

46«  Auf  die  Anregung  einer  KReg.,  dass  Massnahmen  in  Be- 
tracht gezogen  werden  möchten,  welche  geeignet  wären,  die  lieber- 
handnahme  unsittlicher  Schriften  und  Bilder,  die  in  Masse  aus  dem 
Ausland  eingeführt  werden,  zu  verhüten,  trat  der  BR  im  Jahre  1878 
nicht  ein,  indem  er  annahm,  dass  diese  Angelegenheit  in  den  Kreis 
der  gewöhnlichen  Polizei  der  Kantone  falle,  die  unter  sich  ein 
Konkordat  schliessen  mögen,  wenn  ihre  gewöhnlichen  Hilfsmittel 
nicht  ausreichen.  B  1879  II  643. 

ZV.  BeerdigQBgs-  und  Bestattugswesen. 

BV  Art.  53,  Abs.  2;  vgl.  unten  Teil  III.  Abschn.  II,  Kap.  8,  §  XVI:    Bürger- 
liche Ordnung  des  Begr&bniswesens. 

47«  Das  Initiativkomite  einer  zu  La  Ghaux-de-Fonds  in  Bildung 
l)egriffenen  Gesellschaft  für  fakultative  Leichenverbrennung  (Dr.  A. 
Girard)  wandte  sich  in  einer  Petitioii  vom  27.  März  1883  mit  dem 
Gesuche  an  die  BVers.,  es  möge  diese  folgende  Beschlüsse  fassen: 

1.  Die  Leichenverbrennung  ist  in  jeder  Beziehung  die  beste 
Bestattungsart ; 

2.  sie  wird  als  schicklich  erklärt  und  darum  im  Sinne  der 
BV  in  allen  Kantonen  und  Gemeinden  gestattet,  die  sie  einzufuhren 
für  gut  finden. 

Der  StR  beschloss  den  27.  Juni  1884,  diese  Petition  dem  BR 
zur  Begutachtung  zu  überweisen,  in  Erwägung,  dass  der  unter  No.  1 
gemachte  Vorschlag  eine  rein  wissenschaftliche  Frage  betrefie,  mit 
-der  die  BVers.  sich  nicht  zu  befassen  habe,  dass  dagegen  der  Be- 
schlussantrag No.  2,  nach  der  für  die  Behandlung  derartiger  Fragen 
bisher  immer  innegehabten  Uebung  der  Räte,  zunächst  dem  gut- 
achtlichen Entscheid  des  BR  zu  unterbreiten  sei. 
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In  seinem  Bericht  vom  23.  Nov.  4884  beantragte  der  BR  der 
BVers.  die  Annahme  einfacher  Tagesordnung  mit  nachfolgender 
Begründung: 

1.  Die  erbobenen  Fragen  sind  bei  dem  heutigen  Stand  der 
ÄDgelegenbeit  ausschlieslich  theoretischer  Natur,  die  Räte  geben 
aber,  bisheriger  Rechtsübung  zufolge,  keine  theoretischen  Interpre- 
tationen von  Verfassun^sbestimmungen ; 

2,  verfassungsgemäs  hat  der  Bund  blos  die  Aufgabe,  darüber 
/AI  wachen,  d£Lss: 

a.  die   Befugnis,    mit  Bezug   auf  die  Begräbnisplätze   Anord- 
miDgeii  zu  treffen,  den  Civilbehörden  gewahrt  bleibt; 

b.  jede  verstorbene  Person  in  wol anständiger  Weise  bestattet 
werde  (BV  Art.  53,  Abs.  2); 

3  ein  Bedürfnis  nach  bundesgesetzlicher  Regelung  des  Bestat- 
tungswe&ens  liegt  nicht  vor,  da  keine  Fälle  bekannt  sind,  wo  aus 
konfessionellen  Gründen  oder  wegen  Selbstmord  ein  schickliches 
Begräbnis  wäre  verweigert  worden; 

4.  die  Frage  der  Einführung  einer  von  dem  bisherigen  Modus^ 
abweiclienden  Beatattungsart  kann  unter  Wahrung  der  Bestimmungen 
um  Art.  53f  Äba.  2  füglicb  den  kantonalen  Behörden  zum  Entscheid 
überlassen  werden.  B  1885  1  52;  Ber.  des  BR,  B  1884  III  543. 

Den  6.,  17.  Dez.  1884  beschloss  die  BVers.: 

Es  wird  über  das  Memorial  und  die  Petition  im  Sinne  der 
in  dem  bundesr.  Ber.  enthaltenen  Ausführungen  zur  Tagesordnung 
geschntten. 

B  1885  I  U ;  vgl  Ber.  der  Komm,  des  StR  zur  Begutachtung  einer  Petition 
betr.  die  LeicheiiverbrennuDg^  (Bory)  vom  17.  Dez.  1884,  B  1885  I  51. 

ZTL  fienehmigQDg  kantonaler  Oesetze  dnrch  den  Bnnl 

TgL  unten  Kap*  3r  (iiiwährleistung  kantonaler  Verfassungen  durch  den  Bund; 
BV  Art.  102,  Zift:  13;  Art.  32,  Ut.  e  Art.  43,  Abs.  6;  BG  über  Civüstand 
und  Ehe  vom  24.  Dez.  1874  Art.  8,  Abs.  3;  BG  betr.  die  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  vom  26.  April  1887  Art.  11,  Abs.  2;  BG  betr.  den  Handel  mit 
GoUl-  und  Silbt'rabmilen  vom  17.  Juni  1886  Art.  8,  Abs.  2;  BG  betr.  die 
eidg.  Obernufsit  lit  und  die  Forstpolizei  im  Hochgebirge  vom  24.  März  1876 
Art  ö;  Bö  über  Jagd-  und  Vogelschutz  vom  17.  Sept.  1875  Art.  24;  BG 
über  die  Fischerei  vom  21.  Dez.  1889  Ai-t.  11;  27;  BG  betr.  Massnahmen 
gegeti  i^emeingeialirliche  Epidemien  vom  2.  Juni  1886  Art.  10;  BG  betr. 
die  Wasäerbaupolizei  vom  22.  Jan.  1877  Art.  7. 

38,    Genehmigung  kantonaler  Pressgesetze. 

BV  1874  Art.  55,  Abs.  2  =  BV  1848  Art  45,  Abs.  2;  bundesr.  Genehmigungen  r 
Gesetze  von  Freiburg,  B  1875  II  605,  Genf,  B  1876  ü  280,  Tessin,  B 187^ 
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n  613.  —  Vgl.  BGer.-EntBch.  II  37  (Urteil  vom  15.  Jan.  1876):  Die  in 
Art.  55,  Abs.  2  der  BY  vorgeeehene  Genehmigung  der  kantonalen  Press- 
gesetze durch  den  BR  hat  nur  die  Bedeutung  und  den  Zweck,  zu  konstatircn, 
dass  die  kantonalen  Gesetze  keine  mit  der  garantirten  Pressfreiheit  im 
Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  (wie  unzulässige  Präv^ntivmaös- 
regeln,  Censur,  besonders  harte  Strafen  u.  s.  w.)  enthalten. 

Es  darf  in  der  Schweiz  weder  ein  Gesetz,  noch  eme  gesetz- 
geberische Vorschrift  über  die  Presse,  auch  keine  Abäuderuug  und 
kein  Zusatz  zu  einem  kantonalen  Pressgesetz  in  Kraft  treteü,  ohne 
dass  die  Genehmigung  des  BB  erteilt  worden  ist. 

So  lange  daher  nicht  der  BR  die  Vorschriften  des  tes^inischen 
kirchenpolitischen  Gesetzes  vom  24.  Mai  1855  und  das  Dekret  vom 
4.  Mai  1855  als  mit  dem  Grundsatz  der  Pressfreiheit  vereinbar  erklärt  hat^ 
können  dieselben  nicht  auf  die  Presse  angewandt  werden.  Der  BE  erklärte 
daher  den  2.  Sept.  1874  die  Beschwerde  des  Fabr.  Traversa  xind  des  J.  De- 
giorgi,  Drucker  des  «  Credente  cattolico  »  in  Lugano ,  gegen  eiQe  vom 
Grossen  Rate  bestätigte  Strafsentenz  des  Staatsrates  vom  27.  Jan.  1874 
für  begründet.  Die  BVers.  bestätigte  die  Entsch.  des  BR  den  17.  Mära, 
11.  Juni  1875. 

B  1874  III  842,  1875  III  737,  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  11.  Juni  1875 

(Gengel),  B  1875  III  571,  II  603,  1876  II  280. 

Ebenso  hob  der  BR  den  3.  Juli  1874  die  in  Anwendung  der,  von  ihm 
noch  nicht  genehmigten,  Gesetzesänderung  vom  29.  Mai  1869  ausge- 
sprochene Strafe  gegen  E.  Glardon  in  Freiburg  als  verfassungswidrig  auf. 

B  1875  II  604. 

ZYII.  Steuerhoheit  der  Kaptone. 

1.  Steuerfreiheit  des  Bundes. 

BG  über  die  politischen  und  polizeilichen  Gai-antien  zu  Gunsten  der  Kidg.  vom 
23.  Dez.  1851  Art.  7,  A.  S.  UI  85;  Wolf  I  27. 

49.  Durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1880  wurde  die  Schweiz, 
meteorologische  Centralanstalt  mit  Sitz  in  Zürich  errichtet. 

A.  S.  n.  F.  V  358,  Wolf  1  86:^. 

Seit  1860  waren  durch  die  Schweiz,  naturforschende  Gesellschaft, 
mit  finanzieller  Unterstützung  von  Seite  des  Bundes,  eine  Reihe 
meteorologischer  Beobachtungsstationen  errichtet  worden,  und  In 
der  Folge  war  auch  eine  meteorologische  Centralanstalt,  welcher 
der  Schweiz.  Schulrat  bis  1880  auf  der  eidg.  Sternwarte  in  Zürich 
ein  Lokal  anwies,  ins  Leben  getreten.  Im  Laufe  der  Jahre  hatte 
sich  das  Bedürfnis  immer  mehr  herausgestellt,  an  Stelle  des  pro- 
visorischen meteorologischen  Bureaus  der  naturforschenden  Gesell- 
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8chaFt  ein  amtliches  ständiges  Bureau,  eine  staatliche  Anstalt  mit 
öffentlichem  Charakter  m  setzen,  welche  neben  den  wissenschaft- 
lichenj  auch  wesentlich  praktischen  Interessen,  namentlich  der  Land- 
wirtschaft, dienen  sollte. 

Durch  Testament  vom  21.  Jan.  1884  und  18.  kpril  1885  weaidete 
der  den  L  Mai  1885  verstorbene  Fritz  Brunner  von  Winterthur 
der  meteorologischen  Anstalt  ein  Vermächtnis  von  Fr.  100,000  «i, 
und  zwar  in  der  Meinung,  <  dass  ihr  nicht  nur  über  die  Zinaeii 
des  KapitBlf^,  sondern  auch  über  letzteres  selbst,  freies  Verfüguiigs- 
recht  zustehe,  wenn  sie  der  Mittel  zur  Erweiterung  der  Anstalt 
oder  zur  Förderung  der  Wissenschaft  in  irgend  einer  Weise  bedarf. » 

Die  Zürcher  Behörden  machten  gegenüber  der  meteorolo- 
gischen Anstalt  einen  Anspruch  auf  Entrichtung  der  kantonalen 
Erbschaftssteuer  mit  Bezug  auf  das  Branner'sche  Legat  gettend. 
Der  BR  dagegen  beschloss  den  16.  Juli  1886,  diesen  Steueranspruch 
zu  beatreiten,  indem  er  die  Erbschaftssteuerfreiheit  des  Legates 
nicht  nur  auf  den  gemeinnützigen  Charakter  der  meteorologischen 
Anstalt  stützte,  welchen  die  Zürcher  Behörden  bestritten,  sondern, 
indem  er  sich  vorab  auf  die  durch  Art  7  des  BG  über  die  politischen 
und  polizeilichen  Garantien  zu  Gunsten  der  Eidgenossenschaft  vom 
23.  Dez.  1851  begründete  Befreiung  der  unter  der  Verwaltung  des 
Bundes  stehenden  Fonds  von  jeder  direkten  kantonalen  Steuer, 
berief. 

Der  Zürcher  Fiskus  klagte  die  streitige  Erbschaftssteuer  im 
Betrage  von  Fr,  15,000  vor  dem  BGer.  ein.  Der  BR  Hess  sich 
materiell  auf  die  Klage  ein.  Das  BGer.  aber  Erklärte  sich  mit 
Urteil  vom  1,  OkL  1887  für  inkompetent,  und  zwar  in  Erwägung^  dass 
Steuerforderungen  nicht  dem  Privatrecht,  sondern  dem  öffentlichen 
Recht  angehören,  dass  demnach  kein  Civilrechtsstreit  vorliege,  dass 
aber  staatsrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  Bund  und  Kantonen 
nicht  vom  BGer.  zu  beurteilen  sind,  sofern  dieselben  nicht  einen 
Kompetenzkonflikt  zwischen  BBehörden  und  Kantonalbehörden  ent- 
halten (BV  Art.  113,  Ziff.  3,  Organis.-Ges.  Art.  56,  Ziff.  1,  Art.  57), 
und  dass  ein  solcher  Konflikt  zur  Zeit  zwischen  den  Behörden  des 
Kts,  Zürich  und  dem  BR  nicht  vorhanden  sei.  b  1888  II  411. 

Als  im  weitern  Verlaufe  der  Angelegenheit  die  Zürcher  Reg. 
unter  Berufung  auf  das  BG  vom  20.  Nov.  1850  betr.  den  Gerichts- 
stand für  Civilklagen,  welche  von  dem  Bunde  oder  gegen  denselben 
angehoben  werden  (A.  S.  II  73,  Wolf  I  391),  den  BR  als  Vertreter  des 
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«dg.  Piskas  vor  dagFriedensrichteramt  Zürich  auf  den  17.  April  1888 
laden  Hess,  l^nte  der  BR  die  gerichtliehe  Kompetenz  ab. 

Die  Reg.  von  Zürich  wandte  sich  hierauf  den  5.  Mai  an 
die  BYers.  mit  dem  Gesuche,  dieselbe  wolle  in  Anwendung  dea 
Art  6  des  zitirten  eidg.  Gerichtsstandgesetzes  entscheiden,  dass 
der  BR  bezüglich  der  streitigen  Erbschaftssteuer  die  Eompeteoz 
der  zürcherischen  Gerichte  anzuerkennen  verpflichtet  sei.  Der  BR 
machte  aber  in  seinem  Ben  an  die  BVers.  vom  IL  Juni  gegenüber 
diesem  Gesuche  geltend,  dass,  weil  keine  Civilstreitigkeit  Yor- 
]kg%  das  angerufene  Gerichtsstandgesetz  überhaupt  nicht  anwendbar 
sei,  denn  dieses  BG  ist  nur  auf  eigentliche  Givilrecbtsstreitigkeiten') 
anwendbar. 

Der  BR  führt  sodann  aus: 

Das  eine  Motiv,  welches  den  BR  veranlasst^  sieh  gegen  die  Steuer^ 
forderung  des  Kts.  Zürich  au&nlehnen,  liegt  in  Art.  7  des  BG  über 
die  politiechen  und  poli'ifleilichen  Garantien  der  Eidg.  Der  BR  yerUDgt 
die  Anwendung  der  Vorschrift  dieaea  Art  und  bestreitet  damit  die 
Kompetenz  der  Kantonsbehörden,  über  die  SteuerpAichi  des  Bundes  zu 
erkemien.  Diese  Motion  schliest  einen  Kompetenxkonflikt  zwischen  dem 
BR  und  den  Zürcher  Behörden  in  sich. 

Das  andere  Motiv,  auf  welches  gestützt  der  BR  Steuerfreiheit  bean- 
simcht,  iat  der  gemeinnützige  Charakter  des  Bnmner^schen  Legates, 
beaw.  der  meteorologischen  Centralanstalt,  und  dieses  Motiv  stützt  sich 
auf  ein  zürcherisches  Gesetz.  Diese  letztere  Frage  wäre  allerdings,  nach- 
dem  das  BGer.  seine  Kompetenz  abgelehnt  hat,  durch  die  kantonalen 
Behörden  zu  entscheiden,  und  wollte  der  BR  diese  Entscheidungsbefugnis 
bestreiten,  so  Iftge  ein  Kompetenzkonflikt  vor,  der  vom  BGer.  an  ent- 
sebeiden  wXre,  und  nach  der  Ansieht  des  BB  nur  zu  Ungunsten 
dm  BR. 

Anders  liegt  aber  die  Sache  mit  Hinsicht  auf  die  Anwendung  von 
Art«  7  des  eidg.  Garaotiengesetzes.  Der  Bund  kann  es  nicht  den  Kantonen 
überlassen,  zu  ermessen  und  zu  entscheident  ob  gewisse  ihm  zugeh5rende 
Fonds,  Liegenschaften,  Anstalten  der  durch  genannte  Bestinunung  statu- 
irten  Befreiung  yon  jeder  direkten  Steuer  teilhaftig  seien,  er  muss  dieses 
Recht  der  Prüfung  und  Entscheidung  sieh  selbst  vorbehaUMi. 

*)  Der  BR  sagt  in  seiner  Botsch.  vom  4,  Okt  1850  zum  Entwurf  dieara 
Gesetzes:  Die  BV  und  das  Organis.-Qesetz  bestimmen  die  Kompetenz  des 
BGer.  Diese  ist  aber  auf  gewisse,  in  der  Regel  wiohtiffeire  Fälle  b^cibräukt, 
znami  der  Art  106  der  BY  (jetzt  U4)  noch  keine  weitere  Ausführung  erlangt 
hat.  Unter  Vorbehalt  der  letztem  sind  daher  die  Normen  über  den  Gericht- 
Stand  festzustellen,  welcher  bei  allen  nicht  in  die  Kompetenz  des  BGerichts 
gebörenden  Civilklagen  eintreten  soll. 
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Von  diesem  Gesichtspunkte  aasgehend,  schreibt  Art.  12  des  Garantien- 
gesetzes  ausdrücklich  vor,  dass  «  alle  Konflikte,  welche  über  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  entstehen,  zur  Kompetenz  der  vereinigten  BVers. 
gehören.  > 

Demnach  hat  die  vereinigte  BVers.  endgiltig,  als  oberster  admini- 
strativer Bichter,  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  Steuerfreiheit  des 
Bundes  auf  Grund  des  Art.  7  des  Garantiengesetzes  in  einem  bestimmten 
Falle  zutreffe. 

Die  von  der  vereinigten  BVers.  in  casu  zu  entscheidende  Frage 
ist  genau  umschrieben.  Die  Behörde  hat  zu  prüfen,  ob  die  vom 
Kanton  Zürich  geforderte  Steuer  als  eine  direkte  anzusehen  sei  (welche 
Auffassung  der  BR  vertritt),  von  deren  Entrichtung  der  Bund  laut 
Art.  7  des  mehrerwähnten  Garantiengesetzes  befreit  ist.  Ist  sie  dies  nach 
dem  Urteile  der  vereinigten  BVers.,  so  ist  der  Anspruch  Zürichs  abzu- 
weisen, und  es  wird  jede  weitere  Erörterung  dieser  Steuerfrage  infolge 
dessen  abgeschnitten  sein. 

Anderfalls  bleibt  —  in  zweiter  Linie  —  die  Frage  zu  erörtern,  ob 
das  der  meteorologischen  Oentralanstalt  zugewendete  Legat  Branner 
einem  gemeinnützigen  Zwecke  zu  dienen  bestimmt  sei.  Diese  Frage  mag 
eventuell  der  Prüfung  und  Entscheidung  der  kantonalen  Behörden  nach 
Massgabe  der  kantonalen  Gesetze  geschehen. 

Die  vereinigte  BVers,  entschied  mit  Beschl.  vom  28.  Juni  1888, 
in  Hinsicht  anf  Art.  7  und  12  des  mehrerwähnten  6G  vom  23.  Dez. 
1851,  in  Erwägung,  dass  die  geforderte  Erbsteuer  eine  direkte 
Steuer  im  Sinne  des  Art.  7  dieses  BG  ist: 

Der  Art.  7  des  BG  vom  23.  Dez.  1851  betr.  die  politischen 
und  polizeilichen  Garantien  zu  Gunsten  der  Eidg.  findet  auf 
das  von  Herrn  Fritz  Brunner  in  Zürich  der  meteorologischen 
Central  Station  in  dort  hinterlassene  Vermächtnis  Anwendung. 

Damit  war  der  Steueranspruch  des  Ets.  Zürich  abgelehnt. 

Vgl.  Ber.  des  BR  an  die  BVers.  vom  11.  Juni  und  Schreiben  des  BR  an 
die  BVers.  vom  21.  Juni  1888,  B  1888  III  496,  656,  804. 

50.  Anläslich  einer  Petition  der  bernischen  Gemeinden  Thier- 
achern,  Amsoldingen,  Uebeschi  und  Bolligen  wurde  der  BR  von 
der  BVers.  mit  Beschl.  vom  10.,  16.  Dez.  1884  eingeladen,  die  Frage 
zu  prüfen^  welche  Liegenschaften  des  Bundes  als  nach  Art.  7  des 
eidg.  Garantiengesetzes  vom  23.  Dez.  1851  unmittelbar  für  Bundes- 
zwecke bestimmt  und  daher  steuerfrei,  und  welche  dagegen,  weil 
nur  mittelbar  Bundeszwecken  dienend,  als  steuerpflichtig  zu  be- 
trachten seien  (Postl-Slg.  n.  F.  333).  In  seiner  Botsch.  vom  22.  Mai 
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1885  verlangte  der  BB,  nach  Massgabe  des  zitirten  Art.  7,  die 
Steuerfreiheit  des  Bundes: 

1.  Für  die  Centralyerwaltungsgebäude,  das  Chemiegebäude  und 
die  Sternwarte  in  Zürich; 

2.  für  die  Waffenplätze  und  militärischen  Anstalten,  Festungs- 
werke, Zeughäuser  und  Vorratsmagazine  aller  Art; 

3.  für  die  Pulvermühlen  nebst  zudienendem  Areal; 

4.  für  die  Zoll-  und  Postgebäude. 

Dem  Antrag  des  BR  entsprechend*),  trat  alsdann  die  BVers.  mit 
Be8chl.vom  19.,  22.  Dez.  1885  auf  die  Steueransprüche  genannter  Ge- 
meinden bezüglich  der  dem  Bunde  gehörenden,  in  diesen  GemeindeiL 
gelegenen  Liegenschaften  nicht  ein,  und  zwar  in  der  Meinung,  das» 
€S  dem  BR  unbenommen  bleibt,  sofern  durch  die  Steuerfreiheit  der 
BLiegenschaften  besondere  Kosten  für  die  betroffenen  Gemeinden 
sich  ergeben  würden,  vermittelst  freiwilliger  Leistungen  an  dieselben 
einen  billigen  Ausgleich  herbeizuführen*). 

A.  S.  n.  F.  VIII  361;  vgl.  Botsch.  des  BR  vom  24.  Okt.  1884  Qnd22.  Mai 

1885,  B  1884  IV  555,  1885  I  171. 


*)  Der  StR  trat  zunächst  mit  Beschl.  vom  18.  Juni  1885,  ohne  weitere  Moti- 
virung  auf  die  erhobenen  Steueransprüche  der  betr.  Gemeinden  nicht  ein; 
hierauf  beechloss  der  NR  den  15.  Dez.  gl.  J.,  auf  die  erhobenen  Steueransprüchc 
einzutreten  in  der  Meinung,  dass  der  BR  da,  wo  durch  die  Steuerfreiheit  der 
BLiegenschaften  besondere  Härten  fär  die  betroffenen  Gemeinden  entstehen 
«ollten,  auf  dem  Wege  freiwilliger  Beiträge  eine  billige  Ausgleichung  herbei- 
:fiihren  soUe.  Ein  Antrag  einer  Fraktion  der  naticnalr.  Komm.  (Zyro.  Zürcher) 
vom  11.  Dez.  ging  dahin,  zubeschliessen:  1.  das?  nicht  als  im  Sinne  von  Art-  7 
des  BG  vom  23.  Dez.  1851  unmittelbar  für  BZ  wecke  bestimmt  und  demnach 
von  jeder  direkten  Steuer  befreit  anzusehen  sind:  diejenigen  Lief^onflchaften, 
welche  vom  Bunde,  als  infolge  von  Anlagen  desselben,  wie  SchiessplütÄ^N  Pulver- 
mühlen  u.  s.  w.  gefährdet,  (sie)  erworben  worden  sind,  die  aber  zum  Betriebe  eines 
nicht  zu  den  Zwecken  des  Bundes  notwendigen  Gewerbes,  wie  die  Landwirt- 
schaft, benutzt  werden;  2.  dass  diese  Kategorie  von  Liegenschaften  vun  den 
zu  unmittelbaren  BZ  wecken  bestimmten  Liegenschaften  auszuscbeidnn  sind; 
3.  dass  allfällige  Anstände  in  Betreff  der  Besteuerung  solcher  Liegenschaften 
vom  BGer.  nach  dem  für  staatsrechtliche  Entscheide  vorgeschriebenen  Verfahren 
zu  erledigen  sind. 

*)  Aus  der  vom  BR  veranstalteten  Umfrage  bei  sämmtlichen  Kantonen 
«rgab  sich,  dass  in  einzelnen  Kantonen  (Zürich,  Uri,  Schwyz,  Ob-  und  Nid- 
walden,  Glarus,  Zug,  Basel-Stadt  und  -Land,  SchafFhausen,  Appenzell  i.  Rh, 
und  a.  Rh.,  Graubünden,  Aargau,  Tessin,  Waadt)  jegliches  Grundeigentum  dea 
Staates  von  der  Gemeindesteuerpflicht  unbedingt  enthoben  ist;  in  sieben  Kan- 
tonen (Bern,  Luzem,  Freiburg,  Solothum,  St.  Gallen,  Wallis,  Genf)  ißt  das 
Grundeigentum  des  Staates,  insofern  es  öffentlichen  Zwecken  diente  von  der 
Oemeindesteuerpflicht  enthoben,  und  blos  in  zwei  Kantonen  (Thurgau,  Neuen- 
burg) derselben  zum  Teil  unterworfen.  B  1885  I  173, 
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2.  Verbot  der  Doppelbetteiieriiiig  ^). 

BV  Art  46,  Abs.  2.  —  Botech.  und  BGEntw.  des  BR  vom  6.  März  1885  betr.  da». 
Verbot  der  Doppelbesteuerung,  B 1885 1 538 ;  über  den  Grang  der  BeratungeiL 
in  der  BVers.  vgl.  B  1886  I  909,  1887  U  651, 1888  II  757,  HI  2I4Ä,  1889  TL  703, 
111  190.  Vgl.  üllmer  [l  414,  430;  B  1877  U  831,  1883  II  830«). 

51«  Mit  Bot9ch.  vom  6.  März  18i85  legte  der  $R  der  BVers.  einen 
BGes-Entw.  betr.  d9»  Verbot  der  Doppelbesteuerung  vor,  gestützt 
auf  Art.  46,  Abs.  2  der  BV.  Der  Bß  bezeichnete  in  ders^ben  die 
gesetzgeberische  Regelung  des  Verbotes  der  Doppelbe^teueruog  als 
eine  dringliche  Aufgabe  angesichts  der  Tatsache,  dass  das  BGw. 
in  einer  Reihe  von  Entscheidungen  den  SaAz  aufgesteUt  hat,  dasa 
es,  so  lange  das  in  Art,  46,  Abs.  3  der  BV  in  Aussieht  genommene^ 
Gesetz  nicht  erlassen  sei,  wegen  Doppelbesteuerung  nur  insoweit 
seine  Intervention  eintreten  lassen  dürfe,  als  nach  bisherigem^  durch 
die  Praxis  der  BBehörden  (1848-^1874)  ausgebildetem  BB^btQ  eine^ 
Doppelbesteuerung  als  vorhanden  erachtet  und  unzulässig  erklärt 
worden  m,  indem  die  frühere  bundesrechtliche  Praxis  durch  jene 
Verfassuugsbestimmung  in  dem  Sinne  die  verfassungsmässige  Sanktion 
erlialten  habe,  dass  ein  Zurückgehen  hinter  bisheriges  BRecht  nicht 
möglich  sei;  dass  aber,  da  die  BV  das  Fnnzip  der  Unzulässigkeit 
der  Doppelbesteuerung  nicht  bestimmt  ausspreche,  vielmehr  ea 
lediglich  als  Sache  der  BGesetzgebung  erkläre,  die  erforderlichen 
Bestirumuögen  gegen  die  Doppelbesteuerung  zu  treien,  dem  BG^.^ 
nicht  zukomme,  über  das  bestehende  BReeht  hinaus  su  gehen,. 
sondern  die  definitive  Regelung  dieser  Materie  durch  die  BGesetz- 
gebung abgewartet  werden  müsse.  Diese  Theorie  des  BGer.  ist 
nicht  unbestritten.  Der  BR,  ohne  die  Richtigkeit  derselben  unter^ 
suchen  zu  wollen  oder  ihre  konsequente  Anwendung  in  den  Ent^ 
Scheidungen  des  Gerichtshofes  zu  kontroliren,  begnügt  sich  mit  der 
Feätstellung,  dass  dieselbe  in  mehreren  Fällen  massgebend  gewesen  ist^ 


^}  Vgl  E.  Zürcher  und  F.  Schreiber,  Krititohe  Darstellimg  der 
bnndesr.  PrEuds  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuruug  und  VoraehUge  zur 
liegelu»gf  4iei«er  frm^  zwei  vom  «ohweii.  JuristenvereiA  gekrönte  Froistchnften, 
B&äel  1882;  B.  vanMuyden,  Elispos^  eritiique  de  la  jurispmdeaoe  födemle  w 
mati^re  de  double  imposition,  suivi  de  propositioiw  em  Tue  du  r^Iement  de 
iette  que^tion  par  nm  loi  ^^ral«,  Gen^ve  188S;  F.  Speiser,  das  Yeibol  der 
Doppel be»^t»;ura»g  i»  «Zeitschr.  för  schweia,  Reoht*  x^  F.  (1887)  VI  1;  Leo 
Weber,  BuudearechtUche  Grörterungen  in  «Zeittchr.  d.  bemer«  Jurist^AYereinf  > 
(1887)  XXm,  S.  80»-^l. 

*j  Vgl,  uBten  Steuerhoheit  des  Bundea  nnd  der  Kantoae  dem  Ausland 
g«;genüler  No.  1654— 1660. 
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wie  z.  B.  hinsichtlich  der  Frage,  ob  in  der  gleichzeitigen  Besteuerung 
von  Aktiengesellschaften  und  Aktionären  eine  unzulässige  Doppel- 
besteuerung zu  erblicken  sei,  und  eventuell,  welchem  Kantone, 
demjenigen,  in  welchem  der  Aktionär  wohnt,  oder  demjenigen,  in 
welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat  und  ihr  Gewerbe  betreibt, 
die  Steuerhoheit  zuerkannt  werden  solle. 

Nach  dem  Begriff  der  Doppelbesteuerung,  wie  sich  derselbe  in 
der  Praxis  der  BBehörden  (1848—1874  des  BR  resp.  der  BVers, 
seit  1.  Jan.  1875  des  BGer.)  ausgebildet  hat,  wird  die  Konkurrenz 
zweier  kantonaler  Steuergesetzgebungen  in  der  Besteuerung  der 
nämlichen  Objekte  vorausgesetzt  Der  interkantonale  Charakter  der 
Verhältnisse  ist  stets  mit  Nachdruck  hervorgehoben  worden.  Die 
BBehörden  haben  in  dieser  Richtung  das  ihrer  Rechtsprechung 
unterstellte  Gebiet  genau  abgegrenzt  und  von  demselben  ausge- 
schieden das  Verhältnis  des  Bürgers  zur  Steuergesetzgebung  eines 
einzelnen  Kantons,  d.  h.  Steuerfragen,  die  sich  im  Innern  eines 
Kantons,  auf  den  innerkantonalen  Steuergebieten,  in  den  Be:^iehuugen 
zwischen  Bezirken  und  ganz  besonders  zwischen  Gemeinden  eines 
und  desselben  Kantons  abspielen. 

Dass  die  bundesrechtliche  Praxis  in  Doppelbesteuerungssachen 
schon  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  BV  von  1848  auf  dleltiter- 
kantonalität  des  Verhältnisses  abstellte,  war  ganz  den  vertVissungs- 
mässigen  Gesichtspunkten  angemessen,  unter  welchen  sich  das  Verbot 
der  Doppelbesteuerung  entwickelt  hat.  Infolge  der  Gewährleistung 
der  Souveränetät  der  Kantone  ist  dem  Bunde  die  Aufgabe  zugefallen, 
das  Nebeneinanderbestehen  der  kantonalen  Souveränetäten  zu  er- 
möglichen und  Uebergriffe  des  einen  Kantons  in  den  Souveränetäts- 
bereich  des  andern  zu  verhindern.  In  Ansehung  des  Stenerrechts 
geschah  dies  in  Konfliktfällen  durch  Wahrung  der  Steuerhoheit  eines 
jeden  Kantons  auf  seinem  Gebiete.  Die  BV  von  1848  gewährleistete 
aber  auch  gewisse  individuelle  Rechte  der  Bürger,  und  die  EBchorden 
baben  seit  1848  dem  einzelnen  Bürger,  als  Ausfluss  und  zum  Schutze 
dieser  Rechte,  die  Befugnis  der  Beschwerdeführung  bei  den  Organen 
des  Bundes  eingeräumt.  Auf  dieser  Grundlage  erwuchs  das  Be- 
schwerderecht des  Bürgers  wegen  Doppelbesteuerung,  insbesondere 
zum  Schutze  des  Rechtes  der  Niederlassung  in  einem  andern  als  dem 
Heimatkanton,  der  Freizügigkeit  von  Kanton  zu  Kanton  .  .  . 

Es  lässt  sich  fragen,  ob  die  Beschränkung  des  Beschwerde- 
rechtes auch  unter  der  BV  von  1874  noch  zutreffend  sei.    Manche 
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glauben,  mit  Rücksicht  auf  die  Art.  31,  43,  45,  4^  dar  BV  voa  1874 
dieec!  Frage  vemeinen  zu  selkn.  Zur  Unterstütziuig  dieser  Assiciit 
wird  a»gefiihrt:  Die  Freiheit  des  Handels  und  VerbArs,  das 
Recht  der  freien  Berufe-  und  Gawerbeausführung  sei  1874  von  den 
iiiterkaötonalen  Schranken  befreit  und  als  gemeifischweizerisches 
Grundrecht  erklärt  worden.  In  Uebereiiistimiaung  damit  hiU»e  man 
g]ei<^hzeitig  das  Recht  auf  freie  Niederlassung  auch  iBAerhaJb  eines 
Kantonsgebietes,  von  Gemeinde  zu  Gemeinde,  gewährleistet  uad  den 
Niedergelassenen  insbesondere  in  Hinsicht  auf  das  Gemeindeleben 
eine  feste  Rechtsstellung  zugesichert  Darws  ergebe  äch  mit  logischer 
Notwendigkeit  die  Ausdehnung  des  bundesrechtlicheü  Verbotes  der 
Doppelbesteuerung,  zum  Schutze  der  erweiterten  individuellen  Rechte 
d&s  Bürgers,  auf  die  innerkai^nalen  Verhältnisse,  auf  die  Bezieh- 
ungen •  zwischen  Bezirken  und  zwischen  Gemeinden  eines  und  des- 
gplben  Kantons.  Das  Verbot  sei  zudem  in  Art.  46  ganz  allgemdn 
an^i^esprochen. 

Gegen  die  Ausdehnung  des  zu  erlassenden  Gesetzes  auf  die  Steuer- 
verhältnisse im  Innern  eines  Kantons  spricht  sich  vor  allem  das  BGer. 
aus,  wenn  es  sagt:  Dem  BGer.  erscheint  grundsätzlich  als  zum  Min- 
desten zweifelhaft,  ob  die  BGesetzgebung  verfassungsmässig  zu  einem 
so  weitgehenden  und  folgenreichen  Eingriff  in  das  Steuerwesen  der 
Kantone  befugt  sei.  Die  Geschichte  des  Doppelbesteuerungsverbots, 
dessen  Stellung  in  Art.  46  der  BV,  das  ganze  verfassungsmässige 
Verhältnis  der  Bundes-  und  Kantonalgewalt  in  Steuersachen  sprechen 
dajL^egen.  Die  Ordnung  des  Staats-  und  Gemeindesteuerwesens  steht 
grundsätzlich  zweifellos  den  Kantonen  zu.  Eine  bundesrechtliche 
Schranke  besteht  allerdings  insofern,  als  das  BRecht  zur  Verhin- 
derung der  Doppelbesteuerung  die  Grenzen  der  kantonalen  Steuer- 
hoheiten feststellt;  dagegen  gibt  die  BV  keinen  Anhalt  dafür, 
weiterzugehen  und  die  Kantone  auch  in  der  Ausübung  ihrer  Steuer- 
hoheit, innerhalb  der  bundesrechtlichen  Grenzen  derselben,  zu  be- 
schränken; vielmehr  sind  die  Kantone,  soweit  ihre  Steuerhoheit 
laicht,  kraft  ihrer  Souveränetät  befugt,  nicht  nur  über  das  Was? 
und  Wie?,  sondern  auch  über  das  Wo?  der  Besteuerung  zu  verfügen; 
sie  dürfen  nicht  nur  bestimmen,  welche  Vermögensobjekte  steuer- 
pflichtig und  welche  Steuerarten  einzuführen  seien,  sondern  auch 
vorschreiben,  an  welchem  Orte  die  betreffenden,  ihrer  Steuerhoheit 
unterstehenden  Objekte  gegenüber  dem  Staate  und  seinen  Unter- 
abteilungen zu  versteuern  seien.  Eine  Ordnung  dieser  Frage  durch 
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die  BGes^gebang  enthielte  einen  £ingriff  in  den  innern  Haushalt 
der  Kantone,  welcher  mit  dem  bund^ystaatUchen  Verhliltnisse  schwer 
zu  vereinigen  wäre  und  daher  nur  aU  berechtigt  anerkannt  werden 
könnte,  wenn  ihm  eine  unzweideutige  Verfftssung^vorschrÜt  zur  Seite 
stände.  Debrigens  erscheint  dem  BGer.  eine  Gentralisation  in  dem  vom 
Entw.  des  eidg.  Justizdep.  vom  Nov.  1882  angestrebten  Sinne  auch 
vom  le^lativ-politischen  Standpunkte  aus  weder  als  zum  Schutze  des 
einzelnen  Bürgers  notwendig,  noch  auch  nur  als  nützlich.  Sie  ist 
zum  Schutze  des  einzelnen  Bürgers  nicht  notwendig,  da  gegen  eine 
Doppelbesteuerung  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  oder  von  Bedrk  zu 
Bezirk  innerhalb  eines  Kantons  gewis  in  aller  Regel  die  kantonalen 
Behörden  einschreiten  und  Fälle,  in  denen  dies  nicht  geschehen 
sollte,  zu  den  verschwindenden  Ausnahmen  gehören  werdtn.  Sie  ist 
nicht  nützlich;  denn  daran,  dass  in  allen  Kantonen  einheitliche 
Regeln  für  die  Zuständigkeit  zur  Erhebung  von  Gemeindesteuern 
u.  dgl.  gelten,  haftet  kein  eidg.  Interesse;  im  Gegenteil  könnte  eine 
einheitliche  Regulirung  der  Steuerberechtigung  mit  Bezug  auf  die 
Gemeiadidbe$teuerung  bei  der  großsen  Verschiedenheit  in  den  ein- 
zelnen Kantonen,  für  manche  Landesteile  geradezu  schädlich  wirken* 

Gegen  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  die  Verl) alt iiisse  im 
Innern  eines  Kantons  haben  sich  femer  ausgesprochen  die  Regie- 
rungen der  Kantone  Luzem,  Glarus,  St.  Gallen  und  Wallis. 

Der  BR  glaubt  nun,  es  solle  diese  Kompetenzfrage  im  gegen- 
wärtigen Momente  nicht  endgiltig  entschieden  werden.  Er  hält  dafür, 
dass,  dermalen  wenigstens,  kein  dringendes  Bedürfnis  den  Erlas 
emes  BG  zur  einheitlichen  Begrenzung  der  Gemeinde&teuerhefugnisse 
erheische. 

Ein  vom  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  ausgearbeiteter  Entw.  betr. 
Doppelbesteuerung  vom  16.  Nov.  1882  und  14.  Jan.  1884  war  zunächst 
den  KRegierungen  zur  Prüfung  vorgelegt  worden.  Mit  Berücksich^ 
tigung  der  eingelaufenen  kritischen  Bemerkungen  wurde  der  bundesr. 
Entw.  vom  6.  März  1885  festgestellt  Aus  der  Beratung  der  eidg. 
Räte  gingen  vier  teilweise  von  einander  abweichende  Beschlüsse 
hervor,  nämlich:  Beschl.  des  NR  vom  23.  Dez.  1885.  Beschl  des 
StR  vom  17.  Juni  1886,  Beschl.  des  NR  vom  13.  Dez.  1880  und 
Beschl.  des  StR  vom  27.  April  1887.  Nach  Durchberatung  der 
bestehenden  Differenzen  verwarf  der  StR  den  27.  April  1887  bei  der 
Gesamtabstimmung  mit  22  gegen  13  Stimmen  das  Gesetz.  Hierauf 
beschloss  der  NR  den  9.  Juni  1887:  Der  Gegenstand  wird  als  einst- 
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weilen  dabingefallen  erklärt;  der  BR  ist  eingeladen,  über  die  Doppel- 
besteuerung in  geeignetem  Zeitpunkte,  unter  Berücksichtigung  der 
sachbezüglichen  Verhandlungen  der  gesetzgebenden  Räte  eine  neue 
üesetzesvorlage  einzubringen.  Postl-Slg.  n.  F.  883. 

Seither  ist  der  Wunsch,  dass  diese  neue  GesetzesYorlage  ein- 
gebracht werde,  wiederholt  geäussert  worden. 

Wir  lassen  zunächst  den  Entw.  des  eidg.  Justizdep.  aus  dem 
Jahre  1882  folgen,  alsdann  den  bundesr.  Entw.  vom  6.  März  1885 
und  das  Ergebnis  der  Beratungen  der  eidg.  Räte. 

Entwurf  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  eines  BG  betr. 
Doppelbesteuerung  vom  16.  Nov.  1882  u.  14.  Jan.  1884. 

Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 

in  der  Absicht,  nach  Vorschrift  des  Art.  46  der  BV  gegen  Doppelbesteuerunge 
(iie  erforderlichen  Bestimmungen jzu  treffen;  nach  Einsicht  einer  ßotsch.  des  BR^ 

beschliesst : 

Art  1.  Jede  Doppelbesteuerung  ist  im  Gebiete  der  Eidg.  untersagt. 

Das  BGer.  beurteilt  die  wegen  Doppelbesteuerung  erhobenen  Beschwerden. 

Art.  2.  Die  Liegenschaften  und  die  aus  Liegenschaften  fliessenden  Einkünfte 
köimen  nur  in  demjenigen  Kantone  besteuert  werden,  in  dessen  Grebiet  die 
ereteroE  sich  befinden. 

Nach  der  Kantonalgesetzgebung  entscheidet  sich  die  Frage,  ob  der  Steuer- 
pflichtige berechtigt  sei,  die  auf  einer  Liegenschaft  haftenden  Schulden  in  Abzug^ 
^,u  bringen. 

Dabei  soll  jedoch  zwischen  in  und  ausser  dem  Kanton  wohnenden  Grund^ 
bemtzern  kein  Unterschied  gemacht  werden. 


Entw.  d.  BR  v.  6.  März  1885. 
BG  betr.  das  Verbot   der  Doppel- 
besteuerung. 

Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 

in  der  Absicht,  für  den  Bereich 
der  interkantonalen  Verhältnisse 
und  Beziehungen  der  Kantone  zu 
ihren  Angehörigen  im  Ausland  die 
erforderlichen  Bestimmungen  gegen 
Düppelbesteuerung  zu  treffen; 

gestützt  auf  Art.  46  der  BV; 

im  Hinblick  ferner  auf  die  Art.  3, 
4,  31,  43,  45  und  60  der  BV; 

nach  Einsicht  einer  Botsch,  des 
BR  vom  6.  März  1885, 
beschliesst: 

Art.  1.  Es  ist  untersagt,  das 
nämliche  Steuerobjekt  in  zwei  oder 


Be8chl.d.NRv.  23.  Dez.  1885. 

BG  betr.  das  Verbot   der  Doppel« 

besteuerung. 

Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg.> 


beschliesst : 
Art.  1.     = 
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Art.  3.  Die  feateueruiif^  eines  Handels-,  Fabrikations-  oder  irgend  welclies 
«nileni  Gewerbes  oder  Berufes,  de«  Betriebskapitals,  gleichviel  ob  dasselbe  in 
Aktien  oder  Anteile  zerlegt  uei  oder  nicht,  sowie  des  daher  rührenden  Ein- 
konunenu,  findet  am  Orte  der  Hauptniederlassung  (GeschäftsdomiÄil),  bejiw. 
ün  demjenigen  einer  Zweigniederlassung  (Filiale,  Succursale)  statt,  bezflglich 
des  EinkomnienB  jedo(?h  nxit  aoweit,  als  dasselbe  4°/o  des  Betriebfikapitaln 
ühetsteigL 

Art  4.  Äu^er  den  in  Art,  2  und  3  bezeichneten  Fällen  darf  Niemand  für 
seine  Pereon,  sein  Vermögen  und  »ein  Einkommen  anderswo  als  an  seinem 
Wohnsitze  und  nach  der  Gesetzgebung  und  dem  Rechte  seines  Wohasitzes 
beteuert  werden. 

Art.  5.  Wenn  die  Fmge  dea  Wohnsitzes  streitig  wird,  so  ist  der  Entscheid 
nach  der  Gesamtheit  der  ttitaächlichen  Verhältnisse  des  einzelnen  Fallen  zu 
treffen. 

Art^  6,  Wer  innerhalb  eines  Steuerzeitraumes  seinen  Wohnsitz  cwler  sein 
Ge»chäfti<domizil  wechselt  und  infolge  dessen  für  seine  Person,  sein  Kapital 
oder  sein  Einkommen  mehrfach  besteuert  wird,  schuldet  die  Steuer  an  jedem 
Orte  nar  nach  Verhältnis  der  Dauer  seines  Aufenthaltes,  bezw.  seiner  Ge^h^lfts- 
tatigkeit,  und  kann  demg«;tnäa  daa  von  ihm  an  einem  Orte  über  dieses  Betreffhia 
hinaus  Bezahlte  zur ückf ordern. 

Art-  7.  Die  nach  diesem  Gesetze  beg^^ündete  Zuständigkeit  zur  Steuerer- 
hebung schliesst  eine  anderwUrtige  Besteuerung  derselben  Person  für  das  näm- 
liche Steuerobjekt  im  Gebiete  der  Eldg.  aus. 

Art.,  8.  Wenn  nach  Massgabe  die^s  Gesetzes  ein  Recht  zur  Steuer  auflagt^ 
nicht  besteht  so  findet  auch  gegenüber  im  Auslande  wohnenden  Personen  eine 
Besteuerung  nicht  statt,  sofern  dieselben  nachweisen,  dass  sie  andernfalls  von 
€iiier  Doppelbesteuerung  im  Sinne  tlieses  Gesetzes  betroffen  wären. 

Art,  9.  (Referendumsvorbehalt.) 


BcBchl.d-Stll.  V.  17.  Juni  I8SG.  Beschl.  d.NR  v.  13.  Bez.  1886 

BG   bek.   das  Verbot  der  Doppel-  und  d.  StR  V.  27.  April  1887. 

besteuerung,  BG  betr.   das  Verbot  der   Doppel- 
^'  besteuerung. 

IHe  BVers,  der  Schweiz.  Ei  dg.,  Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 


be&ch  liejist :  beschliesst : 

Art,  1,     =  Ai't.  1.     = 
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mehr  Kantonen  einer  direkten  Steuer 
zu  unterwerfen. 

Art.  2,  Unter  Vorbehalt  der 
durch  die  folgenden  Artikel  ge- 
ordneten Verhältnisse  darf  der 
Steuerpflichtige  für  seine  Person, 
sein  Vermögen  und  seinen  Erwerb 
nur  in  demjenigen  Kantone  besteuert 
werden,  in  welchem  er  seinen  Wohn- 
aiiz  hat, 

Art.  3.  Bei  längerer  Dauer  kann 
auch  ein  Aufenthalt  in  einem  andern 
Kanton  als  demjenigen  des  gewöhn- 
liehen Wohnortes  einen  Steuerwohn- 
sits  begründen;  jedoch  nicht  für 
Minderjährige  und  die  in  Kranken-, 
Irren-  oder  Strafanstalten  unterge- 
brachten Personen. 

Bevormundete  Personen  sind  an 
deui  Orte  steuerpflichtig,  wo  sie  mit 
Bewilligung  der  Vormundscbafts- 
behörde  tatsachlich  wohnen. 


Art.  2.  Unter  Vorbehalt  der  durch 
die  Art.  3,  4  und  5  geordneten  Ver- 
hältnisse darf  der  Steuerpfliclitige 
tti'r  seine  Person,  sein  Vermögen 
und  seinen  Erwerb  niir  in  dem- 
jenigen Kantone  besteuert  werde'n, 
in  welchem  er  seinen  ordentlichen  *) 
Wohnsitz  hat. 

Art.  2,  Abs,  ä.  Minderjährige 
sind  am  Sitze  der  vormundschaft- 
lichen Verwaltung,  die  übrigen  be- 
vormundeten Personen  dagegen  an 
dem  prte  steuerpflichtig,  wo  sie 
mit  Bewilligung  der  Vormund- 
schafbsbehörde  tatsächlich  woTmen. 

Bei  längerer  Dauer  kann  auch 
ein  Aufenthalt  in  einem  andern 
ftls  demjenigen  des  gewöhnlichen 
Wohnorts  einen  Steuerwohn^tz  be- 
gründen; jedoch  nicht  für  Minder- 
jährige und  die  in  Kranken-,  Irren- 
oder Strafanstalten  u.  dgl.  unter- 
gebnächten  Personen. 


^)  «ordentlichen»  fehlt  im  B6schl. 
»  NR  vom  23.  Dez,  1885. 
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BeacW,  cL  NR  ?.  13.  Dez.  1886 
and  d.  StR  v,  27.  April  1887, 


Art  2.     = 


Art-  2,     =* 


Art.  2,  Abs,  2.  Minderjülirige 
sind  am  Sitae  der  Vornnindschafta- 
behörde,  die  übrigen  bevormnßde- 
ten  Personen  dagegen  an  dem  Orte 
si^nerpfliebtig,  wo  sie  rait  Uewilli- 
gnng  der  Yormnndsohaftäbebdrde 
iwoiem  eine  solche  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist),  tatsächlich  wohnea. 

Ein  Aufenthalt  von  wenigstens 
sechs  Monaten  in  einem  anderen 
Kanton  als  demjenigen  des  gewöhn* 
liehen  Wohnortes  kann  einen  Stener- 
wohnsit^  begründen,  jedoch  nicht 
ftir  solche  Personen,  welche  zam 
Zwecke  ihrer  Studien  ausserhalb 
ihres  Kantons  sich  aufhalten,  ^ir 
Minder  jährige  j  sowie  für  die  In- 
sassen der  Straf-  oder  Besserung^* 
äostalten  und  für  zeitweilig  in 
Kranken -j  Irrenanstalten  u>  dgL 
nntergebr achte  Personen. 


Art,  S. 


Ein  Aufenthalt  von  wenigstens 
sechs  Monaten  ')  in  einem  anderefn 
Kau  ton  als  demjenigen  des  gew^^hn- 
liehen  Wohnortes  kann  einen  Steuer- 
Wohnsitz  begrün  den ,  jedoch  nii-ht 
fUr  solche  Personen,  welche  zam 
Zwecke  ihrer  Studien  ausserhalb 
ilures  Wohnsitzkantons  sich  auOml- 
ten,  flir  M  ie d er j übrige,  sowie  für  die 
in  Kranken-,  Ir«      Insassen  d.  Straf - 


rtn-,  Straf-  oder 
Besserungsan- 
stalten und  d>|L 
untergebrachten 
Personen  (NR 
13.  Dez,  188*5). 


oder  Besserungs- 
anstalten und  für 
die  zeitweilig  in 
Krauken- f  Irren- 
anstalten u.  dgl. 
untergebrachten 
Personen  ^ 

Sofern  ein 
Steuer  wohn  sitz 
im  Sinne  des  Art, 
B.Abs.  2  begrün^ 
det  ist,  so  be- 
ginnt die  Steuer - 
püicht  an  dem- 
selben mit  dem 
Anfang  des  dor- 
tigen Aufent- 
halts (StR  27, 
April  1887). 


^}  KR  den  13.  Dex.  1^6:  drei  Man. 
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NutKniesFutigsgut  fällt  da  in  Be- 
steuerung, wo  der  Nutzungsberech- 
tigte wohnt.  Vorbehalten  bleibt, 
sofern  es  sich  um  Liegenschaften 
handelt^  das  BeJs teuerungsrecht  des 
Kantons  der  gelegenen  Sache. 

Art,  4.  Von  Liegenschaften  und 
den  aus  ihnea  fliesenden  Einkünf- 
ten, ein fichlias lieh  der  Pacht-  und 
Mietziuse.  kann  die  Steuer  nur  in 
demjenigen  Kantone  erhoben  wer- 
den, in  dessen  Üebiet  das  betreffende 
Grttndstück  Hegt. 

Nach  der  Gesetzgebung  des  zur 
l^teuererhebung  zuständigen  Kan- 
tons entscheidet  Fich  die  Frage,  ob 
und  in  weichem  Masse  die  auf  Lie- 
genschaften haftenden  Schulden  in 
Abzug  gebracht  werden  dürfen. 

Orand  versicherte  Forderungen 
und  deren  Zinserträgnisse  sind  nicht 
ak  liegenscliaftliches  Vermögen  und 
Einkommen  im  Sinne  dieses  Art. 
zu  betrachten. 

Art  5,  Kaufmännische  und  ge- 
werhliclie  Unternehmungen  sollen 
tTlr  ihr  Vermögen  und  ihren  Erwerb 
im  Kanton  der  Geschäftsniederlas- 
bung,  bezw.  nach  zutreffendem 
Verhfllinis  in  den  Kantonen,  wo  sie 
Zweigniederlassungen  oder  Einrich- 
tungen*) besitzen,  besteuert  werden. 

Es  haben  jedoch  die  Mitglieder 
von  Aktiengeäellschaften  und  Ge- 
nossenschaften den  wirklichen  Wert 
der  Aktien  oder  Anteilsrechte,  bis 
zu.f  Höhe  deä  ©inbezahlten  Betrages, 
bezw.  Dividenden  bis  zu  5  ^/^ 
dieses  Betrages  an  ihrem  persön- 
lichen Wohnsitze  zu  versteuern. 


Nutzniessungsgut  fällt  da  in  Be- 
steuerung, wo  der  Nutzungsberech- 
tigte wohnt. 


Art.  3.     = 


Art.  4.     = 


Es  haben  jedoch  die  Mitglieder 
von  Aktiengesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften den  wirklichen  Wert 
der  Aktien  oder  Anteilsrechte,  bis 
zur  Höhe  des  einbezahlten  Betrages, 
bezw.  Dividenden  bis  zu  4**/^  dieses 
Betrages  an  ihrem  persönlichen 
Wohnsitze  zu  versteuern. 


*)  *  oder  Einrichtungen »   fehlt  im 
Beschl.  dm  StR  vt.m  17.  Juni  1886. 
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BeschL  d.  StR.  v.  17.  Juni  1886. 

Natzniessimgsgat  fällt  da  in  Be- 
steuerung, wo  der  Nutzungsberech- 
tigte wohnt.  Vorbehalten  bleibt, 
sofern  es  sich  um  Liegenschaften 
handelt,  das  Besteuerungsrecht  des 
Kantons  der  gelegenen  Sache. 

Art.  8.     == 


Besohl,  d,  NR  v,  13.  Dez.  1886 
und  d.  StR  v.  27.  April  1887, 
Art.  4.     = 


Art.  5.     — 


Art.  4.     = 


Art.  6.     = 


Es  bleibt  jedoch  der  kantonalen 
(xesetzgebung  überlassen,  Aktien- 
nnd  Anteilscheine  solcher  kauf- 
männischen und  gewerblichen  Un- 
ternehmungen, welche  aus  irgend 
einem  Grunde  am  Orte  ihrer  Ge- 
schäftsniederlassung nicht  besteuert 
werden,  zur  Steuerpflicht  heranzu- 
ziehen. Gleichermassen  entscheidet 
sich  die  Frage,  ob  und  wie  die 
Aktien  und  Anteilscheine  von  den 
Gemeinden  besteuert  werden  dürfen. 


Es  haben  jedoch  die  Mitglieder 
von  Aktiengeselbchaften  und  Ge- 
nossenschaften den  wirklichen  Wert 
der  Aktien  oder  Anteilsrechte  bis 
zur  Höhe  des  einbe^ahlteD  Betrages, 
bezw.  Dividenden  bis  sm  4  % ') 
dieses  Beti^ages  an  ihrem  persön- 
lichen Wohnsitze  zu  versteuern. 


0  bis  zu  8  %  (StR  27.  Aprü  1887). 
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Bei  Berechnung  der  Vermögens- 
xmä.  der  Erwerbssteuer  einer  Aktien- 
gesellsctiaft  od^^r  Genossenschaft  am 
Gesellschaftssitze  soll  der  wirkliche 
Wert  der  Aktien  oder  Anteilsrechte 
bis  zur  Höhe  des  einbezahlten  Be- 
trages, be^w.  eine  Dividende  bis 
in  5  %  dieses  Betrages  in  Abzug 
gebracht  werden. 


Art.  6.  Die  Besteuerung  des  Erb- 
schaft^anfallß  and  der  Schenkungen 
auf  den  Todesfall  oder  unter  Leben- 
den st^ht  für  den  Wert  der  Liegen- 
schaften dem  Kantone,  in  welchem 
sieb  die^e  befinden,  für  den  übrigen 
Wert  der  Verlassenschaft  oder 
Schenkung  dem  Kantone  zu,  in 
welchem  der  Erblasser  oder  Schen- 
ker zur  Zeit  des  Todes  oder  der 
Schenkung  seinen  ordentlichen ') 
Wohnsitz  hat. 

Art.  7.  Wer  innerhalb  eines 
Steuerte! traumes  seinen  Wohnsitz 
oder  den  Ort  ^ioiner  Gescliäftsiiieder- 
laseong,  xmter  Anzeige  an  äie  zu- 
standige Ortsbehörde ,  wechselt, 
schuldet  die  Stexier  an  jjedem  Orte 
nur  nach  Verhältnis  der  Dauer 
seines  Aufenthalts  oder  Geschäfts- 
betriebe» und  kann  demgemäs  das 
von  ihm  über  dieses  Betreffnis  hin- 
aus Bezahlte  zurückfordern. 


Bei  Beredmuiig  ^er  VwmOgims- 
ulid  Erwerbssteirar  enier  Aktno* 
geeeUBcbaft  oder  Gcnoseensehaft 
soll,  immerhin  vorbehaltlich  des 
BestetterungBreeiits  in  Betreff  der 
Liegenschaftoi,  der  wiricliche  Wert 
der  Aktien  oder  Anteilsrechte  bis 
zur  Höhe  des  einbezahlten  Betrages, 
bezw.  eine  Dividende  bis  zu  4  ®^*) 
dieses  Betrages  in  Abzug  gebracht 
werden. 

Falls  eine  Aktiengesellschaft  oder 
Genossenschaft  am  Orte  ihrer  Nie- 
derlassung die  Steuer  nicht  zu  ent- 
richten hatrso  können  die  Aktionäre 
oder  Genossenschafter  für  ihre  Ak- 
tien oder  Anteilsrechte  an  ihrem 
persönlichen  Wohnsitze  mit  der 
vollen  Vermögens-,  bezw.  Einkom- 
menssteuer belegt  werden. 

Art.  5.     = 


Art.  6.  Wer  innerhalb  eine? 
Steuerzeitraumes  seimen  Wohnsitz 
oder  äen  Ort  seiner  Geschäftsnie- 
derlassung unter  Anzeige  an  die 
zuständige  Ortsbehörde,  wechselt, 
•schuldet  die  Steuer  an  jedem  Orte 
nur  naoh  Verhältnis  der  Bauer 
seines  Aufenthalts  oder  Gesobäi^- 
betriebes. 

IBr  kann  jedoch  die  iiber  dieses 
Betreffnis  hinausgefordei^te  oder  be- 
zahlte Steuer  nur  dalin  verweigern  ^ 
bezw.  zurückfordern^  wenn  eine 
wirkliche  Doppelbesteuerung  vor- 
liegt. 


*)  *  ordentlichen  »  fehlt  im  bundesr. 
l^tw. 


»)  bis  zu  3  %  (StR  27.  April  1887). 
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Art.  5.     =  Art.  7.     = 


Art.  •6.  Wer  imiwhftlb  «ines  Art.  8.  = 
BteserstehrafUttfes  seinen  W<)ka8kz 
oder  den  Ort  "«^ntfr  Geeekäfteni^- 
derlassnng  wecteielt,  vohttldet  die 
Steuer  aa  jedem  Orte  Mr  üach 
VerMitsis  der  -DMier  eeinee  Aafent- 
halte  oder  'Geeohftftsbeftriebes. 

Sr  kann  jedoch  die  über  dieses  = 
Betreiffine  4iixtMiflge^rderte  oder  -be- 
zahlte SteiMr  nnrdann  yerweig^m, 
bezW.  znrflckfordem ,  «wettn  ^e 
wirkliche  Doppelbesteuerung  vor- 
liegt, und  wenn  er  der  zuständigen 
Ortsbehörde  von  dem  Wechsel  des 
Wohnsitzes  oder  des  Ortes  der  Ge- 
schftftsniederlassung  Anzeige  ge- 
macht hat. 
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Dabei')  wird  jedoch  eine  Steuer- 
periode iu  Zeitabschnitte  von  drei 
Monaten  eingeteilt  und  ein  Quartal 
-m  Gunsten  des  Ortes,  wo  es  be- 
gonneit  wurde,  für  voll  gerechnet. 

Art.  8.  Wenn  nach  Massgabe 
dieses  Gesetzes  ein  Recht  zur  Steuer- 
auflage  in  einem  Kantone  nicht  be- 
steht, so  findet  auch  gegenüber  im 
Auslande  wohnenden  Personen  eine 
Besteuerung  nicht  statt. 

Desgleichen  darf  kein  Kanton 
ausser  der  Schweiz  liegendes  Grund- 
eigentum, das  einem  Kantonsein- 
wohner angehört,  oder  daraus  flies- 
sende s  Einkommen  mit  einer  Steuer 
belegen, 

Art.  9,  Die  nach  vorstehenden 
Bestimmungen  begründete  Zustän- 
digkeit sur  Steuererhebung  schliesst 
die  Besteuerung  des  nämlichen  Ob- 
jektes in  einem  andern  Kantone 
aus,  auch  wenn  der  zuständige 
Kanton  von  seinem  Steuerrechte 
keinen  Gebrauch  machen  sollte. 


(Vgl,  Art.  8.) 


§  XVU.    No.  öl* 

Beschl.  d.  NR  v.  23.  Dez.  1885. 


(Vgl.  Art.  8.) 


Art.  7.  Abgesehen  von  den  in 
Art  4,  Abs.  4,  und  Art.  6,  Abs.  2 
ausdrücklich  erwähnten  Ausnahmen, 
schliesst  die  nach  vorstehenden  Be- 
stimmungen begründete  Zusttodig- 
keit  zur  Steuererhebung  der  Be- 
steuerung des  nämlichen  Objektes 
in  einem  andern  Kantone  aus,  auch 
wenn  der  zuständige  Kanton,  von 
seinem  Steuerrechte  keinen  Gebrauch 
machen  sollte. 


Art.  8.  Wenn  nach 
dieses  Gesetzes  ein  Recht  zur  Steuer- 
auflage in  einem  Kantone  nicht  be- 
steht, so  findet  auch  gegenüber  im 
Auslande  wohnenden  Personen  eine 
Besteuerung  nicht  statt,  sofern  da- 
durch eine  wirkliche  Doppelbesteue- 
rung eintreten  wtlrde. 

Desgleichen  darf  kein  Kanton 
ausser  der  Schweiz  liegendes  Grund- 
eigentum, das  einem  Kantonsein- 
wohner gehört,  oder  daraus  flies- 
sendes  Einkommen  mit  einer  Steuer 
belegen,  sofern  dies  eine  wirkliche 
Doppelbesteuerung  herbeifuhren 
würde. 


*)  Diesen  Absatz  hatte  auch  der  StR 
im  ßenchl.   vom  17.  Juni  1886  aufge- 
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(Vgl  Art.  8,  9.) 


(Vgl.  Art.  10.) 


Art.  7.     Abgesehen  von   den  in  Art.  9.     = 

in,  4.  Abs.  2,  nnd  Art.  6.  Abs.  2») 
aosdrAcklich  erwähnten  Ausnahmen, 
schliest  die  nach  vorstehenden  Be- 
stimmungen begründete  Zuständig- 
keit zur  Stenererhebong  der  Be- 
steaenmg  des  nämlichen  Objektes 
in  einem  andern  Kantone  ^ns^  auch 
wemi  der  zuständige  Kanton  von 
seinem  Stenerrechte  keinen  Gebranch 
machen  sollte. 

Art.  8.     =  Art.  10.     = 


Art.  9.  Kein  Kanton  darf  ausser 
der  Schweiz  liegendes  Grundeigen- 
tum, das  einem  Kantonseinwohner 
gehört,  mit  einer  Grundsteuer  be- 


»)  Art  6,  Abs.  2,  nnd  Art  8,  Abs.  2 
iNß  13.  Dez.  1886;  StR  27.  April  1887.) 


Art.  10,  Abs.  2. 

Desgleichen 
darf  kein  Kan- 
ton ausser  der 
Schweiz  liegen- 
des Grundeigen- 
tum, das  einem 
Kantonseinwoh  - 
ner  gehört,  oder 
daraus  fliessen- 
des  Einkommen 
mit  einer  Steuer 


Kein    Kantoii 

darf  ausserhalb 
der  Schweiz  lie- 
gendes Grundei- 
gentum^ das  ei- 
nem Kantonsein - 
wohner  zugeh  ort  j 
mit  einer  Grund- 
steuer belegen 
(StR  27.  Aprü 
1887.) 
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Art.  10.  nie  Anstände,  welche  Art.  9.  = 
sich  bei  der  jinwendnng  dieses  Ge- 
setzes ergeben  können,  sowie  über- 
hatipt  alle  wegen  Doppelbesteuerung 
entstehenden  Streitigkeiten  sind  vom 
BGer.,  nach  dem  für  staatsrecht- 
liche Entscheidungen  vorgeschriebe- 
nen Verfahren,  zu  erledigen. 

Art.  IL  (Referendumsvorbehalt.)         Art.  10.  (Referendumsvorbehalt.) 


\ 
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und  d.  StR  v.  27.  April  1887 
belegen ,  sofern 
dies  eine  wirk- 
liche Doppelbe- 
steuerung her- 
beiführen würde 
(NR  13.  Dezbr. 
1886). 
Art  10.     =  Art.  11      = 


Art.  11.  (Referendumsvorbehalt.)  Art.  12.  (RefereDdurasvorbehalt-) 
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2.  Kapitel. 

IiitiTvention  des  Bandes  in  kantonalen  Angele^enbeiteit. 

L  Eidg.  IntenrenttoB  snr  Wahrug  des  Rechtsyerfahrens 
swlschen  den  Kantonen. 

ßV  1874  Art.  14  gleich  BV  1848  Art.  14,  A.  S.  I  6,  n.  F.  I  4;  Wolf  I  2,  18. 

52.  Die  Garantieschuld  der  vier  Städte  Winterthur^ 
Baden,  Lenzburg  und  Zofingen  für  die  Nationalbahn. 

BBeschl.  betr.  Darleihen  an  die  Kantone  Zürich  und  Aargau  Tom  21.  Dez.  1883, 
A.  S.  n.  F.  VII  322.  —  Botsch.  des  BR  an  die  BVers.  betr.  die  National- 
bühngarantieschuld  der  vier  Städte  Winterthur,  Baden,  Lenzburg  und 
Zofingen  und  betr.  das  den  Kantonen  Zürich  und  Aargau  behufe  Erledigung 
ilieser  SchuldverhSJtnisse  zu  gewährende  Bundesdarlehen  vom  23.  Nov.  1883, 
B  1883  IV  524;  Ber.  der  für  Untersuchung  der  Finanzlage  der  Garantie- 
stLldte  für  das  Nationalbahn-Anleihen  von  neun  Millionen  ernannten 
Expertenkomm.  an  den  BR  (A.  Scheurer,  A.  Bory,  Dr.  Zemp)  vom  15.  Okt. 
1H83,  B  1883  IV  241;  Instruktion  des  BR  ftir  die  genannten  Experten 
vom  27.  März  1883,  B  1883  I  532.  —  BRBeschl.  betr.  die  Bezahlung  des 
Restes  der  Nationalbahnschuld  vom  15.  Jan.  1884,  B  1884  I  79;  Vollz.- 
Verord.  des  BR  vom  12.  März  1884,  A.  S.  n.  F.  VH  427.  -  Ber.  des  BR  aji 
die  BVers.  vom  7.  März  1884  über  die  Vollz.  des  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1883^ 
B  1884  I  361;  B  1884  II  766,  1885  II  559,  699;  üebers.  Verh.  d.  BVers. 
Dez.  1882,  No.  53;  Dez.  1883,  No.  12;  März  1884,  No.  7. 

Die  drei  aargauischen  Städte  Zofingen,  Lenzburg  und  Baden 
(die  Einwohnergemeinden)  und  die  zürcherische  Stadt  Winterthur 
(ilie  politische  Gemeinde)  hatten  im  Jahre  1874  für  das  in  den 
Jahren  1875  und  1877  emittirte  Anleihen  der  Nationalbahn  im 
Betrage  von  neun  Millionen  Franken,  unter  solidarischer  Haftbarkeit 
und  vertragsmässig  festgestellter  Einstandspflicht  von  Vis  für  Winter- 
thur, Vis  für  Zofingen  und  je  Vis  für  Baden  und  Lenzburg,  die  Garantie 
übernommen.  Nach  dem,  den  18.  Febr.  1878  erfolgten  Ausbruch  des 
Konkurses  über  die  Nationalbahn  bezahlte  die  Gemeinde  Winterthur 
ihren  Anteil  vollständig.  Aus  dem  Konkurserlös  der  Nationalbahn 
wurden  8,2  ®/o  mit  Fr.  449,360  gedeckt;  das  restirende  Obligationen« 
kapital  bezifierte  sich  daher  noch  auf  die  Summe  von  Fr.  5,030,64a 
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Dazu  kamen  aber  des  fernem  die  Beträge  der  je  auf  den  h  Mai 
der  Jahre  1878 — 1884  verfallenen  Coupans;  die  GeBamtscIiuld  belief 
sich  daher  auf  den  1.  Mai  1888  auf  Fr.  6.310,236. 

Diese  Summe  hätte  yertragsgemäs  einzig  von  den  drei  aar- 
gauischen Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zoängen  be- 
zahlt werden  sollen;  die  Obligationsinhaber  haben  indessen,  gestützt 
auf  die  solidarische  Haftpflicht  aller  vier  Gemeinden,  für  die  je  weilen 
verfidlenen  Coupons  vorerst  nur  Winterthur  belangt,  welches  dann 
hinwiederum  Regress  auf  die  drei  aargauischen  Gemeinden  nahm. 

Nachdem  die  in  Folge  dieser  Verhältnisse  gepflogenen  gütlichen 
Verhandlungen,  sowie  die  angehobenen ^rozesse  zwischen  Winterthur 
mid  den  aargauischen  Gemeinden  nur  dahin  geführt  hatten,  dass 
die  letztem  Ende  1881  zwar  vom  Prozesse  abstanden,  der  aargau- 
ischen Regierung  aber  gleichzeitig  die  Erklärung  abgaben,  dass  sie 
die  Mittel  nicht  besässen,  Winterthur  oder  gar  die  Obligationäre  für 
Kapitalsumme  und  Zinsen  zu  befriedigen,  führte  der  zürcherische 
Ileg-Rat  die  Unterhandlungen  mit  der  Regierung  von  Aargau 
and  den  beteiligten  Gemeinden  auf  dem  Fusse  verschiedener 
Konversionsprojekte  weiter.  Es  traten  aber  grosse  Meiüungsver- 
schiedenheiten,  insbesondere  über  das  Mass  der  beidseitigen  Betei- 
ligung zu  Tage,  so  dass  der  Reg-Rat  von  Zürich  sich  veranlasst 
fand,  den  BR  um  seine  Vermittlung  anzugehen. 

Auch  die  Vermittlung  des  BR  führte  zu  keinem  Resultat.  Gestützt 
auf  Art.  14  der  BV  stellte  daher  der  Zürcher  Reg-Rat  den  20.  Jan. 
1883  beim  BR  ein  formliches  Interventionsgesuch. 

Schon  den  20.  Dez.  1882  hatte  der  NR  auf  eine  von  R.  Brunn  er 
und  Eonsorten  eingereichte  Motion  des  Inhalts: 

Der  BR  wird  eingeladen,  beförderlich  darüber  Bericht  zu  er- 
statten, welche  Schritte  er  bisanhin  betr.  die  vier  Studie  Zofin  gen, 
Lenzburg,  Baden  und  Winterthur  zur  Bereinigung  der  Nationalbahn« 
Garantieschuld  getan  habe,  und  welche  weitem  Schritte  er  allfiülig 
im  Interesse  des  Landes  und  seines  5£fentKßhen  Kredites  diesfaüs 
zu  tun  gedenke, 

beschlossen:  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  BR  sich  bereits  mit 
dem  Gegenstand  beschäftigt,  und  in  Gewärtigung  des  daherigen  Ber, 
geht  der  NR  über  die  Motion  für  einmal  zur  Tagesordnung  über. 
Hierauf  beschloss  der  BR  den  16.  Febr.  1883: 

Ohne  im  gegenwärtigen  Augenblick  die  Frage  zu  erledigen, 
ob  und  in  welchen  Umfang  den  BBehörden,  gemäs  dem  Inter- 
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ventionsbegehren  der  Regierung  von  Zürich  und  entgegen  den 
von  der  aargauischen  Regierung  in  ihren  Eingaben  vom  5.  und 
12.  Febr.  1883  geltend  gemachten  Anschauungen,  ein  Ent- 
scheidungsrecht über  den  Eonfliktfall  zustehe,  soll  durch  eine 
unparteiische  Untersuchung  das  Mass  der  in  den  vier  Garantie- 
städten vorhandenen  und  zur  Erfüllung  ihrer  Schuldverbindlich- 
keiten verwendbaren  finanziellen  Kräfte  festgestellt  werden. 

Die  beiden  KReg.  gaben  zu  diesem  Vorgehen  ihre  Zustimmung; 
der  DR  ernannte  Scheurer,  Bory  und  Zemp  zu  Mitgliedern  einer  Finanz- 
expertenkomm.;  diese  erstattete  den  15.  Okt.  1883  ihren  Ber.  dem  BR. 

Aus  diesem  Ber.  ergab  sich  die  Gewissheit,  dass  der  Ruin  der 
vier  Gemeinden  nicht  vermieden  werden  kann,  wenn  nicht  neben 
den  aargauischen  Ortsbürgergemeinden  und  den  Kantonen  Zürich 
und  Aargau  auch  der  Bund  helfend  einwirkt 

Ueber  die  Frage,  ob  und  in  welcher  Weise  der  Bund  helfend 
c'in  zutreten  habe,  spricht  sich  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  23.  Nov. 
1883  folgendermassen  aus: 

•  Es  drängt  sich  uns  die  Frage  auf,  ob  nicht  auch  der  Bund  ein 
Interesse  habe,  den  Konkurs  der  vier  beteiligten  Gemeinden  wo 
m0glich  zu  verhindern,  und  denselben  zu  diesem  Behufe  seine  Hilfe  an- 
gedeihen  zu  lassen.  Unsere  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Weit 
entfernt,  fttr  den  Bund  irgend  eine  rechtliche  oder  auch  nur  moralische 
Verpflichtung  zu  einem  Zahlungsbei trage  anzuerkennen,  halten  wir  doch 
dafiir,  dass  die  Art  und  Weise,  wie  die  Angelegenheit  ihre  endgiltige 
Erledigung  finden  wird,  die  Interessen  des  gesamten  Landes  in  hohem 
Ma^iso  berührt ,  und  dass  der  Eintritt  des  Konkurses  der  vier  einst  so 
Mühonden  Städte  von  tiefgreifender,  folgenschwerer  Bedeutung  für  den 
Kredit,  die  Ehre  und  die  Wolfahrt  nicht  nur  der  Gemeinden  selbst 
tind  der  Kantone,  sondern  des  ganzen  Landes  wäre.  In  diesem  Sinne 
besteht  daher  in  vorliegender  Frage  allerdings  ein  bedeutendes  gemein- 
schweizerisches  Interesse,  und  was  wir  diesfalls  mit  Bezug  auf  die  be- 
trefFenden  Kantone  gesagt  haben,  gilt  zum  grossen  Teile  auch  för  die 
■jfesamt-e  Eidgenossenschaft. 

Wir  finden  freilich  keinen  Artikel  in  der  BV,  der  dem  Bunde 
aus^lrücklich  ein  Eingreifen  in  die  schwebende  Angelegenheit  vorschreibt, 
al>tn-  an  der  Spitze  unserer  Verfassung  heisst  es,  dass  die  Eidg.  dieselbe 
ang€tiommen  habe,  um  «  die  Einheit,  Kraft  und  Ehre  der  Schweiz.  Nation 
/u  erhalten  und  zu  fördern.  >  Dass  in  dieser  Frage  unsere  Ehre  und 
damit  auch  unsere  Kraft  in  recht  ernster  Weise  beteiligt  sind,  scheint 
uns    unwidersprechlich.     Wir  betrachten   den  Ruin  der  vier  Städte  als 
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eine  allgemeine  Landeskalamität  und  halten  uns  deshalb  für  berechtigt 
und  verpflichtet,  Massnahmen  vorzuschlagen,  welche  dieses  Verderben 
von  unserem  Lande  abzuhalten  vermögen.  Als  das  geeignetste  Mittel 
hiefHr  erachten  wir  die  Gewährung  eidg.  Darleihen  an  die  Kantone 
Zürich  und  Aargau  zu  Gunsten  der  betr.  Gemeinden,  bei  reduzirtem 
Zinsfusse  und  mit  möglichst  langer  Amortisationsfrist. 

B  1883  lY  535. 

Unter  Hinweis  auf  die  Unterstützungen,  welche  der  Bund  in 
andern  Fällen  bewilligt  hatte,  wie  nach  dem  grossen  Brande  im 
Jahre  1861  ein  Darlehen  von  einer  Million  Franken  an  Glarus 
(Ä.  S.  VII  50),  im  Jahre  1865  an  den  Jura  Industriel  (A.  S.  VIII  630) 
und  im  Jahre  1878  die  Subvention  für  das  Gotthardbahnuntemehmen 
im  Betrag  von  47$  Millionen  Franken  (A.  S.  n.  F.  IV  1)*),  beantragte 
der  BR  einen  BBeschl.  betr.  Darleihen  an  die  Kantone  Zürich  und 
Aargau  im  Betrage  von  Fr.  2,400,000. 

Den  21.  Dez.  1883  erliess  die  BVers.  folgenden  BBeschL: 

Art.  1.  Der  BR  wird  ermächtigt,  behufs  Liquidation  des 
auf  1.  Mai  1884  zu  Fr.  6,310,236  berechneten  Restes  der 
Nationalbahnschuld  der  politischen  Gemeinde  Winterthur  und 
der  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen,  den 
Kantonen  Zürich  und  Aargau,  auf  deren  Begehren  und  unter 
den  in  Art.  2  und  3  dieses  Beschl.  enthaltenen  Bestimmungen, 
Darleihen  bis  zu  einem  Gesamtbetrage  von  Fr.  2,400,000  zu 
machen*),  für  welche  Summe  dem  BR  ein  Kredit  auf  die  BKasse 
eröffiiet  wird. 

In  obiger  Summe  von  Fr.  6,310,236  ist  die  pro  1.  Mai  1884 
auf  Fr.  525,000  berechnete  Regressforderung  der  politischen 
Gemeinde  Winterthur  an  die  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenz- 
burg  und  Zofingen  mitbegrifien. 

Art.  2.  Die  Darleihen  werden  an  folgende  Bedingungen 
geknüpft: 

a.  Die  Gemeinde  Winterthur  verzichtet,  in  Aufrechthaltung  ihres 
unter  dem  4.  Juni  1882  und  19.  Aug.  1883  gemachten  An- 
erbietens, auf  die  Regressforderung,  welche  sie  durch  Ein- 
lösung von  Coupons   der  gemeinsamen   Obligationsschuld, 


*)  Vgl.  unten  Teil  IV,  Abschn.  III,  Kap.  1 :  Die  B Unterstützung  für  Alpen- 
>>almen,  No.  910,  911. 

*)  Die  aargauische  Deputation  hatte  beantragt:  Darleihen,  und  zwar  jedem 
Kantone,  im  Betrage  von  Fr.  1,200,000  zu  machen. 
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Über  ihren  Anteil  hinaus,  gegen  die  aargauischen  Garantie* 
gemeinden  erworben  hat,  und  bezahlt  ausserdem  nodi  auf 
L  Mai  1884  Fr.  230,000,  mit  Verzicht  auf  Rückwrgttung. 

bJ)Der  Kt.  Aargau  verpflichtet  sich,  ebenfalls  unter  Verzicht 
auf  Rückvergütung,  zu  einer  Leistung,  welche  auf  den  1.  Mai 
1884  berechnet,  einem  Kapitalwert  von  Fr.  550,000  entspricht. 

c  Die  Ortsbürgergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen 
leisten,  in  Erneuerung  ihrer  anläslich  der  Verhandlungen 
vom  Jahre  1882  gemachten  Offerten,  an  die  Bezahlung  der 
Gesamtschuld  auf  1.  Mai  1884  die  Summe  von  Fr.  2,590,000, 
woran  sich  die  Ortsbürgergemeinden  Baden  und  Lenzburg 
rait  je  Fr.  580,000  und  Zofingen  mit  Fr.  1,430,000  zu  be- 
teiligen haben. 

d.  Die  nach  Abzug  der  in  Art.  2,  litt,  a,  b  und  c  bezeichneten 
Leistungen  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  noch  weiter 
nötige  Summe')  ist  von  der  politischen  Gemeinde  Winterthur 
und  den  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen 
aufzubringen. 

Können  sich  dieselben  über  das  Mass  ihrer  Beteiligung 
nicht  verständigen,  so  haben  sie  den  Entscheid  des  BB  an- 
zuerkennen.') 

e.  Der  BR  bestimmt,  auf  Grundlage  des  gemäs  litt  4  festge- 
stellten Verhältnissee,  wie  die  Gesamtanleihenssumme  auf 
die  Kantone  Zürich  und  Aargau  als  Schuldner  zu  verteilen  sei. 


1)  Statt  Ziffer  b  und  c  beantragte  die  aarg.  Deputation:  der  Kt  Aargau 
nnd  die  Ortsbürgergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen  leisten,  in  Er- 
neuerung ihrer  anläslioh  der  Verh.  im  Jahre  1882  geimachten  Offerten,  an  die 
Bezahlung,'  der  Gesamtschuld  auf  1.  Mai  1884  die  Summe  von  zusamimen 
Fr.  3,140,000. 

*)  BHatl.  Entw.  und  I.  Beschl.  des  NR:  Summe  von  Fr.  2,415,236  ist  .  . . 
Die  H5he  der  Summe  ist  vom  StR  gestrichen  worden;  er  wollte  die  Möglichkeit 
eines  Arrangements  auch  jetzt  noch  eröffiien,  während  der  NR  und  der  BR 
»ich  aunilohst  auf  den  Standpunkt  der  Vollzahlung  gestellt  hatten.  Allerdings 
worden  ilie  Gemeinden  ausserordentlich  belastet,  aber  es  sei  in  dieser  Voraus- 
setzung mi7,weifelhafte  Pflicht  der  Kantone,  ihnen  helfend  unter  die  Arme  zu 
f^reifen  (Protokoll  des  NR  vom  13.  Dez.  1883). 

')  Die  aarg.  Degutation  beantragte  statt  dieser  litt,  d :  die  nach  Abzug  der 
in  Art  2.  litt,  a  und  b  bezeichneten  Leistungen  zur  Bezahlung  der  <je8aint- 
hvhM  noch  weiter  nötige  Summe  von  Fr.  2,415,236  ist  zur  H&lfte  von  Winter- 
thur, Kur  andern  Hälfte  von  den  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzbnxg  und 
Zoiingen  aufzubringen. 


L. 
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f.  Die  Liquidation  wird  dem  Beg.-Rate  des  Kts.  Aargau  übei^ 
tragen. 

g.  Die  Eantofie  Zürich  md  Aargaa  haben  sich  bis  zum  L  März 
1884  darüber  auszuweisen,  dass  vorstehende  Bedingungen 
erfüllt  seien  oder  deren  Erfüllung  gesichert  sei. 

Art.  3.")  Behufs  Verzinsung  und  Amortisation  dieses  BAn- 
leihens  haben  die  scholdnerischen  Kantone  Annuitäten  von  3  Vt  V» 
zu  entrichten,  von  welchen  2*/,  Vo  als  Zins  und  1  Vo  als  Amor- 
tisationsquote berechnet  werden^). 

Die  näheren  Modalitäten  des  Anleihras  bestimmt  der  BR. 

Art  4.  Der  BB  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Beschl  be- 
auftragt, welcher,  weil  dringlicher  Natur,  sofort  in  Kraft  tritt^). 


*)  Antrag  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR:  Art.  3.  Behufe  Verzineung^  und 
Amortisation  dieses  BAnleihens  haben  die  schuldnerischen  Kantone  AtinuitätL>n 
Ton  4**/o  zn  entrichten,  von  welchen  3Vo  als  Zins  nnd  17o  als  Amortiaiitiona- 
quote  berechnet  wird.  —  Art.  4.  Sollten  die  Kantone  Zürich  und  Aargau  bis  zum 
1.  März  1884  den  in  Art.  2,  litt,  g  verlangten  Ausweis  nicht  leisten,  so  gewärtigt 
die  BVers.  weitem  Bericht  und  Antrag  des  BR.  —  Die  Aufnahme  dieses  Art. 
erfolgte  nicht,  weil  man  der  Zukunft  in  keiner  Weise  pr^udiziren  wolUo. 

*)  Die  aarg.  Deputation  beantragte  Annuitäten  von  3  %,  und  zwar  hiervon 
2  Vo  als  Zins  und  l  %  als  Amortisationsquote. 

>)  Hierüber  hat  die  Botsch.  des  BR  nur  die  kurze  Bemerkung:  Wir  wollen 
nicht  verhelen,  die  Behandlung  dieses  Gegenstandes  als  eine  äusserst  dringliche 
zu  bezeichnen.  Die  Schwierigkeit  der  gegenwärtigen  Lage  ist  so  gro^,  daa^ 
eine  Verschiebung  des  Eintretens  auf  die  Sache  einem  materiellen  Nichtein- 
treten, einer  definitiven  Ablehnung  unseres  Beschlussantrages  gleichkäme. 

B  1883  IT  638. 

Im  Entw.  des  BR  und  in  demjenigen  der  Mehrheit  der  Kommn  des  NR 
war  gesagt:  «weil  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur.»  Der  StR  hatte  zu- 
nächst beschlossen,  den  BBeschl.  dem  Referendum  nicht  zu  entziehen-  esi 
wurde  hervorgehoben,  das  Finanzreferendum  sei  durch  die  Verfassung  fceines- 
w^  aasgeschlossen  und  schon  mehrmals  bei  BBeschlÜssen  von  blos  finanzieller 
Tragweite  vorbehalten  worden  (Prot,  des  NR  vom  21.  Dez.).  Die  Mehrheit  des 
NR  war  aber  der  Ansicht,  dass  da,  wo  die  BV  sich  nicht  mit  der  wünaehbaj^n 
Deutlichkeit  ausspreche,  wo  also  zwei  Interpretationen  möglich  seien  —  und 
da«  sei  gerade  hier  der  Fall  —  diejenige  Interpretation  den  Vorzug  verdiene, 
welche  dem  Landesinteresse  entspreche.  Es  liege  nun  aber,  wie  aÜe  Voten 
dargekin  haben,  im  wolverstandenen  Interesse  des  Landes,  dass  die  vorliegendp 
Frage  eine  Lösung,  und  zwar  eine  sehneile  Löeong  finde,  und  dieae  sei  nur 
erreichbar  dadurch,  dass  man,  durch  Beseitigung  der  Referendumsklaua^l^  die 
Angelegenheit  in  abschliessender  Weise  erledige.  —  Es  sei  auch  klar,  daas  der 
BeschL  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur  sei.  Dieses  Prädikat  verdienen 
lediglich  diejenigen  Beschlüsse,  welche  eine  Regel  aufstellen,  bezw.  Recht  und 
Pflichten  b^^pründen,  nicht  bloft  für  die  direkten  und  zunächst  Beteiligtem. 
sondern  für  alle  diejenigen,  welche  sich  ndt  jenen  in  gleicher  Lage  befinden. 
keineswegs  aber  diejenigen  Beschlüsse,  welche  nur  einen  Speziallkll  im  Auge 
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Die  Minderheit  der  Komm,  des  NR  hatte  beantragt,  auf  den  bundesr. 
BeacH.-Entw.  nicht  einzutreten,  dagegen  den  BR  einzuladen,  für  den  Fall,  dass 
BeitoHs  der  Kantone  und  der  Gemeinden  die  Erledigung  der  Angelegenheit 
binnen  g:egebeDer  Frist  nicht  erfolge,  der  BVers.  neuerliche  Anträge  vorzu- 
legen.   Diesf^n  Beschl.  beantragte  sie  in  Erwägung: 

1.  Die  poHtisühe  Gemeinde  Winterthur  hat  den  ihr  anfänglich  überbundenen 
Anteil  im  der  Garantieschuld  der  Nationalbahn  vollständig  bezahlt,  da- 
gegen haben  die  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  u.  Zofingen  an  ihre 
Schnldant-eile  weder  in  Kapital,  noch  in  Zinsen  irgend  welche  Leistungen 
gemilcht»  Die  noch  ausstehende  Nationalbahnschuld  beträgt  auf  1.  Mai  1884 
Fr.  6,310/286,  deren  Bezahlung  nach  obigem  rechtlich  den  vor  benannten 
drei  aargauischen  Einwohnergemeinden  obliegt,  mit  solidarischer  Haft- 
baj-keit  der  politischen  Gemeinde  Winterthur. 

2.  Das  yerfü^bare  Vermögen  der  schuldnerischen  Gemeinden  reicht  fär  die 
Schuldentilgung  nicht  hin,  so  dass  dieselben,  um  ihrer  Obliegenheit  nach- 
zukommen, das  Erforderliche  auf  dem  Wege  der  Steuererhebung  beizu- 
bringen hätten.  Die  Prüfung  der  gegenwärtigen  Steuerbelastung  der  aar- 
gauischen Lrarantiegemeinden  und  deren  Vergleichung  mit  der  Steuerbe- 
litötiiiig  der  Gemeinden  anderer  Kantone  rechtfertigt  die  Annahme,  dass 
dieselben  bei  allseitig  gutem  Willen  und  bei  vermehrter  Anstrengung 
aller  Kräfte  im  Stande  wären,  ihren  Verpflichtungen  wenigstens  zum  Teile 
nachati  kommen. 

3.  Die  Va  1 1  Kahl  ung  der  restirenden  Garantieschuld  der  aargauischen  Gemeinden 
könnte  jedenfalls  dann  zur  Tatsache  werden,  wenn  die  dortigen  Bürger- 
gemeiüden  die  anläslich  der  Verhandlungen  vom  Jahre  1882  gemachten 
Anerbietungen  im  Gesamtwerte  von  Fr.  2,590,000,  ebenso  die  Gemeinde 
Winterthur  die  .damaligen  Versprechimgen  einer  Mitbeteiligung  bis  auf 
Fr.  755^000  neuerdings  bestätigen  und  sodann  der  Staat  Aargau  für  den 
Mehrbedarf  eintreten  würde,  soweit  dieser  nicht  durch  Steuererträgnisse 
der  echuldrierischen  Einwohnergemeinden  gedeckt  werden  kann.  Die  re- 
atanz  liehe  Schuldübemahme  ab  Seite  des  Kts.  Aargau  rechtfertigt  sich 
mit  Hinsicht  auf  das  naheliegende  Interesse,  welches  der  Kanton  am 
ehrenhaften  FortbesWnde  der  drei  Gemeinden  hat,  auf  die  Tatsache,  dasa 
die  Reg.  des  Kts.  Aargau  durch  ihre  Mitwirkung  zu  den  verhängnis- 
y ollen  Gamntiebeschlüssen  der  Gemeinden,  wenn  auch  nicht  recht- 
lich, so  doch  moralisch,  mitverpflichtet  worden  ist,  und  endlich  durch 
den  Umstand,  dass  die  Staatsfinanzen  des  Kantons  sich  in  einem  ver- 
gleich aweisie  günstigen  Verhältnisse  befinden. 

4.  Die  Tilgung  der  Nationalbahnschuld  in  der  angegebenen  Weise  ist  die- 
jenige, weiche  allen  gerechten  und  billigen  Erwartungen  entspricht.  Das» 
ilje  Beseitigung  des  Konfliktes  stattfinde,  liegt  auch  im  hohen  Interesse 
de»  Bundes,  des  Hüters  der  Landesehre.  Daher  fordert  der  Bund  die 
Kantone  Aargau  und  Zürich  auf,  dass  dieselben  binnen  einer  vom  BR  zu 
bestimmenden  Frist  für  die  Befriedigung  der  Gläubiger  des  Garantiean- 
leihena  sorgen. 


haben.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  seien  denn  auch  von  jeher  Finanzdekrete 
und  Subventiont^beschlüsse  als  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur  betrachtet 
und  konsequent  dem  Referendum  nicht  unterstellt  worden  (Prot,  des  NR  vom 
la  Dez,  13b3). 
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5.   Bis  zur  Entscheidung  darüber,  ob  die  gewünschte  Kegulirung  des  GesvihMUm 

erfolgen  wird,  ist  der  Bund  nicht  in  der  Lage,  über  eine  materielle  Bei- 
hilfe eine  Entschliesung  zu  fassen. 

Von  anderer  Seite  (Sonderegger,  Curti)  wurde  verlangt,  den  Kantonen 
Aargau  und  Zürich,  resp.  den  schuldnerischen  Gemeinden  eine  eidg.  Subvention 
U  fonds  perdus  im  Betrage  von  Fr.  600,000  oder  im  Betrage  von  einer  Million 
Franken  zu  gewähren. 

Femer  ist  der  Antrag  Brunner  hervorzuheben:  Die  BVers.,  gestützt  auf 
Art.  2  und  14  der  BV  beschliesst: 

Art.  1.  Der  Eanton  Aargau  ist  pflichtig,  dafär  besorgt  zu  mm^  dasH  die 
Gemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen  ihre  Verpflichtungen  in  Betreff  dea 
Nationalbahn- Anleihens  sowol  gegenüber  der  Gemeinde  Winterthur,  als  gegen- 
über den  Obligationsgläubigem  bis  zum  l.  Mai  1884  erfüllen.  (Niu;h  einem  An- 
trag  Marmier  wären  Aargau  und  Zürich  den  Obligationsgläubige  rn  gegenülier 
haftbar  erklärt  worden  fUr  die  Leistungen  der  Gemeinden.) 

Art.  2.  Sollte  bis  zu  diesem  2^itpunkte  weder  die  Erfällung  der  traglicben 
Verpflichtungen,  noch  eine  Verständigung  mit  der  Gemeinde  Wintertbur  und 
den  Obligationsgläubigem  erfolgt  sein,  so  ist  der  Kanton  Aarg-,in  als  solcher 
anter  Vorbehalt  seines  Rückgriffes  gegen  die  Gemeinden  Baden,  Lenz  bürg  nnd 
Zofingen  zur  üeberaahme  der  noch  ausstehenden  Schuld  verhalten. 

Art.  3.  Falls  der  Kanton  Aargau  zum  Behufe  der  Erleichterung  der  ihm 
aufEallenden  Liquidation  der  rückständigen  Nationalbahnschuld  sich  bis  zum 
1.  März  1884  beim  BR  um  ein  BAnleihen  bewerben  sollte,  ist  der  letztere  an^ 
gewiesen,  sachbezügliche  Anträge  der  BVers.  vorzulegen. 

Art.  4.  (Referendumsvorbehalt.) 

Die  Garantiegemeinden  und  die  Kantone  Aargau  unil  Zürich 
erfallten  die  Bedingungen,  welche  in  dem  BBeschl.  vom  2K  Dez. 
1883  an  die  Leistung  des  BDarleihens  geknüpft  waren.  Auf  Grund- 
lage des  Ber.  des  BR  über  diese  Tatsache  nahmen  die  eidg,  Käte 
den  20.,  21.  März  1884  hievon  Vormerk  zu  Protokoll. 

Mit  diesem  Momente  der  allseitigen  Erfüllung  der  f^reätellten 
Bedingungen  fiel  das  Interventionsbegehren  des  Zürcher  Keg-Eats 
vom  20.  Jan.  1883  als  gegenstandslos  dahin. 

üeber  die  Frage  der  rechtlichen  Zulässigkeit  des  Zürcher,  Inter- 
ventionsgesuches  sprachen  sich  die  BBehörden  nicht  aus.  Zur  Recht- 
fertigung des  Begehrens  führt  die  Reg.  in  ihrer  Eingabe  vom  20.  Jan, 
1883  an  den  BR  aus,  dass  die  Angelegenheit  der  Garantiepflicht 
der  vier  Städte  keine  lediglich  civilrechtliche  sei,  denn  die  Schiild- 
pflicht  sämtlicher  vier  Städte  ist  eine  ganz  liquide,  durchaus  un- 
bestrittene; es  liegt  auch  nicht  blos  ein  Konflikt  von  Gemeinden 
oder  Gemeindeinteressen  vor.  Nicht  allein  durch  die  zahlreichen 
interkantonalen  Konferenzen,  welche  bis  Ende  1882  stattgefunden 
haben,  sondern  auch  durch  die  Beitragsleistung,  welche  seitens 
der  Kantone  in  Aussicht  genommen  ist,  wird  der  Beweis  geleistet, 
dass  die  Angelegenheit  längst  eine  interkantonale  geworden  ist; 
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die  Frage  des  Konkurses  der  vier  Städte  interessirt  infolge  der  ihr 
innewohnenden  Bedeutung  die  ganze  Eidgenossenschaft  in  hohem 
Masse.  Das  Einschreiten  des  Bundes  kann  allein  die  alles  lähmende 
Krisis  beseitigen  .  .  .  Die  Beg.  des  Kts.  Aargau  will  die  Einsieht- 
nähme  in  die  Verhältnisse  der  aargauischen  Grarantiegemeinden  ver- 
wehren. Ä)te  Beteiligten  sollen  sich  mit  der  einfachen  Versiehe- 
rung  begnügen,  dass  im  Aargau  unter  allen  Umständen  weiter  nichts 
zu  suchen  und  zu  holen  sei.  Durch  diese  unzulässige  Begünstigung 
des  aargauischen  Schuldners  wird  der  Kanton  Zürich,  insbesondere 
Winterthur,  mit  Schaden  an  Ehre  und  Gut  bedroht,  es  ist  deshalb 
Pflicht  der  Reg.  von  Zürich,  auf  eine  unparteiische  Unter- 
suchung der  Finanzzustände  der  aargauischen  Garantiestädte  zu 
dringen. 

In  einem  Memorial  an  den  BR  vom  5.  und  13.  Febr.  1883 
verlangte  die  Reg.  des  Kts.  Aargau,  der  BR  solle  das  gestellte  Inter- 
ventionsgesuch von  der  Hand  weisen.  Sollte  die  von  Zürich  zunächst 
verlangte  Untersuchung  der  Situation  der  aargauischen  (jarantie- 
geraeinden  nur  zu  dem  Zwecke  geschehen,  Anhaltspunkte  für 
den  Versuch  einer  Vermittlung  zu  gewinnen,  so  habe  er  nichts  da- 
gegen einzuwenden.  Soll  sie  dagegen  Materialien  herbeischaffen, 
um  daraufhin  eine  Entscheidung  abzugeben,  so  müsse  er  sich  aufs 
entschiedenste  derselben  widersetzen,  und  sie  erscheine  ebenso  un- 
begründet als  zwecklos,  denn  es  liege  keine  Streitigkeit  zwischen  den 
Kantonen  Zürich  und  Aargau  vor;  der  Kanton  Zürich  vermag 
keinen  Rechtsanspruch  gegen  den  Kanton  Aargau  zu  stellen,  die 
Gemeinden  sind  verpflichtet,  die  Kantone  nicht,  und  die  Eltone 
stehen  auch  nicht  im  Begriff,  sich  der  Selbsthilfe  zu  bedienen  und 
zu  diesem  Zweck  sich  zu  bewaffnen.  Und  ein  Anspruch,  wie  ihn 
Zürich  erhebt:  Aargau  solle  dafür  sorgen,  dass  die  aargauischen 
Gemeinden  ihre  Schuldverbindlichkeiten  bezahlen,  sei  es,  dass  er 
diese  Gemeinden  oder  dritte  dazu  zwinge  oder  aus  eigenen  Mitteln 
diese  Zahlung  leiste,  ist  nie  und  nimmer  der  Entscheidung  der 
politischen  Behörde  zu  unterstellen,  sondern  wenn  er  im  Ernste  er- 
hoben würde,  müsste  er  beim  BGer.  angebracht  werden. 

Der  oben  mitgeteilte  Antrag  Brunner's  will  das  Interventions- 
gesueh  fijr  begründet  erklären.  Der  Antragsteller  sagte  hierüber 
im  Verlauf  der  Debatte  im  NE: 

Duss  sich  der  Bund  an  den  Kanton  und  nicht  an  die  (jeman- 
den direkt  hält,  folgt  aus  der  Natur  des  Bundesstaates,  und  dass 
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«er  überhaupt  einschreitety  rechtfertigt  sich  durch  die  Erwägung,  dass 
irir,  solange  wir  im  Bundesstaat  leben,  dafür  besorgt  sein  müssen, 
dass  jedes  Bandesglied  das  Staatsbewusstsein  hoch  genug  halte, 
um  einem  Skandale  vorzubeugen,  wie  solcher  im  Eonkurs  der  aar- 
gauischen Garantiestädte  erblickt  werden  müsste.  Die  Hauptsache 
ist,  dass  die  Person  des  Zahlungspflichtigen  von  Bundeswegm  klar 
und  unzweideutig  bestinmit  werde. 

Und  Ruchonnet  nnd  Forrer  bemerkten:  Das  Interventionsbe- 
gehren  Zürichs  ist  angesichts  der  Art.  2  und  14  der  BV  ein  voll- 
berechtigtes gewesen.  Die  öffentliche  Ruhe  ist  bedroht;  Winterthur 
hat  sein  Aeusserstes  getan;  der  Appell  an  die  BHilfe  liegt  begründet 
in  der  Staatsform.  Wäre  die  Schweiz  ein  Einheitsstaat,  so  wäre  die 
Kalamität  bereits  gehoben,  denn  ein  und  dieselbe  Reg.  hätte  nicht 
•die  eine  Gemeinde  zur  Zahlung  verhalten,  die  anderen  nicht, 
sondern  alle  gleichmässig.  Wären  umgekehrt  die  Kautone  souverän, 
so  hätten  sie  das  Mittel  der  Selbsthilfe;  jetzt  ist  ihnen  diese  durch 
die  BV  verboten.  Aber  dadurch,  dass  Zürich  wie  Aargau  einem 
BStaat  angehören^  kann  Zürich  nicht  schlechter  gestellt  sein,  als 
wenn  ein  solcher  Bund  nicht  existirte.  Darin  liegt  die  Berechtigung 
der  BIntervention  ausgesprochen.  Was  Zürich  verlangt,  entspricht 
4em  alten  Brauch  der  Bünde,  aber  auch  dem  jetzigen  BRecht,  und 
es  wäre  absurd,  anzunehmen^  dass  Kompetenzen,  welche  dem  Staaten- 
bunde zukommen,  dem  Bundesstaate  nicht  zustehen ,  dass  ein 
BGenosse,  der  unter  der  alten  Staatsform  nicht  vergebens  um  Hilfe 
angeklopft  hätte,  an  der  neuen  verbluten  sollte. 

Prot  der  NR-Sitzung  Tom  13.  Des.  188B. 

IL  Bawabete  eidg.  InterrenttoM 
nr  Herstellug  gestörter  Ordnung  in  einen  KantoiL 

BV  1874  Art.  16  gleich  BV  1848  Art.  16,  A.  S.  I  7,  n.  F.  I  5;  Wolf  1  2,  18. 
93.    Eidg.  Intervention  im  Kanton  Tessin  im  ttärz 
1889  J) 

fiBeachl.  betr.  die  eidg.  Interrention  im  Kt.  Tessin  rom  %  12.  April  1889, 
B  1889  I  1092.  ~  Botsch.  des  ER  an  die  BVers.  betr.  die  bewa&ete 
Intervention  im  Et.  Tessin  vom  25.  März  1889  nebst  Akten,  Korrespon- 
-denzen,  Besohl.,  Telegr.,  B  1889  I  901 ;  Nachtrag  zu  dieser  Botsch.  rom 
80.  Mftrz  1889,  B  1889  I  1090  Ber.  der  Komm,  das  NB  betr.  die  Tes- 
siner  Angelegenheit  vom  8.  April  1889:   1.  Ber.  der  Mehrheit  (H&berlin), 


»)  G.  Vogt,  Zur  Tessiner  Frage,  Rechts-Erörterungen,  Zürich  1890  (Schw. 
Zeii&agen). 
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B  1889  II  317,  2.  Ber.  der  Minderheit  (Keel),  B  1889  I  1094.  -  Ber.  des 
BR  an  die  BVers.  über  die  mit  der  eidg.  Intervention  im  Kt.  Tessin  zu- 
sammenhängenden Fragen  der  Stimmrechtsrekurse  und  der  strafgericht- 
lichen Untersuchungen  vom  7.  Juni  1889  nebst  Beilagen,  incl.  Ber.  des 
Prof.  A.  Schneider,  des  eidg.  Delegirten,  B  1889  m  861-583.  —  Ber.  des 
BR  an  die  BYers.  über  die  vom  Staatsrate  des  Kts.  Tessin  gegen  den 
BR  beim  BGer.  anhängig  gemachte  Beschwerde  betr.  die  Kompetenz  zur 
Erledigung  der  tessinischen  Stimmrechtsrekurse  vom  2.  Juni  1890,  B  1890" 
III 191 ;  Ber.  des  BR  über  seine  Geschäftsführung  im  Jahre  1889,  B  1890  II 
187—190;  vgl.  femer  B 1889 1 442-447,  667.670,813,875;  IV  37-53,  1176. 

Sonntag  den  3.  März  1889  waren  verfassungsgemäs  im  Kanton 
Tessin  die  Erneuerungswahlen  in  den  Grossen  Rat  vorzunehmen. 
Mit  ganz  ungewöhnlichem  Eifer  bereiteten  sich  die  politischen  Par- 
teien des  Kantons  auf  dieselben  vor.  Die  Oppositionspartei  (die 
Liberalen)  behauptete,  dass  sie,  wenn  nicht  die  Mehrheit  der  Sitze 
ini  Grossen  Rate,  so  doch  die  Mehrheit  des  Volkes  für  sich  haben 
werde.  Je  näher  der  Wahltag  rückte,  desto  wahrscheinlicher  wurde 
es  nach  allgemeiner  Erwartung,  dass  die  Wahlversammlungen  sich 
nicht  in  ruhiger  Weise  abwickeln  würden. 

Zum  ersten  Mal  sollte  bei  diesen  Wahlen  das  im  Dezember  1888 
vom  Grossen  Rat  angenommene  Gesetz  über  die  Bildung  der  Stimm- 
register zur  Anwendung  kommen.  Die  Bildung  der  Stimmregister  hat- 
Un  die  Munizipalitäten  zu  besorgen.  Beschwerden  gegen  ihre  Anord- 
nungen entschieden  in  erster  Instanz  die  Reg-Kommissäre,  in  zweiter 
Instanz  der  Staatsrat.  Gegen  die  Entscheide  der  Reg-Kommissäre 
erhob  sich  ein  lebhafter  Protest  seitens  der  Oppositionspartei;  sie 
behauptete,  dass  über  tausend  Namen  mit  Unrecht  aus  den  Stimm- 
ngistern  gestrichen  worden  seien.  Die  infolge  der  geltend  gemachten 
Beschwerden  hervorgerufene  Gährung  war  so  heftig  geworden,  dass 
der  italienische  Konsul  in  Lugano  den  23.  Febr.  seinen  Landsleuten 
Öffentlich  anempfahl,  sich  von  allen  Wahlstreitigkeiten  fernzuhalten. 
l*ie  Beschwerden,  welche  beim  BR  einliefen,  verwies  dieser,  dem 
kantonalen  Gesetz  gemäs,  zunächst  an  die  KReg. 

Es  war  ferner  seit  Langem  beim  BR  ein  Rekurs  tessinischer 
Bürger  anhängig,  die  von  der  Teilnahme  an  Gemeinderatswahlen 
den  1.  Mai  1887  ausgeschlossen  worden  waren.  Dieser  Rekurs 
drehte  sich  zum  Teil  um  die  gleichen  Fragen,  die  in  Ansehunng  der 
Grossratswahlen  sich  aufdrängten.  Trotz  wiederholter  Auiforderung 
des  BR  an  die  Tessiner  Reg.,  um  Aufschluss  über  bestimmte  Stimm- 
rf2chts-Normen,  gelang  es  dem  BR  nicht,  ausreichende  und  sichere 
Angaben  zu  erhalten.    Der  Wahltag  rückte  indes  heran.    Der  BR 
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beschloss,  von  der  Unmöglichkeit  überzeugt,  die  in  Aussicht  stehen- 
den zahlreichen  Rekurse  innert  nützlicher  Frist  (d.  h.  vor  dem  Wahl- 
tag) zu  erledigen,  der  KKeg.  durch  Schreiben  vom  26.  Febr.  zu 
eroffiien,  wie  er  die  einschlägige  tessinische  Gesetzgebung  auslegen 
werde,  und  nach  welchen  Grundsätzen  er  daher  die  gegen  die  Ent- 
scheide der  Beg.  in  Aussicht  stehenden  Rekurse  zu  erledigen  ge- 
denke. Der  BR  wollte  damit  zur  Beruhigung  der  Gemüter  beitragen, 
indem  er  der  Reg.  selbst  eine  Wegleitung  für  ihre  Entscheidungen 
darbot.  Die  kantonale  Reg.  aber  bestritt  sofort,  den  27.  Febr.,  dem 
BR  die  Kompetenz  eine  Entscheidung  zu  treffen,  ehe  die  kantonalen 
Organe  (Regierung  und  Grosser  Rat)  gesprochen  hätten. 

Die  Stellung  der  tessinischen  Reg.  erschwerte  die  Lage  in  er- 
heblichem Masse.  Durch  die  BV.  berufen  für  die  innere  Sicher- 
heit, für  Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung  zu  sorgen,  wollte  der 
BR  nicht  ohne  Not  gegenüber  einem  eidg.  Stande  zu  Ausnahmemass- 
regeln  greifen.  Anderseits  wurden  jedoch  die  Befürchtungen  des  BB 
immer  mehr  bestärkt  durch  die  den  1.  und  2.  März  einlaufenden, 
überaus  zahlreichen  telegraphischen  Protestationen  und  Rekurse 
gegen  die  erfolgten  staatsrätlichen  Entscheidungen. 

Der  BR  schlug  der  Reg.  vor,  sie  möchte  eine  provisorische, 
besondere  Stimmabgabe  der  Beschwerdeführer  anordnen;  die  Reg, 
lehnte  dies  ab. 

Der  BR  ernannte  hierauf  den  2.  März  Oberst  Eugen  Borel  zum 
Abgeordneten  (Delegirten)  des  BR.    Der  BR-Beschl.  lautet: 

Der  BR, 

nach  Einsicht  der  täglich  an  ihn  aus  dem  Tessin  eii^- 
langenden  Rekurse  von  Bürgern,  welche  sich  darüber  beschweren,, 
dass  sie  von  der  Teilnahme  an  den  Wahlen  in  den  Grossen 
Rat,  welche  morgen,  den  3.  März,  stattfinden  sollen,  ausgeschlos^^en 
oder  nicht  an  demjenigen  Orte  zugelassen  worden  seien,  wo  ai^ 
ihr  Stimmrecht  ausüben  zu  sollen  glauben,  oder  darüber,  dass  an- 
dere Bürger  unberechtigter  Weise  »um  Stinunen  zugelassen  werden ; 

in  Betracht,  dass  der  BR  nicht  im  Falle  ist,  über  diese  Rekurse 
vor  dem  3.  März  zu  entscheiden,  da  es  bis  dahin  nicht  möglich 
wäre,  die  Vernehmlassung  der  Tessiner  Reg.  einzuholen  und  die 
notigen  Aktenmaterialien  zu  sanmieln;  und  dass  sogar,  was  ^lie 
meisten  dieser  —  telegraphisch  eingelangten  —  Rekurse  betrifft, 
der  BR  nicht  einmal  im  Besitze  des  rekuriirten  Entscheides  des 
Staatsrates  ist; 
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daas  es  jedoch  wttnschbar  ist,  dass  der  BB  in  der  Lage  sei, 
sofort  nach  der  Abstimmung  über  diese  Rekurse  zu  entscheideD, 
und  dass  hiezu  vor  Allem  erforderlich  ist,  dass  er  iln  Besitze  aller 
nützlichen  Au&chlüsse  sei,  sowie  dass  sowoi  die  Reg.  von  Tea^in, 
als  die  Rekurrenten,  wo  es  nötig  erscheint,  angehört  werden  können, 

beschliesst : 

Ein  Abgeordneter  des  BR  wird  sofort  nach  der  Abstim- 
muDg  vom  3.  März  nach  dem  Tessin  sich  verfügen,  um  über 
die  an  den  BR  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  Stimmrechts 
der  betreffenden  Bürger  gerichteten  Rekurse  zu  instruiren.  Der 
Abgeordnete  wird  sich  mit  dem  Staatsrat  von  Tessin  ins 
Vernehmen  setzen,  nötigenfalls  die  Rekurrenten  anhören,  alle 
nützlichen  Aufschlüsse  sammeln  und  an  den  BR  Bericht  er- 
statten. 

Um  jeder  Möglichkeit  begegnen  zu  können,  beschloss  der  BR 
gleichzeitig,  E.  Borel  mit  den  Vollmachten  eines  eidg.  Kommissärs 
auszustatten,  die  er  auf  Weisung  des  BR  vorzuzeigen  hätte ,  ferser 
das  Infanterieregiment  23  (Zürich)  aufs  Piquet  zu  stellen. 

Der  kritische  Tag ,  der  3.  März ,  ging  ohne  RuhestöroDgen 
vorüber.  Den  folgenden  Tag^  Montag  den  4.  März,  änderte  sich 
wieder  die  Situation.  Schlag  auf  Schlag  liefen  im  Laufe  des  Nach- 
mittags Telegramme  vom  bundesr.  Delegirten,  sowie  von  Bewohnern 
des  Monte  Cenere  beim  BR  ein,  mit  der  Meldung,  dass  sich  be- 
waffnete Schaaren  in  dieser  Gegend  zeigten  und  die  Verbindungen 
abschnitten,  dass  die  Bevölkerung  Lugano's  in  grosser  Aufregung 
sei  und  der  Gemeinderat  dieser  Stadt  die  Feuerwehrmannschaft 
habe  antreten  lassen.  Die  Reg.  telegraphirte,  dass  sie,  da  Unruhen 
auszubrechen  drohten,  eine  Kompagnie  regulärer  Truppen  aufge- 
boten habe. 

Angesichts  der  Bestimmung  des  Art.  16  der  BV  wies  der 
BR  sofort  (den  4.  März)  E.  Borel  an,  als  BKommissär  aufzu- 
treten, die  Tessiner  Reg.  hievon  zu  benachrichtigen,  die  von  der 
Reg.  einberufene  Kompagnie  unter  seinen  Befehl  zu  stellen,  ebenso  die 
Cadres  des  tesslnischen  Landwehr-Bataillons  93,  welche  den  5.  März 
zum  Wiederholungskurs  in  Bellinzona  einzurücken  hatten,  femer 
die  sofortige  Auflösung  aller  Volksversammlungen  zu  befehlen, 
nötigenfalls  mit  Gewalt  zu  erzwingen,  den  telegraphischen  Verkehr 
in  den  tessinischen  Bureaux  zu  überwachen,  eveatueU  die  Ueber- 
mittlung  von  Telegrammen  zu  verbieten. 
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Ordnaogstörungen,  die  io  Intragna,  Locarno  und  Lugano  var- 
gefi^en  waren,  Teranlassten  den  BEommissär,  die  eofartige  Absen- 
daog  eines  eidg.  UntersucbBUgsrichters  zu  verlangen.  Der  BR  er- 
nannte in  Anwendung  der  Art.  4,  6,  11  u.  f.  des  BG  über  BStr«f- 
rechtsi^ege  vom  27.  August  1851  (A.  S.  II  743,  Wolf  I  413)  und 
der  Art.  32,  36,  37  des  Org.-Gesetzes  vom  27.  Juni  1874  (A.  S,  n.  F.  1 
146,  Wolf  I  384)  Nationalrat  Bezzola  zum  Generalanwalt  des  Bun- 
des, zur  Ermittlung  der  Vergehen,  welche  Ursache  oder  Folge  der  mit 
den  Grossratswahlen  des  Kts.  Tessin  vom  3.  März  in  Beziehung 
stehenden  Vorgänge  sind,  sowie  der  Urheber  dieser  Handlungen, 
Als  Untersuchungsrichter  bezeichnete  das  BGer.  Regieniügsrat 
Dedual.  Die  beiden  Beamten  begaben  sich  ungesäumt  in  den  Kt. 
Tessin.  Ferner  wurde  Borel  in  seiner  Eigenschaft  als  Detegirter 
für  die  Untersuchung  der  Bekurse  ersetzt  durch  Prof.  Schneider. 

Die  italienische  Grenze  von  Stabio  bis  Vacallo  war  mit  starken 
italienischen  Truppenabteilungen  besetzt.  Den  7.  März  jedoch  konnte 
der  Kommissär  die  Einziehung  derselben  konstatiren;  seine  Ver- 
mutung, dass  diese  Truppen  wegen  der  beunruhigenden  Aussichten 
über  die  Ereignisse  im  Tessin  und  um  eventuell  den  Durchpass 
von  Banden  von  einem  Lande  ins  andere  zu  verhindern,  aufgestellt 
worden  waren,  erwies  sich  demnach  als  richtig. 

Da  die  von  der  Reg.  aufgebotene  Kompagnie  nicht  in  vollständiger 
Weise  zusammengesetzt  war,  so  wurde  dieselbe  vom  BKonimissär  auf 
Weisung  desBR  entlassen;  ebenso  wurden  die  Cadres  des  tessinischen 
Landw.-Bat.  entlassen,  dagegen  das  Zürcher- Bataillon  No.  68  auf  Ver- 
langen des  Konunissärs  nach  dem  Tessin  gesandt,  um  den  ruhigen 
Fortgang  der  strafrechtlichen  Untersuchung  zu  sichern.  Dieses  Zürcher- 
Bataillon  (Teil  des  Inf.-Regmt8.  23)  kam  den  9.  März  im  Tessin  an. 
Zwei  Kompagnien  wurden  denselben  Tag  nach  Lugano  versetzt 
and  mnssten  den  gleichen  Abend  in  folgender  Angelegenheit  ver- 
wendet  werden:  Die,  übrigens  unbedeutenden,  Unruhen  in  Lugano 
hallten  rar  Verhaftung  einiger  Persoinen  gefufail;.  Der  BKommissär 
hi^t  es  nicht  für  gerechtfertigt,  dieselben  in  Haft  zu  behalten ;  er 
ordnete,  auf  Begehren  des  Staatsrats,  deren  Freilassung  an.  Ausser- 
dem war  ein,  der  Opposition  angehörender,  Belloni  verhaftet  worden 
aas  Aidass  der  gleichen  Schlägerei,  welche  die  eben  genannten  Verhaf- 
tungen zur  Folge  gehabt  hatte.  Man  verlangte  von  Borel  auch 
die  Freilassung  des  Belloni.  Der  Kommissär  hielt  dieses  Begehren 
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fdr  gerechtfertigt  und  bewilligte  die  Freilassung.  Hierbei  stiess  er 
aber  auf  den  Widerstand,  sei  es  der  Reg.,  sei  es  des  Reg-Kommis- 
särs  in  Lugano,  sei  es  des  tessinischen  Staatsanwaltes.  Borel  musste 
den  Belloni  mit  Gewalt  in  Freiheit  setzen  lassen. 

Den  11.  März  trat  der  neugewählte  Grosse  Rat  zusammen.  Die 
Wahlprüfungskommission  desselben  beantragte  in  ihrer  Mehrheit,  die- 
jenigen Gemeinderäte,  welche  die,  durch  Reg-Entscheid  vom  Stimm- 
register ausgeschlossenen  Bürger  zur  Stimmabgabe  zugelassen  hatten, 
dem  kantonalen  Strafrichter  zu  überweisen.  Der  BR  seinerseits 
verlangte  angesichts  der  Art.  49,  52  des  BStrafgesetzes  (A.  S.  III 418, 
Wolf  I  3T5),  dass  diese  Handlungen  der  eidg.  Straf  Untersuchung 
anheimfallen,  dass  demnach  die  kant.  Strafuntersuchung  zu  unter- 
bleiben habe.  Der  Staatsrat  erhob  hiegegen  Einsprache,  verzichtete 
jedoch  auf  den  Versuch,  seinen  Standpunkt  durchzusetzen. 

Den  25.  März  wurde  der  Generalanwalt  beauftragt,  im  Sinne 
der  Art.  11—16  des  BG  über  BStrafrechtspflege  vom  27.  Aug.  1851 
(Ä.  S.  II  745,  Wolf  I  414),  die  Untersuchung  ausdehnen  zu  lassen: 

1.  Auf  die  im  tessinischen  Grossen  Rate  behauptete  Tat- 
sache, dass  Munizipalitäten  Personen  haben  stimmen  lassen, 
welche  durch  Reg-Statthalter  und  die  Reg.  selbst  zur  Ausübung 
des  Stimmrechtes  nicht  zugelassen  worden  sind. 

2.  Gegen  Behörden  oder  Personen,  welche  versucht  haben 
sollen,  auf  die  W^ahlen  vom  3.  März  durch  Geschenke,  Verheis- 
sungen  von  solchen ,  oder  durch  Drohungen  einen  Einfluss  aus- 
zuüben, sowie  auf  Personen,  welche  bei  Ausübung  ihres  Stimm- 
rechts Geschenke  angenommen  oder  sich  einen  Vorteil  haben 
einräumen  lassen. 

Den  28.  Mai  berichtete  der  Kommissär  dem  BR,  dass  die  Ruhe 
im  Kt.  Tessin  vollkommen  hergestellt  sei,  und  dass  keine  weitem 
Ordnungsstörungen  vorauszusehen  seien,  dass  demnach  auch  keine 
Gründe  vorhanden  seien,  welche  den  Fortbestand  eines  eidg.  Kom- 
missariates im  Kt.  Tessin  rechtfertigen  würde.  Der  BR  beschloss 
fkher  den  29.  Mai  1889  die  Auflösung  des  Kommissariates  auf 
diesen  Tag. 

Bezüglich  des  Truppenaufgebotes  Hess  der  BR  das  Bataillon  68 
durch  die  Bataillone  67  und  69  (desselben  Regiments)  ablösen,  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  diese  letztern  ihren  Wiederholungskurs  im 
Regimentsverband  in  Bellinzona  zu  absolviren  hatten,  dass  sie  also 
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gleichzeitig  zur  VerfüguDg  des  eidg.  Kommissärs  gestellt  wurden. 
Mit  der  Auflösung  des  Kommissariates  wurde  auch  die  Piquetstellung 
aufgehoben. 

Mit  Botsch.  vom  25.  März  nebst  Nachtrag  vom  30>  März 
miterbreitete  der  BR  der  auf  den  25.  März  einberufenen  BVers. 
den  Entw.  eines  BBeschl.,  enthaltend  die  Genehmigung  der  bewatf- 
neten  eidg.  Intervention  im  Kt.  Tessin.  Durch  BBeschl.  betr.  die  eidg, 
Intervention  im  Kt  Tessin  vom  9.,  12.  April  1889  wurde  diese  Geneh- 
migung entsprechend  dem  von  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NE 
formulirten  Antrag  ausgesprochen.  Dieser  BBeschl.  vom  9.,  12.  April 
lautet: 

Die  ßVers.  der  Schweiz.  Eidg.,  im  Hinblick  auf  die  Art.  16» 
85,  Ziff.  7  u.  9,  und  102,  Ziff.  10  u.  11  der  BV,  nach  Einsiclat 
der  Botschaften  des  BR  vom  25.  und  30.  März  1889  und  der  dazu 
gehörenden  Belege,  beschliesst: 

1.  Die  vom  HR  angeordnete  Aufstellung  eines  eidg.  KommiB- 
sariates  und  die  bewaffnete  Intervention  im  Kt.  Tessin,  sowie  die 
Wiederaufhebung  dieser  Massnahmen  werden  genehmigt; 

2.  der  BR  wird  eingeladen,  der  BVers.  in  ihrer  nächsten 
Session  über  die  mit  der  Intervention  zusammenhängenden  Fragen 
der  Stimmrechtsrekurse  und  der  strafrichterlichen  Untersuchungen 
Bericht  zu  erstatten.  B  1889  I  1092. 
Diesen  Bericht  legte  der  BR  der  BVers.  den  7.  Juni  1689  vor- 
Der  BR  berichtete,  dass  im  April  1889  der  Tessiner  Staatsrat 

beim  BGer.  die  Frage  des  Kompetenzkonfliktes  zwischen  BR  und 
Tessiner  Reg.  anhängig  gemacht  habe,  und  zwar  sowol  mit  Bezug 
auf  die  Stimmrechtsrekurse,  wie  mit  Bezug  auf  die  strafgericht- 
lichen Untersuchungen,  femer  dass  das  BGer.  das  Gesuch  des 
Staatsrates  um  Einstellung  der  Amtshandlungen  des  BAnwaltes 
und  des  eidg.  Untersuchungsrichters  abgewiesen  habe.  Der  BR 
gelangte  zum  Schluss,  dass  die  Entscheidung  des  BGer.  in  der 
Hauptsache  abzuwarten  sei,  ehe  BR  und  BVers.  weitere  Schluss- 
nahmen  treffen. 

Das  BGer.  aber  erkannte  den  19.  April  1890  (BGer.-Entsch.  XVI 
269—279): 

1.  Auf  das  Rechtsbegehren  der  Tessiner  Reg.  betr.  die  Stimm- 
rechtsbeschwerden der  Tessiner  Bürger  bei  kantonalen  Wahlen  \rird, 
solange  der  BR  sich  über  seine  eigene  Kompetenz  mit  Bezug  auf 
die  einzelnen  Beschwerden  nicht  ausgesprochen  haben  wird,  nicht 
eingetreten; 
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2.  auf  die  Bechtsbeigehren  betr.  die  vom  BE  angeordneten 
Strafantersuchnngen  und  die  Untersagnng  der  Anhebui^  deijenigeo' 
Untersuchungen,  die  vom  tessinisehen  Grossen  Rate  beschlossen 
wurden,  wird,  solange  die  in  Art.  29,  30,  81  und  40  des  BG  über 
die  BStrafrechtspflege  vorgesehenen  Beschlüsse  nicht  gefasst  sein 
werden,  nicht  eingetreten; 

8.  auf  das  Rechtsbegehren  betr.  die  Freilassung  Belloni's  wird 
überhaupt  nicht  eingetreten. 

In  seinem  Bericht  vom  2.  Juni  1890  gab  der  BR  der  BVers.- 
von  dieser  Entscheidung  Kenntnis ;  er  fügte  bei,  dass  er  jetzt  die^ 
bei  ihm  anhängig  gemachten  Stimmrechtsbeschwerden  —  die  Zahl 
der  Eingaben  belaufe  sich  auf  ungefähr  150  —  einrässlieh  prüfen 
werde,  dass  er  sich  über  seine  Kompetenz  zur  Erledigung  derselben 
bei  jeder  einzelnen  Beschwerde  schlüssig  machen  und  event  die  ihm 
richtig  scheinende  materielle  Entscheidung  fassen  werde,  dass  er 
jedoch  z.  Z.  in  dieser  Richtung  keine  weiteren  Mitteilungen  machen 
könne,  und  dass  endlich  die  strafgerichtlichen  Untersuchungen  noch 
nicht  ihren  definitiven  Abschluss  gefunden  haben.  Die  eidg.  Räte 
nahmen  von  diesem  Berichte  den  19.,  27.  Juni  1890  Vormerk  am 
Protokoll. 

Den  3.  Dez.  1890  hat  bezüglich  der  str&fgerichtlichen  Unter- 
suchungen der  BR,  in  Anwendung  des  Art.  29  des  BG  über  die^ 
BStrafrechtspflege  vom  27.  Aug.  1851,  folgenden  Beschl.  gefasst: 

1.  Herr  Generalanwalt  Bezzola  ist  angewiesen,  denjenigen» 
Untersuchungen  keine  Folge  zu  geben,  welche  betreffen: 

a.  Versuche,  welche  verschiedene  Personen  gemacht  haben  sollen,, 
auf  dem  Monte  Cenere  die  Eisenbahnschienen  aufzureissen  oder 
die  Eisenbahn  in  widerrechtlicher  Weise  zu  benutzen; 

b.  bewaffnete  Zusammenrottungen,  welche  am  4.  Mäi*z  1889  in. 
der  Magliasina  in  angeblich  verbrecherischer  Absicht  vorgekommen 
sein  sollen; 

c.  die  Vorfälle  in  Intragna  am  4.  März  1889; 

d.  die  Anklagen  gegen  die  Gemeindebehörden  von  Fescoggia,  Ajpogno, 
Gastagnola,  GentUino  und  Noranco. 

2.  Der  Herr  Generalanwalt  ist  erm&chtigt,  die  Untersuchung 
gegen  den  oder  die  noch  unbekannten  Urheber  der  am  Abend  des 
5.  März  1889  gegen  Adv.  Soldati  verübten  Tätlichkeiten  offen  zu 
lassen. 

8.  Was  die  andern  Anträge  anbelangt,   welche  der  General- 
anwalt dem  BB  unterbreitet  hat,  und  welche  betreffen: 
a.    Die  Versetzung  der  Urheber  der  am  5.  März  1889  in  Lugano» 
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an   Molinari   und   seinen   Gefllhrten   verübten  Mishandlung    in 
Anklagezostand  (Angelegenheit  Belloni); 

b.  'den  Fall  des  Reg-Statthatters  Masella; 

c.  die  Angelegenheit  Clericetti; 

d.  die    Gemeindebehörden    von   Vacallo,    Carasso,    Preonzo,    Osco, 
Qninto,  Brissago,  Bissone,  Caslano,  Pontetresa  und  Lugano; 

e.  die   Wahlnmtriebe,    die   Wahlbestechnngen   und  Wahlbeeinflus- 
sangen, 

wird  es  dem  Generalanwalt  überlassen,  dieselben  der  Anklagekammer 
zu  weiterer  Amtshandlung  vorzulegen.  B  1890  V  38. 

Zu  einer  neuen  bewaffneten  eidg.  Intervention  und  zur  Auf- 
stellung eines  BEommissariates  führte  der  den  11.  Sept.  1890 
(Donnerstag)  verübte  a  Putsch  d  der  tessiniscben  Oppositionspartei 
(Sturz  der  konservativen  Reg.).  Zur  Zeit  hat  die  Angelegenheit 
ihren  Abschluss  noch  nicht  gefunden.  (Vgl.  B  1890  IV  153,  624, 
BBeschl.  vom  3.,  9.  Okt.  1890;  V  309;  üebers.  Verh.  d.  BVers. 
Dez.  1890,  No.  34.) 

Die  Mehrheit  der  nationalr.  Komm,  begründete  in  ihrem  Bericht 
vom  8.  April  1889  (Häberlin)  die  Zulässigkeit  der  Blntervetition  im 
Tessin  vom  März  1889,  die  sie  als  eine  notwendige  bezeichnet» 
folgendermassen: 

Die  Ordnung  war  im  Sinne  von  Art.  16  der  BV  gestört*  Dazu 
ist  nicht  nötig,  dass  der  Bürgerkrieg  wirklich  ausgebrochen^  dass  scbon 
Blnt  geflossen  sei.  Die  Parteien  standen  sich,  beide,  wenn  auch  angleich, 
gerüstet  und  zum  Kampfe  bereit,  mit  70,000  Patronen  allein  auf  Seite 
der  Radikalen,  in  Waffen  gegenüber,  und  die  Reg.  hatte  sclion  am 
28.  Februar  Freiwillige  auf  den  Monte- Cenere  beordert,  um  die  ßflent* 
liehe  Ordnung  aufrecht  zu  halten.  Der  Oppositionspartei  (den  Radikalen) 
wurde  die  Absicht  einer  Revolution  zugeschrieben,  die  sie  bestreiten, 
indem  sie  ihrerseits  nur  zur  Abwehr  gegen  die  massenhaften  Ansamm- 
lungen der  Konservativen,  gegen  die  demonstrative  Abhaltung  von 
Schützenfesten  etc.,  sich  wollen  gerüstet  haben.  Sei  daran  wahr,  was 
da  wolle,  so  viel  ist  sicher,  dass  der  Staatsrat  selbst,  obwol  vom  Dele- 
girten  des  BR  gewarnt,  dass  dieser  Schritt  eidg.  Intervention  zur  Folge 
haben  dürfte,  Truppen  (die  er  freilich  mit  Unrecht  c  reguläre  »  nennt) 
zur  Aufirechthaltung  der  Ordnung  einberief  und  hievon  dorn  BR  tele- 
graphisch Mitteilung  machte. 

Das  ist  die  im  ersten  Absatz  des  Art.  16  vorgesehene  Kennt nisgabe, 
die  es  dem  BR  zur  Pflicht  machte,  das  ihm  nötig  Scheineude  zu  ver- 
fügen. Ob  die  Intervention  verlangt  wurde  oder  nicht,  ist  nach  der 
Ansicht  der  Mehrheit  der  Komm,  gleichgiltig;    es  kann   diesfalls  nicbt 
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auf  das  Belieben  einer  KBeg.  ankommen,  weshalb  auch  in  Art.  1€ 
der  BV  gesagt  ist,  dass  der  die  Intervention  verlangende  und  veran- 
lassende Kanton  die  Kosten  zu  bezahlen  habe. 

Es  durfte  auch  nicht  den  kantonalen  Organen  allein  überlassen 
bleiben,  die  Ordnung  herzustellen.  Sicher  war  f(ir  den  BB  und  f^  Jeder- 
mann, dass  ernstliche  Unruhen  den  Bürgerkrieg  zwischen  zwei  Parteien 
in  unmittelbarem  Gefolge  haben  mussten,  wobei  die  Reg.,  als  das  Haupt 
einer  Partei,  nicht  der,  absolut  geeignetste  Schiedsrichter  gewesen  wäre, 
besonders  mit  irregulären  Truppen,  die  im  bürgerlichen  Leben  einer 
politischen  Richtung  angehören.  Sollte  nun  der  HR,  nachdem  in  Lugano. 
Intragna  und  Locamo  schon  wirkliche  Tätlichkeiten  eingetreten  waren, 
die  zu  Verhaftungen  führten,  nachdem  Italien  die  Grenze  besetzte,  ruhig 
zusehen,  bis  der  Bürgerkrieg  da  war,  bis  vielleicht,  nach  blutigen  Opfern, 
Totenstille  im  Kanton  heiTSchte?  Wem  wäre  die  Verantwortlichkeit  daftir 
von  Seiten  Tessins  und  der  ganzen  Schweiz,  und  mit  Recht,  aufgebürdet 
worden?  Der  BR  hat  sich  um  alle  Parteien,  um  den  Kanton  und  um 
die  Schweiz  verdient  gemacht.  Sein  Einschreiten  hat  die  Ruhe  gesichert. 

Dazu  kommt  die  bisherige  Praxis,  mit  welcher  das  jetzige  Vorgehen 
des  BR  durchaus  im  Einklang  steht. 

Schon  Art.  2  der  BV  in  seinem  allgemeinen  Wortlaut  berechtigt 
und  verpflichtet  den  BR  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  im  Innern; 
dazu  treten  ergänzend  die  besonderen  Bestimmungen  der  Art.  16  und  102, 
Ziff.  8,  10  und  11. 

Wenn  man  aber  den  zweiten  Absatz  von  Art.  16  mit  in  Erwägung 
zieht,  so  darf  und  muss  gesagt  werden,  dass  auch  die  dort  angeführte 
Voraussetzung  des  eidg.  Einschreitens  zutrifft ;  wer  will  bestreiten,  dass, 
ganz  abgesehen  von  der  Frage  bis  zu  welchem  Grade,  unter  umständen 
die  Sicherheit  der  Schweiz  bedroht  war  oder  bedroht  werden  konnte, 
nachdem  die  Sache  so  weit  gediehen  war,  dass  infolge  von  Vorgängen 
in  einem  Grenzkanton,  durch  welchen  eine  internationale  Eisenbahn  führt, 
deren  Integrität  leicht  hätte  verletzt  werden  können  ( Monte -Cenere-Trup- 
l)en),  ein  fremder  Staat  veranlasst  wurde,  Truppen  aufzustellen,  und  zwar  in 
nicht  unbeträchtlicher  Zahl,  und  nicht  blos  an  der  Tessiner,  sondern  auch 
an  der  Graubündner  Grenze?  B  1889  II  321. 

Eine  Minderheit  der  Komm,  des  NR  hatte  beantragt,  die  BVers. 
möge  beschliessen : 

Der  vom  BR  angeordneten  Intervention  im  Kt.  Tessin  wird 
die  Genehmigung  nicht  erteilt.  Von  dör  Aufhebung  des  Kommis- 
sariates und  der  bewaffneten  Intervention  wird  Notiz  genommen. 
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In  ihrem  Berichte  vom  8.  April  1889  (Keel)  begründet  diese 
Minderheit  ihren  Standpunkt  in  folgender  Weise: 

1.  Die  Anordnung  einer  eidg.  Intervention  st^ht  einzig  und  allein 
der  BVers.,  nicht  aber  dem  BR  lu.  Eidg.  Intervention  beisst:  gebiete- 
nscbe  Einmisehong  der  Schweiz.  BGewalt  in  die  innern  Angelegen^ 
heiten  eines  Kantons,  in  welchen  sonst  nach  den  Eegeln  des  eidg.  Yer< 
fassnngsrechtes  der  Kanton  souverän  ist. 

Die  Schweiz  ist  kein  Einheitsstaat,  sondern  sie  ist  die  Oesamtheit 
der  vereinigten  Völkerschaften  der  zweiundz^^anzig  souTerSnen  Kantone 
(BV  Art.  1).  Die  Kantone  sind  souverän,  sowfiit  ihre  Bouveränetät  nicht 
durch  die  BV  beschränkt  ist,  und  üben  als  solche  alle  Rechte  aus,  die 
nicht  der  BGewalt  übertragen  sind.  Eidg.  Intervention  hebt,  so  lange 
sie  dauert,  für  den  Kanton,  welchen  sie  triflFt,  das  normale,  bundesstaats- 
rechtlicbe  Verhältnis  auf:  er  ist  in  seiner  Souverön etat  eingestellt;  eidg. 
Obervormnndschafb  wird  über  ihn  verhängt.  Der  Grandsatz  des  Art.  3 
der  BV,  dass  die  Kantone  als  solche  alle  Rechte  ausüben,  welche  nicht  der 
BGewalt  übertragen  sind,  wird  umgekehrt:  Der  Kanton  übt  nur  noch 
die  Rechte  ans,  welche  die  intervenirende  BGewalt  seinen  Behörden  und 
Beamten  übrig  lässt. 

Dadurch  wird  begreiflich,  dass  die  Verfügung  einer  Intervention 
nicht  dem  BR,  sondern  der  obersten  BGewalt,  d  h,  der  BVers.  (bestehend 
in  NR  und  StR),  vorbehalten  ist,  und  ergibt  sich  sodann  auch  als 
selbstverständlich,  dass  der  BR  nur  vorläufige  Anordiimigen  zn  treffen 
hat,  alles  Endgiltige  aber  bei  der  BVers.  steht.  Der  BR  kann  provisorisch 
und  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  unter  den  verfassungsmässigen 
Voraussetzungen  Truppen  aufstellen  und  verwenden^  allein  eine  bewaff- 
nete Intervention,  eine  gebieterische  Einmischung  der  BGewalt  in  die 
innere  Angelegenheit  eines  Kantons  darf  dies  nicht  sein,  und  eine  Auf- 
hebung der  normalen  bundesstaatsrechtlichen  Verhältnisse  kann  eine 
Massregel  des  BR  allein  nicht  bewirken;  nur  die  BVers.  hat  zu  ent- 
scheiden, ob  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  einer  bewaffneten  Inter- 
vention vorhanden  seien. 

Der  BR  hat  sich  nicht  einmal  damit  begnügt,  ein  Kommissariat 
aufzustellen  behufs  Aufrechte rhaltung  der  Ordnung  und  ihm  m  diesem 
Zwecke  für  den  Fall  der  Not  materielle  Unterstützung  beizugeben;  er 
hat  dieses  Kommissariat  vielmehr  ndt  Befugnissen  aus^gestattet,  mit  dis- 
kretionärer Gewalt  in  die  innere  Verwaltung  des  Kantons  und  in  ad- 
ministrative und  richterliche  Punktionen  einzugreifen,  so  dass  in  der 
Tat  nicht  mehr  eine  vorbereitende,  provisorische  Aktion  der  Central - 
gewalt,  sondern  eine  selbstherrliche,  souveräne  Elninigcliung  des  BE  in 
die  innern  Angelegenheiten  eines  Kantons  vor  uns  liegt. 
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Aus  der  Tragweite  jener  Verfaesimgsbestiinmungen  und  aus  der 
Art  und  Weise,  wie  der  BR  seinerseits  dieselben  zu  interpretiren  und 
TM  vollziehen  sieb  erlaubte,  lässt  sich  leicht  auch  ermessen,  wie  intensiv 
solche  ausserordentliche  Massregeln  anderseits  auf  Jene  wirken  müssen, 
gegen  welche  dieselben  gerichtet  sind,  und  welche  zunächst  deren  Folgen 
zu  tragen  haben  —  eine  ernste  Mahnung  an  die  Centralgewalt ,  zu 
solchen  ausserordentlichen  Schritten  nur  dann  Zuflucht  zu  nehmen,  wenn 
Verfassung  und  Gesetz  sie  fordern. 

2.  Eine  eidg.  Intervention  ist  nur  zulässig,  wenn  c  die  Ordnung 
im  Innern  gestdrt  >  ist.  Das  war  im  Et.  Tessin  zur  Zeit  der  Anordnung 
der  eidg,  Intervention  nicht  der  Fall.  Die  Regierung  war  im  ungestörten 
Besitz  ihrer  verfassungsmässigen  Gewalt,  keine  Bezirks-  und  keine  Ge- 
meindebehörde der  letztem  entäussert,  kein  offener  Gewaltakt  von  öffent- 
licher Bedeutiing  vollzogen. 

Der  BKöinmissär  schrieb  den  4.  März  aus  Bellinzona  an  den  BB: 
«Alles  in  Allem  genommen,  bin  ich  glücklich,  Ihnen  mitteilen  zu  können, 
dass  die  hier  herrschende  Aufregung  in  unglaublicher  Weise  übertrieben 
worden  ist,  und  es  scheint  mir  diese  üebertreibung,  die  sich  auf  jeden 
Zwischenfall  erstreckt,  geradezu  der  hervorstechende  Charakter  der  der- 
maligen Krisis  zu  sein  .  .  .  Ich  würde  die  eidg.  Intervention  nicht  vor- 
geschlagen haben,  weil  sie  mir  nicht  notwendig  erschien.  » 

3.  In  erster  Linie  ist  es  Sache  der  Kantone,  die  staatliche  Ordnung 
in  ihrem  Innern  aufrecht  zu  erhalten  und  gegebenen  Falls  wieder  her- 
EUSteLlen.  Es  sollte  dies  schon  aus  Bücksicht  auf  den  föderativen  Charakter 
der  Schweiz  klar  sein.  Es  ist  nach  Art.  16  der  BV  Pflicht  der  KBeg., 
von  ausgeh ro ebenen  Unruhen  dem  BB  Kenntnis  zu  geben  (vgl.  Blumer- 
Morel  I  235,  Dubs,  Oeffentl.  Recht  der  Eidg.  II  174).  Vogt  1.  c.  p.  41 
sagt:  «Kegel  ist  nach  der  BV  die  angerufene,  auf  Begehren  der  Reg. 
eines  Kantone  angeordnete  Intervention.  Nur  ausnahmsweise  unter  zwei 
in  Art.  16,  Abs.  2.  genannten  Voraussetzungen  darf  oder  soll  die  Inter- 
vention eine  angerufene  sein,  d.  h.  von  der  BBehörde  aus  eigenem  Ent- 
schlüsse angeordnet  werden. » 

Aber  keine  der  verfassungsmässigen  Voraussetzungen  war  gegenüber 
Tessin  gegeben.  Wol  machte  der  Staatsrat  von  Tessin  dem  BR  unterm 
4.  MH^rz  die  Mitteilung,  dass  Unruhen  auszubrechen  drohten,  und  dass 
er  deshalb  eine  Kompagnie  regulärer  Truppen  aufgeboten  habe.  Er  war 
nicht  ausser  Stande,  Hilfe  anzurufen;  vielmehr  wollte  er  letzteres  nicht 
tun,  da  er  der  eigenen  Kraft  vertraute  und  sich  einem  allfälligen  Auf- 
stände gewachsen  wusste.  Die  Reg.  hatte,  gestützt  auf  ihr  verfassungs- 
mässiges Recht,  ihre  Gendarmerie  verstärkt  und  war  —  in  defensiver 
Stellung  und  in  Pflichtiger  Ausübung  ihrer  Pflicht,  die  verfassungsmäs- 
sigen Organe   der  Staatsgewalt  zu  schützen  —  auf  dem  Monte  Cenere 


Digitized  by  VjOOQIC 


!__ 


K?«y* 


Bewaffiiete  Intervention  zur  Herstellung  geirtörter  Ordnung.  133 

bereit,  einen  allfillligen  Angriff  der  Feinde  mrksam  zurtiekzusclilagea, 
Sie  lehnte  daher  Hilfe  von  auswörts  ab  und  protestirte  gegen  die  auf- 
gezwungene Intervention. 

Die  massenhaft  eingelaufenen,  offenbar  central  geleiteten  Drohungen 
radikaler  Vereine  vermochten  nichts  zu  ändern,  ebensowenig  die  Tatsache, 
dass  beide  Parteien,  die  eine  vor  dem  Angriff  der  andern  eich  fürchtend, 
und  beide  sich  mistrauend,  gerüstet  ^  standen. 

4.  Klar  ist,  dass  die  Intervention  sofort  einzutreten  hat.  wenn  die 
Sicherheit  der  Schweiz  gefährdet  ist.  Die  blosse  Annäherung  einiger 
kleiner  italienischer  Truppenkörper  gegen  die  Schweizergrenze  vermag 
eine  wii'kliche  Gefährdung  unseres  Landes  nicht  zu  begründen;  denn 
bei  den  ebenso  tendenziösen  als  übertriebenen  Zeitangj;berichten  aus 
Mailand  lässt  sich  die  Aufstellung  einiger  Observatioastruppen  ijeitens 
der  italienischen  Reg.  leicht  erklären,  ohne  dass  weitere  Befürchtungen 
sich  rechtfertigen  liessen.  Auch  berichtet  der  schweizer.  Kommissär  unterm 
6.  März  selbst,  dass  er  an  keine  unmittelbare  and  sehr  ernste  Gefahr 
für  unsere  Grenze,  noch  für  die  innere  Ruhe  glaube. 

fl  188&  I  1099. 
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Gewährleistung  der  kantonalen  Verfassun^^en 
durch  den  Bund. 

BV  1874  Art.  6  und  85,  Ziff.  7  gleich  BV  1848  Art.  6  und  74,  Ziff.  7,  A.  S.  1 4, 24, 
n.  F.  I  2,  25;  Wolf  1  1,  18;  Art.  2  der  üebergangabest.  der  BV  1874,  vgl. 
hiezu  Art.  4  der  üebergangabest.  der  BV  1848,  A.  S.  l  35.  n.  F.  I  36; 
Wolf  I  15,  22. 

L  AUgemelies. 

Vgl.  No.  69,  78,  749  94,  96^ 

S4I.  Die  Gewährleistung  einer  Eantonsverfassung  hat  nicht 
den  Sinn,  dass  die  einzelnen  Bestimmungen  für  immer  anerkannt 
bleiben,  auch  wenn  sie  mit  der  Entwicklung  der  BV  nicht  Schritt 
halten,  sondern  mit  dieser  in  Widerspruch  kommen  sollten  (Art.  2 
der  üebergangsbest.  zur  BV).*) 

BR  den  9.  Dez.  1875,  B  1875  fV  1202,  1876  ÜI  186. 

*)  Im  Nov.  1890  legte  das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  dem  BR  ein  Gut- 
achten vor  über  verschiedene  verfassungsrechtliche  Streitfragen,  welche  die 
Tessiner  Verhältnisse  betreffen.  Das  eidg.  Dep.  zog  hiebei  in  Betracht  eine 
Petition  Censi  und  Gabuzzi  vom  20.  Sept.  1890;  in  dieser  Petition  wurde  ver 
langt,  dass  dem  Tessinischen  Verfassungsdekrete  vom  8.  Jan.  1880  (dem  sog 
Riformino,  vgl.  No.  89)  die  BGarantie  entzogen  werden  möchte.  Die  Frage, 
ob  die  BV  befugt  sei,  die  einem  kantonalen  Verf-Ges.  erteilte  eidg.  Garantie 
zu  entziehen,  bejaht  das  eidg.  Justizdep.  unter  Hinweis  auf  B  1875  IV  1202 
(No.  54)  und  UÜmer  II  27,  indem  es  sagt: 

unseres  Erachtens  muss  derBBehörde  das  Recht  zustehen,  die  Erklärung^ 
dass  ein  kant.  Verf -Rechtssatz  mit  dem  BRechte  in  Uebereinstimmung  sich 
befinde,  zu  widerrufen  und  demnach  die  Garantie  jenes  Rechtssatzes  zurück- 
zunehmen. Dieses  Recht  muss  der  BBehörde  zustehen,  da  Verhältnisse  ein- 
treten können,  welche  sie  nötigen,  auf  ihre  Erklärung  zurückzukommen,  Ver- 
hältnisse, die  den  Voraussetzungen  widersprechen,  von  denen  sie  bei  der  Ga- 
rantieert^ilung  ausgegangen  ist.  Die  Behörde  kann  in  der  Folge  sich  über- 
zeugen, dass  sie  bei  ihrer  Beschlussfa^sung  ein  Versehen  begangen  oder  in  einem' 
Irrtum  sich  befanden  hat,  oder  sie  kann  durch  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
dahin  belehrt  werden,  dass  der  kantonale  Rechtssatz  in  bundesrechtlich  unan- 
fechtbarer Weise  praktisch  nicht  durchführbar  ist. 
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39.  Im  Staatsrecht  gibt  es  keine  Verjähruug;  die  mit  der 
BV  im  Widerspruch  stehende  Vorschrift  einer  KV  kommt  dadurch, 
dass  ae  längere  Zeit  unangefochten  angewetnlet  werden  kann,  nicht 
in  Einklang  mit  der  BV.  Auch  waren  die  BBehördeo  niemals  ver- 
pflichtet, die  EV  zu  durchsuchen,  um  auszumittelti ,  welche  Sätze 
mit  der  BV  im  Widerspruch  stehen  möchten.  Die  kantonalen  Be- 
hörden haben  es  in  der  Regel  vorgezogen,  von  sich  aus  die  Initiative 
zu  ergreifen,  um  vorhandene  Widersprüche  auszugleichen,  ohne  die 
Intervention  der  BBehörden  abzuwarten. 

BR  den  9.  Dez,  1875.  B  1875  IV  1303. 

56*  Die  Frage,  ob  die  Einführung  einer  EV  bis  nach  erlangter 
eidg.  Gewährleistung  zu  suspendiren  sei,  ist  bereits  im  Jahre  1850 
in  verneinendem  Sinne  entschieden  worden  {Ullmer  I  21,  B  1851 
II  318)  und  hat  seither  keine  andere  Beantwortunfi  gefunden. 

BR  den  14  April  188«,  B  1883  IT  377. 

57.  Wenn  die  annehmende  Mehrheit  der  Bürger,  welche  an 
der  Abstimmung  über  einen,  von  der  kompetenten  kantonalen  Behörde 
fe^estellten  Verfassungsentwurf  teilnehmen ,  sich  als  eine  geringe 
darstellt,  so  rechtfertigt  dieser  umstand  —  beim  Mangel  einer  auf 
tatsächlichen  Vorgängen  und  Anhaltspunkten  beruhenden  Beschwerde 
—  die  BBehörde  nicht,  in  die  Richtigkeit  des  amtlich  kons  tat  irten  und 
proklamirten  Abstimmungsresultates  Zweifel  zu  setzen,  und  von 
Bundes  wegen  eine  Untersuchung  der  Verbalprozesse  und  Stimm- 
zeddel  eintreten  zu  lassen.  bb  den  14.  April  1883,  B  1883  li  mi. 

58.  Wenn  auch  eine  KV  als  Ganzes  nur  durch  den  betr- 
Kanton  kann  abgeändert  werden,  so  versteht  es  sich  von  ijelbsti 
dass  einzelne  Bestimmungen  einer  solchen  Verfassung  von  den 
BBehörden  ausser  Kraft  gesetzt  werden  können,  sobald  die  Behörden 
offiziell  oder  auf  dem  Wege  der  Beschwerde  sich  davon  überzeugt 
haben,  dass  sie  mit  der  BV  im  Widerspruch  stehen.  Der  Art.  2  der 
üebergangsbest.  zur  BV  hätte  ja  gar  keinen  Zweck  nnd  würde  gar 
keine  Vollziehung  finden,  wenn  alle  Widerspruche  der  kantonalen 
Verf.  so  lange  in  Kraft  verbleiben  könnten,  bis  sie  auf  gesetzlichem 
Wege,  d.  h.  auf  dem  Wege  der  Revision  abgeändert  worden  wären. 
Es  folgt  vielmehr  jene  Kompetenz  der  BBehörden  aus  deo  Art,  2, 
3  u.  85,  Ziff.  8  der  BV  von  1874  und  aus  Art  2  der  üebergangs- 
best. zu  der  letztem.  Man  darf  sogar  die  Behauptung  aufstellen, 
dass  die  BBehörden  die  Pflicht  haben,  eine  mit  Uer  BV  im  Wider- 
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Spruch  stehende  Vorschrift  einer  KV  ausser  Kraft  zu  erklären, 
gerade  weil  sie  berufen  sind,  die  BV  zu  handhaben,  und  weil  der 
Bund  in  Art.  5  der  BV  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger 
unter  seine  Garantie  genommen  hat. 

BR  den  9.  Dez.  1875,  B  1875  IV  1206. 

59.  Das  Begehren  Gendre  und  Konsorten  vom  7.  Juni  1875, 
dahingehend,  dass,  bevor  die  Verf.  des  Kts.  Freiburg  in  ihrem 
ganzen  Inhalte  mit  der  BV  in  üebereinstimmung  gebracht  worden, 
die  BBehörden  nicht  auf  den  Inhalt  des  von  der  Freiburger  Reg. 
zur  Gewährleistung  vorgelegten  revidirten  Art.  22  der  KV  ein- 
treten möchten,  wurde  von  der  BVers.  abgelehnt. 

Die  BVers.  sprach  gemäs  dem  Antrag  des  BR  die  Gewähr- 
leistung des  revidirten  Art  aus.  Der  BR  motivirte  seinen  Antrag 
in  einem  Bericht  an  die  BVers.  vom  4.  Sept.  1875  folgenderweise: 

Die  Verf.  des  Kts.  Freiburg  enthält  ohne  Zweifel  verschiedene 
Bestimmungen,  welche  mit  der  BV  vom  Jahre  1874  im  Widerspruch 
stehen.  Die  Reg.  des  Kts.  Freiburg  ist  selbst  weit  entfernt,  diese  Tat- 
sache bestreiten  zu  wollen.  Ja,  man  kann  noch  weiter  gehen  und  die 
Behauptung  aufstellen,  dass  zur  Zeit,  da  die  neue  BV  ihre  Sanktion 
durch  das  Schweizervolk  erhielt,  alle  KV  mit  derselben  mehr  oder 
weniger  im  Widerspruch  standen. 

Dennoch  schien  es  der  BVers.,  welche  diese  Tatsache  genügend 
kannte,  nicht  nötig  zu  sein,  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  wodurch 
den  Kantonen  die  Pflicht  auferlegt  worden  wäre,  ihre  Verf.  mit  der 
BV  in  üebereinstimmung  zu  bringen.  Sie  begnügte  sich  mit  der  Vor- 
achrift  in  Art.  2  der  üebergangsbest.,  wonach  diejenigen  Vorschriften 
der  kantonalen  Verf.  und  Gesetze,  welche  mit  der  neuen  BV  im  Wider- 
i^prnch  stehen,  mit  der  Annahme  derselben,  bezw.  mit  der  Erlassung 
der  darin  in  Aussicht  genommenen  BGesetze  ausser  Kraft  treten  mussten. 

Damit  steht  der  Art.  3  der  BV  in  Verbindung.  Nach  dem  klaren 
Wortlaut  dieser  zwei  Art.  sollen  keine  Vorschriften  kantonaler  Verf. 
und  Gesetze  angewendet  werden  dürfen,  wenn  und  soweit  sie  mit  der 
BV  oder  mit  BGesetzen,  die  in  Vollziehung  der  BV  erlassen  worden 
^ind.  im  Widerspruche  stehen. 

Die  BV  ihrerseits  kann  nur  in  Vollziehung  gesetzt  werden: 

1.  Auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung  über  die  dem  Bunde  zuge- 
wiesenen Materien; 

2.  durch  Prüfung  der  kantonalen  Verf.  oder  Verf-Gesetze,  wenn 
lijeselben  gemäs  Art.  6  der  BV  zur  Gewährleistung  vorgel^t  werden; 
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3.  dtirch  Prüfung  von  kantonalen  Gresetzen,  soweit  diese  nach  Vor- 
schrift der  BV  den  BBehörden  vorgelegt  werden  müssen; 

4.  bei  Anlass  von  Beschwerden  gegen  die  Entscheide  kantonaler 
Behörden.  In  letzterm  Falle  sind  bekanntlich  nicht  blos  die  politischen 
Behörden  zur  Vollziehung  und  Ausbildung  der  BV  berufen,  sondern 
auch  das  BGer. 

Die  Revision  einer  kantonalen  Verf.  kann  also  weder  von  dem 
Bunde  befohlen,  noch  von  ihm  selbst  an  die  Hand  genommen  werden. 
Die  politischen  und  die  richterlichen  BBehörden  müssen  sich  darauf 
beschränken,  die  Verfassungsmässigkeit  der  einzelnen  Entscheide  der 
kantonalen  Behörden  zu  prüfen,  wenn  die  Beteiligten  auf  Grund  der 
BV  dieselben  angreifen  zu  können  glauben.  B  1875  IV  236,  245. 

60.  Änläslich  der  Prüfung  eines  die  kant.  Verfassung  ändernden 
Beschl.  der  Landsgemeinde  des  Kts.  Appenzell  i.  Rh.  vom  25.  April 
1880  verweist  die  bundesr.  Botsch.  vom  18.  Aug.  1880  auf  die  Be- 
stimmungen der  Art.  12,  28,  47,  Abs.  2  dieser  KV,  welche  teil- 
weise in  offenbarem  Widerspruch  zur  BV,  insbesondere  zu  Art.  27 
derselben  stehen.  Schon  in  einem  Schreiben  des  Landammanns  und 
iler  Standeskomm.  des  Kts.  Appenzell  vom  15.  Juli  1874  an  den  BR 
wurde  anerkannt,  dass  diese  Bestimmungen  durch  Art.  2  der  üeber- 
gangsbest.  der  BV  ohne  weiteres  abgeändert  worden  sind.  Der 
Verfassungstext  wurde  aber  seitens  der  Landsgemeinde  nicht  ab- 
geändert, weil  ein  dahin  zielender  Antrag  nie  gestellt  worden  war. 
Es  wäre  allerdings  wünschbar  gewesen  —  bemerkt  der  BR  —  wenn 
die  Landsgemeinde  den  Anlas  der  Revision  im  Jahre  1880  benutzt 
hätte,  um  die  Aufhebung  der  mit  der  BV  im  Widerspruch  stehenden 
Bestimmungen  der  KV  direkt  auszusprechen;  allein  es  ist  bis  anbin 
davon  abgesehen  worden,  die  Kantone  anzuhalten,  dass  sie  ihre 
Verf.  mit  der  BV  formell  in  Einklang  bringen.  b  1880  lll  642. 

61.  Unter  der  Herrschaft  der  BV  von  1848  wurde  im  Kt.  Zug 
eine  neue  Verf.  beschlossen  und  vom  Volke  angenommen.  Dieselbe 
wurde  auch  noch  unter  der  Herrschaft  der  BV  von  1848  den  BBe- 
hörden zur  Sanktion  vorgelegt.  Eingelaufene  Beschwerden  verzögerten 
jedoch  die  Schlussnahme  der  BVers.;  es  trat  die  BV  von  1874  in 
Kraft,  und  so  war  die  Sanktionsfrage  unter  der  Herrschaft  und 
nach  den  Vorschriften  der  revidirten  BV  vom  29.  Mai  1874  zu  prüfen.*) 

')  Vgl.  unten  No.  71  die  Glajner  Verf.,  welche  in  der  bundesr.  Botacb. 
vom  22.  Mai  1874 ,  nach  der  BV  vom  Jahre  1848 ,  in  den  Kommissionen  der 
eidg.  Räte  nach  der  inzwischen  in  Kraft  getretenen  BV  von  1874  geprüft 
wurde,  B  1874  1  980,  1122. 
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Im  Ber.  der  ständen  Komm,  vom  15.  Juni  1874  (Kappeier)  wird  gesagt: 

Gewis  wäre  es.  nutzlose  Arbeit,  die  Sanktion  erst  an  Hand  der 
alten  BV  zn  prttfen  mid  ein  zweites  Mal  nach  der  revidirten.  Der 
letztem  muss  die  kantonale  Verf.  ja  unter  allen  Umst&nden  entsprechen, 
und  somit  ist  der  letzte  und  nunmehr  einzig  giltige  Masstab  von  vorne- 
herein an  die  Prüfung  zu  legen.  Das  Meiste,  was  nicht  sanktionirt 
werden  kann,  verstösst  in  der  Tat  nur  gegen  die  revidirte  BV,  nicht 
gegen  die  frühere,  und  die  Zuger  Verf.  teilt  sachlich  hierin  das  Schicksal 
der  meisten  oder  gar  aller  unter  der  BV  von  1848  sanktionirten  KV, 
von  denen  kaum  Eine  sein  wird,  die  nicht  durch  die  BRevision  etwelche 
Modifikationen  erleiden  muss.  B  1874  II  489* 

62.  Der  Staatsrat  von  Genf  stellte  mit  Schreiben  vom  6.  April 
1874  das  Gesuch  an  den  BR:  der  BR  möchte  sofort  die  eidg.  Sanktion 
zwei  Verfassungsgesetzen  vom  18.  und  21.  März  erteilen,  damit  die- 
selben bei  den  bevorstehenden  Abstimmungen  anfangs  Mai  in  An- 
wendung gebracht  werden  könnten. 

Die  Prüfung  dieser  Verfassungsgesetze  ergab  zwar,  dass  dieselben 
nichts  enthalten,  was  mit  der  alten  oder  mit  der  neuen  BV  im 
Widerspruche  wäre.  Allein  angesichts  von  Art.  74,  Ziff.  7  der  BV 
von  1848  und  Art.  85,  Ziff.  7  der  neuen  BV,  wonach  die  Garantie 
der  Verl  der  Kantone  in  die  Befugnis  der  beiden  eidg.  Räte  gelegt 
ist,  konnte  dem  Gesuche,  so  wie  dasselbe  gestellt  worden  war,  nicht 
entsprochen  werden.  In  Betracht  jedoch  des  ümstandes,  dass  gegen 
die  erwähnten  Verfassungsgesetze  keinerlei  Reklamationen  erhoben 
worden,  und  dass  keine  solchen  wahrscheinlich  waren,  sowie  in  Be- 
rücksichtigung der  Tatsache,  dass  in  ähnlichen  Fällen  die  Kantone 
schon  oft  einzelne  Partien  neuer  Verf.  in  Vollziehung  gesetzt  hatten, 
eröffnete  der  BR  dem  Staatsrate,  dass  er  gegen  die  sofortige  An- 
wendung der  erwähnten  Verfassungsänderungen  keine  Einwendung 
erhebe.  B  1874  l  917. 

63.  Bei  der  Prüfung  der  revidirten  Verf.  des  Kts.  Zug  vom 
Dez.  1873  war  die  Ständer.  Komm,  zu  der  Ueberzeugung  gelangt^ 
dass  mehrere  Bestimmungen  dieser  Verf.  mit  der  BV  von  1874  im 
Widerspruch  -ständen  und  deshalb  nicht  die  eidg.  Gewährleistung 
erhalten  könnten. 

Wir  finden,  sagt  die  Komm,  in  ihrem  Ber.  vom  15.  Juni  1874 
Kappeier):  dass  es  nicht  genügen  würde,  die  Verf.  summarisch  zu 
garantiren ,  um  in  einer  allgemeinen  Klausel  beizufügen ,  dass  nach- 
gehends  üebereinstimmung    mit  der  revidirten  BV  zu  erzielen,  sei^    ?& 
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scheint  uns  notwendig,  dass,  zumal  bei  einigen  dieser  Art.  die  Räte 
ihre  Auffassung  und  Interpretation  der  BY  bestimmt  aussprechen  und 
die  vorzunehmenden  Aenderungen  deutlich  bezeichnen.  Und  zur  Be- 
gründung des  Antrages:  einzelne  Art.  nicht  zu  garantiren  und  Wieder- 
vorlage zu  verlangen,  im  Übrigen  aber  die  Verf.  zu  garantiren,  bemerkt 
die  Komm.:  Die  alte  Verf.  des  Ets.  Zug  ist  abolirt.  Es  sind  nur  Be- 
hörden da,  wenigstens  kantonale,  die  kraft  der  neuen  ^erL  eiiatiren. 
and  amten«  Würde  man  die  Verf.  nicht  in  allem  in  Kraft  lassen^  was 
man  nicht  beanstandet  hat,  so  ergftbe  sich  für  die  ZwiscUenzeit  ein 
gan^  anormaler,  verfassungsloser  Zustand;  dagegen  scheint  uns  die 
gewählte  Form  alle  Inkonvenienzen  zu  beseitigen. 

Die  BVers.  pflichtete  durch  ihre  Beschlussfassung  dieser  Auf- 
fassuDg  bei.  B  l^ü  11  i92,  4^4 


IL  Bie  Tom  Bude  gewährleisteten  KantoBsrerfassiuigeiL') 
Verfassung  des  Kts.  ZUrich. 
64.  I.  Verfassungsgesetz  vom  26.  Febr.  1877,  vom  Volke 
angenommen  den  15.  April  gl.  J.,  betr.  Erweiterung  der  Art»  29 
and  31  der  KV  vom  18.  April  1869. 

Edg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  13.  Juni  1877,  A.  S.  n.  P-  Ell  HK>,  — 
Botsch.  des  BR  vom  23.  Mai  1877,  B  1877  111  45;  1878  II  46Ö. 

Das  Recht,  namens  des  Kts.  Zürich  das  eidg.  Referenduiu  zu  ver- 
langen (Art.  89  BV),  ist  dem  KRat  tibertragen,  ein  daliingehender 
Beschl.  des  KRats  kann  unter  bestimmten  Voraussetzungen  der  lie^tä- 
tigung  oder  Verwerfung  des  Volkes  unterliegen. 

IL  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
19.  Nov.  1877,  vom  Volke  angenommen  den  10.  Febr.  1878,  betr. 
Aenderung  des  Art.  32  der  KV. 

Eidg.  Gewährleistung  durch   BBeschl.  vom  22.  Juni  1878,  A.  H.  n.  i\  ill  4St5, 
—  Botsch.  des  BR  vom  15.  März  1878,   B  1878  I  395;    1879  11  572- 

Die  Mitgliederzahl  des  KRates  wird  von  236  auf  185  reduzirt. 
indem  die  Zahl  von  1500  Seelen  und  ein  Bruchteil  von  über  75U  Seelen 
je  zur  Wahl  eines  Mitgliedes  berechtigen;  die  Wahlgänge  werden  auf 
zwei  beschränkt. 

»)  Vgl.  Sammlung  der  BV  und  der  auf  1.  Jan  1880  in  Kraft  bertt^hen- 
den  KV  (Amtliche  Ausgabe),  Bern  1880  (Vorwort,  verftwst  von  Bundeskanzler 
Schiess).  Durch  Beschl.  des  BR  vom  22.  Dez.  1890  wurde  die  seh  weis.  BEanzlei 
ermächtigt,  eine  neue  Ausgabe  der  in  Kraft  bestehenden  KV  drucken  an  lassen, 
B  1890  V  519. 
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Verfassung  des  Kts.  Luzern. 

65.  I.  Verfassung  vom  Jahre  1875,  vom  Volke  ange- 
nommen den  28.  Febr.  1875. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1875,  A.  S.  n.  F.  I  592.  - 
Botsch.  des  BR  vom  24.  Mai  1875,  B  1875  111271;  Ber.  der  Mehrheit  der 
Ständer.  Komm,  vom  21.  Juni  1875  (N.  Droz),  B  1875  III  944;  Ber.  der 
Minderheit  der  Ständer.  Komm,  vom  18.  Juni  1875  (Fr.  Lusser) ,  B  1875 
III  469:  1876  II  240. 

1.  Bei  Anlas  der  Gewährleistung  wurden  die  Bestimmungen 
über  das  Schulwesen  (§  3)  beanstandet.  Eine  Eingabe  aus  'dem 
Kt.  Luzern  an  die  BVers.  verlangte,  dass  diesen  Bestimmungen  die 
^idg.  Gewährleistung  verweigert  werde.    §  3  besagt: 

Der   KantoD    sorgt,    unter  Beobachtung  des  Art.  27  der  BV, 
für  den  öffentlichen  Unterricht. 

I>ie   Leitung   der  öffentlichen  Schulen  steht  ausschlieslich  den 
Staatsbehörden  zu. 

Die   Freiheit   des   Privatunterrichts  v^ird  unter  Wahrung  der 
gesetzlichen  Aufsicht   der   Staatsbehörde   über   die  Erreichung  des 
Lehrziels    der    öffentlichen   Primarschule  grundsätzlich  anerkannt. 
Den  Gemeinden  wird  die  Wahl  der  Volksschullehrer  gewähr- 
leistet. 

Der  BR  und  die  Minderheit  der  Ständer.  Komm,  beantragten 
vorbehaltlose  Genehmigung  dieses  §  3,  nicht  dagegen  die  Mehrheit 
der  Ständer.  Komm.  Die  BVers.  genehmigte  zwar  den  §  3,  jedoch 
mit  der  ausdrücklichen  Erwägung: 

dass  laut  Art.  27  der  BV  der  gesamte  Primarschulunterricht 
unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll,  somit  der  §  3  der 
Luzerner  Verf.  nicht  die  Wirkung  haben  kann,  jene  Vorschrift 
in  irgend  welcher  Weise  einzuschränken*). 
Aus  dem  Wortlaut  des  Art.  27,  Abs.  2,  3  und  4  der  BV  ergibt 
sich,  sagt  die  Mehrheit  der  Komm,  des  StR  (Droz)  in  ihrem  Ber.  vom 
21.  Juni  1875: 

1.  Dass  den  Kantonen  die  förmliche  Verpflichtung  auferlegt  ist, 
dafür  zu  sorgen,  dass  jedem  Kind  ein  genügender  Primarschulunterricht 
zu  Teil  werde; 

^)  Dr.  Segesser  stellte  im  NR,  im  Anschluß  hieran,  folgende  Motion:  In 
Betracht,  dass  die  Verf.  von  Waadt,  Neuenburg,  Genf,  Freiburg  in  denjenigen 
Bestimmungen,  welche  den  Privatunterricht  betreffen,  mit  dem  §  3  der  Luzerner 
Verf.  teils  wörtlich,  teils  dem  Sinne  nach  gleichlautend  sind,  wird  in  Hinsicht 
auf  Art^  4  der  BV  beantragt:  dass  das  zur  Gewährleistung  des  §  8  der 
Luzemer  Verf.  angenonmiene  Motiv  zu  allen  bereits  in  Kraft  stehenden  Verf. 
Als  gleichmäsaig  geltend  erklärt  werde.  Mit  Beschl.  vom  2.  Juli  1875  lehnt« 
der  NR  diese  Motion  ab,  B  1875  III  736. 
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2.  dass  der  Primarschulxuitemcht ,  in  den  privaten  wie  in  den 
öffentlichen  Schulen^  ausschlieslich  unter  staatliche  Leitung  geätaUt 
ist,  indem  der  erste  Teil  des  zweiten  Abs.  des  Art.  27  eine  allgemeine 
Vorschrift  enthalt  und  nur  im  zweiten  Teile  desselben,  sowie  im  dritten 
Abs.  ein  Unterschied  zwischen  privaten  und  öffentlichen  Schulen  auf- 
gestellt wird; 

3.  dass  zur  Erreichung  dieses  Zieles  die  Kantone  öffentliche  Schulen 
zu  unterhalten  haben,  welche  unentgeltlich  und  konfessionslos  sein  müssen. 

Zu  bemerken  ist  hier,  dass  die  Lehrfreiheit  durch  diesen  Art.  27 
der  BV  nicht  gewährleistet  ist.  Ein  Antrag,  sie  ausdrücklich  zu  garan- 
tireu,  ist  im  Laufe  der  Revisionsdebatte  gestellt,  jedoch  abgelehnt  worden, 
so  dass  den  Kantonen  ganz  unbenommen  ist,  diese  Lebrfreiheit  anzuer- 
kennen oder  nicht. 

Dagegen  ist  in  den  Kantonen,  welche  sie  anerkenTieD,  die  Lebr- 
freiheit im  Primarunterrichtswesen  durch  die  förmlichen  Vorschriften 
der  BV  beschränkt.  Der  Primarunterricht  ist  für  alle  Kinder  obliga- 
torisch erklärt,  und  es  muss  derselbe  genügend  sein,  d.  h.  der  private 
Primarunterricht  muss  mindestens  das  gleiche  pädagogische  Ergebnis 
aufweisen,  wie  der  öffentliche  Primarunterricht,  welcher  durch  die  kan- 
tonalen und  allfällig  eidg.  Gesetze  und  Verordnungen  normirt  wird. 

Dieser  allgemeinen  Verpflichtung  ist  der  private  Primarutiterricht 
in  keinem  Punkte  enthoben.  Dagegen  kann  er  sich  vom  öffentlichen 
Unterricht  in  zwei  Punkten,  aber  in  diesen  allein,  unterscheiden  j  es 
sind  dies: 

1.  Die  ünentgeltlichkeit,  die  nur  der  öffentlichen  Schale  auferlegt  wt\ 

2.  der  konfessionelle  Charakter,  den  der  private  Unterricht  haben 
kann,  während  er  dem  öffentlichen  untersagt  ist. 

§  3,  Abs.  1  der  Luzemer  Verf.  besagt  nun:  der  Kanton  sorgt, 
unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Art.  27  der  liV  für  den  öffent- 
lichen Unterricht.  Der  Art.  27  der  BV  sagt  aber  nicht:  die  Kantone  .* 
sorgen  blos  für  den  öffentlichen  Unterricht,  soniem  er  schreibt  allgemein 
vor:  die  Kantone  sorgen  für  genügenden  Primarunterrichti  welcher  aus- 
schlieslich unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll.  —  Die  Luzerner  Verf. 
sagt  also  zu  wenig,  wenn  sie  nur  vom  öffentlichen  Unterrieht  spricht. 
Allerdings  behauptet  die  Reg.  von  Luzem,  dass  die  Worte  <  öffentlicher 
Unterricht  ^  nicht  nur  auf  die  Primarschule ,  sondern  auch  auf  die 
Sekundär-  und  obem  Schulen  Bezug  haben.  Wir  müssen  jedoch  bemerken, 
dass  die  BV  nicht  von  den  Verpflichtungen  der  Kantone  betr,  den 
Sekundär-  und  den  hohem  Unterricht  spricht.  Es  ist  demnach  überflüssige 
hier  den  Art.  27  der  BV  anzurufen,  welcher  den  Kantonen  nur  in 
Bezug  auf  den  Primarunterricht  Verpflichtungen  auferlegt. 
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I  S,  Abs.  2  der  Luzerner  Verf.  gibt  zu  einer  ganz  ähnlichen 
ßemerkimg  Veranlassung.  Dieses  Alinea  besagt :  Die  Leitung  der  öffent- 
lichen Schulen  steht  ausschlieslich  den  Staatsbehörden  zu.  Diese  Redaktion 
ist  korrekt,  soweit  es  sich  um  Sekundär-  und  höhere  Schulen  handelt; 
sie  ist  jedoch  im  Widerspruch  mit  der  BV  in  Hinsicht  auf  den  Primar- 
unterricht,  welcher,  ohne  dass  ein  .Unterschied  gemacht  würde  zwischen 
öffentlichen  und  privaten  Schulen,  ausschlieslich  der  staatlichen  Leitung 
unterworfen  ist. 

Auch  die  Bestimmung  des  dritten  Absatzes  des  §  3  der  Luzerner 
Verf.  scheint  uns  dem  Art.  27  der  BV  nicht  ganz  zu  entsprechen.  Die 
BV  verlangt,  dass  die  staatliche  Behörde  den  ganzen  Primai-unterricht 
nicht  blos  überwache,  sondern  auch  leite.  Das  Wort  <  Aufsicht »  steht 
nicht  in  der  BV,  sondern  das  Wort  €  Leitung  »,  was  sehr  verschieden  ist. 

Die  Luzerner  Reg.  behauptet,  dass,  wenn  der  private  Primarunter- 
richt  durch  die  staatliche  Behörde  geleitet  werden  muss,  dies  auf  eine 
Unterdrückung  der  Lehrfreihfait  hinauslaufe.  —  Wir  sehen  die  Sache 
nicht  so  an.  Die  Kantone  sind  durchaus  berechtigt,  die  Lehrfreiheit  an- 
zuerkennen; allein  über  diesem  Prinzipe  steht  eine  gebieterische  gesell- 
schaftliclie  Notwendigkeit,  d.  h.  es  soll  jedes  Kind  einen  genügenden 
Unterricht  erhalten.  Hieraus  entspringt  für  den  Staat  die  Pflicht,  dafür 
'/.M  sorgen,  dass  die  physische,  intellektuelle  und  moralische  Erziehung 
der  Jugend  überall  eine  gute  sei. 

Die  Freiheit  des  Primarunterrichts  darf  nicht  ausarten  in  eine 
Freiheit,  den  Unterricht  unerteilt  zu  lassen  oder  ungenügend  zu  erteilen. 
Die  Freiheit  dieses  Unterrichts  kann  nur  innerhalb  der  Schranken  der 
BV  gewährleistet  werden,  welche  vorschreibt,  dass  der  Primarunterricht 
obligatorisch  ist  und  genügend  sein  soll. 

Dass  ein  Unterrieht  ein  genügender  ist,  müssen  drei  Bedingungen 
erfüllt  werden: 

1.  Es  muss  ein  gutes  Schulprogramm  aufgestellt  sein; 
•         2.  der  Lehrer  muss  befähigt  sein; 

^.  das  Kind  muss  df^  Schule  regelmässig  besuchen. 

Jeder  Privatunterricht,  der  diesen  drei  Bedin^jungen  nicht  entspricht, 
ist  ungenügend.  Die  staatliche  Behörde  hat  die  Pflicht,  sich  zu  versichern, 
dass  diase  Bedingungen  erfüllt  werden;  in  diesem  Sinne  interpretiren 
wir  das  von  der  BV  gebrauchte  Wort  c  Leitung  ».  —  Die  Luzerner 
Verf.  enthält  statt  dessen  den  Ausdruck  «gesetzliche  Aufsicht».  Wenn 
nun  aber  das  Gesetz  schlecht  ist,  wenn  dasselbe  die  Rolle  des  Staates 
mehr  beschränkt,  als  es  seiner  Stellung  geziemt,  so  sagen  wir,  die  BV 
ist  dem  Geiste  und  dem  Wortlaute  nach  misachtet  .  .  . 

1di  allgemeinen  anerkennen  wir,  dass  diö^ Bestimmungen  des  Luzerner 
Schulgesetzes  vom  25.  Aug.   1869  über  die  Privatschulen  gut  sind:  da 
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sie  jedoch  nur  im  Gesetze  stehen,  so  können  sie  durch  ein  neuea  Gesetz 
abgeändert  xmd  in  einem  fär  die  öffentlichen  Schulen  sehr  ungünstigen 
Sinne  ahgeschwtteht  werden.  So  kann  das  Gesetz  die  Requisite  der 
Fähigkeit  der  Lehrer  beseitigen,  kann  religiöse  Orden  bedingungslos 
zulassen  etc.  Insofern  scheint  uns  der  Ausdruck  c  gesetzliche  Anhiebt* 
nicht  genügend  zu  sein. 

Die  Komm,  hat  in  ihrer  Mehrheit  d^  Gefühl  gehabt,  dass  der 
§  3  der  Lnzemer  Verf.  eigentlich  nicht  gerade  in  schroffem  und 
direktem  Widerspruch  mit  der  BV  stehe,  dass  mau  aber  mittelst  dieses  S 
die  Vorschriften  des  Art.  27  umgehen  und  den  PriTatschulen  eme 
Freiheit  und  Vorrechte  einräumen  könnte,  welche  fiir  die  äffen tlichen 
Schulen  und  die  Erziehuugsinteressen  der  Jugend  höchst  natihteüig 
wären.  Doch  konkludirt  die  Komm,  nicht  dahin,  es  sei  dem  g  3  die 
Gewährleistung  zu  verweigern;  sie  will  diese  nur  unter  Anbringung 
«ines  förmlichen  Vorbehalts  betr.  die  Pflichten  der  Staatsbehörde  im 
Primarunterrichtswesen  erteilen.  B  1875  Hl  952. 

2)  §  96,  Abs.  2,  welcher  allen  Beamten  und  Behörden  des  Kts, 
Liizem  den  Eid  auf  die  Verf.  und  Gesetze  auferlegt,  wird  mit  dem 
Vorbehalt,  dass  derselbe  die  durch  Art.  49  der  BV  gewährleistete 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  in  keiner  Weise  beeinträchtigen 
kann,  genehmigt.  B  le^s  in  282,  284- 

3)  Von  den  übrigen  Bestimmungen  der  neuen  Verfassung  seien 
hier  erwähnt: 

Bezüglich  der  Niederlassung  lässt  die  neue  Verf.  den  ITntersehied, 
den  die  Verf.  vom  Jahre  1863  zwischen  den  eigenen  KantouÄbürgern 
imd  den  Schweizer  bürgern  aus  andern  Kantonen  festgesetzt  hatte,  fallen, 
indem  sie  in  §  21,  Abs.  2  lediglich  bestimmt,  dasa  jeder  Schwet^er- 
bürger  nach  Massgabe  der  BV  das  Eecht  der  firelen  Niederlassung  in 
jeder  Gemeinde  des  Kantons  geniesse  (B  1868  III  355).  Das  Stimm- 
recht sowol  in  kantonalen  (§  27)  als  in  Gemein  dean  gelegen  hei  ten 
(§  88,  Abs.  3)  besitzen  in  Abweichung  von  den  Bestimmangflu  der 
Verf.  des  Jahres  1863  alle  Kantonsbürger  und  im  Kanton  gesetzlich 
niedergelassenen  Schweizerbürger  nach  einem  ununterbrochenen  Wohn- 
sitz von  drei  Monaten.  B  1875  Ol  273. 

Die  Organisation  der  Gemeinden  hat  das  Eij^entümliche^  dass  in 
allen  Ortschaften  des  Kts.  Luzern  eine  politische  oder  Einwohuergemeinde 
b^teht,  welche  auch  die  Befugnisse  der  Bürget  gemeinde  ausüben  kann. 
Wenn  die  Einkünfte  der  Bürgergemeinde  ftlr  den  unterhalt  der  Armen 
nicht  ausreichen,  so  werden  besondere  Steuern  erhoben  nicht  nur  von 
den  in  der  Gemeinde,  sondern  auch  von  den  auswärts  wohnenden  Bür- 
gern und  nicht  nur  von  diesen,  sondern  von  aljen  Einwohuern  der 
^'emeinde  ohne  Ausnahme. 
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Nach  der  Verfassung  von  1863  —  ftthrt  der  Mehrheitsbericht  der 
Komm,  des  Stil  aus  —  hatten  die  auswärts  wohnenden  Bürger,  welche 
die  Armensteuer  an  ihre  Gemeinden  entrichteten,  das  Recht,  daselbst  in 
Bürger-  und  selbst  in  Einwohnergemeinde- Angelegenheiten,  wenn  die 
Einwohnergemeinde  die  Befugnisse  der  Bürgergemeinde  ausübte,  zu 
stimmen.  Dieses  Becht  ist  ihnen  durch  die  neue  Verf.  genommen  worden. 
Dies  scheint  uns  nicht  sehr  gerecht,  denn  es  sollten,  sobald  die  ex- 
ternen Bürger  für  die  Armenunterstützung  besteuert  werden,  dieselben 
auch  das  Recht  haben,  in  Bürgerangelegenheiten  zu  stimmen.  Was  die 
politische  Gemeinde  betrifft,  so  sind  wir  mit  der  Luzemer-Verf.  ganz 
darin  einverstanden,  dass  die  externen  Steuerzahler  daselbst  nicht  ihr 
Stimmrecht  ausüben  dürfen,  was  ein  Vorrecht  z.  B.  zu  Gunsten  der 
Reichen  schaffen  würde,  welche  so  in  verschiedenen  Gemeinden  stimm- 
fähig sein  könnten.  Was  jedoch  einem  Teil  der  Komm,  als  durchaus 
ungerecht  vorkommt,  ist,  dass  Schweizerbürger  anderer  Kantone  für 
die  Armenunterstützung  und  den  Unterhalt  der  Waisen  besteuert  wer- 
den können,  ohne  ihrerseits  einen  Anspruch  auf  diese  Unterstützung  zu 
haben.  Es  wäre  wünschbar,  wenn  das  luzernische  Gesetz  revidirt  würde, 
um  die  Gleichheit  zwischen  allen  Bürgern,  welche  die  nämlichen  Lasten 
zu  tragen  haben,  herzustellen,  was  ohne  den  Text  des  §  90  der  Verf. 
selbst  zu  revidiren  geschehen  könnte.  Wir  glauben  behaupten  zu  kön- 
nen, dass  das  von  uns  bezeichnete  Verhältnis,  wenn  nicht  dem  Wort- 
laute, doch  wenigstens  dem  Geiste  der  BV  zuwiderläuft,  in  deren  Wil- 
len es  liegt,  dass  die  Schweizerbürger  den  Angehörigen  des  Kantong 
und  der  Gemeinde  gleich  behandelt  werden ,  soweit  es  sich  nicht  um 
die  Erträgnisse  der  Burgergüter  handelt  (Art.  43  derBV).  Wenn  nun  diese 
Einkünfte  ungenügend  sind  und  man  zu  ihrer  Ergänzung  die  Nieder- 
gelassenen zur  Besteuerung  heranzieht,  ist  es  da  gerecht,  sie  von  der 
Teilnahme  am  Erträgnisse  dieser  Besteurung  auszuschüessen  ?  Wir 
glauben  nicht*).  B  1875  HI  947. 

II.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 

1.  Okt.  1882,  welches  den  12.  Nov.  1882  vom  Volke  angenommen 

worden  ist. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  19.  Dez.  1882,  A.  S.  n.  F.  VI  624.— 
Botfich.  des  BR  vom  9.  Dez.  1882,  B  1882  IV  566;  1883  II  834. 

Die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  ist  beschlossen,  femer  die 
Möglichkeit  des  fakultativen  Referendums  gegenüber  einem  blossen  Beschl. 
des  Grossen  Rates,  die  Möglichkeit  einer  Verlegung  des  ordentlichen 
Sitzes  der  KBehörden  an  einen  andern  Ort  als  die  Stadt  Luzern,  einige 

i)  Vgl.  jetzt  das  Armengesetz  vom  21.  Nov.  1889,  welches  den  1.  Jan.  1891 
in  Kraft  getreten  ist,  Zeitechr.  für  Schweiz.  Recht  n.  F.  IX  391. 
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Aendemngen  in  der  Einteilung  der  Grossratswahlkreise  ^  Annahme  der 
Bestxmmxmg ,  dass  als  Basis  för  die  Wahl  eines  Grossratsmitgliedes  je 
1000  Seelen  der  schweizerischen  Wohnbevölkerung  massgebend  sind, 
(statt  der  bisherigen  1000  Seelen  der  Bevölkerung  überhaupt). 

B  1882  IV  566, 

Verfassung  des  Kts.  Uri. 

66.  I.  Partialrevision  durch  das  Gesetz  betr.  die 
Reorganisation  des  Gerichtswesens,  den  4,  Mai  1679 
Yon  der  Landesgemeinde  angenommen,  in  teilweiser  Abänderung  der 
§§  74  und  86  der  Verf.  vom  5.  Mai  1850,  4.  Mai  185L 

Edg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1879.  A.  S.  n.  F,  IV  404»  — 
Botsch.  des  BR  vom  8.  Juü  1879,  B  1879  m  89;  1880  U  583. 
Ein  Siebnergericht  übernimmt  im  Bezirk  üri  einzelne  Geschäfte  des 
Bezirksgerichts,  die  Funktionen  des  Ammanngerichtes  Ton  Urserö 
gehen  auf  das  Bezirksgericht  von  ürsern  über.  —  Ohne  Accesschein 
vom  Vermittler  soll  fortan  keine  Streitpartei  mehr  vor  den  gesetdtcbeii 
Civilgerichten  zugelassen  werden. 

U.  Partialrevision  infolge  eines  den  2.  Mai  1880  von 
der  Landesgemeinde  angenommenen  VerfaBSungsdekretes, 
§  54  der  Verf.  betreflfend. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  30.  Juni  1880,  A.  S.  n,  P,  V  157,  — 
Botsch.  des  BR  vom  9.  Juni  1880,  B  1880  III  301;  1881  II  65L 
Das  Begnadigungsrecht  für  zum  Tod  Verurteilte  wird  dem  Lund- 
rate  (nicht  mehr  dem  zweifachen  Landrat)  übertragen.  Todesstrafe  kommt 
aach  einem  Dekret  der  Landesgemeinde  vom  2.  Mai  1880  gegen  die 
Verbrechen  des  Mordes  (vorsätzliche  Tötung)  und  der  Brandstiftung, 
sofern  dadurch  ein  Mensch  das  Leben  verloren  hajb,  zur  Anwendung, 

III.  Partialrevision  infolge  eines  den  2.  Mai  1880  von 
der  Landesgemeinde  gefassten  Beschlusses,   §  56  der 
Verf.  abändernd. 
Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1880,  A.  S.  n   F.  V  274.  ^ 

Botsch.  des  BR  vom  9.  Okt.  1880,  B  1880  IV  74;  1881  II  651. 

Eine  Forstkommission  von  9  Mitgliedern  wird  auf  dk  Dauer  von 
4  Jahren  von  der  Landesgemeinde  gewählt,  bisher  stand  die  Wahl  aller 
Verwaltungskommissionen  nach  §  56  der  Verf.  dem  Landrate  zu. 

TV.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret,   von 
der  Landesgemeinde  den  1.  Mai  1881  angenommeu,  teil- 
weise Abänderung  der  §§  43  lit.  e  und  55  der  Vert  betrefTend. 
Eidg.  Gewährleistung  durch  BBpschl.  vom  21.  Jmii  1881,  A.  S.  n.  F.  V  424.— 

Botsch.  des  BR  vom  8.  Juni  1881,  B  1881  III  68;  1882  IT  787. 

10 
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Das  Eecht  zur  Schafiong  neuer  Amtsstellen  mit  fixem  Gehalt  kommt 
der  Landesgemeinde  allein  zu.  —  Ein  aus  9  (bisher  aus  11)  Mitgliedern 
bestehender  Regierungsrat  wird  durch  das  Volk  an  der  Landesgemeinde, 
frei  aus  der  Zahl  der  stimmfähigen  Eantonseinwohner  gewählt;  die  Amts- 
dauer beträgt  fdr  die  ersten  B«gierungsratsstellen  (Landammann,  Landes- 
statthalter, Landesseckelmeister)  ein  Jahr,  ftir  die  übrigen  sechs  Beg- 
ßäte  drei  Jahre. 

67.  V.  Verfassung  von  der  Landesgemeinde  den  6.  Mai 
1888  beschlossen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeachl.  vom  29.  Juni  1888,  A.  S.  n.  F.  X  646.— 
Botsch.  des  BR  vom  11.  Juni  1888,  B  1888  III  545;  1889  ü  708. 

Die  Verfassung  des  Kts.  üri  vom  6.  Mai  1888,  an  Stelle  der 
Verf.  vom  5.  Mai  1850  und  mehrerer  Partialrevisionen  zu  derselben 
tretend,  wurde  den  29.  Juni  gl.  Jahres  durch  die  BVers.  gewähr- 
leistet in  Betracht: 

dass  diese  Verfassung  nichts  enthält,  was  den  Vorschriften  der 
BVerf.  zuwiderliefe,  indem  namentlich  Art.  2  Abs.  1,  Art.  4  und 
Art.  31  derselben  nicht  anders  als  im  Sinne  und  unter  Vorbehalt 
der  einschlagenden  Art.  49,  50,  51,  52,  56  und  31  der  BV  ver- 
standen werden  und  zu  recht  bestehen  können. 

1)  Art.  2,  Abs.  1  lautet: 

Das  Volk  des  Kantons  üri  bekennt  sich  in  seiner  grossen  Mehr- 
heit zur  römisch-katholischen  Religion. 

Dieser  Artikel  tritt  an  Stelle  des  bisherigen  §  3,  welcher  die 
christlich  römisch-katholische  Religion  als  diejenige  des  Ets.  üri 
erklärt  hat.  Es  darf  —  bemerkt  die  bundesr.  Botsch.  —  für  die 
Bekenner  der  römisch-katholischen  Religion  aus  der  besondern 
Stellung,  welche  derselben  auch  noch  in  der  jetzigen  Verfassung 
eingeräumt  ist,  keinerlei  Vorrecht  abgeleitet  werden,  b  1888  III  546. 

2)  Art.  4  lautet  inhaltlich  gleich  dem  bisherigen  §  4: 

Der  Fortbestand  der  Stifte  und' Klöster,  die  Unverletzlichkeit 
und  Selbstverwaltung  ihres  Vermögens  und  die  Novizenaufnahme 
sind  garantirt,  mit  Vorbehalt  der  Oberaufsicht  des  Staates  nach  da- 
rüber bestehenden  Landesgesetzen. 

Ihr  Vermögen  ist  gleich  anderm  Privatgute  den  Steuern 
unterworfen. 

Der  Erwerb  und  die  Veräusserung  von  Liegenschaften  der 
Stifte  und  Klöster  bedürfen  der  Genehmigung  des  Regierungsrates. 
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Die  Botsch.  des  BR  bemerkt  hiezu: 

Diese  Bestimmungen  werden  als  altes  nmerisches  Recht  bezeicliuet. 
Der  vom  Staate  geleisteten  Garantie  stehen  nach  den  Landesge^etzen 
nicht  unbedeutende  staatliche  Aufsichtsrechte  hinsichtlich  der  Vermögens- 
verwaltung und  der  Novizenaufnahme  gegenüber.  Die  Staat.«3behörden 
prüfen  die  Rechnungen  und  genehmigen  die  Aufnahme  von  Novizen. 

Im  Jahre  1851  wurde  §  4  der  damaligen  Verf.  von  üri  von  den 
BBehörden  nicht  genehmigt.  Der  bezügliche  BBeschl.  sagt  zwar  in  Er- 
wägung 2: 

Dass  sie  (die  Verf.)  nichts  enthält,  was  den  Vorschriften  der 
BV  zuwiderläuft,  indem  namentlich  der  in  §  4  gewährleistete  Fortbestand 
der  Klöster  nicht  anders  als  unter  Vorbehalt  der  in  Art.  44  und  46 
der  BV  dem  Bunde  eingeräumten  Rechte,  und  so  lange  die  oberste 
Behörde  von  üri  die  Klöster  beibehalten  wissen  will,  verstanden  werden 
kann. 

In  seinem  zweiten  Dispositiv  aber  nimmt  der  Beschl.  deu  §  4  von 
der  BGarantie  geradezu  aus,  indem  er  sagt: 

Der  §  4  dieser  Verf.,  soweit  er  sich  auf  den  Fortbestand  der 
Klöster  bezieht,  kann  nicht  Gegenstand  eidg.  Garantie  sein.  (A.  S.  II  392)< 

Der  Gedankengang,  der  die  Behörden  der  Eidg.  zu  diesem  BeschL 
geführt  hat,  ist  folgender: 

Die  Frage,  in  welcher  Rechtsstellung  sich  der  Bund  gegenüber  det 
Bestimmung  einer  kantonalen  Verf.  befinde,  welche  den  Klijstern  und 
kirchlichen  Stiftungen  ihren  Fortbestand  gewährleistet,  wurde  zum  ersten 
Male  unter  der  Herrschaft  der  BV  von  1848,  bei  Anlass  der  Genehmigung 
der  Nidwaldner  Verf.  vom  1.  April  1850  erörtert.  Diese  Verf,  enthielt 
in  §  4  die  Gewährleistung  der  Klöster  und  kirchlichen  Stiftungen  von 
Nidwaiden.  In  seiner  Botsch.  an  die  BVers.  vom  27.  April  1850  iHmgerte 
sich  der  BR  hierüber  mit  folgenden  Worten: 

Einiges  Bedenken  mag  der  §  4  erregen,  wodui'ch  der  Fortbestand 
der  Klöster  gewährleistet  wird,  woraus  man  schliessen  kann,  dass  der 
Bund  indirekt  denselben  auch  garantire.  Allein  es  wird  in  der  Tai  die 
Verf.  garantirt,  welche  alle  Jahre  vom  Kanton  abgeändert  werden 
kann ,  und  man  darf  wol  keinem  Kantone  verbieten ,  durch  seine 
Verf.  Institute  zu  garantiren,  welche  an  sich  nicht  rechtswidrig  sind. 
Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  Bund  durch  die  Garantie  einer 
solchen  Verf.  keineswegs  Verzicht  leistet  auf  Massnahmen,  welche  er 
nach  Inhalt  der  BV,  sei  es  wegen  politischer  Bewegungen  oder  im 
Interesse  des  Friedens  unter  den  Konfessionen,  unter  Umständen  gag^n 
Klöster  zu  treffen  befugt  wäre.  Denn  es   kann  überhaupt  die  Garantie 
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einer  KY  nie  den  Sinn  haben,  dass  die  dnrch  die  BV  aufgestellten 
Rechte  des  Bundes  den  Interessen  eines  Kantons  oder  kantonalen  In> 
stitntionen  untergeordnet  werden. 

Der  BB  beantragte  folgerichtig  die  Genehmhaltung  der  Nidwald- 
ner  Verf.,  ohne  in  Betreff  des  §  4  derselben  irgend  welchen  Vorbehalt 
anzubringen. 

Einen  Schritt  weiter  ging  die  Ständer.  Komm.,  welche  dem  erwähnten 
§  4  die  Genehmigung  des  Bundes  nicht  versagen,  jedoch  in  einer  Er- 
wägung dem  Gedanken  Ausdruck  verleihen  wollte,  dass  der  gewähr- 
leistete Fortbestand  der  Klöster  nicht  anders  als  unter  Vorbehalt  der 
im  Art.  44  und  46  der  BV  dem  Bunde  eingeräumten  Rechte  verstanden 
werden  könne  .  .  .  Der  StR  stimmte  am  3.  Mai  1850  dem  Antrage  seiner 
Komm.  zu.  Auch  die  Komm,  des  NR  wollte  diesem  Beschl.  beitreten  .  ., 
allein  der  NR  beschloss  unterm  8.  Mai  1850:  es  sei  die  nachgesuchte 
eidg.  Garantie  der  Verf.  des  Kts.  unter  walden  nid  dem  Wald  für  so 
lange  nicht  zu  erteilen,  bis  §  4  beseitigt  sein  wird,  welcher  den 
Fortbestand  der  Klöster  und  religiösen  Korporationen  gewährleistet.  Da 
der  StR  gleichen  Tages  beschloss,  an  seiner  Schlussnahme  vom  3.  Mai 
festzuhalten,  so  kam  der  NR  folgenden  Tages,  den  9.  Mai  1850,  ihm 
soweit  entgegen,  dass  er,  in  Hinsicht  auf  den  beanstandeten  §  4,  diejenige 
Erwägung  aufstellte  und  dasjenige  Dispositiv  annahm,  welche  in  wörtlich 
gleicher  Fassung  im  BBeschl.  vom  11.  Aug.  1851  über  die  Verf.  des  Kts. 
üri  sich  finden  und  von  uns  oben  mitgeteilt  sind.  Der  StR  erklärte  nun 
seine  Zustimmung. 

Dieser  BBeschl.,  in  Ansehung  des  §  4  der  Nidwaldner  Verf.,  wurde 
massgebend  und  vorbildlich  für  die  Anträge  des  BR  und  der  Komm, 
der  eidg.  Räte  und  für  die^Beschlussfassung  beider  gesetzgebenden  Räte 
in  Hinsicht  auf  die  inhaltlich  gleichlautenden  Art.  21  der  Obwaldner 
Verf.  vom  28.  April  1850  und  §  4  der  Umer  Verf.  vom  5.  Mai  1850 
(vgl.  ÜUmer  I  No.  27—29). 

Den  27.  Okt.  1867  nahm  die  Landsgemeinde  von  Obwalden  eine 
neue  Veif.  an,  welche  den  vom  Bunde  nicht  genehmigten  Art.  21  der 
früheren  Verf.,  betr.  den  Fortbestand  der  Klöster,  nicht  mehr  enthält, 
aber  in  Art.  10  das  Eigentum  der  Privaten,  Gemeinden,  öffentlichen 
Genossenschaften  und  geistlichen  und  weltlichen  Korporationen  für  immer- 
währende Zwecke  vorsieht,  unter  Vorbehalt  der  Bewilligung  des  KRates, 
«welche  jedoch  erteilt  werden  soll,  wenn  nicht  Geftlhrde  der  Moralität 
oder  des  öffentlichen  Woles  hiermit  offenbar  verbunden  ist.»  Die  BVers. 
hat  am  14.,  18.  Dez.  1867  dieser  Verf.  ohne  irgend  welchen  Vorbehalt 
zu  Art.  10  die  eidg.  Garantie  erteilt  (A.  S.  IX  225). 

Anders  wurde  es  gehalten  mit  Bezug  auf  die  von  Sehwyz  im 
Jahre  1876  revidirte  Verf.  (No.  «6). 
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Im  Jahre  1877  revidirte  Nidwaiden  seine  Verf.  (vgl.  No.  TO)- 
Diese  Verf.  ist  gewährleistet  worden,  ohne  dass  in  einer  Erwftgong  oder 
eiBem  Erkenntnisse  des  Art.  4  derselben  irgendwie  mehr  erwähnt  wurde* 

Wir  können  uns  des  Eindruckes  nicht  erwehren,  dass  die  BBeschlüssie 
Yon  1850,  1851  und  diejenigen,  welche,  auf  jenen  fussend,  seither  mit 
Bezug  auf  die  in  kantonalen  Verf.  enthaltene  Garantie  von  Klöstern 
und  geistlichen  Stiftungen  gefasst  worden  sind,  mehr  auf  einem  praktisch - 
politischen,  denn  auf  einem  klaren  stlaatsrechtlichen  Gedanken  beruhen t 
und  dass  sie  der  logischen  Folgerichtigkeit  entbehren.  Auch  stimmen 
sie  unter  einander  nicht  überein.  Einmal  wird  die  angefochtene  kanto- 
nale Verfassungsbestimmung  von  der  eidg.  Gewährleistung  ausgenommen, 
aber  nicht  für  unzulässig  erklärt;  ein  anderes  Mal,  da  der  kantonale 
Gesetzgeber  (in  Obwalden  1867)  eine  die  weltlichen  und  geistlichen 
Korporationen,  d.  h.  deren  Eigentum  und  stiftungsgemässe  VerwaltungB- 
befognis  in  gleicher  Weise  umfassende  Garantie  aussprach,  genehmigte 
man  die  Bestimmung  ohne  irgend  welche  Bemerkung;  in  einem  dritten 
Falle  (Schwjz  1876)  wird  von  ganz  ähnlich  lautenden  Bestimm ungeu 
in  den  Erwägungen  gesprochen,  als  ob  sie  mit  der  BV  nicht  vereinbar 
wären,  die  Garantie  aber  gleich  wol  übernommen,  wenn  auch  blos  «im 
Sinne  der  Erwägungen».  In  einem  vierten  Falle  endlich  (Nidwaiden  1877) 
wird  der  kantonalen  Klostergarantie  nur  in  der  bundesr.  Botsch..  nicht 
aber  im  BBeschl.  selbst,  weder  in  dessen  Erwägungen,  noch  im  Dispositiv. 
Erwähnung  getan,  da  der  kantonale  Gesetzgeber  so  vorsichtig  war,  von 
sich  aus  der  fraglichen  Bestimmung  den  «Vorbehalt  der  Bestimmungen 
der  BV>  anzuhängen. 

Unseres  Erachtens  hatte  der  BR  das  Richtige  getroffen,  als  er  in  seiner 
Botsch.  vom  27.  April  1850  sich  dahin  aussprach,  dass  der  Bund  durch 
die  Garantie  der  kantonalen  Verf.  nicht  deren  Institutionen  zu  eidg. 
erhebe,  dass  man  keinem  Kantone  verbieten  könne,  Institute  zu  garan- 
tiren,  welche  an  sich  nicht  rechtswidrig  sind,  und  dass  selbst versUindlich 
der  Bund  durch  die  Garantie  einer  solchen  Verfassungsbestimmung  sich 
seiner  eigenen,  nach  Massgabe  der  BV  ihm  zustehenden  Hoheitsrechte 
nnd  Befugnisse,  keineswegs  begebe.  Man  wäre  daher,  wie  uns  scheint, 
für  alle  Fälle  weit  genug  gegangen,  wenn  man  in  einer  Erwägung  zum 
Beschlüsse  diesem  Gedanken  Ausdruck  verliehen  hätte  .  .  .  Wir  verstehen 
vom  formellen  Standpunkte  aus  den  Besohl,  des  NR  vom  8.  Mai  1850, 
der  die  BGarantie  versagte,  bis  die  Klostergarantie  aus  der  kantonalen 
Verf.  beseitigt  sein  würde.  Unverständlich  aber  ist  uns  der  aus  dem 
Kompromiss  zwischen  NR  und  StR  am  9.  Mai  1850  hervorgegangene 
Beschl.,  welcher  die  bundesverfassungsmässigen  Rechte  in  den  Erwägungen 
Torbehält,  gleichzeitig  aber  im  Dispositiv  die  kantonale  Bestimmung  von 
der  Gewährleistung  ausschliesst,  «weil  sie  nicht  Gegenstand  eidg.  Garantie 
sein  könne.  » 
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Dem  Bunde  kommt  es  als  eine  verfassungsmässige  Befugnis  und 
Obliegenheit  zu,  den  Kantonen  ihre  Verf.  und  den  Bürgern  ihre  ver- 
fassungsmässigen Rechte  zu  gewährleisten  (Art.  5  der  BV),  und  die 
Kantone  sind  verpflichtet,  für  ihre  Verf.  die  Gewährleistung  des  Bundes 
nachzusuchen  (Art.  6).  Der  Bund  übernimmt  die  verlangte  Garantie, 
wenn  die  kantonale  Verf.  gewissen  Erfordernissen  entspricht  (Art.  6). 
Die  Prüfung  der  BBehOrde  hat  sich  auf  die  ganze  Verf.  eines  Kantons,  eine 
jede  einzelne  Bestimmung  derselben,  zu  erstrecken,  und  die  eidg.  Garantie 
ist  ihr  voll  und  ganz,  oder  gar  nicht,  oder  mit  Ausschliessung  derjenigen 
einzelnen  Bestimmungen,  welche  als  der  BV  zuwiderlaufend  erachtet 
werden,  zu  erteilen.  So  lautet  auch  vollkommen  zutreffend  der  BBeschl. 
vom  3.  Febr.  1853  betr.  die  Verf.  des  Kts.  Graubünden  in  Erwägung: 
Dass  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  neue  Schweiz.  BV  vom  Jahre  1848 
in  Kraft  getreten,  alle  behufe  Erteiluog  der  eidg.  Gewährleistung  ge- 
schehenden Verfassungsvorlagen,  seien  es  Gesamtverfassungen  oder  einzelne 
Verfassungsgesetze,  mit  gedachter  BV  in  vollem  Einklang  stehen  müssen 
(A.  S.  in  337). 

Die  BBeschl.  von  1850,  1851  beabsichtigten  ausgesprochenermassen 
nicht,  zu  erklären,  dass  die  kantonalrechtliche  Garantie  des  Fortbestandes 
der  Klöster  und  geistlichen  Stiftungen  der  BV  widerspreche;  es  sollte  und 
wollte  blos  die  letztere  der  kantonalen  Bestimmung  gegenüber  vorbehalten 
werden.  Es  war  daher  nicht  richtig,  die  kantonale  Bestimmung  von  der 
eidg.  Gewährleistung  auszuschliessen.  Entweder  —  oder.  Es  gibt  kein 
kantonales  Verfassungsrecht,  das  dem  Bunde  gleichgiltig  wäre,  so  dass 
er  dessen  Gewährleistung  weder  auszusprechen,  noch  zu  verweigern  sich 
bemüssigt  finden  könnte.  Seit  der  Neugestaltung,  welche  unser  BRecht 
durch  die  eidg.  Verf.  von  1848,  und  ganz  besonders  von  1874  erfiihren 
hat,  ist  es  zur  unbedingten  staatsrechtlichen  Notwendigkeit  geworden,  dass 
der  Bund  sich  in  Hinsicht  auf  jede  kantonale  Verfassungsbestimmung 
klar  und  deutlich  ausspreche,  ob  sie  mit  dem  BBechte  im  Einklang  stehe 
oder  nicht.  In  letzterem  Falle  hat  er  dieselbe  von  der  BGarantie  aus- 
zunehmen, in  dem  Sinne,  dass  sie  nach  Massgabe  des  Art.  2  (früher 
Art.  4,  Abs.  2)  der  Uebergangsbest.  der  BV  ausser  Kraft  gesetzt  wird. 
Der  Art.  5  (der  frühern  und  jetzigen)  BV  sichert  jedem  Schweizerbürger 
cdas  unschätzbare  Recht  zu,  die  Intervention  der  BBehörden  anzurufen, 
nicht  blos  wenn  Bundes-  und  Konkordatsvorschriften,  sondern  auch 
wenn  ausdrückliche  Bestimmungen  der  kantonalen  Verf.  von  den  Be- 
hörden misachtet  worden  sind,  mag  dieses  nun  in  den  grossem  politischen 
Verhältnissen  des  Kantons  oder  mit  Bezug  auf  individuelle  Rechte  des 
Einzelnen  geschehen  sein.  Erst  hiedurch  ist  die  Garantie  der  Verf.  eine 
volle  Wahrheit  geworden»  (Blumer-Morel  I  184). 

Infolge   der  vom   Bunde  übernommenen   Garantie,   sagt  dasselbe 
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Handbuch  des  Schweiz.  BStaatsrecbts  (a.  a.  0.  471),  steht  unzweifelhaft 
nach  heutigem  Schweiz.  Staatsrechte  den  BBehörden  der  letzte  endgiltige 
Entscheid  über  die  Auslegung  kantonaler  Verf.  zu. 

Wie  nun,  wenn  der  Bund  zu  einer  kantonalen  Verfassungsbest. 
weder  Ja,  noch  Nein  sagt,  sondern  sich  damit  begnügt,  zu  sagen,  sie 
könne  nicht  Gegenstand  eidg.  Garantie  sein? 

Besteht  dieselbe  trotzdem  als  kantonales  Recht  fort,  und  würde  sie 
eTent.  zu  Gunsten  von  Beschwerdeführern,  wenn  die  kantonalen  Behörden 
sie  verletzen  wollten,  von  der  BBehörde  (dem  BGer.)  aufrecht  erhalten 
werden?  Diese  Fragen  müssen  aufgeworfen  und  beantwortet  werden; 
man  kann  sie  nicht  umgehen. 

Nach  der  den  BBeschl.  von  1850  und  folgenden  Jahren  zu  Grande 
liegenden  Anschauungsweise  wären  derartige  Bestimmungen  zwar  kanto- 
nales Verfassungsrecht,  sie  entbehren  aber  des  eidg.  Schutzes.  Ein  solches 
Rechtsverhältnis  ist  unzulässig,  weil  der  BV  zuwiderlaufend.  Dasselbe 
kann  daher  auch  nicht  in  Ansehung  der  urnerischen  Klöster  und  Stifte 
bestehen. 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  beim  vorliegenden  Falle  klares  Recht 
geschaffi^n  werden  solle.  Das  möchten  wir  aber  nicht  etwa  in  Form 
einer  Erwägung  tun,  wie  sie  bei  der  Gewährleistung  der  Verf.  von 
Schwjz  im  Jahre  1877  aufgestellt  wurde.  Es  handelt  sich  ja  nicht  um  eine 
kantonale  Verfassungsbest.,  welche  mit  Vorschriften  der  BV  in  direktem 
Widerspruch  steht  oder  dieselbe  auf  eine  unzulässige  Weise  interpretirt 
und  daher  von  der  eidg.  Gewährleistung  auszuschliessen  ist.  Es  handelt 
sich  blos  um  eine  Vorschrift ,  bei  der  die  Möglichkeit  nicht  ganz 
ausgeschlossen  ist,  dass  sie  in  einem  zu  absoluten,  mit  gewissen  Ver- 
fassungsgrundsätzen oder  Hobeitsrechten  des  Bundes,  wie  sie  z.  B  in  den 
Art.  49,  50,  51  der  BV  niedergelegt  sind,  sich  nicht  vertragenden  Sinne 
ausgelegt  werden  könnte.  Daher  wird  es  vollkommen  genügen,  wenn  in 
einer  dem  Garantiebeschlusse  vorausgehenden  Erwägung  einfach  an  die 
Über  der  kantonalen  Bestimmung  stehenden  Grundsätze  und  Befugnisse 
des  Bundes  erinnert  wird,  mit  Weglassung  alles  weitern,  auch  des 
Satzes,  der  in  der  Erwägung  von  1850,  1851  die  oberste  Behörde  darauf 
aufmerksam  machte,  dass  sie  die  Erlöster  jederzeit  aufheben  könne. 

3)  Art.  31  lautet: 

Zum  ganzen  oder  teilweisen  Betriebe  eines  selbständigen  Ge- 
schäftes oder  Unternehmens  auf  dem  Gebiete  des  Kantons  hat  der 
Inhaber  desselben  im  Kanton  Domizil  (=  gerichtliche  Belangbarkeit 
und  Steuerpflicht,  nach  der  Interpretation  des  Verfassungs-Rates) 
zu  verzeigen  und  eine  Zweigniederlassung  zu  nehmen ;  B Vorschriften 
vorbehalten. 
Die  vom  Kt.  üri  in  diesem  Art.  31  aufgestellte  Verpflichtung  —  führt 
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die  Botscb.  des  BR  aus  —  zur  Errichtang  einer  gewerblichen  Zweig- 
med  erlassung  im  Gebiete  des  Kantons,  welche  ausgesprochenermassen 
die  Schaffang  eines  Steuerdomizils  bezweckt,  geht  zu  weit,  wenn  sie 
auf  jeden  Akt  der  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe  angewendet 
werden  will,  mag  derselbe  auch  ganz  und  gar  vereinzelt  sein  und  keinerlei 
äussere  Einrichtung  im  Gebiete  des  Kantons  das  Vorhandensein  einer 
gewerblichen  Niederlassung  anzeigen.  Der  Schutz  des  einheimischen  Ge- 
werbes darf  nicht  zur  Aufrichtung  neuer  Verkehrsschlagbäume  führen, 
wie  Hie  vor  1848  bestanden  haben,  wo  man  bekanntlich  kantonsfremde 
Handwerker  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  hinderte,  das  Einbringen 
von  Fleisch  und  Brod  von  auswärts  verbot  u.  s.  w.  Gerade  diese  Be- 
schiüakungen  wollte  die  Verf.  von  1874  grundsätzlich  beseitigen,  indem 
aiß,  im  Gegensatz  zur  Verf.  von  1848,  die  in  Art.  29  nur  den  Handel 
von  Kanton  zu  Kanton  gewährleistete  und  in  Art.  41,  Ziff.  4  die  Freiheit 
der  Gewerbeausübung  lediglich  den  Niedergelassenen  zusicherte,  die 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  zu  einem  Schweiz,  individuellen  ftechte 
erhob.  Es  darf  nun  nicht  etwa  auf  einem  Umwege  das  Erfordernis  der 
Niederlassung  im  Kanton  neuerdings  als  Bedingung  der  Gewerbefreiheit 
aufgestellt  werden.  Aus  diesem  Grande  beantragte  der  BR,  den  Art.  31 
der  BV,  anläslich  der  eidg.  Gewährleistung,  ausdrücklich  vorzubehalten. 

4)  Den  2.  Juni  1888  reichte  Kasimir  Nager  für  den  Bezirk  und 
die  Korporations Verwaltung  Ursern  beim  BR  eine  Rekursschrift  ein, 
in  welcher  gegen  die  eidg.  Gewährleistung  der  Art.  3,  35,  48,  52  der 
Verf.  von  Uri  protestirt  und  das  Begehren  gestellt  wurde,  die  Verf. 
den  Behörden  des  Kts.  Uri  zur  Abänderung  zurückzuweisen.  In 
Uebereinstimmung  mit  dem  Antrag  des  BR  lehnte  die  BVers,  das 
Begehren  des  Gesuchstellers  ab.  Der  BR  begründete  seinen  Antrag 
folgendermassen: 

Wir  müssen  vor  allem  feststellen,  dass  es  den  Kantonen  zukommt, 
über  das  Strassenwesen,  die  Wuhrlasten  und  die  Wahl  der  Pfarrherren 
in  ibrem  Gebiete  Bestimmungen  zu  treffen,  sei  es  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung,  gei  es  durch  Aufstellung  von  verfassungsrechtlichen  Vor- 
schrilten.  Es  ist  denkbar,  dass  durch  Verfügungen  der  gesetzgeberischen 
Gewalt  über  solche  Materien  Privatrechte  verletzt  werden.  Geschieht 
dieä  —  in  vorliegendem  Falle  wird  es  nicht  behauptet  — ,  so  ist  es  die 
Aufgabe  des  Richters,  über  den  Rechtsanspruch  auf  Begehren  der  Partei 
«a  erkennen. 

Oeffentliches  Recht  aber  kann  auf  verfassungsmässigem  Wege  jederzeit 
neu  geäehaffen  oder  aufgehoben  bezw.  abgeändert  werden. 

Für  den  Bund  entsteht  in  solchem  Falle  lediglich  die  Frage,  ob 
etwdä  den  Grundsätzen  der  BV  Widersprechendes  bestimmt  worden  sei. 
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Nach  Art.  35  tibemimmt  der  Kanton  Bau  und  Unterhalt  der  als 
Kantonsstrassen  erklärten  bedeutenderen  öffentlichen  Verkehrswege,  die 
im  Bezirke  üri  bis  jetzt  vorwiegend  auf  Kosten  des  Bezirks  hergestellt 
und  unterhalten  worden  sind ;  ebenso  übernimmt  der  Kanton  die  Wuhr- 
lasten  der  Bezirke  Uri  und  Ursem.  Dafür  haben  dieselben  dem  Htaate 
eine  vom  Landrate  zu  bestinunende,  billige  Entschädigung  zu  leiste lu  . , , 
Inwiefern  in  der  Uebemahme  solcher  öffentlicher  Verwaltungs-  und  Dienst- 
xw^eige  durch  den  Staat  eine  Privilegirung  irgend  einer  Korporation 
oder  Privatperson  liegen  könnte,  und  so  Verletzung  des  Art.  4  der  BV, 
nvie  die  Petenten  behaupten,  ist  nicht  ersichtlich  .  .  . 

Art.  3  garantirt  den  Gemeinden  das  Wahlrecht  (Prösentationsrecht) 
ihrer  Geistlichen')  und  erklärt  dasselbe  gleichzeitig  als  unveräusserlich 
(zeitweilige  Wahldelegationen  vorbehalten,  Art.  76,  lit.  g,  Ziff.  6).  Hierin 
lic^  nichts,  was  sich  mit  dem  BRechte  nicht  vertrüge. 

Wenn  im  weitem  das  der  Landesgemeinde  übertragene  Recht,  das 
Kreisgericht  für  Ursem  (gleich  wie  das  für  Uri)  zu  wählen  (Art.  52), 
wegen  mangelnder  Personalkenntnis  der  Landesgemeinde  angefochten 
wird,  so  ist  dies  eine  der  eidg.  Prüfung  sich  gknzlich  entziehende  Kritik 
einer  kantonalen  Wahlvorschrift. 

Nach  Art.  52,  lit.  d  ist  die  Landesgemeinde  befugt,  « Privilegien  * 
jcu  erteilen;  die  Bestinmiung  fand  sich  bereits  in  der  Urner- Verf.  des 
-Jahres  1850,  war  vom  Bund  genehmigt  und  gab  nie  Veranlassung  zu 
Beschwerden.  Die  Bedeutung  der  Bestimmung  ist  nach  dem  regienuigsr. 
Bericht  die,  dass  nur  die  Landesgemeinde  berechtigt  sei,  zul rissige 
Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Rechtsnorm  zu  gestatten ;  eine  praktische 
Folge  hatte  die  Bestimmung  nur  im  Steuerrecht  erlangt,  da,  wo  der 
Ootthardbabn  das  Privilegium  der  Steuerfreiheit  erteilt  worden  ist.  Sollte 
aber  einmal  von  der  Landesgemeinde  ein  dem  Art.  4  der  BV  zuwider- 
laafendes  Privilegium  erteilt  werden,  so  würde  eine  solche  Verfugung 
bundesrechtlich  nicht  geschützt  werden. 

Als  der  gewichtigste  Einwand  gegen  die  neue  Verf.  würde  sich 
unzweifelhaft  derjenige  in  Betreff  der  Abhaltung  der  ordentlichen  Landes* 
gemeinde  zu  BÖtzlingen  bei  Altorf  darstellen  (Art.  48),  wenn  es  richtig 
wäre,  dass  es  den  Bürgern  des  Urserntales  ausserordentlich  erschwert 
^er  geradezu  unmöglich  gemacht  ist,  die  Landesgemeinde  zu  besuchen. 
Wäre  dem  wirklich  so,  so  würde  von  Bundes  wegen  zur  Wahrung  des 
obersten  Rechtes  der  Bürger,  des  politischen  Wahl-  und  Abstimm ungs- 
rechts  auf  Abhilfe  gedrungen  werden  müssen,  obgleich  schon  nach  der 
bisherigen  Verf.  von  Uri  und,  wie  die  Reg.  anführt,  gemäs  Jahrhunderte 


«)  Das  Wahlrecht  wird  auf  Papst  Julius  II.  zurückgeführt.  Wahldelegationen 
liaben  Andermatt  und  Realp  vorgenonmien  an  die  Kapuziner;  ein  dahinzielander 
Beechl.  von  fiospental  wurde  vom  Reg-Rate  kassirt,  B  1888  lll  546,  560,  564 
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alter  üebung  die  Landesgemeinde  des  Kantons  sich  ordentlicfaerweise* 
immer  auf  dem  jetzigen  Platze  zu  Bötzlingen  an  der  Gand  versammelt 
hat.  .  .  . 

In  Folge  der  Eisenbahn  ist  es  aber  selbst  den  Bewohnern  der 
am  weitest  entfernten  Ortschaft  des  Urserntales  ermöglicht,  in  verhältnis- 
mässig kurzer  Zeit,  ohne  grosse  körperliche  Anstrengung  und  mit  nicht 
übermässigem  Kostenaufwand  die  Landesgemeinde  zu  besuchen.  Ja,  es 
dürfte  sehr  fraglich  sein,  ob  der  Besuch  der  Landesgemeinden  nunmehr 
den  Bewohnern  des  Ursemtales  im  allgemeinen  nicht  erheblich  leichter 
falle   als   denjenigen    einzelner  Alpen-  und  Seitentäler   des  Bezirks  üri. 

Das  Institut  einer  an  einem  Orte  stattfindenden  Versammlung  der 
stimmfähigen  Bürger  eines  Kantons,  der  Landesgemeinde,  das  als  solches 
von  den  Rekurrenten  nicht  angefochten  wird,  bringt  es  natorgemäs  mit 
sich,  dass  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nicht  allen  Kantons- 
bürgern gleich  leicht  gemacht  ist.  Eine  absolute  Gleichheit  ist  in  dieser 
Richtung  überhaupt  nicht  herzustellen,  auch  in  den  Kantonen  nicht, 
wo  gemeindeweise  abjjjestimmt  wird.  Stets  werden  einzelne  mit  mehr 
Mühe,  Kosten  und  Zeitaufwand  sich  zum  Abstimmungslokal  begeben,  als 
andere,  und  Zeit  oder  Ort  der  politischen  Verhandlungen  wird  den  einen 
die  Teilnahme  eher  gestatten,  als  den  andern.  Dem  Bunde  kann  eine 
Einmischung  in  die  äussere  Organisation  des  kantonalen  Wahl-  und 
Abstimmungswesens  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Art.  4  und  5 
der  BV  zustehen.  Im  vorliegenden  Falle  ist  die  Voraussetzung  zu  solcher 
Intervention  nicht  gegeben.  B  1888  III  565;  vgl.  1878  II  506- 

5)  Von  dem  übrigen  Inhalt  der  Verf.  sei  erwähnt: 

Die  Seen  und  Flüsse  werden  als  Staatsgut  erklärt;  das  Eigentums- 
recht  an  denselben  wurde  bisher  bald  vom  Staate,  bald  von  den  Bezirken 
angesprochen.  Der  Staat  übernimmt  bLs  zum  Betrag  der  doppelten  Amts- 
kaution die  subsidiäre  Haftpflicht  für  seine  Behörden,  Beamten  und  An- 
gestellten in  Fällen  von  Untreue  oder  Pflichtvernachlässigung  derselben^ 
Den  Gemeindeversammlungen  steht  fakultativ  die  geheime  Abstimmung- 
zu.  Amtszwang  besteht  für  eine  volle  Amtsdauer.  Die  Einrichtung  der 
sog.  Siebengeschlechtsbegehren  fällt  dahin.  Vorschläge  zu  Händen  der 
Landesgemeinde  kann  jeder  einzelne  Bürger  machen.  Schuldlos  Verhafteten 
steht  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  durch  den  Staat  zu.  Die  bisherigen 
Gemeinden  oder  Bezirke  üri  und  Ursern  sind  von  nun  an  Korporationen, 
die  sich  nach  eigenem  Ermessen  organisiren  können. 

Im  Staats-  und  Gemeindehaushalt  ist  die  öffentliche  Rechnungsablage 
vorgeschrieben;  femer  sieht  die  Verf.  die  Einfährung  einer  direkten 
Landessteuer  von  Vermögen  und  Erwerb  in  massiger  Progression  vor 
nebst  einer  Kopfsteuer  von  jedem  zwanzigjährigen  männlichen  Ein- 
wohner, endlich  progressive  Erbschaftssteuer. 
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Die  Landesgemeinde  wählt:  Die  Beg-Räte,  den  Landschreiber,  Landen- 
fürsprecher;  Landweibel  und  Landsmarcher,  sämtliche  Richter. 

Li  den  Landrat  kommt  auf  400  (bisher  300)  Schweiz.  Einwohner 
ein  Mitglied. 

Der  Beg-Bat  zählt  7  Mitglieder;  statt  des  Kommissionalsj^t^enis 
besteht  jetzt  das  Direktorialsystem ;  dem  Beg-Bate  ist  der  Erziehungsrat 
(bestehend  aus  7  Mitgliedern)  beigeordnet,  dem  auch  mit  Beizug  des 
bischöflichen  Kommissars  und  eines  weitern  vom  Landrat  zu  wählenden 
Geistlichen  die  Verwaltung  des  Diözesanfondes  zusteht. 

Verfassung  des  Kts.  Schwyz. 

68.  L  Verfassung,  vom  Volke  angenommen  den 
11.  Juni  1876. 

£idg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  20.  März  1877,  A.  S.  n.  F.  III  G6,  — 
Botech.  des  BB  vom  8.  Juli  1876,  B  1876  III  369;  Ber.  der  Mehrheit  der 
Komm,  des  StB  vom  10.  Dez.  1876  (Hofimann),  B  1877  I  69;  Ber.  der 
Mehrheit  der  Komm,  des  NB  vom  15.  März  1877  (Keel),  B  1877  I  521;  11  507. 

Die  BVers.  hat  den  20.  März  1877  in  Erwägung: 

1.  dass  die  Fassung  des  §  9  der  Schwyzer  Verf.,  worin  ein- 
zelne Bestandteile  des  Art.  27  der  BV  wiedergegeben,  andere  weg- 
gelassen sind,  der  vollen  Geltung  der  letztgenannten  Verfasstings- 
bestimmung  in  ihrem  ganzen  Umfange  selbstverständlich  keinen 
Abbruch  tun  kann; 

2.  dass,  wenn  auch  die  §§  13  und  20  einzeln  genommen  nichts 
enthalten  ,  was  mit  der  BV  im  Widerspruche  wäre ,  dennoch  in 
ihrer  Wechselbeziehung  die  Gewährleistung  der  Klöster  liegt;  dass 
aber  der  Bund  eine  solche  Gewährleistung  nicht  übernehmen  kana, 
vielmehr  die  aus  Art.  51,  Satz  2  der  BV  entspringende  Befagnis 
vorbehalten  muss; 

3.  daßs  die  §§  41,  43  und  44  mit  Art.  4  der  BV  im  Wider-- 
Spruche  btehen; 

4.  dass  im  üebrigen  diese  Verfassung  nichts  enthält  was  miU 
der  BV  im  Widerspruch  wäre 

beschlossen: 

1.  der  vorliegenden  Verf.  des  Kts.  Schwyz  ist  im  Sinne  der 
Erwägungen  und  mit  Ausnahme  der  §§  41,  43  und  44  die  eidg. 
Gewährleistung  erteilt. 

2.  Der  BB  ist  eingeladen  für  eine  beförderliche  Bevision  der 
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Schulorganisation')  und  der  nicht  gewährleisteten  Paragraphen 
dieser  Verf.  des  Kts.  Schwyz  besorgt  zu  sein. 

Zur  Begründung  dieses  BBeschlusses  wurde  seitens  der  BBe- 
hörden  folgendes  ausgeführt: 

1)  §  9  der  Schwyzer  Verf.  lautet: 

Der  Kanton  sorgt  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des 
Art.  27  der  BV  für  genügenden  Primarunterricht ,  inbegriffen  der 
Wiederholungsschulen  und  unterstützt  die  Sekundärschulen. 

Der  Primarunterricht  ist  obligatorisch  und  in  deo  öffent- 
lichen Schulen  unentgeltlich. 

Es  fUllt  auf,  —  sagt  der  Mebrheitsbericht  der  Komm,  des  StR 
—  dass  hier  auf  der  einen  Seite  allgemein  auf  die  Beobachtung  des 
Art.  27  der  BV  verwiesen  und  dann  doch  wieder  auch  nur  bezüglich 
des  obligatorischen  Charakters  und  der  ünentgeltlichkeit  der  öffentlichen 
Schulen  der  Text  des  Art.  27  aufgenommen,  dagegen  die  Bestimmung 
über  die  ausschlieslich  staatliche  Leitung  des  Primarunterrichts  und 
die  Konfessionslosigkeit  der  Öffentlichen  Schulen  weggelassen  worden 
ist.  —  Es  bietet  diese  Fassung  unter  Anderem  namentlich  dem  Zweifel 
Raum,  ob  rücksichtlich  der  Privatschulen  die  ausschlieslich  staatliche 
Leitung  in  dem  von.  Art.  27  der  BV  postulirten  Sinne  ebenfalls  Platz 
greifen  soll. 

Nach  der  Fassung  des  §  9  kann  nämlich  verstanden  werden, 
dass  nur  rticksichtlich  des  durch  die  Obsorge  des  Kts.  organisirten  Pri- 
marunterrichts, also  rücksichtlich  der  öffentlichen  Schulen,  die  ausschlies- 
lich staatliche  Leitung  zutreffe,  während  nach  der  Fassung  des  Art.  27 
der  BV  dieses  Requisit  auf  den  gesamten  Primarunterricht  zutreffen  soll, 
werde  er  zufolge  der  Obsorge  des  Staates,  oder  zufolge  privater  Obsorge 
erteilt.  B  1877  I  70. 

Die  vage  Fassung  des  §  100  der  Verf.  sodann:  c  Die  Wahl  der 
Lehrer  bleibt  den  bisherigen  Wahlbehörden  überlassen»  (gleich  §  170 
der  bisherigen  Verf.)  und  die  Bestimmungen  der  formell  noch  in  Kraft 
bestehenden    schwyzerischen    Schnlorganisation    aus    dem    Jahre    1848, 


*)  Den  23.  März  1877  forderte  der  BR  die  Regierung  von  Schwyz  auf, 
eine  Umgestaltung  der  Schwyzer  Schulorganiaation  zu  bewirken  und  dem  BR 
in  dieser  Richtung  Vorlagen  zu  machen  behufs  Prüfung  nach  Massgabe  der 
BV;  eine  hierauf  erfolgte  erste  Vorlage  wurde  vom  BR  nicht  in  allen  Punk- 
ten genehmigt,  wol  dagegen  eine  zweite  Vorlage.  Der  BR  sprach  den  10.  Sept. 
1878  die  Zustimmung  zur  Bekanntmachung  der  Verordnung  über  die  Organi- 
sation des  Volksschulwesens  für  den  Kt.  Schwyz  vom  18.  Juli  gl.  J.  aus  unter 
Vorbehalten  jedoch,  zu  welchen  sich  der  BR  hinsichtlich  einer  allfällig  andern 
Auslegung  und  Anwendung  gewisser  Artikel  veranlasst  glaubte,  B  1879  IE  170. 
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welche  neben  der  klaren  Vorschrift  des  Art.  27  der  BV  offenbar  un- 
ziüftssig  and,  führten  zur  Aufstellung  des  Dispositivs  II  des  BBesrblusses. 
Es  kann  sich  nur  fragen,  —  betont  die  Botsch.  des  BR  —  in  welcher 
Weise  die  BBehörden  die  üebereinstimmung  der  schwyzerisclien  Schul- 
Organisation  mit  der  BV  herbeiffthren  und  kontroliren  sollen ;  ob  durch 
eine  ergänzende  Revision  von  §  9  der  neuen  Verf.  oder  dureh  Prüfung 
and  Kritik  des  Entwurfes  zu  der  Schulorganisation,  welche  jedenfalls 
einer  Revision  unterstellt  werden  muss.  Da  ein  förmlicher  Widei-sprucb 
von  §  9  mit  Art.  27  der  BV  nicht  vorliegt  und  die  Disbarraonit? 
zwischen  beiden  nur  durch  Weglassungen  bewirkt  ist,  so  scheint  uns, 
dass  der  letztere  Weg  gewählt  werden  soll,  zumal  die  vorhandeüea 
positiven  Widersprüche  nur  im  Gesetze  über  die  Schulorganisation 
liegen.  B  1876  III  372. 

2)  In  §  20  in  Verbindung  mit  §  13  der  neuen  Verf.  —  hei.Hst  es  tso- 
dann  im  Bericht  der  Mehrheit  der  Ständer.  Konmi.  —  ist  una^veifelhaft 
eine  Garantie  der  bestehenden  Klöster  niedergelegt.  Ein  anderer  Sinn 
kann  dem  §  20  kaum  beigelegt  werden,  welcher  sagt;  cDie  Itestehenden 
Klöster  gemessen  den  Schutz  des  Staates.»  Damit  steht  der  g  13  dm- 
Verf.  in  Verbindung,  welcher  unter  dem  vorangestellten  allgemeinen 
Satze  der  «ün verletzlichkeit  des  Eigentums»  jeder  c  geistlichen  Korpo- 
ration »  die  Benutzung  und  Verwaltung  ihres  Gutes  garantirt.  —  Da  der 
Bund  nach  Art.  51  der  BV  sich  das  Recht  des  Ausschlusses  gewisaer 
geistlicher  Orden  unter  gewissen  Voraussetzungen  vorbehalten  hat.  so 
kann  die  bundesrechtliche  Gewährleistung  solcher  Garantiebestimm ungen 
auch  nur  unter  ausdrücklichem  Vorbehalte  der  bundesmässigeu  Rechte 
geschehen.  Zudem  hat  der  Bund  angesichts  seiner  in  Bezug  auf  auf- 
gehobene Klöster  verfassungsmässig  eingenommenen  Stellung  keine  Ver- 
anlassung durch  die  von  ihm  nachgesuchte  Garantieerteilung  dem  Mis- 
verständniss  Raum  zu  geben,  als  würde  er  damit  eine  Gewähr  irgend 
welcher  Art  für  den  Fortbestand  klösterlicher  Korporationen  übernehmen. 

B  1877  I  71;  vgl.  oben  a  149. 

3)  Die  §§  41,  43,  44  enthalten  —  bemerkt  der  BR  in  der  Botsch.  — 
bezüghch  der  Wahl  des  Regierungsrates,  des  Landammanns,  des  Statthalters 
desselben,  der  zwei  Mitglieder  des  Schweiz.  StR,  der  zwei  Kantonsschreiber 
Bestimmungen,  welche  an  ein  zweigeteiltes  Gemeinwesen  mahnen,  indem 
jeweilen  der  Bezirk  Schwyz  in  Gegensatz  gestellt  ist  zu  den  fünf  übrigen 
Bezu'ken.  So  sollen  von  den  7  Mitgliedern  des  Reg-Rates  3  aus  dem 
Bezirke  Schwyz  und  4  aus  den  übrigen  Bezirken  genommen  weiden: 
wenn  der  Landammann  dem  Bezirke  Schwyz  angehört,  so  muss  der 
Statthalter  aus  einem  andern  Bezirke  genommen  werden  und  umgekehrt, 
Von  den  Ständeräten  muss  das  eine  Mitglied  aus  dem  Bezirke  Schwyz,  das 
andere  aus  einem  der  übrigen  Bezirke  genommen  werden ;  das  gleiche  ist 
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der  Fall  bei  den  zwei  Kantonsschreibem.  Diese  eigentümlichen  Vorschriften 
haben  sich  aus  dem  politischen  Entwicklungsgange  des  Kantons  Schwyz 
herausgebildet.  Sie  waren  bereits  in  den  Art.  52,  53,  56,  59  der  schwyze- 
rischen  Verf.  vom  Jahre  1848  enthalten  uod  stammen  aus  dem  Grund- 
v-ertrag  vom  28.  August  1833,  womit  die  damals  entzweit  gewesenen 
innern  und  äussern  Landesteile  des  Kantons  Schwyz  ihre  Wieder- 
vereinigung zum  gesamten  Kanton  vereinbart  haben.  Die  damals  auf- 
gestellte Wahlart  der  höchsten  Beamten  und  Repräsentanten  des  ganzen 
Landes  bildete  eine  Bedingung  der  Pacifikation  und  wurde  insofern  mit  der 
letztern  allseitig  begrüsst  (Abschied  der  ordentl.  eidg.  Tagsatzung  des  Jahres 
1833  S.  123  Ziff.  XIII  ff.).  Obwol  wir  die  historische  Begründung  dieser 
Aemterverteilung  zwischen  Ausser-  und  Inner-Schwyz  durchaus  nicht 
miskennen,  so  halten  wir  sie  dennoch  nach  dem  öffentlichen  Rechte  von 
heute  nicht  mehr  für  zulässig.  B  1876  III  373. 

Sie  enthält  —  sagt  der  Mehrheitsbericht  der  Ständer.  Komm.  —  ein 
angesichts  des  Art.  4  der  BV  unhaltbares,  einem  einzelnen  Bezirke  gegenüber 
den  andern  Bezirken  eingeräumtes  Privilegium.  Bei  dieser  An  schauung  leitet 
uns  nicht  sowol  das  Bevölkerungsverhältnis  des  mit  diesen  Anrechten  aus- 
gestatteten Bezirkes  Schwyz,  gegenüber  den  Bevölkerungsverhältnissen  der 
fünf  andern  Bezirke  (welchen  Standpunkt  insbesondere  der  BR  vertreten 
hatte),  als  vielmehr  der  Gesichtspunkt,  dass  einem  einzelnen  Bezirke  vorab 
eine  bestimmte  Garantie  für  eine  Vertretung  in  der  obersten  Landesbehörde, 
ja  der  BVers.  gegeben  wird,  welche  Garantie  keinem  einzigen  der  einzelnen 
übrigen  Bezirke  gegeben  wird. 

Es  kann  vorkommen,  dass  während  vieler  Jahrzehnte  aus  dem  einen 
oder  andern  der  5  übrigen  Bezirke  kein  Ständerat,  kein  Landschreiber 
gewählt  wird.  Der  Bezirk  Schwyz  allein  hat  unter  allen  Umständen 
darauf  Anspruch,  stetsfort  in  der  Reg.  und  im  StR  vertreten  zu  sein, 
den  Landammann,  oder  den  Statthalter,  oder  einen  der  zwei  Landschreiber 
zu  besitzen.  —  Es  kann  nicht  eingewendet  werden,  diese  Hintansetzung 
der  einzelnen  übrigen  Bezirke  sei  nur  eine  scheinbare  und  verschwinde, 
weil  alle  fünf  zusammengenommen  denn  doch  eine  annähernd  propor- 
tionelle  Vertretung  in  den  Behörden  finden :  einerseits  ist  diese  Proportion 
bei  hälftiger  Berechnung  nicht  eingehalten  .  .  .  anderseits  ist  diese 
solidarische  Veranschlagung  der  Rechte  aller  fünf  übrigen  Bezirke  als 
eines  dem  Bezirke  Schwyz  gegenüberstehenden  Faktors  in  der  Verf. 
nicht  begründet;  denn  die  Verf.  kennt  keinen  Bezirk  Schwyz  und 
einen  Bezirk  Ausser- Schwyz ,  sondern  die  organische  Gliederung  des 
Kantons  beruht  laut  §§  26  und  28  der  Verf.  auf  6  Bezirken  und  18 
Kreisen.  Diese  Bezirke  stehen  unter  sich  in  keinem  Verbände,  und  wenn 
nur  Einem  derselben  eine  bestimmte  Repräsentation  zugesichert  ist,  ge- 
setzt, sie  entspräche  sogar  dem  Proportionalmasstabe  der  Bevölkerung, 
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und  keinem  der  übrigen  Bezirke  eine  solche  Vertretung  vorab  zuge- 
sichert ist,  so  erblicken  wir  eben  in  dieser  ungleichartigen  Behandlung 
ein  mit  dem  heutigen  Bundesrechte  schlechterdings  nicht  zu  vereinbarendes 
Vorrecht.  B  1877  I  72. 

Die  Mehrheit  der  nationalr.  Komm,  wollte  den  §§  41,  43  und 
U  die  eidg,  Gewährleistung  nicht  versagen,  und  zwar  in  Erwägung, 
dass  dieselben  nach  Massgabe  der  dermaligen  BevölkerungsverhältnisBt^ 
ein  Vorrecht  des  Ortes  im  Sinne  von  Art.  4  der  BV  nicht  begründen, 
dass  vielmehr  aus  den  Bevölkerungsverhfiltnissen  des  Kantons  und  der 
Bezirke,  wie  aus  der  geschichtlichen  Entstehung  dieser  Bestimmungen 
erhellt,  dass  durch  sie  gegenteils  eine  Störung  der  Rechtsgleichheit  der 
yerschiedenen  Landesteile  verhütet  werden  wolle. 

Der  Bericht  selbst  betont,  dass  dem  Bezirke  Schwyz  nicht  mehr  zuge- 
wiesen ist,  als  worauf  er  nach  seiner  Bevölkerungszahl  billigen  Anspinieb 
hat.  Es  ist  übrigens  durch  das  Schweiz.  Staatsrecht  längst  anerkannt, 
dass  das  reine  Kopfzahlsystem  nicht  das  allein  und  absolut  massgebende 
sein  kann,  und  dass  in  den  gegenwärtig  bestehenden  Verf.  eine  etwas 
grössere  Berücksichtigung  einzelner  Landesteile  und  Ortschaften  in  der 
Repräsentation  nicht  etwas  Ungewöhnliches  ist.  B  1877  I  533,  529. 

4)  Der  BR  wollte  auch  dem  §  68,  wonach  jeder  der  6  Bezirke  mit 
Berücksichtigung  der  Bevölkerung  das  aus  fünf  Mitgliedern  bestehende 
Kantonsgericht  bilden  hilft,  die  Gewährleistung  versagen;  hierin  trat 
die  B Vers,  dem  bundesr.  Antrag  nicht  bei;  sie  genehmigte  den  §  68. 

5)  Zu  §  2,  in  welchem  gesagt  wird:  «Die  christlich-römisch-katho- 
lisehe  Religion  ist  diejenige  der  grossen  Mehrheit  des  schwjzerischen 
Volkes >,  bemerkt  die  Ständer.  Komm.,  dass  hierin  mehr  nicht  als  die 
Konstatirung  eines  tatsächlichen  Verhältnisses  enthalten  sei,  dessen  stati- 
stische Richtigkeit  kaum  angezweifelt  werden  kann.  Aus  diesem  Grunde 
mid  weil  im  übrigen  auch  jedes  andere  Religionsbekenntnis  und  die  Glau- 
bens- und  Gewissensfreiheit  nach  den  Bestimmungen  der  BV  gewährleistet 
wird,  finden  wir  keine  Veranlassung,  diesen  Art.  zu  beanstanden. 

Den  fernem  in  der  bundesr.  Botschaft  enthaltenen  Bemängelungen 
dieses  §  trat  demnach  die  Komm,  nicht  bei.      B  1877  I  70;  1876  111  360. 

6)  In  den  §§  109 — 113  endlich,  in  welchen  die  Bestimmungen  über 
die  Revision  der  Verf.  enthalten  sind,  findet  sich  die  Vorschrift,  dass 
die  Mehrheit  des  Volkes  für  Zustandekommen  eines  Beschlusses  in  dieser 
Richtung  massgebend  sei.  Der  BR  rügt  die  Unklarheit  des  Ausdruckes, 
der  zwar  nicht  der  litt,  c  des  Art.  6  der  BV  widerspreche,  der  es  aber 
im  Zweifel  lasse,  ob  die  Mehrheit  der  Stimmenden  oder  die  Mehrheit 
der  Stimmberechtigten  damit  gemeint  sei.  Weil  aber  bis  jetzt  schon 
die  Mehrheit  der  stimmenden  nach  Schwyzer  Verf- Recht  massgebend  war 
und  in   andern  Paragraphen   der  Verf.,    welche  von   den  Referendums- 
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nnd  Initiativabstiminmigen  handeln,  auch  nur  allgemeine  Ausdrücke^ 
wie  Abstimmung  des  Volkes,  Genehmigang  dnrch  das  Volk  gebraucht 
w forden,  diese  aber  nur  im  Sinne  der  erforderlichen  Mehrheit  der  Stim- 
menden können  interpretirt  werden,  so  ist  anzunehmen,  dass  auch  bei 
Abstimmungen   über   Revision   der  Verf.  nicht  anders  verfahren  werde. 

B  1876  m  375. 

IL  Nachtrag  zur  Verfassung  vom  11.  Juni  1876,  betr. 

die  zurückgewiesenen  Paragraphen  41,  43  und  44  vom  4.  Juli  1877, 

angenommen  vom  Volke  den  23.  September  1877. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeechl.  vom  18.  Febr.  1878,  A.  S.  n.  F.  HI  326.— 
Ber.  des  BR  vom  25.  Jan.  1878,  B  1878  I  131;  II  467,  1879  II  572. 

Die  veränderten  Artikel  hoben  die  besondere  Stellung  des  Bezirkes 
8chwyz  entsprechend  dem  BBeschluss  vom  20.  März  1877  auf. 

09.  III.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz 
vom  10.  Jan.  1884,  vom  Volke  angenommen  den  17.  Febr.,  zu  den 
§§  27,  28  und  98  der  VerL  vom  11.  Juni  1876. 

m^^g^  Gewährleistung  duich  BBeschl.  vom  25.  Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  463.— 
Botsch.  des  BR  vom  20.  März  1884,  B  1884  II  222;  1885  II  666. 

Die  revidirten  Punkte  betreffen  Trennung  der  Gemeinde  Iberg 
in  die  Gemeinden  Ober-lberg  und  Unter-Iberg,  die  Zusammensetzung 
des  Kreises  Schwyz  aus  den  Gemeinden  Schwyz,  Ober-lberg  und 
Alptal  und  die  Bildung  eines  neuen  Kreises  aus  der  Gemeinde  Unter- 
Iberg,  ferner  die  Anwendung  von  Urnen  bei  geheimen  Abstimmungen 
in  den  sog.  einsiedlischen  Vierteln. 

Die  Uebergangsbest.  enthalten  in  §  2  die  Vorschrift: 

In  Betreff  der  Eepräsentanz  der  Kreise  Schwyz  und  Unter-Iberg 
wird  festgesetzt,  dass  bei  der  Partialemeuerung  des  KBates  im 
Jahre  1884  im  Kreise  Schwyz  6  Mitglieder  und  im  Kreise  Unter- 
Iberg  1  Mitglied,  und  im  Jahre  1886  im  Kreise  Schwyz  7  Mit- 
glieder und  im  Kreise  Unter-Iberg  1  Mitglied  gewählt  werden. 

Mit  Ausnahme  dieses  §  2  der  Uebergangsbest.  genehmigte  die 
B Vers,  das  Verfassungsgesetz ;  der  §  2  wurde  von  der  eidg.  Gewähr- 
leistung ausgeschlossen,  in  Erwägung: 

dass  dieses  Verfassungsgesetz  die  Repräsentanz  des  neuge- 
schaffenen Kreises  Unter-Iberg  im  KR  nicht  anders  als  auf  Grund- 
lage des  §  80  der  KV,  d.  h.  nach  Massgabe  der  am  1.  Dez.  1880 
vorhanden  gewesenen  Wohnbevölkerung  festsetzen  darf,  und  dass  auf 
dieser  Grundlage  dem  Kreise  Unter-Iberg  die  Wahl  von  drei  Mit- 
gliedern des  KRates  zukommt,  wobei  jedoch  die  Frage  der  Vollziehung 
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dieser  Wahlen  in  einer  oder  zwei  Serien  der  erneuerten  Bescbluss- 
fessnng  der  kompetenten  kantonalen,  bezw.  eidg,  Behörden  vorbe- 
halten wird. 

Den  Antrag  auf  Nichtgenehmigung  des  §  2  der  Uebergangs- 
best.  und  den  Antrag,  dass  der  Wahlkreis  Unter-Iberg  berechtigt 
erklärt  werde,  die  ihm  zukommenden  drei  Repräsentanten  bei  der 
nächsten  Wahl  der  schwyzerischen  KRäte  zu  wählen,  hatte  der 
Gemeinderat  Iberg  unterm  6.  März  1884  in  einer  Eingabe  an  den 
BR  gestellt.  Der  BR  und  die  BVers.  erklärten  im  Sinne  des  ange- 
führten Beschl.  diesen  Antrag,  entgegen  der  Anschauung  der  Reg. 
des  Kts.  Schwyz,  für  berechtigt.  Der  BR  spricht  sich  dahin  aus: 

Das  sog.  ReprMsentanzdekret  vom  14.  Juli  1881  —  in  welchem  der 
KBat,  in  Ausführung  des  §  30  der  Verf.  und  auf  Grundlage  der 
eidg.  Volkszählung  vom  31.  Dez.  1880,  die  Vertretung  der  einzelnen 
Kreise  im  KRat  von  dessen  Partialerneuerung  im  Frühjahr  1882  an  bis 
zar  nächsten  eidg.  Volkszählung  festgesetzt  hat  —  ist  nichts  anderes  als 
die  rechnungsmässige  Festsetzung  der  auf  einen  jeden  Kreis  nach  der 
Vorschrift  des  §  30  der  Verf.  entfallenden  Zahl  von  Mitgliedern  des  KRats. 

Wenn  auch  dieses  Dekret  in  seinem  §  1  die  Vertretung  <  bis  zur 
nächsten  Volkszählung  >  festsetzen  will,  so  vermag  es  doch  ?or  elaer  kon- 
stitutionellen Abänderung  der  Kreise  oder  eines  einzelnen  Kreises  nicht 
Stand  zu  halten;  es  muss  ihm  weichen,  sofern  in  diesem  Falle  nach  Mass- 
gabe der  Grundbestimmung  der  Verf.  §  30  —  laut  welchem  die  Mitglieder 
des  KRates  in  den  Kreisen  nach  Verhältnis  der  Zahl  der  Wohnbevölke- 
rang  gewählt  werden,  und  zwar  je  ein  Mitglied  auf  600  Seelen  und 
einen  letzten  Bruchteil  von  mehr  als  200  Seelen  —  für  Jen  einen  oder 
für  mehrere  Kreise  eine  neue  Vertretungsziffer  sich  ergibt*  Andernfalls 
eutstände  in  der  Tat  eine  ungleiche  Behandlung  der  Bürger  des  einen 
Kreises  gegenüber  demjenigen  des  andern,  was  einer  VerlefKung  de.s 
Art.  4  der  BV  und  des  §  4  der  KV  von  Schwjz  gleichkommen  würde 
und  deshalb  nicht  statthaft  ist. 

Die  Behörden  von  Schwyz  scheinen  dieser  Partiakevlsion  den  Cha- 
rakter einer  erst  nach  der  nächsten  eidg.  Volkszählung  in  voEe  Wirk- 
samkeit tretenden  Verfassungsbestimmung  zu  vindiziren  und  inKwiachen 
derselben  blos  im  Rahmen  des  Repräsentanzdekrets  Licht  und  Luft  ge- 
währen zu  wollen  —  ein  offenbar  ganz  irrtümlicher  Standpunkt. 

B  1884  ü  228. 

Auf  den  zweiten  Antrag  des  Gesuchstellers:  Vornahme  der  Wahl 
der  drei  KRäte  bei  der  nächsten  Wahl  der  schwyzerischen  KRäte, 
beantragte  der  BR,  nicht  einzutreten,  weil  gegen  die  Vornahme  der 
Wahl  in  zwei  Serien,  in  entsprechender  Anwendung  des  §  32  der 
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KV  —  welcher  die  Amtsdauer  der  ERäte  auf  vier  Jahre  festsetzt, 
jedoch  nach  Ablaaf  von  zwei  Jahren  den  Aastritt  der  Hälfte  vor- 
schreibt ~  vom  bundesrechtlichen  Standpunkte  aus  nichts  einzuwenden 
ist.  Die  BVers.  hob  jedoch  auch  in  dieser  Richtung  \ien  beanstandeten 
§  2  aufy  behielt  dagegen  für  diese  Frage  die  erneuerte  Beschluss- 
fassung der  kompetenten  Behörden  vor. 

IV.  Nachtrag  zur  Partialrevision  vom  17.  Febr.  1884, 
infolge  Beschl.  des  ERates  vom  27.  Nov.  1884,  vom  Volke  ange- 
nommen den  26.  April  1885. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschL  vom  19.  Juni  1885,  A.  S.  n.  F.  VIU  135.  — 
ßotech.  des  BR  vom  26.  Mai  1885,  B  1885  UI  212;  1886  I  911. 

Der  zurückgewiesene  Paragraph  erhielt  in  folgender  neuer 
Fassung,  die  dem  BBeschl.  vom  25.  Juni  1884  entspricht,  die  eidg. 
Gewährleistung: 

Der  Kreis  Schwyz  wählt  dreizehn  und  der  Kreis  Unter-Iberg 
drei  Mitglieder  in  den  KRat.  Diese  Wahlen  haben  bei  der  ordentlichen 
Partialemeuerung  des  KBates  vom  Jahre  1886  zu  erfolgen,  wobei 
sechs  Wahlen  des  Kreises  Schwyz  und  eine  Wahl  des  Kreises  Unter- 
Iberg  nur  für  eine  Amtsdauer  von  zwei  Jahren  Giltigkeit  haben: 
diese  letztem  Wahlen  sind  vom  Reg-Rat  durch  das  Loos  auszu- 
mitteln  und  im  Amtsblatt  zu  veröffentlichen.  Mit  der  Ausführung 
dieser  Wahlen  erlischt  das  Mandat  der  gegenwärtigen  Repräsentanz 
des  Kreises  Schwyz  im  KRate. 

Verfassung  des  Kts.  Unterwaiden  nid  dem  Wald. 

70.  I.  Verfassung,  den  2.  April  1877  in  ausserordent* 
lieber  Landesgemeinde  beschlossen  und  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1877,  A.  S.  n.  P.  111284.- 
Ber.  des  BR  vom  6.  Nov.  1877,  B  1877  IV  378;  1878  II  468. 

1)  Die  BVers.  hat  in  Erwägung: 

1.  dass  der  Art.  12  dieser  Verf.*)   nicht  anders  als  im  Sinne 


*)  Art.  12  lautet:  «  Die  freie  Meinungsäusserung  in  Wort  und  Schrift  und  die 
Freiheit  der  Presse  innert  den  Schranken  der  Wahrheit,  Sittlichkeit  und  Religion 
ist  zugesichert.  Den  Misbrauch  dieser  Freiheit  bestraft  der  Richter.» 

Der  BB  bemerkt  zu  diesem  Art.  12:  Diese  Bestimmung  ist  ofiPenhar  zu 
enge,  indem  sie  jede  freie  Meinungsäusserung  fast  zur  Unmöglichkeit  machen 
würde.  Wahrheit,  Sittlichkeit  und  Eeligion  sind  nicht  abgeschlossene,  formell 
feste  Begriffe,  vielmehr  bilden  sie  selbst  oft  den  Gegenstand  heftiger  Kämpfe 
sowol  in  der  wissenschaftb'chen,  als  auch  in  der  publizistischen  Presse.  Es  ist 
also  Niemand  ausschlieslich  begabt,  zu  sagen,  welches  der  Inhalt  jener  Begriffe 
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von  Art.  49  und  50  der  BV  verstanden  und  angewendet  werden 
darf; 

2.  dass  laut  Art.  27  der  BV  der  gesamte  Primarunterriclit 
unter  staatlicher  Leitung  steben  soll,  somit  der  Art.  26  dieser  Verf.*) 
nicht  die  Wirkung  haben  kann,  jene  Vorschrift  in  irgend  welcher 
Weise  einzuschränken; 

8.  dass  der  Art.   79  dieser  Verf.'),  soweit  dadurch  die  peno- 


sei.  Soweit  es  sich  um  äussere  Erscheinungen  handelt,  kann  wol  festg^wtellt 
werden,  inwieweit  eine  Behauptung  der  Wahrheit  entspreche.  Allein  dieseft  Ver- 
ehren gehört  in  das  Prozessrecht,  nicht  in  die  Verf. 

Bezüglich  der  in  Art  12  angerufenen  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der 
Religion  ist  auf  Art.  55  der  BV  hinzuweisen,  der  die  Pressfreiheit  allg*imein 
ond  ohne  Schranken  gewährleistet,  wenn  auch  gleichzeitig  der  Misbraucii  mit 
Strafe  bedroht  ist,  und  auf  Art  49,  woselbst  die  Glaubens-  und  G^ewissenafrei- 
beit  als  unverletzlich  erklärt  sind.  Dem  Art  12  kann  demnach  die  Garnntie 
nur  im  Sinne  dieser  beiden  BVorschriften  gegeben  werden.  B  1877  IV  380. 
')  Gremäs  Art  26,  Abs.  1  sorgen  die  Gremeinden  unter  Aufsicht  und  Leitung 
des  Staates  und  nach  Massgabe  des  Art.  27  der  BV  für  den  öffentlichen  Unter- 
richt; Abs.  2  lautet  sodann: 

Die  Freiheit  des  Privatunterrichts  wird  unter  Wahrung  der  gesetzlichen 
Aufsicht  der  Staatsbehörden  über  Erreichung  des  Lehrzieles  der  öffentlichen 
Primarschule  grundsätzlich  anerkannt.  BVorschriften  bleiben  immerhin  vor- 
behalten. 

Der  BR  sagt  hiezu:  Diese  Vorschrift  fand  sich  mit  Ausnahme  des  Nach- 
satzes mit  den  nämlichen  Worten  in  der  Verf.  des  Kts.  Luzem  vom  Jahre  1875. 
Die  BVers.  hat  jedoch  erklärt,  dass  sie  dem  Art.  27  der  BV  nicht  ganz  ent- 
^^reche,  indem  diese  letztere  verlange,  dass  die  staatliche  Behörde  den  g;inzen 
Primaninterricht  nicht  blos  beaufeichtige,  sondern  ihn  leite.  In  diesem  Sinne 
ist  also  der  Nachsatz  zu  verstehen;  und  damit  hierüber  kein  Zweifel  WLilten 
kann,  beantragen  wir  den  gleichen  Vorbehalt,  wie  er  im  BBeschl.  vom  2.  .TuU 
1875  aufgestellt  wurde  (No.  65).  B  1877  IV  38L 

*)  Nach  der  Vorschrift  in  Art.  79  wählt  die  Schulgemeinde  das  Lehrer- 
personal  nach  dem  jeweiligen  Schulgesetz,  <  mit  Ausnahme  deirjenigen  L+?hrer, 
denen  durch  üebemahme  einer  Pfründe  oder  durch  Vertrag  die  Schule  über- 
Wnden  ist,  flir  so  lange,  als  dieses  Verhältnis  dauert. » 

Der  BR  bemerkt  hiezu:  Nach  Art.  71  der  Verf.  von  1850  wählt  die  Schul- 
gemeinde die  Schullehrer  nach  Massgabe  des  Schulgesetzes.  Ausgenommen  von 
der  Wahl  sind  diejenigen  Schullehrer,  welchen  als  Filialgeistlichen  der  Gemeinde 
diw  Schulwesen  durch  die  Pfrund  selbst  Überbunden  ist.  In  Art.  79  der  neuen 
^  erf.  findet  sich  also  diese  Ausnahme  bestätigt  und  dahin  erweitert,  dass  auch 
solche  Lehrer  ausgenonmien  sind,  denen  durch  Vertrag  die  Schule  Überbund  eu 
ist  für  die  Dauer  dieses  Verhältnisses  ...  Es  ist  anzunehmen,  dass,  wo  immi?r 
die  Anstellung  eines  Lehrers  durch  Vertrag  stattgefunden  hätte,  dieser  Vertrag 
init  dem  Schulgesetz  vom  Jahre  1851  nicht  im  Widerspruche  stehen  dürfe^  und 
^  demnach  nach  der  dreijährigen  Amtsdauer,  welche  das  Gesetz  vorsieht, 
^eder  das  freie  Wahlrecht  der  Gremeinden  eintreten  müsse,  wie  es  die  Verf. 
i^Den  sichert.  Wir  beantragen,  dem  Art.  79  nur  in  diesem  Sinne  die  Gar^intie 
z«  erteilen. 
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dische  Wahl  derjenigen  Lehrer,  welchen  dnrch  üebemahme  einer 
Pfründe  die  Schule  überbunden  ist,  ausgeschlossen  wird,  mit  dem 
Art.  27  der  BV  im  Widerspruch  steht,  indem  derselbe  fordert,  dass 
die  Primai-schule  aussch lieslich  unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll ; 
4.  dass  im  übrigen  diese  Verf.  nichts  enthält,  was  den  Vor- 
schriften der  BV  zuwider  wäre,  vom  Volke  des  Kts.  ünterwalden 
nid  dem  Wald  angenommen  worden  ist  und  zu  jeder  Zeit  revidirt 
werden  kann, 
beschlossen: 

Der  Landrat  von  ünterwalden  nid  dem  Wald  ist  eingeladen, 
die  neue  Verf.  des  Kantons  bezüglich  des  beanstandeten  Art.  79 
mit  der  BV  in  Einklang  zu  bringen  und  den  revidirten  Art. 
nachträglich  vorzulegen. 

Im  übrigen  ist  dieser  Verf.  die  bundesgemässe  Garantie 
erteilt. 

2.  Der  BR  kritisirte  in  seiner  Botsch.  noch  verschiedene  Bestim- 
mungen der  Verf.;  wir  heben  folgende  hervor: 

Art.  3  wurde  vorbehaltlos  genehmigt,  weil  seine  redaktionelle 
Form  mehr  als  sein  Inhalt  zu  beanstanden  sei;  derselbe  besagt: 

Der  Staat  gewährt  der  römisch-katholischen  Kirche,  zu  welcher 
sich  das  Nid  waldner- Volk  in  seiner  grossen  Mehrheit  bekennt,  seinen 
vollen  Schutz,  wie  er  überhaupt  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
und   die  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen   nach   Massgabe 
der  Art.  49  und  50  der  BV  vom  29.  Mai  1874  gewährleistet. 
Art  4,  den  Fortbestand  der  Klöster  und  kirchlichen  Stiftungen 
mit  Vorbehalt  der  Bestimmungen  der  BV  gewährleistend,  wird  vom 
BR  nicht  beanstandet;  der  Bund,  der  eine  Gewährleistung  der  Klöster 
nicht  übernehmen  könne,  müsse  sich  die  aus  Art.  51,  Abs.  2  der 
BV  für  ihn  entspringende  Befugnis  vorbehalten,  das  Gleiche  gelte 
von  den  kirchlichen  Stiftungen:  in  diesem  Sinne  sei  auch  der  Vor- 
behalt der  BBestimmungen  in  Art  4  der  Verf.  zu  verstehen. 


Was  dagegen  den  Teil  des  Art.  79  betrifft,  wodurch  jede  periodische 
Wahl  derjenigen  Lehrer,  denen  durch  üebemahme  einer  Pfründe  die  Schule 
Überbunden  ist,  ausgeschlossen  wird,  so  glauben  wir,  dass  derselbe  mit  dem 
Art.  27  der  BV  im  Widerspruch  stehe,  und  daher  zur  Abänderung  zurückge- 
wiesen werden  mässe.  Die  BV  fordert,  dass  die  Primarschule  ausschliealich 
unter  staatlicher  Leitung  stehen  solle.  Unter  dieser  Leitung  ist  aber  oflFenbar 
nicht  blos  die  oberste  Schulbehörde  zu  verstehen,  sondern  auch  die  Lehrer- 
schaft .  .  .  Dieser  Verfassungsbestimmung  kann  indes  die  eidg.  Garantie  auch 
darum  nicht  gewährt  werden,  weil  sie  ein  Privilegium  zu  Gunsten  der  Geist- 
lichen enthält,  und  der  Art.  27  der  BV  auch  die  Konfessionslosigkeit  der  Schule 
fordert. 
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Nach  Art.  6  sind  den  Eantonsbürgern  und  allen  gemäs  der 
BV  rechtlich  niedergelassenen  Schweizerbürgern  die  gleichen  staats- 
bürgerlichen Rechte  zugesichert;  der  Art.  6  bezieht  sich  nur  auf 
kantonale  Angelegenheiten,  da  die  Stellung  der  Schweiz.  Aufent- 
halter für  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  sich  nach  der  BGesetz- 
gebung  richtet,  was  in  Art.  22  und  33  der  Verf.  ausdrücklich  gesagt 
ist.  In  Uebereinstimmung  hiemit  haben  gemäs  den  Art.  34,  37, 
69,  74  und  79  an  der  Landesgemeinde,  in  den  Gemeinden  und  in  den 
verschiedenen  Abteilungen  derselben  blos  die  im  Kanton  wohn- 
haften Kantonsbürger  und  die  in  demselben  seit  drei  Monaten  nieder- 
gelassenen Schweizerbürger  nach  zurückgelegtem  achtzehnten  Alters- 
jahr Stimmrecht.  Durch  Art.  47  der  BV  ist  aber  auch  die  Zulassung  der 
Schweiz.  Aufenthalter  zur  Ausübung  der  politischen  und  bürgerlichen 
Rechte  im  Grundsatze  ausgesprochen.  Es  erscheint  daher  der  Aus- 
schluss derselben  von  allen  öifentlichen  Angelegenheiten  des  Kantons 
und  der  Gemeinde,  bis  das  in  Art.  47  der  BV  vorgesehene  BG  in 
Kraft  sein  wird,  etwas  hart,  allein  nicht  im  Widerspruch  mit  der  BV. 

Wenn  nach  Art.  46  bei  der  Berechnung  der  Bevölkerung  für  die 
Feststellung  der  Zahl  der  in  jedem  Bezirke  zu  wählenden  Mitglieder 
des  Landrates  die  Ausländer  nicht  in  Betracht  fallen,  so  steht  dies 
nicht  im  Widerspruch  mit  der  BV.      b  1877  IV  378;  vgl.  1873  IV  253. 

IL  Nachtrag  zur  Verfassung  vom  30.  Jan.  1878,  den 
zurückgewiesenen  Art.  79,  Abs.  3  betreffend. 

Zidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  18.  Febr.  1878,  A.  S.  n.  F.  III  828.  — 
Ber.  des  BR  vom  7.  Febr.  1878,  B  1878  I  232;  1879  II  572. 

Der  Landrat  des  Kts.  Unterwaiden  nid  dem  Wald,  der  nach 
Art.  3  der  Uebergangsbestimmungen  zur  KV  die  Vollmacht  erhalten 
hatte,  die  allfällig  von  der  BVers.  beanstandeten  Artikel  von  sich 
aus  zu  ändern,  revidirte  den  zurückgewiesenen  Art.  79  dahin: 

Die  Schulgemeinde    wählt   das   Lehrerpersonal    nach   dem  je- 
weiligen Schulgesetze. 

Der  Art  erhielt  vorbehaltlos  die  eidg.  Gewährleistung. 


Verfassung  des  Kts.  Glarus. 

71.  L  Partialrevision  über  die  §§    30,  31,  46,  47,  68, 
•70,  88,  89,  90,  91,  95  der  Verf.  vom  22.  Mai  1842,  beschlossen  in 
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der  ordentlichen  Landsgemeinde  den   11.  Mai   1873  and  den  3. 

Mai  1874. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Juni  1874,  A-  S.  n.  F.  I  43.  — 
Botsch.  des  BB.  vom  22.  Mai  1874,  B  1874  I  980;  Ber.  der  stftnder.  Komm 
vom  5.  Juni  1874  (A.  Roth),  B  1874  1  1122;  1875  U  565. 

Der  BR,  welcher  die  vorgelegten  revidirten  Verüassungsbest* 
auf  Grund  der  BV  von  1848  prüfte,  empfahl  die  Genehmigung,  die 
Ständer.  Komm,  dagegen  beanstandete  in  ihrem  Ber.  vom  5.  Juni 
1874  (A.  Roth)  die  §§  88  und  89. 

In  §  88  ist,  gegenüber  der  frühem  allgemeinen  Fassung  betr. 
die  Stimmberechtigung  an  der  Kirchgemeinde,  auch  den  Nieder* 
gelassenen  das  Stimmrecht  eingeräumt,  und  zwar  denjenigen 
Kantons-  und  Schwe.izerbürgem  der  betrefienden  Konfession,  welche 
seit  wenigstens  einem  Jahre  in  einer  zur  Kirchgemeinde  gehörigen 
Ortschaft  niedergelassen  sind.  Dieselbe  Berücksichtigung  der  Nieder- 
gelassenen enthält  der  §  89  mit  Beziehung  auf  die  Schulgemeiode 
in  folgender  Fassung: 

Ebenso  besteht  die  Schulgemeinde  aus  sämtlichen  innerhalb  der 
Gemeinde  wohnenden  Schulgenossen,  einschlieslich  derjenigen  dem 
betreffenden  Schalkreise  zugeteilten  Kantons-  und  Schweizerbtirger, 
welche  seit  wenigstens  einem  Jahre  in  einer  Ortschaft  derselben 
niedergelassen  sind. 

Dem  Antrage  der  ständen  Komm,  zustimmend,  hat  dieBVers., 

in  Betracht,  dass  die  abgeänderten  Bestimmungen  der  Verf.  des 
Kts.  Glarus,  die  §§  88  und  89  ausgenonunen,  mit  der  BV  in  keiner 
Weise  im  Widerspruche  stehen,  und  dass  die  in  den  genannten 
§§  88  und  89  enthaltenen,  mit  dem  Art.  43  der  BV  vom  29.  Mai 
1874  im  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen,  insoweit  dieselben 
für  die  Erwerbung  des  Stimmrechts  eine  Niederlassungsdauer  von 
einem  Jahre,  bezw.  von  mehr  als  drei  Monaten  verlangen,  durch 
den  Art.  2  der  üebergangsbest.  ohne  weiteres  als  aufgehoben  be- 
trachtet werden  müssen, 
beschlossen: 

Den  erwähnten  revidirten  Bestimmungen  der  Verf.  des  Kts. 
Glarus  wird  im  Sinne  vorstehender  Erwägungen  die  bundes- 
gemässe  Garantie  erteilt. 

II.  Partialrevision  der  §§  85—90  der  Verf.  vom  2.  Mai 
1842,  beschlossen  in  der  ordentlichen  Landsgemeinde  den  2.  Mai  1880. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeachl.  vom  24.  Juni  1880,  A.  S.  n.  F.  V.  109.- 
—  Botsch.  des  BR  vom  7.  Juni  1880,  B  1880  III  275 ;  1881  U  651. 
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Die  Beyifiion  betrifft  die  Organisation  der  Barch-,  Schul-  und  Armen- 
gemeinde.  Die  Kirchgemeinde  besteht  aus  samtlichen  innerhalb  der  Ge- 
meinde wohnenden  Eirchgenossen,  die  Schulgemeinde  aus  sämtlichen 
innerhalb  der  Gemeinde  wohnenden  Schul  genossen ,  einschlieslich  der- 
jenigffli  Kantons-  xmd  Schweizerbürger  der  betreffenden  Konfession  rösp. 
des  betreffenden  Schulkreises,  welche  seit  wenigstens  drei  Monaten  in 
der  Gemeinde  niedergelassen  sind.  Mit  dieser  Redaktion  ist  dem  Art.  4o 
der  BV  Genüge  geleistet.  Die  Armengemeinde  endlich  besteht  aus  der 
stimmfähigen  ortsbürgerlichen  Einwohnerschaft  eines  Armenkreises. 

B  1880  III  376. 

72*  in.  Verfassung,  beschlossenin  der  ordentlieheu 

Landsgemeinde  den  22.  Mai  1887. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  29.  Juni  1887,  A.  S.  n.  F.  X  101.  — 
Botsch.  des  BR  vom  10.  Juni  1887,  B  1887  III  321;  1888  II  760. 

Die  neue  Verf.,  an  Stelle  tretend  derjenigen  vom  Jahre  1842 
QQd  der  Partialrevisionsbeschlüsse  der  Landsgemeinde  aus  den  Jahren 
1851,  1866,  1873,  1874  und  1880,  enthält  namentlich  in  Betreff  der 
Organisation  und  Befugnisse  der  öflFentlichen  Gewalten  nicht  unbe- 
deutende Aenderungen.  Die  BGarantie  wurde  vorbehaltlos  ausge- 
sprochen. 

Die  Landsgemeinde  selbst  hat  in  ihrer  äussern  Gestaltung  so  wenig 
als  in  ihren  Machtbefugnissen  eine  wesentliche  Aenderung  erfahren. 
Anders  verhält  es  sich  mit  der  Organisation  der  Behörden.  Als  die 
hauptsächlichste  Neuerung  ist  die  Abschaffung  des  seit  einem  halben 
Jahrtausend  als  Landesregierung  amtenden  «Rates»  und  seiner  Kom- 
missionen und  die  Einführung  des  Direktorialsystems  zu  bezeichnen. 
An  Stelle  des  über  40  Köpfe  zählenden  Rates,  der  teils  aus  9  von  der 
Landsgemeinde  gewählten  Mitgliedern  der  Standeskommission  bestand^ 
teils  nach  den  politischen  Gemeinden  von  den  «  Tagwen  >  ernannt  war , 
eines  Verwaltungskörpers,  der  sich  mit  den  Einzelheiten  der  Administration 
nicht  befassen  konnte  und  deshalb  die  Geschäfte  entweder  zur  definitiven 
Erledigung  oder  bei  grösserer  Wichtigkeit  zur  Vorbereitung  einer  Umhe 
von  Kommissionen,  die  aus  seinem  Schoosse  hervorgegangen  waxeij, 
überlies,  ist  ein  einheitlicher,  aus  sieben  Mitgliedern  bestehender  «Re- 
gierungsrat >  getreten.  Das  Kommissionalsystem  wurde  mit  dem  Direktorial- 
system vertauscht.  Infolge  dieser  neuen  Organisation  der  Verwaltung 
mnsste  auch  die  der  Landsgemeinde  am  nächsten  stehende  Behörde,  dei- 
Landrat,  anders  zusammengesetzt  werden.  Bis  jetzt  waren  auf  einen 
Ratsherrn  zwei  Landräte  zu  wählen ;  von  nun  an  haben  die  Wahlgemeinden 
auf  je  500  Seelen  der  Bevölkerung  und  auf  Bruchteile  von  über  250 
je  ein  Mitglied  des  Landrates  zu   ernennen.     Früher  gehörten  die  Mit- 
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glieder  der  Standeskommission,  sowie  die  Ratsherren  dem  Landrate  mit 
Sitz  und  Stimme  von  Verfassungswegen  an ;  nunmehr  wohnen  die  sieben 
Mitglieder  des  Regieningsrates  dem  Landrate  mit  beratender,  nicht  ent- 
scheidender Stimme  bei.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Landrates  wird  in- 
folge der  neuen  Wahlart  und  Zusammensetzung  der  Behörde  von  111 
(von  denen,  abgesehen  von  den  Ratsherren,  68  durch  die  Gemeinden 
gewählt  waren)  auf  67  (Abgeordnete  der  Gemeinden)  heruntergehen. 
Die  Ratsherren  bestehen  nicht  mehr. . . .  Früher  bildeten  der  Landammann, 
der  Landstatthalter  und  ein  Ratsschreiber  von  Yerfassungs  wegen  das 
Biireau  des  Landrates ;  von  jetzt  an  wählt  der  Landrat  sein  Bureau  selbst 
je  auf  ein  Jahr  .  .  . 

Die  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  Bürgern  und  Niedergelassenen 
fand  auf  der  Grundlage  des  faktischen  und  rechtlichen  Zustandes  statt, 
der  sich  nach  Massgabe  der  BV  und  des  Gemeindesteuergesetzes  von 
1877  in  den  Gemeinden  ausgebildet  hat.  Die  c Tagwenverbände »  — heisst 
es  im  Landsgemeinde-Memorial  —  als  die  Jahrhunderte  alten  Vereini- 
gungen zur  Förderung  gemeinsamer  öffentlicher  Ziele  und  Interessen 
bleiben  fortbestehen.  Sie  erweitern  sich  durch  Zuzug  der  Niedergelas- 
senen zur  Ortsgemeinde,  welche  aus  einem  oder  mehreren  Tagwen  zu- 
sammengesetzt sein  kann.  Die  Gemeindeversammlung  besteht  für  alle 
rein  bürgerlichen  Angelegenheiten  aus  den  ortsanwesenden  stimmberech- 
tigten Bürgern  (Tagwenleute) ;  bei  allen  Angelegenheiten  dagegen,  die 
nicht  rein  bürgerlicher  Natur  sind,  haben  auch  die  niedergelassenen 
Schweizerbürger  Stimmrecht.  Den  Gemeinden  ist  es  jedoch  unbenommen, 
durch  Beschluss  der  ortsanwesenden  Tagwenbürger  den  Niedergelassenen 
und  Aufenthaltern  auch  in  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten  das  Stimm- 
recht einzuräumen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Schul-  und  Armengemeinden  lehnen 
sich  an  die  Partialrevision  vom  Jahre  1880  an.  Die  öffentlich  rechtliche 
Stellung  der  Aufenthalter  wird  dahin  präzisirt,  dass  dieselben  nach  drei- 
monatlichem Aufenthalt  als  Niedergelassene  zu  behandeln  sind. 

Die  Revision  der  Verf.,  handelt  es  sich  um  Partial-  oder  Total- 
revision, wird  erleichtert;  über  die  Vorlage  einer  revidirten  Verf.  hat 
sich  künftighin  die  Landsgemeinde  blos  dahin  auszusprechen,  ob  die- 
selbe anzunehmen,  zu  verwerfen  oder  zur  Umarbeitung  an  den  Landrat 
zurückzuweisen  sei.  Man  will  dadurch  verhüten,  dass  individuelle  Anträge 
die  Einheit  und  den  Zusammenhang  des  Werkes  gefährden. 

Endlich  sei  erwähnt :  dass  im  Gegensatz  zur  bisherigen  Verfassungs- 
bestimmung den  Gemeinden  die  Unterstützung  des  Staates  auch  bei  Er- 
richtung und  Erhaltung  von  Sekundär-,  Bezirks-,  Fortbildungs-  und 
gewerblichen  Schulen  zugesichert  wird,  und  daher  zu  Gunsten  der  un- 
bemittelten Armengemeinden  in  ausgiebiger  Weise  der  Staat  zur  Mit- 
hilfe herbeigezogen  wird.  B  1887  III  323. 
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IV,  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Landsgemeinde 
vom  5.  Mai  1889  zu  Art.  26  der  Verf.  betr.  Erweiterung  des  Rechtes 
der  geheimen  Abstimmung. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschL  vom  12.  Juni  1889,  A.  S.  n.  F.  2  S.  1 163.— 
Botsch.  des  BR.  vom  3.  Juni  1889,  B  1889  111  286;  1890  II  135. 

Der  von  der  BVers.  gewährleistete  Beschluss  der  Landsgemeinde 
lautet: 

Art.  26.  Die  Wahlen  und  Abstimmungen  an  der  Landsgemeinde 
geschehen  durch  das  freie  Handmehr. 

Die  Wahlen  der  Mitglieder  des  Landrates  und  des  Gemeinde- 
rates sind  in  allen  Gemeinden  durch  geheime  Abstimmung  vor- 
zunehmen. 

Den  Gemeinden  steht  die  Befugnis  zu,  durch  MehrheitsbescWuss 
auch  für  die  übrigen  von  ihnen  vorzunehmenden  Wahlen  und  Ab- 
stimmungen die  geheime  Stimmabgabe  einzuführen. 

Verfassung  des  Kts.  Zug. 
73.  L  Verfassung  vom  14.,  22.  Dez.  1873. 

üidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Juni  1874,  A.  S.  n.  F.  I  45.  — 
Her.  des  BK  vom  29.  Mai  1874,  B  18741  1112;  Ber.  der  Ständer.  Komm, 
vom  15.  Juni  1874  (Kappeier),  B  1874  II  489;  1875  II  564. 

Die  BVers.  hat  den  17.  Juni  1874,  in  Erwägung, 

1.  Dass  die  (zur  Gewährleistung  vorgelegte)  Verf.  (des  Kts.  Zug 
vom  14.,  22.  Dez.  1873)  von  der  Mehrheit  des  zugerischen  Volkes 
angenommen  worden  ist,  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach 
republikanischen  Formen  sichert  und  revidirt  werden  kann,  wenn 
die  absolute  Mehrheit  des  Volkes  es  verlangt,  in  dieser  Hinsicht 
mitbin  die  Anforderungen  des  Art.  6,  litt,  b  und  c  der  revidirten 
BV  erfüllt  sind,  zumal  dieser  Art.  nach  seinem  Wortlaute  gestattet, 
für  Verfassungsrevisionen  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  und 
nicht  nur  die  Mehrheit  der  in  einem  gegebenen  Falle  stimmenden 
zu  verlangen*); 

*)  Die  Zuger  Verf.  fordert  in  den  §§  31—35,  dass  sich  die  absolute  Mehr- 
heit der  stimmberechtigten  Bürger  des  Kantons  für  Revision  aussprechen  rnuas, 
wenn  dieselbe  an  Hand  genommen  werden  soll,  und  dass  die  absolute  Mehrheit 
^er  Stimmberechtigten  zur  Annahme  der  dem  Volke  vorzulegenden  Revision»- 
arbeit  des  KRates  erforderlich  ist.  Dagegen  wurde  geltend  gemacht,  dass  ea  im 
Sinne  der  BV  Art.  6,  litt,  b  die  Mehrheit  der  Stimmenden  sein  müsse.  Hiezu 
bemerkt  die  Ständer.  Komm.: 

Der  Ausdruck  <  absolute  Mehrheit  derBürger  >  muss  auf  das  ganze  Volk 

bezogen  werden,  a\if  eine  Mehrheit  aUer  Stimmberechtigten.   Die  viel  engere 

edeutung  «  Mehrheit  der  Stimmenden  »  liegt  nicht  in  den  Woi*ten  der  BV; 
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2.  dass  jedoch  .  .  der  Ziff.  a  des  Art.  6  der  BV  nicht  Genüge 
geleistet  ist; 

3.  dass  in  dieser  letztern  Richtung  nachfolgende  Art.  des  zur 
Garantie  vorgelegten  Grundgesetzes  mit  der  revidirten  BV  in 
Widerspruch  treten: 

a.  der  §  3  betr.  die  Glaubensfreiheit,  insofern  derselbe  zwischen 
verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  rücksichtlich  des  staatlichen 
Schutzes  einen  Unterschied  zu  machen  sucht;  weshalb  dieser 
Paragraph  durchaus  nur  im  Sinne  der  Art.  49,  50  und  53  der 
revidirten  BV  ausgelegt  und  angewendet  werden  darf*); 


es  müflste  notwendig  beigefügt  sein,  wenn  darunter  nur  Mehrheit  der  in  einem 
speziellen  Fall  das  Stimmrecht  Ausübenden  gemeint  sein  sollte.  In  letzterm 
Falle  könnte  dann  unter  Umständen  nur  ein  Drittel  oder  ein  Vierteü  des  Volkes 
gesprochen  haben.  Es  ist  anzunehmen,  dass  in  der  Tat,  um  das  bestehende 
Grundgesetz  zu  ändern,  den  Kantonen  gestattet  werden  sollte  als  (dann  aller- 
dings höchste  Zahl)  die  Mehrheit  aller  Stimmberechtigten,  resp  die  Hälfte  mehr 
eine  Stimme  zu  verlangen  ....  Wol  können  die  Kantone  resp.  das  Volk  in 
denselben,  wenn  es  ihm  gefällt,  das  Revisionsrecht  erleichtern,  namentHch  wie 
es  in  den  meisten  Verf.  enthalten  ist,  nur  die  Mehrheit  der  in  casu  Stimmenden 
verlangen,  aber  wir  glauben  nicht,  dass  dies  verfassungsmässige  Garantiefor- 
derung sei.  —  Dass  nach  Zuger- Recht  der  bestehende  KRat  revidiren  muss,  ist 
eine  Bestimmung,  der  wir  sachlich  das  Wort  nicht  reden  möchten,  und  die 
allerdings  mehr  Bedenken  erregt  und  in  höherem  Masse  erregen  müsste,  wenn 
etwa  dem  KRat  gleichzeitig  eine  ungewöhnlich  lange  Amtsdauer  beigelegt 
worden  wäre.  Indessen  bei  der  kurzen  Amtsdauer  von  drei  Jahren  wäre  eine 
Resistenz  dieser  Behörde  doch  nicht  ein  sehr  erhebliches  Hindernis.  Koch  viel 
weniger  können  die  verlangten  1000  Unterschriften  der  Initiauten  unter  dem 
Gesichtspunkt  einer  Verletzung  der  BV  aufgefasst  werden,  B  1874  II  490. 

»)  Der  beanstandete  §  3  lautet :  « Die  christliche  Religion  nach  dem 
römisch-katholischen  Glaubensbekenntnisse  ist  die  vom  Staate  gewährleistete 
Religion.  —  Die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  auch  den  übrigen  christ- 
lichen Konfessionen,  sowie  innerhalb  den  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der 
staatiichen  Ordnung  jeder  andern  Religionsgenossenschaft  zugesichert.»  —  Die 
Ständer.  Komm,  sagt  hiezu: 

Der  §  3  ist  gefasst  im  alten  Stile,  wonach  eine  vorzugsweise  Staatsreligion 
gegründet  wird.  Sind  die  andern  nicht  gewährleistet?  Der  Wortlaut  des  §  «^ 
hat  entweder  nichts  oder  etwas  zu  sagen,  was  der  neuen  VB  nicht  konform 
ist.  Soll  etwa  die  alte  Beerdigungsverordnung  (wonach  die  Leichen  von  Pro- 
testanten aus  dem  ganzen  Eanton  in  der  Regel  auf  dem  protestantischen  Kirch- 
hofe in  Baar  beerdigt  werden  müssen)  unter  diesem  Titel  fortbestehen  (der 
Art.  53  der  BV  lässt  es  nicht  zu)  oder  dergleichen?  Die  revidirte  BV  steht  in 
dieser  Frage  auf  einem  ganz  andern  und  allgemeinen  Boden.  Art  49  fahrt  eine 
allen  Meinungen  gegenüber  gleiche  Sprache.  Es  wäre  also  wünschbar,  dass  der 
Wortlaut  dieses  Art.  3  geändert  würde;  allermindestens  sind  die  konfessionellen 
Art  der  BV  vorzubehalten  und  jede  Auslegung  von  vorneherein  abzulehnen,  die 
denselben  widersprechen  würde,    B  1874  II  492;  vgl.  B  1874  I  111& 
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b.  die  §§  4,  81  und  82,  von  denen  ersterer  den  kirchlichen  Be- 
hörden ein  verfassungsmässiges  Becht  der  Mitsorge  ftlr  den 
Cffentlicben  Unterricht  zuspricht,  der  zweite  das  SchuJgnt  kon- 
fessionellen  Gemeinden  überantwortet  und  auch  nur  katholische 
Schulansässen  in  Schulangelegenheiten  stimmberechtigt  erklärt, 
der  dritte  aucb  für  die  Protestanten  die  Neubildung  konfessio- 
neller Schalgemeinden  verlangt,  —  welche  Bestimmungen  mit- 
hin gegen  Art.  27  der  BV  Verstössen,  welch  letzterer  Art,  die 
öffentlichen  Schulen  ausschlieslich  unter  staatliche  Leitung  stellt, 
und  die  Glaubensgenossen  aller  Bekenntnisse  gleichberechtigt 
in  diese  Schulen  aufgenommen  und  in  ihren  religiösen  Ueber- 
Zeugungen  geschont  wissen  will*); 

c.  die  §§  66  und  70,  welche  die  Todesstrafe  als  zulässige  fiJtraf- 
art  voraussetzen   und  somit  gegen  Art.  65  der  BV  verstotsen; 

d.  die  §§  21  und  77,  von  denen  ersterer  die  kantonalen  Lei^tongeii 
an  die  Wehrpflichtigen  nicht  in  dem  vollen  umfange  Übern imrat , 
wie  es  die  Art.  18  und  20  der  BV  voraussetzen;  der  zweite 
der  kantonalen  Kompetenz  noch  Befugnisse  einräumt,  welche 
Art.  20  der  BV  dem  Bunde  zuteilt, 

b^chlossen: 

Der  KRat  von  Zug  ist  eingeladen,  die  neue  Verf*  dieses 
Kantons  bezüglich  der  beanstandeten  Art.  mit  der  revidirten  BV 
dem  Bunde  nachträglich  vorzulegen.  Im  übrigen  ist  die  vorge- 
legte Verf.  garantirt.  A.  S.  n.  F.  1  45. 


*)  Die  Ständer.  Komm,  bemerkt  hiezu :  Es  ist  evident  klar,  dass  der  ganze 
bisherige  bürgerlich-staatliche  Charakter  der  Schule  konfessionell  gemacht 
werden  soll.  Diese  Konfessionalisirung  der  Schule  ist  nun  dem  Geist^3  und  dem 
Wortlaute  des  Art.  27  der  BV  gänzlich  zuwider.  Dieser  Art.  fordert  nicht  nur 
ausschlieslich  staatliche  Leitung,  sondern  er  will  auch,  dass  die  ^Üentlichen 
Schulen  so  eingerichtet  seien,  dass  sie  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse 
ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  besut.^ht  werden 
können.  Hier  liegt  in  der  Tat  ein  grosses  sachliches  Interesse  vor,  d'Am  gG^en 
diesen  Geist  nicht  diametral  in  den  Kantonen  vorgegangen  werden  könne,  Ea 
wird  und  muss  unter  der  neuen  BV"  die  Frage  entstehen,  ob  selbst  dL^  wo  dit* 
Schulen  bisher  unzweifelhaft  konfessionell  waren,  es  so  bleiben  könne;  aber 
über  jedem  Zweifel  steht,  dass,  wo  die  Sache  bis  jetzt  nicht  so  war,  es  unter 
der  revidirten  BV  nicht  mehr  so  gemacht  werden  kann  und  darf,  B  1874  II  493. 

Der  BR  wollte  den  §§  81  und  82  die  nachgesuchte  Garantie  nkhi  ver- 
sagen, namentlich  weil  ein  formeller  Widerspruch  mit  Art.  27  der  BV  nicht 
bestehe  und  erst  die  zur  Ausführung  notwendigen  Gesetze  möglicherweise  einen 
solchen  Widerspruch  schaffen  könnten,  und  weil  die  Reg.  von  Zug  erklflrt  hatU?. 
dass  §  82  nie  und  nimmer  den  Sinn  habe,  als  beabsichtige  man  die  prateatiwi- 
tischen  Einwohner  zur  Errichtung  eigener  Schulen  zu  zwingen  oder  ihren  Kindern 
den  Besuch  katholischer  Schulen  zu  erschweren,  B  1874  I  1119. 
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IL  Nachtrag  vom  23.  April  1876  zur  Verf.  vom  14.,  22.  Dez. 

1873. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  4.  Juli  1876,  A.  S.  n.  F.  II  368.  — 
Ber.  des  BR  vom  16.  Juni  1876,  B  1876  III  167;  1876  II  241;  1877  II  507. 

Den  2.  Dez.  1875  übermachte  die  Reg.  von  Zug  dem  BR  die 
« revidirten  Art.  der  Verf.  des  Kts.  Zug  vom  14.,  22.  Dez.  1873,»  wie 
sie  den  14.  Nov.  1875  der  zugerischen  Bevölkerung  zur  Annahme 
oder  Verwerfung  vorgelegen  haben.  Gleichzeitig  zeigte  die  Reg.  dem 
BR  an,  dass  zwischen  ihr  und  dem  KRat  eine  Meinungsverschieden- 
heit darüber  entstanden  sei,  ob  die  « revidirten  Art. »  als  vom  Volke 
angenommen  oder  verworfen  zu  betrachten  seien.  Der  KRat  habe 
beschlossen,  es  seien  dieselben  nicht  angenommen;  sie,  die  Reg., 
dagegen  habe  eine  abweichende  Meinung. 

Die  Revisionsarbeit,  wie  sie  durch  den  BBeschl.  vom  17.  Juni 
1S74  erforderlich  geworden  war,  wurde  nämlich  auf  einige  Art.  der 
Verf.  von  1873  ausgedehnt,  welche  durch  den  BBeschl.  nicht  betroffen 
waren.  Bei  der  ersten  und  zweiten  Behandlung  des  von  der  Reg. 
vorgelegten  Entw.  war  der  KRat  einmütig  der  Ansicht,  dass  die 
gleichen  Grundsätze,  welche  für  die  Volksabstimmung  über  den 
gesamten  Verf-Entw.  vom  Jahre  1873  galten,  auch  anläslich  der 
Abstimmung  über  die  revidirten  Art  zur  Anwendung  kommen  müssen, 
wonach  zur  Annahme  des  Entw.  die  Mehrheit  der  wirklich  Stimmenden 
genügt,  während  allerdings  die  neue  Verf.  von  1873  in  §  33  für 
künftige  Revisionen  vorschreibt,  dass  zur  Annahme  eines  Entw.  die 
Mehrheit  sämtlicher  Stimmberechtigten  des  Kantons  notwendig  ist. 

Den  27.  Okt.  1875  beschloss  aber  der  KRat,  in  Abänderung 
seines  Mhern  Beschl,  dass  die  Gemeinden  sich  ohne  weitere  Dis- 
kussion einfach  für  Annahme  oder  Verwerfung  der  KV  auszusprechen 
haben,  und  dass  hierüber  die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  des 
Kantons  entscheidet.  Bei  der  Volksabstimmung  vom  14.  Nov.  sprach 
sich  zwar  eine  Mehrheit  der  Stimmenden,  nicht  aber  eine  Mehrheit 
der  Stimmberechtigten  für  die  Annahme  aus. 

Der  BR  folgte  der  Ansicht  der  Reg.,  welche  in  der  Revision  der 
von  der  B  Vers,  zurückgewiesenen  Bestimmungen  nur  eine  Fortsetzung 
der  Revision  von  1873  erblickte  und  der  Meinung  war,  dass  die  Aus- 
dehnung der  Revision  auf  einige  weitere  Bestimmungen  nicht  anders 
zu  behandeln  sei.  Der  BR  sprach  aber  sein  Bedauern  darüber  aus,  dass 
die  Reg.  ihre  Stellung  nicht  rechtzeitig  durch  Anrufung  der  Blnstanz 
gewahrt  hat.  Weil  jedoch  im  offiziellen  Blatte  des  Kantons  den  stimm- 
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fähigen  Bürgern  ausdrücklich  eröffnet  worden  ist,  dass  die  Annahme 
des  Entw.  davon  abhängig  sei,  dass  die  Mehrheit  der  Stimmberech- 
tigten mit  ja  stimme,  hielt  es  der  BR  für  unzweifelhaft,  dass  der 
Entw.  als  für  einmal  abgelehnt  zu  betrachten  sei;  denn  ein  gegen- 
teiliges Verfahren  hätte  sich  geradezu  als  eine  Täuschung  der 
Stimmberechtigten  dargestellt. 

Der  BR  erklärte  der  Reg.,  dass  die  Abstimmung  vom  14.  Nov.  1875 
als  resultatlos  zu  betrachten  sei,  und  dass  daher  eine  neue  Abstim- 
mung anzuordnen  sei,  bei  welcher  alsdann  zur  Annahme  des  Entw. 
die  Mehrheit  der  wirklich  Stimmenden  genüge  in  Uebereinstimmung 
mit  der  regierungsr.  Ansicht,  dass  es  sich  lediglich  um  eine  Fort- 
setzung und  Ergänzung  der  Abstimmung  vom  Dezember  1873  handle. 

Die  Wiederholung  der  Volksabstimmung  über  die  vom  KRat 
den  12.  Juli  1875  revidirten  Verf-Best.  fand  auf  Grund  eines  Beschl. 
des  KRates  vom  23.  März  1876  den  23.  April  1876  statt;  bezüglich 
der  vom  Bunde  zurückgewiesenen  Art.  und  einiger  weniger  andern 
verlangten  Reg.  und  KRat  von  Zug  für  die  Annahme  die  Mehrheit 
der  Stimmenden;  dagegen  verlangten  Reg.  und  KRat  ebenso  über- 
einstimmend die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  für  Annahme  einer 
Reihe  weiterer  abgeänderter  Verf-Best.  in  Anwendung  der  Vorschriften 
der  Verf.  von  1873.  Diese  letztern  Art.  erhielten  nicht  die  nötige 
Stimmenmehrheit,  wol  dagegen  jene  erstem.  Den  15.  Mai  1876  erklärte 
der  KRat  dieselben  für  angenommen,  und  die  BVers.  erteilte  den- 
selben den  4.  Juli  1876  die  verfassungsmässige  Garantie*). 

B  1876  III  167. 


*)  Die  oben  mitgeteilten,  zunächst  zurückgewiesenen  Bestimmungen  lauten 
in  der  von  der  BVers.  genehmigten  Fassung: 

§  3.  Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  sowie  die  freie  Ausübung  gottes- 
dienstlicher Handlungen  werden  nach  Massgabe  der  Art.  49 — 52  der  BV  vom 
29.  Mai  1874  gewährleistet. 

§  4.  Der  Kanton,  unterstützt  von  den  Gemeinden,  sorgt  unter  Beobachtung 
des  Art.  27  der  BV  für  den  öffentlichen  Unterricht. 

Die  Errichtung  von  Privatschulen  und  Privatlehranstalten  ist  gewährleistet, 
soweit  dieselben  den  Primarunterricht  betreffen,  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Art  27,  Abs.  2  der  BV  vorbehalten. 

§§  81  und  82  sind  fallen  gelassen  worden,  ebenso  die  §§  66  und  70;  die 
§§  21  und  77  wurden  gleichfalls  in  Einklang  mit  den  Bestimmungen  der  BV 
gebracht. 
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III.  Partialrevision,  vom  Volke  den  30.  Okt.  1881  angenommen, 
ZVL  den  §§  29,  31,  38,  41,  42,  46,  48  der  Verfassung.) 

Eidg.  GewfthrleistTiiig  durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1881,  A.  8.  n.  F.  V  909.  — 
Botsch.  des  BR  vom  29.  Nov.  1881,  B  1881  IV  518;  1882  II  737. 

Für  Abstimmungen  über  Verfassungsrevisionen  und  Gesetze  ist  infolge 
dieser  Partialrevision  (vom  KBat  den  81.  Aug.  1881  beschlossen,  vom 
Volke  den  30.  Okt.  gl.  J.  angenommen)  nicht  mehr  die  Zahl  der  Stimm- 
berechtigten, sondern  die  Zahl  der  Stimmenden  massgebend. 

B  1881  IV  518. 

Verfassung  des  Kts.  Freiburg. 

75.  Partialrevision,  durch  Dekret  vom  17.  Aug.  1874,  vom 
Volke  angenommen  den  27.  Sept  1874,  zu  Art  22  der  Verf.  vom 
7.  Mai  1857  betr.  Festsetzung  der  Wahlkreise. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Sept  1875,  A.  S.  n.  F.  I  725.— 
Ber.  des  BR  vom  15.  Jan.  1875,  B  1875  I  158;  weiterer  Ber.  des  BR  vom 
4.  Sept.  1875,  B  1875  IV  236;  1876  H  240.  Vgl.  No.  59« 

Das  Eomite  des  Volksvereins  im  Kt.  Freiburg  stellte  das  Gesuch, 
die  BBehörden  möchten  dem  revidirten  Art.  22  der  Verf.  des  Kts. 
Freiburg  die  Grenehmigung  nicht  erteilen;  denn  die  Art.  5  und  6  der 
BV  fordern  offenbar,  dass  die  kantonalen  Verf.  in  keiner  Weise  die 
freie  Ausübung  der  politischen  Recht«  beeinträchtigen  dürfen,  und 
dass  in  Repräsentativkantonen,  wie  Freiburg,  jedem  Teil  des  Landes 
die  Möglichkeit,  repräsentirt  zu  sein,  gesichert  sein  müsse.  Das  zur 
Genehmigung  vorgelegte  Verfassungsdekret  haber  abe  keinen  andern 
Zweck,  als  die  Minderheit  bei  den  Wahlen  zu  unterdrüciken,  und 
sie  somit  von  der  Repräsentation  auszuschliesen;  dieses  Resultat 
werde  durch  die  im  angefochtenen  Dekret  sanktionirte  künstliche 
Einteilung  der  Wahlkreise  erreicht. 

Weder  der  BR,  noch  dieBVers.  traten  der  Auffassung  der  Petenten 
bei,  die  BVers.  genehmigte  vielmehr  den  revidirten  Art.  22.  Der 
BR  sagt  in  seinem  Ber.: 

Durch  das  Wahlgesetz  des  Kts.  Freiburg  vom  22.  Mai  1861  ist  der 
Kanton  in  die  gleichen  sieben  Wahlkreise  eingeteilt  worden,  welche  das 
Dekret  vom  27.  Sept.  1874  sanktionirt,  und  welche  schon  im  Gesetz 
vom  12.  Mai  1858  als  Verwaltungsbezirke  aufgestellt  worden  sind.  Der 
einzige  unterschied  ist  der,  dass  diese  Kreiseinteilung  bis  anhin  blos  durch 
die  Gesetzgebung  festgestellt  war,  während  sie  jetzt  zum  Bestandteil 
der  Verf.  selbst  gemacht  wird.  Sicher  ist,  dass  diese  Aenderung  an  dem 
seit  1861  auch  von  den  Petenten  anerkannten  Zustande  nichts  ändert  .  . 
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Wenn  wir  auch  als  möglich  zageben  müssen,  da^s  in  dieser  Ein- 
ieilung  die  gegenwärtige  liberale  Minderheit  hoffiiungslos  aufgehe,  so 
können  wir  doch  nicht  finden,  dass  dadurch  die  BV  verletzt  sei,  da  die 
letztere  nicht  die  Repräsentation  politischer  Parteien,  sondern  nur  die 
Bepräsent-ation  des  Volkes  kennt.  Wenn  nun  die  Bevölkerungszahl  eines 
Kantons  die  Abstimmung  in  einem  einzigen  Kreise  nicht  als  praktisch 
erscheinen  lässt,  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  dieselbe  in  Kreise 
abzuteilen  und  eine  Verhältniszahl  aufzustellen,  nach  welcher  die  B.eprä- 
sentation  zu  wählen  ist.  Nun  kommt  hiebei  fast  überall  vor,  dass  kleine 
Bruchteile  in  eiazelnen  Kreisen  bestehen,  die  nicht  mehr  zu  einer  spezi- 
ellen Vertretung  zugelassen  werden  können.  In  ähnlicher  Weise  verhält 
€s  sich  auch  mit  einzelnen  politischen  Richtungen.  So  wenig  als  jene 
Minderzahl  sich  über  Verletzung  der  Rechtsgleichheit  beklagen  kann, 
ebensowenig  ist  es  den  in  Minderheit  befindlichen  politischen  Fraktionen 
möglich,  eine  besondere  Berücksichtigung  zu  verlangen. 

B  1875  IV  241,  247. 

Verfassung  des  Kts.  Soiothurn. 

76»  I.  Verfassung,  beschlossen  den  13.  Nov.  1875,  vom 
Volke  angenommen  den  12.  Dez.  1875. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  21.  März  1876,  A.  S.  n.  F.  II 114.— 
Botfich.  des  BR  vom  23.  Febr.  1876,  B  1876  I  497;  1877  II  506. 

Die  eidg.  Gewährleistung  wurde  vorbehaltlos  ausgesprochen; 
€in  in  einer  Eingabe  aus  dem  Kt.  Solothum  vom  20.  Dez.  1875 
gestelltes  Begehren  auf  Verweigemng  der  Genehmigung  hinsichtlich 
der  §§  12  und  14  der  Verf.  wurde  abgelehnt. 

Der  BR  begründete  in  der  Botsch.  den  Antrag  auf  Ablehnung 
dieses  Begehrens  in  folgender  Auseinandersetzung: 

1)  §  12  lautet: 

Der  gesamte  im  Kanton  erteilte  Unterricht  steht  unter  der 
Aufsicht  des  Staates. 

Die  vom  Staate  und  den  Gemeinden  errichteten  und  unterhaltenen 
Primarschulen  und  weitem  Unterrichtsanstalten  stehen  ausschlieelich 
unter  staatlicher  Leitung. 

Wer  eine  nicht  vom  Staate  geleitete  Schule  oder  ünterrichts- 
anstalt  halten  will,  hat  hieftlr  die  staatliche  Bewilligung  einzuholen. 

Der  Besuch  der  öffentlichen  Primarschule  ist  unentgeltlich  und 

—  gestetzliche  Ausnahmefälle  vorbehalten  —  obligatorisch. 

Dieser  §  12,    welcher  im  dritten  Satze  für  die  Errichtung  einer 

nicht  vom  Staate  geleiteten  Schule  oder  Unterrichtsanstalt  die  Einholung 

der   staatlichen  Bewilligung  vorschreibt,   wird  im  wesentlichen   unter 


Digitized  by  VjOOQIC 


176  Teü  I.    Kapitel  3.    §  IL    No.  »B» 

Berufung  auf  Art.  31  der  BV  angefochten,  welcher  die  Freiheit  des 
Handels  und  der  Gewerbe  gewährleistet.  Abgesehen  nun  davon,  dass  die 
Betreibung  von  Gewerben  nicht  absolut  schrankenlos  aufzufassen  ist,  viel- 
mehr die  litt,  e  (früher  c)  des  Art.  31  ausdrücklich  Verfugungen  über  Aus» 
Übung  von  Handel  und  Gewerben  dem  Staate  vorbehält,  ist  die  Leitung 
von  Schulen  und  ünterrichtsanstalten  nicht  ein  Gewerbe  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes,  das  lediglich  in  die  Sphäre  der  Privattätigkeit  f^Ut. 
Der  moderne  Staat  hat  die  Erziehung  der  Jugend,  als  aus  dem  Bedürfnisse 
Aller  hervorgehend,  als  seine  Aufgabe  aufgefasst  und  seiner  besonderen 
Obsorge  unterstellt.  Wie  er  auf  der  einen  Seite  mit  seinen  Mitteln  ein- 
zustehen hat,  dass  die  gesamte  Bevölkerung  das  für  das  Leben  unent- 
behrliche Mass  von  Schulbildung  erhalte,  ist  er  auf  der  andern  Seite  auch 
berechtigt,  sich  zu  vergewissem,  dass  unter  allen  Umständen  der  Zweck 
erreicht  werde  und  Jedermann  die  erforderliche  Ausbildung  erlange.  Es 
folgt  daraus,  dass  Privaterziehungsanstalten  zwar  können  zugelassen 
werden,  dass  aber  der  Staat  berechtigt  ist,  über  dieselben  eine  Kontrole 
auszuüben  und  von  Anfang  an  ausreichende  Garantien  hinsichtlich  ihrer 
Leitung  und  des  zu  erteilenden  Unterrichts  zu  verlangen.  Vorsteher  und 
Lehrer  dürfen  und  müssen  angehalten  werden  können,  über  ihre  sittliche 
und  wissenschaftliche  Befähigung  zur  Unterrichtserteilung  sich  bei  der 
Staatsbehörde  auszuweisen;  ebenso  unterliegen  Lehrziel,  Lehrplan  und 
Schuleinrichtungen  dem  Einspruchs-  bezw.  dem  Genehmigungsrechte  des 
letztern. 

Auf  diesem  Boden  steht  der  angefochtene  Art.  der  Solothurner 
Verf.  und  befindet  sich  sowol  im  Einklänge  mit  der  obigen  Betrachtung, 
als  auch  mit  Art.  27  der  BV,  die  bekanntlich  die  Anforderung  an  die 
Kantone  stellt,  das3  der  Primarunterricht  in  den  Kantonen  ausschlieslich 
unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll.  Dieser  Art.  wurde  bei  Anlass  der 
Genehmigung  der  Luzerner  Verf.  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1875 
dahin  erläutert,  dass  der  gesamte,  somit  auch  der  in  Privatschulen  er« 
teilte  Primarunterricht  unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll  (No.  65)- 
Wenn  Solothurn  dieses  Requisit  über  die  Primarstufe  hinaus  auf  den  weiter 
folgenden  Unterricht  ausdehnt,  so  besitzt  es  hiezu  das  Recht  der  Auto- 
nomie, weil  die  BV  den  höhern  Unterricht  in  den  Kantonen  nicht  berührt, 
und  es  ist  auch  materiell  nichts  dagegen  einzuwenden,  weil  nicht  ein- 
zusehen ist,  warum  der  vom  Bunde  ausdrücklich  anerkannte  Grundsatz 
nicht  in  allen  Schulstufen  zur  Anwendung  gebracht  werden  könnte. 

Ebensowenig  verstösst  die  angefochtene  Verfassungsbestimmung 
gegen  den  Art.  49  der  BV,  der  von  den  Rekurrenten  in  zweiter  Linie 
angerufen  wird.  Es  handelt  sich  um  die  Erteilung  des  bürgerlichen, 
und  keineswegs  des  religiösen  Unterrichts,  der,  soweit  er  dogmatisch  ist, 
den  Konfessionen  und  Religionsgenossenschaften  überlassen  werden  solL 
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Allein  auch  in  letzterer  Beziehung  darf  dem  Staate  ein  gewisses  Mass 
Ton  Aufsichtsreeht  nicht  bestritten  werden,  um  nötigenfalls  im  Interesse 
der  öffentlichen  Ordnung  und  der  guten  Sitten  und  zur  Aufrechterhaltung 
des  Friedens  einschreiten  zu  können. 

2)  §  14  lautet: 

Der  Gesetzgebung  ist  vorbehalten,  Über  die  äussere  Organisation 
der  kirchlichen  Genossenschaften  und  deren  Vermögensverwaltung 
Bestimmungen  aufzustellen. 

Auf  die  bundesr.  Botsch.  und  die  Verhandlungen  der  eidg.  R^te 
in  Beziehung  auf  die  Verf.  des  Kts.  Basel-Stadt  (No.  78)  verweisend, 
betonte  der  BR  des  weitern:  dass  selbst  das  gemeine  Recht  die  Kor- 
porationen, Genossenschaften  und  Gesellschaften  aller  Art  unter  die  Auf- 
sicht und  das  Gesetzgebungsrecht  des  Staates  stellt  und  ihm  die  Kom- 
petenz einräumt,  nicht  nur  die  Statuten  zu  prüfen  und  zu  genehmigen. 
sondern  selbst  gesetzgeberisch  einzugreifen.  Bis  auf  die  Linie,  wo  der 
(Haube  und  das  innere  religiöse  Leben  beginnt,  erscheinen  uns  auch  die 
religiösen  Genossenschaften  als  den  gleichen  Regeln  unterworfen,  und  die 
staatliche  Gesetzgebung  als  durchaus  berechtigt,  über  ihre  äusseren  f!e* 
Ziehungen  zur  bürgerlichen  Gesellschaft  im  Allgemeinen,  zu  dem  Vr- 
ganismus  des  Staates,  zu  den  übrigen  Genossenschaften  etc.  VorschrÜten 
zu  erlassen.  Als  solche  äussere  Rechtsverhältnisse  wurden  im  Solotharner 
Verfassungsrate  bezeichnet:  die  Territorialbegrenzung  der  Kirchgemeinden, 
Stimmrecht  in  Kirchensachen,  Modus  der  Wahl  und  Amtsdauer  der  Geist- 
lichen, Plazet  des  Staates  für  gewisse  kirchliche  Bekanntmachutig^n. 
Organisation  der  Kirchen-  und  Synodalbehörden,  Befugnisse  der  Behörden 
in  temporalen  Angelegenheiten,  Beziehungen  zu  den  lokalen  uod  Staats- 
behörden, Vorschrilten  über  den  Gebrauch  der  Kirchen,  Verwendung 
der  Kirchengüter  u.  s.  w.  Fügt  man  obiger  Aufzählung  den  Anschlugt 
an  einen  Bistumsverband  an,  was  die  Opposition  in  Solothurn  in  dem  von 
ihr  angefochtenen  Artikel  gemeint  wissen  will,  so  ist  dennocli  sofort  ein- 
leuchtend, dass  alle  die  berührten  Verhältnisse  den  Glauben  und  die 
religiöse  Ueberzeugung  oder  die  Kultusfreiheit  in  keiner  Wei^e  antasten» 
so  wenig  als  die  Bestimmung  der  BV  (Art.  50,  Abs.  4),  die  althistorischeü 
Recht  ist,  dass  die  Errichtung  von  Bistümern  auf  schweizerifichem  Gebiete 
der  Genehmigung  des  Staates  bezw.  des  Bundes  unterliege. 

3)  Als  Hauptpunkte,  in  welchen  die  Verf.  das  bisherige  Ver- 
fassuDgsrecht' änderte,  sind  zu  nennen: 

Bei  kantonalen  Abstimmungen  und  Wahlen,  ferner  in  Gemeinde- 
angelegenheiten (mit  Ausschluss  der  rein  bürgerlichen  und  korporativen) 
sind  stinunberechtigt  nach  vollendetem  20.  Altersjahr:  die  Kantonsbürger» 
die   niedergelassenen   Schweizerbürger   und   die  schweizei-ischen  AufVnt^ 

12 
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halter,  letztere  nach  3  Monaten  von  der  Abgabe  der  Ausweisscbriften 
angerechnet  in  kantonalen,  nach  Ablauf  eines  Jahres  in  Gemeindesachen. 
Das  Gemeindegesetz  vom  28.  Okt.  1871,  wesentlich  noch  auf  dem 
Bürgerprinzip  beruhend,  gewährte  den  Niedergelassenen  in  Gemeinde- 
saehen nur  für  Steuerangelegenheiten  ein  Stimmrecht  und  schloss  die 
Aufenthalter  vom  Stimmrecht  aus.  —  Die  Verf.  enthält  ferner  eine  Ver- 
mehrung der  direkten  Volkswahlen  und  beseitigt  die  sog.  Wahlbehörde, 
bestehend  aus  Reg- Bat  und  10  Zuzügem  aus  den  Wahlbezirken.  Sie  normirt 
das  Finanzwesen  in  der  Weise,  dass  ein  Voranschlag  die  jährlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  des  Staates  festzustellen  hat,  dass  Bestimmungen 
über  Besteuerung  Sache  der  Gesetzgebung  sind  und  der  Volksgenehmigung 
unterliegen,  dass  nur  das  reine  Vermögen  und  das  reine  Einkommen 
mit  direkten  Steuern  belastet  werden  kann,  dass  geringe  Vermögen  arbeits- 
unfähiger Personen,  sowie  der  zum  Leben  unbedingt  notwendige  Betrag 
des  Einkommens  steuerfrei  sind,  und  dass  der  Steuerwert  des  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitzes  mit  Rücksicht  auf  die  geringere  Ertrags- 
nihigkeit  und  bereits  geschehene  Leistungen  desselben  an  den  Staat  (Los- 
kauf von  Zehnten  und  Bodenzinsen)  angemessen  herabzusetzen  ist.  Diese 
letztere  Bestimmung,  die  in  ähnlicher  Weise  sich  in  verschiedenen  kant. 
Steuergesetzen  vorfindet,  bezeichnet  der  BB  als  eine  die  Rechtsgleichheit 
nicht  verletzende  Bestimmung,  indem  sie  lediglich  eine  billige  Wertung 
und  Berücksichtigung  eines  Steuerfaktors  in  sich  schliesst. 

77.  11.  Verfassung,  den  1.  Okt.  1887  beschlossen,  vom  Volke 
den  23.  Okt.  1887  angenommen. 

Kidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1887,  A.  S.  n.  F.  X  421.  - 
Botßch.  des  BR.  vom  5.  Dez.  1887,  B  1887  IV  781;  1888  II  760. 

Die  Verf.  charakterisirt  sich  durch  Ausdehnung  der  direkten  Volks- 
wahlen (so  geht  auch  der  Reg-Rat  aus  direkter  Volkswahl  hervor)  und 
durch  Erweiterung  der  Initiative  (Vorschlagsrecht).  Bei  der  Wahl  sämtlicher 
staatlicher  Behörden  sollen  die  verschiedenen  Parteirichtnngen  möglichst 
berücksichtigt  werden.  Die  staatliche  Bestätigung  der  definitiven  Pfarr- 
wahlen fällt  weg ;  die  Kirchgemeinde  selbst  umfasst  sämtliche  in  einem 
Kirchgemeindebezirk  wohnenden  Konfessionsangehörigen;  diese  wählen  zur 
Besorgung  der  Gemeindeaugelegenheiten  Kirchgemeinderäte,  und  können 
sich  zu  einer  gemeinsamen  Organisation  (Synode)  unter  Vorbehalt  re- 
gio rungsrätlicher  Genehmigung  verbinden.  Die  Armenunterstützung  liegt, 
wie  bisher,  der  Heimatgemeinde  ob,  mit  Ausnahme  der  durbh  das  BGesetz 
\^om  22.  Juni  1875  (A.  S.  n.  F.  I  743,  Wolf  I  155)  festgesetzten;  diese 
trifft  die  Einwohnergemeinde.  —  Für  die  Steuerpflicht  wird  der  Grund- 
satz einer  massigen  Progression  festgesetzt,  der  Steuerwert  des  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitzes   wird   bis  zu  einer  Revision  der  bestehenden 


Digitized  by  VjOOQIC 


Oewährleistung  kantonaler  Verfassungen.    Solothurn.  ßasel-Stadt,      179 

Kataster-Schätzung  um  30  ®/^  reduzirt,  und  der  Eigentümer  eines  land- 
wirtschaftlichen Grundbesitzes  kann  einen  verhältnismässigen  Nachlass 
der  Steuer  fordern,  wenn  der  gewöhnliche  Ertrag  infolge  aus^erordent* 
licher  Unglücksfälle  einen  beträchtlichen  Abbruch  erleidet  (vgl  eidg,  OR 
Art.  308).  Die  Stimmberechtigung  verpflichtet  zu  einem  massigen,  auf 
Alle  gleich  zu  verlegenden  Beitrag  an  die  öffentlichen  Lasten,  l}w 
Eb-bschaflssteuer  wird  bis  zu  einem  Maximum  von  24®/^  des  reinen 
Erbschaftßbetrages  erhöht.  ■—  Für  die  Entscheidung  von  streitigen 
Rechtsverhältnissen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  sollen  göwerl]»- 
liehe  Schiedsgerichte  eingeführt  werden.  Gegen  Wucher  sind  strenf^ere 
Strafbestimmungen  zu  erlassen;  als  Wucher  sollen  bestraft  werden: 
Forderungen  von  mehr  als  3  ®/q  jährlich  über  den  jeweiligen  offiziellen 
Zinsfuss  der  Solothnmer  Eantonalbank  für  Zins,  Kommission  und  Pro- 
vision. —  Der  Staat  übernimmt  endlich  eine  Reihe  volkswirtschaftlifi^her 
Aufgaben:  die  Ueberwachung  der  öffentlichen  Gesundheitspfiege,  die 
verschärfte  sanitätspolizeiliche  Kontrole  des  Wirtschaftsgewerbes,  die 
Förderung  des  Versicherungswesens,  die  Unterstützung  des  gewerblichen 
und  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens,  der  Bestrebungen  für 
Bodenverbesserung,  Güterzusammenl^ung,  Korrektionen,  AuÜ^orj^tungen, 
u.  s.  w. 

Verfassung  des  Kts.  Basel-Stadt. 

78.    I.  Verfassung  vom   10.  Mai  1875,  vom  Grossen  Rat 
den  19.  April  1875,  vom  Volke  den  9.  Mai  1875  angenommen, 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1875,  A  S.  n.  F.  I  590.  — 
Botsch.  des  BR  vom  28.  Mai  1875,  ß  1875  HI  285,  und  nachträgüeher 
Ber.  des  BR  vom  25.  Juni  1875,  B  1875  III  614;  Berichte  der  Komm, 
des  StR  vom  28.  Juni  1875,  Ber.  der  Mehrh.  (Droz),  B  1875  III  958,  Ber. 
der  Minderh.  (Lusser),  B  1875  III  695;  1876  II  241. 

1)  Der  Vorstand  der  römisch-katholischen  Gemeinde  in  Basel- 
Stadt  hatte  den  8.  Juni  1875  Protest  bei  den  BBehörderi  eingelegt 
gegen  den  §  12  der  Verf.  des  Kts.  Basel-Stadt  und  verlangte^  dass 
diesem  Paragraphen,  soweit  er  die  katholische  Kirche  betrilft,  die 
^idg.  Gewährleistung  versagt  werde. 

§  12  lautet: 

Die  reformirte  und  die  katholische  Kirche  erhalten  durch  GesetÄ 
ihre  äussere  Organisation,  nach  welcher  sie  unter  Oberautsicht  des 
Staates  ihre  Innern  konfessionellen  Angelegenheiten  selbständig  ordnen. 
Ihre  Geistlichen  und  ihre  kirchlichen  "Vertreter  wählen  die  za  jeder 
Kirchgemeinde  gehörigen,  in  Gemeindeangelegenheiten  stimmfähigen 
Schweizerbürger. 
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Der  Eintritt  in  diese  Kirchen,  sowie  der  Austritt  aus  den- 
selben steht  jedem  Staatsangehörigen  bedingungslos  offen.  Das  Gesetz 
wird  bestimmen,  w^ann  Neueintretende  die  Stimmberechtigung  erbalten. 

Der  Staat  bestreitet  die  Kultusbedürfnisse  dieser  Kirchen  und 
zwar  mit  Rücksicht  auf  die  zu  jeder  Kirche,  resp.  jeder  durch  die 
Organisation  anerkannten  kirchlichen  Gemeinschaft  gehörigen  Mit- 
glieder. 

Die  römisch-katholische  Gemeinde  selbst  hatte  den  23.  Mai  1875 
beschlossen  zu  erklären: 

Sie  könne,  ohne  dem  katholischen  G-lauben  untreu  zu  werden., 
sich  diesem  §  12  nicht  unterziehen  und  werde  es  daher  auch  nicht; 
sie  wolle,  gestützt  auf  ihr  Recht  und  auf  die  Gewähr  der  BV, 
eine  freie  römisch-katholische  Gemeinde  sein  und  bleiben.  Der 
Reg.  von  Basel-Stadt  sei  hievon  Mitteilung  zu  machen  und 
dabei  die  Erwartung  auszusprechen,  der  Staat  werde  die  römisch- 
katholische Gemeinde  im  Fortbestande  nach  bisheriger  Weise  nicht 
stören.  B  1875  III  695,  696. 

Die  eidg.  Gewährleistung  wurde  entsprechend  dem  Antrag  des 
BR  und  der  Mehrheit  der  Komm,  des  StR  der  neuen  Verf.  vor- 
behaltlos erteilt;  ein  Minderheitsantrag  der  Komm,  des  StR,  wonach 
§  12,  soweit  derselbe  die  katholische  Kirche  betrifft,  von  der  Ge- 
währleistung ausgeschlossen  worden  wäre,  wurde  von  der  BVers. 
abgelehnt. 

Dieser  Antrag  der  Minderheit  stützte  sich  darauf,  dass  §  12  der 
Verf.  von  Basel-Stadt  mit  den  Vorschriften  der  Art.  49,  50  und  5<) 
der  BV  im  Widerspruch  stehe,  indem 

a.  durch  die  staatliche  Organisation  der  katholischen  Kirche, 

b.  durch  den  Ausschluss  der  ausländischen  Mitglieder  der  römisch - 
katholischen  Gemeinde  in  Basel  vom  Stimmrechte  in  Sachen 
dieser  Gemeinde, 

c.  durch  die  Bestimmung  des  bedingungslosen  Eintrittsrechtes  in 
die  katholische  Kirche  für  jeden  Staatsangehörigen 

die  durch  die  BV  gewährleistete  Glaubens-  und  Gewissens-,  sowie  die 
Kultusfreiheit  und  bezw.  auch  die  Vereinsfreiheit  der  römisch-katholischen. 
Religionsgenossenschaft  von  Basel- Stadt  verletzt  werden,  ß  1875  III  705. 

Die  Mehrheit  der  Ständer.  Komm.  (Droz)  dagegen  begründete 
ihren  Antrag  wie  folgt: 

Die  von  den  Petenten  angerufene  BV  gewährleistet  in  Art.  49  und 
50  drei  wolgesonderte  Prinzipien: 
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1.  die  individuelle  Freiheit,  in  Religionssachen  zu  glauben  und  zu 
praktiziren,  was  man  will ; 

2.  die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  innert  den 
Schranken  der  öifentichen  Ordnung  und  der  Sittlichkeit; 

3.  das  Recht  der  Kantone  und  des  Bundes,  die  äussern  Beziehungen 
der  Religionsgenossenschaften  unter  sich  und  mit  dem  Staate  zu  normireu. 

Es  ist  klar,  dass  diese  Rechte  und  Freiheiten  einander  gegenseitig 
bekräftigen.  Was  ist  die  Glaubensfreiheit  ohne  die  Freiheit  des  Kultus? 
Und  was  ist  die  Freiheit  des  Kultus,  wenn  der  Staat  nicht  bereit  ist. 
sie  zu  schützen  oder  auch  zu  beschränken,  falls  sie  in  Zügellosigkeit 
auszuarten  droht?  Gewisse  Personen  und  gewisse  Konfessionen  ver- 
wechseln allzu  oft  die  Freiheit  des  Kultas  und  die  Gewissensfreih^^it, 
Allerdings  ist  die  eine  ein  Ausfluss  der  andern;  aber  die  eine  steht 
höher  als  die  andere.  Die  Gewissensfreiheit  steht  über  der  Freiheit  des 
Kultus,  und  Sache  dds  Staates  ist  es,  darUber  zu  wachen,  dass  nicht  nur 
Jede,  etwa  den  Vorwand  freier  Ausübung  der  Kulte  vorschützende.  Störung 
der  öffentlichen  Ordnung  unterbleibe,  sondern  auch  und  hauptsächlich , 
da^  die  Gewissensfreiheit  der  Bürger,  seien  es  Geistliche  oder  Nicht- 
t^'eistliche,  nicht  angetastet  werde. 

Diese  Grundsätze  scheinen  uns  durch  die  Verf.  von  Basel-Stadt 
Tollständig  gewahrt  zu  sein. 

Die  Petenten  bestreiten  dem  Staate  hauptsächlich  das  von  ihm  in 
Anspruch  genommene  Recht,  die  äussere  Organisation  der  katholischen 
Kirche  zu  normiren.  Die  Mehrheit  der  Konun.  verwirft  durchaus  die 
Theorie  der  Rekurrenten.  Wer  nur  ein  wenig  die  Geschichte  der  Be- 
ziehungen der  Kirche,  sowol  der  reformirten  als  der  katholischen,  zum 
Staate  kennt,  weiss,  dass  der  Staat  sich  von  den  Fragen  der  äussern 
Organisation  der  Kirchen  nicht  ganz  fernhalten  kann,  und  dass,  wenn 
-er  das  tut,  es  immer  nur  zum  grössten  Nachteil  der  öffentlichen  und 
individuellen  Interessen  geschieht. 

Zwei  Systeme  fanden  nach  einander  auf  die  Beziehungen  der  Kirche 
zum  Staate  Anwendung.  Das  eine  angewendet  auf  die  katholische  Kirche 
ist  das  System  der  Konkordate,  welches  noch  in  den  meisten  auswar- 
tigen  Ländern  und  Schweizerkantonen  fortbesteht,  —  ein  System  voll 
V'erschweigungen  und  Misverständnissen,  bei  welchen  die  Kirche  alles 
nach  dem  kanonischen  Rechte  und  der  Staat  alles  nach  den  Grundsäti^en 
des  gemeinen  Rechts  regeln  will. 

Der  Katholizismus  ist  eine  internationale  Kirche.  Die  Länder,  welche 
sich  von  den  äussern  Einflüssen  emanzipiren  wollten,  die  in  der  katho- 
lischen Kirche  vorherrschen,  haben  Nationalkirchen  gegründet,  bei  denen 
oft  der  Staat  als  Papst  oder  Bischof  figurirte,  welcher  die  Dogmen,  die 
Kultusformen  etc.  beriet  und  vorschrieb.  Das  war  die  eigentliche  Staats- 
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religion.  Ebenso  haben  die  meisten  katholischen  Länder  die  römisch - 
katholische  Beligion  zur  Staatsreligion  dekretirt  und  alle  diejenigen, 
welche  derselben  nicht  beitraten,  mit  Gewalt  fortgerissen. 

Die  Erfahrung  hat  dargetan,  dass  weder  das  eine  noch  das  andere 
dieser  Systeme  zweckmässig  ist.  Der  moderne  Staat  bedankt  sich  für 
die  Rolle,  sei  ee  Spender  des  Glaubens  der  Bürger,  sei  es  der  ergebenste 
Diener  oder  der  Düpirte  irgend  einer  Kirche  zu  sein.  Er  will  die  Zügel 
der  bürgerlichen  Verwaltung  wieder  an  sich  ziehen,  doch  so,  dass  er 
Gewissens-  und  Enltusfreiheit  wahrt,  und  um  sie  wirksam  zu  wahren, 
normirt  er  selbst  die  äussere  Organisation  der  zwei  grossen,  seit  Jahr- 
hunderten mit  einander  hadernden  Konfessionen,  d.  h.  der  katholischen 
und  der  reformirten  Kirche. 

Die  meisten  modernen  Kirchengesetze  sprechen  die  folgenden  Rechte 
nur  dem  Staate  zu:  die  Territorialbegrenzung  der  Kirchgemeinden^ 
das  Stimmrecht  in  Kirchensachen,  den  Modus  der  Ernennung  der 
Geistlichen,  das  Plazet  des  Staates  für  gewisse  geistliche  Bekannt- 
machungen, die  Organisation  der  Kirchen-  und  Synodalbehörden,  die 
Befugnisse  dieser  Behörden  in  temporellen  Angelegenheiten,  ihre  Be- 
ziehungen zu  den  lokalen  und  den  Staatsbehörden,  Vorschriften  über 
den  Gebrauch  der  Tempel,  die  Verwaltung  der  Kirchengüter  und  die 
Besoldung  der  Geistlichen. 

Liegt  darin  irgend  etwas,  was  der  Gewissensfreiheit  zuwiderliefe? 
Im  Gegenteil:  der  moderne  Staat  will,  dass  innerhalb  dieser  kirchlichen 
Organisationen  die  Gewissensfreiheit  sowol  des  geistlichen  Hirten,  als 
seiner  Heerden,  sowie  diejenigen  der  Individuen  respektirt  werde. 

Ein  Beweis  dafür,  wie  sehr  die  Petenten  mit  ihrer  Behauptung 
Unrecht  haben,  die  äussere  Organisation  durch  den  Staat  widerstreite 
ihrem  Glauben,  liegt  darin,  dass  in  den  meisten  Kantonen,  selbst  den 
besten  römisch-katholischen,  die  Verf.  und  die  Gesetze  ganz  ähnliche 
Vorschriften  wie  die  angeführten  enthalten  .... 

Im  Jahre  1873  haben  die  BBehörden  sich  zweimal  hintereinander 
über  solche  Fragen  ausgesprochen,  bei  Anlass  des  Rekurses  gegen  das 
Genfer  Gesetz  und  das  Solothurner  Gesetz  über  die  Wahl  der  Geistlichen. 

Anläslich  der  Rekurse  gegen  das  Genfer  Verfassungsgesetz  über  die 
Wahl  und  Abberufung  der  Geistlichen,  welches  vom  Genfer  Volk  den 
23.  März  1873  angenommen  worden,  sagte  Dr.  Römer,  Berichterstatter 
der  Mehrheit  der  nationalr.  Komm.  (B  1873  III  634):  Das  für  die 
Beantwortung  massgebende  Kriterium  liegt  in  der  Ausscheidung  der  rein 
dogmatischen  und  der  organisatorischen  oder  konstitutionellen  Elemente ; 
die  erstem  sind  der  Kirche,  die  letztern  dem  Staate  als  Kompetenz, 
zuzuscheiden  ....  Die  Wahl  und  Abberufung  der  Geistlichen  alterirt 
die  Glaubens-   und    Kultusfreiheit   nicht;   sie  ist  rein  konstitutioneller. 
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dem  Selbstbestimmungsrecht  des  Volkes  und  Staates  anheimfallender 
Natur. 

In  Bezug  auf  den  Rekurs  gegen  das  Solothumer  Wiederwahlgesetz 
vom  28.  Nov.,  22.  Dez.  1873  findet  sich  im  Bericht  der  Mehrheit 
der  st&nder.  Komm,  folgende  Erwägung  des  Dr.  Blumer  (B  1873  DI 
587):  Will  man  aus  der  Gewährleistung  der  freien  Ausübung  ei  neu 
Glanbensbekenntnisses  die  weitgehende  Folgerung  ziehen,  dass  damit  aueh 
ihre  ganze  äussere  Verf.  der  betr.  Konfession  von  selbst  und  schon 
zum  voraus  anerkannt  sei,  so  bedarf  dann  auch  eine  reformirte  Sjnodiil- 
Verfassung  nicht  mehr  der  besondem  staatlichen  Genehmigung;  für  die 
katholische  Kirche  aber  hat  alsdann  der  Staat  die  weitgehendsten  Ver- 
pflichtungen übernommen  .  .  . 

Wie  man  sieht,  ist  die  durch  den  Rekurs  der  römisch -katbolisjchen 
Gemeinde  von  Basel-Stadt  aufgeworfene  Frage  durchaus  die  gleiche,  wie 
diejenige  der  Rekurse  der  Solothumer  und  der  Genfer  Geistlichkeit  .  ,  . 

Die  Petenten  beschweren  sich  darüber,  dass  das  Stimmrecht  in  Pfnrr- 
angelegenheiten  den  Ausländem  nicht  gewährt  sei.  Wir  haben  in  der 
BV  keine  Bestimmung  gefunden,  welche  diese  Reklamation  rechtfertigen 
würde.  Die  BV  gewährleistet  die  bürgerlichen  Rechte  der  Schweizer, 
nicht  aber  diejenigen  der  Ausländer,  sodass  den  Kantonen  freie  Hann 
gelassen  ist,  diese  letztern  zur  Ausübung  des  Stimmrechts  in  Pfarr- 
angelegenheiten zuzulassen  oder  nicht. 

Die  Petenten  behaupten  im  Hinblick  auf  das  zweite  Alinea  des 
beanstandeten  §  12,  es  könne  der  erste  Beste,  sei  er  ein  Protestant  oder 
Israelit,  in  die  katholische  Kirche  eintreten.  Offenbar  ist  dies  aber  nicht 
der  Sinn  dieser  Bestimmung,  wofttr  der  Beweis  darin  liegt,  dass  dag 
erste  Alinea  ausdrücklich  sagt,  das  Stimmrecht  stehe  nur  den  zu  einer 
Konfession  gehörigen  Schweizerbürgern  zu.  Das  Wort  «bedingungslos» 
ist  nEMjh  unserer  Auffassung  in  einem  wesentlich  materiellen  Sinne  zu 
verstehen.  Ebenso  sind  wir,  was  die  Nuancen  betrifft,  welche  über  diesen 
•ider  jenen  dogmatischen  Punkt  zwischen  den  Mitgliedern  einer  und  der- 
selben Konfession  herrschen,  der  Ansicht,  dass  es  nicht  im  Willen  des 
Staates  liegen  wird,  dass  man  enggezogene  Glaubensbekenntnisse  vor- 
schreibe, was  dem  grossen  Grundsatze  der  Gewissensfreiheit  zuwiderliefe. 
Uebrigens  wird  in  diesem  Punkte  durch  den  §  12  den  Petenten  ein 
Genüge  geleistet,  da  derselbe  im  ersten  Alinea  vorsieht,  dass  die  Kirchen 
selbst,  unter  Oberaufsicht  des  Staates,  ihre  inner n  konfessionellen  An- 
gelegenheiten regeln  können. 

Was  das  dritte  Alinea  anlangt,  so  können  wir  darin  unmuglieh 
etwas  anderes  erblicken,  als  einen  Grundsatz  der  Gleichheit  und  Gerech- 
tigkeit. Wollen  die  Römisch-Katholischen  von  Basel-Stadt  das  vom  Staate 
ihnen   angebotene   Geld   nicht,   so   steht   es    ihnen  vollkommen  frei,    e:* 
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abzulehnen;  allein  irgend  ein  Grund  zu  Besorgnissen  liegt  in  dieser 
Perspektive  nicht.  B  1875  lU  904. 

2)  Mit  Annahme  der  neuen  Verf.  hörte  der  Kanton  Basel-Stadt 
auf,  eine  aussch lieslich  repräsentative  Bepublik  zu  sein;  die  Volks- 
souveränetät,  bisher  nur  ausgeübt  durch  Abstimmung  über  die  Ab- 
änderungen der  Kantonsverf.  und  durch  die  Wahl  des  Grossen  Rates, 
äussert  sich  seit  der  Verf.  von  1875  auch  durch  das  Recht  der  Initiative 
und  durch  das  fakultative  Referendum.  Das  Wahlrecht  und  der  Wahl- 
modus des  Grossen  Rates  sind  vereinfacht,  an  Stelle  des  kleinen  Rates, 
von  15  Mitgliedern,  welche  vom  Grossen  Rate  aus  seiner  Mitte  auf  6 
Jahre  gewählt  wurden  und  im  Schoosse  des  letztern  Sitz  und  Stimme 
behielten,  tritt  als  vollziehende  Gewalt  ein  Regierungsrat  von  7  Mit- 
gliedern, die  vom  Grossen  Rat  frei  auf  drei  Jahre  gewählt  werden  und 
im  Grossen  Rate  selbst  keine  entscheidende  Stimme  mehr  haben. 

Die  Stadt  Basel  überlässt  dem  Staate  alle  Befugnisse  der  Einwohner- 
^i^emeinde  mit  dem  für  die  öffentlichen  Dienstzweige  bestimmten  Vermögen. 
Den  drei  andern  Gemeinden  des  Kantons  wird  freigestellt,  ein  Gleiches 
zu  tun.  Falls  jedoch  die  Stadt  Basel  oder  die  andern  Gemeinden  davon 
zurückkommen  und  ihre  lokale  Selbständigkeit  zurücknehmen  wollten, 
soll  das  von  ihnen  abgetretene  Vermögen  wieder  an  sie  zurückfallen. 
Die  Befugnisse  der  Bürgergemeinden  und  der  Korporationen  werden  nicht 
geändert ;  die  BürgergUter  sind  gewährleistet  und  die  Verwaltung  bleibt 
in  Händen  besonderer  bürgerlicher  Gemeindebehörden.       B  1875  III  958. 

II.  Verfassung  vom  2.  Dez.   1889,  den  1.,  2.  Febr.   1890 
vom  Volke  angenommen. 
Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  Juni  1890,  A  S.  n.  F.  2  S.  I  527.  - 

Botech.  dea  BR.  vom  27.  Mai  1890,  B  1890  II  927. 

Diese  neue  Verf.  unterscheidet  sich  nicht  wesentlich  von  der  durch 
sie  aufgehobenen  des  Jahres  1875.  Die  politischen  Rechte  der  Staats- 
bürger haben  einige  Erweiterung  erfahren,  die  Regierungsräte  und  der 
Abgeordnete  in  den  Ständerat  sind  direkt  vom  Volke  zu  wählen.  Die  neue 
Verf.  unterscheidet  zwischen  Partial-  und  Total revision.  Der  Staat  soll 
nach  Kräften  für  die  Wolfahrt  des  Volkes  wirken  und  dessen  Erwerbs- 
fähigkeit heben.  Die  Armenpflege  ist  Sache  der  Bürgergemeinde  und 
der  freiwilligen  Tätigkeit  unter  Mitwirkung  und  Unterstützung  def^ 
Staates.  Der  Staat  hat  öffentliche  ünterrichtsanstalten  fttr  allgemeine 
und  berufliche  Bildung  zu  errichten  und  zu  unterhalten. 

Das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche  ist  nicht  geändert  worden: 
als  neue  Verfassungsbestimmung  erscheint  aber  in  §  13,  Abs.  2  der 
Satz:  Personen,  welche  religiösen  Orden  oder  Kongregationen  angeboren, 
ist  die  Leitung  von  Schulen  oder  Erziehungsanstalten,  sowie  die  Lehr- 
tätigkeit an  solchen  untersagt. 
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Verfassung  des  Kts.  Schaffhausen. 

79*  Verfassung,  beschlossen  den  24.  März,  vom  Volke  an- 
genommen den  14.  Mai,  in  Kraft  getreten  den  1.  Juni  1876. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  1.  Juli  1876,  A.  S.  n.  F.  II  366.  — 
BotscK  des  BR  vom  17.  Juni  1876,  B  1876  III  185;  1877  II  507. 

Die  eidg.  Gewährleistung  erfolgte  vorbehaltlos.  Die  Botsch.  de.s 
BR,  verschiedene  Bestimmungen  der  Verf.  hervorhebend,  betont, 
dass  deren  Interpretation  keine  den  Bestimmungen  des  BR  entge- 
genstehende sein  könne.  Veranlassung  zur  Aufstellung  bestimmter 
Vorbehalte  anläslich  der  eidg.  Gewährleistung  gaben  jedoch  die  her- 
vorgehobenen Bestimmungen  nicht. 

In  Art  78,  79  behält  sich  der  Kt.  Schafihausen  vor,  durch  seine 
Gesetzgebung  Bestimmungen  zu  treffen  über  die  Weiterziehung  der 
obergerichtlich  abgeurteilten  Fälle  von  gewissem  Streitwerte  und 
die  Ueberweisung  des  Kassationsverfahrens  an  das  BGer. 

In  der  Botsch.  des  BR  wird  gesagt: 

Hier  ist  daran  zu  erinnern,  dass  durcli  Art.  114  der  BV  vorbehalten 
-wurde,  auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung  ausser  den  in  Art.  110,  112 
und  113  bezeichneten  Gegenständen  auch  noch  andere  Fälle  in  die  Kom- 
l>etenz  des  BGer.  zu  legen,  und  dass  der  Bund  in  Ai-t.  31,  Ziff.  1  des 
BG  über  die  Organisation  der  BRechtspflege  vom  17.  Juni  1874  von 
diesem  Rechte  Gebrauch  machte,  indem  er  das  BGer.  verpflichtete,  die 
Beurteilung  auch  solcher  Rechtsstreitigkeiten  zu  übernehmen,  welche 
durch  die  Verf.  oder  die  Gesetzgebung  eines  Kantons  an  das  BGer. 
,c:ewiesen  werden  sollten;  jedoch  ist  ausdrücklich  beigefügt,  dass  hiezu 
Hiie  Genehmigung  der  BVers.  erforderlich  sei.  Die  Art.  78  und  79  der 
Schaff  hauser  Verf.  enthalten  nichts  von  dieser  Bedingung,  und  im  Art.  31 
des  citirten  BG  ist  nichts  davon  gesagt,  wann  die  Genehmigung  der 
BVers.  einzuholen  sei.  Es  fragt  sich  daher,  ob  sie  jetzt  ausgesprochen 
oder  für  die  spezielle  Prüfung  der  bezüglichen  Gesetagebung  vorbehalten 
werden  soll.  Nachdem  die  BV  und  das  erwähnte  BG  das  Prinzip,  welchem 
in  den  Art.  78  und  79  enthalten  ist,  anerkannt  haben,  so  liegt  zwar 
nicht  ein  Widerspruch  mit  der  BV,  wol  aber  ein  Mangel  gegenüber 
dem  BG  vor.  Es  kann  daher  die  Gewährleistung  ohne  Vorbehalt  aus- 
gesprochen werden,  jedoch  in  der  Erwartung,  dass  die  Reg.  des  Kts. 
^Scbaffhausen  die  bezügliche  Gesetzgebung  vorlegen  werde. 

B  1876  III  188. 

Infolge  der  Bestimmung  der  alten  Verf.  des  Kts.  Schaffhausen, 
wonach  für  Annahme  eines  neuen  Verf-Entw.  es  der  Mehrheit  der 
im  Kanton  anwesenden  Stimmberechtigten  bedurfte,   galten  drei 
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Entwürfe  einer  neuen  Verf.  infolge  Volksabstiramung  vom  27.  Dez. 
1873,  18.  April  1874  und  30.  Mai  1875  fttr  verworfen.  Art.  108  der 
neuen  Verf.  dagegen  lässt  für  Volksabstimmungen  die  Mehrheit  der 
Stimmenden  massgebend  sein,  und  zwar  für  Abstimmungen  über 
Verfassungsrevisionen,  über  Referendumsbegehren,  Über  die  Annahmo 
oder  Verwerfung  von  Gesetzen,  über  Initiativbegehren,  sowie  über 
die  Abberufung  des  Grossen  Rates.  1876  lil  189 

Verfassung  des  Kts.  Appenzell  Ausser-Rhoden. 

80.  I.  Verfassung,  beschlossen  in  ausserordent- 
licher Landsgemeinde  den  15.  Okt.  1876,  in  Kraft  getreten 
den  29.  April  1877. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Dez.  1876,  A.  S.  n.  F.  II  561.- 
Botsch.  des  BR  vom  10.  Nov.  1876,  B  1876  IV  172;  1877  II  507. 

Die  eidg.  Gewährleistung  erfolgte  auf  Antrag  des  BR  vorbe- 
haltlos durch  die  BVers.  Wir  heben  folgende  Bestimmungen  hervor: 

Die  Verf.  erklärt  den  Kt.  Appenzell  A.  Rh.  für  einen  demokratischen 
Freistaat,  in  welchem  das  Volk  seine  Souverönetät,  soweit  sie  nicht 
durch  die  BV  und  durch  seine  eigene  KV  beschränkt  wird,  an  der 
Landsgemeinde  ausübt.  Zutritt  zur  Landsgemeinde  haben  alle  stimm- 
berechtigten Landeseinwohner,  in  Abänderung  des  Art.  1  der  Verf.  vom 
Jahre  1858,  wonach  nur  Landleute  und  niedergelassene  Schweizerbtirger,  die 
den  Religionsunterricht  genossen  hatten,  zugelassen  waren;  das  Erscheinen 
und  die  Teilnahme  an  der  Landsgemeinde  bis  zum  Schluss  derselben  ist 
als  Bürgerpflicht  erklärt.  Die  politische  Volljährigkeit  tritt  mit  voll- 
endetem zwanzigstem  (früher  achtzehntem)  Lebensjahre  ein;  die  nieder- 
gelassenen Schweizerbürger  erwerben  sofort  das  Stimmrecht  in  kantonalen 
und  Gemeindeangelegenheiten,  die  Aufenthalter,  bis  zum  Erlass  eines 
besondern  Gesetzes,  nach  einem  Wohnsitz  von  sechs  Monaten.  Es  besteht 
der  Amtszwang  bis  auf  eine  sechsjährige  Amtsdauer,  ausgenommen  bei 
vollendetem  60.  Altersjahre  und  bei  Beamtungen  mit  festem  Gehalt. 

Die  Mitglieder  des  KRates  sind  Abgeordnete  der  Gemeinden,  wie 
dies  schon  die  Verf.  des  Jahres  1858  festsetzte,  und  zwar  kommt  auf 
je  1000  Einwohner  ein  Mitglied,  jedenfalls  hat  jede  Gemeinde  wenigstens 
einen  Repräsentanten.  Dieses  System  hat  notwendig  —  bemerkt  die 
bundesr.  Botsch.,  —  eine  gewisse  Ungleichheit  der  Repräsentation 
zur  Folge,  jedoch  scheint  uns  gleichwol,  dass  gegen  das  System  nichts 
könne  eingewendet  werden,  wie  die  Einteilung  der  Wahlkreise  und 
die  Aufstellung  der  Verhältniszahl  innerhalb  des  Grundsatzes  der  mög- 
lichst  gleichmässigen  Repräsentation  des  Volkes  die  Sache  des  Kantons 
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ist,  also  ein  Widerspruch  mit  der  BV  nicht  vorliegt.  Der  KRat  gibt  den 
Entscheid  in  den  durch  die  BV  Art.  86,  89,  93  vorgesehenen  Angelegen- 
heiten namens  des  Kts.  Appenzell  Ausser-Bhoden  ab. 

Art.  30  gewährleistet  das  Recht  der  freien  Verbeiständung  vor  den 
Gerichten;  Advokaten  sind  jedoch  nur  zulässig  in  den  Streitfällen,  weltht- 
an  das  Obergericbt  können  gezogen  werden. 

Art.  41  endlich  setzt  fest:  Es  darf  kein  Burgernutzen  ausgeteilt 
werden,  solange  in  einer  Gemeinde  Steuern  für  Gemeindezwecke  bezogen 
werden. 

II.  Partialrevision,  beschlossen  in  der  Landsgenicinde  den 
25.  April  1880,  zu  Art.  32,  33,  34  und  36  der  Verf.  betr.  die  Kom- 
petenzerweiterung  der  untern  Gerichte  und  Präzisirung  der  Appella- 
bilität  der  Urteile. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1880,  A.  S.  n.  F.  V  164-  — 
Botsch.  des  BR  vom  25.  Mai  1880,  B  1880  III  120;  1881  n  651. 

Verfassung  des  Kts.  Appenzell  Inner-Rhoden. 

81.  I.  Partialrevisiondurch  Besohl,  der  Landsgemeinde  vom 
25.  April  1880  zu  Art.  28  und  33  der  Verf.  vom  24.  Nov.  \SV2 
betr.  die  Wahl  der  VSTaldwirtschaftskomm.  durch  die  Bezirksgemeinden. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1880,  A.  S.  n.  Y.  V  275.— 
Botsch.  des  BR  vom  18.  Aug.  1880,  B  1880  II  640;  1881  II  652. 

n.  Partialrevision  durch  zwei  Gesetze  vom  20.  März  1883, 
von  der  ordentlichen  Landsgemeinde  beschlossen  den  29.  April  188H 
zu  den  Art.  30,  32,  38,  41,  44  der  Verf. 

a.  Gesetz  betr.  Einführung  von  zwei  Vermittlerämtern,  wodurch 
die  in  Art  32  der  Verf.  vorgesehene  Kompetenz  betr.  Erteilung  dei 
Rechtsvorschläge  durch  den  regierenden  Landammann  und  den  Haupt- 
mann im  Bezirk  Oberegg  dahinfällt. 

b.  Gesetz  betr.  Aenderung  der  Art.  30,  38,  41,  44  der  Verf.  betr. 
die  Gerichtsorganisation. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  3.  Juli  1883,  A.  S.  n.  F.  7TT  164.— 
Botsch.  des  BR  vom  29.  Mai  1888,  B  1883  III  17;  1884  11  716. 

Verfassung  des  Kts.  GraubUnden. 

82.  Verfassung,  vom  Volke  angenommen  den  23.  Mai  18S0, 
in  Kraft  getreten  den  1.  Jan.  1881. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1880,  A.  S.  n.  F.  V  166,  — 
Botsch.  des  BR  vom  28.  Juni  1880,  B  1880  III  412;  1881  II  652, 

Die  Verf.  zeichnet  sich  aus  durch  die  ausgedehnteste  üebeitragung 
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der  Gesetzgebung  an  das  Volk  (obligatorisches  Referendum) ;  dem  Grossen 
Rate  bleibt  nur  noch  vorbehalten  Vollz.- Verordnungen  zu  Bundes- 
und kant.  Gesetzen  zu  erlassen,  d.  h.  solche  Verordnungen,  die  keine 
grundlegenden  Prinzipien,  sondern  lediglich  Bestimmungen  enthalten, 
welche  zur  Durchfuhrung  und  Handhabung  der  Gesetze  notwendig 
erscheinen ;  daneben  ist  ein  Finanzreferendum  eingeführt  fiir  alle  Gross- 
ratsbeschlüsse, die  eine  neue,  einmalige  Ausgabe  von  Fr.  100,000  oder 
mthr  zur  Folge  haben,  oder  eine  neue,  voraussichtlich  in  fünf  auf  ein- 
ander folgenden  Jahren  wiederkehrende  Ausgabe  von  mindestens  Fr.  20,000 
in  sich  schliessen;  sodann  besteht  das  Vorschlagsrecht  und  Wahlrecht  des 
Volkes  für  die  Abgeordneten  in  den  StKnderat.  Das  Stimmrecht  wird  mit 
vollendetem  20.  (früher  17.)  Altersjahr  erworben.  Neben  der  Gewähr- 
leistung der  Glaubens-,  Gewissens-  und  Kultusfreiheit  werden  die  bisher 
bestandenen  zwei  Landeskirchen  ausdrücklich  als  öffentliche  Religions- 
genossenscbaften  anerkannt,  und  wird  die  Bildung  neuer  Religionsgenossen- 
Schäften  in  den  Schranken  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sittlichkeit  als 
zulässig  erklärt.  Die  Erträgnisse  des  Gemeindevermögens  sind  in  erster 
Linie  dazu  bestimmt,  die  Gemeindebedürfnisse  zu  decken;  Gemeinde- 
steuern dürfen  daher  erst  dann  erhoben  werden,  wenn  die  erwähnten 
Erträgnisse,  mit  Inbegriff  billiger  Taxen  für  Gemeindenutzungen,  Alpen, 
Weiden  und  Wälder  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  der  Gemeinden  nicht 
hinreichen. 

Das  bisherige  System,  wonach  Klagen  von  Privaten  gegen  den 
Kanton  vor  Schiedsgerichte  verwiesen  waren,  ist  aufgegeben;  auch  für 
solche  Klagen  ist  der  gewöhnliche  Civilprozessweg  vorgeschrieben. 

Verfassung  des  Kts.  St.  GailBn, 

83«  L  Partialrevision  vom  12.,  20.  Sept.  1875,  zum  XI.  Ab- 
schnitt der  Verf.  vom  17.  Nov.  1861  betr.  Einfuhrung  des  fakultativen 
Referendums. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  15.  Dez.  1875,  A.  S.  n.  F.  II  49.  — 
Ber.  des  BR  vom  4.  Okt.  1875,  ß  1875  II  447:  1876  II  241. 

IL  Partialrevision  vom  6.  Febr.  1881,  zu  Art  41  und  81 
der  Verf.  betr.  Festsetzung  der  Sessionszeit  des  Grossen  Rates  und 
den  Amtsantritt  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  1.  März  1881,  A.  S.  n.  F.  V  310.- 
Botsch.  des  BR  vom  15.  Febr.  1881,  B  1881  1  355;  1882  II  737. 

III.  Verfassung,  vom  Verfassungsrate  den  20.  Aug.  1890 
beschlossen,  vom  Volke  den  IG.  Nov.  1890  angenommen  und  mit 
diesem  Tag  in  Kraft  getreten. 

Eidg,  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  18.  Dez.  1890,  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  74(».  — 
Botsch.  des  vom  29.  Nov.  BR  1890,  B  1890  V  1. 
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Die  eidg.  Gewährleistung  erfolgte  vorbehaltlos.  Der  BR  bemerkt, 
dass  durch  diese  Verf.  eine  Reihe  Neuerungen  von  teilweise  weittragender 
konstitutioneller  Bedeutung  eingeführt  worden  sind,  und  zwar: 

Bestimmungen  volkswirtschaftlicher  Natur.  Es  ist  durch  dieselben 
für  die  Gesundheitspolizei  der  verfassungsmässige  Boden  geschaffen  worden; 
Der  Staat  unterstützt  die  öffentliche  Krankenpflege  und  beteiligt  sich  an 
der  Gründung  von  Krankenhäusern  und  deren  Betrieb;  er  ist  berechtigt^ 
unter  Mitwirkung  der  Gemeinden  für  die  Unterbringung  von  Triukeni 
in  zweckentsprechenden  Anstalten  zu  sorgen,  indem  er  entweder  die 
notwendigen  Asjle  gründet,  oder  sich  an  der  Errichtung  oder  dem 
Betrieb  derselben  beteiligt  (Art.  11,  12).  Der  Staat  erklärt  sodann  auf 
den  der  Fabrikgesetzgebung  nicht  unterstellten  Gebieten  den  Schutz  der 
Arbeitskraft,  insbesondere  derjenigen  von  Frauen  und  Kindern,  und 
gewährleistet  die  Sonntage,  sowie  die  gemeinsamen  Feiertage  als  öffent- 
liche Ruhetage  (Art.  13).  Zur  Hebung  der  ErwerbstHti^rkeit  des  Volkes 
unterstützt  er  Landwirtschaft,  Industrie  und  Gewerbe  durch  Gründung 
von  Fachschulen,  Förderung  des  Genossenschaftswesens  und  der  Ver- 
sicherung gegen  Schäden,  Beitragsleistung  an  Gewässerkorrektionen,  Ent^ 
.sumpfungen,  Aufforstungen,  GüterzusamraenlegungerL  Der  Staat  nimmt 
das  Hoheitsrecht  über  die  Gewisser  in  Anspruch,  deren  Benutituüg  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  geregelt  und  gefördert  w^erdeu  soll,  wobei 
die  elektrische  Leitung  von  Wasserkräften  als  Sache  des  Staates  erkllirr. 
werden  kann,  üeber  die  Verwaltung  der  Sparkassen  und  Krankenka-ssea 
wird  dem  Staate  die  Oberaufsicht  übertragen  (Art,    15,   16,  18,  19). 

Im  Justizwesen  ist  ein  möglichst  rasches,  das  materielle  E^eht 
schützendes  und  nur  mit  den  notwendigsten  Formen  umgebenes  Zivil- 
urozessver fahren  als  Postulat  aufgestellt,  die  Schaffung  von  allgensein 
verbindlichen  Schieds-  und  Fachgerichten  vorgesehen  (Art,  20,  71^  8ü)- 

Das  Stimmrecht  ist  dadurch  erweitert  worden,  ijass  dasselbe  auch 
in  kantonalen  und  kommunalen  Ajigelegenheiten  den  Schweiz.  Aufent- 
haltern erteilt  wurde  (Art.  39).  Von  der  Stimmfähigkeit  auj^geschlossen 
sind  nur  noch  die  staatlich  Bevormundeten,  die  Armenunterslützungs- 
genössigen,  die  infolge  Straferkenntnisses  im  Aklivbiirgerrecht  Einge- 
stellten (Art.  38). 

Die  Schulfrage  ist  im  Sinne  eines  Kompromissses  zwischen  den 
Parteien  gelöst.  Es  können  die  politischen  Gemeinden  die  Verschmelzung 
konfessioneller  Schulgemeinden  in  ihrem  Gebiete  beschliessen.  Der  Staat 
leistet  Beiträge  an  das  Primarschulwesen;  er  liefert  unentgeltlich  die 
obligatorischen  gedruckten  Lehrmittel,  sorgt  für  den  Schiilunterricüt 
von  Kindern,  denen  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  der 
Besuch  der  Volksschule  verschlossen  ist  oder  die  verwahrlost  sind;  er 
gründet  oder  unterstützt  Besserungsanstalten  für  jugendliche  Verbrechet 
(Art.  6). 


Digitized  by  VjOOQIC 


190  Teü  L    Kapitel  3.    §  IL    No.  88.  84* 

Die  Kechte  des  gesamten  Volkes  sind  erweitert:  Die  Beferendnms- 
Ziffer  ist  von  6000  auf  4000  herabgesetzt  und  einem  Drittel  der  Mit- 
glieder des  KBats  das  Recht  eingeräumt,  bei  Erlass  eines  Gesetzes  oder 
Beschlusses  die  Volksabstimmung  zu  begehren;  der  KRat  ist  ferner 
befugt,  über  Aufnahme  einzelner  Grundsätze  in  ein  Gesetz  eine  Volks- 
abstimmung ergehen  zu  lassen  (sog.  konsultatives  Referendum).  Auf  dem 
Wege  der  Initiative  können  4000  Stimmberechtigte  den  Erlass,  die  Auf- 
hebung oder  die  Abänderung  eines  Gesetzes  oder  eines  nicht  ausschlieslich 
in  die  Kompetenz  des  KRates  fallenden  Beschlusses  in  der  Form  der 
einfachen  Anregung  oder  des  ausgearbeiteten  Entwurfes  verlangen,  die 
Aufhebung  oder  Abänderung  eines  Erlasses  indessen  erst  drei  Jahre 
nach  Inkrafttreten  desselben.  Dabei  hat  allerdings  der  KR^t  das  Recht, 
gleichzeitig  eigene  Anträge  auf  Verwerfung  des  Initiativvorschlages  oder 
auf  abgeänderte  Fassung  desselben  der  Volksabstimmung  zu  unterbreiten. 
Die  Einrichtung  einer  jederzeitigen  Verfassungsinitiative  wurde  abgelehnt. 
Der  Reg-Rat  geht  aus  der  Volkswahl  hervor. 

Für  alle  kantonalen  und  Bezirkswahlen  ist  die  geheime  Abstimmung 
mittelst  der  Wahlurne  eingeführt,  an  Stelle  der  bisherigen  (fakultativ) 
geheimen  oder  offenen  Abstimmung;  für  die  Wahl  der  Gemeindeam- 
männer, Gemeinderäte  und  Vermittler  findet  geheime  Abstimmung  statt, 
falls  ein  Dritteil  der  Wählerschaft  dies  verlangt ;  bei  Vornahme  der  übrigen 
Gemeinde  wählen  beschliesst  je  weilen  die  Wählerschaft,  ob  dieselben  in 
offener  oder  geheimer  Abstimmung  geschehen  sollen,  und  in  letzterem 
Falle,  ob  mittelst  der  Wahlurnen  oder  auf  anderem  Wege  (Art.  47,  48, 
49,  50,  81,  82). 

Die  Bestimmungen  der  bisherigen  Verf.  über  konfessionelle  Parität 
in  den  Behörden  sind  weggefallen;  seit  1874  waren  diese  Vorschriften 
nicht  mehr  durchführbar. 

Die  Bestimmungen  der  Verf.,  welche  das  Schulwesen  betreffen,  lauten: 

Art.  2.  Die  Aufsicht,  Leitung  und  Hebung  des  öffentlichen  Unterrichts  ist 
.Sache  des  Staates. 

Art.  3  Abs.  1  =  BV  Art.  27  Abs.  2. 
Abs.  2  =  BV  Art.  27  Abs.  8. 

Der  Religionsunterricht  wird  durch  die  von  den  betreffenden  Konfessionen 
zu  bestellenden  Organe  erteilt.  Es  sind  für  denselben  die  öffentlichen  Schal- 
lokale zur  Verfögung  zu  stellen,  und  ist  im  Schulplan  die  hiefiir  geeignete 
Zeit  offen  zu  lassen. 

Die  Freiheit  des  Privatunterrichts  ist  unter  Vorbehalt  gesetzlicher  Bestim- 
mungen gewährleistet. 

Art.  4.  Die  oberste  Leitung  des  £rziehungswesens  steht  beim  Reg-Rate: 
demselben  ist  ein  Erziehungsrat  von  11  Mitgliedern  untergeordnet,  dessen 
Wahlart  durch  das  Gesetz  bestimmt  wird. 

Art.  5.  Die  Organisation  der  Schulgemeinden  soll  durch  die  Gesetzgebung 
näher  bestimmt  werden.  Dieselbe  soll,  wo  immer  die  örtlichen  Verhältnisse  es 
gestatten  (soweit  erforderlich  unter  Beiziehung  der  ökonomischen  Mithilfe  des 
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Staates),  eine  Kräftigung  der  Schulverbände  durch  Vereinigung  kleinerör  Schul - 
;^emeinden  ermöglichen  und  zum  Zwecke  der  Vereinigung  konfa^ionell  orga- 
nisirter  Schulgemeinden  die  nötigen  Bestimmungen  treffen. 

Inzwischen  gelten  bezüglich  der  Vereinigung  von  Schulgemmnden  folgende 
ßestimmongen : 

a)  Wenn  im  Gebiete  einer  politischen  Gemeinde  konfe^^siönell  organiBirt4* 
Schulgemeinden  bestehen,  und  die  Mehrheit  der  politischen  (gemeinde  oder  die 
betreffenden  Schulgemeinden  selbst  die  Schulvereinigung  beschlieBsen,  äo  ist 
dieselbe  sofort  durchzuführen. 

b)  Die  zu  einer  Gemeindeversammlung  einzuberufende  u  Schul  genossen 
konstituiren  sich  als  bürgerliche  Schulgemeinde  und  wählen  den  Schul  rat  ge- 
mäs  Art.  75. 

c)  Der  Schulrat  verwaltet  das  Schulgut.  Die  Schulgemetnde  und  die  von 
ihr  ernannten  Behörden  treten  in  alle  durch  das  bestehende  Erziehungsgeeetz 
und  die  Schulordnung  den  Schulgemeinden  und  dem  Schul  rate  zugewiesenen 
Verrichtungen  ein. 

Dem  Grossen  Rate  steht  das  Hecht  zu,  allzu  kleine  Schulgemeinden,  die 
in  ökonomischer  und  pädagogischer  Beziehung  unfähig  sind,  als  Trägi^r  des 
Schulwesens  zu  fonktioniren.  unter  angemessener  Untergtiitzung  durch  den 
Staat  mit  benachbarten  Schulgemeinden  zu  vereinigen.  Ueber  alle  Anstände, 
die  sich  aus  einer  solchen  Vereinigung  ergeben  könnten,  entscheidet  der  Groaae 
Rat. 

Art.  75.  Die  Schulgemeinden  bestellen  zur  Leitung  de^?  Gemeindeachul- 
Wesens  und  zur  Verwaltung  des  Schulfonds  einen  Schulrat  von  mindestens 
drei  Mitgliedern. 

Verfassung  des  Kts.  Aargau. 

84*  I.  Partialrevision  vom  20.  Febr.  1876  zu  dea  Art.  36, 
SS,  39  (neu)  und  89  der  Verf.  vom  22.  Febr.  1852  und 

Bereinigung  dieser  Verf.  in  einer  neuen  durcli  den  Reg-Rat 
den  27.  Nov.  1876  festgestellten  Ausgabe  auf  Grund  des  Grossrats- 
dekretes vom  14.  Nov.  1876. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  März  1877,  Ä.  S.  n.  F.  HI  64.— 
Botsch.  des  BR.  vom  17.  Jan.  1877,  B  1877  I  121;  187Ö  II  467. 

Die  BVers.  genehmigte  den  17.  März  1877  die  Anträge  des 
BR,  dahingehend: 

1.  den  revidirten  Art.  34,  36  und  86  der  neuen  Aasgabe  der 
Staatsverfassung  für  den  Kt.  Aargau  wird  die  bundesgemässe  Ge- 
nehmigung erteilt; 

2.  von  der  durch  das  Dekret  des  Grossen  Rates  des  Kls.  Aargaa 
vom  14.  Nov.  187 6  angeordneten  Hereinigimg  einer  An/.ahl  weiterer 
Verfassungsartikel  wird  an  den  Protokollen  der  beiden  eidg.  Rute 
in  gutheissendem  Sinne  Vormerk  genommen; 

3.  in  eine  nochmalige  Prüfung  und  Genehmigung  der  übrigen 
Teile  der  aargauischen  Verf.  wird  nicht  weiter  eingetreten. 

B  1878  li  467. 
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Bezüglich  der  revidirten  Artikel  fand  sich  der  BR  veran- 
lasst, einzig  zu  Art.  34,  welcher  den  Beginn  der  Stimmberechtigung 
auf  das  vollendete  20.  Altersjahr  setzt  (statt  des  bisherigen  Termins 
von  22  Jahren)  und  bezüglich  des  Stimmrechtes  der  niedergelassenen 
Schweizerbürger  die  Vorschrift  der  BV  anerkennt,  den  Schweiz. 
Aufenthaltern  aber  in  kantonalen  Angelegenheiten  nach  Ablauf  von 
6  Monaten,  in  Gemeindeangelegenheiten  nach  Ablauf  von  12  Monaten 
das  Stimmrecht  zuerkennt,  eine  Bemerkung  dahingehend  zu  machen: 

Im  Schlussatze  dieses  Artikels  werden  in  orts bürgerlichen  Ange- 
legenheiten nur  die  dem  betreffenden  Ortsbürgerverbande  angehörenden 
Einwohner  als  stimmberechtigt  erklärt,  während  der  Art.  43,  Abs.  4^ 
der  BV  von  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten  spricht.  Wir  nehmen 
jedoch  an,  dass  der  Sinn  der  gleiche  sei  und  der  aargauische  Verf-Text 
nicht  anders  als  nach  dem  Wortlaute  der  BV  ausgelegt  werden  könne. 

B  1877  I  123. 

Die  §§  22  und  23,  das  Militärwesen  und  die  Militärkapitulationen 
betr.,  sind  ersetzt  in  der  neuen  Ausgabe  durch  die  Art.  11, 
18—22  der  BV;  von  §  12  (neu  Art.  12)  ist  der  Eingang  —  die 
besondere  Gewährleistung  der  katholischen  und  evangelisch-refor- 
mirten  Kirche  festsetzend  —  weggelassen  worden,  und  es  ist  auf 
die  Art.  49,  50  der  BV  verwiesen;  aus  den  §§  51,  59  (neu  Art.  50, 
58)  ist  die  Vorschrift  der  Parität  bei  Besetzung  des  Reg-Rates 
und  des  Obergerichtes  beseitigt;  in  §  18  (neu  Art.  18)  ist  der  erste 
Absatz,  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  betr.,  mit  Rücksicht 
auf  Art.  31  der  BV  gestrichen;  aus  §  44  (neu  Art.  42),  Kompetenzen 
des  Grossen  Rates,  ist  die  litt,  d,  Erteilung  der  Nachsicht  vom  Ehe- 
hindernis der  Schwägerschaft,  weggelassen  worden  mit  Rücksicht 
auf  das  BG  vom  24.  Dez.  1874  (A.  S.  n.  F.  I  506,  Wolf  I  158); 
zu  §  37  (neu  Art.  35)  ist  die  BGesetzgebung  ausdrücklich  vorbe- 
halten worden;  aus  §  81  (neu  Art.  78)  ist  die  Vorschrift,  dass  zwei 
Dritteile  der  Mitglieder  des  Gemeinderates,  mit  Einschluss  des  Am- 
manns,  Ortsbürger  der  Gemeinde  sein  müssen,  gestrichen  worden. 

Der  BR  bemerkt  zu  diesem  Verfahren: 

Ob  dieses  etwas  theoretische  Verfahren  des  Grossen  Rat^s  ganz  korrekt 
?ei,  könnte  man  bezweifeln  und  folgendennassen  argumentiren:  entweder 
wird  ein  neuer  Verfassungstext  geschaffen,  und  dafür  ist  die  Zustimmung 
<les  Volkes  notwendig,  oder  der  bisherige  Wortlaut  bleibt  fortbestehen, 
und  es  ist  sodann  Sache  der  Vollziehung  oder  des  richterlichen  üi-teils, 
im  Falle  des  Widerspruches  das  allgemeine  Schweiz.  Recht  und  Gesetz 
zur  Anwendung  zu  bringen.   Auf  letzterem  Wege  hätte  sich  der  Grosse 
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Rat  er8i>art,  wenigstens  dem  Schein  nach,  in  Opposition  mit  dem  Volks- 
Totum  vom  20.  Febr.  1876  zu  treten,  welches  die  Veränderung  einer 
Anzahl  der  nunmehr  durch  Grossratsdekret  ausgemerzten  Verfassungs- 
bestimmungen  ausdrücklich  abgelehnt  hat. 

Gleichwol  glauben  wir  von  Bundeswegen  diesen  Gedanken  nicht 
weiter  verfolgen  zu  sollen,  weil  einerseits  aus  dem  Et.  Aargau  selbst 
keine  Einsprache  gegen  das  eingeschlagene  Verfahren  erhoben  wird,  und 
weil  andrerseits  der  Bund  kein  Interesse  besitzt,  die  formale  Ausgleichung 
zwischen  kantonalem  und  eidg.  Rechte  und  Gesetze  zu  verhindern. 

Dagegen  hat  der  Bund  nach  Art.  5  der  BV  die  Rechte  des  Volkes 
und  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  zu  gewährleisten  und 
könnte  somit  nicht  zugeben,  dass  unter  irgend  welchem  Vor  wände  TeÜ© 
einer  Verf.  auf  inkonstitutionellem  Wege  unterdrückt  würden,  wodurch 
eine  Schm&lerung  der  garantirten  Rechte  eintreten  könnte.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  steht  den  B Behörden  allerdings  das  Re^ht  und  die 
Pflicht  der  Kognition  zu,  ob  und  inwieweit  hinsichtlich  der  Be^tiTtmiungen, 
welche  das  Grossratsdekret  ausgemerzt  hat,  sachlich  ein  Widergpnich 
Dait  dem  Bundesrechte  bestehe  und  folglich  die  Beseitigung  gereclitfertigt 
sei.  Die  Vergleichung  ergibt,  dass  die  Modifikation  unbeding^fc  gerecht- 
fertigt war.  B  1877  1  124. 

Diejenigen  Verfassungsartikel,  welche  Bestandteile  der  iVühern  Ver- 
fassungsgesetze bildeten  und  unverändert  in  die  neue  Ausgabe  über- 
gegangen sind,  haben  bereits  die  Genehmigung  des  Bundes  erhalten; 
es  ist  auf  eine  nochmalige  materielle  Prüfung  und  Genehmigung  nitbt 
einzutreten.  Die  blos  formale  neue  Einreihung  und  Numerirung  der 
Artikel  in  der  neuen  Ausgabe  kann  dem  Bunde  vollständig  gleichgiltig  sein. 

B  1877  I  12:i 

85.  IL  Verfassung,  den  23.  April  1885  (offiz.  Datum) 
vom  Verfassungsrat  beschlossen,  vom  Volke  den  7.  Juni  1885  ange- 
nommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Juni  1885,  A.  S.  n.  F.  VllI  139.— 
Botsch.  des  BR  vom  18.  Juni  1885,  B  1885  III  321;  1886  I  i}12. 

1)  Art.  78  der  Verf.  lautet: 

Der  Bergbau  gehört  zu  den  Regalien  des  Staates, 
Die  Staatsverwaltung  hat   sofort   die   geeigneten  Massnahmen 
zur    üebemahme    und  zum    Betrieb    der  bestehenden   Salinen  zu 
treffen. 

Gegen  den  Inhalt  dieses  Artikels  legte  den  13.  Juni  1685  der 
Verwaltungsrat  der  Schweiz.  Rheiusalinen  in  BJhieinfeldetL  bei  den 
BBehörden  eine  Rechtsverwahrung  ein.    Der  Rechtsboden,  auf  den 
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sich  die  Rheinsalinen-Aktiengesellschaft  stellt,  ist  ein  vom  Staate 
Aargau  den  19.,  20.  Dez.  1871  mit  den  damaligen  drei  Salinen,  den 
RechtSYorgängerinnen  der  jetzigen  einen  und  einheitlichen  Aktien- 
gesellschaft, abgeschlossener  Vertrag,  welcher  die  Konzessionen  der 
Salinen  bis  zum  1.  Jan.  1907  verlängerte.  Wie  dem  aarg.  Ver- 
fassungsrate gegenüber,  so  will  die  Salinengesellschaft  auch  den 
BBehörden  gegenüber  alle  ihre  Rechte  verwahren,  indem  sie  die 
zuversichtliche  Erwartung  hegt,  der  BR  und  die  BVers.  werden  es 
bei  der  Genehmigung  der  aarg.  Staatsverfassung  für  selbstverständlich 
erachten,  dass  durch  diese  Genehmigung  allen  die  Salinen  betreffenden 
Rechtsverhältnissen,  bei  welchen  der  Staat  Aargau  als  eine  vertrag- 
schliessende  Partei  erscheint,  in  keiner  Weise  präjudizirt  und  dem 
alirälligen  richterlichen  Entscheid  überhaupt  nach  keiner  Richtung 
vorgegriflen  werde. 

Der  BR  nahm  von  dieser  Rechtsverwahrung  in  seiner  Botsch. 
an  die  BVers.  vom  18,  Juni  1885  Akt,  im  übrigen  beantragte  er 
vorbehaltlose  Genehmigung  der  Verfassung;  die  BVers.  trat  mit 
BBeschl.  vom  23.  Juni  1885,  die  vorbehaltlose  Gewährleistung  aus- 
sprechend, dieser  Auffassung  bei. 

Zu  etwas  mehr  sehen  wir  uns  —  führt  der  BR  weiter  aus  — 
nicht  veranlasst,  indem  es  ja  selbstverständlich  ist,  dass  durch  die  vor- 
behaltlose Genehmigung  des  Art.  78  vom  Bunde  nicht  ein  verfassungs- 
oder  rechtswidriges  Vorgehen  der  Aargauer  Behörden  bei  Ausführung 
dieses  Artikels  gutgeheissen  oder  förmlich  gewährleistet  werden  will. 

Zu  Art.  78  selbst  bemerkt  der  BR: 

Der  erste  Absatz  desselben  spricht  einen  Grundsatz  aus:  der  Bergbau 
ist  als  Staatsregal  erklärt.  Dagegen  wird  von  keiner  Seite  etwas  ein- 
gewendet und  lässt  sich  auch  nichts  einwenden.  Die  Regalität  des  Berg- 
baues zu  bestimmen,  ist  Sache  der  Kantone.  Der  Bund  hat  sich  hier 
keine  Kompetenzen  vorbehalten.  Dem  entsprechend  wird  in  der  Schweiz 
auch  der  Salzhandel  als  Regal  (Monopol)  der  Kantone  betrachtet. 

Der  zweite  Teil  des  Art.  78  enthält  eine  Progranmibestimmung, 
die  sich  auf  den  eben  ausgesprochenen  Grundsatz  stützt.  Die  Staats- 
verwaltung soll  «die  geeigneten  Massnahmen  treffen»,  um  die  üeber- 
nahme  und  den  Betrieb  der  bestehenden  Salinen  durch  den  Staat  herbei- 
zuführen. Auch  diese  Bestimmung  kann  von  Bundeswegen  in  keiner 
Weise  beanstandet  werden.  Es  ist  dem  Bunde  durchaus  gleichgiltig, 
in  welcher  Weise  der  Staat  Aargau  sein  Regalrecht  mit  Bezug  wif  die 
Rheinsalinen  geltend  macht,  ob  dies  durch  Verpachtung  oder  durch 
Selbstbetrieb    oder   in    irgend  welcher  andern  Form  geschehe.     Darwn 
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kann  auch  das  der  Staatsverwaltung  durch  den  angezogenen  Verfasmngs^ 
artikel  vorgesteckte  Ziel:  die  üebemahme  und  der  Beirieb  der  äaUnen 
durch  den  Staat,  dem  Bunde  keinen  Anlass  zur  Kritik,  geschweige  denn 
einen  Grund  zur  direkten  Intervention  in  irgend  welcher  Kichtung  bieteji. 

B  1885  in  325. 

2)  Aus  dem  übrigen  Inhalt  der  Verf.  seien  folgende  Eestim- 
mangen  hervorgehoben: 

Der  Beg-Rat  ist  von  7  auf  5  Mitglieder  reduzirt.  —  5000 
(früher  6000)  stimmfähige  Bürger  haben  das  Recht,  Ober  die  Abberu- 
fung des  Grossen  Rates,  bezw.  die  Vornahme  einer  Totalrevißion  der 
Verfassung  die  Eragestellung  an  das  Volk  zu  verlangen.  —  Nach  der 
bisherigen  Verf.  hatte  der  Grosse  Rat  dem  Volke  im  ersten  Jahre  einer 
Verwaltungsperiode  die  mutmassliche  Steuer  vorläge  auf  4  Jahre  zum 
beliebigen  Entscheide  vorzulegen.  Jetzt  geschieht  dies  alljährlich,  jedoch 
nur  dann,  wenn  der  Grosse  Rat  den  Bezug  von  mehr  als  einer  halben 
direkten  Staatssteuer  vorsieht  (über  deren  Verwendung  der  Grosse  Rat 
aber  nicht  freie  Hand  hat)  und  nur  bezüglich  des  Mehrbedarfs;  in  der 
Steueranlage  selbst  sind  die  verschiedenen  Kategorien  des  Vermögens 
und  Einkommens  in  billigem  Masse  zu  unterscheiden;  eine  durch  die 
Verf.  limitirte  Progressivsteuer  wird  in  Staat  und  Gemeinde  eingeführt. 
Das  bisherige  Verbot  indirekter  Steuern  ist  aufgehoben;  die  Erbschafts- 
und Schenkungssteuer  wird  erhöht. 

Die  Kirchgemeinden  sind  öffentliche  Korporationen,  sie  erheben 
Kultussteuem ,  ernennen  die  Kirchenpflegen  und  aus  der  Zahl  der 
staatlich  patentirten  Geistlichen  die  Seelsorger.  Die  Konfessionen  ord- 
nen ihre  Angelegenheiten  selbständig  und  wählen  zu  diesem  Zwecke 
eigene,  aus  Geistlichen  und  Laien  bestehende  Organe  (Synoden);  diese 
üben  die  Aufsicht  über  Seelsorge  und  Kultus,  den  speziellen  konfeesio- 
nellen  Religionsunterricht  und  die  Amtsführung  der  Geistlichen,  sie 
haben  Verwaltungsbefugnisse;  die  katholische  Synode  besorgt  die  Bis- 
tnmsangelegenheiten  auf  Grund  der  bestehenden  Rechtsverhältnisse  und 
unter  Vorbehalt  staatlicher  Genehmigung  im  Falle  einer  Aenderung  des 
Diözesanverbandes  oder  des  Bistumsvertrages;  den  Kirchgemeinden  und 
Geistlichen  wird  der  freie  Verkehr  mit  ihren  kirchlichen  Behörden  ge* 
währleistet. 

Als  wirtschaftliche  und  soziale  Postulate  finden  sich  in  der  Verf. 
folgende:  die  staatliche  üeberwachung  des  Gesundheitswesens,  staat- 
liche Obsorge  für  öffentliche  Krankenpflege,  Beteiligung  des  Staates  am 
Armenwesen  der  Gemeinden,  Förderung  des  Versicherungswesens,  der 
Landwirtschaft,  des  Kreditwesens,  des  Genossenschaftswesens  durch  den 
Staat,  Durchführung  des  Kataeterwesens  u.  A.  m. 
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Verfassung  des  Kts.  Tessin. 

86.    I.  BBeschl.   vom   17.  März  1876   betr,   ausser   Kraft 

Erklärung  des  Art.  32  der  Verf.  des  Kts.  Tessin^  vom  23.  Junf 

1830. 

Rekurs  Mordasini  und  Kons.  betr.  Volksvertretung  im  Tessiner  Grossen  Bate^. 
erledigt  durch  den  genannten  BBeschl.  vom  17.  März  1876,  A.  S.  n.  F. 
II  112.  —  Botsch.  des  BR  vom  9.  Dez.  1875,  B  1875  IV  1189;  Ber.  der 
Komm,  des  NR  vom  21.  Dez.  1875  (C.  Karrer),  B  1876  I  106;  Ber.  der  Komm, 
des  StR  vom  10.  März  1876  (Hoffinann),  B  1876  I  684.  —  Vgl.  B  1876  I  848. 

Die  Verf.  des  Kts.  Tessin  datirt  vom  23.  Juni  1830;  den  19.  Juli 
1831  wurde  sie  von  der  Tagsatzung  gewährleistet.  Durch  Partial- 
Verf-Revisionen  aus  den  Jahren  1855,  1863,  1875,  1876,  1878,  1880, 
1883,  1891,  ferner  durch  die  Revision  der  BV  im  Jahre  1848  und 
im  Jahre  1874  im  Einzelnen  abgeändert,  blieb  sie  formell  in  Kraft. 

Wiederholte  Versuche  eine  Totalrevision  herbeizuführen,  hatten, 
keinen  Erfolg. 

Art.  32  dieser  Verfassung  lautet: 

Jeder  Kreis  ernennt  drei  Abgeordnete  zum  Grossen  Rate; 

Nach  Art.  14  ist  der  Kanton  in  38  Wahlkreise  (Circoli)  einge- 
teilt, deren  Namen  die  Verf.  selbst  enthält  mit  dem  Beisatz,  dass 
dieselben  je  nach  Bedürfnis  der  Gegenden  und  Bevölkerungen  auf 
dem  Gesetzgebungswege  berichtigt  werden  können.  Eine  Berich- 
tigung hat  nie  stattgefunden,  obschon  die  Kreise  nach  Umfang  und 
Bevölkerungszahl  sehr  verschieden  sind.  Es  zählte  nach  der  Volks- 
zählung des  Jahres  1870  Einwohner:  der  Kreis  Lugano  6024,  Giu- 
biasco  5063,  Bellinzona  4848,  Riviera  4405,  Baierna  4350^  während 
der  Kreis  Lavizzara  1169,  Castro  1871,  Olivone  2009,  Airolo  2021. 
Ueber  die  Notwendigkeit  diesem  Zustand  ein  Ende  zu  machen,  war 
sich  der  Grosse  Rat  klar;  derselbe  schlug  in  den  Entwürfen  zu 
einer  neuen  Verf  des  Kts.  Tessin  von  1865  und  1870  eine  Aende- 
rung  der  Bestimmung  des  Art.  32  vor.  Dem  Volke  des  Kts.  Tessin 
wurde  den  6.  Febr.  1870  neben  verschiedenen  Begehren  in  Bezug 
auf  eine  Verf-Revision  auch  ein  solches  die  Wahl  der  Mitglieder  des 
Grossen  Rates  nach  Massgabe  der  Bevölkerungszahl  betr.  vorgelegt. 
Das  Volk  nahm  die  übrigen  Postulate  mit  grosser  Mehrheit  an,, 
verwarf  aber  dasjenige,  welches  sich  auf  die  Wahlart  des  Grossen 
Rates  bezog,  mit  8518  gegen  3688  Stimmen.  Die  Revisionsarbeiten 
wurden  fortgesetzt.  Die  Frage  der  Wahl  der  Mitglieder  des  Grossen 
Rates  nach  Massgabe  der  Bevölkerungszahl  begegnete  auch  in  dieser 
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Behörde  grossem  Widerspruch.  Das  Gleiche  war  der  FaH  mit  der 
Frage  eines  ständigen  Kantonshauptortes  und  der  Reduktion  der 
Distrikte.  Es  brachen  Unruhen  aus,  welche  die  Intervention  des 
Bundes  notwendig  erscheinen  liessen,  namentlich  die  Abordnung  eidg. 
Eommissarien  mit  sich  brachten.  Eine  Spaltung  des  Kantons  in 
zwei  Teile,  den  Sotto  und  den  Sopra  Cenere,  war  zu  befürchten. 
Die  BVers.  erklärte  aber  mit  Beschl.  vom  24.  Dez.  1870  (B  1871 1 10), 
«ine  Trennung  des  Kts«  Tessin  nicht  zugeben  zu  können;  sie  beauf- 
tragte vielmehr  den  BR  auf  eine  Aussöhnung  der  Parteien  zu  wirken. 
Dies  gelang.  Die  Revision  der  Verf.  unterblieb;  es  kam  auch  nicht 
ÄU  einer  Entscheidung  über  eine  Eingabe  der  Munizipalität  von 
Lugano,  vom  10.  Nev.  1870  an  den  BR,  in  welcher  u.  A.  der  An- 
trag gestellt  war: 

Es  möge  dem  BR  gefallen,  zu  verordnen,  dass  jede  weitere 
Wahl,  sei  es  eine  ergänzende  oder  allgemeine,  von  Grossratsab- 
geordneten vor  sich  zu  gehen  habe  im  \'erhältnis  zur  Bevölkerung, 
und  dass  bei  jeder  allgemeinen  Volksabstimmung  gezählt  werde 
nach  votirenden  Bürgern  und  nicht  nach  Kreisen. 

Die  Vornahme  der  allgemeinen  Grossratswahlen  am  21.  Febr. 
4875  geschah  in  Anwendung  des  Art.  32  der  KV. 

In  einer  Eingabe  vom  12.  April  1875  wandten  sich  August 
Mordasini  von  Comologno  und  Eons.,  unter  Berufung  auf  die 
Art.  4  und  6  der  BV,  an  den  Bß  mit  dem  Begehren: 

1.  dass  eine  Neuwahl  des  tessinischen  Grossen  Rates  nach  dem 
Verhältnis  der  Bevölkerung  der  Kreise  angeordnet  werde; 

2.  dass,  insofern  eine  Einladung  an  den  Kanton  Tessin  zur  An- 
ordnung einer  Verfassungsrevision  erlassen  würde,  diese  Revision 
durch  einen  Verf-Rat  zu  beraten  sei,  welcher  nach  Verhältnis  der 
Bevölkerung,  und  nicht  anders,  gewählt  werde. 

Der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin ,  dem  die  Beschwerde  mitgeteilt 
wurde,  beschloss  den  27.  Mai  1875,  auf  den  Antrag  seiner  mit  der 
Prüfung  der  Beschwerde  beauftragten  Komm. :  dass  er  die  Begehren 
der  Petenten  zurückweise.  Selbst  mit  der  Beratung  einer  Partial- 
revision der  Verf.  beschäftigt,  beendigte  er  im  Mai  deren  erste 
Beratung;  eine  Aenderung  des  Art.  32  nahm  er  nicht  vor. 

In  der  vom  Bureau  des  Grossen  Rates  an  den  BR  eingereichten 
Vernehmlassung  wurde  gesagt: 

dass,  wofem  der  Rekurs  eine  günstige  Aufnahme  fände,  die  aus- 
gesuchteste Heuchelei  und  die  schwärzeste  Bosheit  zur  Geltung  kommen 
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würden,  -vermöge  deren  das  Volk  in  seinem  gnten  Glauben  durch  die- 
obersten  Behörden  selbst  bei  der  Aasübung  seiner  eigenen  verfassungs- 
mässigen Beohte  betrogen  wäre  (il  quäle  ricorso  ove  venisse  accolto^ 
non  farebbe  che  premiare  Fipocrisia  piü  raffinata  et  la  piä  dolosa  malizia, 
mercd  della  quali  il  popolo  sarebbe  stato  ingannato  in  piena  buona  fede 
nell'  esercizio  dei  propri  di^itti  costituzionali  delle  medesime  suprem» 
autoritä  cantonali).  Die  Art.  4  und  6  der  BV  1874  stimmen  wörtlich 
mit  dep  Art.  4  und  6  der  BV  von  1848  überein,  der  beanstandete 
Art.  82  aber  habe  während  der  ganzen  Dauer  der  BV  von  1848  zu 
recht  bestanden,  und  überdies  hätten  die  BBehörden  selbst  weder  bei 
Anlass  der  Partialrevision  von  1855 ,  noch  sonst  je  den  Art.  32  als 
verfassungswidrig  bezeichnet.  Das  zweite  Begehren  der  Petenten  sei 
ungerechtfertigt,  weil  seine  Genehmigung  eine  Verletzung  der  Eanto- 
nalsouveränetät  in  sich  schlösse ;  es  sei  Sache  der  Kantone,  zu  bestimmen,, 
welche  Behörde  eine  Verf-Revision  vorzunehmen  habe,  der  Bund  könne 
nur  verlangen,  dass  die  Kantone  ihre  Verf.  mit  der  BV  in  Einklang 
bringen. 

Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  dagegen  erklärte  die  Rekurs- 
beschwerde  als  völlig  zeitgeniäs  und  gerecht. 

1.  Bei  der  Prüfung  der  Angelegenheit  drängte  sich  dem  BR 
zunächst  die  Frage  auf,  ob  das  BGer.  oder  die  politischen  BBehörden 
zum  Entscheide  konsequent  seien.  Der  BR  spricht  sich  für  die  Kom- 
petenz der  politischen  Behörden  aus,  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen: 

Nach  Art.  113,  Ziff.  3  der  BV  und  nach  Art.  59  des  BG  über 
die  Organis,  der  BR^chtspflege  vom  27.  Juni  1874  sind  Beschwerden 
von  Privaten  über  Verletzung  derjenigen  Rechte,  welche  ihnen  durch 
die  BV  oder  die  Verf.  ihres  Kantons  gewährleistet  sind,  durch  da& 
BGer.  zu  beurteilen.  Es  liegt  aber  hier  nicht  die  Verletzung  eines 
solchen  Rechtes  in  Frage.  Auch  beschweren  sich  die  Petenten  nicht 
darüber,  das  speziell  ihre  eigenen  verfassungsmässigen  Rechte  oder  die- 
jenigen bestinunter  anderer  Personen  beeinträchtigt  worden  seien.  Ebenso 
waltet  kein  Streit  darüber,  dass  der  Art.  32  der  Verf.  des  Kts.  Tessin 
verschieden  angewendet  worden  sei.  Vielmehr  geht  der  Angriff  direkt 
gegen  die  Existenz  des  Art.  32  selbst,  indem  behauptet  wird,  dass  der- 
selbe im  Widerspruch  stehe  mit  der  BV  und  daher  aufgehoben  werden 
müsse.  Es  liegt  somit  eine  Frage  vor,  welche  mit  der  Garantie  einer 
KV  durch  den  Bund  in  engster  Verbindung  steht  und  daher  geraäs 
Art.  87,  Ziff.  7  in  den  Geschäftskreis  der  BVers.  fällt. 

Dazu  kommt,  dass  die  aufgeworfene  Frage  aus  politischen  Kämpfen 
entsprungen  und  nun  selbst  gewissermassen  politischer  Natur  geworden 


Digitized  by  VjOOQIC 


Gewährleistung  kantonaler  Verfassungen.    Tessin.  199 

ist,  insofern  sie  schon  wiederholt  die  Ursache  politischer  Agitation  im 
Kt.  Tessin  wurde  und  gerade  gegenwärtig  nicht  aus  Gründen  des  Rechtes, 
sondern  lediglich  aus  Gründen  der  politisdien  Opportunität  im  Streite 
Uegt.  Nach  Art.  85,  Ziff.  8  und  Art.  102,  Ziff.  2,  3  und  10  der  BV 
stehen  jedoch  diejenigen  Massregeln,  welche  die  Garantie  der  KV  zum 
Zwecke  haben  und  zur  Handhabe  der  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern 
nötig  erscheinen,  den  politischen  BBehörden  zu. 

2.  Des  fernem  entstand  die  Frage,  ob  der  BR  diese  Angelegen- 
heit, wie  es  im  gewöhnlichen  Geschäftsgange  der  Fall  ist,  ^^unächst 
von  sich  aus  entscheiden  und  hierauf  einen  Rekurs  an  die  BVers. 
gewärtigen  solle,  oder  ob  er  dieselbe  direkt  der  BVers.  zum  Entscheid 
zu  überweisen  habe.  Der  BR  schlug  den  letztem  Weg  ein,  uiieI  zwar 
nicht  etwa  weil  er  seine  eigene  Kompetenz  ablehnen  wollte^  sondern 
weil  die  Beschwerde  der  Munizipalität  von  Lugano  aus  dem  Jahre  1870 
materiell  mit  der  vorliegenden  identisch,  und  demnach  die  gleiche 
Sache  seit  jener  Zeit  bei  der  BVers.  anhängig  sei. 

In  beiden  Punkten  trat  die  BVers.  der  Anschauung  des  BR 
hei,  die  nationalr.  Komm,  billigte  in  ausdrücklichen  Worten  den 
Standpunkt  des  BR. 

Zum  Antrag  Mordasini  und  Kons,  bemerkt  der  BR: 

Unter  Ziffer  1  stellen  die  Petenten  das  Gesuch  um  Anordnung  einer 
Nenwahl  des  tessinischen  Grossen  Rates  nach  dem  Verhältnis  der  Bevöl- 
kerung der  Kreise.  Hier  müssen  wir  daran  erinnern,  dass  nach  Art.  24 
der  Verf.  des  Kts.  Tessin  die  Mitglieder  des  Grossen  Rates  eine  Amts- 
dauer von  vier  Jahren  haben,  und  dass  die  letzte  verfassungsmässige  Ge^nit- 
emeuerung  den  21.  Jan.  1875  stattgefunden  hat.  Es  kann  dabei-  voti 
der  Anordnung  einer  Neuwahl  durch  die  BBehörden  keine  Rede  sein, 
wenn  auch,  wie  wir  glauben,  die  jetzt  bestehende  Wahlart  der  Kreise 
bundesrechtlich  nicht  mehr  statthaft  ist,  es  wäre  denn,  dass  diircli  die 
Revision  der  Verf.  des  Kts.  Tessin  eine  Erneuerung  des  Grossen  Rates  verfügt 
würde.  Die  Feststellung  der  Amtsdauer  hat  nichts  gemein  mit  dem  jetzt 
in  Frage  liegenden  Grundsatz  der  Wahlart.  Wenn  eine  kantoiiale  Ver£ 
die  Lebenslänglichkeit  der  gesetzgebenden  Behörde  aufstellen  wollte,  ao 
wäre  ein  solcher  Gedanke  ohne  Zweifel  mit  den  Grundsätzen  des  jetzigen 
BR^chtes  unvereinbar;  aber  eine  Amtsdauer  von  vier  Jahren  ist  es 
offenbar  nicht.  Es  bleibt  daher  aus  dem  ersten  Rechtsbegehren  der 
Petenten  nur  die  Wahlart  zu  prüfen  übrig. 

Was  das  zweite  Rechtsbegehren  betrifft,  so  ist  unklar,  wie  die 
Petenten  auf  den  Gedanken  kommen,  dass  der  Kt.  Tessin  zur  ^Dr nähme 
einer  Verf- Revision  eingeladen  werden  könnte,  da  sie  selbst  nicht  versucht 
haben,  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Einladung  zu  begründen.    Wir 
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unsrerseits  glauben  auch,  dass,  wenn  irgendwo,  gerade  im  Kt.  Tessin  eine 
Totalrevision  der  Verf.  stattfinden  sollte.  Allein  wir  zweifeln  doch,  dass 
die  BVers.  hieraus  Anlass  nehmen  werde,  eine  Einladung  im  Sinne  der 
Petenten  an  den  Kt.  Tessin  zu  erlassen.  Immerhin  müsste  es  demselben 
freistehen,  die  Bevisionsarbeiten  einem  Verf-Rat  zu  übertragen  oder  nicht. 
Jedenfalls  aber  wäre  bezüglich  der  Wahlart  des  Verf-Rates  nichts  mehr 
zu  verfügen,  weil  die  in  diesen  Fragen  vom  Grossen  Rate  des  Kts. 
Tessin  genehmigte  Revision  die  Möglichkeit  der  Aufstellung  eines  Verf- 
Rates  vorgesehen  und  bestimmt  hat,  dass  derselbe  in  gleicher  Weise 
gewählt  werden  soll,  wie  der  Grosse  Rat.  Es  reduzirt  sich  somit  auch 
das  zweite  Begehren  der  Petenten  auf  den  Wahlmodus,  d.  h.  auf  die 
gleiche  Frage,  welche  aus  dem  ersten  Rechtsbegehren  übrig  bleibt. 

Es  ist  somit  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  künftig  die  Wahlen  im 
Kanton  Tessin  (Grosse  Rat,  Verf-Rat  etc.)  nach  dem  Verhältnis  der  Be- 
völkerung stattfinden  müssen,  das  heisst,  ob  der  mit  diesem  Prinzip  im 
Widerspruch  stehende  Art.  82  der  tessinischen  Verf.  als  im  Widei*spruch 
stehend  mit  der  BV  aufgehoben  erklärt  werden  soll  oder  nicht.  Und 
diese  Frage  ist  nach  unserm  Dafürhalten  von  der  BVers.  bejahend  zu 
entscheiden.  B  1875  IV  1207. 

Den  18.  Nov.  1875  benachrichtigte  der  BR  den  zur  Beratung 
von  Entwürfen  zur  Verf-Revision  versammelten  Grossen  Rat  des 
Kts.  Tessin  von  einem  der  BVers.  vorzulegenden  Antrag  auf  ausser 
Kraft  Erklärung  des  mehrerwähnten  Art.  32  der  Tessiner  Verf. 
Der  Grosse  Rat  gab  nun  plötzlich  seinen  bisherigen  Standpunkt 
auf  und  genehmigte  den  27.  Nov.  ein  besonderes  Verf-Gesetz  über 
die  Wahlart  des  Grossen  Rates,  dem  Antrag  einer  Komm.-Mehrheit 
beipflichtend,  den  Antrag  der  Minderheit  derselben  ablehnend,  welche 
den  Antrag  gestellt  hatte,  den  Grundsatz  der  Wahl  im  Verhältnis 
zur  Bevölkerung  ohne  Weiteres  auf  die  bestehenden  Kreise  anzu- 
wenden und  ausserdem  den  Grossen  Rat  wieder  neu  zu  wählen. 

Dieser  Besohl,  vom  27.  Nov.  1875,  dem  der  Tessiner  Staatsrat 
nicht  beistimmte  and  der  daher  noch  einer  zweiten  Beratung  zu 
unterwerfen  war,  lautet: 

Art.  1.  Der  Grosse  Rat  wird  nach  dem  V'erhältnis  der  Be- 
völkerung gewählt. 

Das  Gesetz  wird  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  reglireD, 
entweder  durch  Berichtigung  der  gegenwärtigen  Kreise  oder  auf 
andere  Weise.  Jedenfalls  aber  hat  sich  das  Gesetz  innert  den 
Schranken  von  mindestens  1000  und  höchstens  1500  Seelen  der 
rechtmässigen  tessinischen  Bevölkerung  (la  popolazione  ticinese  di 
diritto)  für  jeden  zu  wählenden   Depntirten  zu  bewegen.     Bruch- 
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zahlen,  die  nicht  unter  der  Hälfte  stehen,  werden  voll  berechnet. 
—  Das  betreffende  Gesetz  kann  nur  von  zehn  zu  zehn  Jahren  ab- 
geändert werden. 

üebergangsbest.  Art.  2:  Der  Grundsatz  der  Wahl  der  Reprä- 
sentation nach  Verhältnis  der  Bevölkerung,  sofern  er  von  der  Mehr- 
heit der  an  den  Versammlungen  teilnehinenden  Bürger  angenom- 
men wird,  tritt  in  Kraft  bei  der  periodischen  Gesamtemeuerung 
des  gegenwärtigen  Grossen  Rates  im  Jabr  1879. 

§  1.  Im  Falle  vorher  ein  Verf-Rat  gewählt  werden  muss, 
tritt  jener  Grundsatz  in  Kraft,  sobald  er  durch  das  Gesetz  in  Aus- 
führung gebracht  ist. 

§  2.  Die  vereinzelten  Wahlen  im  Laufe  der  Amtsperiode  der 
gegenwärtigen  Legislatur  finden  statt  nach  Vorschrift  der  jetzigen 
Verf. 

Der  BR  glaubte  hierauf  seinen  Antrag  auf  ausser  Kraft  Erklärung 
des  Art.  32  der  Tessiner  Verf  durch  die  BVers.  fallen  lassen  zu 
können,  ada  beide  politische  Parteien  einverstanden  sind,  dass 
diese  Aufhebung  durch  eine  entsprechende  Revision  der  Verf.  vom 
Kt.  Tessin  selbst  ausgehen  soll  und  zu  erwarten  steht,  es  werde 
diese  Revision  nicht  mehr  ins  Stocken  geraten»,  und  da  das  mit- 
geteilte Verf-Ges.,  so  lange  sein  Inhalt  nicht  festgestellt  ist,  auch 
nicht  Gegenstand  von  Anträgen  bilden  kann.  Die  BVers.  dagegen, 
den  Standpunkt  des  BR  nicht  billigend,  hat  den  17.  März  1876 

in  £rwägungy 

1.  dass  die  BV  in  Art.  4  und  5  alle  Schweizer  vor  dem  Gesetz 
gleich  stellt,  keine  Vorrechte  des  Orts  anerkennt,  die  Ausübung  der 
politischen  Rechte  nach  republikanischen  Formen  zusichert  und  für 
jede  Verf.  vorschreibt,  dass  sie  vom  Volke  angenommen  worden  sei 
und  revidirt  werden  könne,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger 
es  verlangt; 

2.  dass  in  Art.  2  der  Üebergangsbest.  diejenigen  Bestimmungen 
der  kantonalen  Verf.,  welche  mit  der  neuen  BV  im  Widerspruch  stehen, 
mit  der  Annahme  derselben  ausser  Kraft  erklärt  sind; 

3.  dass  der  Art.  32  der  Verf.  des  Kts.  Tessin,  besagend:  Jeder 
Kreis  —  abgesehen  von  seiner  Bevölkerungszahl  —  ernennt  drei  Ab- 
geordnete zum  Grossen  Rate,  im  Widerspruch  mit  der  BV  (Art.  4  u.  6) 
steht  und  daher  mit  dem  Inkrafttreten  der  BV  ausser  Kraft  getreten 
ist; 

beschlossen: 

1.  Der  Art.  82  der  Verf,  des  Kts.  Tessin  ist  ausser  Kraft  erklärt, 

2.  Der  BR  wird  eingeladen,  beförderlich  die  notwendigen  An- 
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Ordnungen  dafür  zu  treffen,  dass  die  angeführte  Best,  der  tessinischen 
KV  durch  eine  den  Grundsätzen  der  BV  entsprechende  ersetzt  werde. 
Der  Ber.  der  Komm,  des  StR  (Hoffmann)  vom  10.  März  1876 
enthält  zu  diesem  BBeschl.  folgende  Begründung: 

Zu  den  Fundamentalsätzen  unseres  öffentlichen  Rechtes,  welche  in 
Art.  4  u.  6  der  BV  von  1874  enthalten  sind,  steht  der  Art.  32  der 
tessinischen  KV  in  einem  grellen  Widerspruch....  Eine  Verf-Bestimmung^ 
bei  deren  Anwendung  sich  ergibt,  dass  z.  B.  ein  Einwohner  von 
Lavizzara  rücksichtlich  der  Gesamtsumme  der  öffentlichen  Interessen 
6  mal  so  viel  zfthlt,  als  ein  Einwohner  von  Lugano,  welche  also  ein 
derartiges  Misverständnis  sanktionirt,  ist  offenbar  mit  dem  Prinzipe 
der  Rechtsgleichheit  unverträglich. 

Es  ist  allerdings  richtig,  dass  schon  die  BV  vom  Jahre  1848  die- 
selben Art.  4  u.  6  enthielt,  wie  diese  in  die  BV  vom  Jahre  1874 
übergiengen ;  auch  erklärte  der  Art.  4  der  üebergangsbest.  der  1848  er 
BV  alle  Bestimmungen  der  Kts. -Verfassungen,  welche  im  Widerspruch 
mit  denjenigen  der  BV  stehen,  als  aufgehoben. 

Der  Unterschied  von  damals  und  heute  und  die  Lösung  der  Frage, 
wie  ein  derartiges  Misverhältnis,  wie  es  Art.  32  der  Tessiner  Verf. 
sanktionirt,  so  lange  unbeanstandet  sich  forterhalten  konnte,  liegt  ohne 
Zweifel  in  dem  Umstände,  dass  die  Kantone  durch  Art.  4  Abs.  1  der 
Üebergangsbest.  der  1 848  er  BV  ausdrücklich  davon  dispensirt  wurden,  fiir 
ihre  damals  in  Kraft  gestandenen  Verfassungen  die  Gewährleistung  des 
Bundes  nachzusuchen,  und  dass  hieraus  irriger  Weise  die  Folgerung 
gezogen  wurde,  es  könne  die  BV  auf  jene  keine  rückwirkende  Kraft 
üben.  Demgegenüber  erklärt  hinwieder  Art.  2  der  Üebergangsbest.  der 
1874  er  BV  unbedingt  alle  mit  ihr  in  Widerspruch  stehenden  kanto- 
nalen Verf -Bestimmungen  als  ipso  jure  ausser  Kraft  getreten  und  fand 
jener  Vorbehalt  zu  Gunsten  älterer  Kts. -Verfassungen  keine  Aufiiahme 
mehr.  Demzufolge  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dieser 
Grundsatz  auch  auf  Art,  32  der  tessinischen  Verf.  seine  Anwendung 
finden  muss. 

Es  hat  dies  auch  d^r  Grosse  Rat  von  Tessin  tatsächlich  anerkannt, 
indem  er,  wenn  auch  mit  Widerstreben,  in  erster  Beratung  bereits  ein 
Verf- Ges.  dekretirte,  welches  den  Grundsatz  der  proportionalen  Ver- 
tretung nach  der  Einwohnerzahl  aufstellt,  und  es  könnte  sich  dem 
gegenüber  nur  noch  fragen,  ob  die  BV  nicht  lediglich  das  weitere 
Vorgehen  der  Behörden  und  des  Volkes  von  Tessin  abwarten  solle,  um 
zu  ermessen,  ob  eine  Beschlussfassung  ihrerseits  überhaupt  noch  erforder- 
lich werde. 

Die  Konmi.  glaubt  die  Frage  verneinend  beantworten  zu  sollen  .  . . 

Art.  2  des   erwähnten  Revisions-Entw.  sagt:    cDer  Grundsatz  der 
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Wahl  der  Bepräsentation  nach  Verhältnis  der  Bevölkerung  solle  in 
Kraft  treten,  sobald  er  von  der  Mehrheit  der  stimmenden  Bürger 
angenommen  wird. »  Wenn  die  Mehrheit  denselben  nicht  annimmt» 
soll  also  der  Art.  32  fortbestehen. 

Der  Band  kann  aber  nicht  zugeben,  dass  überhaupt  über  eine  durch 
<üe  BY  entsqhiedene  Frage  noch  abgestimmt  werde,  und  dass  dieselbe 
noch  eines  besondem  Entscheides  fähig  sei. 

Indem  die  Komm,  daher  die  Ansicht  teilt,  dass  die  Frage  sofort 
von  Bandes  wegen  gelöst  und  Art.  32  als  aufgehoben  erklärt  werden 
müsse,  hält  sie  es  zugleich  für  angezeigt,  durch  die  zu  fassende  Schluss- 
nahme  darauf  besonders  hinzuweisen,  dass  an  die  Stelle  des  tatsächlich 
bestehenden  bundesverf.- widrigen  Zustandes  ohne  Aufschub  ein  neuer 
bxmdesverf.-gemässer  zu  treten  habe. 

Ohne  in  die  Begehren  der  Petenten  über  die  Art  und  Weise  der 
Ausführung  zur  Zeit  einzutreten,  erscheint  es  uns  doch  angemessen, 
mindestens  soviel  auszusprechen,  dass  an  eine  Verlängerung  der  tat- 
sachlichen Verhältnisse  bis  zum  Ablaufe  der  Amtsperiode  dos  derzeitigen 
de  facto  bestehenden  Grossen  Rates  —  also  bis  zum  Jahre  1879  —  nicht 
gedacht  werden  könne.  Vielmehr  wird  es  durch  die  Natur  der  Dinge 
und  im  Interesse  einer  friedlichen  Entwicklung  derselben  geboten  sein, 
dafür  zu  sorgen,  dass,  wenn  im  Kt.  Tessin  infolge  der  Revisionsarbeiten 
eine  Erneuerung  der  öflfentlichen  Gewalten  überhaupt  stattfinden  soll, 
diese  Erneuerung  für  alle  öffentlichen  Gewalten  eine  gleichzeitige,  dem- 
selben unmittelbaren  Volkswillen  entspringende  und  entsprechende  werde. 

B  1876  I  687. 

87.  IL  Zwei  Verfassungsgesetze  zur  Verfassung  vom 
23.  Juni  1830: 

a,  Dekret  vom  20.  Nov.,  den  19.  Dez.  1875  vom  Volke  ange- 
nommen, genannt  «Riformetta»,  insbesondere  betr.  die  Einfüh- 
rung der  geheimen  Stimmabgabe  in  Gemeindeversammlungen ; 

b.  Dekret  vom  24.  Nov.,  den  3.  Dez.  1876  vom  Volke  ange- 
nommen, genannt  « Riformino »,  betr.  die  Wahlart  des  Grossen  Rates 
im  Verhältnis  der  faktischen  Bevölkerung  und  Anordnung  einer 
spätestens  im  Monat  Jan.  1677  vorzunehmenden  Integralemeuerung 
des  Grossen  Rates. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Dez.  1870,  A.  S.  n.  F.  II  559.— 
Botech.  des  BB  vom  12.  Dez.  1876,  B  1876  IV  791 ;  Ber.  der  Komm,  des 
NR  vom  18.  Dez.  1876  (Branner),  B  1876  IV  821 ;  Ber.  der  Mehrheit  der 
Ständer.  Komm,  vom  21.  Dez.  1876  (Hoffmann),  B  1877  I  1;  1122,  507.— 
Den  Text  der  Dekrete  vgl.  B  1876  IV  811. 
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Den  5.  April  1876  teilte  der  BR  dem  Staatsrate  des  Kts.  Tessin 
den  BBeschl  vom  17.  März  mit  (No.  86),  denselben  einladend:  es 
möge  der  Grosse  Rat  das  Verfassungsdekret  vom  27.  Nov.  1875 
im  Sinne  des  BBeschl.  umändern.  Der  Staatsrat  übermachte  dem 
-Grossen  Rate  die  Aufforderung  des  BR,  und  dieser  erliess  hierauf 
den  6.  Mai  1876  ein  Verfassungsdekret,  welches  die  Einführung  der 
Grossratswahlen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  zum  Gegenstand 
hatte.  In  diesem  Dekret  wurde  die  inländische  und  ausländische 
tessinische  Bevölkerung  mit  Zurechnung  der  domizilirten  Schweizer- 
bürger (Ticinesi  attinenti  e  Confederati  domiciliati)  als  Ausgangs- 
punkt für  die  Berechnung  der  Repräsentation  zu  Grunde  gelegt. 
Der  Staatsrat,  den  Grossen  Rat  als  inkompetent  zum  Erlass  des 
Gesetzes,  sowie  die  Bevölkerungsbasis  des  Dekretes  selbst  als  un- 
zulässig erklärend,  weigerte  sich  dieses  Verf-Dekret  der  Volks- 
abstimmung zu  unterwerfen.  Der  BR  aber  beschloss  den  17.  Juni 
1876,  den  Staatsrat  von  Tessin  zur  Anordnung  der  verweigerten 
Volksabstimmung  einzuladen,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

a.  Durch  den  BBeschl.  vom  17.  März  1876  sei  der  Grosse  Rat  des 
Kts.  Tessin  keineswegs  ausser  Amtes  gesetzt;  er  habe  vielmehr  bis  eine 
Neuwahl  erfolgt  sein  werde,  alle  ihm  durch  die  Verf.  übertragenen  Funk- 
tionen zu  erfüllen. 

b.  Dem  Kt.  Tessin  sei  die  Berechtigung  nicht  entzogen,  den  BBeschl. 
vom  7.  März  auf  konstitutionellem  Wege  zu  vollziehen  und  dabei  ein 
neues  System  für  die  Wahlen  in  den  Grossen  Rat  aufzustellen. 

c.  üeber  den  Inhalt  des  Verfassungsdekretes  habe  sich  der  Bß  zur 
Zeit  nicht  auszusprechen ;  es  sei  vielmehr  die  daherige  Prüfung  erst  am 
Platze,  wenn  nach  erfolgter  Abstimmung  die  Garantie  des  Bundes  nach- 
gesucht werde.  Der  BR  beschränke  sich  daher  auf  die  Bemerkung,  dass 
seines  Erachtens  die  Grundlage,  welche  teils  die  einfachste,  teils  die 
unbestrittenste,  weil  fast  in  allen  Kantonen  geltende,  sein  dürfte,  in 
der  kantonalen  und  schweizerischen  Wohnbevölkerung,  also  mit  Weg- 
lassung derjenigen  tessinischen  Angehörigen,  die  ausser  dem  Kantone 
ihren  festen  und  dauernden  Wohnsitz  (ihr  «  Etablissement  principal ») 
haben,  zu  finden  wäre.  B  1876  IV  793;  829,  831. 

Der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin  setzte  hierauf  den  28.  Juli 
die  Abstimmung  auf  den  19.  Nov.  1876  fest. 

Die  Abstimmung  selbst  fand  jedoch  nicht  statt.  Der  Staatsrat 
hatte  nämlich  mit  Dekret  vom  19.  Okt.  eine  Neuwahl  des  Grossen 
Rates  auf  den  5.  Nov.  angesetzt  und  verfügt,  dass  diese  Neuwahl 
im  Verhältnis  von  einem  Deputirten  auf  1070  Seelen  der  Wolm- 
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bevölkerung  (popolazione  domiciliata)  vorzunehmen  sei.  Der  Staats* 
rat  kam  damit  dem  auf  einer  Versammlung  der  « patriotischen  Ver- 
eine» zuLocarno  den  15.  Okt  gefassten  Beschlüsse  nach,  der  das 
Begehren  enthielt: 

a.  Dass  der  Staatsrat  den  Beschlüssen  des  inkonstitutionellen, 
den  21.  Febr.  1875  gewählten  Grossen  Rates  keine  weitere  Folge 
gebe. 

b.  Dass  der  Staatsrat  sofort  die  Kreisversammlongen  zur  Vor- 
nahme der  Grossratswahlen  im  Verhältnis  der  Bevölkerung  zusam- 
menberufe. 

Diese  Vorgänge  hatten  sofort  eine  Reihe  von  Protestationen  und 
eine  Aufregung  zur  Folge,  welche  für  die  Ruhe  des  Kantons  und 
den  Bestand  der  verfassungsmässigen  Zustände  die  ernstlichsten 
Bedenken  hervorrief.  Der  BR  ordnete  NRat  S.  Bavier  von  Chur  nach 
dem  Tessin  ab,  zuerst  nur  zur  Berichterstattung,  später  aber,  als 
die  Parteien  sich  bewaffnet  gegenüberstanden  und  es  in  Stabio 
bereits  zu  blutigen  Konflikten  gekommen  war,  als  eid^.  Kommissär; 
gleichzeitig  gab  er  Befehl,  ein  Infanterie-Regiment  marschbereit 
zu  halten.  Den  eifrigen  Bemühungen  des  Kommissärs  gelang  es 
bald,  die  äusserliche  Ordnung  wiederherzustellen  und  zur  Beruhi- 
gung der  erhitzten  Parteien  wesentlich  beizutragen  ^No,  43). 

Der  BR  hatte  schon  unterm  20.  Okt.  dem  Staatsrat  aufgetragen» 
die  auf  den  5.  Nov.  angeordneten  Grossratswahlen  bis  zum  Entscheid 
über  die  Giltigkeit  dieser  Anordnung  zu  verschieben.  Den  7.  Nov. 
hob  er  das  staatsrätliche  Dekret  auf  und  erneuerte  an  den  Staatsrat 
die  Einladung  auf  Vornahme  der  Abstimmung  über  das  Verlassungs- 
dekret;  denn  die  Vollziehung  des  BBeschl.  vom  17.  März  dürfe  nur 
auf  dem  Wege  einer  Verfassungsänderung  vorgenommen  werden, 
und  demzufolge  stehe  die  endgiltige  Entscheidung  nach  tessinischem 
und  eidg.  Verfassungsrecht  ausschlieslich  dem  Volke  zu. 

In  der  Folge  kam  es  zu  einer  Verständigung  der  Parteien.  Der 
Grosse  Rat  änderte  das  beschlossene  Verf-Dekret  vom  6.  Mai  flen 
24.  Nov.  1876  dahin  ab,  dass  der  Grosse  Rat  im  Verliältnis  der  iak- 
tischen,  d.  h.  der  Wohnbevölkerung  der  gegenwärtigen  Kreifie,  nach. 
dem  Ergebnis  der  eidg.  Volkszählung  des  Jahres  1870  gewählt  werden 
soll,  und  zwar  je  ein  Abgeordneter  auf  1000  Einwohner,  wobei  jeder 
Bruchteil  über  500  für  1000  zu  berechnen  ist,  und  dass  die  Ein- 
wohner des  unausgeschiedenen  Gebietes  «  delle  Terricciuole  w  bis  zu 
dessen  Teilung  zum  Kreise  Verzasca  gezählt  werden  sollen.    Die 
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Volksabstimmung  über  dieses  Verf-Dekret  sollte  nach  Massgabe  der 
eidg.  Gesetzgebung  geheim  und  Gemeindeweise  stattfinden^  und  im 
Fall  der  Annahme  wäre  unverzüglich  die  eidg.  Gewährleistung 
nachzusuchen.  Im  weitem  war  festgesetzt,  dass,  sobald  dieses  Verf- 
Dekret  (sog.  Riformino),  sowie  der  Art.  1  des  vom  Volke  den  19.  Dez. 
1875  angenommenen  Verf-Dekretes  (sog.  Riformetta),  welches  geheime 
und  Gemeindeweise  Abstimmung  festsetzt,  die  BGenehmigung  er- 
halten haben  werde,  der  Staatsrat  die  Wahlversammlungen  zur 
Vornahme  der  Integralerneurung  des  Grossen  Rates  einzuberufen 
habe. 

Das  Volk  nahm  den  3.  Dez.  1876  das  Riformino  fast  einstimmig 
an;  der  Staatsrat  suchte  hierauf  für  die  beiden  genannten  Ver- 
fassnngsdekrete  die  BGenehmigung  nach. 

Gegeu  die  Riformetta  hatte  schon  den  21.  Febr.  1876  Oberst 
Mola  eine  Eingabe  an  die  BVers.  gerichtet  mit  dem  Gesuche,  dass, 
solange  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin  nicht  im  Verhältnis  der  Be- 
völkerung neu  gewählt  sein  werde,  auf  irgend  einen  Entw.  einer 
revidirten  Tessiner«Verf.  nicht  möchte  eingetreten  werden,  eventuell 
für  den  Fall  der  eidg.  Genehmigung  des  Dekretes,  dass  dessen  Voll- 
ziehung bis  zur  Neuwahl  suspendirt  werden  soll.  Zur  Begründung 
verwies  der  Rekurrent  auf  die  Verhandlungen  des  NR  über  den 
Art.  32  der  Tessiner-Verf.,  durch  welche  konstatirt  sei,  dass  der 
Grosse  Rat  in  einer  mit  der  BV  im  Widerspruch  stehenden  Wahlart 
gewählt  worden  sei;  nachdem  seine  verfassungsmässige  Existeaz  an- 
gefochten worden  sei,  habe  er  jedenfalls  die  Revision  der  KV  nicht 
mehr  an  die  Hand  nehmen  dürfen.  Weder  der  BR  noch  die  BVers. 
traten  auf  die  Anträge  des  Gesuchstellers  ein. 

Die  BVers.  hat  vielmehr  den  22.  Dez.  1876  in  Erwägung, 

1.  dass  gemäs  Art.  27  der  BV  der  gesamte  Primarunterricht 
unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll,  somit  der  Art.  2*)  des  Verf- 
Dekretes  vom  20.  Nov.  1875  in  keinem  andern  Sinne  verstanden 
werden  darf; 


1)  Art.  2  lautet:  Die  Freiheit  des  Privatunterrichtes  ist  innert  der  Grenze 
der  BV  garantirt.  —  Der  BR  bemerkt  hiezu:  Der  Art.  enthält  insofern  eine 
Lücke,  als  die  Privatschulen  nicht  auch  gleichzeitig  unter  Aufsicht  des  Staates, 
i^ondem  ge-wissermassen  selbständig  erklärt  worden  sind;  die  Hinweisang  auf 
die  durch  die  BV  gezogenen  Grenzen  hat  natürlich  nur  dann  Bedeutung, 
wenn  gesetzlich  Organe  aufgestellt  werden,  welche  die  Beobachtung  der  Vor- 
schriften der  BV  auch  in  den  Privatschulen  zu  kontroliren  haben;  vgL  Art.  11 
der  Verf.  des  Kts.  Wallis  (No.  9«),  B  1876  IV  801. 
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2.  dass  den  Kantonen  gegenüber  der  eidg.  Beamte  nur  als 
Bürger  in  Betracht  kommt,  welcher  nach  Art.  4  der  BV  gleiche 
Behandlung  vor  dem  Gesetze  beanspruchen  kann,  so  dass  der  Aus- 
schluss eines  solchen  Beamten  aus  dem  kantonalen  Grossen  Rate 
als  eine  Verletzung  dieser  Verf- Bestimmung  erscheint;') 

3.  dass  im  übrigen  die  beiden  Verf-Gesetze  nichts  enthalten, 
was  den  Vorschriften  der  BV  zuwider  wäre; 

IQ  Anwendung  von  Art.  6  der  BV  beschlossen: 

1.  Den  beiden  Verf-Dekreten  des  Kts.  Tessin  vom  20.  Nov.  1875 
und  24.  Nov.  1876  wird  im  Sinne  der  Erwägungen  die  bundes- 
gemässe  Garantie  erteilt. 

2.  Der  BR  ist  eingeladen  in  geeigneter  VSTeise  die  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  der  Stimmabgabe  bei  der  bevorstehenden 
Grossratswahl  zu  sichern. 

Dieser,  die  eidg.  Genehmigung  aussprechende  BBeschl.  beruht, 
^e  namentlich  der  Ber.  der  Mehrheit  der  ständen  Komm,  vom 
21.  Dez.  1876  (Hoffmann)  betont,  vorab  auf  Rücksichten  und  Er- 
wägungen politischer  Art.  üeber  die  rechtliche  Seite  der  Verhält- 
nisse enthält  dieser  Bericht  folgende  Erörterungen: 

Die  Beanstandung  der  BVerfassungsmässigkeit  der  Verf-Revision 
im  Kt.  Tessin  scheint  uns  nicht  ohne  Grund  zu  sein,  indem  wir  an- 
nahmen, dass  einer  Landesbehörde,  welche  nicht  aus  der  Quelle  demo- 
kratischer Gleichberechtigung  der  Bürger  hervorgegangen,  die  Attri- 
bute eines  konstituirenden  Körpers  nicht  zugestanden  werden  können, 
jedenfalls  von  dem  Augenblicke  an,  als  die  Frage  ihrer  Konstitutionalität 
rechtsanhftngig  geworden  war.  Dies  war  aber  zu  der  Zeit  schon  der 
Fall,  als  der  Grosse  Rat  im  Mai  1875  seine  erste  Revision  in  erste, 
im  Nov.  1875  in  zweite  Beratung  nahm.  Gegenteils  wurde  er  von 
der  BBehörde  vor  solchem  Vorgehen  unter  Hinweis  auf  den  dem- 
nächst erfolgenden  Entscheid  der  BVers.  im  Nov.  1875  gewarnt,  ohne 
sich  jedoch  dadurch  in  seinem  Vorgehen  beirren  zu  lassen.  Er  hat 
sich  daher  auch  nicht  darüber  zu  beklagen,  wenn  seine  Befähigung 
als  konstituirender  Faktor  an  der  Umgestaltung  des  Grundgesetzes  mit- 
zuwirken in  der  Folge  ihm  bestritten  werden  kann.    Denn  zwischen  den 


*)  Art.  12  der  Riformetta  sagt:  Die  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  in 
den  Grossen  Rat  ist  unvereinbar  mit  einer  öffentlichen,  besoldeten  kantonalen 
oder  eidg.  Beamtung:  ausgenommen  sind  die  Gemeindebeamtungen  und  die 
Abgeordneten  in  die  BVers.  —  Ausser  Mola  hatten  auch  einige  eidg.  Beamte 
im  Eanton  Tessin  den  7.  Nov.  1876  eine  Eingabe  auf  Verweigerung  der  Ge- 
nehmigung dieser  Bestimmung  an  den  BR  gerichtet. 
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gewöhnlichen  Funktionen,  welche  zur  notwendigen  Erhaltung  eine& 
Gemeinwesens  und  speziell  zur  formellen  Ueberleitung  eines  gegebenen 
Zustandes  in  einen  neuen,  durch  das  Gebot  der  ßV  angewiesenen  un- 
entbehrlich sind,  und  denjenigen,  welche  eine  selbsttätige  Umgestaltung 
der  staatlichen  Grundlagen  eines  Gemeinwesens  zum  Ziele  haben,  liegt 
wol  qualitativ  ein  ganz  wesentlicher  Unterschied.  Dabei  kann  von 
einer  rückwirkenden  Kraft  des  BBeschl.  vom  17.  März  1876  um  so  weniger 
gesprochen  werden,  als  der  Status  quo  dieser  Frage  des  öffentlichen 
Rechtes  nach  einmal  eingetretener  Bechtsanhängigkeit  derselben  durch 
das  brüske  Vorgehen  der  beanstandeten  Behörde  doch  wol  mit  Grund 
nicht  mehr  alterirt  werden  konnte. 

Es  könnte  sich  daher  lediglich  noch  darum  handeln,  ob  die  Ein- 
sprache des  Petenten  aus  dem  Grunde  ihres  Haltes  verlustig  geworden 
sei,  dass  die  Mehrheit  des  Grossen  Rates  ihr  Verf-Revisionsprojekt  dem 
Volke  vorgelegt  und  dieses  dasselbe  mit  Mehrheit  genehmigt  habe.  — 
Dieser  Einwand  scheint  uns  jedenfalls  von  mehrerer  Bedeutung,  jedoch 
kaum  über  jede  Anfechtung  erhaben  zu  sein,  indem  in  einem  Staate, 
wo  die  legislative  Aktion  in  zwei  Faktoren  zerlegt  ist,  doch  wol,  um 
Giltiges  zu  schaffen,  beide  Faktoren  zugleich  in  ihrer  normalen  Be- 
schaffenheit vorbanden  sein  müssen.  Eine  gegenteilige  Auffassung 
müsste  auch  jedem  Pronunciamento,  sobald  es  nur  nachträglich  die 
Mehrheit  einer  Volksabstimmung  für  sich  zu  gewinnen  wüsste,  den 
Stempel  der  Legitimität  sichern.  Dabei  ist  auch  nicht  zu  übersehen,  dass 
von  solchen  Abstimmungen,  und  zwar  mit  einer  gleichen  Berechtigung, 
derjenige  Teil  der  Bevölkerung  sich  ferne  hält,  welchem  die  Beschaffen- 
heit der  Initiative  und  damit  die  Abstimmungs-Operation  selbst  als 
eine  illegitime  erscheinen  durfte.  In  solchen  Fällen  kann  daher  auch 
aus  diesem  Grunde  von  einem  in  legaler  Weise  zu  Tage  getretenen 
Willen  einer  unzweifelhaften  Volksmehrheit  kaum  mehr  mit  derselben 
Entschiedenheit  gesprochen  werden,  mit  welcher  ein  von  der  Mehrheit 
des  Volkes  auf  Vorschlag  seiner  inkontestablen  verfassungsmässigen 
Behörde  angenommenes  Verfassungsprojekt  mit  Recht  als  der  wahre 
Volkswille  aufgefasst  wird.  B  1877  I  7. 

88.  III.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret 
vom  10.  Febr.  1878,  den  10.  März  1878  vom  Volke  angenommen, 
zu  Art.  15  der  Verf.  betr.  Erhebung  der  Stadt  Bellinzona  zum 
ständigen  Amtssitz  des  Grossen  Rates  und  des  Staatsrates. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Juni  1878,  A.  S.  n.  F.  Ill  440.— 
Botsch.  des  BR  vom  12.  April  1878,  B  1878  II  717;  1879  II  575. 

IV.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  vom  8. 
Jan.  1880,  den  25.  Jan.  1880  vom  Volke  angenommen,  betr.  die 
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Bevölkerungsziffer,   an  Stelle  des  Riformino's  vom  24.  Nov,  1376 
tretend. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  Juni  1880,  A.  S.  n.  F.  V  111,  — 
Botech.  des  BR.  vom  12.  Dez.  1879  zum  Verfassungsdekret  vom  31.  Jan., 
19.  März  1879,  B  III  1190  und  Ablehnung  der  eidg.  Gewährleistung 
durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1879,  B  1880  11  583.  Ber.  dee  BK  vom 
9.  Juni  1880  zum  Dekret  vom  8.,  25.  Jan.  1880,  B  1880  lü  294;  1881  H  650. 

Der  Streit  über  die  Bevölkerungsziflfer,  welche  für  die  Wahlen 
in  den  Grossen  Rat  als  Grundlage  zu  dienen  habe,  war  mit  Erlass 
des  Riformino  vom  24.  Nov.  1876  nicht  beendigt.  Der  Grosse 
Rat  versuchte  in  einem  neuen  Dekret  die  Grundlage  des  Riformino 
zu  verlassen  und  die  crechtmässige»  Bevölkerung  als  Grundlage  für 
die  Volksvertretung  festzusetzen,  wonach  massgebend  gewesen  wäre 
die  Zahl  der  Angehörigen  des  Kantons  Tessin  und  der  Schweizer- 
bürger, welche  gemäs  der  BV  niedergelassen  sind.  Der  Grosse  Rat 
genehmigte  den  31.  Jan.  1879  ein  Verfassungsdekret,  welches  den 
9.  März  gl.  J.  vom  Volke  angenommen  wurde,  folgenden  Inhaltes: 

Einziger  Artikel:  Der  Grosse  Rat  wird  im  Verhältnis  von 
einem  Abgeordneten  auf  je  1300  Angehörige  des  Kantons  Tessin 
(anime  di  Ticinesi  attinenti)  und  Schweizerbürger,  welche  j^^taäs 
der  BV  niedergelassen  (domiciliati)  sind,  gewählt. 

Ein  Bruchteil  nicht  unter  der  Hälfte  wird  als  ein  Ganzes 
behandelt.  , 

Das  Gesetz  wird  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  anordnen 
und  die  Wahlkreise  feststellen,  deren  jedoch  nicht  weniger  als  17 
sein  dürfen. 

Die  allgemeinen  Wahlen  finden  am  ersten  Sonntag  des  Mät^ 
statt. 

Die  BVers.  verweigerte  in  üebereinstimmung  mit  dem  Antrage 
des  BR  die  eidg.  Gewährleistung  dieses  Dekretes  durch  Beschl. 
vom  23.  Dez.  1879;  auch  R.  Simen,  Aug.  Mordasini  und  Konsorten 
hatten  den  15.  April  namens  des  kant.  Komites  des  liberalen  Ver- 
eins von  Tessin  Einsprache  gegen  Erteilung  der  eidg.  Gewähr- 
leistung erhoben,  mit  Hinweis  auf  Art.  4  und  6  der  BV.  ferner 
auf  den  BBeschl.  vom  17.  März  1876  begründeten  sie  ihre  Ein- 
sprache. Die  Reg.  des  Kts.  Tessin  machte  geltend ,  dass  die  BV 
in  dem  Sinne  interpretirt  werden  müsse,  dass  alles,  was  auf  die 
Umschreibung  der  Wahlkreise,  auf  die  Wahlart  der  Deputirten  und 
auf  die  Feststellung  der  Volkszahl  sich  beziehe,  in  die  Kompetenz 
der  Kantone  falle.    Die  bundesr.  Botsch.  betont,  dass  die  Grund- 
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läge  für  die  Feststellang  der  Zahl  der  Abgeordneten  in  den  Grossen 
Rat  die  kantonale  und  schweizerische  Wohnbevölkerang  zu  bilden 
habe,  also  mit  Weglassung  derjenigen  tasBinischen  Angehörigen,  die 
ausserhalb  des  Kantons  ihren  festen  und  dauernden  Wohnsitz 
haben,  sowie  auch  mit  Weglassung  der  Fremden.    Der  BR  sagt: 

Dieses  System  ist  offenbar  das  einfachste  und  darum  auch  das 
sicherste,  um  eine  allen  Teilen  des  Landes  gerechte  und  billige  Qu  ote 
festzustellen  für  die  Repräsentiation  in  der  gesetzgebenden  Behörde.  Es 
schliesst  nur  die  schweizer.  Bevölkerung  in  sich  und  gestattet  die  Hin- 
zurechnung aller  Tessiner,  die  nur  vorflbergehend  abwesend  sind.  Die 
letztem  können  mit  Recht  zu  der  tessinischen  Bevölkerung  gezählt 
werden,  da  sie,  wenn  sie  in  einem  andern  Kanton  wohnen,  hier  als 
vorSbergefaend  anwesend  nicht  sa  der  massgebenden  Bevölkerung  zählen, 
uad  wenn  sie  im  Aoslajide  wohnen,  die  Wahrscheinlichkeit  der  baldigen 
Rückkehr  für  sich  haben. 

Das  Verf- Dekret  vom  31.  Jan.  1879  geht  aber  zu  weit,  wenn  es  die 
sämtlichen  tessinischen  Angehörigen  (anime  di  Ticinesi  atünenti)  als 
massgebend  erklärt.  Es  sollen  nach  der  Erklärung  des  Staatsrates  alle 
Personen  (anime)  des  Kantons  dazu  gehören,  welche  in  den  Registern 
der  Gemeinden  eingetragen  sind.  Hiernach  würde  gar  kein  Unterschied 
gemacht,  wo  sie  sich  zur  Zeit  befinden,  wie  lange  sie  schon  abwesend 
sein  mögen,  ob  sie  das  Land  mit  der  Absicht  auf  Rückkehr  oder  mit 
derjenigen  auf  bleibende  Auswanderung  verlassen,  oder  ob  sie  seither 
die  Verbindungen  mit  der  Heimat  beibehalten  oder  aufgegeben  haben. 
Kurz,  es  werden  alle  lebenden  Personen  tessinischen  Ursprungs  mit- 
gezählt, welche  das  Civilgesetz  nicht  als  verschollen  erklärt.  Bei  der 
Ausscheidung,  wer  noch  als  Tessiner  zähle,  darf  bei  den  eigentümlichen 
Verhältnissen  der  dortigen  Bevölkerung,  bezüglich  der  Zeitdauer  der 
Abwesenheit  mit  möglichster  Freiheit  verfiahren  werden,  allein  doch 
nicht  so,  dass  ganze  überseeische  Tessiner-Kolonien  mitgezählt  warden, 
als  ob  sie  Dörfer  im  Tessin  wären.  In  den  Konsequenzen  könnte  ein 
solches  System  doch  dahin  führen,  dass  es  mit  dem  Prinzip  der  Gleiich- 
heit  (Art.  4  der  BV)  in  Widerspruch  geraten  würde.  Die  Reklamanten 
glauben,  dass  hierin  eine  Begünstigung  der  ärmeren  und  abgelegeneren 
Gemeinden  und  Talschaften,  deren  Bevölkerung  zahlreich  auswandere, 
zum  Nachteil  der  bevölkerten  Ortschaften  liege. 

Der  Kt.  Tessin  stellt  sich  zu  den  übrigen  Kantonen  durch  das  vor- 
gelegte Verf- Dekret  in  ein  eigentümliches  Verhältnis.  Er  will  die 
Tessiner,  welche  in  einem  andern  Kanton  sich  aufhalten,  ja  sogar  dort 
niedergelassen  sind,  auch  fernerhin  zu  der  tessinischen  politischen  Be- 
völkerung zählen,  während  sie  anderseits  im  Wobnsitzkanton  ebenfalls 
mitgerechnet  w)^en.  Hierin  liegt  nach  unserm  Dafürhalten  ein  Verstoss 


Digitized  by  VjOOQIC 


Gewährleistung  kantona^r  Yerfaflsungen.    Tessin.  2 1  ] 

gegen  die  politische  Becsht^gleißhheit  und  gegen  Art,  4S  der  BV.  Wir 
wissen  zwar  wol,  daes  4er  letztere  Art.  nur  vom  aktiven  Stimnireeht^ 
des  einzelnen  Schweizer bürgers  spricht  und  vorschreibt,  dase  Niemand 
in  mehr  als  einem  Kanton  politische  Rechte  ansttben  dürCe.  Allßin  darf 
man  nißbt  rüekaehlieas^id  mit  gleicher  Berechtigung  behaupten:  es  ist 
nicht  zulässig,  dass  der  gleiche  Bürger  in  doppeltem  Masse  politisch 
r^NTäsentirt  sei? 

Dass  der  Abs.  3  des  Verf- Dekretes  einem  Gesetze  ruft,  welches 
die  Anwendung  des  in  Abs.  l  aufgestellten  Grundsatzes  ordnet,  ver- 
bess^  die  Bache  keineswegs,  gegienteils  kann  es  sie  noch  schüntmer 
gestalten.  Es  ifige  dann  ganz  und  iausschlieslieh  in  der  Befugnis  des 
tessinischen  Gesetzgebers,  den  Begriff  der  f  Attinenza  »  so  auszudehnen, 
wie  es  ihm  blieben  ¥^de,  und  damit  den  Gegensatz  zu  der  BV  noch 
schärfer  hervortreten  zu  lassen. 

Im  übrigen  birgt  das  Verf -Dekret  noch  einen  andern,  'mmol 
für  den  Kt.  Tessin  schwerwiegenden  Fehler,  denjenigen  nämlicli,  dasf^ 
es  auf  das  Prinzip  der  Heimat  abstellt  und  somit  in  der  Geset^ebung 
eine  Ausführung  zulassen  würde,  wonach  der  in  einer  andern  Gemeinde 
des  Kantons  niedergelassene  Tessiner  nicht  an  seinem  Wohnort,  sondern 
in  der  Heimat  gezählt  würde.  Dass  dieses  Verfahren  beabsichtigt,  ist, 
ergibt  sich  aus  der  Antwort  des  Staatsrates  auf  die  Eingabe  der  Rekla* 
manten,  worin  er  das  Prinzip  der  Angeh^igkeit  als  das  beste  und  im 
Et.  Tesein  historisch  allein  berechtigte  darzustellen  sucht.  Nun  ist  es 
eine  bekamute  Tatsache  und  eine  in  vielen  Berichten  betr.  die  in  der 
BVers.  betkandeiten  Beschwerden  über  Abstimmungen  und  Wahkn  im 
Kt.  Tessin  wiederkehrende  Klage,  dass  das  Verf. -Gesetz  von  18^0,  das 
Waiügesetz  vom  30.  Nov.  1843  und  das  Gesetz  über  Einbürgerung  und 
StiiBinrecbt  vom  24.  Nov.  1851  die  Unterscheidung  eines  rechtlichen  und 
eines  faktischen  Domizils  (domieilio  legale  e  domicilio  reale)  zulassen 
und  66  dem  Tessinerbürger  mögiich  machen,  nach  Belieben  an  einem 
oder  andern  Orte  seine  politischen  ißechte  au«KUÜben.  Es  wurde  wieder- 
hol die  Notwendigkeit  einer  Abänderung  dieses  Znstandes  betont,  aber 
vergebens.  B  187§  Ul  11^. 

Den  8.  Jan.  1880  genehmigte  der  Grosse  Rat  des  Ktß.  Teasin 
ein  abgeändertes  Verf-Dekret,  welches  in  der  Volksabstiflfiiinjuag  vom 
25.  Jan.  vom  VoJke  ÄDgeuomme»  Avurde.    Dasseiba  lautet : 

Einiger  Art. :  Der  Gtobsb  Bat  ynxA  im  Verhältnis  von  einem 
Abgeordneten  auf  je  12Q<&  Seelen  der  teesiaifieken  Bevälkerung 
(ßmme  «deUft  i^opolazione  ticinese)  nsid  der  Sdiweizer  (eonfederati). 
welche  ^^mäs  der  BV  niedergelassen  (domieiliati)  sind,  gewählt. 
D^  IBruehlteil  nicbt  unter  der  Hiälfte  wird  als  ebä  Ganzes  behandelt. 
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Die   Tessiner,    welche   ihren   vorherrschenden   und   bleibenden 

Wohnsitz  (il  loro  domicilio  principale  e  permanente)  ausserhalb  des 

Kantons   haben   und   die   Fremden   sind   von   der  Berechnung  der 

Bevölkerung  ausgeschlossen. 

Das  Gesetz  wird  die  Wahlkreise  feststellen,  deren  jedoch  nicht 

weniger  als  17  sein  dürfen. 

Die  allgemeinen  Wahlen  in  den  Grossen  Rat  finden  am  ei-steii 

Bonntag  des  März  statt. 

Die  Aenderung  dieser  neuen  Vorlage  —  sagt  der  BB  in  seinem  Bericht 
vom  9.  Juni  1880  —  gegenüber  derjenigen  vom  31.  Jan.  1879  liegt  daiin, 
dass  die  Tessiner,  welche  ihre  Hauptniederlassung  ausserhalb  des  Kantons 
haben,  bei  der  Berechnung  der  Repräsentation  nicht  mitgezählt  werden. 
Dagegen  werden  auch  im  neuen  Dekret  die  nur  vorübergehend  abwesenden 
Tessiner  in  ihrer  Heimat  mitgezählt,  und  anderseits  die  schweizerischen 
und  fremden  Aufenthalter  von  der  Zählung  ausgeschlossen.  Das  jetzt 
wieder  aufgehobene  Riformino  vom  24.  Nov.  1876,  welches  als  Bepräsen- 
tationsbasis  die  faktische  Wohnbevölkerung  annahm,  hatte  dadurch  die 
Uebereinstimmung  sowol  mit  Art.  72  der  BV  betr.  die  Nationalrais- 
wahlen,  als  mit  den  meisten  KV  hergestellt. 

Wenn  es  sich  fragt,  ob  dem  Kt.  Tessin  gestattet  werden  dürfe,  die 
Schweiz.  Aufenthalter  von  der  Repräsentation  in  den  gesetzgebenden 
Körper  auszuschliessen,  so  ist  gemäs  Art.  6,  litt,  a  der  BV  zu  unter- 
suchen, ob  eine  derartige  Bestimmung  den  Vorschriften  der  BV  zuwider- 
laufe. Diese  letztere  Frage  muss  verneint  werden.  Die  BV  enthält  keine 
Vorschriften  über  die  rechtliche  Stellung  der  Aufenthalter,  wie  es 
bezüglich  der  Niedergelassenen  der  Fall  ist.  Da  nun  gemäs  Art.  3  der 
BV  die  Kantone  souverän  sind,  soweit  diese  Souveränetät  nicht  durch 
die  BV  beschränkt  ist,  so  kann  bundesrechtlich  nichts  dagegen  einge- 
wendet werden,  wenn  ein  Kanton  die  auf  seinem  Gebiete  wohnenden 
Aufenthalter  aus  andern  Kantonen,  von  der  im  gesetzgebenden  Körper 
zu  repräsentirenden  Bevölkerung  ausschUesst. 

Was  die  Mitzählung  derjenigen  Tessiner  betrifft,  welche  nicht  ihren 
vorherrschenden  und  bleibenden  Wohnsitz  ausserhalb  des  Kantons  haben, 
sondern  nur  vorübergehend  abwesend  sind,  so  steht  einer  solchen  An- 
ordnung ebenfalls  keine  bestimmte  BVorschrift  entgegen,  und  dieselbe 
findet  überdies  Aufklärung  und  Rechtfertigung  in  den  besonderen  ge- 
werblichen Verhältnissen  der  tessinischen  Bevölkerung. 

Das  vom  Dekret  festgehaltene  Heimatprinzip  hat  für  einzelne  tessi- 
nische  Kreise  eine  erhebliche  praktische  Bedeutung.  Laut  der  eidg.  Volks- 
zählung von  1870  befanden  sich  nämlich  17,997  tessinische  Bürger  in 
andern  Gemeinden  des  Kantons ;  die  Mehrzahl  derselben  wohnte  in  den 
Bezirken  Lugano,  Locamo,  Mendrisio  und  Bellinzona.  Eine  solche  Zahl 
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vermag  ohne  Zweifel  das  Repräsentations Verhältnis  zu  ändern,  je  nach- 
dem die  tessinischen  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  ara  Wohnorte 
oder  am  Heimatsorte  gerechnet  werden.  Wir  haitön  nun  dafür,  dass 
einerseits  die  logische  Entwicklung  des  in  Art.  43  der  BV  niedergelegten 
Grundsatzes,  wonach  die  politischen  Rechte  am  Wohnsits^  aaezuüben 
sind  und  anderseits  der  in  Art.  4  der  BV  aufgestellte  Grundaata  der 
Gleichheit  es  mit  sich  bringen,  künstliche  Be vorteilungen  einzelner  Orte 
in  Beziehung  auf  das  politische  Gewicht,  welches  ihnen  in  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  des  Kantons  zugemessen  werden  will,  ah  un- 
zulässig  auszuschliessen.  B  18b0  III  295 

Die  BVers.  erteilte  zwar  dem  Dekrete  den  25-  Juni  1880  die 
nachgesuchte  eidg.  Gewährleistung,  jedoch  in  Uebereinstinimung 
mit  dem  bundesr.  Antrag  nur  mit  dem  Vorbehaltj  dass  im  Sinne 
der  Art  4  und  43  der  BV  die  tessinischen  Angehörigen  an  ihrem 
Wohnsitze  zu  zählen  sind  und  auch  ihr  Stirn nirecht  dort  auszuüben 
haben. 

89.  Die  Art  der  Ausführung  des  von  der  BVers,  genehmigten 
Verf-Dekretes  vom  8.  Jan.  1880  (No.  88)  durch  den  Grossen  Rat 
und  den  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  rief  verschiedene  an  die  BBe* 
hörden  gerichtete  Beschwerden  hervor,  nämlich: 

Den  15.  Juli  1880  genehmigte  der  Grosse  Rat  eiu  Diskret,  wo- 
nach behufs  Feststellung  der  Zahl  der  Repräsentanten  noch  im 
Laufe  des  Jahres  1880  eine  kantonale  Volkszählung  stattfinden 
musste,  die  künftig  je  alle  sechs  Jahre  zu  wiederholen  war  Diese 
Volkszählung  fand  den  23.  Aug.  1880  statt  Gestützt  auf  deren 
Resultat  erliess  der  Grosse  Rat  den  27,  Nov.  1880  ein  Gesetz, 
worin  die  neuen  Wahlkreise  und  die  Zahl  der  in  denselben  zu  wäh- 
lenden Mitglieder  des  Grossen  Rates  festfrestellt  wurde. 

Gegen  beide  Erlasse  rekurrirten  R.  Simen  und  A.  Mordasini 
namens  des  Komitees  des  tessinischen  liberalen  Vereins  und  namens 
der  liberalen  Minderheit  des  Grossen  Rates  von  Tessin  den  22.  Dez, 
1880  an  den  BR,  sie  stellten  das  Begehren :  die  BBehörden  möchten  die 
tessinische  Volkszählung  nicht  genehmigen,  ferner  es  möchte  von 
Bundeswegen  eine  Untersuchung  der  vorgekommenen  Unregelmässig- 
keiten, sowie  eine  vollständige  Revision  der  Ergebnisse  der  Zählung 
angeordnet  werden ,  behufs  Sicherung  des  verfassungsmäösigen 
Rechtes  aller  Bürger  auf  Vertretung  im  Grossen  Rat,  das  Gesetz 
vom  27.  Nov.  1880  soll  deshalb  nicht  in  Kraft  treten  können,  son- 
dern   es   soll   bis    zur  Beendigung  der  beantragten  Revision  das 
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Riformmo  vom  24.  Nov.  1876  in  Kraft  bleiben.  Der  tessioisebe 
Staatsrat  beantragte  in  seiner  Antwort  vom  4.  Jan.  1881  Abwei* 
sütig  der  Beschwerden. 

Mit  Dekret  vom  6.  Febr.  1881  rief  der  Staatsrat  die  Wähler  auf 
den  folgenden  6.  März  in  die  neugebildeten  Kreise  zur  Vornahme 
der  Grossratswahlen  zusammen. 

Die  genannten  Beschwerdeführer  verlangten  hierauf  den  8.  Febr. 
Authebung  dieses  Dekretes  oder  doch  wenigstens  Suspension  des- 
selben bis  zum  Entscheid  der  anhängigen  Beschwerden;  auf  den 
Fall,  dass  der  BR  dem  Begehren  nicht  entsprechen  sollte,  meldeten 
die  Beschwerdeführer  von  vorneherein  den  Rekurs  an  die  BVers.  an. 

Den  18.  Febr.  wies  der  BR  die  verlangte  Suspension  ab,  auch 
die  BVers.  beschloss  den  26.  Febr.  1881 : 

Das  Begehren  um  Suspension  der  tessinischen  Orossrats- 
wählen  oder  eine  Anwendung  des  Riformino  vom  24.  Nov.  1876 
wird  abgewiesen, 

in  Erwägung: 

1)  dass  mit  dem  6.  März  die  Amtsdauer  des  Grossen  Rates 
des  Kts.  Tessin  zu  Ende  geht,  und  dass  die  BVers.  nicht  befugt 
ist,  die  Wahlen  zu  einem  neuen  Grossen  Rate  zu  suspendiren 
oder  dieselben  nach  einem  andern  als  nach  dem  von  ihr  unter 
dem  25.  Juni  1880  genehmigten  Verfassungsgesetz  vornehmen 
zu  lassen; 

2)  dass  dagegen  der  BVers.  jederzeit  das  Recht  zusteht, 
die  angefochtenen  Wahlen  zu  kassiren,  falls  dieselben  auf  einer 
unrichtigen  Ziffer  oder  Verteilung  der  Bevölkerung  beruhen 
sollten,  und  dass  in  diesem  Augenblicke  hierüber  Untersuchung 
waltet.  B  1881  I  417;  BotBch.  des  BR  vom  18.  Febr.  1881,  B  1881 1  386. 
Den  Entscheid  über  die  Hauptbegehren  der  Beschwerdeführer 

lallte  der  BR  den  25.  Juni  1881,  indem  er  erklärte,  dass  zunächst 
die  zuständigen  Behörden  des  Kts.  Tessin  über  die  Beschwerde 
wegen  Verletzung  der  KV  zu  entscheiden  haben,  dass  aber  den 
Rekurrenten  noch  freistehen  sollte,  das  Material  zur  Begründung 
ihrer  Rechtsbegehren  während  einer  Frist  von  zwei  Monaten  zu 
ergänzen.  Auch  gegen  diesen  Entscheid  rekurrirten  3iinen  und 
Mordasini  an  die  BVers.;  dieselbe  bestätigte  aber  den  14.,  15.  Dez. 
1682  die  bundesr.  Entscheidung  unter  Vormerknahme  am  Protokoll, 
dass  die  zweimonatliche  Frist,  mit  Ausschluss  einer  allfälligen  Ver- 
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jährnngseinrede,  als  vom  Datum  der  Zustellnng  des  BBescliL  an 
laufend  VOraasgesetzt  wird.         Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Dez.  1882,  No.  29. 

Die  Erwägungen,  von  denen  der  BR  ausging,  lauten: 

1)  Nachdem  in  Folge  des  BBeschl.  vom  2G.  Febr.  ItiHl  die 
Wahl  des  Grossen  Rates  des  Kts.  Tessin  vor  sich  gegangen, 
bleibt  gegenüber  den  Begehren  der  Rekurrenten,  dass  das  Er- 
gebnis der  Volkszählung  vom  8.  Aug.  1880  als  ungiltig  er- 
klärt werde,  nur  noch  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  durch  die 
behauptete  verfassungswidrige  Ermittlung  der  repräsentations- 
berechtigten  Bevölkerung  in  einzelnen  Kreisen  mehr  oder 
weniger  Mitglieder  des  Grossen  Rates  gewählt  worden  sind, 
als  bei  richtiger  Berechnung  der  Bevölkerungszahl  hätten  ge- 
wählt werden  sollen. 

2)  Ergibt  es  sich  wirklich,  dass  bei  der  Zählung  vom  8.  Aug. 
1880  Verstösse  vorgekommen  sind,  welche  die  angegebenen 
Folgen  nach  sich  gezogen  haben,  so  liegt  eine  Verletzung  der 
tessinischen  Verf.  vor,  gegen  welche  der  Schutz  des  Bundes 
angerufen  werden  kann. 

3)  Gemäs  der  Natur  der  Sache  und  der  feststehenden 
Praxis  der  BBehörden  kann  aber  eine  Beschwerde  wegen  Ver- 
letzung einer  KV  erst  dann  vor  die  BBehörden  gebracht 
werden,  wenn  die  zuständigen  Behörden  der  Kantone  ohn«;^  Er- 
folg angerufen  worden  sind,  was  im  gegebenen  Falle  nicht  ge- 
schehen ist,  indem  sich  die  Rekurrenten  direkt  an  den  BE 
gewendet  haben. 

4)  Kann  daher  der  BR  zur  Zeit  einen  definitiven  Entscheid 
nicht  fällen,  so  ist  er  immerhin  in  der  Lage,  sich  darüber  aus- 
zusprechen, welchen  weitem  Gang  diese  Angelegenheit  zu  nehmen 
hat.  In  dieser  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  von  den  Rekur- 
renten nur  diejenigen  bei  der  kantonalen  Volkszählung  began- 
genen Verstösse  nachzuweisen  sind,  welche  auf  die  Bestimmung 
der  Zahl  der  Abgeordneten  einzelner  Kreise  von  Einfluss  waren ; 
dieser  Nachweis  ist  in  der  Art  zu  leisten,  dass  die  Gründe  an- 
gegeben werden,  weshalb  die  einzelnen  genau  zu  bezeichnenden 
Personen  in  den  Bevölkerungslisten  hätten  eingetragen  oder 
weggelassen  werden  sollen.  Einzig  auf  diese  Weise  lässt  sich 
die  Frage  entscheiden,  ob  für  jeden  Kreis  die  ihm  zukommende 
Zahl  von  Mitgliedern  des  Grossen  Rates  ernannt  worden  sei. 
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5)  Die  Rekurrenten  haben  das  Becht,  im  Sinne  dieser  Er- 
wägungen ihre  Beschwerde  zu  ergänzen,  und  es  darf  ihnen  von 
Seite  der  tessinischen  Behörden  die  Einwendung  nicht  entgegen- 
gehalten werden,  dass  nach  kantonalem  Gesetze  die  Verjährung 
eingetreten  sei,  nachdem  sie  bei  dem  BR  und  der  BVers.  diese 
Angelegenheit  rechtzeitig  anhängig  gemacht  haben. 
Die  BBehörden  hatten  sich  hierauf  nicht  weiter  mit  der  Ange- 
legenheit zu  befassen,  B  1881  IV  702;  1882  ll  772. 

90.   Partialrevision  durch  Verf-Dekret  vom  10.  Febr. 

18S3,  vom  Volke  angenommen  den  4.  März  1883. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  April  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  100.  — 
Botsch.  des  BR  vom  14.  April  1883,  B  1883  II  373;  1884  II  715. 

Die  Revision  betrifft:  Die  Gerichtsorganisation,  passive  Wahl- 
fähigkeit (25.  Jahr ;  für  Mitgliedschaft  des  Grossen  Rates  20.  Jahr) 
ausserordentliche  Einberufung  des  Grossen  Rates  auf  Begehren  der 
absoluten  Mehrheit  seiner  Mitglieder,  Einführung  des  fakultativen 
Referendums  (5000  Stimmberechtigte  innert  Monatsfrist),  Abgabe 
der  Standesstinime  durch  das  Volk,  Aufhebung  des  Schwurgerichts. 

Die  BVers.  erteilte  auf  Antrag  des  BR  dem  Verf-Dekret  durch 
BBeschl  vom  23.  April  1884  vorbehaltlos  die  eidg.  Genehmigung; 
ein  Begehren,  von  mehreren  Gemeinderäten  aus  dem  Kt.  Tessin 
unterm  24.  März  an  den  BR  gerichtet,  in  welchem  die  Verweigerung 
der  eidg.  Gewährleistung  beantragt  wurde,  weil  die  Partialrevision 
im  Widerspruch  mit  Art.  15,  lit.  a  des  Verf-Dekretes  vom  20.  Nov. 
1875  (der  sog.  Riformetta)  entstanden  sei,  wurde  abgelehnt. 

Der  angezogene  Art.  15,  ein  Art.  der  Uebergangsbestimmungen 
der  Riformetta,  lautet: 

Die  KV  kann  ganz  oder  teilweise  abgeändert  werden: 

a)  wenn  die  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates  es 
verlangt  odör 

b)  wenn  7000  Aktivbürger  unter  Beobachtung  der  vom  Gesetze 
aufgestellten  Formen  und  Bedingungen  ein  bezügliches  Begebren 
stellen. 

§  1.  In  beiden  Fällen  muss  der  Staatsrat  innert  dem  Laufe 
eines  Monates  dem  Volke  die  Frage  vorlegen :  ob  es  eine  Revision 
der  Verf.  wolle  oder  nicht,  und  bejahenden  Falles,  ob  der  Revisions- 
Entw.  durch  den  Grossen  Rat  gemacht  werden  soll,  oder  durch 
einen  Verf-Rat.     Im  letztern   Falle  wird   der  Verf-Rat  nach  den 
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gleichen  Vorschriften   gewählt,    welche   für    die  Wahl  des  Grossen 
Rates  massgebend  sind. 

§  2.  Alle  Entscheide  über  eine  Verf-Revision ,  sei  es  betr.  die 
Einleitung  einer  solchen  oder  sei  es  betr.  die  definitive  Abstimmung 
über  dieselbe,  müssen  in  den  Gemeindeversammlungen  bei  geheimer 
Abstimmung  durch  die  Mehrheit  der  Stimmenden  gefasst  werden. 

Die  vorliegende  Verf-Revision  war  auf  Antrag  des  Staatsrates 
mit  51  gegen  13  Stimmen  vom  Grossen  Rat  angenommen  worden;  sie 
ist  deshalb,  nach  Ansicht  der  Rekurrenten,  von  vorneherein  ein  in- 
konstitutionelles Werk,  denn  zu  einer  Revision  bedürfe  es  nach  dem 
cit.  Art.  15  der  Zustimmung  von  mindestens  57  Mitgliedern,  als  der 
wirklichen  absoluten  Mehrheit  des  Grossen  Rates,  und  alsdann  der 
vorgängigen  Anfrage  an  das  Volk,  auch  diese  sei  unterblieben. 

Der  BR  motivirte  den  abweisenden  Antrag  dahin: 

Die  Verf.  des  Kts.  Tessin  vom  23.  Juni  1830  hatte  blos  dem  Staats- 
rate, nicht  auch  dem  Grossen  Rate  das  Recht  der  Initiative  zu  gesetz- 
geberischen Akten  zugeschrieben  (Art.  23  §  2,  24,  Abs.  3).  Durch  die 
Revision  vom  1.,  4.  März  1855  (Ziff.  II,  No.  3)  erhielt  auch  der  Grosse 
Rat  dieses  Initiativrecht.  Allein  dessen  Schlussnahmen  konnten,  sofern 
der  Staatsrat  nicht  seine  Zustimmung  erklärte,  erst  dann  Gesetzeskraft 
erlangen,  wenn  sie  in  einer  ordentlichen  Session  gefasst  und  in  einer 
darauffolgenden  zweiten  ordentlichen  Session  bestätigt  worden  waren. 
Unter  den  nämlichen  Bedingungen  wurde  dem  Grossen  Rate  die  Befugnis 
zuerkannt,  die  Gesetzesvorschläge  des  Staatsrates  in  definitiver  Weise 
zu  modifiziren. 

Dieses,  wie  sich  in  der  Folge  herausstellte,  unter  Umständen  mit 
grossen  praktischen  Unzukömmlichkeiten  verbundene  Verhältnis  veran- 
lasste bei  der  Revision  vom  20.  Nov.  1875  (Riformetta)  die  Annahme 
des  Art.  15,  der  allerdings  sehr  wenig  richtig  unter  die  Uebergangs- 
bestimmungen  versetzt  ist,  durch  welchen  Art.  für  Vorschläge  einer  Verf- 
Revision  eine  doppelte  neue  Initiative  eingeführt  wurde,  nämlich  die- 
jenige der  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates,  in  seiner  Ge- 
samtheit als  verfassungsmässiger  Körper  betrachtet,  und  diejenige  von 
7000  stimmfähigen  Bürgern.  In  diesen  beiden  Fällen  hat  eine  An- 
frage ans  Volk  zu  erfolgen,  ob  es  revidiren  wolle  oder  nicht,  und 
bejahenden  Falls,  ob  die  Revision  durch  einen  (bisher  im  Kt.  Tessin 
nicht  vorgesehenen)  Verf-Rat  oder  durch  den  Grossen  Rat  vorgenommen 
werden  solle.  Das  Erfordernis  einer  zweimaligen  Beratung  in  ordent- 
lichen Grossratssessionen  (oder  im  Verf-Rat)  fällt  bei  einer  zufolge  Art.  1 5 
der  Riformetta  vom  Volke  beschlossenen  Revision  hinweg,  gleichwie  bei 
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einer  auf  den  Antrag  resp.   mit  der  Znstimmimg  des  Staatsrates  vom 
Grossen  Bäte  angenommenen  Bevision. 

Durch  die  Einführung  dieser  Initiative  des  Grossen  Bates  und  des 
Volkes  wollte  aber  keineswegs  die  regelmässige,  seit  1880  bestehende 
Initiative  des  Staatsrates  zu  Verf-Bevisionsvorschlttgen  unterdrückt  and 
aufgehoben  werden.  Es  wurde  vielmehr  blos  die  Möglichkeit  einer  Be- 
vision ohne,  ja  gegen  den  Willen  des  Staatsrates  und  ohne  Behinderung 
durch  denselben  zum  verfassungsmässigen  Ausdrucke  gebracht.  Bas  im 
Kt.  Tessin  in  dieser  Bichtung  geltende  konstitutionelle  Becht  bietet 
mehrfache  Analogie  mit  dem  dtu-ch  Art.  119  und  120  der  BV  begrün- 
deten eidg.  Verf-Bevisionsrechte  dar,  und  es  ist  keinerlei  Grund  vor- 
banden, von  Bundes  wegen  etwas  dagegen  einzuwenden.     B  1883  ü  380. 

90a.  Partialrevision  durch  V  erfassungsdekret  des 

Verf-Eats  vom  9.   Febr.    1891,   vom  Volke  angenommen  den 

8.  März  1891. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  April  1891 ;  Botsch.  des  BR  vom. 
81.  März  1891,  B  1891  1  865. 

Der  den  U.  Sept.  1890  ausgeführte  a Putsch»  der  Tessiner 
Liberalen  (Oppositionspartei)  gegen  die  konservative  Begierung  führte 
zu  einer  eidg.  Intervention  und  zur  Aufstellung  eines  BEommissahates 
(vgl.  oben  S.  129);  der  BKoramissär,  Oberst  A.  Kiinzli,  blieb  bis 
zum  3.  April  1891  in  Funktion  (B  1891  I  934).  Der  BB  bemühte 
sich,  «im  Kt  Tessin  eine  gerechte  verfassungsmässige  Ordnung 
herzustellen,  welche  eine  dauerhafte  Beruhigung  der  Gemüter  und 
den  Fortbestand  des  öflfentlichen  Friedens  verbürgt»  (B  1890  V  366). 
Das  Proportionalsystem  bei  Wahlen  sollte  zur  Erreichung  dieses 
Zieles  eingeführt  werden.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  die  Par- 
tialrevision des  Jahres  1891  zu  betrachten. 

Den  5.  Oktober  1890  hatte  das  Tessiner  Volk  über  ein  Be- 
gehren um  Partialrevision  der  KV  vom  23.  Juni  1830  abzustimmen, 
welches  dabin  ging: 

1.  Es  ist  das  Verf- Dekret  vom  8.  Jan.  1880  (Biformino,  No. 
88)  aufzuheben ,  in  dem  Sinne,  dass  die  Wahl  der  Mitglieder  des 
Grossen  Bates  wieder  in  den  alten  Kreisen  vorgenommen  werde^ 
indem  Art.  1  der  Verf-Ab&nderung  vom  24.  Nov.  1876  (No.  87) 
wieder  ins  Leben  gerufen  werden  soll. 

2.  Es  sei  Art.  2  des  Verf-Ges.  vom  10.  Febr.  1888  (No.  90) 
in  der  Weise  abzuändern,  dass  die  Bichter  der  ersten  Instanz  direkt 
vom  Volke  gewählt  werden. 
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3.  Es  sei  Art.  23  der  Verf.  dahin  abzuändern,  dass  der  Staats- 
rat gleichfalls  vom  Volke  gewählt  werden  solL 
Die  Abstimmung  ergab  eine  Mehrheit  für  die  Vornahme  der 
Revision  und  zwar  für  eine  durch  einen  Verf-Rat  vorzunelimeude 
Revision.    Die  Wahl  des  Verf- Rates  erfolgte  gleichfalls  nach  dem 
Propoftionalsystem  in  Anwendung  des  Wahlgesetzes  vom   5.  Dez. 
1890,  welches  der  Grosse  Rat  auf  Grund  einer  durch  die  BBehorden 
zwischen  den  Parteien  herbeigeführten  Verständigung  erlassen  hatte. 
Das  Revisions-Dekret  des  Verf-Rates  vom  9.  Febr.  1891  wurde 
in   der  Volksabstimmung   den    8.    März   mit  11/291    gegen   H)J64 
Stimmen  angenommen.    Der  BR  beantragte  in  seiner  Botsch.  vom 
31.  März  lh91  der  BVers.  dem  Dekret  vorbehaltlos  die  eid^^.  Gewähr- 
leistung zu  erteilen;  diese  erfolgte  durch  BBeschl  vom  17.  April  189K 
Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Verf-Dekretes  sind: 
Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates,  des  Verf-Rateg  findet 
in   den   durch  Gesetz   zu  umschreibenden  Wahlkreisen,   die   nicht  mehr 
als  14  (bisher  mindestens  17)  sein  dürfen,  nach  dem  Proport ioaalsjstam 
statt,    mit    der    Befugnis    der    Wähler,    für    Kandidaten    versehiedener 
Gruppen  zu  stimmen;  dasselbe  Proportionalsystem  findet  auf  die  Wahl 
der  Gemeinderäte  Anwendung. 

An  Stelle  der  bisherigen  Wahlvorschläge  treten  direkte  Volkswahkn 
für  die  Bezirksgerichte  (Gerichte  erster  Instanz). 

Die  verlangte  direkte  Volkswahl  des  Staatsrates,  der  nach  wie  vor 
vom  Grossen  Rate  gewählt  wird  und  aus  5  je  auf  vier  Jahre  gewiiblten 
Mitgliedern  besteht,  wurde  abgelehnt. 

Die  Wahlfähigkeit  für  den  Grossen  Rat,  den  Verf-Rat  und  die 
Gemeinderöte  tritt  mit  dem  20.  Altersjahr  ein,  für  die  übrigen  kaut, 
Behörden  mit  dem  25.  Jahr. 

Verfassung  des  Kts.  Waadt. 

91.  Verfassung,  vom  Volke  angenommen  den  1.  März 
1885. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  27.  März  188S,  A,  ö.  n.  F.  VIH  5ä.  — 
Botßch.  des  BR  vom  16.  März  1885,  B  1885  II  178  j  IBöÖ  I  911. 

Die  Verf.  tritt  an  Stelle  der  Verf.  vom  15.  Dez.  1861  und  am 
konstitutionellen  Dekretes  vom  23.  Mai  1872.  —  Die  Todesstrafe  ist 
untersagt.  —  Der  Staat  hat  neben  der  Sorge  für  den  allgemeiuen  Öffent- 
lichen Unterricht,  im  Verein  mit  Gemeinden,  berufliclie  Ünterricbtsan- 
sialten  im  Interesse  der  Landwirtschaft,  des  Handeb,  Handwerks  und 
der  Industrie  zu  erstellen.  —  An  Stelle  der  bisherigen  Froportionalsteuer 
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auf  dem  Mobiliar  vermögen  tritt  eine  direkte  Steuer  auf  dem  beweglichen 
Vermögen  und  dem  Erwerb  aus  der  Arbeit,  für  deren  Bezug  die  Verf. 
bestimmte  Grundsätze  festsetzt.  Die  Grundsteuer  ist  zu  ermässigen,  den 
im  Kanton  wohnhaften  Grundeigentümern  ist  der  Abzug  der  Hypo- 
thekarschulden gewährleistet ;  durch  die  Gesetzgebung  sind  die  indirekten 
Steuern  zum  Zweck  einer  gerechtern  Verteilung  der  Lasten  zu  revidiren.  — 
Stimmberechtigt  sind  alle  Schweizer,  die  das  zwanzigste  Altersjahr  zu- 
rückgelegt haben,  wenn  sie  als  Niedergelassene  oder  Aufenthalter  seit 
drei  Monaten  im  Kanton  gewohnt  haben,  ihre  politischen  Eechte  nicht 
in  einem  andern  Kanton  ausüben  und  von  keinem  verfassungsmässigen 
Ausschliessungsgrund  betroffen  sind;  nach  früherem  Recht  waren  kan- 
tonsfremde Schweizerbürger  stimmberechtigt  in  Kantons-  und  Gemeinde- 
angelegenheiten nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  ihrer  Niederlassung  oder 
Aufenthalte  im  Kanton;  die  BV  beschränkte  diese  Frist  schon  für  die 
Niedergelassenen  auf  drei  Monate.  —  Der  Volksabstimmung  unterliegen, 
abgesehen  von  Verf-Aenderungen  und  Initiativbegehren,  Gesetze  und 
Grossratsbeschlüsse,  wenn  es  6000  Bürger  verlangen,  Gesetze  und  De- 
krete, welche  ausserhalb  des  jährlichen  Voranschlages  eine  Ausgabe  von 
mehr  als  Fr.  500,000  nach  sich  ziehen.  —  In  den  Grossen  Rat  wird  durch 
die  Kreisversammlungen  je  ein  Mitglied  auf  300  eingeschriebene  Stimm- 
berechtigte gewählt  (bisher  je  1  Mitglied  auf  1000  Einwohner).  —  Die 
Unterstützung  der  Armen  durch  die  Gemeinden,  welche  bis  anhin  nicht 
auf  gesetzlicher  Vorschrift,  sondern  nur  auf  Gewohnheitsrecht  beruhte, 
ist  durch  die  Gesetzgebung  zu  normiren,  die  auch  Bestimmungen  über 
die  Erziehung  unglücklicher  und  verlassener  Kinder  zu  treffen  hat. 

Verfassung  des  Kts.  Wallis. 

92.  Verfassung  vom  26.  Nov.  1875,  vom  Volke  an- 
genommen den  13.  Febr.  1876. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBschl.  vom  29.  Juni  1876,  A.  S.  n.  F.  II  364.  — 
Botsch.  des  BR  vom  16.  März  1876,  B  1876  I  707;  Ber.  des  nationalr. 
Komm,  vom  14.  Juni  (H.  Rohr),  B  1876  lü  41;  1877  II  507. 

Der  BR  sah  sich  veranlasst,  anläslich  der  Prüfung  der  zur 
Genehmigung  vorgelegten  Staatsverfassung,  welche  an  Stelle  der 
KV  vom  23.  Dez.  1852  zu  treten  hatte  und  vorzugsweise  die 
Herstellung  einer  Uebereinstimmung  der  KV  mit  der  BV  vom 
29.  Mai  1874  bezweckte,  zur  Anbringung  mehrerer  Ausstellungen: 
so  bezüglich  der  Bestimmung,  dass  die  Fremden  vor  Erwerbung 
des  Kantonsbürgerrechtes  nicht  definitiv  als  Bürger  einer  Gemeinde 
aufgenommen  werden  können  (die  in  Art.  44  der  BV  vorgesehene 
BGesetzgebung  ist  vorzubehalten),  femer  bezüglich  der  Erwerbung 
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des  Gemeindebürgerrechts  seitens  eines  Kantonsbürgers  (narh  Art. 
4  und  60  der  BV  sind  alle  Schweizerbürger  vor  dem  Gesetze  gleich 
zu  achten),  endlich  bezüglich  der  Wahl  der  höheren  Ofti  ziere  durch 
den  Grossen  Rat  (die  Bestimmungen  der  Art  37  u.  tf.  der  eidg. 
Militärorganisation  sind  vorzubehaltend  Keine  der  gemachten  Aus- 
Stellungen  hielten  jedoch  der  BR  und  die  BVers.  für  wichtig  genug, 
um  das  Begehren  einer  förmlichen  Abänderung  zu  rechtfertigen* 

Dagegen  genehmigte  die  BVers.  auf  Antrag  der  BR  Art.  2 
Abs.  1  und  Art.  11  nicht  vorbehaltlos.  Der  BBeschl.,  die  Gewähr- 
leistung der  Walliser  Verfassung  aussprechend,  besagt: 

1)  dass  Art.  2,  Alinea  1  nur  im  Sinne  des  Art.  49,  50  u.  53 
der  BV  ausgelegt  und  angewendet  werden  darf; 

2)  dass  laut  Art.  27  der  BV  der  gesamte  Primarunterriclit 
unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll,  somit  der  Art.  11  nicht  die 
Wirkung  haben  kann,  jene  Vorschrift  in  irgend  welcher  Weisa  ein- 
zuschränken. 

1)  Art.  2,  Abs.  1  lautet: 

Die  römisch-apostolisch-katholische  Religion  ist  die  Staats- 
religion.  Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  und  die  freie  Aus- 
übung gottesdienstlicher  Handlungen  sind  innert  der  mit  der 
öffentlichen  Ordnung  und  den  guten  Sitten  vereinbaren  Schranken 
gewährleistet. 

Die  nationalr.  Konmi.  (H.  Rohr)  bemerkt  zu  diesem  Artikel : 
Man  ist  gewohnt  und  berechtigt,  dem  Ausdrucke  Staats  religion 
diejenige  Bedeutung  beizulegen,  die  ihm  staatswissenschaftlich  zukommt. 
Dann  erscheint  das  Alinea  1  des  Art.  2  wie  eine  mittelalterliche  Ruine 
im  modernen  Bechtsstaate,  dann  gerät  das  Alinea  in  einen  UDlüsch- 
baren  Widerspruch  mit  der  im  zweiten  Alinea  ausgesprochenen  Gewähr- 
leistung der  Glaubens-,  Gewissens-  und  Kultusfreiheit,  dann  sind  ein<* 
Reihe  anderer  wichtiger  Grandsätze  der  neuen  BV,  wie  der  Schol- 
und  Kultusartikel  im  Kanton  Wallis  bedeutungslos.  .  .  . 

Diese  weitgehende  Bedeutung  wollte  aber  dem  Alinea  1  mcht  bei* 
gelegt  werden.  Der  §  1  der  alten  Kantonsverfassung  vom  23.  Dea. 
1852  lautete:  «Die  römisch-katholisch-apostolische  Religion  ist  die 
Religion  des  Staates ;  der  Beistand  der  Gesetze  ist  ihr  zugesichert.  > 
Diese  Bestimmung  blieb  bei  der  im  Juli  1854  erfolgten  Gewährleistung 
der  Verf.  durch  den  Bund  unangefochten,  was  angesichts  des  Art,  44 
des  BR  von  1848  nimmer  häUe  geschehen  können,  wenn  mit  den  Worten 
«Religion  des  Staates  >  der  specifische  Begriff  der  Staatsreligion  verbunden 
gewesen  wäre.  Offenbar  wollte  mit  jenem  §  1  ein  Mehreres  nicht 
gesagt  werden,  als  dass  die  römisch-katholische  Konfession,  zu  der  sich 
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die   Bevölkerung  des  Kts.   Wallis  bekenne,    vom  Staate   ausdrücklich 
gewährleistet  werde  .... 

Wir  können  dem  Grossen  Rate  des  Kts.  Wallis  nicht  impatiren, 
dass  er  nun  dem  ersten  Alinea  des  Art,  2  diejenige  Auslegung  habe 
beigelegt  wissen  wollen,  die  ihm  nach  der  wissenschaftlich-grammatika- 
lischen Bedeutung  der  Worte  zukäme.  Auf  der  andern  Seite  können 
wir  aber  darin  auch  nicht  die  blosse  Registrirung  der  Tatsache  erblicken, 
dass  die  Bevölkerung  des  Kts.  Wallis  sich  zur  römisch-katholischen  Kon- 
fession bekenne.  Denn  eine  Staatsverfassung  ist  kein  Album  für  statistisch- 
ethnographische Notizen,  sondern  die  Zusammenstellung  der  rechtlichen 
Grundprinzipien,  auf  welchen  der  Staat  beruht.  Diese  Bedeutung  der 
Staatsverfassung  bedingt  die  Annahme,  dass  der  Satz  des  Alinea  1  des 
Art.  2  ein  gewisses  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Staate  und  den 
römisch-katholischen  Staatsangehörigen  zum  Vorteil  der  letztern  statuiren 
wolle.  Freilich  bleibt  es  unklar,  in  wie  weit  man  in  dieser  Richtung  zu 
^ehen  beabsichtigt,  aber  soviel  ist  aus  dem  Sinn  und  dem  Wortlaute 
des  Alinea  1  und  der  bekannten  Tatsache,  dass  die  sog.  konfessionellen 
Art.  der  neuen  BV  einen  schmerzlichen  Riss  in  die  Traditionen  und  in 
die  bisherige  kirchenpolitische  Richtung  des  Kts.  Wallis  gemacht,  zu 
abstrahiren,  dass  die  römisch-katholische  Konfession  in  ihrem  Verhältnis 
zum  Staate  grundsätzlich  privilegirt  werden  sollte  in  der  Meinung,  dieses 
verfassungsmässige  Privilegium  in  der  Folge  praktisch  geg«n  das  Prinzip 
der  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  zu  verwerten.  Soviel  ist  ferner 
gewis,  dass  das  Alinea  1  geeignet  ist,  entgegen  der  oeutraien  Stellung, 
weiche  die  BV  dem  Staate  gegenüber  den  verschiedenen  Glaubensge- 
nossenschaften anweist,  einen  ungebührlichen  Einfluss  seitens  des  Stetes 
Wallis  zu  Gunsten  der  römisch-katholischen  Konfession  auszuüben.  Denn 
wir  glauben  nicht  zu  irren,  wenn  wir  behaupten,  dass  der  Art.  Z  der 
Walliser  Verf.  von  der  dortigen  Bevölkerung  nicht  anders  ausgelegt 
werden  wird,  als  dahin:  naan  kann  zwar  glauben,  was  man  will  —  denn 
die  BV  sagt  dies  —  aber  ein  achter  Walliserbürger  ist  und  bleibt  ein 
römisch-katholischer  Katholik.  B  1876  III  42. 

Art.  11  lautet: 

Der  öffentliche  Unterricht  steht  unter  Leitung  und  Oberaufeicht 
des  Staates. 

Der  Primär  Unterricht  ist  obligatorisch  und  unentgeltlich. 

Die  ünterrichtsfreiheit  ist  gewährleistet,  uijjfcer  Vorbehalt  der 
gesetzlichen  Bestimmungen. 

In  Art.  11  v^missen  wir  —  sagt  der  BR  —  eine  G«wtliir  dafiir, 
dass  auch  der  Privatunterricht  an  Privatanstaüten  der  Leitung  und 
Oberaufsicht  des  Staates  unterstellt  sein  werde,  ein  Requiat,   das  die 
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BVenB.  bei  Anlass  der  Gewftbrleistaiig  der  LoKerner  Verf.  mit  Beschl. 
vom  2.  Juli  1875  (No.  69)  aufgestellt  bat,  und  das  auch  hier  gewahrt 
sein  sollte.  Es  sind  allerdings  im  letzten  Satze  des  Art.  11  gesetzliche 
Beetimmongen  zur  Sicherung  der  Lehrfreiheit  Torgesehen,  bei  welchem 
Anlass  der  Staat  seine  Stellung  gegenüber  den  Privatschulen  sichern 
kann.  Allein  nachdem  nun  einmal  dem  Staate  eine  gewisse  Stellung  gegen- 
über der  Schule  bundesrechtlich  angewiesen  ist,  so  muss  auch  von  Bunde^- 
wegen  darüber  gewacht  werden,  dass  er  seine  Aufgabe  wirklich  erfülle. 

B  1876  I  708, 

Verfassung  lies  Kts.  Neuenburg. 

98,   Partialrevision  durch  Dekret  vom  29.  Mai  1879. 
vom  Volke  angenommen  den  28.,  29.  Juni,  zu  Art.  39  der  Verf. 
vom  21.  Nov.  1858  betr.  Einführung  des  fakultativen  Referendums 
an  Stelle  des  bisher  obligatorischen  Finanzreferendums. 
Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  406.— 

Bo4i8ch.  des  BE  vom  27.  Nov.  1879,  B  1879  UI  983;  1880  II  583. 

n.  Partialrevision  durch  Beschl.  eines  Verf-Rateß  vom 
3.  Dez.  1881,  vom  Volke  angenommen  den  21.,  22.  Jan.  1882,  zu 
Art  33,  38  und  42  der  Verf. 
Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  April  1882,  A.  S.  n.  F.  VI  158.  — 

Botsch.  des  BR  vom  14.  April  1882,  B  1882  H  352;  1888  U  833. 

Der  Verlust  des  Stimmrechts  triflFt  denjenigen,  der  mit  der  Bezahlung 
der  Staatssteuer  mehr  als  ein  Jahr  im  Rückstand  ist,  nicht  mehr 
(Art  33;*  vgl.  B  1874  I  313);  es  wird  das  Recht  der  Volksini t^ative  ein* 
geführt  (Art  38);  ein  vom  Grossen  Rate  aus  fünf  Mitgliedern  bestehender 
Staatsrat  hat  die  Vollziehungsgewalt  und  die  allgemeine  Verwaltung 
des  Kantons  (Art.  42). 

III.  Partialrevision  durch  Gesetz  vom  7.  April  1887, 

vom  Volke  aagenommen  den  15.  Tdm  1887,  zu  Art.  64-  70  der  Verf, 

betr.  die  Vereinigung  der  Bürgergemeinde  (eigöitliche  Gemeinde) 

und  der  Eiowohnergemeinde  (Kunizipalität)  zu  einheitliclier  Ver- 

waltttBg  uflter  de«  JKTamen  «Gemeinde.» 

Eidg.  GewährleistuBg  durch  BBeechL  vom  25.  Juni  1887,  A.  S.  n.  F.  X  Ö9,  — 
Botsch.  des  BR  vom  13.  Juni  1887,  B  1887  IIl  380;  1888  II  760. 

IV.  Partialrevision  durch  Beschl.  des  Grossen  Rates 
in  seiner  Eigenschaft  äIs  Verf. -Rat  vom  21.  Febr.  1889,  vom  Volke 
angenommen  den  10.  März  1889,  zu  Art.  31  der  Verf.,  Inkompati- 
bilitäten betr. 

Eidg.  Gewählleistang  durch  BBeschl.  vom  5.  April  1889,  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  51. 
—  BotsdbL  des  BR  vom  19.  März  1869,  B  1®89  I  644;  1890  IT  134. 
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Der  neu  redigirte  Art.  31  besagt :  Die  Bekleidung  eines  geistlichen 
Amtes,  sowie  das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Staatsrates  und  eines  un- 
mittelbaren Vertreters  des  Staatsrates  in  den  Bezirken,  sind  mit  dem 
Mandate  eines  Abgeordneten  im  Grossen  Bäte  unverträglich.  Des  weitern 
können  die  Beamten  und  Angestellten  der  Staatskanzlei,  der  Departe- 
ments des  Staatsrates  und  der  Präfekturen  nicht  Mitglieder  des  Grossen 
Rates  sein. 

Das  Gesetz  bestimmt  die  durch  die  Verf.  nicht  vorgesehenen  Fälle 
von  Inkompatibilitäten. 

Verfassung  des  Kts.  Genf. 

94.  I.  Drei  Gesetze  behufs  teilweiser  Abänderung 
der  Verf.  vom  24.  Mai  1847: 

a.  vom  18.  März,  26.  April  1874  betr.  die  Organisation  und 
Wahl  des  Verwaltungsrates  der  Stadt  Genf  (Art.  109); 

b.  vom  21.  März,  26.  April  1874  betr.  die  politische  Volljährig- 
keit (20.  (statt  21.)  Altersjahr,  Art.  21); 

c.  vom  25.  März,  26.  April  1874  betr.  den  protestantischen 
Kultus  (Tit.  X,  Kap.  1). 

Eidg.  Gewährleistang  durch  BBeschl.  vom  25.  Juni  1874,  A.  S-  n.  F.  I  48.  — 
Botsch.  des  BR  vom  13.  Mai  1874,  B  1874  I  913;  1875  II  565. 

II.  Zwei  Verf-Gesetze  zur  Verf.  vom  24.  Mai  1847: 

a.  vom  26.  April,  25.  Mai  1879  betr.  Einführung  des' fakulta  • 
tiven  Referendums; 

b.  vom  26.  April,  25.  Mai  1879  betr.  Feststellung  der  Wahl- 
kreise (Art.  28). 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeachl.  vom  17.  Dez.  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  408.  — 
Botsch.  des  BE.  vom  18.  Juli  1879,  B  1879  III  105;  Berichtigung  hiezu 
B  1879  III  207;  1880  II  583. 

ni.  Vier  Verf-Gesetze  zur  Verf.  vom  24.  Mai  1847: 

a.  Ges.  vom  29.  Okt  1882  betr.  die  Einführung  der  gewerb- 
lichen Schiedsgerichte  (tribunaux  de  prud'hommes); 

b.  Ges.  vom  29.  Okt.  1882  betr.  die  Zahl  der  Mitglieder  des 
Grossen  Kates  (Art.  32,  33,  auf  je  1000,  resp.  Bruchteil  über  500 
Einwohner  kommt  1  Abgeordneter,  die  Mitgliederzahl  des  Grossen 
Rates  kann  aber  nicht  über  100  ansteigen); 

c  Ges.  vom  26.  Sept.  1886  betr.  Ausübung  des  Stimmrechts 
(Art.  27,  30,  30*"',  Ausübung  des  Stimmrechts  (bei  kant.  Wahlen 
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mittelst  geheimen  Listenskrutiniums)  erfolgt  in  derjenigen  Gemeinde, 
in  deren  Stimmregister  der  Wähler  eingetragen  ist).*) 

d.  Ges.  vom  28.  Nov.  1886  betr.  Ausscheidung  des  Vermögens 
der  protestantischen  Nationalkirche  und  Uebermittlung  desselben  an 
das  Konsistorium  (Art.  4,  5  des  Verf-Gesetzes  vom  26.  Aug.  1868) 

Eidg.  Ge-w^Üirleistung  durch  BBeschl.  vom  28.  Dez.  1886,  Ä,  S.  n.  F.  IX  74.  — 
Botsch.  des  BR  vom  10.  Dez.  1886,  B  1886  III  1225;  1887  11  654, 

IV.  Verf-Gesetz  vom  24.  Okt.  1888  behufs  Ausdehnung  der 
Kompetenz  gewerblicher  Schiedsgerichte  auf  sämtliche  Dienstver- 
träge  im  Kanton  (Art  1  des  Verf-Gesetzes  vom  4.  (.)kt.  1SS2), 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  20.  Dez.  1888,  A.  S.  n.  F.  X  814.  — 
Botsch.  des  BR  vom  17.  Dez.  1888,  B  1888  VI  1293;  1889  II  709. 


*)  Gremäs  den  bisher  geltenden  Verf-Bestimmungen  hatten  die  Barger  bei 
allen  eidg.  und  kant.  Wahlen  und  Abstimmungen  (mit  Aue3 nähme  derjenigen 
für  den  Staatsrat)  in  dem  Wahlkreise,  in  dem  sie  domizilirt  waren,  an  dem 
durch  das  Vollz-Ges.  zu  Art.  31**'"  bezeichneten  Hauptc^rte  d<^B  Kreises  ihre 
Stimme  abzugeben;  die  Wahl  des  Staatsrates  dagegen  wurde  von  der  Gesamt- 
heit der  Wähler  des  ganzen  Kantons  in  einer  General-Wahlveräammlung  (conseil 
gen^ral)  in  der  Stadt  Genf  vorgenonmien,  B  1886  III  mS. 
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4.  Kapitel. 

Stelinis  des  Bundes  dem  Auslande  ^^enflber. 

BV  1874,  Art.  8—11,  85,  Ziff.  5  u.  6,  102,  Zäff.  7—9  gleich  BV  1848,  Art.  8-11, 
74,  Ziff.  5  u.  6  (vgl.  Ziff.  4),  90,  Ziff.  7—9,  A.  S.  I  5,  23,  24,  28,  n.  F.  I 
8,  25,  29;  Wolf  1  2,  11,  12,  18,  21.  —  Vgl.  nuten  Teil  II,  Abschn.  I. 
Eap.  6:  Der  BR  als  Vertreter  der  Interessen  Einzelner  dem  Auslände 
gegenüber;  Abschn.  II,  Kap.  6:  Die  Staatsverträge;  Teil  III,  Abschn.  I; 
•  Abschn.  II,  Eap.  1,  B:  Freizügigkeit  auf  Grund  der  Bestimmungen  der 
Niederlaesungsvertrftge;  Teil  IV,  Abschn.  V,  Kap.  3,  6;  Abschn.  VI; 
Abschn.  IX:  Auswärtige  Angelegenheiten. 

I.  Tertretnng  der  Eldg.  dem  Anslnde  gegenfber. 

93.  Als  im  Jahre  1888  in  einem  internationalen  Grenzanstande 
der  BR  die  Schweiz.  Abgeordneten  ernannte,  ohne  den  betr.  B^anton 
darum  zu  begrüssen,  protestirte  der  letztere,  indem  er  für  sich  ein 
selbständiges  Recht  auf  Bezeichnung  seines  Vertreters  in  Anspruch 
nahm,  sobald  es  sich  um  sein  eigenes  Gebiet  handle.  Der  BR  an- 
erkannte diese  Protestation  nicht  für  begründet,  indem  ihm  weder 
durch  die  BV,  noch  aus  Zweckmässigkeitsgründen  das  vom  Kanton 
Verlangte  geboten  erschien.  Denn  gemäs  Art.  102,  Ziff.  8  der  BV 
ist  der  BR  mit  den  auswärtigen  Beziehungen  der  Eidg.  betraut  und 
er  hat  die  Leitung  derselben  nicht  mit  den  Kantonen  zu  teilen,  selbst 
wenn  sie  bei  der  Erledigung  internationaler  Fragen  beteiligt  sind. 
Der  BR  allein  vertritt  die  Eidg.  gegenüber  dem  Ausland,  für  welches 
keine  kantonalen  Gebiete  und  Grenzen,  sondern  nur  Schweiz.  Gebiet 
und  Schweiz.  Grenzen  eiistiren. 

Die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR 
im  Jahre  1888  tritt  in  ihrem  Bericht  vom  11.  Mai  1889  (Schoch) 
nicht  vorbehaltlos  dieser  Auffassung  des  BR  bei. 

B  1889  n  372,  IIT  180. 

96.  Im  März  1876  war  der  Sattlergeselle  J.  Stab  aus  Württem- 
berg in  Rolle  (Waadt),  woselbst  er  sich  um  Arbeit  umsah,  von  einem 
Landjäger  arretirt  und,  weil  des  Bettels  beschuldigt,  mit  der  Hand- 
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schelle  geschlossen  nach  Lausanne  geführt  worden ;  er  wurde  während 
14  Tagen  Ton  Gefängnis  zn  Gefängnis  transportirt^  bis  er  endlich 
in  Zttrich  unter  der  Bedingung  sofortiger  Abreise  aus  der  Schwelst 
entlassen  worden  ist.  Auf  erfolgte  Reklamation  seitens  der  deutschen 
Gesandtschaft  zahlte  der  BR  an  Stelle  der  sich  weigernden  waadt^ 
ländischen  Reg.  die  von  Stab  verlangte  Entschädigung  von  Fr.  200; 
der  BR  war  hierauf  genötigt,  die  Rückvergütung  dieser  Fr.  200  auf 
dem  Prozessweg  einzutreiben,  b  1878  II  581;  BGer.-Ent»ch.  iö77.  IV  174. 

n.  SeM6t8lioh6it. 

97*  Im  Spätsommer  1684  hatte  die  grossh.  badische  Reg.  zur 
Ausführung  der  von  ihr  angeordneten  SicherheitsmassregeJn  gegen 
die  Cholera  einen  deutschen  Arzt  im  badischen  Bahnhote  in  Basel 
installirt.  Die  Basel-Städtische  Reg.  erblickte  in  diesem  Vorgehen 
einen  unberechtigten  Eingriff  in  ihre,  durch  Art.  I  des  Eisenbahn- 
vertrages mit  Baden  vom  27.  Juli,  U.  Aug.  1852  (A.  S,  III  438) 
ausdrücklich  garantirten  Hoheitsrechte.  Sie  untersagte  dem  badischen 
Arzte  die  weitere  Ausübung  seiner  ärztlichen  und  sanitätspoIizeU 
lich^  Aufträge.  Das  badische  Ministerium  seinerseits,  beim  BE 
sich  beschwerend,  verlangte  Rücknahme  der  Verfügung  der  Basler 
Reg.  und  stützte  sein  Begehren  auf  Art.  24  des  Staatsvertrage».  Der 
BR  konnte  den  Rechtsstandpunkt  des  badischen  Ministeriums  nicht 
teilen,  denn  in  Art.  24  des  Vertrages  ist  von  der  Handhabun^^  der 
Bahnpolizei  die  Rede.  Dieser  Art  ist  also  ungeeignet  ssur  Unter- 
stützung der  in  Anspruch  genommenen  Befugnisse  geBundheitspoli- 
zeilicher  Natur.  Der  delegirte  Arzt  qualifizirt  sich  nicht  als  Organ 
der  Bahnpolizei,  sondern  der  Gesundheitspolizei,  deren  Ausübung' 
eines  der  Hoheitsrechte  bildet,  welche  der  Schweiz.  Eidg.  und  dem 
Kt.  Basel-Stadt  in  Art.  1  des  Vertrages  ausdrücklich  vorbelmlteD 
worden  sind.  . 

Der  BR  anerkannte  seinersefts,  dass  im  Falle  des  Auftretens 
der  Cholera  in  der  Schweiz  bei  dem  lebhaften  Verkehr  und  den 
eigentümlichen  örtlichen  Verhältnissen  des  Klein-Basler  Bahnhofes 
der  Mangel  einer  ärztlichen  Kontrole  auf  dem  Bahnhofe  den  deut- 
schen und  speziell  den  badischen  Behörden  in  der  Handhabuiig 
des  Gesnndheitschutzes  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten  bereiten 
müsste.  *• 
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Zur  freundnachbarlichen  Beilegung  des  Konfliktes  fanden  auf 
Vorschlag  des  BR  einige  Konferenzen  zwischen  beidseitigen  Vertre- 
tern statt.  Es  wurde  bei  diesem  Anlasse  erörtert,  dass  die  grossh. 
Reg.,  falls  die  Schweiz  an  ihrem  Rechtsstandpunkte  festhält,  in  den 
Fall  kommen  könnte,  die  auf  ihr  Gebiet  gelangenden  Reisenden  in 
Leopoldshöhe  und  in  Grenzach  der  ärztlichen  Inspektion  unterstellen 
zu  müssen;  diese  Massregel,  zu  welcher  einzig  die  badische  Reg.  das 
Recht  hatte,  würde  indessen,  abgesehen  von  andern  Inkonvenienzen, 
eine  erheWiche  Störung  des  Verkehrs  herbeiführen,  die  zu  vermei- 
den im  beiderseitigen  Interesse  liegt  Diese  Erwägung  bestimmte 
den  BR,  den  Wünschen  der  badischen  Reg.  entgegenzukommen  und 
ihr  zu  gestatten,  die  Inspektion  von  ihren  Grenzorten  nach  dem 
badischen  Bahnhofe  in  Basel  zu  verlegen  und  daselbst  durch  einen 
Arzt  besorgen  zu  lassen,  welcher  sich  über  die  Befugnis  zur  regel- 
mässigen Ausübung  der  medizinischen  Praxis  in  der  Schweiz  nicht 
auszuweisen  hätte.  In  diesem  Falle  muss  aber  der  von  der  badischen 
Reg.  delegirte  Arzt  seine  Tätigkeit  auf  die  Untersuchung  der  nach 
Baden  reisenden .  Personen  und  auf  ein  hiefür  bestimmtes,  genau 
abgegrenztes  Lokal  beschränken  und  im  übrigen  sich  den  Anord- 
nungen des  von  der  Ortsbehörde  mit  der  Handhabung  der  Seuche- 
polizei auf  dem  badischen  Bahnhof  beauftragten  Schweizerarztes 
fügen.  Auf  Grund  dieser  Konzessionen  kam  zwischen  den  beid- 
seitigen Vertretern  der  Reg.  den  3.  Juni  1886  eine  üebereinkunft 
zu  Stande  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Grossh.  Baden  betn  die 
sanitäre  Ueberwachung  des  von  der  Schweiz  nach  Baden  gerichteten 
Reiseverkehrs  auf  dem  badischen  Bahnhof  zu  Basel  bei  drohenden 
oder  ausgebrochenen  Seuchen.  B  1887  l  529. 

Der  BR  genehmigte  diese  Üebereinkunft  den  21.  Juni  1886 
(A.  S.  n.  F.  IX  96). 

98.  *)  Den  16.  März  1880  kam  zwischen  den  Reg.  der  üfer- 
staaten  des  Bodensees:  Schweiz,  Baden,  Bayern,  Oesterreich-Üngarn 
und  Württemberg  ein  üebereinkommen  zu  Stande  betr.  das  Ver- 
fahren bei  Beurkundung  von  Geburts-  und  Sterbefällen  auf  dem 
Bodensee  oder  wenn  eine  Leiche  aus  dem  See  aufjgenommen  wird 
(A.  S.  n.  F.  V  26;  vgl.  B  1878  II  346;  1879  II  4,  177;  1881  ü 
97,  166). 


*)  Vgl.  Rettich,  die  Völker-  und  etaatsrechtliclien  Verhältnisse  des  Bo- 
densees, Tübingen  1885;  Martitz  in  Hirth's  Annalen,  1885  S.  278. 
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Die  Frage  der  Oberhoheit  über  die  Gewässer  des  Sees  bleibt 
durch  das  Uebereinkommen  unberührt.  In  dem  ersten  Entw,  zu 
diesem  Uebereinkommen  aus  dem  Jahre  1877,  den  Bayern  vorgelegt 
hatte,  war  zwar  die  Rede  vom  Eintritt  «einer  Geburt  oder  eines 
Todesfalles  an  Bord  eines  auf  den  neutralen  Gewässern  des  Boden- 
sees  schwimmenden  Schiflfes»,  ferner  «von  der  interoationaleü  Fläche 
des  Bodensees.»  Damit  wollte  die  bayrische  Bog.  den  Gegensatz 
zu  den  Seehäfen  und  zu  den  Seeufern  bezeichnet  wiesen.  Der  Schweiz. 
BR  machte  jedoch  dieser  Auflassung  gegenüber  in  einer  Note  vom 
7.  Dez.  1877  geltend,  dass  auf  einem  Binnensee  ein  internationales 
Verkehrsgebiet,  das  keiner  besondern  Staatshoheit  unterstünde,  nicht 
besteht,  dass  die  Hoheit  jedes  üferstaates  sich  bis  in  die  Mitte  des 
Sees  erstreckt*),  dass  diese  Mittellinie  das  deutsehe  Reich  und  die 
Schweiz  scheide,  und  dass  dieser  grundsätzlichen  Auffassung  durch 
das  Uebereinkommen  kein  Abbruch  geschehen  dürfe, 

B  1878  II  846;  vgl.  B  1878  II  346,  1881  II  888,  woselbst  die  PröfangHkomm. 
des  StR  die  Wünsch  barkeit  der  vertraglichen  Lösung  dieser  Fmge  ausspricht 

99«  Als  internationales  Gewässer  zerfällt  der  Luganersee  in 
drei  ganz  gesonderte  Teile:  einen  ausschlieslich  scliweiz.  Teil,  wo 
die  beiden  gegenüberliegenden  Ufer  der  Schweiz  geboren,  einen 
italienischen  zwischen  zwei  italienischen  Ufern  enclavirtcn  Teil  und 
einen  dritten  Teil,  wo  von  den  beiden  gegenüberliegenden  Ufern 
das  eine  schweizerisch  und  das  andere  italienisch  ist  In  diesem 
letztern  Teile,  dem  «Lage  promiscuo»,  gilt  der  See  als  beiden 
Ländern  gemeinsam,  und  es  dürfen  nach  konstanter  Uebimg  daselbst 
keinerlei  Verhaftungen  wegen  Zollübertretung  stdttfiriden.  Die  Zoll- 
instruktionen und  Reglemente  der  beiden  Staaten  stehen  mit  dieser 
Uebung  im  Einklang. 

Den  26.  Nov.  1886  verhafteten  italienische  Zollangestellte  bei 


')  Eine  Ausnahme  war  durch  den  Rasslerschen-  (ItJSo)  und  den  Damiii- 
nischen  (1786)  Vertrag  gegeben  in  Betreff  der  Gebietsgren/e  bei  Eonstünz;  hier 
bildete  ausnahmsweise  nicht  die  Mitte  des  Sees  die  Grenai^  Diese  Grenze  ist  ab- 
geändert worden  durch  die  in  dem  Art.  1  der  üebereinkunft  a'wisehen  der  Schweiz 
und  Baden  wegen  Regulirung  der  Grenze  bei  Konstanz  vom  26.  April  T87Ö 
festgesetzte.  Dieselbe  ist  den  28.  Juni  1878  von  der  BVers.  ratifiairt  und  durch 
Üebereinkunft  zwischen  den  Bevollmächtigten  des  BR  und  dea  deutschen 
Kaisers  vom  24.  Juni  1879  auch  für  das  deutsche  R^icli  ida  vedns^ltig  aner- 
kannt worden,  A.  S.  n.  F.  IV  281,  282;  Botsch.  des  BR  7A\  dieser  Üeberein- 
kunft vom  4.  Juni  lb78,  B  1878  II  1037;  vgl.  B  1875  II  ^1,  1876  II  192,  1877 
II  t5,  1878  II  345,  1879  II  1,  4,  1880  II  190,  194. 
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Norcote,  d.  h.  in  den  80g.  gemeinsamen  Gewässern  des  Sees  zwei 
Individuen  Colombo  und  Salaroli  und  sequestirten  ihre  Barke  nebst 
den  darauf  befindlichen  Waaren.  Die  Reklamationen  des  BR  blieben 
erfolglos,  weil  die  italienische  Reg.  das  vom  BR  behauptete  alte 
Herkommen  nicht  anerkannte.  Nach  der  Ansicht  der  italienischen 
Reg.  hat  mit  Bezug  auf  den  gemeinschaftlichen  Teil  des  Luganer- 
sees  nicht  wol  eine  Ausnahme  von  den  Grundsätzen  statuirt  werden 
können,  nach  welchen  sich  die  Rechte  der  Uferstaaten  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Ausdehnung  ihres  jeweiligen  Ufergebietes  überall 
richten,  und  wonach  eine  vom  Ufer  mehr  oder  weniger  entfernte 
Linie  die  Grenze  bezeichnet,  diesseits  welcher  jeder  einzelne  Uferstaat 
sein  eigenes  Recht  zur  Anwendung  bringen  darf. 

B  1888  II  940,  1889  II  360,  1890  II  395. 

100.  Die  Schweiz.  Gesellschaft  für  die  Schiffahrt  auf  dem 
Luganersee  beschwerte  sich  im  Jahre  1887  beim  BR  darüber,  dass 
die  italienische  Reg.  beabsichtige,  eine  Taxe  von  allen  Passagier- 
billets  und  WaarenbüUetins  zu  erheben,  welche  die  genannte  Gesell- 
schaft auf  den  Stationen  des  italienischen  Ufers  ausgibt. 

Da  jedoch  jedes  Land  offenbar  berechtigt  ist,  auf  seinem  Gebiet 
solche  Taxen  zu  erheben,  und  die  betroffene  Gesellschaft  hiebei 
nicht  höher  besteuert  wird  als  die  andern  Transportanstalten  in 
Italien,  so  konnte  der  BR  gegenüber  Italien  keine  förmlichen  Rekla- 
mationen geltend  machen,  sondern  nur  den  Wunsch  aussprechen^ 
dass  diese  Besteuerung  nicht  beibehalten  werde,  und  der  Schweiz 
das  Recht  vorbehalten,  gegenüber  italienischen  Gesellschaften 
Gegenrecht  zu  üben.  B  1889  II  814,  1890  II 185. 

III.  ArenzTerletziiBgeii. ') 

101 .  Die  in  den  achziger  Jahren  wiederholt  konstatirten  Grenz- 
verletzungen durch  die  italienischen  Zollbeamten  führten  zu  häufigem 
Notenwechsel  zwischen  der  Reg.  der  Schweiz  und  derjenigen  von 
Italien.  Die  italienische  Reg.  erteilte  des  öftern  ihren  Grenzbehörden 
die  Instruktion,  darüber  zu  wachen,  dass  die  italienischen  Zollwächter 
das  Schweizergebiet  unbetreten  lassen,  und  dass  Zuwiderhandelnde 
bestraft  werdeo. 

Vgl.  B  1885  II  649,  1887  II  202,  203,  1890  II  397;  1891  I  784-786. 


1)  Vgl.  No.  99. 
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102.  Den  2.  Febr.  1888  wurde  Jos.  Bianchi  von  einem  italie- 
niachen  Zollwächter  an  der  Grenze  bei  Vacallo  durch  einen  Sehuas 
verwundet.  Die  schweizerischerseits  geführte  Untersuchung  ergab, 
dass  der  italienische  Zollwächter  auf  Schweizerboden  auf  der  Lauer 
gelten,  und  dass  Bianchi  auf  Schweizergebiet  getroffen  wurde.  Die 
italienischerseits  geführte  Untersuchung  ergab  dagegen,  daas  der 
Zollwächter  nicht  auf  Schweizergebiet  auf  der  Lauer  geleger^,  and 
dass  der  Schuss  gegen  dessen  Willen  losgegangen  war,  indem  die 
Waffe  an  einem  Rebstocke  angestossen  hatte. 

Der  BR  sah  sich  angesichts  der  Ergebnisse  zweier  Untersuchungen, 
die  sich  schnurstracks  zuwiderliefen,  veranlasst,  die  anfingUeh  er- 
hobene Reklamation  fallen  zu  lassen.     ^      b  1889  ll  360,  1890  u  397. 

108.  In  der  Nacht  vom  30.  Nov.  auf  den  1.  Dez.  1888  eröff- 
neten an  der  Grenze  postirte  italienische  Zollbeamte  ein  anhaltendes 
Feuer  gegen  das  Dorf  Seseglio.  Eine  ihrer  Kugeln  durchbohrte  das 
Dach  des  Wachthauses  des  Schweiz.  Zollbeamten,  und  andere  schlugen 
auf  dem  öflFentlichen  Platze  des  Dorfes  auf.  Der  Zweck  des  Sciiiessens 
war,  Schmugglerzüge  an  der  Grenzüberschreitung  zu  hindern.  Den 
6.  Okt.  1889  endlich  sprach  die  italienische  Reg.  ihr  Bedauern  über 
den  beklagenswerten  Vorfall  aus,  sie  hatte  ausserdem  den  fehlbaren 
ZoUwächtem  einen  strengen  Verweis  erteilt.  Der  BR  betrachtete 
damit  die  Angelegenheit  erledigt,  erklärte  aber  den  einfachen  Ver- 
weis  als  eine  sehr  leichte  Strafe  für  Ueberschreitungen,  welche  nach 
seiner  Ansicht  die  strengste  Ahndung  verdient  hätten. 

B  1889  II  361,  1890  U  897 

104.  Den  24.  Juni  1885  morgens  schritt  der  in  Chiasso  statio- 
nirte  Delegirte  der  italienischen  Polizei,  im  Einverständnis  mit  einem 
Angestellten  der  königlichen  Mauth,  zur  Verhaftung  des  Florido 
Mattencci,  eines  Mitgliedes  der  Internationalen,  in  dem  Augenblick, 
wo  derselbe  den  nach  Como  feihrenden  Eisenbahnzag  bestieg.  Er 
wurde  kraft  eines  gegen  ihn  erlassenen  Zuführungsbefehles  nach 
Como  dirigirt,  weil  er  sich  der  Ueberwachung  der  italienisclien 
Polizei  entzogen  habe. 

Auf  Beschwerde  des  BR  anerkannte  in  einer  Note  vom  8.  Nov. 
1885  die  italienische  Reg.  die  Ungesetzlichkeit  der  Verhaftung  d^ 
Matteucci,  indem  der  italienische  Delegirte  dieselbe  entgegen  den 
Vorschriften   der   schweizerisch-italienischen    Uebereinkünfte    vom 
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16.  Febr.  1881  und  15.  Dez.  1882  (A.  S.  n.  F.  V  577,  VII  193) ") 
vorgenommen  habe.  Die  vom  BR  verlangte  Zurückführung  des  Ver- 
hafteten an  die  Grenze  konnte  nicht  mehr  erfolgen,  weil  derselbe 
bereits  Italien  verlassen  hatte.  b  1886  I  877,  II  438. 

105.  Gemäs  der  Uebereinkunft  vom  15.  Dez.  1882  steht  den 
italienischen  Grenzwächtern  kein  Recht  zu,  auf  dem  Vorplatze  des 
internationalen  Bahnhofes  von  Chiasso  irgend  welche  amtliche  Ver- 
richtungen vorzunehmen. 

Italienische  Reg.  in  einer  Note  vom  25.  Nov.  1884,  der  Anschauung  des 
BR  beipflichtend  und  die  Qebietsrerletzung  ihrer  Beamten  anläslich  der 
Verhaftung  des  Pelloni  etc.  anerkennend,  B  1885  II  649,  1886  I  878. 

106.  Den  29.  Mai  1887  Abends  fiel  der  italienische  Flücht- 
lingy  Professor  Sbarbaro,  in  Lugano  unter  folgenden  Umständen  der 
königl.  italienischen  Polizei  in  die  Hände :  Mitten  im  Dorfe  Chiasso, 
auf  der  Faloppiabrücke,  scheuten  die  Pferde  des  Wagens,  in  wel- 
chem Sbarbaro  fuhr.  Allen  Anstrengungen  des  Kutschers  zu  Trotz 
rannten  die  Pferde  davon,  überschritten  die  Grenze;  erst  beim 
italienischen  Zollposten  konnten  sie  angehalten  werden.  Sbarbaro 
wurde  erkannt  und  sofort  verhaftet. 

Der  BR  teilte  den  Sachverhalt  der  italienischen  Regierung  mit, 
es  dem  einsichtsvollen  Ermessen  derselben  anheimstellend,  ob  sie 
die  weitherzige,  in  solchen  Fällen  geübte,  internationale  Praxis  durch 
Freilassung  des  Sbarbaro  bestätigen  wolle  oder  nicht. 

Die  italienische  Regierung  Hess  dem  BR  keine  Mitteilung  über 
das  Schicksal  des  Sbarbaro  zukommen.  b  1888  II  947. 

107.  Den  17.  Sept.  1882  haben  die  Agenten  des  österreichi- 
schen Zollpostens  des  Schweiz.  Bahnhofes  bei  St.  Margarethen 
(St.  Gallen)  mit  Hilfe  eines  St.  gallischen  Landjägers  auf  Schweizer- 
gebiet zwei  Individuen,  die  im  Verdacht  standen  sozialistische 
Schriften  zu  besitzen,  verhaftet  und  nach  Feldkirch  (Voralberg) 
weggeführt,  woselbst  sie  im  Arresthause  gefangen  gesetzt  wurden. 

Der  St.  gallische  Landjäger  wurde  deshalb  disziplinarisch  be- 
straft und  aus  der  Liste  des  Landjägerkorps  gestrichen. 

Der  BR  beschwerte  sich  sofort  bei  der  österreichischen  Reg. 
sowol  wegen  der  Gebietsverletzung,  wie  wegen  der  Verletzung  des 
den  27.  Aug.  1870  geschlossenen  Staatsvertrages  über  Herstellung 


1)  Vgl.  No.  1«7. 
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einer  Eisenbahn  von  Lindau  über  Bregenz  nach  St.  Margarethen 
(Art-  11,  A.  S.  X  380). 

Die  österreichische  Regierung  fand  jedoch,  dass  die  Mitwirkung 
des  St.  gallischen  Landjägers  so  sehr  das  Vergehen  ihrer  Agenten 
abschwäche,  dass  sie  dieselben  nicht  als  strafbar  ansehen  könne. 
Der  BR  beharrte  seinerseits  nicht  weiter  auf  deren  Bestrafung. 

Die  Verhafteten  selbst  wurden  erst  anfangs  des  Jahres  1883 
freigelassen.  B  1883  ll  8,  III  108,  1884  ll  592. 

108.  Den  23.  Sept.  1886  Abends  wurden  zwei  Schweize- 
rinnen am  Centralbahnbof  in  Basel  durch  deutsche  Zollangestellte 
in  dem  Momente  verhaftet,  wo  sie  sich  anschickten,  eine  Anzahl 
Uhren,  die  sie  unter  ihren  Kleidern  verborgen  trugen,  nach  dem 
Elsass  einzuschmuggeln;  sie  wurden  durch  das  Schweiz.  Gebiet  nach 
Hüningen  transportirt,  ins  dortige  Gefängnis  eingesperrt ,  jedoch 
schon  wenige  Tage  nachher  auf  Weisung  der  deutschen  Oberzoll- 
behörde freigelassen.  Die  deutsche  Reg.,  die  Ungesetzlichkeit  des 
Verfahrens  sofort  anerkennend,  sprach  ihr  Bedauern  über  den 
Vorfall  aus  mit  dem  Beifügen,  dass  Massnahmen  getroffen  worden 
seien,  damit  ähnliche  Vorfälle  sich  nicht  wiederholen;  ausserdem 
erhielten  die  beiden  Schweizerinnen  für  ihre  ausgestandene  Haft 
eine  Entschädigung.  Die  ihnen  abgenommene  Waare  wurde  da- 
gegen, weil  rechtmässiger  Weise  konfiszirt,  nicht  zurückgestellt 
(Vgl.  Art.  4  der  üebereinkunft  vom  7.  Aug.  1873,    A.  S.  XI  359). 

B  1887  II  203,  1888  II  948;  vgl.  1890  II  894. 

108  a.  Am  Morgen  des  7.  Okt.  1890  überschritten  bewaffnete 
deutsche  Soldaten  unter  Anführung  eines  Lieutenants,  von  Leopolds- 
höhe kommend,  bei  Basel  die  Grenze  und  hielten  sich  in  Erwartung 
der  Abfahrt  des  Eisenbahnzugs,  der  sie  nach  Donaueschingen  füh- 
ren sollte,  während  anderthalb  Stunden  in  der  Umgebung  des  ba- 
dischen Bahnhofes  auf. 

Die  deutsche  Reichs-Reg.  legte  dem  fehlbaren  Lieutenant,  der 
sich  einer  Uebertretung  seiner  Weisungen  schuldig  gemacht  hatte, 
eine  Strafe  auf;  sie  gab  dem  BR  die  Versicherung,  dass  sie  Mass- 
nahmen getroffen  hätte  zur  Verhinderung  der  Wiederholung  solcher 
Zwischenfälle.    Der  BR  betrachtete  damit  die  Sache  als  erledigt. 

B  1891  I  784 
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lY.  Die  eidg.  Flagge  zur  See. 

lOB.  Im  Juni  1889  reichte  Karl  Messing,  ehemaliger  Kapitän 
in  der  deutschen  Handelsmarine,  das  Gesuch  beim  BB  ein,  die  Schweiz. 
Flagge  zur  See  führen  zu  dürfen.  Dem  Gesuche  schlössen  sich 
mehrere  Schweiz.  Versicherungsgesellschaften  an.  Der  BR  Hess  durch 
die  BKanzlei  das  Gesuch  abschlägig  beantworten  unter  Hinweis  da- 
rauf, dass  die  gleichen  Bedenken,  welche  im  Jahre  1864  Grund  waren, 
einer  gleichen  Anregung  keine  weitere  Folge  zu  geben*),  auch  zur 
Zeit  noch  massgebend  sind. 

Die  Schwierigkeiten  —  so  lautet  das  Antwortschreiben  der  BKanzlei 
vom  12.  Nov.  1889  an  den  Gesnchsteller  —  sind  doppelter  Art: 

Es  sind  solche,  die  ans  unsern  innerstaatlichen  Verhältnissen  ent- 
springen, es  sind  sodann  solcbe  internationalen  Charakters.  Was  die 
erstem  betrifft,  so  würde  die  Schaffung  einer  Schweiz.  Handelsmarine  — 
und  diese  läge  tatsächlich  vor,  wenn,  mit  EinwiUignng  der  Behörden, 
die  Schweiz.  Flagge  auf  dem  Mäste  eines  beliebigen  Schiffes  aufgehisst 
wttrde  —  der  Kreirung  eines  Schweiz.  See-  und  Sehiffahrtsrechtes 
rufen,  oder  es  müsste  vielmehr  umgekehrt  eine  derartige  Kodifikation 
vorausgehen,  bevor  von  einer  nationalen  Marine,  in  völkerrechtlichem 
Sinne,  gesprochen  werden  könnte.  Nun  haben  aber  die  Bbehörden  die 
Kompetenz,  in  dieser  Materie  zu  legiferiren,  vor  der  Hand  nicht;  sie 
müsste  durch  eine  bezügliche  Revision  der  BV  noch  geschaffen  werden, 
üebrigens  würde,  ganz  abgesehen  hievon,  die  Ausarbeitung  der  diesfalls 
nötigen  Gesetze  und  Verordnungen  über  Seehandelsrecht,  über  Seever- 
sicherung, über  die  civilstandsamtlichen  Beziehungen,  über  auf  Schweiz. 
Schiffen   begangene  Verbrechen,  Vergehen  u.  s.  w.  Jahre  in  Anspruch 


*)  Hervorgerofen  durch  die  Kriegsereignisse  in  Nordamerika  und  in  dem 
Norden  Deutschlands,  sowie  durch  die  drohenden  Kriegseventualit&ten  im 
Süden  wurde  im  Jahre  1864  die  Frage  mehrmals  erörtert,  ob  die  Schweiz 
nicht  ihre  eigene  Flagge  zur  See  entfalten  solle.  Im  Hinhlick  auf  eine 
Keihe  von  Petitionen  von  Schweizern  in  Triest,  Smyma  imd  Petersburg  legte 
der  BB  mit  Botsch.  vom  25.  Nov.  1864  der  BVers.  den  Entw.  eines  B Besohl, 
vor  des  Inhalts:  Der  BR  wird  ermächtigt,  den  Grebrauch  der  Schweiz.  Flagge 
auf  dem  Meere  an  Schweiz.  Schiffe  zu  bewilligen;  der  BR  erhält  die  allgemeine 
Vollmacht  bis  auf  weitem  ßeschl.  der  BVers.,  alle  für  die  Ausführung  dieses 
Zweckes  dienlichen  Massregeln  anzuordnen.  Die  BVers.  trat  jedoch  dem 
bnndesr.  Antrag  nicht  bei,  sondern  sie  beschloss  den  17.  Des.  1864  die  Behand- 
lung der  Frage  zu  verschieben  und  den  BR  zu  beauftragen,  Eunächst  Ver- 
handlungen mit  den  Seemächten  anzuknüpfen.  Wie  gesagt,  eine  weitere  Folge 
wurde  der  Anregung  nicht  gegeben.  Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  25.  Nov.  1864, 
B  1864  in  123;  zwei  Berichte  der  Komm,  des  NR  vom  13.  Dez.  1864  (Delara- 
geaz,  Fierz);  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1864,  B  1865  I  99,  109,  U  3. 
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nehmen,  während  welcher  von  einer  Erlaubnis  zur  Führung  der  Schweiz. 
Flagge  ohnehin  nicht  die  Rede  sein  könnte. 

Was  die  Schwierigkeiten  internationaler  Natur  betrifft,  so  stehen 
allerdings  Bechtsgründe  dem  Gebrauch  der  Schweiz.  Flagge  nicht  ent- 
gegen. Die  Schweiz  hat  ohne  allen  Zweifel  das  Recht  der  freien  Be- 
nutzung des  Meeres  mittelst  nationaler  Schiffe,  unter  nationaler  Flagge. 

Allein  die  Ausübung  dieses  Rechtes  hängt  in  Ermangelung  eines 
eigenen  Küstengebietes  und  eigener  Häfen,  mehr  oder  weniger  von  dem 
guten  Willen  fremder  Mächte  ab.  Diese  Abhängigkeit  würde  die  Aus- 
übung ihrer  Civil-  und  Kriminaljurisdiktion  in  hohem  Maasse  erschweren 
und,  ohne  ihre  Verantwortlichkeit  für  den  Misbrauch  der  Flagge  abzu- 
schwächen, der  Unterdrückung  und  Bestrafung  solchen  Misbrauches  fast 
unübersteigliche  Hindernisse  in  den  Weg  legen. 

ß  1889  IV  735;  1890  H  390. 

Y.  Wahrug  «er  eidg.  Heitralltat.') 

HO.  Den  5.  Mai  1874  hatte  der  BR  beschlossen,  in  Anwendung 
von  Art.  83  u.  90,  Ziff.  8  u.  9  der  BV  des  Jahres  1848: 

1.  £s  wird  der  Herzogin  von  Madrid,  der  Gemalin  des  spanischen 
Kronprätendenten  Don  Carlos,  Herzogs  von  Madrid,  der  fernere  Auf- 
enthalt in  den  Kantonen  Genf,  Waadt,  Wallis,  Neuenburg,  Freiburg, 
Tessin  und  in  den  jurassischen  Bezirken  des  Kts.  Bern  untersagt, 
und  es  ist  dieselbe,  wo  immer  in  diesen  Kantonen  sie  betreten  wird, 
aufzufordern ,  mit  ihrem  ganzen  Gefolge  den  Aufenthalt  in  die 
Innern  Gebiete  der  Eidg.  zu  verlegen. 

2.  Es  ist  auch  keinem  Agenten  oder  Repräsentanten  von  Don 
Carlos  oder  dessen  Gemalin  der  fernere  Aufenthalt  in  den  genannten 
Kantonen  gestattet. 

Der  BR  hatte  hiebei  in  Betracht  gezogen,  dass  die  Gemalin 
Don  Carlos'  von  ihrer  Wohnung  aus  in  der  Canjpagne  Bocage  bei 
Genf  den  von  ihrem  Gemal  als  Prätendent  der  Krone  von  Spanien 
begonnenen  Bürgerkrieg  durch  Vermittlung  und  Beförderung  von 
Teilnehmern  an  dem  Aufstand  und  durch  Ausrüstung  mit  Kriegs- 
material beförderte,  und  dadurch  sowol  die  Neutralität  der  Schweiz 
gegenüber  einem  befreundeten  Staat  verletzte,  als  auch  die  äussere 
Sicherheit  der  Eidg.  gefährdete.  B  1873  II  374. 


•j  Vgl.  C.  Hilty,  Die  Neutralitat  der  Schweia  in  ihrer  heutigen  Auf- 
fassung. Bern -1889;  F.  L.  Calonder,  £in  Beitrag  zur  Frage  der  Schweiz. 
Neutralität.  Zürich  1890. 
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Diesen  Beschl.  hob  der  BR  auf  das  den  27.  April  1879  ein- 
gereichte Gesuch  des  Don  Carlos,  Herzog  von  Madrid,  den  6.  Aug. 
I8ß0  auf,  indem  er  gleichzeitig  den  Kanton  Genf  einlud,  die  den 
27.  April  1873  bei  der  Herzogin  von  Madrid  sequestirte  Kanone 
an  General  Gastella  in  Bulle  zu  Händen  des  Eigentümers  aus- 
hinzugeben, und  zwar  in  Betracht,  dass  die  Massnahmen,  welche 
zur  Wahrung  der  Schweiz.  Neutralität  während  des  von  Don  Carlos 
als  Prätendent  auf  die  Krone  Spaniens  geleiteten  Aufstandes  in 
Spanien  getroöen  wurden,  schon  seit  längerer  Zeit  gegenstandslos 
geworden  sind.  B  1880  III  569;  1881  II  721. 

VI.  Neutralität  yod  SaToyen.') 

111.  Im  Laufe  des  Monats  Sept.  1883  wurde  die  öifentliche 
Meinung  in  der  Schweiz  durch  Besammlung  französischer  Truppen 
in  der  neutralisirten  Zone  von  Savoyen  an  der  Grenze  des  Kts. 
Genf  beunruhigt.  Gleichzeitig  verbreiteten  sich  Gerüchte  über  eine 
beabsichtigte  Befestigung  des  Mont  Vuache  seitens  der  französischen 
Reg.  Dieser  Berg,  24  km.  südwestlich  von  Genf,  am  linken  Ufer 
der  Rhone,  gegenüber  dem  Fort  d'Ecluse  und  das  Rhonetal  voll- 
ständig absperrend,  liegt  innerhalb  der  durch  den  Wiener  Kongress 
neutralisirten  Zone. 

Auf  Antrag  des  politischen  Dep.  beschloss  der  BR,  den  16.  Nov. 
seinem  Minister  in  Paris  (Lardy)  eine  Depesche  folgenden  Inhalts  zu- 
kommen zu  lassen: 

Die  eidg.  Reg.  hat  vernommen,  dass  der  französische  Geniestab 
kürzlich  einige  Studien  angeordnet  haben  soll,  welche  den  Bau  befestigter 
Werke  auf  dem  Mont  Vuache  im  Auge  zu  haben  scheinen. 

Da  dieser  Berg  in  demjenigen  Teile  von  Savoyen  liegt,  welcher 
kraft  der  Bestimmungen  der  Schlussakte  des  Wiener  Kongresses  vom 
iL  Juni  1815  in  die  Neutralität  der  Schweiz  mit  eingeschlossen  ist,  so 
konnte  die  eidg.  Reg.  diese  Vorgänge  nicht  mit  Gleichgiltigkeit  ansehen. 

Der  Art.  92  der  Akte  von  1815  besagt: 

Art.  XCII.  Les  provinces  de  Chablais  et  du  Faucigny  et  tout 
le  territoire  de  Savoie  au  nord  d'ügine,  appartenant  k  S.  M.  le 
Roi  de  Sardaigne,  feront  partie  de  la  neutralitö  de  la  Suisse,  t«lle 
qu'elle  est  reconnue  et  garjmtie  par  les  puissances. 

*)  A.  Baron,  avocat  k  la  cour  d'appel  de  Paris,  La  neutralit^  de  la 
Siivoie  du  Nord.  Genbve  1883;  Das  gute  Recht  der  Schweiz  auf  die  nord- 
^avoyischen  Provinzen  (anonym).    Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1886. 
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En  consäquence,  tontes  les  fois  qne  les  pmssances  voisines  de 
la  Suisse   se  trouveront  en  etat  d'hostilit^  ouverte   oa  imminente, 
les  tronpes  de  S.  M.  le  Boi  de  Sardaigne  qui  poarraient  se  troaver 
dans  ces  provinces,   se  retireront  et  pourront,   ä  cet  effet,  passer 
par  le  Yalais,   si  cela   devient  n^ssaire;    aucunes  autres  troupes 
armäes  d*aucuiie  autre  poissance  ne  pourront  traverser  ni  stationner 
dans  les  provinces  et  territoires  susdits,  sauf  celles  qae  la  Gonföd^- 
ration   snisse  jngerait  k  propos  d'y  placer;    bien  entendu  que  cet 
etat  de   choses   ne  gdne  en   rien  l'administration  de  ces  pajs,  oü 
les  agents  civils  de  S.  M.  le  Roi  de  Sardaigne  pourront  aussi  em- 
ployer  la  garde  municipale  pour  le  maintien  dn  bon  ordre. 
Als  im  Jabr  1860  S.  M.  der  König  von  Sardinien  in  die  Vereini- 
gung Savoyens  mit  Frankreich  einwilligte,  erklärte  er  ausdrücklich,  dass 
er   die  neutralisirten  Teile  Savojens   nicht  anders  als  zu  den  gleichen 
Bedingungen  übertragen  könne,   unter  denen  er  selbst  sie  besitze,   und 
dass  es  Sache  S.  M.  des  Kaisers  der  Franzosen  sein  werde,  sich  diesfalls 
sowol   mit  den  am  Wiener  Kongress   vertretenen  Staaten   als  mit  der 
Schweiz.  Eidg.  zu  verständigen  und  ihnen  diejenigen  Garantien  zu  geben, 
welche  aus  den  Beschlüssen  dieses  Kongresses  hervorgehen. 

In  Bezug  auf  die  neutralisirten  Teile  Savoyens  ist  demnach  Frank- 
reich, gleich  wie  es  beim  König  von  Sardinien  der  Fall  war,  gehalten, 
den  in  dem  oben  citirten  Art.  92  aufgestellten  Bedingungen  nachzu- 
kommen. Es  hat  also  die  Verpflichtung,  seine  Truppen  aus  den  neutrali- 
sirten Teilen  Savoyens  jeweilen  zurückzuziehen,  sobald  die  der  Schweiz 
benachbarten  Mächte  sich  im  Zustande  offener  oder  bevorstehender 
Feindseligkeit  befinden  sollten. 

Angesichts  dieser  Bestimmung,  deren  volle  Ausführung  die  franzö- 
sische Beg.,  kui-z  nach  der  Abtretung  Savoyens,  durch  eine  feierliche 
Erklärung  übernommen  hat,  will  die  eidg.  Reg.  gerne  annehmen,  dass 
Frankreich  nicht  den  Plan  hege,  auf  dem  Mont  Vuache  Festungswerke 
zu  errichten. 

In  der  Tat  Hesse  sich  die  Erstellung  von  Werken  in  den  neutrali- 
sirten Teilen  Savoyens,  welche  nur  im  Hinblick  auf  den  Krieg  errichtet 
und  nur  im  Kriegsfalle  verwendet  werden  können,  nicht  mit  der  dem 
Souverän  von  Savoyen  auferlegten  Verpflichtung  vereinbaren,  seine 
Truppen  jeweilen  zurückzuziehen,  sobald  die  der  Schweiz  benachbarten 
Mächte  sich  im  Zustande  offener  oder  drohender  Feindseligkeit  befinden 
sollten. 

Der  BR  glaubt  daher  hoffen  zu  dürfen,  es  werde  der  französischen 
Reg.  belieben,  ihm  die  Versicherung  zu  erteilen,  dass  sie  nicht  die  Ab- 
sicht habe,  den  Mont  Vuache  zu  befestigen. 

Diese  Erklärung  würde  die  in  der  Schweiz  mit  Recht  aufgeregte  öffent- 
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liehe  Meinung  beruhigen  und  dazu  bditragen,  die  gegenseitigen  Geftthle 
d€!r  Freundschaft  und  des  Vertrauens  zu  starken,  welche  die  Reg.  der 
Schweiz,  wie  diejenige  der  französischen  Bepublik,  stets  zu  hegen  und 
zu  pflegen  beflissen  war. 

Wollen  Sie,  Herr  Minister,  gegenwärtige  Note  gefälligst  Seiner  Ex- 
cellenz  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  der  fran- 
zösischen Bepublik  mitteilen  und  ihm  eine  Abschrift  davon  zustellen. 

Schou  den  2.  Dez.  machte  Ferry,  französischer  Minister- 
präsident, dem  Schweiz.  Minister  in  Paris  die  beruhigendsten  Er- 
öffnungen über  flie  Absichten  Frankreichs.  Der  BR  erbat  sich  eine 
schriftliche  Antwort.  Den  14.  Dez.  1883  richtete  daher  Ferry  an 
den  französischen  Botschafter  in  der  Schweiz  folgende  zur  Mitteilung 
an  den  BR  bestimmte  Depesche: 

Nach  Bern  gelangte  Mitteilungen  haben,  ¥ne  es  scheint,  den  Gedanken 
nahe  gelegt,  der  französische  Greniestab  gehe  damit  um,  auf  dem  Mont 
VuiiGbe  gewisse  Verteidigungswerke  zu  errichten.  Die  eidg.  Reg.  möchte 
die  Versicherung  erhalten,  dass  wir  nicht  die  Absicht  hegen,  diesen 
PuTikt  zu  befestigen.  Sie  hält  dafür,  diese  Erklärung  von  unserer  Seite 
würde  die  öffentliche  Meinung  in  der  Schweiz  beruhigen  und  dazu  bei- 
tragen, die  Geflihle  freundschaftlichen  Vertrauens,  welche  zwischen  den 
beiden  Ländern  walten,  zu  fördern. 

Wir  erblicken  keine  Schwierigkeit  darin,  zu  erklären,  dass  es  nicht 
in  unserer  Absicht  liegt,  auf  dem  Mont  Vuache  ein  Festungswerk  an- 
;£iildgen,  und  dass  es  sich  der  französische  Generalstab  anläslich  seiner 
Studien  über  Mobilisation  hat  angelegen  sein  lassen,  das  neutralisirte 
Gebiet  vollständig  zu  respektiren.  Sie  mögen  dem  BR  Abschrift  von 
gegenwärtiger  Mitteilung  zustellen,  welche,  wie  ich  hofife,  die  Besorg- 
nisse, die  uns  kundgegeben  worden  sind,  zerstreuen  und  Zeugnis  von 
unserm  Wunsche  geben  wird,  die  traditionellen  Freundschaftsbande,  die 
uns  mit  der  Eidg.  verbinden,  enger  zu  knüpfen.  ß  1884  II  584. 

Damit  war  der  Zwischenfall  erledigt. 

Die  Prüfungskomm.  des  NR  bemerkt  jedoch  in  ihrem  Bericht 
vom  14.  Mai  1884  (S.  Kaiser),  dass  damit  die  Frage  der  Stellung 
der  Schweiz  zu  dem  neutralisirten  Savoyen  keineswegs  klar  gestellt 
sei,  und  dass  in  jedem  Augenblicke  neue  Verwicklungen  eintreten  kön- 
nen. Denn  einerseits  sind  jene  bereits  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert 
alten,  unter  ganz  andern  Weltverhältnissen  zu  Stande  gekommenen 
Verträge  an  sich  nicht  mit  aller  wünschbaren  Klarheit  und  Ein- 
UisUchkeit  abgefasst  und  setzen  für  gewisse  Modalitäten  der  Aus- 
führung spezielle  Vereinbarungen  unter  den  unmittelbar  Beteiligten 
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voraus,  die  seither  niemalfi  zu  Stande  gekommen  sind.  Andrerseits 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  ungeachtet  des  formellen  Vorbehalts 
in  der  Ceasion  von  1860  seit  dem  Uebergange  Savojens  an  Frankreich 
die  faktischen  Verhältnisse ,  welche  doch  immerhin  auch  auf  die 
Bedeutung  jener  Traktate  nicht  ohne  Einflus  bleiben  können,  ganz 
andere  geworden  sind,  als  sie  im  Jahre  1815  waren. 

Für  die  Fälle,  in  welchen  die  savoyische  Neutralität  praktische 
Bedeutung  erhält,  sollte  daher  die  Schweiz  sich  rechtzeitig  ins  Klare 
setzen,  nicht  nur  welches  ihre  Rechte,  sondern  auch  welches  ihre 
eventuellen  Verpflichtungen  seien  gegenüber  dem  Lande  Savoyeu, 
gegenüber  dessen  Landesherrn  und  gegenüber  den  andern  Staaten, 
welche  die  Wiener  Verträge  abgeschlossen  haben. 

Und  dieses  kann  nur  auf  dem  Wege  internationaler  Verhand- 
lungen und  Verständigungen  geschehen,  zu  welchen  die  nächste 
Gelegenheit  sollte  ergriffen  werden.  B  1884  ll  932. 

YII.  Anerkeiisiiiig  fremder  lachte.  ^^ 

112«  Auf  die  von  König  Alfons  XII.  von  Spanien  den  16.  Jan. 
1875  dem  BR  bekannt  gegebene ,  unter  Zustimmung  des  Volkes 
erfolgte  Tronbesteigung  erklärte  der  BE  den  3.  Febr.  1875,  dass 
er  nicht  anstehe,  die  bisherigen  diplomatischen  Beziehungen  mit 
der  königlichen  Reg.  Alfons'  fortzusetzen.  B  1875  l  165. 

118.  Den  15.  Nov.  1889  hat  eine  Revolution  die  kaiserliche 
Dynastie  in  Brasilien  gestürzt  und  die  föderative  Republik  als  pro- 
visorische Regierungsform  der  brasilianischen  Nation  proklamirt. 
Der  BR  ermächtigte  den  2.  Dez.  seinen  Generalkonsul  in  Rio  de 
Janeiro,  seinen  Verkehr  mit  der  republikanischen  Reg.  fortzusetzen ; 
den  26.  Sept.  1890  anerkannte  er  dieselbe  offiziell. 

B  1890  n  382,  III  434;  1891  I  781. 

YIU.  Stellang  der  Vertreter  des  Auludes  in  der  Schweiz. 

114*  Das  italienische  Konsulat  in  Zürich  publizirte  im  aAUg. 
Schweiz.  Polizeianzeiger »  vom  19.  Juni  1883  zwei  Steckbriefe  mit 
der  Weisung,  die  verfolgten  Individuen  seien  zu  verhaften  unter 

«)  VgL  BV  1848  Art.  74,  Ziff.  4,  Geschäftskreis  der  BVers,:  «Anerkennung 
aoswärtiger  Staaten  and  Regierungen.»  Diese  Ziffer  ist  nicht  in  die  BV  1874 
aufgenonuuen  worden. 

Vgl.  No.  949*  (Besteigung  des  apostolischen  Stuhles  durch  Papst 
LeoXUL) 
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Anzeige  an  das  italienische  Konsulat  in  Zürich.  Da  jedoch  den  Ge- 
sandten oder  Konsuln  auswärtiger  Staaten  in  der  Schweiz  die  Aus- 
stellung von  Steckbriefen  oder  die  Ausübung  irgend  welcher  poli- 
zeilicher Funktionen  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz  nicht  zugestanden 
werden  kann,  so  wurde  die  italienische  Gesandtschaft  zu  Händen 
des  Konsulats  in  Zürich  auf  das  Unstatthafte  des  beobachteten 
Vorgehens  aufmerksam  gemacht  mit  dem  Bemerken,  dass  das  eidg. 
Justiz-  und  Polizeidep.  immer  bereit  sei,  wenn  nötig,  derartige  Aus- 
schreibungen auf  entsprechendes  Begehren  hin  in  den  «AUg.  Schweiz. 
Polizeianzeiger »  einzurücken.  br  den  22.  Juni  1883. 

115«  Das  Generalkonsulat  von  Haiti  in  Bordeaux  notifizirte 
dem  BB  den  10.  Jan.  1881 :  es  habe  den  Herrn  Manzetti  zum  Vize- 
konsul Yon  Haiti  in  Genf  ernannt.  Der  BB  verweigerte  das  eidg. 
Exequatur  dem  Manzetti,  weil  zwischen  der  Schweiz.  Beg.  und 
derjenigen  der  Bepublik  Haiti  keine  Vereinbarung  stattgefunden 
hat,  derzufolge  der  Generalkonsul  dieses  Staates  in  Bordeaux  be- 
rechtigt wäre,  einen  auf  Schweizergebiet  funktionirenden  Konsular- 
beamten zu  ernennen.  B  1882  II  15. 

IX.  Der  Verkehr  Schweiz.  Behörden  mit  Behörden  answirtiger 
Staaten,  insbesondere  die  internationale  Bechtshilfe.O 

116«  Die  Entwicklung  des  Handels  und  Verkehrslebens,  sowie 
die  Erleichterung  des  Beisens  haben  einen  vermehrten  Verkehr  der 
inländischen  Gerichte  mit  denjenigen  der  auswärtigen  Staaten  zur 
Folge.  Der  BB  ist  stets  bemüht  gewesen,  solche  amtliche  Korrespon- 
denzen möglichst  zu  befreien  von  lästigen  Formen  und  hohen  Ge- 
bühren. Das  Einfachste  wäre,  wenn  es  den  Gerichten  und  über- 
haupt allen  Behörden  gestattet  würde,  überall  direkt  mit  einander 
zu  korrespondiren.  Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  die  staatlichen 
Interessen  irgendwie  gefährdet  würden,  während  die  beteiligten 
Privaten  ganz  leicht  durch  entsprechendes  Verhalten  sich  selbst  vor 
Schaden  hüten  könnten. 

BR  im  Geschäftsber.  über  das  Jahr  1885,  B  1886 1 927. 

Der  BB  hat  jedoch  bis  jetzt  nur  mit  Oesterreich-Ungarn,  Italien 
und  Deutschland  Uebereinkommen  abschliessen  können,  wodurch  der 
direkte  Verkehr  zwischen  den  Behörden,  mit  Ausnahme  der  Aus- 
lieferungsangelegenheiten,  freigegeben  ist. 

0  Vgl.  unten  Teil  IV,  Absdm.  V,  Kap.  6:  Die  Aualiefenmg  von  Verbrechern. 
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Folgendes  ist  im  einzelnen  der  z.  Z.  geltende  Rechtszustand: 

1.  üebereinkunfb  mit  Oesterreich-Üngarn  aus  dem  Jahre  1856j 
vgl.  üllmer  I  S.  554,  No.  605  litt,  e;  B  1857  I  186;  1879  II  576; 
1886  I  891,  1887  II  672.«) 

2.  Mit  Italien  ist  eine  bezügliche  Vereinbarung  getroffen  in  Art,  5 
des  Protokolls  betr.  die  Vollziehung  der  scbweiz.-italienischen  Verträge 
von  1868  (A.  S.  IX  757).  Darnach  können  die  Obergerichte  der  Kantone 
und  das  BGericht  in  Civil-  und  Strafsachen  direkt  korrespondiren  mit 
den  italienischen  Appellationsh5fen  und  umgekehrt;  vgl.  B  1887  11  670, 
1888  [I  777. 

3.  Was  das  Deutsche  Reich  betrifft,  so  sind  die  den  1.  und  18. 
Dez.  1878  ausgewechselten  Erklärungen  massgebend,  A.  S.  n.  F.  III  661 ; 
vgl.  B  1879  n  759,  IV  555,  1880  II  588,  668,  1889  II  7U.*j 


*)  Kreißschr.  des  ER  vom  10.  April  1886  betr.  die  Korrespondenz  in  Paj^-, 
Ehe-  mnd  andern  Angelegenheiten  mit  den  Behörden  von  Tyrol  und  Vorarl- 
berg, enthaltend  die  Bezeichnung  der  Amtsstellen,  an  welche  die  Korrespondenz 
zu  richten  ist  Prinzipiell  hat  die  k.  k.  Regierung  gegen  den  direkteD  amt- 
lichen Verkehr  zwischen  österr.  und  Schweiz.  Behörden  nichts  einzuwenden^  im 
Interease  der  Sache  selbst,  um  Inkonvenienzen  zu  verhüten,  setzte  am  yine 
gewisse  Beschränkung  fest. 

*)  Im  Rechtsverkehr  zwischen  den  Schweiz,  und  den  deutschen  Justiz- 
Behörden  hat  sich  eine  Unsicherheit  fühlbar  gemacht  in  der  Frage,  ob  und 
welche  Gebühren  und  Kosten  aus  Anlass  der  Vollziehung  von  Rogatorien  ge- 
fordert werden  können.  Es  bestehen  nämlich  für  die  Civilsachen  keine  Vor- 
schriflen,  welche  für  die  Behörden  beider  Staaten  verbindlich  wären.  Art.  12 
des  Auslieferungsvertrages  vom  24.  Januar  1874  (A.  S.  n.  F.  I  82)  bezieht  sich 
nur  auf  Strafrecht;  die  üebereinkunft  vom  21.  Mai  1867  betr.  die  gegenwärtige 
VcUziebung  von  Urteilen  und  Ei-suchschreiben  in  bürgerlichen  Rechtssachen 
(A.  S.  IX  185)  ist  nur  zwischen  dem  Kt.  Aargau  und  dem  Grossh.  Baden  an- 
wendbar, und  durch  die  Erklärungen  vom  1.  und  13.  Dez.  1878  ist  blas  die 
Möglichkeit  des  direkten  Verkehrs  zwischen  den  Schweiz,  und  den  deutschen 
Gerichtsbehörden  vereinbart  worden.  Die  deutsche  Regierung  machte  daher 
im  Jahre  1886  dem  BR  den  Vorschlag,  über  den  Bezug  der  Gebühren  und 
Auslagen,  welche  aus  Anlass  der  civilprozessualischen  Rechtshilfe  entstehen, 
eine  beiderseits  verbindliche  einheitliche  Norm  zu  vereinbaren,  dahin  gehend, 
dass  gegenseitig  der  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  anerkannt  werden  eoU, 
in  dem  Sinne,  dass  nur  Ersatz  der  Baarauslagen  für  Zeugen  und  Sachver^st^dige 
gefordert  werden  könnte,  wogegen  für  Gerichts-  und  Stempelgebtihren,  Oita- 
tionen,  Porti,  Telegramme  etc.  nichts  vergütet  würde. 

Dieser  Antrag  steht  wesentlich  in  UeberefnstJmmung  mit  Art.  21  de«]  Ver- 
trages über  die  civilrechtlichen  Verh^tnisse  mit  Frankreich  vom  15.  Juni  1869 
und  mit  den  auf  die  Vollziehung  von  Rogatorien  in  Strafeachen  bezüglichen 
Bestinmiungen  der  Auslieferungsverträge.  Es  wäre  daher  auch  ein  Starit^- 
vertrag  mit  dem  Deutschen  Reiche  Über  das  in  Frage  liegende  Verhältnis 
denkbar.  Indes  wollte  sich  die  kais:  Deutsche  Regierung  mit  dem  Austimnch 
identischer  Erklärungen  begnügen,  um  die  Uebereinstimmung  in  verbindlii'her 
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4.  Frankreich  hat  von  jeher  die  Bewilligung  des  direkten  Ver- 
kehrs verweigert,  obschon  die  Lokalbehörden  täglich  direkt  verkehren. 
Mit  Kreisschr.  vom  22.  Mai  1883  war  der  BR  genötigt,  die  KReg. 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  nach  Vorschrift  der  zwei  Ver- 
träge mit  Frankreich  vom  15.  Juni  und  9.  Juli  1869  (A.  S.  IX 
1002,  X  35)  sowol  in  civilrechtlichen,  wie  in  strafrechtlichen  Ange- 
legenheiten die  diplomatische  Vermittlung  stattfinden  muss,  B  1883  11 
1031;  vgl.  B  1884  II  726,  1885  1584,  II  675,  III  772,  1886  I  929.«) 

5.  Für  die  amtliche  Korrespondenz  mit  den  Behörden  derjenigen 
Staaten,  mit  denen  die  Schweiz  Auslieferungsverträge  abgeschlossen  hat, 
ist  für  Geschäfte  dieser  Art  durchweg  der  diplomatische  Weg  vorge- 
schrieben. 

Es  versteht  sich  von  selbst ,  dass  gemäs  Art.  10  der  BV  auch 
mit  den  Behörden  solcher  Staaten,  mit  welchen  die  Schweiz  keine  Ver- 
träge hat,  der  diplomatische  Weg  beobachtet  werden  muss.  Der  Unter- 
schied im  Verkehr  mit  den  letztern  Staaten  besteht  darin,  dass  die 
Behörden  die  erlaufenden  Kosten  reklamiren  können. 

Für  Civil  Sachen  ist  immer  die  Form  von  Rogatorien  nötig  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  der  requirirende  Richter  im  R/Ogatorium  der 
requirirten  Behörde  gegenüber  die  Beobachtung  der  Reziprozität  und 
die  Bezahlung  der  erlaufenden  Kosten  anbietet.  Für  viele,  namentlich 
überseeische  Staaten  ist  auch  die  Legalisation  durch  ihre  Repräsentanten 
in  der  Schweiz  vorgeschrieben.  Die  Mitteilung  der  Rogatorien  und  der 
Protokolle  über  ihre  Erledigung  muss  durch  Vermittlung  der  Regierungen 
geschehen.  BR  im  B  1886  I  928;  1889  II  726. 

a.  Requisitoriale  nach  Grossbritannien  werden  dem  General- 
konsulate in  London  übertragen,  welches  deren  Vollziehung  direkt  besorgt. 

BR  im  B  1888  II  777;  vgl.  1890  U  152. 

b.  Bezüglich  der  Schweiz.  Rogatorien  nach  Portugal  ist  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  dortige  Regierung  die  Vollziehung  derselben  nur 
einleitet,  wenn  diese  die  Beglaubigung  des  portugiesischen  Generalkon- 
Weise  zu  konstatiren.  Der  BR,  die  Ansicht  vertretend,  dass  er  eine  solche 
Erklärung  nur  mit  Ermächtigung  der  Kantone  ausstellen  könne,  erbat  sich 
mit  Kreisschr.  vom  21.  Juni  1886  eine  solche  Ermächtigung.  Zwei  Kantone 
erhoben  prinzipielle  Bedenken.  Der  Notenaustausch  unterblieb.  B  1886  II 
904,  1887  II  661. 

^)  Die  diplomatische  Verhandlung  fällt  weg  in  Korrespondenzen  betr. 
Heimschaffung  von  Geisteskranken  und  verlassenen  Kindern ,  insofern  als 
der  französische  Minister  des  Innern  im  Jahre  1878  die  Präfektur  des  Seine- 
departements und  die  Polizeipräfektur  ermächtigt  hat,  sich  in  Fällen  erwähnter 
Art  direkt  mit  der  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Paris  ins  Vernehmen  zu  setzen, 
die  Frage  der  Erstattung  der  Unterhalts-  und  Heimschaffungskosten  ist  nach 
wie  vor  auf  dem  diplomatischen  Weg  zu  erledigen.  B  1879  II  616. 
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sulates  in  Bern  tragen;  es  hat  daher  auf  solchen  Ersuchschreiben  vor 
allem  die  Legalisation  der  Unterschrift  des  requirirenden  Beamten  durch 
die  kantonale  Staatskanzlei  stattzufinden,  welcher  hierauf  diejenige  dejf 
BKanzlers  und  des  portugiesischen  Repräsentanten  folgt. 

ER  im  B  1890  II  152. 

c.  Nach  den  Vorschriften  eines  Gesetzes  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vom  3.  März  1863  (Sektionen  4071 — 4074  der  revidirten 
Statuten)  können  die  dortigen  Gerichtsbehörden  von  fremden  Gerichten 
auf  dem  Requisitorialwege  um  Einvernahme  von  Zeugen  nur  in  solchen 
Fällen  angesprochen  werden,  in  welchen  es  sich  um  Erlangung  von  Geld 
oder  sonstigen  Vermögensstöcken  handelt  (in  suits  for  the  recovery  o\ 
money  or  property)  und  bei  denen  die  Regierung  des  betr.  Landes 
Partei  ist  oder  sonst  irgendwie  interessirt  erscheint.  Die  bezüglichen 
Requisitorien  sind  an  den  Bezirksgerichtshof  (Circuit  court)  des  Staates 
oder  an  das  Kreisgericht  (District  court)  des  Distriktes  der  Vereinigten 
Staaten  zu  richten,  in  welchem  die  einzuvemehmende  Person  ihren  Wohn- 
sitz hat  oder  sich  aufhält.  Dabei  ist  das  Gesuch  um  Ernennung  eine^ 
Bevollmächtigten  zur  Entgegennahme  der  gewünschten  Depositionen  zu 
stellen.  Als  ein  solcher  Bevollmächtigter  (commissioner)  kann  in  dem 
Requisitorial  von  vornherein  der  Schreiber  des  betr.  Gerichts  bezeichnet 
werden,  indem  diese  Beamten  in  den  Vereinigten  Staaten  berechtigt 
sind,  Depositionen  entgegenzunehmen. 

In  allen  übrigen  Fällen,  besonders  also  auch  in  Strafsachen,  ist  der 
BR  darauf  beschränkt,  die  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Washington  oder 
die  Schweiz.  Konsulate  in  den  Vereinigten  Staaten  einzuladen,  für  den 
Vollzug  von  hierseitigen  Requisitorien  in  bestmöglicher  Weise  Sorge  tn 
tragen.  Derselbe  wird  dann  in  der  Regel  durch  die  genannten  Agenten 
selbst  oder  in  ihrem  Auftrage  durch  einen  öffentlichen  Notar  oder  eine 
sonstige  Vertrauensperson  vorgenommen.  Die  Vermittlung  des  Staat  s- 
departementes  kann  bei  der  Vollziehung  von  Rogatorien  nie  in  Anspruch 
genommen  werden.  B  1889  11  727. 

117.  Wenn  im  Verlaufe  eines  Civil-  oder  Strafprozesses  für 
die  Einvernahme  von  Personen  im  Auslande  oder  für  die  Feststellung 
von  Tatsachen  durch  einen  ausländischen  Richter  die  Verwendung 
des  BR  in  einem  blossen  Schreiben  nachgesucht  wird,  so  kann  der 
BR  dem  in  solcher  Form  gestellten  Ansuchen  nicht  entsprechen,  da 
es  ihm  als  Administrativbehörde  nicht  zusteht,  Akten  gerichtlicher 
Natur  anzuordnen.  Es  ist  vielmehr  erforderlich,  dass  dem  BR  zum 
Zwecke  der  Vermittlung  auf  diplomatischem  Wege  durch  die  Re- 
gierungen der  Kantone   (nicht  direkt  durch  die  Gerichtsbehörden) 
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ein  förmliches  Requisitorial  vorgelegt  werde,  das  an  den  kompe- 
tenten Richter  (oder  an  jede  andere  zuständige  Behörde)  im  betr. 
Lande  adressirt  ist  und  von  der  requirirenden  Schweiz.  Gerichts- 
behörde unterzeichnet  ist.  B  1889  II  726. 

118.  Für  die  Vermittlung  von  Requisitorien,  Citationen,  urteilen 
etc.,  die  auswärtige  Behörden  an  Einwohner  der  Schweiz  mitzuteilen 
wünschen ,  ist  als  Grundsatz  festzuhalten,  dass  dieselben  mit  einer 
Uebersetzung  in  einer  der  drei  Schweiz.  Sprachen  begleitet  sein 
müssen,  damit  die  BBehörden  Gelegenheit  haben,  die  Massregeln 
zu  prüfen,  zu  deren  Mitwirkung  sie  in  Anspruch  genommen  werden. 
Denn  es  kann  ihnen  in  der  Tat  nicht  zugemutet  werden,  in  einer 
Angelegenheit  mitzuwirken,  ohne  zu  wissen,  um  was  es  sich  handelt, 
und  ob  nicht  vielleicht  Verhältnisse  in  Frage  liegen,  die  den  poli- 
tischen Grundsätzen  der  Schweiz  und  der  öffentlichen  Rechtsordnung 
der  Schweiz  zuwider  sind. 

Bezüglich  des  Verfahrens  soll  der  Weg  des  Rogatoriums  beob- 
achtet werden,  welches  durch  einen  Repräsentanten  des  betr.  Staates 
in  der  Schweiz  oder  beim  Mangel  eines  solchen  Repräsentanten, 
von  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  des  betr.  Staates 
an  den  BPräsidenten  zu  adressiren  ist.  Die  Schweiz.  Konsulate  in 
einem  Staate,  der  seinerseits  kein  Konsulat  in  der  Schweiz  hat, 
sind  nicht  befugt,  Aktenstücke  erwähnter  Art  zu  ihrer  Vermittlung 
nach  der  Schweiz  zu  übernehmen,  zumal  sie  nicht  die  Interessen 
dieses  fremden  Staates,  sondern  diejenigen  der  Schweiz  zu  wahren 
haben,  und  es  völkerrechtlicher  Grundsatz  ist,  dass  gegenüber 
Staaten,  mit  denen  über  die  betr.  Materie  kein'Staatsvertrag  besteht, 
die  Beobachtung  der  Reziprozität  angetragen  werden  muss.  Ein 
solches  Engagement  bei  der  auswärtigen  Regierung  soll  aber  nicht 
an  ein  Konsulat,  sondern  an  die  eidg.  Regierung  gerichtet  sein. 

Ebenso  hat  auf  der  andern  Seite  der  BR  die  Zumutung  einer 
KReg.,  dass  die  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Paris  eine  Ediktalladung 
an  einen  Franzosen,  und  dass  die  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Rom 
eine  solche  an  einen  Italiener  in  Strafsachen  zustellen  sollen,  ab- 
lehnen müssen.  Die  Gesandtschaften  haben  in  den  Staaten,  bei 
denen  sie  akkreditirt  sind,  keine  Jurisdiktion.  b  1885  n  676. 

119.  Die  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Wien  verlangte  anläslich 
der  Vollziehung  eines  Schweiz.  Requisitorials  durch  ein  ungarisches 
Gericht  im  Jahre  1889,  dass  das  in  ungarischer  Sprache  abgefasste 
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Protokoll  mit  einer  Uebersetzang  in  einer  der  drei  Schweiz.  National- 
sprachen begleitet  werden  möchte.  Es  wurde  der  Gesandtschaft  vom 
k.  k.  österreichisch-ungarischen  Ministerium  geantwortet,  dass  nach 
den  Grundsätzen,  welche  für  den  Verkehr  der  ungarischen  Gerichte 
mit  denen  des  Auslandes  im  Allgemeinen  gelten,  ungarischen  Akten- 
stücken von  Amtes  wegen  nur  dann  üebersetzungen  beigegeben  werden, 
wenn  es  sich  um  ein  seitens  einer  ungarischen  an  eine  ausländische 
Behörde  gerichtetes  Ansuchen  bandelt,  dass  hingegen  die  unga- 
rischen Behörden  in  Vollziehung  einer  auswärtigen  Requisition  dieser 
nur  für  den  Fall  eine  Uebersetzung  beilegen,  als  eine  solche  unter 
Zusicherung  des  Kostenersatzes  ausdrücklich  begehrt  wird. 

B  1890  II  152. 

120.  Die  Unentgeltlichkeit  für  Vollziehung  von  Rogatorien  ist 
mit  Belgien  nur  in  Strafsachen  vorgesehen  (Art.  1 1  des  Auslief.- Vertr. 
vom  13.  Mai  1874,  A.  S.  n.  F.  I  74),  die  Kosten  für  den  Vollzug  von 
Requisitorien  in  Civilsachen  sind  daher  im  Verhältnis  zu  Belgien  von 
der  requirirenden  Behörde  bezw.  von  den  Prozessparteien  zu  ersetzen. 

B  1889  II  727;  betr.  Rogatorien  nach  Belgien  vgl.  B  1885  II  951. 

121.  I.  Gegen  Laurent  Filet  in  Genf  wurde  von  Ad.  Borgel  in 
Neydens  (Hochsavoyen)  vor  dem  genferischen  Richter  eine  aus  ver- 
schiedenen auf  französischem  Boden  vorgenommenen  landwirtschaft- 
lichen Arbeiten  entstandene  Forderung  eingeklagt  Der  Genfer  Richter 
ordnete  eine  Expertise  an,  und  ersuchte  mittelst  Requisitorials  die 
zuständige  französische  Gerichtsbehörde  um  Bestellung  eines  Ex- 
perten. Die  franz.  Regierung  lehnte  zunächst  die  unentgeltliche 
Vollziehung  des  Requisitorials  ab.  Der  BR  machte  aber  hiegegeu 
geltend: 

Nach  dem  klaren  Wortlaut  des  Art.  21,  Abs.  2  des  Vertrages 
vom  15.  Juni  1869  fallen  die  aus  den  Requisitorien  erwachsenden 
Kosten  —  ohne  Unterschied  —  demjenigen  Staate  zur  Last,  der 
sie  vollziehen  soll;  diese  Vertragsvorschrift  ist  im  Jahre  1869  nicht 
etwa  als  neues  Recht  aufgestellt  worden,  sondern  es  ist  in  ihr  lediglich 
die  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  schon  lange  vorher  geübte 
Praxis  zum  formellen  Ausdruck  gelangt.  Wenn  Art.  12  des  Ausliefer- 
ungsvertrages mit  Frankreich  bei  Rogatorien  in  Strafsachen  die  Rück- 
vergütung der  Ausgaben  für  Kriminal-,  Handels-  oder  gerichtlich- 
medizinische  Expertisen  ausdrücklich  vorsieht,  so  bekräftigt  dies 
den  Standpunkt  des  BR;  denn  beide  Verträge  sind  von  den  näm- 
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liciien  Bevollmächtigten  gleichzeitig  abgeschlossen  worden,  und  es 
darf  daher  mit  Sicherheit  angenommen  werden,  dass  die  Letztern 
bezuglich  der  Kostenfrage  für  den  Vollzug  von  Rogatorien  in  Civil- 
und  Strafsachen  auch  die  gleiche  Redaktion  gewählt  hätten,  wenn 
die  Absicht  vorhanden  gewesen  wäre,  beide  Materien  gleich  zu  be- 
handeln. Hierauf  erfolgte  der  unentgeltliche  Vollzug  desRequisitorials. 

ß  1887  II  670. 

IL  Im  Jahre  1889  war  eine  Expertise  über  den  Gesundheits- 
zustand einer  in  Paris  wohnenden  Französin,  Färon,  die  vor  den 
waadtländischen  Gerichten  gegen  die  Suisse  Occidentale-Bahngesell- 
äcbaft  auf  Entschädigung  wegen  Verletzung  beim  Eisenbahnbetrieb 
geklagt  hatte,  vorzunehmen. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  frauzös.  Behörden  kam  hiebei 
der  BR  zu  der  Ansicht,  dass  in  Fällen  vorliegender  Art,  wo  aus- 
sciiüeslich  Privatinteressen  im  Spiele  liegen,  eine  gewisse  Abschwä- 
chung  des  im  Vertrage  vom  15.  Juni  1869  aufgestellten  Grundsatzes 
der  Unentgeltlichkeit  der  Rechtshilfe  (Art.  21,  Abs.  2)  anzuerkennen 
sei,  zumal  bei  Abschluss  des  Vertrages  jenes  Prinzip  kaum  in  einer 
absolut  strikten  Form  habe  aufgestellt  werden  wollen.  Die  Klägerin 
deponirte  deshalb  einen  Kostenvorschuss.  b  1890  ll  154. 

122.  Im  Jahre  1878  wurde  der  Italiener  Colmenga  in  Grau- 
bünden wegen  Diebstals  zu  einer  Gefängnisstrafe  und  Bezahlung 
der  sämtlichen  Kosten  verurteilt.  Die  Gefängnisstrafe  fand  in 
GiLiubünden  die  Vollziehung,  dagegen  wurden  die  Kosten  von  den 
zahlungsfähigen  Eltern  des  Colmenga  in  der  Lombardei  eingefor- 
dert. Die  italienischen  Behörden  lehnten  jedoch  ihre  Mithilfe  ab, 
nicht  blos,  weil  es  im  internationalen  Rechte  unerschütterlicher 
Grundsatz  sei,  dass  Strafurteile  fremder  Gerichte  ausser  dem  Terri- 
torium desjenigen  Staates,  in  welchem  sie  erlassen  werden,  keine 
Rechtskraft  haben,  sondern  auch  weil  in  Art.  6  der  Einführungs- 
bestimmungen zu  dem  italienischen  Civilgesetzbuche  von  1865  vor- 
geschrieben sei,  dass  blos  die  von  fremden  Gerichten  gefällten  Ur- 
teile in  Civilsachen  im  Königreiche  Vollziehung  finden  können. 
Der  Art.  13  des  Auslieferungsvertrages  vom  22.  Juli  1868  könne 
niclit  angerufen  werden,  weil  dort  blos  die  gegenseitige  Hilfe  zum 
Zwecke  einer  Strafuntersuchung  bestimmt  sei,  nicht  aber  zum  Zwecke 
der  Vollziehung  von  Urteilen  in  Strafsachen.  b  1879  II  581 
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123.  Konstanter  Praxis  gemäs  lehnen  die  BBehörden  prin- 
zipiell jede  Mitwirkung  für  militärische  Zwecke  eines  auswärtigen 
Staates  ab. 

So  lehnte  der  BR  im  Jahre  1886  es  ab,  einem  Ansuchen  der 
serbischen  Gesandtschaft  in  Wien:  es  möchte  ein  in  der  Schweiz 
studirender  serbischer  Untertan,  welcher  in  das  militärpflichtige 
Alter  getreten  war,  zur  Erfüllung  des  Militärdienstes  im  König- 
reiche aufgefordert  werden,  zu  entsprechen,  zumal  die  Schweiz  auch 
ihrerseits  keine  auswärtigen  Behörden  in  Anspruch  nimmt,  um  die 
im  Auslande  wohnenden  Schweizerbürger  zur  Erfüllung  ihrer  Pflich- 
ten gegenüber  dem  Vaterlande  anzuhalten.  B  1887  ll  679. 

124.  Von  Seite  der  Gesandtschaft  eines  auswärtigen  Staates 
wurde  im  Jahre  1875  das  Ansuchen  gestellt,  dass  ein  Angehöriger 
dieses  Staates,  welcher  in  das  militärpflichtige  Alter  getreten  war, 
ohne  sich  in  der  Heimat  zu  stellen,  in  der  Schweiz  aufgesucht  werde, 
und  dass  ihm  eine  bezügliche  Eröffnung  gemacht  werden  möchte. 
Der  BR  machte  jedoch  der  Gesandtschaft  bemerklich,  es  scheine 
ihm,  dass  diese  Angelegenheit  sich  nicht  wohl  eigne,  auf  diploma- 
tischem Wege  behandelt  zu  werden,  wenigstens  soweit  nicht,  als 
die  Schweiz.  Behörden  berufen  sein  sollten,  einen  in  der  Erfüllung 
seiner  Militärpflicht  säumigen  Ausländer  aufzusuchen.  Wenn  es 
sich  nur  darum  handeln  würde,  diesem  eine  bezügliche  Eröfihung 
zu  machen,  so  dürfte  das  Mittel  der  Presse  völlig  ausreichen. 
Sollte  aber  ein  noch  weiter  gehender  Zweck  damit  vorbunden  sein, 
so  würden  die  politischen  Institutionen  der  Schweiz  die  Mitwirkung 
des  BR  verbieten.  B  1876  II  298;  ebenso  BR  im  ß  1881  II  720. 

125.  Der  BR  lehnte  es  im  Jahre  1882  ab,  die  Zustellung 
von  Aktenstücken  zum  Zwecke  der  Feststellung  der  Vermögensver- 
hältnisse von  zwei  militärpflichtigen  Oesterreichern  in  der  Schweiz 
zu  vermitteln.  Der  BR  bemerkte  der  österreichisch  -  ungarischen 
Gesandtschaft  hierüber:  Er  übersehe  keineswegs,  dass  es  sich  nicht 
um  Zwangsmassregeln  gegen  österreichische  Untertanen  in  der 
Schweiz  handle,  und  dass  den  betreffenden  Oesterreichern  ihr  freier 
Wille,  nach  Gutdünken  zu  handeln,  gewahrt  bleibe.  Allein  es  be- 
ziehen sich  die  fraglichen  Erlasse  auf  das  Militärwesen,  das  mit 
den  politischen  Institutionen  eines  jeden  Staates  enge  verbunden 
sei.  Die  konstitutionelle  Organisation  der  Schweiz  gestatte  jedoch 
den  BBehörden  nicht,   für  militärische  Zwecke  eines  auswärtigen 
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Staates  mitzuwirken.  Der  BK  müsse  an  diesem  Standpunkte  fest- 
halten, wenn  es  auch  möglich  sei,  dass  die  BEanzIei  in  einigen 
Fällen  anders  gehandelt  habe,  zumal  er  es  für  den  umgekehrten 
Fall  nicht  für  zulässig  hielte,  dass  die  Behörden  auswärtiger 
Staaten  von  Seite  Schweiz.  Gesandtschaften  oder  Konsulate  an- 
gesprochen würden,  den  auf  ihren  Gebieten  wohnhaften  Schweizern 
Erlasse  der  Heimatsbehörden  über  die  von  ihnen  zu  bezahlende 
Militärsteuer  zu  intimiren.  £s  können  diese  Mitteilungen  ohne 
diplomatische  Vermittlung  einfach  durch  die  Post  bewerkstelligt 
und  der  Beweis  der  geschehenen  Mitteilung  mittelst  eines  Post- 
scheines gesichert  werden.     B  1883  II  847;  ebenso  BR  im  B  1881  II  720. 

126.  Bei  Untersuchungen,  die  im  Auslande  wegen  politischer 
Verbrechen  gepflogen  werden,  lehnt  der  BR  grundsätzlich  jede 
Mitwirkung  ab ;  deshalb  konnte  der  BR  im  Jahre  1887  dem  Gesuch 
einer  auswärtigen  Behörde  um  Zustellung  von  Abschriften  gewisser 
Depositionen  eines  Individuums  vor  dem  eidg.  Untersuchungsrich- 
ter nicht  entsprechen.  B  1888  II  807. 

127.  Den  15.  Dez.  1882  wurde  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  eine  Uebereinkunft  über  den  Zolldienst  in  den  inter- 
nationalen Bahnhöfen  Chiasso  und  Luino  abgeschlossen  in  Ausfüh- 
rung des  Art.  10  des  Schweiz.- italienischen  Staatsvertrages  vom 
23.  Dez.  1873.  Der  BR  ratifizirte  die  Uebereinkunft  den  29.  Dez. 
1882;  diese  trat  nach  der  den  9.  Juli  1883  erfolgten  Auswechslung 
der  Ratifikationsurkunden  (vgl.  Art.  30)  in  Kraft.  Eine  Konferenz 
zwischen  den  Vertretern  beider  Staaten  vom  13.  Juli  1885  in  Como 
zur  Interpretation  einiger  unklarer  Bestimmungen  der  Ueberein- 
kunft blieb  erfolglos.  Die  Forderungen  Italiens  waren  auf  Abschluss 
eines  förmlichen  Zollkartells  gerichtet.  Die  Schweiz  musste  diese 
Forderungen  ablehnen. 

A.  S.  n.  F.  VII  193:  B  1883  II  631,  1884  II  562,  1886  I  880,  U  438. 

Gemäs  den  Bestimmungen  des  Art.  9  und  10  dieser  Ueber- 
einkunft haben  die  Behörden  desjenigen  Staates,  in  welchem  die 
internationale  Station  liegt,  auf  Ersuchen  der  kompetenten  Behörde 
des  Staates,  zu  dem  das  Zollbüreau  gehört,  Zeugen  und  Sachver- 
ständige bei  Zollübertretungen  einzuvemehmen,  Haussuchungen  an- 
zuordnen u.  s.  w.  Diese  Bestimmung  will  lediglich  den  Staat,  wel- 
chem das  auf  ausländischem  Gebiete  befindliche  Bureau  gehört,  die 
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Möglichkeit  geben,  die  von  diesem  Bureau  entdeckten  und  2u  sei- 
nem Nachteil  geschehenen  Zollübertretungen  gerichtlich  untersuchen 
zu  können.  Dass  aber  die  Schweiz  bei  entdeckten  Zoll  Übertretun- 
gen in  Chiasso  (Tessin)  berechtigt  wäre,  amtliche  Erhebungen  durch 
die  italienischen  Behörden  auf  dem  Requisitionswege  zu  verlangeu, 
ist  durch  den  Wortlaut  des  betr.  Artikels  ausgeschlossen;  des- 
halb kann  auch  Italien  nicht  berechtigt  sein,  bei  Uebertretungen 
italienischer  Zollvorschriften  in  Luino  die  Schweiz.  Gerichte  in  An- 
spruch zu  nehmen.  B  1890  IT  155- 
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1.   Kapitel. 

Die  BundesbehördeD  und  Bundesbeamten. 

BV  1874,  IL  Abschn.:   BBehörden,    Art.  71-117,   vgL   BV  1848,    IL  Abschn. 
Art.  60-110,  A.  S.  I  21—33,  n.  F.  I  21-34;  Wolf  I  10,  20. 

I.  Die  DondesYersammliug.') 

128.  Anläslich  der  Bestimmung  des  Sitzes  des  Schweiz.  Landes- 
museums (No.  27)  im  Dezember  1890  ist  die  Frage  aufgeworfen 
worden,  ob  dieselbe  zu  erfolgen  habe  durch  die  beiden  eidg.  Räte  in 
«abgesonderter:»  oder  in  «gemeinschaftlicher»  Verhandlung.  Der 
Ber.  des  BR  vom  29.  Nov.  1890  an  die  BVers.  über  diese  Frage 
verweist  auf  die  Art  und  Weise  des  Vorgehens  der  BVers.  anläslich 
der  Bestimmung  des  Bundessitzes  (Nov.  1848)  und  der  Bestimmung 
des  Sitzes  des  BGerichtes  (26.  Juni  1874);  er  führt  aus: 

In  ersterer  Angelegenheit  hat  die  Komm,  des  NR,  dem  in  derselben 
die  Priorität  zustand,  den  Antrag  gestellt,  die  Bezeichnung  des  BSitzes 
und  des  Versammlungsortes  des  BGerichts  als  eine  Wahl  zu  behandeln 
und  daher  von  den  vereinigten  Räten  in  geheimer  Abstimmung  vor- 
zunehmen.  Zu  diesem  Vorschlage  war  die  Komm,  durch  die  Erwägung 
geleitet  worden,  dass  über  den  Gegenstand  eine  förmliche  Beratung,  d.  h. 
eine  Erörterung  der  Gründe  für  und  wider  die  einzelnen  Orte,  die  nur 
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Schaden  stiften  konnte,  vermieden  und  dass  die  Möglichkeit  einer  Kollision 
beider  Bäte  ausgeschlos.sen  werden  müsse.  Eine  Minderheit  der  Komm., 
obschon  die  Richtigkeit  dieser  Gründe  zugebend,  glaubte  dagegen  dem- 
selben nicht  beistimmen  zu  können,  weil  er  eine  Abweichung  von  der 
Vorachrift  des  Art.  108  der  BV  vom  Jahre  1848  bedingte,  der  vor- 
schrieb, dass  Alles,  was  sich  auf  den  Sitz  der  BBehörden  beziehe,  Ge- 
genstand der  BGesetzgebung  sei. 

Der  NR  selbst  hat  der  Minderheit  der  Komm,  beigepflichtet  und  den 
Art.  4  seines  Projektbeschl.,  betr.  die  Leistungen  des  BOrtes  und  die  Art 
der  Bezeichnung  desselben,  dahin  formulirt,  dass  letztere  von  beiden 
Räten  abgesondert  und  in  offener  Abstimmung,  bei  der  die  absolute 
Mehrheit  entscheidet,  vorzunehmen  sei. 

Der  Stil  ist  dieser  Fassung  auf  den  Bericht  seiner  Komm,  beigetreten. 
Letztere  war  der  Ansicht,  dass  einzig  die  in  Art.  80  der  BV  1848 
vorgesehenen  Fälle  (Wahlen,  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  und 
Kompetenzstreitigkeiten)  *)  von  beiden  Räten  gemeinschaftlich  bebandelt 
werden  können;  dass  unter  den  dort  erwähnten  Wahlen  nur  diejenigen 
dürfen  verstanden  werden,  welche  in  Art.  74,  Ziff.  3,  der  BV  1848 
aufgeführt  seien.  Unter  Wahlen  verstehe  man  überhaupt  zunäehi-t  nur 
die  Ernennungen  einzelner  Personen  zu  verfas^ngsmässigen  Aemteni 
und  Stellen ;  daher  könne  es  nicht  im  Geiste  der  BV  liegen  >  dass 
auch  die  Entscheidung  ganz  anderer  und  viel  weiter  gehender  Fragen 
auf  den  Weg  der  Wahlen  verwiesen  und  dadurch  der  dem  Wesen  des 
Zweikammersystems  entsprechenden  abgesonderten  Beratung  in  den  bei'Ien 
Räten  entzogen  werde.  Wenn  letztere  im  Sinne  des  Art.  80  offenbar 
die  Regel,  die  gemeinsame  Verhandlung  dagegen  die  Ausnahme  bilde^ 
so  dürfe  diese  gewis  nicht  weiter  ausgebildet  werdej,  als  es  der  Buch- 
stabe des  Gesetzes  selbst  erlaube.  Wenn  aber  die  Bezeichnun;^  des 
Sitzes  der  BBehörden  nicht  durch  eine  Wahl,  sondern  auf  dem  gewohnten 
Wege  der  BGesetzgebung  vor  sich  gehen  solle,  so  finde  die  Komm,  in 
ihrer  Mehrheit,  es  folge  daraus  mit  Notwendigkeit,  dass  die  Abstim- 
mung in  beiden  Räten  eine  offene  sein  müsse. 

Bei  der  Bestimmung  des  Sitzes  des  BGerichtes,  den  26.  Juni  1874, 
ist  die  Art  der  Behandlung  nicht  mehr  in  Frage  gekommen.  Die  beiden 
Räte  erledigten  die  Angelegenheit  am  genannten  Tage.  Der  StK,  dem 
die  Priorität  zustand,  votirte  zuerst  und  zwar  in  geheimer  Abstimmung 
für  Luzern.  Der  NR  dagegen  erledigte  den  Gegenstand  in  offener  Ab- 
stimmung in  der  Weise,  dass  zunächst  in  alphabetischer  Reihenfolge 
über  die  bewerbenden  Städte  abgestimmt  wurde,  und  zwar  koordinjrt, 
nach  Reglement,    bis  Lausanne  als  gewählter  Sitz  hervorgegangen  war. 
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Der  StR,  an  demselben  Tage  nochmals  zur  Behandlung  der  Angelegenheit 
veranlasst,  stimmte  alsdann  der  Wahl  des  NR  bei.  B  1890  V  32. 

Es  ist  der  BVers.  nicht  gelungen,  weder  im  Dez.  1890,  noch 
im  April  1891,  auf  dem  Wege  der  abgesonderten  Verhandlung  einen 
BBeschL  betr.  den  Sitz  des  Landesmuseums  zu  Stande  zu  bringen. 
Trotz  viermaliger  geheimer  Abstimmung  kamen  die  beiden  Räte  zu 
keinem  übereinstimmenden  Resultat.  Der  StR  beharrte  schlieslich 
auf  seinem  Beschl.,  durch  welchen  Zürich  zum  Sitz  bestimmt  wurde. 
Der  NR,  welcher  Bern  bestimmt  hatte,  verschob  die  Angelegenheit 
den  16.  April  auf  die  Sommersession  1891.*) 

Gegenseitiges  Verhältnis  der  beiden  eidg.  Räte. 

129.  Mit  Botsch.  vom  30.  Okt.  1883  legte  der  BR  der  BVers. 
einen  GEntw.  über  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  vor.  Der  NR 
hatte  die  Priorität  der  Beratung  über  diesen  Gegenstand.  Den 
18.  Mai  1885  w^urde  der  GEntw.,  nachdem  derselbe  artikel weise  durch- 
beraten war,  vom  NR  in  der  Abstimmung  über  das  ganze  Gesetz  mit 
55  gegen  48  Stimmen  verworfen.  Von  diesem  Ergebnisse  wurde 
dem  StR  Anzeige  gemacht.  Es  erhob  sich  die  Frage,  ob  trotz 
dieses  Ergebnisses  ein  Eintreten  des  StR  auf  den  GEntw.  konsti- 
tutionell zulässig  sei.  Sowol  die  Komm,  des  StR  wie  dieser  Rat  selbst 
bejahten  die  Zulässigkeit. 

Diese  Zulässigkeit  begi'ündete  der  Vorsitzende  der  Ständer. 
Komm.  (Altweg)  in  seinem  Bericht  vom  3.  Dez.  1885  wie  folgt: 

Mit  der  Mitteilung  von  der  nationalr.  Schlussnahme  an  den  StR 
wurde  das  gesamte  Aktenmaterial  ohne  weiteres  diesem  Rate  und  von 
diesem  seiner  Komm,  ohne  Direktive  übermittelt.  Durch  diese  üeber- 
weisungen  ist  die  Frage,  was  nun  mit  der  Angelegenheit  weiter  zu 
geschehen  habe,  nicht  gelöst.  In  der  Zustellung  seitens  des  NR  liegt 
ebenfalls  kein  Präjudiz;  es  scheint  im  NR  selbst  die  Ansicht  vorgewaltet 
zu  haben,  die  Entscheidung  dem  StR  zu  überlassen.  Die  BV  und  die 
Geschäftsreglemente  der  Räte,  bezw.  das  BG  über  de*  Geschäftsverkehr 
zwischen   den   beiden  Räten  vom    22.    Dez.  1849   (A.  S.  I  279)   sehen 


')  Dieses  Resultat,  welches  event.  in  Aussicht  zu  nehmen  war,  weist  m.  E. 
entschieden  darauf  hin,  dass  im  ganzen  Vorgehen  der  BVers.  vielleicht  doch 
ein  Fehler  liegt  Mir  will  scheinen,  dass  es  sich  bei  Bestimmung  des  Sitzes  des 
Landesmuseums  um  nichts  anderes  handelt,  als  um  ein  Auswählen  unter  den 
konkurrirenden  Städten,  also  in  Wirklichkeit  doch  um  eine  Wahl,  und  dass 
naturgemäs  eine  jede  von  der  BVers.  vorzunehmende  Wahl  in  gemeinschaft- 
licher Verhandlung  vorzunehmen  ist;  Art.  92  der  BV  steht  dieser  Auffassung 
nicht  entgegen,  bestätigt  sie  vielmehr. 
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den  vorli^enden  Fall  nirgends  vor.  Es  bleibt  deshalb  nichts  Anderes 
übrig,  als  denselben  nach  der  Natur  der  Verhältnisse  in  Berücksichtigung 
der  Stellang  unserer  gesetzgebenden  Räte  unter  sich  und  gegenüber 
dem  BB  zu  entscheiden.  Es  drängt  sich  zwar  angesichts  solcher  Un- 
klarheiten im  regelmässigen  Gang  der  Geschäftsabwicklung  die  Ver- 
mutung auf,  es  möchte  irgendwo  ein  Versehen  stattgefunden  haben. 
Referent  glaubt,  dass  ein  solches  in  concreto  wirklich  vorliege.  Der 
Art.  3  des  BGesetzes  über  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Bäten 
schreibt  vor,  dass  Gesetze  und  Beschlüsse,  welche  von  einem  Rat  durch- 
beraten  worden,  wie  sie  aus  der  Beratung  hervorgegangen  sind,  dem 
andern  Bäte  mitgeteilt  werden.  Diese  Fassung  scheint  jedenfalls  die 
Ansicht  nicht  auszuschliessen,  dass  eine  Schlussabstimmung  vor  Zu- 
stellung des  Ergebnisses  der  Beratung  an  den  andern  Bat  nicht  aus- 
drücklich verlangt  wird;  denn  das  Ergebnis  der  Beratung  ist  da,  so- 
bald die  sämtlichen  Artikel  festgestellt  sind.  Eine  Schlussabstimmung 
ist  aber  in  diesem  Stadium  der  Beratung  sachlich  unzweckmässig ;  dieselbe 
gelangt  erst  zu  ihrer  Bedeutung,  wenn  die  Beratung  alle  Stadien  durch- 
laufen hat.  Es  hat  wenig  Wert,  zu  wissen,  ob  ein  Gesetz  oder  ein 
Beschluss  die  Mehrheit  des  Bates  auf  sich  vereinigt,  so  lange  noch 
wesentliche  Aenderungen  an  demselben  nicht  nur  möglich,  sondern  sogar 
wahrscheinlich  sind.  Die  Verschiebung  der  Schlussabstimmung  auf  den 
Schluss  der  Beratung  durch  beide  Bäte  würde  Situationen,  wie  die 
vorliegende,  ausschliessen.  Diese  Anschauung  hat  freilich  im  vorliegenden 
Fall  keine  praktische  Bedeutung  in  der  Anwendung,  weil  man  vor  einer 
vollendeten  Tatsache  steht. 

Ganz  abgesehen  hievon  muss  sich  der  StB  vom  Standpunkt  der 
Gleichberechtigung  beider  Bäte  das  Becht  vindiziren,  ein  vom  NB  in 
Priorität  verworfenes  Gesetz  ebenfalls  durchzuberaten,  sofern  ihm  dies 
gut  scheint.  Es  ergibt  sich  dieses  Becht  daraus,  dass  vom  BB  jede 
GVorlage  zu  Händen  beider  Bäte  vorgelegt  wird.  Wenn  der  in  Priorität 
besehliessende  Bat  auf  eine  Vorlage  überhaupt  nicht  eintreten  will,  so 
bleibt  dem  andern  Bäte  nichtsdestoweniger  das  Becht,  auch  sein  Votum 
über  die  Eintretensfrage  abzugeben,  wenn  demselben  auch  keine  andere 
Bedeutung  zukommen  würde,  als  die  Konstatirung  der  Uebereinstim- 
mung  oder  Nichtübereinstimmung  zwischen  beiden  Bäten.     B  1886  I  37. 

Der  Berichterstatter  einer  Fraktion  der  gleichen  Ständer.  Komm. 
(Wirz)  begründet  die  in  Frage  stehende  Zulässigkeit  folgendennassen 
in  seinem  Berichte  vom  9.  Dez.  1885: 

Der  BB  hat  gegenüber  der  BVers.  von  seinem  Becht  der  Initiative 
Gebrauch  gemacht,  indem  er  ihr  einen  GEntw.  mittelst  Botsch.  vom 
30.  Okt.  1883  unterbreitete.    Er  hat  das  verfassungsgemässe  Becht  zu 
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verlangen,  dass  beide  eidg.  Kammern  auf  Grund  einläslicher  Prüfang- 
über  die  Eintretensfrage  schlüssig  werden.  Dieses  Kecht  beruht  auf 
dem  gegenseitigen,  zumal  in  Art.  102,  Abs.  4  der  DV  ausgeprägten  staats- 
rechtlichen Verhältnis '  zwischen  BR  und  BVers.,  und  das  betreffende 
Verf-Recht  fand  seine  nähere  Präzisirung  und  Ausbildung  im  BBeschl. 
über  die  Organisation  des  BR,  im  Gesetz  über  den  Geschäftsverkehr 
zwischen  beiden  Räten,  sowie  in  den  Geschäftsordnungen  des  NR  und 
StR.  Beide  Räte  sind  materiell  in  allen  Fragen  gleichberechtigt,  und 
darum  geht  es  absolut  nicht  an,  dass  derjenige  Rat,  welcher  die  ge- 
schäftliche Priorität  besitzt,  durch  seinen  ablehnenden  Entscheid  die 
Behandlung  im  andern  Rate  hindert.  Es  wäre  andernfalls  der  Priori- 
tätsverteilung eine  viel  zu  grosse  staatsrechtliche  Bedeutung  beigemessen. 
Es  läge  hierin  auch  ein  gewaltiges  Präjudiz  zu  Ungunsten  des  StR, 
indem  der  NR  bei  der  Mehrzahl  der  wichtigsten  Geschäfte  das  Recht 
der  Erstbehandlung  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Es  kann  übrigens 
erstmals  der  eine  Rat  mit  knappem  Mehr  Nichteintreten  beschliessen 
oder  sein  eigenes  Werk  verwerfen,  und  wenn  dann  der  andere  Rat 
gleichwol  in  die  Behandlung  eintritt,  so  kann  ja  der  erste  Rat  bei  der 
zweitmaligen  Beratung  dem  andern  Rate  beipflichten.  Recht  und  Pflicht 
zu  beidseitiger  Untersuchung  der  Eintretensfrage  sind  sonach  im  Ini- 
tiativrecht des  BR,  sowie  im  Zweikanmiersjstem  begründet. 

Die  staatsrechtliche  Unterlage  für  den  StR  ist  lediglich  der  bundesr. 
Entw.  und  keineswegs  das  Ergebnis  der  artikel weisen  Beratung  im  NR. 
Dieses  Resultat  der  artikelweisen  Beratung  hat  der  NE  durch  seine 
ablehnende  Schlussabstimmung  selber  aufgehoben.  Was  diesbezüglich 
die  BKanzlei  dem  StR  zu  Händen  stellte,  ist  schätzbares  Material,  par- 
lamentarisch und  konstitutionell  gesprochen  hat  es  keinen  positiven, 
staatsrechtlichen  Charakter ;  denn  der  NR  hat  endschaftlich  seine  eigene 
Arbeit  vernichtet  und  damit  auf  sein  Recht  der  Erstbehandlung  Verzicht 
geleistet.  Auch  die  Ansicht,  dass  der  NR  seine  Generalabstimmung 
hätte  vertagen  sollen,  ist  unhaltbar,  Art.  56  des  nationalr.  Gesch&fts- 
reglementes  besagt  sehr  klar:  «Besteht  ein  Beratungsgegenstand  aus 
mehreren  Art.,  so  wird  nach  dem  Schlüsse  der  artikel  weisen  Bera- 
tung eine  Abstimmung  über  das  Ganze  vorgenommen.»  Es  entspricht 
dies  der  Vorschrift  in  Art.  57  der  Ständer.  Geschäftsordnung;  es  ent- 
spricht dies  auch  der  logischen  Zusammengehörigkeit  und  Einheit  eines 
Verhandlungsgegenstandes  und  speziell  eines  GEntwurfes.  Es  entspricht 
dies  überdies  dem  Zweikammersystem,  denn  was  der  eine  Rat  in  globo 
beschlossen  hat,  dazu  erklärt  er  sich  gegenüber  dem  andern  Rate  haftbar, 
und  dabei  wird  er  durch  die  Zustimmung  des  andern  Rates  behaftet. 
Ein  GEntw.  muss  in  seiner  Gesamtheit  der  Ratsmajorität  entsprechen, 
bevor  er  durch  sie  zum  Beschluss  erhoben  worden  ist. 
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Denn  ^vie  würde  die  Sache  sonst  sich  gestalten,  wenn  das  artikel- 
weise  R^ultat  ohne  Generalabstimmung  an  den  andern  Rat  gelangen 
würde,  wenn  der  zweite  Rat  keine  oder  sehr  unwesentliche  Aenderungen 
daran  vornehmen  und  wenn  erst  dann  der  erstbehandelnde  Rat  in  der 
Schlussabstimmung  das  Gesetz  verwerfen  würde?  Ohne  Generalabstini- 
mung  hat  man  keine  fonnelle  Gewähr,  dass  eine  wahre  und  eigentlielie 
Mehrheit  zu  dem  Gesetze  steht,  und  bei  einer  blos  artikel weisen  Abstim- 
mung ohne  Schlussvotation  kann  durch  zufällige  Mehrheiton  ein  Gejet/- 
an  logischer  Gediegenheit  und  innerer  Einheit  ungemein  verliert-n. 

B  1886  I  45,  vgl.  das  Protokoll  der  Sitzungen  der  Ständer-  Komm, 
vom  15.-17.  Sept.  1885,  B  1885  IV  202,  203,  218. 

130.  Festsetzung  der  Wahlkreise. 

BG  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  vom  20.  Juni  1890,  A.  S.  n.  P.  2  S.  I  059.  ~- 
Botsch.  und  BBeschl-Entw.  des  BR  vom  5.  April  1887  betr.  Revisif^n  des 
BG  vom  8.  Mai  1881  (Postl-Slg.  n.  F.  344),  B  1887  I  756.  BG  betr.  Vor- 
nahme einer  allg.  Schweiz.  Volkszählung  im  Jahre  1888  vom  2t>.  April 
1887,  A.  S.  n.  F.  X  130.  —  Zweite  Botsch-  und  BGesetzentw.  da^  BR  vom 
7.  Juni  1889,  B  1889  Hl  673;  Ber.  der  Mehrheit  der  Komm,  des  BR  vom 
12.  Nov.  1889  (Brenner),  B  1889  IV  753;;  Ber.  im  Namen  der  Mehrhi^it  der 
Komm,  des  StR  vom  12.,  13.  Dez  1889  (Wirz),  B  1890  I  273,  —  Dritte 
Botsch.  und  BGesetzentw.  des  BR  vom  21.  Mai  1890,  B  1890  II  793, 

Durch  Beschl.  des  NR  vom  22.  Juni  1885  war  der  BR  ein* 
geladen  worden,  das  BG  vom  5.  Mai  1881  betr.  die  Wahlen  in  den 
NR  einer  Revision  zu  unterwerfen  und  eine  Vorlage  zu  einer  neuen 
Wahlkreiseinteilung  auszuarbeiten. 

Dieses  Postulat  war  das  Ergebnis  einer  Reihe  von  Kundgebungen, 
die  teils  im  Jahre  1881  anläslich  der  Revision  des  frühern  BG  betr, 
die  NRatswahlen  vom  20.  Juli  1872  aus  einzelnen  Wahlkreisen  und 
von  Seite  einzelner  Vereine,  teils  seither  aus  dem  Schoosse  der 
BVers.  selbst  laut  geworden  sind. 

Zum  Zwecke  der  Ermöglichung  der  in  Sicht  genommenen  Re- 
vision des  Wahlgesetzes  und  namentlich  auch  um  die  Basis  für  ein 
BG  über  eine  allgemeine  obligatorische  staatliche  Unfallversicherung 
der  Arbeiter  zu  schaifen  (No.  10),  legte  der  BR  mit  Botsch,  vom 
5.  April  1887  den  eidg.  Räten  den  Entw.  eines  BBeschl.  betr.  die  Vor- 
nahme einer  allg.  Schweiz.  Volkszählung  im  Jahre  1888  vor,  der  als 
nicht  allgemein  verbindlicher  Natur  sofort  in  Kraft  hätte  treten 
sollen.  Die  BVers.  beschloss  hierauf  den  29.  April  1887  das  BG 
betr.  die  Vornahme  einer  allgem.  Schweiz.  Volkszählung  im  Jahre 
1888,  laut  welchem  (Art.  1)  die  Vornahme  der  nach  dem  Gesetz 
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vom  3.  Febr.  1860  auf  das  Jahr  1890  fallenden  Volkszählung  aus- 
nahmsweise im  Jahre  1888  zu  geschehen  hat. 

Nachdem  die  Volkszählung  dem  Gesetze  gemäs  war  vorge- 
nommen worden,  legte  der  BR  mit  Botsch.  vom  7.  Juni  1889  den 
eidg.  Räten  den  Entw.  eines  BG  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  vor. 
Es  hatten  sich  ihm  für  die  Revision  des  Wahlkreisgesetzes  drei 
Möglichkeiten  dargeboten,  nämlich: 

1.  Beschränkung  auf  die  durch  die  Volkszählung  von  1888  not- 
wendig werdenden  Veränderungen. 

2.  Grundsätzliche  Belassubg  der  jetzigen  Wahlkreiseinteilung 
im  allgemeinen,  jedoch  neben  den  Veränderungen  nach  1  einzelne 
Verbesserungen  da,  wo  begründete  Aussetzungen  zu  machen  sind. 

3.  Systematische  Revision  mittelst  Anwendung  des  Grundsatzes^ 
dass  ein  Wahlkreis  nicht  mehr  als  drei  event.  vier  Vertreter  zu 
wählen  habe. 

Der  BR  wählte  die  dritte  vorgeschlagene  Behandlung  der  Wahl- 
kreisfrage zum  Ausgangspunkt  seines  Entwurfes,  Er  verwarf  die 
erste  Möglichkeit,  weil  sie  ein  einfaches  Nichteintreten  auf  das  Re- 
visionsbegehren überhaupt  wäre ;  sie  wäre  ein  Widerspruch  mit  dem 
Akte  der  Verschiebung  der  Volkszählung.  Der  BR  verwarf  auch 
die  zweite  Möglichkeit,  indem  er  als  sichere  Tatsache  den  Satz  hin- 
stellte: dass  die  jetzige  Wahlkreiseinteilung  den  Grundsätzen  nicht 
mehr  entspricht,  nach  denen  sie  ursprünglich  angelegt  war,  dass 
mit  zunehmender  Abweichung  von  denselben  sich  teilweise  abnorme 
Vertretungs Verhältnisse  herausgebildet  haben,  welche  zu  Klagen 
Anlass  gaben,  und  dass  es  notwendig  geworden  ist,  das  ganze  Sy- 
stem, die  Grundsätze  sowol  wie  die  konkrete  Wahlkreiseinteilung 
einer  neuen  Erörterung  zu  unterstellen. 

Die  eidg.  Räte  folgten  bei  der  Beratung  des  Entw.  im  Nov.  und 
Dez.  1889  in  ihrer  ^Mehrheit  den  Anschauungen  des  BR  nicht. 
Unter  sich  einigten  sie  sich  gleichfalls  nicht.  Sie  beharrten  auf 
ihren  divergirenden  Beschlüssen  bezüglich  der  Wahlkreiseinteilung 
im  Berner-Jura.    Das  Gesetz  kam  nicht  zu  stände. 

Mit  seiner  Botsch.  vom  21.  Mai  1890  legte  der  BR  der  BVers. 
einen  neuen  Entwurf  vor,  in  welchem  alle  die  Punkte  aufgenommen 
sind,  über  die  zwischen  den  beiden  Räten  in  der  Dezember- 
Session  1889  eine  Einigung  erfolgt  war,  und  gemäs  welchem  der 
Bemer-Jura  entsprechend  bisherigem  Recht  ein  einheitlicher  Wahlkreis- 
verbleiben sollte.    Der  NR  nahm  diesen  Entwurf  den  10.  Juni  an,. 
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der  StR  zerlegte  jedoch  den  Berner-Jura  in  zwei  Wahlkreise.  Nach- 
dem der  NR  dem  StR  in  diesem  Punkte  nachgegeben,  kam  den 
20.  Juni  1890  das  B6  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  zu  stände. 

In  seiner  letzten  Botsch.  aber  vom  21.  Mai  behielt  sich  der 
BR  vor,  für  den  Fall,  dass  das  Gesetz  in  einer  eidg.  Referendums- 
abstimmung vom  Volke  verworfen  werden  sollte,  oder  für  den  Fall, 
dass  eine  Einigung  der  beiden  Räte  für  Erlass  eines  neuen  Gesetzes 
nicht  zustande  käme,  —  um  der  Bestimmung  des  Art.  72  der  BV 
Nachachtung  zu  verschaffen,  —  der  BVers.  rechtzeitig  den  Entwurf 
zu  einem  provisorischen,  lediglich  auf  die  im  Herbst  1890  vorzu- 
nehmenden Nationalratswahlen  bezüglichen  BBeschl.  mit  Dringlich- 
keitsklausel vorzulegen. 

Der  Berichterstatter  der  Komm,  des  StR  (Th.  Wirz),  die  a  Zwangs- 
lage D  ins  Auge  fassend,  welche  eintreten  würde  im  Fall  des  nicht 
rechtzeitigen  Zustandekommens  eines  Gesetzes,  bezeichnet  diesen 
eventuellen  Zustand  geradezu  als  einen  inkonstitutionellen: 

Denn  wir  haben  alsdann  —  führt  er  in  seinem  Bericht  vom  12.,  13. 
Dez.  1889  aus  —  keine  gesetzliche  Unterlage  für  die  Volksvertretung, 
Man  sagt  uns,  man  wollte  sich  dann  dadurch  helfen,  dass  man  mitf^lst 
eines  dringlich  erklärten  BBeschl.  das  Plus  der  neuen  Vertreter  den  betr. 
(bestehenden)  Wahlkreisen  zuerkennen  wolle.  Das  wäre  aber  in  mei- 
nen Äugen  ein  eigentlicher  Staatsstreich.  Art.  85,  Ziff.  1,  der  BV 
verweist  in  klarster,  vorbehaltloser  Weise  die  Wahlart  der  BBehörden 
auf  den  Weg  der  Gesetzgebung.  Selbstverständlich  muss  darunter 
ganz  hauptsächlich  alles  verstanden  werden,  was  auf  die  national r. 
Wahlkreise  sich  bezieht,  denn  die  Wahlart  der  StE  ist  Sache  der  Kan- 
tone. Der  Wortlaut  und  Inhalt  eines  Gesetzes  kann  aber  auch  nur 
durch  ein  Gesetz  geändert  werden,  ein  Gesetz  kann  laut  Art.  89  der 
BV  niemals  dringlich  erklärt  und  dem  Volksentscheid  entzogen  werden. 
Die  ganze  Wahlkreiseinteilung  ist  vermöge  ihres  organischen  funda- 
mentalen Charakters  durch  und  durch  von  gesetzgeberischer  Tragweite 
und  das  durch  die  Volkszählung  ausgemittelte  Plus  der  Nationalrllte 
gehört  keineswegs  nur  einem  Wahlkreis,  es  gehört  dem  betr.  Kanton. 
Die  betreffenden  Kantone  sind  aber  an  und  für  sich  kein  Wahlkreis, 
sie  sind  mehr  als  Ein  Wahlkreis;  ihre  Wahlkreise  sind  gesetzlich  dr- 
i-umscribirt  und  es  ist  gesetzlich  geregelt,  wie  viel  Abgeordnete  jeder 
Kreis  zu  wählen  hat.  Die  BVers.  ist  aber  in  keinem  Falle  für  sich 
allein  Gesetzgeber,  oberster  Gesetzgeber  ist  für  alle  Fälle  und  ausnahmslos 
das  Schweizervolk.  Eine  jede  Aenderung  des  Gesetzes  durch  einen  dem 
Volksentscheid  entzogenen  BBeschl.  wäre  eine  absolut  verfassungswidrige 
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Usurpation,  auf  welche  hoffentlich  das  Schweizervolk  mittels  einer  demo- 
kratischen BRevision  die  rechte  Antwort  geben  würde.     B  1890  II  278. 

131.  Zahl  der  einem  KantOD  zukommenden  Ver- 
treter im  Schweiz.  Nationalrat. 

Den  8.  und  11.  März  1876  schritten  die  eidg.  Räte  über  eine 
Petition   der  landespolitischen  Abteilung  des  Arbeiterbundes  von 
Basel  und  Umgebung  zur  Tagesordnung.  Die  Petenten  verlangten: 
Die  BVers.  möchte  den  Art.  72  der  BV  der  Bevölkerung  von  Basel- 
Stadt  gegenüber  zur  Wahrheit  machen  und   beschliessen,  die  genannte 
Bevölkerung  besitze,    sofern   ein  genügender   Nachweis   dafiir  erbracht 
werden  könne,  dass  sie  die  Zahl  von  50,000  Seelen  überschritten  habe,  d&ü 
Recht  auf  drei  Vertreter  im  NR,  und  es  sei  die  Reg.  von  Basel-Stadt 
ermächtigt,  das  Nötige  zur  Vervollständigung  der  baselstädtischen  Ver- 
tretung im  genannten  Rate  anzuordnen. 

Der  BR  begründete  in  seiner  Botsch.  vom  20.  Dez.  1875  an 
die  BVers.  den  von  der  letztern  zum  Beschluss  erhobenen  Antrag 
in  folgender  Weise: 

Der  Art.  72  der  BV  besagt,  dass  auf  je  20,000  Seelen  der  Ge- 
samtbevölkerung ein  Mitglied  in  den  NR  gewählt  werde,  und  dass  eine 
Bruchzahl  von  über  10,000  Seelen  für  20,000  Seelen  gerechnet  werde.  Um 
die  Bevölkerungszahl  auszumitteln,  werden  alle  10  Jahre  eidg.  Volks- 
zählungen vorgenommen;  die  letzte  hat  im  Jahre  1870  stattgefunden, 
welche  laut  Besohl,  vom  21.  Juli  1871  (A.  S.  X  515)  eine  Wohn- 
bevölkerung von  47,040  Seelen  für  Basel-Stadt  auswies.  Nach  Art.  2 
dieses  Beschlusses  ist  die  Bevölkerungszahl  bis  zur  Vornahme  einer 
neuen  eidg.  Volkszählung  massgebend.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Be- 
schluss wurde  sodann  den  19.  Juli  1872  ein  BG  (A.  S.  X  915)  erlassen, 
nach  welchem  dem  Et.  Basel-Stadt  die  Wahl  zweier  Mitglieder  in  den 
NR  eingeräumt  wurde.  Die  Ansicht,  dass  diese  Gesetze  mit  dem  Wort- 
laut der  BV  nicht  im  Einklang  seien,  daher  nicht  Anwendung  finden 
dürfen,  sobald  der  Nachweis  z.  B.  durch  eine  kantonale  Volkszählung 
erbracht  sei,  dass  sich  die  Seelenzahl  von  Basel-Stadt  auf  50,000  be- 
laufe, ist  offenbar  eine  unrichtige.  Die  BV  stellt  nur  einen  bestimm- 
ten Grundsatz  auf,  die  Ausführung  desselben  musste  besondem  Erlassen 
anheimgestellt  bleiben.  Es  ist  klar,  dass  zur  Feststellung  der  Bevölke- 
rung der  Schweiz  und  der  Kantone  Volkszählungen  vorgenommen  werden 
müssen,  auf  welche  gestützt  die  Verteilung  der  Mitgheder  des  NE  auf 
die  einzelnen  Kantone  stattzufinden  hat.  Eine  einmal  aufgestellte  Skala 
muss  notwendiger  Weise  auf  eine  bestimmte  Zeit  einen  festen  Bestand 
haben  und  kann  nicht  jeden  Augenblick  einem  Wechsel  unterworfen 
werden,  wenn  nicht  Unzukömmlichkeiten  der  verschiedensten  Art  statt- 
finden sollen.  B  1875  IV  1270;  üebers.  Verh.  d.  BVers.  März 

1876,  ß  1876  1 16,  ü  312,  1877  H  50. 
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182.  Wahlaktenprüfung. 

BBeschl.  vom  13.  Dez.  1882,  11.  April  1883  betr.  den  Rekurs  tJer  Kegieruug 
von  Tessin  in  Sachen  der  NRatswahlen  im  40.  eidg.  WahlkrifiBe,  B  168S 
II  517.  —  Beschwerde  des  Staatsrates  des  Kts.  Teasin  vom  28.  Nov,  1881 
gegen  den  Beschl.  des  BR  vom  22.  Nov.  1881,  B  1881  IV  706.  Schreiben 
des  Staatsrates  des  Kts.  Tessin  vom  22.  Nov.  1881  bei  Uebfcrmittlung  der 
Akten  über  die  NR- Wahl  vom  30.  Okt.  1881,  B  1881 IV  978;  Uebers,  Verb, 
der  BVers.  Dez.  1881,  No.  1.  Schreiben  des  Staatsrates  des  Kts.  Tesain 
an  den  BR  vom  11.  Jan.  1882,  B  1882  I  148.  Ber.  der  SpeuiLilkomm.  des 
NR  betr.  die  NR- Wahlen  im  40.  eidg.  Wahlkreise  vom  Z  Jum  1882 
(Stössel,  Brunner,  Philippin),  B  1882  III  267.  Vgl.  B  1882  II  773,  18^ 
II  760. 

Den  30.  Okt.  1881  fanden  die  Erneuerungswahlen  in  den  NB 
statt.  Im  40.  Wahlkreis  (Tessiner- Wahlkreis,  Zweierwahlkreis)  fielen 
nicht  unerhebliche  Unregelmässigkeiten  bei  Vornahme   der  Wahl 
vor.    Den  9.  Nov.  publizirte  der  tessinische  Staatsrat  das  Ergebnis 
der  NRatswahlen  im  40.  Wahlkreis,  und  erklärte  hierbei  den  Adv. 
Mass.  Magatti  als  gewählt  mit  der  weitem  Erklärung,  dass  keiner 
der  übrigen  Kandidaten  die  gesetzlich  erforderliche  absolute  Mehr- 
heit der  Stimmen  erreicht  habe,  indem  die  für  die  Feststellung  der 
absoluten  Mehrheit  zu  berechnende  Zahl  der  Stimmzeddel  7319 
betrug,,  somit  die  absolute  Mehrheit  auf  3660  Stimmen  anzusetzen 
war  und  die  Kandidaten  folgende  Stimmenzahl  aufzuweisen  hatten 
Adv.  Mass.  Magatti  von  Lugano      3683 
Adv.  Carlo  Battaglmi  von  Cagialto  3658 
Erennio  Spinello  von  Sagno  3650 

Oberst  Cort  Bernasconi  von  Chiasso  3632 
Der  Staatsrat  berief  den  17.  Nov.  auf  den  27,  gl,  Mts,  die 
Wahlversammlung  der  Gemeinden  des  40.  Wahlkreises  zu  der  Wahl 
eines  zweiten  Abgeordneten  in  den  NR  neuerdings  ein.  Den  22, 
Nov.  aber  verbot  der  BR  anf  telegraphischem  Wege  nicht  nur  die 
Vornahme  einer  Neuwahl,  sondern  er  verlangte,  dass  gemäs  Art. 
19  u.  24  des  BG  vom  19.  Juli  18,72  (A.  S.  X  915)  Carlo  Battaglini 
als  im  ersten  Wahlgange  gewählt  zu  erklären  sei,  weil  diesem  Kandi- 
daten zwei  weitere  Stimmen  zuzuzählen  waren,  und  er  dadurch  die 
absolute  Mehrheit  erreicht  hatte.  Der  Tessiner  Staatsrat  weigerte 
sich,  dem  Befehl  des  BR  nachzukommen.  Der  BR  beharrte  auf  seiner 
Verfügung.  Der  Staatsrat  fasste  hierauf  den  24.  Nov,  folgenden 
Beschluss: 

Der  Staatsrat  der  Republik  und  des  Kantons  Tessin, 

nach    Einsiebt    der  Telegramme    des  BR  vom   22.  und  23.  Nov., 
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womit  derselbe  uns  einladet,  den  Adv.  G.  Battaglini  zu  einem  Abgeord- 
neten in  den  NR  für  den  40.  Kreis  gewählt  zu  betrachten  und  unser 
Dekret  vom  17.  Nov.  betr.  die  Wieder besammlung  der  Wähler  des  er- 
wähnten Kreises  zurückzunehmen; 

in  Betracht,  dass  der  BB  dafür  hält,  C.  Battaglini  habe  in  der 
Abstimmung  vom  30.  Okt.  die  absolute  Mehrheit  erhalten,  wie  dieselbe 
in  dem  Proklamationsdekret  vom  9.  Nov.  festgestellt  ist  unter  Hinzu- 
rechnung der  zwei  Stimmen,  welche  in  der  Gemeinde  Gasima  ihm  irr- 
tümlich nicht  angerechnet  worden  waren; 

in  Betracht,  dass  der  Schweiz.  BR  den  Art.  15  des  kant.  Gesetzes 
vom  19.  Sept.  1872  nicht  massgebend  erachtet,  wonach  in  dem  Falle, 
wo  mehr  Stimmzeddel  eingelegt  wurden,  als  die  Zahl  der  stimmenden 
Bürger  beträgt,  die  Abstimmung  ungiltig  ist,  sofern  durch  die  über- 
schüssigen Stimmzeddel  auf  das  Wahlergebnis  des  Kreises  Einfiuss  geübt 
wird,  dass  er  dagegen  verlangt,  es  sei  einzig  auf  den  Art.  19  des  BGes. 
vom  19.  Juli  1872  Rücksicht  zu  nehmen,  welcher  vorschreibt,  dass  die- 
jenigen als  gewählt  zu  erklären  seien,  auf  welche  sich  nach  Abzug  blos 
der  leeren  Stinunzeddel  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmenden  ver- 
einigt hat; 

nach  Einsicht  von  Art.  1  desselben  BGes.,  wonach  die  Wahlen  in 
den  NR  nach  den  Vorschriften  der  kant.  Gesetze  stattfinden,  unter  Vor- 
behalt jedoch  der  Bestimmungen  des  gleichen  BGes.; 

in  Erwägung,  dass  der  Art.  19  des  BG  nicht  im  Widerspruche 
steht  mit  dem  Art.  15  des  kantonalen,  und  dass  es  jedenfalls  vernunft- 
widrig wäre,  einem  Kandidaten  diejenigen  Stimmzeddel  beizurechnen, 
welche  mehr,  als  Votanten  waren,  eingelegt  worden  sind,  sie  aber  gleich- 
zeitig mit  der  Ausmittlung  des  absoluten  Mehres  nicht  in  Berücksich- 
tigung zu  ziehen; 

in  Erwägung,  dass  G.  Battaglini  in  keinem  Falle  das  absolute 
Mehr  erreicht  hätte,  sei  es,  dass  die  17  Stimmen,  welche  im  40. 
Kreise  mehr  als  Stimmende  waren ,  eingelegt  worden  sind ,  von 
den  auf  Battaglini  gefallenen  Stimmen  abgerechnet  werden,  sei  es, 
dass  die  fraglichen  Stimmzeddel  berechnet,  aber  dann  auch  der  Gesamtzahl 
der  Stimmenden  beigezählt  werden ;  denn  im  erstem  Fall  hat  Battaglini 
bei  einer  Gesamtzahl  von  7319  giltigen  Stimmzeddeln  und  einem  abso- 
luten Mehr  von  3660  nur  8643  Stimmen  gemacht,  und  im  zweiten 
Falle  könnten  ihm  bei  einem  Total  von  7336  und  einem  absoluten 
Mehr  von  3669  Stinunen  nur  3660  zugerechnet  werden; 

in  Erwägung,  dass,  wenn  der  Grundsatz  gilt,  dass  eine  kant.  Reg. 
nicht  berechtigt  sei,  nach  der  amtlichen  öffentlichen  Proklamation  noch 
Stimmen  beizufügen  oder  abzuziehen,  es  auch  nicht  statthaft  sein  kann, 
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dem  C.  Battaglini  die  zwei  Stimmen  aus  der  Gemeinde  Casima  beizu- 
zählen ; 

in  Erwägnng,  dass  bei  einem  solchen  Stande  der  Dinge  der  Staatsrat 
sich  nicht  für  berechtigt  halten  kann,  den  C.  Battaglini  weder  als  ge- 
wählt zu  proklamiren,  noch  ihn  als  gewählt  zu  betrachten,  und  dass 
das  Gesetz  ihn  verpflichtet,  dafdr  za  sorgen,  dass  die  nicht  abgeschlossene 
Wahlverhandlung  vom  30.  Okt.  im  40.  Kreise  so  rasch  als  möglich 
beendigt  werde,  wofür  der  Staatsrat  auch  mit  seinem  Dekrete  vom  17. 
Nov.  zur  Wiedereinberufung  der  Gemeindeversammlungen  auf  den  27. 
Nov.  gesorgt  hat; 

in  Erwägung,  dass  angesichts  der  dringenden  und  förmlichen  Ver- 
fügungen des  BR,  betr.  die  Rücknahme  des  soeben  zitirten  Dekretes,  es 
behufs  Vermeidung  eines  ernsten  Konfliktes  angemessen  erscheint,  die 
neue  Einberufung  der  Wahlversammlungen  des  40.  Kreises  zu  sosijen- 
diren,  ohne  dass  hiedurch  die  Gesetzmässigkeit  der  erwähnten  Verfilgxmgen 
anerkannt  wird,  gegen  welche  wir  vielmehr  protestiren  und  RekurE>;  an 
die  BVers.  einlegen  werden; 

gestützt  auf  die  Art,  19  und  24  des  BGes.  vom  19.  Juli  1872,  und 
Art.  15,  16,  26  und  28  des  kaut.  Gesetzes  vom  19.  Sept.  1872; 

in  Betracht,  dass  die  in  den  Telegrammen  des  BR  enthaltenen  Be- 
fehle, abgesehen  davon,  dass  sie  im  Widerspruch  (mit  dem  Gesetze)  stehen, 
die  Autonomie  des  Kantons  und  die  Rechte  des  Volkes  und  seiner  Be- 
hörden schwer  verletzen, 

beschliesst: 

1.  Adv.  Carlo  Cattaglini  von  Cagialto  kann,  da  er  in  der  Abstim- 
mung vom  30.  Okt.  abhin  nicht  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen 
erhalten  hat,  nicht  als  zum  Abgeordneten  in  den  NR  gewählt  proklamirt 
werden,  und  es  hat  somit  der  Staatsrat  demselben  keine  Mitteilung  zu 
machen. 

2.  Die  Abhaltung  der  auf  den  27.  Nov.  angesetzten  Wahlversamm- 
lung im  40.  Kreise  ist  suspendirt,  und  es  werden  die  sämtlichen  Akten 
über  die  Wahlversammlung  des  40.  Kreises  vom  30.  Okt.  dem  NR  am- 
gewiesen. 

3.  Der  vorliegende  Beschluss  soll  zur  Nachachtnng  seitens  der  Ge- 
meindebehörden und  der  Bürger  im  Amtsblatt  veröffentlicht  werden. 

Als  nun  Battaglini  in  das  von  der  BKanzlei  angefertigte 
Verzeichnis  der  gewählten  Nationalräte  aufgenommen  wurde,  der- 
selbe also  bei  der  Konstituirung  des  NR  der  Sitzung  beizuwohnen 
hatte,  protestirte  der  tessinische  Staatsrat  hiegegen,  gestützt  aut 
Art.  24,  27,  28  und  29  des  BG  vom  19.  Juli  1872,  wonach  aus- 
schlieslich  die  kant.  Reg.  zur  Ausstellung  von  Wahlanzeigen  kompc- 
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tent  sind.  Den  28.  Nov.  sodann  beschwerte  er  sich  bei  der  BVers.,  und 
zwar  wollte  er  nicht  die  Frage,  ob  Battaglini  gewählt  sei  oder  nicht, 
durch  die  BVers.  entschieden  wissen,  denn  diese  Frage  sei  vom  NR 
allein  zu  entscheiden;  dagegen  verlaugte  der  Staatsrat  von  der  BVers. 
die  Entscheidung  darüber,  ob  der  BB  nicht  die  Prärogative,  welche 
die  Verfassung  und  die  Gesetze  der  kant.  Reg.  zusichern,  verletzt 
habe;  denn  gemäs  Art.  3,  4,  5  der  BV  und  gemäs  den  Bestim-* 
mungen  des  BG  vom  19.  Juli  1872  habe  die  kant.  Reg.  das  Recht 
zu  verlangen,  dass  der  BR  sie  nicht  verpflichte,  einem  Bürger  die 
Wahlanzeige  zukommen  zu  lassen,  dem  sie  eine  solche  nicht  aus- 
stellen zu  sollen  glaubte,  indem  Art.  24  des  BGes.  dieses  in  die 
ausschliesliche  Kompetenz  der  kant.  Reg.  legt,  ferner  sei  der  BR 
nicht  berechtigt  gewesen,  die  Rücknahme  der  Einberufung  der 
Wahlversammlungen  im  40. .  Wahlkreise  zu  verfügen,  indem  die 
Reg.  nur  einen  einzigen  Abgeordneten  als  gewählt  erklärt  hat  und 
somit  die  Wahlverhandlung  nicht  beendigt  war  (Art.  18  ff.);  einzig 
der  NR  selbst,  der  BR  nicht,  könne  die  Wahlproklamationen  der 
kant.  Reg.  durch  Nichtigkeitserklärung  des  materiellen  Ergebnisses 
der  Volkswahl  annulliren.  Bios  zur  Vermeidung  einer  Verschärfung 
des  Konfliktes  sei  die  Tessiner  Reg.  dem  Befehl  des  BR  nachge- 
kommen. 

Bereits  den  22.  Nov.  hatte  der  Staatsrat  gemäs  Art.  11  des  BG 
dem  BR  zu  Händen  des  NR  die  sämtlichen  Wahlakten  übermittelt, 
namentlich  auch  die  verschiedenen  eingereichten  Rekurse  aus  dem 
10.  Wahlkreis  nebst  seinem  Gutachten  über  dieselben.  Er  bean- 
tragte in  demselben  gemäs  dem  Proklamationsdekret  vom  9.  Nov, 
die  Wahl  Magatti's  zu  validiren  und  eine  Nachwahl  anordnen  zu 
lassen. 

Bei  der  Konstituirung  des  NR  beschloss  der  Rat  den  6.  Dez. 
1881  die  vorläufige  Zulassung  des  G.  Battaglini;  den  22.  Dez.  wurde 
sodann  der  BR  vom  NR  eingeladen,  die  Regierung  von  Tessin  zur 
Beantwortung  einer  beim  Rate  eingelaufenen  Eingabe  des  liberalen 
Komites  vom  30.  Nov.  innert  14  Tagen  zu  veranlassen,  ferner 
wurde  die  Kommission  zur  Prüfung  der  Wahlakten  mit  der  Anord- 
nung einer  Untersuchung  an  Ort  und  Stelle  über  die  Nationalrats- 
wahlverhandlungen  im  40.  Kreise  beauftragt. 

Den  11.  Jan.  kam  die  tessinische  Reg.  der  Einladung  des  BR 
nach;  sie  protestirte  zwar  dagegen,  dass  sie  eine  verspätete  Be- 
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schwerde,  als  was  sich  die  genannte  Eingabe  des  liberalen  Komites 
darstelle,  beantworten  müsse.  Anfangs  des  Jahres  1882  uabtii  auch 
eine  Spezialkommission  (Brunner,  Philippin,  Stössel)  eine  Unter- 
suchung der  Nationalratswahlverhandlungen  im  40.  Kreide  vor  und 
erstattete  den  2.  Juni  1882  Bericht  an  den  NR. 

Die  Komm,  legte  als  Resultat  ihrer  Prüfung  dem  NR  folgenden 
Beschl-Entw.  vor.  Der  NR  beschliesst: 

1.  Der  BR  wird  eingeladen,  die  nötigen  Massnahmen  zu  eigreifen, 
damit  bei  künftigen  eidg.  Wahlen  in  den  Kantonen,  in  welchen  dies 
bisher  nicht  der  Fall  gewesen  sein  sollte, 

a)  ausschlieslich  offizielle,  für  einen  ganzen  Wahlkreis  identist  he  uttd 
gegen  Fälschung  tunlichste  Garantie  bietende  Stimmzeddel- For- 
mulare verwendet  werden ; 

b)  jeder  Wähler  nur  dann  in  seiner  Heimatgemeinde  in  das  Stimm- 
register eingeschrieben  und  zur  Wahl  zugelassen  werde,  wenn  in 
derselben  sich  zugleich  sein  wirklicher  Wohnsitz  befindet. 

2.  Der  BR  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  nicht  das  BG 
vom  3.  Mai  1881  (A.  S.  n.  F.  V  441),  betr.  die  Wahlen  in  den  I^IU, 
in  der  Weise  abzuändern  sei,  dass  der  Kanton  Tessin  in  drei  eiilg. 
Wahlkreise  eingeteilt  werde.') 

3.  Die  YJom  Staatsrat '  des  Kts.  Tessin  unterm  9.  Nov.  1881  als 
vollzogen  erklärte  AVahl  des  Adv.  Maxunilian  Magatti  in  Lugano  ist 
kassirt. 

4.  Als  unter  dem  30.  Okt.  18S1  im  40.  eidg.  Wahlkreis  gewühlte 
Mitglieder  des  NR  werden  Adv.  Karl  Battaglini  in  Lugano  und  Oberst 
Konstantin  Bemasconi  in  Chiasso  erklärt. 

5.  Für  den  Fall  der  Nichtannahme  von  Dispositiv  4  der  vorstehpudeu 
Anträge  wird  vorgeschlagen,  dass  eine  Neuwahl  für  beide  St-ellen  unter 

0  Das  BG  vom  3.  Mai  1881  hatte,  in  Abänderung  des  früliern  Rechtem, 
den  Kt.  Tessin  in  die  zwei  Wahlkreise  in  der  Weise  geteilt,  dasa  dür  40.  Wahl- 
kreis mit  37,394  Einwohnern,  bestehend  aus  dem  Bezirke  Mendrii?i  j  und  v^om 
Bezirk  Lugano  aus  den  Kreisen:  Lugano,  Ceresio,  Carona,  Agno  und  Pre^Mi«söra 
zwei  Abgeordnete  in  den  NR  zu  wählen  hatte,  der  i^J^ahlkreis  mit  93,000  Ein- 
wohnern, bestehend  aus  den  Kreisen  Magliasina,  Sessa,  Breno,  Vezia,  Honvico, 
Tesserete  und  Taverne  des  Bezirkes  Lugano  und  aus  den  Bewirkt  ii  Bolliti/ona, 
Biviera,  Locarno,  Blenio,  Leventina  und  Vallemaggia  fünf  Abgeordnete  zu  wählen 
hatte.  Das  BG  vom  13.  Juni  1890  (No.  ISO)  änderte  hieran  nichts i  dem  40.  Wahl- 
kreis, jetzt  dem  43.  mit  40,417  Einwohnern,  kommen  zwei,  dem  4L,  jet/.t  dem  44. 
dagegen,  mit  86,334  Einwohnern,  kommen  nur  noch  4  Abgeordnete  zu.  Der 
Tessinische  Staatsrat  hatte  beantragt,  die  vor  1881  bestehende  Einteilung  sopra 
und  sotto  Cenere  wieder  anzunehmen,  mit  der  Aenderung  jedoch*  da^^  der  Kreis 
Giubiasco  von  sotto  Cenere  getrennt  würde;  darnach  hätte  jeder  Wahlkreis 
3  Abgeordnete  zu  wählen.  B  1889  lü  690;  vgl.  1882  111  341. 
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Aufsicht  eines  eidg.  Kommissariates  und  unter  Beobachtung  der  in  No.  1 
enthaltenen  Weisungen  anzuordnen  sei. 

6.  Der  NR  spricht  dem  Staatsrat«  des  Kts.  Tessin  sein  Bedauei'n 
Über  die  Haltung  aus,  welche  er  anläslich  der  NR- Wahlen  vom  30.  Okt. 
in  Rücksicht  auf  den  40.  Wahlkreis  beobachtet  hat,  was  demselben 
durch  Protokollauszug  mitzuteilen  ist. 

7.  Der  BR  wird  eingeladen,  auf  Grundlage  der  bereits  erhobenen 
Akten  uad  allfälliger  Ergänzungen  derselben  gemäs  dem  BG  über  die 
B Strafrechtspflege  die  Frage  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  ob  ein  Straf- 
verfahren einzuleiten  sei. 

8.  Mitteilung  an  den  BR  zui'  Vollziehung  der  Dispositive,  so  weit 
erforderlich,  mit  Ausnahme  des  Dispositivs  6. 

Der  NR  beschloss  den  26.  Juni  1882: 

1.  Die  vom  Staatsrate  des  Kts.  Tessin  unterm  9.  Nov.  1881 
als  vollzogen  erklärte  Wahl  des  Adv.  Maximilian  Magatti  in 
Lugano  ist  kassirt. 

2.  Als  unterm  30.  Okt.  1881  im  40.  Wahlkreis  gewählte 
Mitglieder  des  NR  werden  Adv.  Karl  Battaglini  in  Lugano  und 
Oberst  Konstantin  Bernasconi  in  Chiasso  erklärt. 

3.  Der  BR  wird  eingeladen,  die  nötigen  Massnahmen  zu 
ergreifen,  damit  bei  künftigen  eidg.  Wahlen  in  den  Kantonen, 
in  welchen  dies  bisher  immer  der  Fall  gewesen  sein  sollte: 

a)  ausschlieslich  offizielle,  für  den  ganzen  Wahlkreis  identische 
und  gegen  Fälschung  tunlichste  Garantie  bietende  Stimm- 
zeddel-Formulare  verwendet  werden; 

b)  jeder  Wähler  nur  dann  in  seiner  Heimatgemeinde  in  das 
Stimraregister  eingeschrieben  und  zur  Wahl  zugelassen  werde, 
^\■enn  in  derselben  sich  zugleich  sein  wirklicher  Wohnsitz 
befindet. 

Zur  Begründung  der  vom  NR  angenommenen  Anträge  führt 
die  Spei^ialkomm.  in  ihrem  Bericht  vom  2.  Juni  1882  folgendes  an 

(Stüssei): 

Ad  1 :  Bei  den  NR-Wahlen  wird  im  Kt.  Tessin  kein  offizieller  Stimm- 
zeddel  verwendet.  Jeder  Wähler  schreibt  auf  ein  Stück  Papier  von  be- 
liebiger Orrösse.  Die  Vorschrift  des  tessinischen  Gesetzes  vom  19.  Sept. 
1872  (Art.  11),  dass  weisses  Papier  von  gleicher  Qualität  zu  verwenden 
sei,  wird  nicht  befolgt.  Die  Mitglieder  des  Wahlbüreau  haben  darauf 
7Ai  a<iliten,  dass  Niemand  mehr  als  einen  Stimmzeddel  abgebe  (citirtes 
tessiiiisches  Gesetz  Art.  12).    Diese  Vorschrift  ist  unwirksam,  weil  tat- 
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sächlich  die  Verwendung  jedes  beliebigen  Stimmzeddelformates  gestattet 
ist.  Deshalb  konnten  denn  auch  im  40.  Wahlkreis  den  30.  Okt.  1881 
28  Stimmzeddel  mehr  abgegeben  werden,  als  sich  Wähler  bei  der  Ab- 
stimmung beteiligt  haben. 

Trotz  der  klaren  Vorschrift  des  Art.  1  des  tessinischen  Gesetzes 
über  Ansübnng  der  politischen  Bechte  vom  15.  Juli  1850,  und  trotz 
der  ebenso  klaren  Vorschrift  des  BG  vom  19.  Juli  1872,  wonach  am 
vnrklichen  Wohnsitz  die  Stimmabgabe  zu  erfolgen  hat,  üben  selbst  hoch 
stehende  Beamte  des  Tessins  ihr  Stimmrecht  in  kantonalen  und  Ge- 
meindeangelegenheiten durchaus  nicht  an  ihrem  Wohnorte  und  in  ihren 
Heimatgemeinden  ans.  Manche  beanspruchen  und  machen  in  Wirklichkeit 
ein  doppeltes  Domizil  geltend.  Ganz  nach  ihrem  Belieben  stimmen  sie 
heute  in  der  Gemeinde  ihres  wirklichen  Wohnsitzes,  morgen  in  ihrer 
Heimatgemeinde,  in  welcher  sie  hie  und  da  noch  irgend  ein  Besitztum 
oder  Verwandte  haben,  oder  auch  nur  von  Zeit  zu  Zeit  Besuche  machen. 
Vielleicht  kommt  etwa  noch  ein  Sommeraufenthalt  hinzu.  Ob  am  einen 
oder  andern  Orte  von  der  Stimmberechtigung  Gebrauch  gemacht  wird, 
hängt  alsdann  von  der  Erwägung  ab,  wo  der  Stimme  eine  grössere 
Wirkung  für  die  Partei  zukomme.  Es  seheint  da  keinerlei  Regel  zu 
geben,  wie  etwa  Einschränkung  des  Stimmrechtes  in  der  Gemeinde,  in 
welcher  man  nicht  wohnt,  wol  aber  Grundeigentum  besitzt,  auf  die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  das  Grundeigentum  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden  soQ.  Auch  von  einer  zeitlichen  Teilung  des  Stimmrechtes  in 
der  Weise,  dass  z.  ß.  während  des  Sommerauf entb altes  am  Orte  des 
letztem,  in  der  übrigen  Zeit  am  eigentlichen  Wohnorte  gestimmt  würde, 
wird  nichts  vernommen.  Es  entscheidet  die  Willkür  des  Betreffenden. 
Ad  3—5:  Gegenüber  dem  mitgeteilten,  vom  Staatsrat  ermittelten 
Wahlresultat  im  40.  Wahlkreise  hatte  schon  im  Dez.  1881  die  Wahl- 
aktenprüfungskomm.  des  NR  einstimmig  *  festgestellt ,  dass  die  Wahl 
des  Magatti  kassirt  werden  müsse,  indem  von  der  Gesamtzahl  der 
Stimmzeddel,  die  7353  betrug,  zunächst  die  10  vollständig  leeren  in 
Abrechnung  zu  bringen  sind  und  hierauf  die  28  zuviel  vorgefundenen 
Stimmzeddel  ebenfalls  abgestrichen  werden  müssen,  und  zwar  mit  der 
Wirkung,  dass  jedem  Kandidaten  28  Stimmen  abgestrichen  werden. 
Darnach  ergibt  sich  ein  absolutes  Mehr  von  3658  Stimmen.  Ferner 
auf  Magatti  lauteten  3675  Stimmen  —  28  =  3647  Stimmen 
»  Battaglini  »  3652  »  —  28  =  3624  > 
»    Spinelli  »       3646         >         —  28  =  3618         » 

»    Bernasconi        »        3629         »         —  28  =  3601         > 
»    andere  Personen   lauteten  oder  ungültig  waren  36         » 
Gegen   den  Antrag,   die  Wahl   des  Battaglini  und   Bernasconi  als 
zustande  gekommen  zu  erklären,  wird   in   erster   Linie   das  Bedenken 
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geltend  gemacht,  der  NR  habe,  wenn  genügende  Gründe  vorhanden 
seien,  allerdings  das  Recht  und  die  Pflicht,  Wahlen,  welche  als  voll- 
zogen erklärt  worden  seien,  zu  kassiren.  Etwas  Anderes  sei  es  aber, 
Wahlen  als  zustande  gekommen  zu  erklären,  welche  vorher  nicht  pro- 
klamirt  worden  seien.  Es  ist  richtig,  dass  der  NR  bisher  noch  in  keinem 
Falle  dazu  gekommen  ist,  so  zu  verfahren.  Nichtsdestoweniger  hat  er 
dieses  Recht.  Er  muss  es  haben,  weil  er  sich  sonst  in  einer  sehr  pre- 
kären Lage  befände  gegenüber  einer  KReg.,  welche,  trotzdem  eine 
Wahl  uuzwcifelhaft  zustande  gekommen  wäre,  sich  weigern  würde,  die- 
selbe zu  proklamiren.  Nicht  nur  das.  Es  könnte  auch  der  Fall  ein- 
treten, dass,  nachdem  die  Proklamation  der  Wahl  erfolgt  wäre,  sich 
herausstellen  würde,  dass  ein  Irrtum  vorläge.  Eine  unrichtige  Notirung 
von  Zahlen,  ein  Irrtum  in  der  Addition  der  Stimmen  oder  in  der  Be- 
rechnung des  absoluten  Mehres  könnte  vorgekommen  sein.  Bei  der 
Richtigstellung  der  Ziffern  könnte  sich  ergeben,  dass  nicht  der  als  ge- 
wählt erklärte  Kandidat,  sondern  unzweifelhaft  der  Gegenkandidat  gewählt 
wäre.  Sollte  nun  in  einem  solchen  Falle  der  NR  genötigt  sein,  eine 
Neuwahl  anzuordnen?  Es  wäre  dies  die  einzige  Möglichkeit,  welche 
i  "liebe,  wenn  man  annimmt,  dass  der  NR  nicht  auch  selbstständig  eine 
Wahl  proklamiren  könne,  und  die  KReg.  der  Ansicht  wäre,  sie  hätte 
nicht  das  Recht,  an  der  einmal  erfolgten  Proklamation  nachträglich  noch 
etwas  zu  ändern. 

Die  in  dieser  Sache  einzig  richtige  Anschauung  muss  offenbar  dahin 
gehen,  dass  bei  beanstandeten  Wahlen  der  NR  sich  selbst  als  Wahlbüreau 
konstituirt  und  alle  diejenigen  Funktionen  ausübt,  welche  einem  solchen 
zukommen. 

Die  Untersuchung  hat  nun  ergeben,  dass  bei  der  Wahl  im  40. 
Wahlkreis  mindestens  181  Wähler  teilgenommen  haben,  welche  daselbst 
nicbt  wahlberechtigt  waren.  Es  sind  die  sog.  Intrusi  vulgo  Krumiri  im 
t^ngsten  Sinn,  Wähler,  die  wenige  Tage  vor  der  Wahl  in  den  Wahlkreis 
wgen  zu  dem  einzigen  Zweck,  den  30.  Oktober  daselbst  zu  stimmen,  und 
die  den  gleichen  Tag  oder  den  folgenden  Tag  nach  der  Wahl  wieder  an 
ihr  wahres  und  wirkliches  Domizil  zurückkehrten.  Einige  derselben 
gaben  fälschlich  an,  sie  hätten  Arbeit,  andere  erklärten  dagegen  offen, 
,sie  seien  nur  gekommen,  um  für  die  klerikalen  Kandidaten  zu  stimmen. 
Unter  der  Ajinahme,  dass  von  diesen  Intrusi  nur  150  oder  gar  nur  130 
für  die  konservativen  Kandidaten  gestimmt  haben,  ergibt  sich  als  zweifel- 
loses Resultat,  dass  nach  Abzug  dieser  Stimmen  bei  einem  absoluten 
Mehr  von  3593  oder  3583  Battaglini  3624,  Bernasconi  3601  Stimmen 
erhalten  haben,  Magatti  und  Spinelli  dagegen  nur  3497  (oder  3517) 
und  3468  (oder  3483),  dass  demnach  die  erstem  als  gewählt  zu  er- 
klären sind. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Btmdesversammluiig.  —  Der  üundesrat.  26T 

Nach  Erledigung  dieser  Angelegenheit  durch  den  NR  befasste 
sich  die  BVers.  mit  dem  Rekurs  des  Tessiner  Staatsrates.  Die 
BVers.  aber,  in  Erwägung,  dass  der  Rekurs  des  Staatsrates  des 
Kts.  Tessin  gegen  den  Beschl.  des  BR  vom  22.  Nov.  1881  betr, 
die  provisorische  Einberufung  des  C.  Battaglini  zum  NR  infolge  der 
seitherigen  Verhandlungen  und  Beschlüsse  gegenstandslos  geworden 
ist,  beschloss  den  13.  Dez,  1882.,  11.  April  1883,  auf  den  vorge- 
nannten Rekurs  nicht  einzutreten. 

IL  Der  BnndesraL 

133.  Endgiltige  Entscheidungsbefugnis  desBR.') 

Art  1  Abs,  3  des  BG  vom  25.  Juni  1885  betr.  Beaufsichtigung 
von  Privat  Unternehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungswesens  (A.  S. 
n.  F.  VIII  171,  Wolf  I  364)  behält  den  Kantonen  das  Recht  vor, 
von  den  Feuerversicherungs-Unternehmungen  massige  Beiträge  zu 
Zwecken  der  Feuerpolizei  und  des  Feuerlöschwesens  zu  erheben, 
bestimmt  jedoch  in  Abs.  4:  Beschwerden  gegen  Verfügungen  letzterer 
Art  unterliegen  dem  Entscheide  des  BR. 

Der  BR  erklärte  den  24.  Jan.  1888  eine  Beschwerde  gegen 
den  Beschl.  der  Reg.  von  SchaiBihausen  vom  31.  August  1887, 
durch  welchen  der  jährlich  zu  entrichtende  Beitrag  der  Feuer- 
versicherungsgesellschaft auf  Fr.  5  von  Fr.  100  m  Versicherungs- 
kapital festgesetzt  wurde,  für  begründet,  soweit  der  geforderte  Bei- 
trag Fr.  2  von  Fr.  100  m  übersteigt.  Als  gegen  diesen  Beschl.  des 
BR  die  Reg.  von  Schafißiausen  an  die  BVers.  rekurrirte,  bestritt 
ihr  der  BR  in  seinem  Ber.  vom  19.  März  1889  an  die  BVers.  vor- 
erst das  Recht,  die  Angelegenheit  an  die  BVers.  weiter  zu  ziehen 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Das  amgefuhrte  BG  wollte  oflfenbar  die  Entscheidung  der  in  Frage 
stehenden  Beschwerden  in   die  endliche  Kompetenz  des  BR  stellen.    Es 

*)  Dass  der  BR  nach  verschiedenen  Richtungen  eine  endgiltige  Entscheid 
dungsbefognis  besitzt,  so  dass  eine  Beschwerde  gegenüber  seiner  VerfÜgung^ 
(Entscheidung)  an  die  BVers.  ausgeschlossen  ist,  ist  unbestreitbar,  z.  B.  BCres. 
betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  Art.  1,  Abs.  2  (A.  S.  n.  F.  III  241),  vgl.  ferner 
Bestimmungen  im  Eisenbahnwesen  (BGes.  über  Bau  und  Betrieb  vom  23.  Dez. 
1872  und  über  das  Rechnungswesen  vom  21.  Dez.  1883,  hiezu  B  1883  I  303, 1B86 
II  818),  im  Militärwesen  (Militärorganisation  Art.  193—202,  203,  B  1877  I  338, 
in  225),  im  Postwesen  (B  1888  II  443),  in  Fragen  der  Heimatlosigkeit  (B  1890 
I  6,  II  210),  im  Urheberrecht  (BG  vom  29.  Juni  1888,  Art.  17,  BG  vom  21.  Dea. 
1888,  Art  11,  BG  vom  26.  Sept.  1890,  Art  14).  Vgl.  andrerseits  Kompetenz  der 
BVers.  unter  Ausschluss  der  Kompetenz  des  BR  No.  68;  vgl.  auch  No.  81t §. 
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Itandelt  sich  um  Fragen  des  Quantums.  Dem  BB  stehen  infolge  der 
ihm  im  gleichen  Gesetz  übertragenen  Aufsicht  über  das  Privatvei'siche- 
rungswesen  alle  Tatsachen  zur  Hand,  deren  Kenntnis  in  Fällen  der  vor- 
liegenden Art  zu  einer  richtigen,  die  sämtlichen  in  Betracht  fallenden 
Verhältnisse  berücksichtigenden  Entscheidung  erforderlich  ist.  Nicht 
staatsrechtliche  Differenzen  oder  verfassungsmässige  Rechte  stehen  in 
Frage,  ja  nicht  einmal  wirkliche  Administrativstreitigkeiten,  sondern  eine 
blosse  Moderationsbefugnis.  Die  Nachweisung  und  Festsetzung  der  bezüg- 
lichen Beiträge  der  BVers.  zuzumuten,  lässt  deren  Aufgabe  und  Be- 
deutung verkennen. 

Auch  die  BVers.  hat  wiederholt  ausgesprochen,  dass  die  Bestim- 
mung des  Art.  85  Ziff.  2  der  BV  (=  Art.  74  Ziff.  15  der  Verf.  1848) 
nicht  ein  unbeschränktes  Rekursrecht  gegen  alle  Entscheidungen  und 
\  erftigungen  des  BR  geschaffen  habe  (vgl.  Art.  25  des  BG  vom  1.  Mai 
1850  über  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Privatrechten,  B  1861 
I  421,  425,  1862  I  403;  Art.  46  des  BQ  vom  8.  März  1881  über  die 
Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten).  B  1889  I  628;  1890  I  780. 

Die  BVers.  teilte  diese  Auffassung  des  BR  nicht;  sie  trat  auf 
die  Beschwerde  selbst  ein,  erklärte  aber  den  6.  April,  17.  Juni  1889 
die  Beschwerde  materiell  als  unbegründet.  Im  StRwar  der  Antrag 
auf  Nichteintreten  im  Sinne  der  Unzulässigkeit  der  Weiterziehung 
an  die  BVers.  gar  nicht  gestellt  worden;  im  NR  blieb  dieser  An- 
trag (verteidigt  von  Brosi)  in  Minderheit.  Eine  prinzipielle  Bedeu- 
tung ist  aber  dieser  Abstimmung  über  die  Kompetenzfrage  aus- 
drücklich nicht  beigelegt  worden  (Protokoll  des  NR  vom  15.  Juni 
1889). 

III.  Bundesrat  und  die  eidg.  Departemente/) 

134.  Die  BV  des  Jahres  1848  hatte  in  Art.  91  die  Bestimmung: 

Die  Geschäfte  des  BR  werden  nach  Departementen  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  verteilt.  Diese  Einteilung  hat  aber  einzig  zum 
Zweck,  die  Prüfung  und  Besorgung  der  Geschäfte  zu  fördern.  Der 
jeweilige  Entscheid  geht  von  dem  BR  als  Behörde  aus. 

Diese  Bestimmung  hat  die  BV  des  Jahres  1874  als  Art.  103 
beibehalten. 

Das  BG  vom  16.  Mai  1849,  über  die  Organisation  und  den 
Geschäftsgang  des  BR  (A.  S.  I  49)  umschreibt  den  citirten  Art.  91 
(==  Art.  103)  der  BV  in  folgender  Weise: 

*)  üeber  Fälle  dauernder  Delegation  der  Kompetenz  des  BR  an  einzelne 
l>epartemente  vgl.  die  Eisenbahn-,  Zoll-  (B  1881  II  595),  Alkohol-Gesetzgebung. 
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Art.  20.  Die  Geschäfte  und  Verwaltungszweige  des  BR,  welche 
besonderer  Aufsicht,  Vorberatung  oder  untergeordneter  Verfug o gen 
bedürfen,  werden  den  Departementen  zugewiesen.  Letztere  sind 
befugt,  mit  Schweiz.  Regierungen  und  deren  Beamtungen,  sowie 
mit  eidg.  Beamten  in  unmittelbaren  Verkehr  zu  treten,  soweit  dieses 
zur  Behandlung  ihrer  Geschäfte  erforderlich  ist.  Alle  Entscheide 
gehen  jedoch  vom  BR  als  Behörde  selbst  aus. 

Dem  Antrag  des  BR  entsprechend  hat  die  BVers.  an  Stelle 
dieses  Art.  20  in  den  BBeschl.  vom  21.  August  1878  über  die  Or- 
ganisation und  den  Geschäftsgang  des  BR  (A.  S.  n.  F.  III  40O) 
folgende  Bestimmung  aufgenommen: 

Art.  20,  Abs.  1  (=  Art.  103  der  BV);  Abs.  2.  Ünt6r  Vor- 
behalt endgiltigen  Entscheides  des  BR  erledigen  die  Departement« 
von  sich  aus  die  Geschäfte,  welche  ihnen,  sei  es  kraft  gesetzlicher 
Bestimmungen,  sei  es  infolge  besonderer  Schlussnahmen  des  BE 
tiberwiesen  sind. 

Seinen  Antrag  begründete  der  BR  in  der  Botsch.  vom  14,  Mai 
1878  betr.  Revision  der  BGesetzgebung  über  die  Organisation  des 
BR  wie  folgt: 

Wollte  die  Bestimmung  des  Art.  103  der  BV  wörtlich  geßommen 
werden,  so  würden  sämtliche  Stunden  des  Tages  nicht  hinreichen  ^  die 
Aufgabe  zu  erfüllen,  die  dem  BR  zufiele.  Es  hat  sich  denn  auch  seit 
Langem  eine  Praxis  herausgebildet,  derzufolge  die  Departement«  eine 
Menge  von  Geschäften  von  sich  aus  erledigen  und  dem  BR  nur  die 
wichtigen  Fragen  vorlegen.  Selbst  mehrere  Gesetze  haben  diese  Praxis 
bestätigt,  indem  sie  gewisse  Angelegenheiten  diesem  oder  jenem  Depar> 
temente  zuweisen.  Das  Gesetz  von  1849  ist  damit  jedoch  nicht  im 
Einklang.  Den  Redaktoren  desselben  scheint  die  Möglichkeit  vorge- 
schwebt zu  haben,  alle  Geschäfte  in  pleno  zu  erledigen,  so  da?s  die 
Departemente  nur  ermächtigt  wurden,  sich  in  direkter  Weise  die  zum 
Studium  der  verschiedenen  Fragen  erforderlichen  Aufschlüsse  zu  ver- 
schaffen. Es  schien  daher  notwendig,  den  Gesetzestext  mit  den  faktischen 
Verhältnissen  in  Einklang  zu  bringen.  Der  vorgeschlagene  Abs.  2  des 
Art.  20  widerspricht  nicht  der  Bestimmung  der  BV.  Denn  was  schreibt 
diese  anderes  vor,  als  den  Grundsatz,  dass  der  BR  als  ein  Ganzes  an- 
zusehen ist,  dessen  Abteilungen  solidarisch  sind.  Die  BV  wird  weder 
dem  Geiste  noch  dem  Wortlaute  nach  verletzt,  wenn  gleichzeitig  damit, 
dass  den  Departementen  eine  Kompetenz  eingeräumt  wird,  die  sie  un- 
möglich entbehren  können,  dem  BR  das  Recht  zuerkannt  wird^  über 
alle  bestrittenen  Fragen  definitiv  zu  entscheiden. 

B  1878  II  949,  vgl.  1875  U  227. 
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135.  Art.  23,  Abs.  l  des  BBeschl.  über  Organisation  und  Ge- 
schäftsgang des  BR  vom  21.  Aug.  1878  (A.  S.  n.  F.  III  480)  behielt 
die  Bestimmung  des  analogen  BG  vom  16.  Mai  1849  (A.  S.  I  49) 
nicht  bei,  welche  den  Abschluss  von  Staatsverträgen  aller  Art  dem 
politischen  Departement  zuwies,  mit  Vorbehalt  der  Mitwirkung  der 
andern  Departemente,  wenn  es  sich  um  in  ihr  Fach  einschlagende 
Angelegenheiten  handelt. 

Diese  Vorschrift  des  BG  von  1849  war  übrigens  in  der  Praxis 
nicht  mehr  regelmässig  befolgt  worden,  vielmehr  waren  meistens  die 
betr.  Departemente  beauftragt  worden,  selbst  über  die  in  ihr  Fach 
einschlagenden  Verträge  zu  verhandeln,  und  sogar  den  Austausch 
der  Ratifikationen  vorzunehmen.  Der  BBeschl.  vom  21.  Aug.  1878 
bat  demnach  nur  das  Gesetz  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
in  Einklang  gebracht,  indem  er  die  von  den  Verträgen  im  allgemeinen 
handelnden  Stellen  aus  der  Aufzählung  der  Obliegenheiten  des  poli- 
tischen Departements  strich.  Selbstverständlich  bleibt  dieses  Depar- 
tement mit  allem  betraut,  was  Bezug  hat  auf  Verträge,  die  ihrer 
Natur  nach  dieses  Departement  angehen.  b  1880  II  189. 

136*  Die  Beschwerden  der  Reg.  der  Kantone:  Luzem^  Uri, 
Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zug,  Appenzell  I.-Rh.,  Wallis  und 
Tessin  gegen  eine  vom  eidg.  Departement  des  Innern  angeordnete 
und  mit  Kreisschr.  vom  29.  Juni  1882  bekannt  gemachte  Schul- 
enqußte  wurden  vom  BR  unterm  11.  Aug.  1882  abgewiesen.  Die 
Beschwerden  gründeten  sich  darauf,  dass: 

1.  zur  Anordnung  einer  solchen  Untersuchung  nur   der  BR, 
nicht  das  eidg.  Dep.  des  Innern  das  Recht  habe; 

2.  diese  Untersuchung  in  dem  BBeschl.   vom  14.  Juni  1882 
(Tgl.  No.  1583)  Torgesehen  sei,  der  noch  keine  Rechtskraft  habe; 

8.  die  Untersuchung  Verhältnisse  berühre,   welche  ausserhalb 

des  Art.  27  der  BV  liege. 

Der  BR  hebt  in  seinem  die  Beschwerden  abweisenden  Beschl. 
zunächst  hervor,  dass  neben  den  Bestimmungen  der  BV  Art.  103, 
des  BBeschl.  über  die  Organisation  des  BR  vom  21.  Aug.  1878, 
Art.  20,  Abs.  2  und  Art  24  der  BBeschl.  vom  14.  Juni  1882  betr. 
Ausführung  des  Art.  27  der  BV  nicht  in  ^Betracht  kommt,  da  der- 
selbe die  schon  bestehenden  Kompetenzen  in  keiner  Weise  mindern 
könne,  und  fühlt  dann  aus,  dass  in  der  im  Kreisschr.  enthaltenen  höf- 
lichen Bitte  an  die  Kantone  betr.  die  nötigen  Informationen  keine 
ungerechtfertigte  Zumutung  liege.  Hierauf  fährt  er  also  fort: 
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Das  Kreisschr.  enthält  keinen  Entscheid  und  keinerlei  Ätiordotin^, 
durch  welche  den  Kantonen  eine  Verbindlichkeit  auferlegt  oder  die 
Rechte  derselben  geschmälert  würden;  dasselbe  greift  ebensowenig  den 
EntSchliessungen  des  BR  vor,  und  betritt  also  in  keiner  Richtung  hin 
das  Gebiet,  welches  Art.  103  der  BV  ausschlieslich  der  letztem  Be- 
hörde vorbehalten  hat. 

Das  Departement  macht  den  Kantonen  einfach  die  Eröffnung,  dass 
es  event.  in  die  Lage  kommen  werde,  entweder  selbst  oder  durch  einen 
Abgeordneten  über  eine  Reihe  von  Fragen  Auskunft  zu  verlangen,  deren 
Beantwortung  es  für  die  richtige  «Prüfung  und  Besorgung»  des  ihm 
durch  den  Organisationsbeschl.  zugewiesenen  Geschäftszweiges  als  not> 
wendig  erachtet. 

Zu  einer  solchen  Untersuchung  sind  die  Dep.  auch  ohn*  ^jiezielle 
Ermächtigung  des  BR  befugt,  und  es  ist  von  dieser  Befugnis  ^^eit  dem 
Bestände  der  BV  vom  Jahre  1848  schon  vielfacher  Gebrauch  gemacht 
worden,  ohne  dass  von  Seiten  der  Kantone  irgend  welcher  Widerspruch 
dagegen  erfolgt  wäre. 

Die  durch  Art.  20  des  Beschl.  über  die  Organisation  des  BR  den 
Dep.  eingeräumten  Befugnisse  gehen  sogar  weiter,  indem  sie  unter  ge- 
wissen, im  vorliegenden  Falle  allerdings  nicht  zutreffenden  Bedingungen 
den  Dep.  auch  ein  vorläufiges  Entscheidungsrecht  einräumen. 

Ebensowenig  ist  die  Bezeichnung  von  Sachverständigen,  wie  sie  das 
Kreisschr.  enthält,  zu  beanstanden.  In  dieser  Richtung  ergibt  sieli  aus 
dem  Kreisschr.  und  seinen  Beilagen,  dass  das  Dep.  keineswegs  eine  per- 
sönliche Inspektion  und  Untersuchung  des  gesamten  Schulwesens  der 
Kantone  durch  die  von  ihm  bezeichneten  Experten  angeordnet  hat, 
sondern  dass  die  persönliche  Tätigkeit  dieser  letztern  in  den  Kantanen 
nur  dann  eintritt,  wenn  sie  in  den  Fall  kommen,  an  die  obern  ICanto- 
nalbehörden  über  einzelne  Gegenstände  Anfrage  zu  stellen,  oder  von 
bestimmten  einzelnen  Verhältnissen  an  Ort  und  Stelle  Einsicht  zu  nehmen. 
Aber  auch  in  diesen  beiden  Fällen  sind  die  Experten  an  die  besondern 
Weisungen  des  Dep.  gebunden,  das  sich  die  Genehmigung  der  von  den 
Experten  den  Kantonen  vorzulegenden  Fragen  und  der  von  denselben 
beabsichtigten  und  vorzunehmenden  Inspektionen  ausdrücklich  vorbe- 
halten hat. 

.  .  .  Welches  aber  auch  das  Ergebnis  der  angeordneten  ünterauchung 
sein  mag',  so  wird  dieselbe  die  Freiheit  der  Entschliessung  sowol  des 
Dep.  als  des  BR  in  Bezug  auf  die  Sache  selbst  und  ihre  weitere  Be- 
handlung durchaus  nicht  beeinträchtigen.  B  IS&l  II  34. 

137.  Aus  dem  Umstände,  dass  eijie  bei  einem  Injurienhanflel 
beteiligte  Person  behauptet,  es  werde  durch  gewisse  an  die  eidg. 
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Behörden  gerichtete  Korrespondenzen  ihre  Ehre  verletzt,  kann  für 
den  BR  die  Pflicht  zur  Edition  solcher  Aktenstücke  oder  zur  Be- 
richterstattung über  deren  Inhalt  nicht  abgeleitet  werden,  zumal  da 
ein  gegenteiliges  Verfahren  jedem  Privatkläger  die  Befugnis  ein- 
räumen würde,  über  Korrespondenzen  des  BArchives  in  beliebiger 
Weise  zu  verfügen.  B  1888  II  807. 

138.  Dagegen  entsprach  der  BR  dem  Akten-Editionsbe- 
gehren in  einer  Angelegenheit,  bei  der  es  sich  um  die  Auslegung 
und  Anwendung  einer  Vereinbarung  handelte,  die  zwischen  zwei 
Privatgesellschaften  unter  den  Auspizien  eines  eidg.  Dep.  zu  Stande 
gekommen  war;  denn  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  Behörde, 
welche  bei  dem  fraglichen  Uebereinkommen  mitgewirkt  hatte,  ge- 
Wissermassen  verpflichtet  ist,  zur  Beseitigung  von  Bedenken  über 
die  rechtliche  Tragweite  dieses  Vertrages  das  ihrige  beizutragen, 
was  durch  (Jestattung  der  Einsicht  der  beim  BR  deponirten  Akten 
geschehen  konnte. 

I¥.  Eidg,  Seschworene. 

139.  In  der  Praxis  ist  es  vorgekommen,  dass  einzelne  ICReg. 
beim  Wegfall  eidg.  Geschworener  während  der  Amtsperiode  von 
sechs  Jahren,  selbst  wenn  dieselben  nur  wenige  Personen  betrafen, 
von  sich  aus  Ergänzungswahlen  anordneten  und  dieselben  dem  BGer. 
mitteilten. 

Ein  solches  Vorgehen  steht  mit  den  bezüglichen  Vorschriften 
des  Gesetzes  durchaus  nicht  im  Einklang. 

Wol  hat  das  alte  BG  über  die  Organisation  der  BRechtspflege 
vom  5.  Juni  1849  (A.  S.  I  65)  unter  Art.  31  die  Bestimmung  ent- 
halten: 

Die  Namen  der  Geschworenen,  welche  aus  irgend  einem  Grunde 
diese  Eigenschaft  verloren  haben  oder  die  verstorben  sind,  werden 
durch  die  Kantonalbehörden,  welche  dem  BR  davon  Anzeige  zu 
machen  haben,  aus  dem  Verzeichnisse  gestrichen,  und  wenn  infolge 
der  hiedurch  entstehenden  Lücke  eine  Bezirksliste  unter  200  Namen 
herabsinken  würde,  so  ordnet  der  BR  die  Ergänzung  derselben  an. 

Diese  Bestimmung  ist  aber  durch  das  BG  über  Organisation 
der  BRechtspflege  vom  27.  Juni  1874  (A.  S.  n.  F.  I,  136,  Wolf  I 
385),  ausser  Kraft  gesetzt  worden,  und  es  ist  an  deren  Stelle  die 
folgende  Vorschrift  getreten: 
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Art.  43,  Abs.  3:  Wenn  Geschworene  aus  irgend  einem  Grunde 
diese  Eigenschaft  verlieren  oder  mit  Tod  abgehen,  so  hat  die  KReg. 
hievon  dem  BGer.  Anzeige  zu  machen,  damit  sie  aus  der  Liste 
gestrichen  werden. 

Von  einer  Ergänzungswahl  in  der  Zwischenzeit  ist  sonach  im 
neuen,  zur  Zeit  noch  einzig  in  Kraft  bestehenden  Gesetze  überhaupt 
nicht  die  Rede,  und  dies  mit  gutem  Grunde  wol  darum,  weil  zur 
Bildung  einer  engeren  Geschwornenliste  nur  54  Ausloosungeii  nötig 
sind  und  der  Fall  ganz  unwahrscheinlich  ist,  dass  die  Geschwornen- 
liste eines  Assisenbezirkes  vor  ihrer  ordentlichen  Erneuerung  unter 
die  Zahl  heruntersinken  würde,  welche  zur  Bildung  jener  engern 
Liste  erfordert  wird. 

Es  besteht  sonach  die  Pflicht  der  KReg.  einzig  darin,  von  den 
mit  Tod  oder  aus  irgend  einem  andern  Grunde  abgehenden  eidg. 
Geschwornen  dem  BGer.  Anzeige  zu  machen;  das  BGer.  hinwiederum 
hat  die  zur  Anzeige  gebrachten  Namen  von  der  Liste  zu  streichen 
(vgl.  Alt.  43,  Abs.  3  des  zitirten  BG),  und  die  diesfallige  Ttücht 
des  BR  besteht  endlich  lediglich  darin,  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
neuen,  von  6  zu  6  Jahren  zu  erstellenden  Geschwornenlisten  recht- 
zeitig angefertigt  werden  (Art.  44  ebend.). 

Kreisschr.  des  BR  vom  8.  JuU  1879,  B  1879  III  98;  1880  II  3. 

¥,  Bnndes-Delegirte,  Bnndes-Kommissäre. 

Vgl.  No.  53.  §7.  188.  178. 

¥L  Eidg.  Rechniuigshof. 

140.  Durch  BBeschl.  vom  5.  Juli  1876  wurde  der  BR  ein- 
geladen, die  Frage  zu  untersuchen,  ob  in  Anwendung  von  Ait.  S5, 
Zifl*.  4  und  11  der  BV  die  Aufstellung  eines  eidg.  Rechnungshofes 
zu  beschliessen  und  im  bejahenden  Falle,  welche  Befugnisse  und  Ver* 
richtungen  demselben  zu  übertragen  seien,  Postl-Slg.  n,  F.  9U 
(A.  S.  n.  F.  II  383.)*) 

»)  Bei  Änlass  der  Beratung  in  den  eidg.  Räten  über  Anträge  bi-tr.  die 
Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichts  in  der  B Verwaltung  im  Ja}irt'  1S78 
hatte  der  NR  zunächst  das  Postulat  angenommen:  Die  Frage  der  Aufstellung 
eines  Rechnungshofes  ist  mit  tunlichster  Beförderung  zu  erledigen.  Der  StR 
stimmte  diesem  ßeschl.  nicht  bei,  und  es  lieas  alsdann  der  NR  das  Postulat 
gleichfalls  fallen  (BBeschl.  vom  21.  Febr.  1878).  Die  Ständer.  Komm,  beiinl  ragte 
diese  Streichung,  weil  sie  in  der  Aufstellung  eines  Rechnungshofes  eine  KompU- 
zirung  der  Staatshaushaltung  und  eine  Verminderung  der  Verantwortlichkeit 
der  Beamten  erblickte,  vgl.  B  1878  I  58,  106;  1881  III  15. 
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Dem  Antrag  des  BR  entsprechend,  welchen  derselbe  in  Verbin- 
dung mit  dem  Entw.  eines  BG  betr.  Errichtung  eines  Kontrolbüreau 
bei  dem  eidg.  Finanzdep.  den  30.  Mai  1881  stellte,  sah  die  BVers. 
davon  ab,  ihrem  Beschluss  vom  5.  Juli  1876  weitere  Folge  zu 
geben  (B  1881  in  14);  sie  wies  aber  auch  den  25.  Juni  1881  den 
genannten  Entw.  des  BR  an  diesen  zurück  mit  dem  Auftrage,  über 
die  Organisation  des  gesamten  Finanzdepartements  und  die  betr. 
Gesetzesbestimmungen  Bericht  und  Antrag  vorzulegen  (Postl-Slg. 
n.  F.  240)  und  erliess  hierauf  den  11.  Dez.  1882  auf  Grund  einer 
Botsch.  und  eines  Gesetzesentw.  des  BR  vom  29.  Nov.  1881  (B  1881 
IV  499)  das  BG  betr.  die  Reorganisation  des  Finanzdep.,  die  Besol- 
dungen und  Kautionen  seiner  Beamten  und  Angestellten,  A.  S.  n.  F. 
VII  59,  Wolf  I  118. 

Der  BR  begründete  seinen  Antrag  betr.  einen  eidg.  Rechnungs- 
hof wie  folgt: 

Wenn  die  Natur,  die  Einrichtung  und  der  Geschäftsbereich  der 
Rechnungshöfe,  wie  sich  dieselben  in  den  einzelnen  Staaten  entwickelt 
haben,  ins  Auge  gefasst  wird,  so  weisen  sie  im  wesentlichen  folgende 
Hauptattribute  auf: 

1.  Sie  prüfen  als  Revisionsbehörde  die  Rechnungen  der  rech- 
nungspflichtigen  Verwaltungsstellen  und  stellen  das  Ergebnis  in 
Soll  und  Haben  gegenüber  dem  Fiskus  fest. 

2.  Sie  entscheiden  als  Gerichtsbehörde  zwischen  den  Rechnnngsgebem 
und  dem  Fiskus  über  streitige  Rechnungsverhältnisse. 

3.  Sie  erkennen  als  Aufsichts-  und  Disziplinarbebörde  Ordnungs- 
strafen gegen  fehlbare  Rechnungsbeamte. 

4.  Sie  visiren  als  Kontroibehörde  die  Zahlungsanweisungen  der 
Regierungsbehörden  auf  den  Staatsschatz. 

Die  BV  enthält  ihrerseits  in  Bezug  auf  das  Rechnungswesen  des 
Bundes  folgende  Bestimmungen: 

In  Art.  85,  Ziff.  10  ist  die  Abnahme  der  Staatsrechnung  und  in 
Ziff.  11  die  Oberaufsicht  über  die  eidg.  Verwaltung  unmittelbar  der 
BVers.  übertragen.  Für  Prüfung  der  allgemeinen  und  Spezialrechnungen 
und  der  Geschäftsberichte  sind  durch  Reglement  in  beiden  Räten  be- 
sondere Konunissionen  aufgestellt. 

Nach  Art.  102,  Ziff.  U  sorgt  der  BR  ftlr  die  Verwaltung  der 
Finanzen  des  Bundes,  für  Voranschlag  und  Rechnungsstellung. 

Nach  Art.  102,  Ziff.  15  hat  der  BR  die  Aufsicht  über  die  Ge- 
ßchäftsführung  aller  Beamten  und  Angestellten  der  eidg.  Verwaltung. 
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Nach  Art.  102,  Ziff.  16  erstattet  der  BR  jährlich  Rechenschaft 
über  seine  Verrichtungen. 

Vergleicht  man  die  Verfassungsverhältnisse  auswärtiger  Staaten  mit 
den  schweizerischen,  so  ist  vorerst  darauf  hinzuweisen,  dass  in  denjenigen 
Staaten,  welche  einen  Rechnungshof  als  konstitutionelle  oder  gesetzliche 
Institution  besitzen,  die  Parlamente  die  Prüfung  des  öffentlichen  Rech- 
nungswesens im  eigentlichen  Sinne  nicht  selbst  besorgen,  und  dass  dort 
somit  die  Institution  eines  Rechnungshofes  als  Revisionsbehörde  (Ziff.  1 
der  oben  erwähnten  Attribute)  die  in  der  Schweiz  verfassungsmässig  ein- 
geführte Rechnungsprüfung  durch  die  BVers.  selbst  naturgemäs  zu  ver- 
treten hat. 

Die  Aufstellung  eines  Rechnungshofes  als  Gerichtshof  für  streitige 
Rechnungsverhältnisse  zwischen  Rechnungsbeamten  und  dem  Fiskus  (Attri- 
but 2)  erscheint  mit  Rücksicht  auf  Art.  58  der  BV,  welcher  die  Einführung 
von  Ausnahmegerichten  ausschliesst,  unzulässig. 

Die  Aufsichtsbefugnisse  (Attribut  3)  über  die  Rechnungsbeamten  sind 
in  der  Schweiz  durch  BV  Art.  102,  Ziff.  14  und  15  dem  BR  über- 
tragen, und  die  sich  hieraus  ergebenden  Disziplin arkompetenzen  finden 
sich  durch  das  BG  vom  9.  Dez.  1850  über  die  Verantwortlichkeit  der 
eidg.  Behörden  und  Beamten  (A.  S.  11  149,  Wolf  I  29)  geregelt. 

Was  endlich  die  Visirung  der  Zahlungsmandate  auf  die  Staatskasse 
durch  einen  besondem  Rechnungshof  als  Kontroibehörde  betrifft,  so  lässt 
sich  an  und  für  sich  gegen  die  Logik  einer  solchen  Einrichtung  kaum 
etwas  einwenden,  indem  die  Ausfolgung  von  öffentlichen  Geldern  der- 
jenigen Behörde  (resp.  einer  von  ihr  aufgestellten  Beamtung)  vorbehalten 
bleiben  kann,  welche  das  Budget  bewilligt.  Andrerseits  aber  ist  nicht 
zu  übersehen,  dass  die  BV  diese  Konsequenz  nicht  gezogen  wissen  will, 
indem  sie  vermöge  Art.  102,  Ziff.  14  die  Sorge  für  die  Finanzverwaltung 
ausschli^lich  dem  BR  und  die  Abnahme  der  Staatsrechnung,  wozu  auch 
die  Prüfung  der  Büdgetmässigkeit  der  Geldberüge  und  Geldverwendungen 
gehört,  direkt  der  BVers.  überweist.  Die  organischen  Gesetze  solcher 
Staaten,  wie  z.  B.  Belgiens,  welche  die  Visirung  der  Zahlungsmandate 
dem  Rechnungshofe  zuweisen,  schreiben  jedoch  vor,  dass  im  Konfliktsfall 
zwischen  Reg.  und  Rechnungshof  letzterer  die  Visirung  unter  Vorbehalt 
zu  bewilligen  hat,  falls  die  Reg.  die  Verantwoi-tlichkeit  übernimmt. 

In  letzterm  Falle  befindet  sich  auch  der  BR,  welcher  durch  un- 
vorhergesehene Umstände  veranlasste  Geldverwendungen  bewilligt,  die 
im  ordentlichen  Budget  nicht  vorgesehen  sind,  und  für  welche  er  bei 
der  BVers.  um  eine  nachträgliche  Krediterteilung,  somit  um  Indemnität, 
einkoinmt. 

Der  Rechnungshof  erscheint  in  den  Staaten,  die  ihn  eingeführt  haben, 
als  eine  amtliche  Organisation,  welche   aus  Gründen  nicht  zu  verken- 
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nender  Zweckmässigkeit  für  die  Verhältnisse  grösserer  Staatswesen  Be- 
fugnisse sehr  gemischter  Natur  in  sich  vereinigt,  Befugnisse,  welche  dem 
Bereiche  teils  der  parlamentarischen,  teils  der  richterlichen,  teils  der 
administrativen  Kompetenzen  entnommen  sind  und  zusammen  ein  G-anzes 
bilden,  das  nur  mit  Aenderung  der  BV,  als  Grundlage  eines  Amtes,  in 
unsere  Institutionen  eingefügt  werden  könnte.  B  1881  III  15. 

TU.  Eidg.  SanititskommlssioB. 

141.  Durch  Beschl.  vom  1.  Mai  1879  stellte  der  BR  in  Aus- 
führung des  Art.  69  der  BV,  d.  h.  mit  Hinblick  auf  die  dem  Bund 
zustehende  Gesetzgebung  über  die  gegen  gemeingefährliche  Epi- 
demien zu  treffenden  gesundheitspolizeilichen  Verfügungen,  dem  eidg. 
Dep.  des  Innern  eine  vom  BR  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ge- 
wählte, aus  5  Aerzten  bestehende  Sanitätskommission  zur  Verfügung. 

A.  S.  n.  F.  IV  29,  B  1880  II  31. 

Die  BVers.  bewilligte  den  für  diese  Komm,  vom  BR  geforderten 
Kredit.  Nach  Ablauf  der  drei  Jahre  bestellte  der  BR  die  Komm, 
nicht  mehr  von  neuem,  weil  dieselbe  in  den  eidg.  Räten  als  konsti- 
tutionell unzulässig  erklärt  worden  ist  (B  1883  II  45). 

Im  Budget  für  das  Jahr  1889  verlangte  der  BR  einen  Kredit 
für  Honorirung  eines  provisorischen  fachmännischen  Gehilfen  für 
das  Gesundheitswesen  im  eidg.  Dep.  des  Innern.  Der  Kredit  wurde 
von  der  BVers.  bewilligt,  und  der  BR  besetzte  hierauf  den  8.  März 
1889  die  betr.  Stelle  für  das  Jahr  1890;  für  das  Jahr  1891  wurde 
das  gleiche  Kreditbegehren  des  BR  von  der  BVers.  bewilligt. 

B  1888  IV  332,  1890  I  540,  IV  876;  vgl.  B  1884  II  28. 

Gegen  die  Einsetzung  der  eidg.  Sanitätskomm.  im  Jahr  1879 
(B  1879  I  342)  machte  die  Prüfungskomm.  des  NR  in  ihrem  Bericht 
vom  20.  Mai  1880  (Ruchonnet)  folgende  Bedenken  geltend: 

Art.  69  der  BV  gibt  dem  Bunde  die  Gesetzgebung  über  die  gegen 
gemeingefährliche  Epidemien  nnd  Viehseuchen  zu  treffenden  gesundheits- 
polizeilichen Verfügungen.  Van  diesem  Gesetzgebungsrechte  hat  der 
Bund  bis  anhin  keinen  Gebrauch  gemacht.*) 


1)  Zur  Zeit  ist  das  BG  betr.  Massnahmen  gegen  gemeingefährliche  Krank- 
heiten vom  2.  Juli  1886,  A.  S.  n.  F.  IX  277,  Wolf  I  892,  in  Kraft;  der  BBeschl. 
eines  BG  betr.  Massnahmen  gegen  gemeingefährliche  Krankheiten  vom  31.  Jan. 
1882  (B  1882  I  297)  war  in  der  Referendmns-Abstimmung  vom  30.  Juli  1882 
verworfen  worden,  A.  S.  n.  F.  VI  627. 
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Wir  halten  daher  dafür,  der  BR  hätte  vor  allem  aus  den  gesetz- 
gebenden Räten  ein  BG  über  die  Ausführung  dieses  Artikels  vorschlagen 
sollen,  in  welchem  er  sich  das  Recht  der  Ernennung  einer  solchen 
Komm,  hätte  vorbehalten  sollen.*)  Aber  ohne  diese  gesetzliche  Grundlage 
von  sich  auf  eine  ganze  Amtsdauer  eine  Komm,  mit  gewissen  Komiie- 
tenzen  in  den  Organismus  der  Verwaltung  einzuführen,  scheint  uns  kein 
richtiges  Vorgehen.  Es  bestehen  wol  verschiedene  stehende  Komm,, 
wie  z.  B.  die  Ponsionskomm.,  die  medizin.  Prüfungskomm.,  welche 
aber  auf  gesetzlicher  Grundlage  gewählt  sind.  Die  Phylloxerakomm. 
ist  zwar  durch  kein  Gesetz  ins  Leben  gerufen  worden,  aber  die  BVei^. 
hat  dem  BR  Vollmacht  zur  Ergreifung  aller  geeigneten  Massregeln  zur 
Abwendung  dieser  Landeskalamität  gegeben,  auf  welche  gestützt  der 
BR  in  einem  Vollziehungsreglement  zur  Aufstellung  einer  Komm,  schritt. 
Es  soll  auch  nicht  dem  BR  das  Recht  bestritten  werden,  Kommissionen 
and  Experten  ad  hoc  einzuberufen. 

B  1880  IT  827;  1881  II  895.  Vgl.  1879  111  477,  1880  IV  150;  1881  IV  128; 
1881  II  101,  1882  }{ 40. 

VIII.  Eidg.  Handels-  und  Sewerbekammer. 

142.  üeber  die  verfassungsrechtliche  Unzulässigkeit  der  Giiin- 
dung  einer  Schweiz.  Handels-  und  Gewerbekaminer  äussert  sich  der 
BR  in  der  Botsch.  vom  20.  Nov.  1883  über  die  gewerbliche  Enqußte, 
welche  auf  Grund  eines  Postulates  der  BVers.  vom  28.  April  1882 
veranstaltet  worden  war  (oben  S.  38),  folgendermassen: 

Es  sind  Art.  95  und  104  der  BV  in  Betracht  zu  ziehen,  welche 
dem  BR  Jie  oberste  Exekutive  erteilen  und  die  Befugnis  geben,  fiu^ 
besondere  Geschäfte  Sachkundige  beizuziehen.  Welches  wäre  nun  die 
Stellung  offizieller  Kammern,  wie  sie  in  Anregung  gebracht  werden, 
zum  BR?  Koordiniren  dürfte  man  sie  ihm  oflfenbar  nicht,  da  die  Ver- 
fassung nur  eine  oberste  Exekutive  duldet,  aber  auch  die  Subordinirung 
permanenter,  wenn  auch  blos  konsultativer  Organe  ist  dem  Sinne  des 
Art.  104  nicht  entsprechend.  B  1883  IV  Fj^A. 

Die  Komm,  des  NR  zur  gewerblichen  Enqu6te  billigte  in  ilirem 
Ber.  vom  8.  März  1884  ausdrücklich  diese  Auffassung  des  BR  und 
hält  namentlich  auch  die  vom  BR  ausgesprochenen  Zweifel  au  der 
praktischen  Nützlichkeit  solcher  Kammern  für  gerechtfertigt.  Zudem 
führe  die  Subventionirung  der  ständigen  Sekretariate  verschiedener 


*)  Bei  Anlass  der  Beratung  des  Epidemiegesetzes  im  Jahre  1881  hatte  die 
ßVers.  die  vom  BR  in  seinem  Entw.  vom  18.  Dez.  1879,  Art.  2,  Abs.  8  [Ü  1880 
1 108)  vorgesehene  amtliche  eidg.  Sanitätskomm.  gestrichen.  B  18Si  11  26. 
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Vereine, 0  wie  denjenigen  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins') 
und  denjenigen  des  Schweiz.  Gewerbevereins*)  eher  zum  Ziele,  welches 
mittelst  der  offiziellen  Kammern  zu  erreichen  beabsichtigt  werde,  wozu 
noch  hinzukomme,  cdass  auf  diese  Weise  die  BBehörde  besser  Fühlung 
mit  den  beteiligten  Vereinen  habe,  indem  sie  die  Ratschläge,  welcher 
sie  bedürfe,  unmittelbar  aus  diesen  Kreisen  selbst  beziehen  würde, 
während  eine  Kanmier  schon  ausserhalb  derselben  stehen  würde.  » 
B  1888  IV  586,  1884  I  463;  1882  II  113,  1890  I  699. 

IX.  Bundesexperten/) 

143.  Die  BVerwaltung  lässt  durch  Experten,  <  die  nicht  stän- 
dige Beamte  »  sind,  bezüglich  welcher  a  ein  häufiger  Personenwechsel » 
möglichst  zu  vermeiden  ist,  die  auf  Grund  des  BBeschl.  vom  27. 
Juni  1884  betr.  die  gewerbliche  und  industi-ielle  Berufsbildung  (vgL 
No.  22)  subventionirten  Anstalten  « wo  möglich  ein  Mal  jährlich » 
inspiziren,  B  1888  II  34.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  diesen 
Experten  zu  Händen  gestellten  Instruktion  sind: 

Die  Experten  besuchen  die  ihnen  unterstellten  Anstalten,  sie  teilen 
den  leitenden  Persönlichkeiten  in  Bezug  auf  zweckmässige  Ausbildung 
des  Unterrichtes  und  auf  NeuanschaflFongen  ihre  Ansichten   mit. 

Sie  suchen  sich  so  gut  als  möglich  zu  überzeugen,  dass  die  gebo- 
tenen Mittel,  namentlich  die  aus  der  BSubvention  erworbenen,  zweck- 
dienlich  und  fruchtbringend  verwendet  werden,   und  dass  jede  Anstalt 


i)  Vgl.  B  1886  I  262,  II  474.  —Durch  Beschl.  des  ER  vom  20.  Dez.  1886 
wurde  das  Handelsdep.  ermächtigt,  zur  Besoldung  eines  ständigen  Arbeiter- 
sekretärs einen  BBeitrag  auszurichten;  das  Arbeitersekretariat  selbst  wurde 
definitiv  gegründet  den  10.  April  1887  auf  der  allgem.  Schweiz.  Arbeiter-Dele- 
girten Versammlung  durch  Annahme  des  «  Statuts  des  Schweiz.  Arbeiterbundes  »; 
eine  geringe  Modifikation  trat  im  Jahre  1889  ein.  Es  ist  im  Prinzip  eine  private 
Gründung,  und  seine  Obliegenheiten  sind  das  Studium  der  Schweiz.  Arbeiter- 
verhältnisse, B  1887  I  392;  1888  II  29;  1886 III  348;  1890  I  699,  IV  990  (Erhöhung 
des  BBeitrages  auf  Fr.  15,000);  1891  I  339. 

*)  Mit  Gesuch  vom  11.  Sept.  1882  hatte  sich  der  Vorort  des  Schweiz.  Handels- 
und  Industrievereins  eine  BSubvention  erbeten.  Die  BVers.  entsprach  dem 
Begehren  bei  der  Büdgetberatung  für  das  Jahr  1883  dem  Antrag  des  BR  gemäs. 
Der  Beitrag  erscheint  jährlich  im  Budget.  BSubventionen  hat  übrigens  der 
Verein  schon  vor  dem  Jahr*  1883  erhalten,  B  1882  IV  191;  1880  IV  374,  1884 
IV  127. 

•)  Der  Schweiz.  Gewerbeverein  erhält  seit  dem  Jahre  1886  eine  jährliche 
BSubvention  fttr  ein  ständiges  Sekretariat,  B  1884  IV  128;  1885  IV  128;  188^ 
III  343;  1890  IV  990  (Beitragshöhe  fSr  1891  Fr.  10,000). 

*)  Vgl.  No.  58,  14Ä;  B  1891  II  56  (Experten  für  Zolltariffragen). 
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mit  ihrer  Gegend  in  innigem  Kontakt  steht  (vgl.  B  1889  I  706)  und  ihr 
Hauptaugenmerk  auf  das  richtet,  was  derselben  speziell  von  Nutzen  sein 
kann. 

Bei  Sammlungen  ist  darauf  zu  achten,  dass  dem  Art.  12  des  Re- 
glementes  nachgelebt  werde,  wonach  die  angeschafften  Gegenstände  mög- 
lichst zugänglich  gemacht  werden  sollen  durch  Wanderausstellungen 
und  Ausleihen  derselben  an  Private,  durch  ünentgeltlichkeit  des  Ein- 
trittes die  ganze  Woche  hindurch  u.  s.  w.  Die  Experten  gleichartiger 
Anstalten  stehen  mit  einander  in  Verbindung,  um  sich  ihre  Erfahrungen 
und  Ihre  Ansichten  mitzuteilen. 

Die  Hauptaufgahe  ist  die  Berichterstattung  an  das  Handelsdep.  behufs 
Subventionirung  der  betreffenden  Anstalten.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
den  Experten  die  bezüglichen,  dem  Dep.  zugekommenen  Subventions- 
begehren mit  detaillirtem  Budget,  einem  Verzeichnis  der  im  Vorjahre 
aus  BMitteln  gemachten  Anschaffungen  und  das  Inventar  der  Anstalt 
übermittelt.  B  1887  I  397;  1890  I  716. 

Z.  Errichtug  Ton  Amtsstellen. 

144.  Zum  Budget  für  das  Jahr  1877  beschloss  die  BVers.  den 
23.  Dez.  1876,  Art.  10: 

Der  BR  wii'd  angewiesen,  auf  dem  Büdgetwege  weder  Be- 
soldungserhöhungen*), noch  Vermehrung  bleibender  Stellen  vor- 
zunehmen, welche  mit  dem  Gesetze  nicht  übereinstimmen; 

A.  S.  n.  F.  U  565;  Posti-Slg.  n.  F.  112. 

femer  zum  Budget  für  das  Jahr  1880  den  17.  Dez.  1879,  Art.  1 : 

Neue  Amtsstellen  in  der  BVerwaltung,  welche  nicht  einen 

blos  vorübergehenden  Charakter  haben,  können  nur  auf  dem 

Wege  der  BGesetzgebung  ins  Leben  gerufen  werden.*) 

A.  S.  n.  F.  IV  401;  Postl-Slg.  n.  F.  191. 

*)  Vgl.  zur  Frage  der  Besoldung  überhaupt:  BBeschl.  vom  20.  Dez.  1878, 
Art.  4,  5,  A.  S.  n.  F.  III  670  =  Postl-Slg.  n.  F.  172,  173;  erledigt  durch  BG 
vom  28.  März  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  205,  213,  B  1879  I  457,  460;  über  ein  all- 
gemeines Besoldungsgesetz  vgl.  Postl-Slg.  n.  F.  320,  353,  403. 

•)  Der  Besohl,  föhrt  fort:  Der  BR  wird  daher  eingeladen,  über  die  Kre- 
ining  sämtlicher  im  Budget  pro  1880  eingeführten  Stellen  von  nicht  vorüber- 
gehendem Charakter  besondere  Vorlagen  zu  machen.  —  Büerauf  hat  der  BR 
den  7.  Juni  1880  der  BVers.  eine  Botsch.  und  einen  Beschl.-Entw.  betr.  Errich- 
ttmg  einer  Ingenieurstelle  auf  dem  Baubüreau  des  eidg.  Dep.  des  Innern  vor- 
gelegt, den  die  BVers.  den  2.  Juli  1880  zum  Beschl.  erhob,  B  1880  270;  A.  S. 
n.  F.  V  236  (vgl.  jetzt  BG  betr.  die  Organ.  ...  der  Abteilung  Bauwesen  auf 
dem  schw.  Dep.  des  Innern  vom  20.  Juni  1888,  A.  S.  n.  F.  778,  Wolf  I  109). 
Vgl.  femer  BBeschl.  betr.  die  Anstellung  eines  zweiten  Grehilfen  des  Schiessiu' 
stniktors  der  Infanterie  vom  13.  Dez.  1880,  A.  S.  n.  F.  V  265,  Wolf  II  165, 
B  1880  IV  305. 
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Zur  Begründung  dieses  Postulates  enthält  der  Bericht  der  Komm, 
des  NR  vom  15.  Nov.  1879  (Römer)  folgende  Bemerkungen: 

Es  ist  uns  aufgefallen,  dass  auch  das  Budget  für  das  Jahr  188C 
wieder  neue  Amtsstellen  ins  Leben  rufen  soll,  welche  weder  durch  ein 
Gesetz,  noch  durch  einen  BBescbl.  besonders  vorgesehen  sind.  Wem 
auch  die  Kreirung  solcher  Stellen  dem  Gesetze  nicht  zuwiderläuft,  ja 
durch  dasselbe  in  allgemeiner  Weise  gestattet  ist,  so  scheint  es  ans, 
*lass  ein  besonderer  iJeschl.  der  BVers.  wenigstens  in  allen  denjenigen 
Füllen  je  weilen  provozirt  werden  sollte,  in  denen  es  sich  nicht  um  eine 
blos  vorübergehende,  sondern  um  die  Schaffung  einer  ständigen  Stelle 
liaadflr. 

Allerdings  bestimmt  z.  B.  das  eidg.  Wasserbaugesetz,  dass  den  eidg. 
Dep.  des  Innern  das  nötige  Personal  zur  Vollziehung  des  Gesetses  zur 
^'ei  l'llgung  gestellt  werden  solle.  Allein  das  scbliesst  nicht  au3,  dass, 
wenn  neue  ständige  Amtsstellen  auf  Grund  dieser  Bestimmung  gejchaffen 
wejden  wollen,  dies  nur  mittelst  ausdrücklichem  Beschl.  der  BVers. 
gesrjhoTie.  B  1879  111  855;  \g\.  483. 

Die  BVers.  wiederholte  den  23.  Dez.  1880  zum  Budget  für  das 
Jahr  1881  (Art.  2)  das  mitgeteilte  Postulat  vom  17.  Dez.  1879.*} 

A.  S.  n.  F.  V  277;  Postl-Slg.  n   F.  217. 

laa.  Der  BR  wurde  durch  BBeschl.  vom  22.  Dez.  1882  zun 
Billiget  für  das  Jahr  1883,  Art.  2,  eingeladen,  in  Nachachtung  dtr 


n  Mit  Botsch.  vom  9.  Juni  1881  legte  hierauf  der  BR  der  BVei-s.  d3ii 
Entw.  ijines  BG  betr.  die  Organisation  des  Handels-  und  Landwirtschaftsdcp. 
voT,  welcher  den  27.  Juni  1881  als  BG  von  der  BVers.  erlassen  wurde,  A.  S. 
n.  F.  V  569,  Wolf  I  121,  B.  1880  IV  223,  378;  1881  III  374. 

leber  das  Einhalten  der  Vorschrift  des  Postulates  vgl.  B  1881  IV  13; 
l^Sü  II  1 ;  1883  I  899.  -  Vgl.  sodann  die  Bemerkung  des  BR  zum  Budget  fir 
ditä  Jahr  1883  anläslich  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Kontrolingenieure :  La 
(Vw  '/Aihl  dieser  Beamten  im  Gesetz  betr.  die  Errichtung  und  Besoldung  der 
ür^uiuttmgen  des  Eisenbahndep.  vom  22.  Jan.  1874  (A.  S.  XI  450,  Wolf  1  123) 
iiirljt  fixirt  ist,  so  steht  der  Bewilligung  ihrer  Vermehrung  auf  dem  Büdget- 
T^i'K'"  nichts  entgegen,  B  1882  IV  230;  vgl.  1888  IV  172;  1888  IV  455.  Eine 
cnl^}  brechende  Bemerkung  des  BR  bezüglich  der  Vermehrung  der  Sekretäre 
ili^ji  Ivjirsbüreau  (Abt.  II  der  Oberpostdirektion)  mit  Rücksicht  auf  das  BG  vom 
.2.  Aug.  1878  betr.  die  Besoldung  der  eidg.  Beamten  (A.  S.  XV  279,  Wolf  1 143) 
v^rK  iiij  Geschäftsber.  des  BR  über  das  Jahr  1889,  B  1890  II  74.  —  Ueber  ein- 
7A\n-  Fälle  von  Kreditbewilligungen  der  BVers.  für  Amtsstellen,  die  nicht  durch 
ii(l  luler  BBeschl.  geschaffen  sind,  sondern  angeblich  nur  provisorischen  Cha- 
nikU^r  haben,  vgl.  B  1882  II  205,  1883  IV  39  (Ausgaben  für  Wa^hingtoner- 
f^>H.iiultschaft);  1885  IV  534  (Bauverwaltung  im  eidg.  Dep.  des  Innern,  vgl- 
im^i  IV  885);  1886  III  247  (Ausgaben  für  das  statistische  Bureau);  1888  IV  455: 
]m)  m  448,  1890  IV  914,  995,  1011  ff.,  1015  (hiezu  1890  V  507);  einige  all- 
gi-iueine  Bemerkungen  vgl.  B  1890  II  858,  359.  —  Vgl.  B  1891  II  50. 
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mitgeteilten  Postulate  (No.  144)  über  die  Kreining  und  die  Verhält- 
nisse (Geschäftskreis  und  Besoldung)  einer  im  Justizdep.  zu  errich- 
tenden Stelle  für  gesetzgeberische  und  anderweitige  juristische  Fach- 
arbeiten  eine  besondere  Gesetzesvorlage  auszuarbeiten. 

A.  S   n.  F.  VI  638;  Posti-Slg.  n.  F.  295.  Vgl.  ß  1883  III  122. 

Der  BR  hatte  den  7.  Febr.  1882  die  provisorische  AnstelluDg: 
eines  Adjunkten  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  bewilligt  (vom 
I.Mai  des  Jahres  an).  Mit  Botsch.  vom  11.  April  1882  reichte  der 
BR  ein  hiedurch  bedingtes  Kreditbegehren  bei  der  BVers.  ein.  Die 
BVers.  bewilligte  den  Kredit  (B 1882 II 349,  IV  130).  Hierauf  bescWoss 
die  BVers.  den  22.  Dez.  1882  das  mitgeteilte  Postulat.  Der  BR  legte 
mit  Botsch.  vom  30.  Nov.  1883  der  BVers.  den  Entw.  eines  BG 
betr.  die  Organisation  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  vor  (B  1883 
IV  773).  Es  handelte  sich  eben  nicht  nur  um  den  genannten  Ad- 
junkten, sondern  um  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  des  Dep.  übtn- 
haupt;  vgl.  B  1883  IV  70. 

Den  11.  Dez.  1883  erliess  die  BVers.  das  diesbezügliche  BG. 
In  der  Referendumsabstinimung  vom  11.  Mai  1884  (B  1883  IV  970) 
wurde  dieses  BG  verworfen.  Seither  werden  auf  dem  Budget- 
wege  dem  BR  zu  Händen  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  die 
Mittel  bewilligt,  welche  dasselbe  bedarf  zur  Honorirung  seiner  Ar- 
beitskräfte; die  gegenüber  früherer  Zeit  erfolgte  Vermehrung  der- 
selben hat  jedoch  nur  provisorischen  Charakter. 

B  1884  IV  64;  1885  II  6G3.  Vgl.  1874  II  285;  1884  II  709,  713,  946;  1BH5 
lll  140,  IV  70,  580;  1886  II  450,  III  281;  1887  IV  337,  792;  1889  IV45l>; 
1890  IV  910. 

Durch  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1888  wurde  der  BR  eingeladen, 
zu  prüfen,  ob  die  stark  vermehrten  Geschäfte  des  Justiz-  und  Poli- 
zeidep. und  deren  rasche  Erledigung  weitere  Arbeitskräfte  erfordern, 
und  durch  BBeschl.  vom  24.  Juni  1889  wurde  er  eingeladen,  zu 
prüfen,  ob  nicht  im  Interesse  einer  möglichst  sorgfältigen  Behand- 
lung, sowie  einer  raschen  Erledigung  der  stetig  anwachsenden  Ge- 
schäfte des  Justiz-  und  Polizeidep.  eine/Teilung  nach  einer  gewissen 
Anzahl  von  Sektionen  bei  diesem  Dep.  wünschbar  sei. 

Postl-Slg.  n.  F.  409,  422;  B  1889  I  69,  III  846;  vgl.  203. 

146.  Art.  12,  Abs.  2  des  BG  betr.  Beaufsichtigung  von  Privat- 
unternehmungen im  Gebiete  des  Versicherungswesens  vom  25.  Juni 
1885  lautet: 


Digitized  by  VjOOQiC 


282  Teil  IL    Abschn.  I.    Kapitel  1.    §  X.    No.  146.  147» 

Der  BR   wird  die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  erforderlichen 
Hilfsmittel  beiziehen; 

Art.  16  lautet: 

Der  BR  ist  mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauftragt  und 
erlässt  die  erforderlichen  Vollziehungsverordnungen. 

A.  S.  n.  F.  VIII  179,  180;  Wolf  I  366. 

Nachdem  der  BR  mit  Beschl.  vom  9.  Okt.  dieses  Gesetz  vom 
1.  Nov.  1885  an  als  vollziehbar  erklärt  hatte,  errichtete  er  als 
IV.  Abteilung  des  eidg.  Handels-  und  Landwirtschaftsdep.  ein  eidg. 
Versicher ungsamt  mit  drei  Abteilungen  (1.  eine  administrative  und 
finanzielle,  2.  eine  mathematisch-technische  und  3.  eine  rechtliche 
Abteilung)  und  wählte  den  26.  Dez.  1885  die  Beamten  dieses  Amtes 
mit  bestimmten  Besoldungen.  Auf  dem  Büdgetwege  bewilligte  die 
BVers.  die  Kredite  für  dieses  Amt,  dessen  Verwaltungskosten  nach 
Art.  12,  Abs.  2,  Satz  2  allerdings  von  den  Versicherungsuntemeh- 
mungen  bestritten  werden.  b  1885  IV  133,  664;  1886  l  289,  lll  364. 

Art.  13  des  Entw.  des  BR  lautete: 

Zur  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  erlässt  der  BR  die  er- 
forderlichen Verordnungen ;  er  wird  die  nötigen  technischen  Hilfskräfte 
beiziehen.  Die  daraus  erwachsenden  Kosten  sind  von  den  zum  Geschäfts- 
betrieb zugelassenen  Versicherungsunternehmungen  nach  Massgabe  ihrer 
in  der  Schweiz  jährlich  vereinnahmten  Prämiensummen  zu  tragen.*) 

B  1885  I  128,  136. 

147.  Bundesanwaltschaft'). 

BG  über  die  BAnwaltechaft  vom  28.  Juni,  in  Kraft  getreten  den  15.  Okt.  1889, 
A.  S.  n.  F.  2  S.  I  243.  —  Botsch.  des  BR  betr.  den  Entw.  eines  BG  über 
die  BAnwaltschaft  vom  15.  Juni  1889,  B  1889  III  627;  Ber.  der  Komm, 
des  NR  betr.  das  Amt  eines  eidg.  Generalanwaltes  vom  25.  Juni  1889 
(Suter),  B  1889  III  825.  —  Ber.  des  BR  vom  10.  Dez.  1889  über  die  erfolg- 
lose Referendmnsbewegung,  B  1889  IV  1039.  Vgl.  B  1889  IV  247;  1890 
II  133,  203. 


0  Vgl.  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1886:  Der  BR  wird  eingeladen,  die  Frage 
zu  prüfen,  ob  nicht  Art.  12  des  Versicherungsgesetzes  im  Sinne  einer  Erhöhung 
der  Staatsgebühr  zu  revidiren  sei,  sobald  die  Erfahrung  gezeigt  haben  wird, 
dass  die  Einnahmen  des  Versicherungsamtes  die  Ausgaben  desselben  nicht  zu 
decken  vermögen,  Postl-Slg.  n.  F.  373;  vgl.  B  1886  III  364;  1887  IV  410:  1888 
IV  441;  1890  IV  862,  869. 

«)  Vgl.  F.  Ulrich,  Der  eidg.  Generalanwalt  und  die  ihm  eingeräumten 
Befugnisse  de  lege  ferenda,  Referat  zu  den  Verhandlungen  des  Schweiz.  Juristen- 
vereins in  Zürich  vom  8.  Sept.  1390,  und  das  Protokoll  dieser  Verhandlungen 
in  Zeitschr.  fUr  Schweiz.  Recht  n.  F.  IX  S.  483-524,  533—546. 
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Das  BG  über  die  Organisation  des  BRechtspflege  vom  5.  Juni 
1849  enthielt  in  Ausführung  des  Art.  107  der  BV  1848  die  Vorschriften 
(A.  S.  I  74): 

Art.  43.  Der  BR  erwählt  einen  Generalanwalt  ftlr  die  ganze 
Eidg.,  und  so  oft  eine  Untersuchung  eingeleitet  wird,  einen  Bezirks- 
anwalt. Die  Amtsdauer  des  Generalanwaltes  geht  immer  mit  der- 
jenigen des  BR  selbst  zu  Ende. 

Art.  44.  Der  Generalanwalt  steht  unter  der  Aufsicht  und  Lei- 
tung des  BR. 

Die  gesetzlichen  Verrichtungen  des  BAnwaltes  sind  sodann  durch 
das  BG  über  die  BStrafrechtspflege  vom  27.  Aug.  1851  (A.  S.  II  743) 
und  das  BG  über  den  Geschäftskreis  und  die  Besoldung  des  General- 
anwaltes vom  20.  Dez.  1850  (A.  S.  II  167)  festgestellt  worden. 

Als  nun  auf  Ende  des  Jahres  1856  der  Geueralanwalt  Amiet 
von  Solothurn  seine  Stellung  niederlegte,  beantragte  der  BR  mit 
Botsch.  vom  4.  Sept.  1856  der  BVers.,  die  Wiederbestellung  einst- 
weilen zu  verschieben.  Es  fasste  hierauf  den  23.  Sept.  1856  die 
BVers.  den  Beschl.: 

Der  BR  ist  ermächtigt,  die  Stelle  des  eidg.  Generalanwaltes 
einstweilen  unbesetzt  zu  lassen  in  der  Meinung,  dass  die  Gesch^ft^ 
des  letztern  im  Sinne  der  Botsch.  des  BR  besorgt  und  s.  Z.  Ub^r 
die  Frage  der  Wiederbesetzung  der  Stelle  Bericht  und  Antrag  hinter- 
bracht werden. 

Die  Funktionen  des  damaligen  Generalanwaltes  umfassten: 

1.  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Heimatlosenwesens.  —  Diese 
wurden  einem  besondern  sachkundigen  Beamten  zugewiesen. 

2.  Voruntersuchung  und  überhaupt  Funktionen  der  gerichtlichen 
Polizei  in  Strafsachen,  die  vor  das  BGer.  gelangten,  Anklagen^ 
Kassationsbegehren  u.  s.  w.  —  Diese  Angelegenheiten  wurden  vom 
eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  wieder  direkt  an  die  Hand  genommen, 
ebenso 

3.  die  Besorgung  und  Begutachtung  von  Rechtssachen,  die  in 
den  verschiedenen  Zweigen  der  Verwaltung  vorkamen;  endlich 
sollten 

4.  die  Verfolgung  fiskalischer  üebertretungen  und 

5.  die  Führung  von  Civilprozessen  des  Bundes  vor  dem  BGer. 
in  der  Regel  an  Rechtsanwälte  übergeben  werden. 
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Dieser  Zustand  war  in  den  sechziger  und  siebenziger  Jahren 
befriedigend.  Deshalb  wurde  beim  Erlass  des  B6  über  die  Organi- 
sation der  BRechtspflege  vom  27.  Juni  1874  das  BG  über  den  Ge- 
schäftskreis des  Generalanwaltes  vom  Jahre  1850  aufjgehoben  und 
als  Ersatz  die  Bestimmung  aufgestellt  (Art.  37):  Der  BB  bezeichnet 
in  jedem  einzelnen  Falle  den  BAnwalt. 

Bei  verschiedenen  Anlässen  machte  sich  jedoch  schon  in  den  sieben- 
ziger Jahren  die  Notwendigkeit  der  Wiederbesetzung  der  Stelle  eines 
eidg.  Generalanwaltes  fühlbar,  dieser  ersten  Beamtung  der  gericht- 
lichen Polizei  (B  1889  III  832).  Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep. 
empfand  das  dringende  Bedürfnis,  einer  besondem  Beamtung  das 
Studium  der  zahlreichen,  in  das  Gebiet  des  BStrafrechts  einschlagenden 
Fragen  zu  übertragen,  einer  Beamtung,  mit  welcher  es  gewisser- 
massen  die  Verantwortlichkeit  in  Ansehung  der  wichtigen,  dem  BR 
zugewiesenen,  einschlägigen  Kompetenzen  hätte  teilen  können.  Dem 
Mangel  einer  ständigen  BAnwaltschaft  ist  es  wenigstens  zum  Teil 
zuzuschreiben,  dass  die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  ein  wenig 
erfreuliches  Bild  darbietet.  Schon  längst  bedürfen  die  Gesetze  betr. 
das  BStrafrecht  vom  Jahre  1851  und  die  BStrafrechtspflege  vom 
Jahre  1853  eine  Revision;  die  zahlreichen  Strafbestimmungen  der 
aus  der  BV  von  1874  hervorgegangenen  volkswirtschaftlichen  Gesetze 
weisen  grosse,  durchaus  ungerechtfertigte  Verschiedenheiten  auf. 
Man  bemerkt  bei  dieser  gesetzgeberischen  Entwickelung  den  Mangel 
eines  Organes,  welches  auf  dem  besondern  Gebiete  der  strafrecht- 
lichen Bestimmungen  System  und  Einheit  herzustellen  geeignet  wäre.*) 

B  1890  II  133;  vgl.  208. 
Dazu  kam,  dass  im  Laufe  der  achziger  Jahre  die  politischen 
und  sozialen  Verhältnisse  sich  wesentlich  geändert  haben.  Die  öfient- 
lichen  Beziehungen  des  Landes  zu  den  Nachbarstaaten  sind  mannig- 
facher und  delikater  geworden.  Es  haben  auch  die  politischen  Ver- 
wickelungen in  den  Jahren  1885,  1888,  1889  zur  vollsten  Evidenz  be- 

*}  Mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  genommene  Revision  des  BStrafrechtes 
wurde  den  20.  Juni  1888  vom  NR  die  Motion  Curti  abgelehnt,  welche  lautete : 
Der  BR  ist  eingeladen,  in  der  nächsten  ordentlichen  Sitzung  eine  Vorlage  zu 
unterbreiten,  durch  welche  dem  BG  über  das  BStrafrecht  vom  4.  Febr.  1853 
eine  Bestimmung  betr.  die  rechtswidrigen  Handlungen  von  agents  provocateurs 
beigefügt  wird.  —  Diese  Motion,  bemerkte  der  Vorsteher  des  eidg.  Justiz-  und 
Polizeidep.,  ist  an  und  für  sich  berechtigt,  jedoch  zu  eng  gefasst.  Die  Vervoll- 
ständigung des  BStrafrechtes  wird  sich  nicht  nur  gegen  die  agents  provocateurs, 
sondern  auch  gegen  das  anarchistische  Treiben  zu  richten  haben,  B  1889  II 
707,  III  192. 
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wiesen,  dass  die  polizeilichen  Behörden  nicht  genügend  organisirt  sind, 
um  solche  Untersuchungen  mit  der  wünschbaren  Raschheit  und  Ueber- 
einstimmung  erledigen  zu  können.  Wenn  auch  das  BG  über  die 
BStrafrechtspflege  genügende  Hilfsmittel  an  die  Hand  geben  ^ürde, 
um  politische  Vergehen  und  auch  Versuche  zu  solchen  in  ihren 
Anfängen  aufzusuchen  und  zu  entsprechender  Behandlung,  sei  es 
durch  die  politischen,  sei  es  durch  die  gerichtlichen  Behörden  zu 
führen,  so  mangelt  es  doch  immer  in  einem  gewissen  Grade  an  der 
einheitlichen  Leitung. 

B  1889  111  ti30. 

Die  Wiedereinführung  des  ständigen  Generalanwaltes  ist  die 
Fortsetzung  der  durch  den  BBeschl.  vom  23.  März  1888  angefan- 
genen Durchführung  einer  festem  und  geeignet  organisirten  politiscliea 

Polizei.  B  1889  111  831;  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  März  1888,  No.  31. 

Auf  Grund  des  bundesr.  Entw.  kam  alsdann  den  28.  Juni  1889 
das  BG  über  die  B Anwaltschaft  zu  Stande;  dasselbe  trat  den  15.  Okt* 
1889  in  Kraft,  auf  welchen  Tag  Ständerat  Scherb  das  Amt  eines 
BAnwaltes  antrat,  nachdem  eine  Referendumsbewegung  gegen  das 
BG  nicht  die  genügende  Unterschriftenzahl  zusammengebracht  hatte. 

ZI.  Zählugsbeamte  bei  der  eidg.  Tolkszahlnng. 

148.  Magginetti  und  Sprugassi,  Zählungsbeamte  bei  der  eidg. 
Volkszählung  vom  1.  Dez.  1880  in  der  Gemeinde  Biasca  (Tessin), 
hatten  mehr  als  100  Personen,  die  erklärt  hatten,  der  katholischen 
Kirche  anzugehören,  in  der  Rubrik  a andere  Konfessionen»  vorge- 
merkt. Die  Anklagekammer  des  tessinischen  Obergerichts  überwies 
sie  deshalb  dem  korrektioneilen  Gericht  des  Bezirkes  Riviera-Bel- 
linzona  wegen  Misbrauchs  ihrer  Stellung  als  Zählungsbeamte.  Die 
Kompetenz  der  tessinischen  Gerichte  bestreitend,  beschwerten  sich 
die  Betroflenen  beim  BR;  derselbe  erklärte  den  27.  Mai  1882  diese 
Beschwerde  für  unbegründet,  in  Erwägung: 

1.  Die  Rekurrenten  gehen  von  der  Ansicht  aus,  dass  sie  bei  der 
eidg.  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1880  als  eidg.  Beamte  mitgewirkt  und 
deshalb  Anspruch  haben  auf  den  Schutz  des  BG  über  die  Verantwort- 
lichkeit der  eidg.  Behörden  und  Beamten  vom  9.  Dez.  1850; 

2,  diese  Voraussetzung  ist  unrichtig;  die  Stellung  derjenigen  Per- 
sonen ,  welche  bei  einer  eidg.  Volkszählung  mitzuwirken  berufen  sind, 
ist  weder  durch  die  BV  noch  durch  die  BGesetzgebung  eingeführt  und 
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organisirt,  und  eine  solche  Organisation  erscheint  auch  nicht  denkbar, 
weil  diese  Personen  jeweilen  nur  bei  einem  einzelnen  Akte,  der  sich  erst 
iia{?h  längeren  Perioden  wiederholt,  mitzuwirken  berufen  sind; 

3,  im  übrigen  ging  das  Mandat  der  Rekurrenten  nicht  von  einer 
BBehurde  aus,  vielmehr  sind  nach  §  3  der  Vollz-Verord.  für  die  eidg. 
Volkszählung  vom  3.  Juni  1880  (B  1880  III  195)  die  Volkszählungs- 
beamten von  den  Gemeinden  bezw.  von  einer  kantonalen  Behörde  er- 
nannt worden; 

4.  die  Art.  4  und  14  des  BG  über  die  Verantwortlichkeit  der  eidg. 
Beamten  finden  daher  keine  Anwendung,  weil  die  Rekurrenten  keine 
eidg,  Beamte  waren,  und  es  kann  auch  von  der  Anwendung  des  Aj-t.  74 
des  B  Straf  rechtes  keine  Rede  sein,  weil  er  nur  auf  die  in  diesem  Gesetze 
vorgesehenen  Verbrechen  Ajiwendung  findet,  während  die  Stellung  und 
Handlang  der  Rekurrenten  im  BStrafrecht  nicht  vorgesehen  ist; 

5-  die  Frage,  ob  sich  die  Rekurrenten  ausschlieslich  innerhalb  der 
Aufgabe  gehalten  haben,  welche  ihnen  die  erwähnte  Vollz-Verord. 
auferlegte,  wonach  sie  die  Haushaltungslisten  auszuteilen,  und  nachdem 
sie  von  den  Haushaltungschefs  ansgefiillt  worden,  dieselben  wieder  ein- 
zusammeln und  lediglich  allfäUige  Auslassungen  zu  ergänzen  und  Mängel 
zu  berichtigen  hatten  (§§  9  —  14,  der  Vollz-Verori),  oder  ob  sie,  sei  es 
aus  Absicht  oder  aus  Nachlässigkeit,  diese  Aufgabe  in  strafbarer  Weise 
überschritten  haben,  ist  somit  einzig  von  den  kantonalen  Behörden  zu 
erledigen.  B  1883  II  904. 

ZU.  Rechtliche  Stellug  der  BBeamten. 

149.  Den  16.  Nov.  1879  richteten  47  Briefträger  des  eidg. 
Postkreises  Zürich  die  Bitte  an  die  B Vers. :  sie  möchte  bei  der  dem- 
nächstigen  Beratung  des  Budget  für  das  Jahr  1880  einen  Posten 
aufnehmen,  welcher  eine  etwelche  Erhöhung  der  Briefträgerbesol- 
dungen  ermöglichen  soll;  gleichzeitig  stellten  16  Briefträger  und 
andere  Bedienstete  des  Postkreises  Luzern  das  Gesuch  an  die 
BVers.:  es  sei  den  genannten  Briefträgern  gemäs  BBeschl.  über 
Besoldungserhöhung  für  die  Postbeamten  *)  und  Postangestellten  der 
Gehalt  angemessen  aufzubessern. 


^)  Ein  solcher  BBeschl.  besteht  meines  Wissens  nicht;  vgl.  BG  betr.  die 
Benoldung  der  eidg.  Beamten  vom  2.  Aug.  1873,  A.  S.  XI  279,  Wolf  I  142; 
Verord.  der  BR  betr.  die  Besoldungen  der  Postbeamten  vom  11.  Juli  1882  und 
vom  16.  Februar  1886,  A.  S.  n.  F.  VI  294,  IX  17,  Wolf  I  510,  511;  betr.  Tele- 
gni]:.lietiausläufer  vgl.  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  402  (Postl- 
Slg.  II.  F.  197),  BBeschl.  vom  2.  JuU  1880,  A.  S.  n.  F.  V  169. 
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Der  BR  konstatirte  in  seinem  Bericht  vom  18.  Dez.  1879,  daas 
die  Petenten,  mit  einigen  wenigen  Ausnahmen,  sich  in  der  vorlie- 
genden Frage  an  keine  ihrer  administrativen  Behörden  (Kreispost- 
direktion, Oberpostdirektion,  Dep.  oder  BR)  gewendet  haben.  Auf 
Antrag  des  BR  trat  die  BVers.  den  2.  Juli  1880  auf  die  Petitionea 
nicht  ein  mit  Rücksicht  auf  die  Handhabung  der  notwendigen  Dis- 
ziplin und  Ordnung  in  der  Verwaltung;  sie  überwies  dieselbe  dem 
BR  zur  Erledigung. 

ßer.  des  BR  im  B  1879  III  1251;  üebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1880,  Na.  26. 
B  1880  II  253,  862,  1881  II  846. 

150.  Die  Stellung  der  eidg.  Beamten  zu  den  Kantonen  ist 
weder  in  der  BV,  noch  durch  die  BGesetzgebung  geordnet  Es  besteht 
in  dieser  Beziehung  lediglich  das  BG  über  die  politischen  und  poli- 
zeilichen Garantien  zu  Gunsten  der  Eidg.  vom  23.  Dez.  1851  (A,  S. 
in  33,  Wolf  I  27),  wodurch  jedoch  nur  einige  wenige  Bestimmun- 
gen über  das  Verhältnis  der  Mitglieder  des  NR  und  StK^  des  BR 
und  des  eidg.  Kanzlers  gegenüber  der  Stadt  resp.  dem  Kanton 
Bern  aufgestellt  sind.  Mit  Bezug  auf  alle  andern  eidg.  Beamten 
und  Angestellten  bestehen  keine  ähnlichen  Vorschriften. 

Der  Umstand,  dass  sie  je  nach  der  Art  ihrer  Funktionen  in 
sämtlichen  Kantonen  an  dem  Ort  wohnen  müssen,  an  welchem  sie 
naturgemäs  ihren  Pflichten  obliegen  können,  sowie  dass  sie  Organe 
des  Bundes  und  nicht  der  Kantone  sind,  weist  indessen  daraufhin, 
dass  sie  in  einem  andern  Verhältnis  zu  den  Kantonen  sich  befinden, 
als  die  eigenen  Beamten  des  Kantons.  Bei  den  letztern  betindet  sich 
die  kantonale  Organisation  in  völliger  Freiheit,  die  Funktionen  aus- 
einander zu  halten  und  sie  unter  sich  auszuschliessen  oder  zu  be- 
schränken. Wenn  sie  aber  weiter  geht  und  Regulationen  über  die 
eidg.  Beamten  aufstellt,  so  greift  sie  einerseits  in  die  Organisations- 
kompetenzen des  Bundes  hinein,  und  andrerseits  beschränkt  sie  in 
unzulässiger  und  willkürlicher  Weise  die  politischen  Rechte  von 
Bürgern,  welche  zufällig  ein  eidg.  Amt  bekleiden.  Die  Vorschrift, 
dass  ein  eidg.  Beamter  der  Zustimmung  des  BR  bedarf,  um  die  Wahl 
als  kantonaler  Abgeordneter  annehmen  zu  können,  reicht  aus^  um 
allfälligen  Unzukönunlichkeiten  zu  begegnen.  Der  BR  und  auch  die 
BVers.  erklärten  daher  die  tessinische  Verfassungsvorschrift,  welche 
die  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  in  den  Grossen  Rat  unvereinbar 
erklärte  mit  einer  öffentlichen,  besoldeten  eidg.  Beamtung  für  un* 
zulässig  und  gegen  Art.  4  der  BV  verstossend. 

B  1876  IV  804.  Vgl.  oben  No.  81,  8.  207, 
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151.  Die  Beschlagnahme  von  Besoldungen  eidg.  Beamten  und 
Angestellten  durch  Privatgläubiger  ist  unzulässig,  solange  dieselben 
nicht  in  den  Privatbesitz  der  Beamten  und  Angestellten  überge- 
gangen sind;  es  können  demnach  gerichtliche  Verfügungen,  auch 
wenn  sie  den  Vorgesetzten,  welche  die  Besoldungen  zu  bezahlen 
haben,  mitgeteilt  werden,  nicht  von  rechtlicher  Wirksamkeit  sein. 

Diese  Ansicht  begründete  das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  im 
Jahre  1877  mit  folgenden  Argumenten: 

Die  eidg.  Beamten  und  Angestellten  sind  vermöge  der  Form  ihrer 
Wahl  und  vermöge  ihrer  Tätigkeit  und  Pflichten  Organe  des  Bundes. 
Das  Rechtsverhältnis,  in  dem  sie  zum  Bunde  stehen,  gehört  v^ermöge 
der  BV  und  der  organischen  Gesetze  der  einzelnen  Administrationszwreige 
dem  öffentlichen  Rechte  des  Bundes  an.  Es  ist  daher  auch  die  Pflicht 
des  Bundes,  sie  für  ihre  Tätigkeit  zu  entschädigen,  öffentlich  rechtlicher 
Natur,  und  somit  jede  Quote  ihrer  Besoldung  so  lange  den  privatrecht- 
lichen und  civilprozessualischen  Vorschriften  der  Kantone  enthoben,  als 
sich  die  einzelnen  Quoten  der  Besoldung  noch  in  der  BKasse  befinden. 
Da  nun  sämtliche  Spezialkassen  der  einzelnen  Administrationszweige 
Bestandteile  der  BKasse  bilden,  so  findet  jener  Grundsatz  bis  in  alle 
Zweige  der  Administration  hinaus  seine  Anwendung.  Die  Beschlag- 
nahme von  noch  nicht  ausbezahlten  Besoldungen  erscheint  dem  Dep. 
daher  unzulässig. 

Zu  dem  gleichen  Resultate  würde  man  ohne  Zweifel  auch  kommen, 
wenn  man  die  in  der  Wissenschaft  über  das  Beamtenrecht  aufgestellte 
Ansicht  adoptiren  wollte,  wonach  die  Pflicht  des  Staates  zur  Bezahlung 
von  Besoldungen  an  Beamte  und  Angestellte  nach  Analogie  einer  Ali- 
mentation sverbindlichkeit  zu  beurteilen  wäre.  Es  scheint  indessen  streng 
genommen  dieser  Standpunkt  für  das  republikanische  Beamtenrecht,  das 
keine  lebenslänglichen  Beamtungen  kennt,  und  die  Ansicht,  als  hätte 
der  Staat  die  Pflicht,  seinen  Beamten  und  Angestellten  vorab  die  zu 
einer  standesgemässen  Existenz  nötigen  Mittel  zu  sichern,  für  unsere 
Verhältnisse  nicht  zu  passen.  Indessen  liegt  es  auch  im  Interesse  des 
Bundes,  dass  die  eidg.  Beamten  mit  dem  Gefühle  der  Sicherheit  auf  den 
Empfang  ihres  Gehaltes  arbeiten  können,  und  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  ist  auch  die  Analogie  mit  der  Alimentation,  welche  in  den  Betrei- 
bungsgesetzen von  der  Pfändung  und  Sequestration  ausgenommen  zu 
Sein  pflegt,  als  berechtigt  anzuerkennen.  B  1878  II  513. 

Die  Komm,  des  NR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des 
BR  im  Jahre  1877  kritisirt  die  AuflFassung  des  eidg.  Justiz-  und 
Polizeidep.  in  ihrem  Berichte  vom  23.  Mai  1878  (Aepli)  in  folgender 
Weise: 
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Die  Komm,  kann  sich  in  dieser  Allgemeinheit  den  vorgetragenen 
Anschaunngen  nicht  anschliessen ,  sondern  mnss  in  dieser  Ricbtang 
immerhin  den  Vorbehalt  machen,  dass  die  Beamten  und  Angestellten 
des  Bundes,  soweit  sie  durch  das  Gesetz  nicht  exterritorial  erkUrt,  d* 
h.  dem  Gesetz  des  Amtsitzes  nicht  enthoben  sind,  überall  den  Gesetzen 
der  Kantone  unterworfen  sind,  in  welchen  sie  ihren  Wohnsitz  haben. 
Wenn  somit  eine  kantonale  Gesetzgebung  die  Pfändung  nicht  verfallener 
Besoldungsraten  oder  deren  Herbeiziehung  zur  Konkursmasse  nicht  aus- 
drücklich ausschliesst,  so  kann  die  Nichtbeachtung  dahin  zielender  aiut- 
lieber  oder  gerichtlicher  Verfügungen  ab  Seite  eidg.  Beamten  lediglich 
den  Erfolg  haben,  dass  die  BKasse  in  die  Lage  kommen  kann,  doppelt 
bezahlen  zu  müssen.  *)  B  1878  11  684. 

152^  In  Anwendung  der  Vorschrift  des  Art.  6  des  BG  vom 
2.  Aug.  1873  (A.  S.  XI  279,  Wolf  I  145)  wurde  den  Kindern  und 
der  Witwe  eines  verstorbenen  Beamten  der  BVerwaltung  ein  halb- 
jähriger Besoldungsnachgenuss  bewilligt.  Ein  dem  verstorbenen 
Beamten  gegenüber  zu  Verlust  gekommener  Kreditor  verlangte  aus 
dieser  bewilligten  Summe  bezahlt  zu  werden.  Der  BR  wies  den 
24.  Okt.  1878  dieses  Begehren  ab  in  Erwägung: 

1)  dass  der  im  Sinne  von  Art.  6  des  Besoldungsgesetzes  vom  BR 
je  weilen  bewilligte  Nachgenuss  der  Besoldung  offenbar  nicht  zur  Be- 
zahlung von  Schulden  bestimmt  ist,  sondern  ein  bescheidenes  Aequi- 
valent  für  die  in  andern  Staaten  dem  krankgewordenen  oder  der  Familie 
des  verstorbenen  Beamten  gesetzlich  bewilligte  Pension  bildet; 

2)  dass  daher  der  rechtliche  Charakter  des  eidg.  Besoldungsnach- 
genusses der  gleiche  ist,  wie  derjenige  einer  Pension,  und  so  wenig 
diese  gepfändet  oder  sequestrirt  werden  darf,  ebenso  wenig  können  diese 
Rechtsmittel  gegen  den  Besoldungsnachgenuss  angewendet  werden,  indem 
er  nicht  ein  Guthaben  des  Verstorbenen  bildet,  sondern  eine  Gabe,  die 
in  Anwendung  einer  gesetzlichen  Vorschrift  den  Hinterbliebenen  desselben 
bewilligt  worden  ist.  B  1879  IT  619. 

153.  Durch  BBeschl.  vom  29.  April  1887  (Postl-Slg.  n.  F. 
379)  wurde  der  BR  beauftragt,  Bericht  darüber  zu  erstatten,  in 
welcher  Weise  für  die  BAngestellten,  welche  in  Ausübung  amtlicher 
Verrichtungen  körperlich  verletzt  oder  getödtet  werden,  bereits  ge^ 


*)  Man  wird  wol  dieser  Auffassung  der  Komm,  des  NR  den  Vor^ii^^  vor 
derjenigen  des  eidg.  Justizdep.  geben  müssen;  mit  Inkrafttreten  des  BG  über 
Schuldbetrieb  und  Konkurs  kommt  Art.  93,  vgl.  Art.  275  dieses  Gm,  auch 
BAngestellten  gegenüber  zur  Anwendung. 

19 
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sorgt  ist  und  eventuell  Antrag  zu  stellen,  auf  welche  Weise  noch 
gesorgt  werden  soll. 

Der  BR  richtete  den  22.  März  1889  eine  Botsch.  an  die  BVers. 
über  diese  Angelegenheit,  aus  der  sich  ergibt: 

Verunglücken  Beamte  oder  Angestellte  des  Bundes  im  Dienste,  so 
gi-eifen  teils  einige  allgemeine  gesetzliche  Bestimmungen,  teils  die  Ver- 
waltungspraxis mildernd  ein. 

Bei  vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit  sorgt  die  Verwaltung  in 
gleicher  Weise,  wie  bei  Krankheit,  Militärdienst  u.  dgl.  auf  ihre  Kosten 
für  die  Stellvertretung  des  Verunglückten  und  richtet  demselben  die 
Besoldung  aus.  Hat  der  Unfall  ganze  oder  teilweise  Invalididät  zur 
Folge,  so  wird  kein  strenges  Entlassungsverfahren  gehandhabt,  so  wenig 
wie  bei  successive  eintretender  Invalidität. 

Die  Fälle  ganzer  Invalididät  sind,  soweit  nicht  eine  durch  den 
Beamten  jgeschlossene  Versicherung  oder  die  gesetzliche  Haftpflicht  in 
Anspruch  genommen  werden  kann,  als  die  schlimmsten  zu  betrachten. 
Sie  sind  jedoch  nicht  häufig.  Hat  der  Unfall  den  Tod  zur  Folge,  so 
macht  der  BR  von  der  ihm  in  Art.  6  des  Besoldungsgesetzes  vom  2.  Aug. 
1873  eingeräumten  Befugnis  zur  Gewährung  des  Nachgenusses  der  Be- 
soldung einen  den  Umständen  angemessenen  Gebrauch.  Ueberdies  leistet 
der  Bund  schon  seit  1872  einen  Beitrag  an  die  Prämien  für  die  Lebens- 
versicherung seiner  Beamten  und  Angestellten,  vgl.  B  1881  IV  349. 

Wenn  angestellte  Militärs,  z.  B.  Instruktoren,  im  Dienste  an  Leben 
oder  Gesundheit  geschädigt  werden,  so  haben  sie  oder  ihre  Hinterlassenen 
Anspruch  auf  die  im  BG  über  Militärpensionen  und  Entschädigungen 
vom  13.  Nov.  1874  (A.  S.  n.  F.  I  378,  Wolf  11  91)  vorgesehenen 
Pensionen  oder  Entschädigungen,  sofern  die  Voraussetzung  zutrifft,  dass 
der  Verunglückte  oder  die  Hinterbliebenen  ganz  oder  teilweise  auf  den 
Erwerb  desselben  angewiesen  waren. 

In  verschiedenen  ausserordentlichen  Fällen  ist  der  BR  über  diese 
Vorschriften  und  Verwaltungsregeln  hinausgegangen  und  hat  den  von 
Unfällen  Betroffenen  oder  ihren  Familien  weitere  Unterstützungen,  meist 
in  der  Form  einer  massigen  Aversalvergütung,  gewährt. 

Für  die  Postbeamten  und  Postangestellten  gilt  die  Verordnung  über 
Ausrichtung  von  Entschädigungen  bei  Unfällen  des  Postpersonals  im 
Dienste  vom  30.  Dez.  1881  nebst  Nachtrag  vom  28.  Febr.  1886  (A.  S. 
n.  F.  V  920,  IX  27,  Wolf  I  518,  520),  welche  an  SteUe  derjenigen 
vom  29.  Sept.  1876  (A.  S.  n.  F.  II  515)  getreten  ist.  Uebrigens  war 
schon  für  das  Jahr  1876  zu  Gunsten  des  (auf  Eisenbahnen,  Dampf- 
schiffen oder  Postwagen)  fahrenden  Beamten  und  Dienstpersonals  ein 
Kredit  von  Fr.  8000  bewilligt  worden,  welcher  an  Stelle  der  bis  dahin 
von  Fall  zu  Fall  ausgerichteten  Summen  getreten  ist. 
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Dem  BG  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  27.  März  1877  sind 
unterstellt:  die  Eonstniktionswerkstätte  und  die  Munitionsfabrik  (das 
Laboratorium)  in  Thun,  die  Waffenfabrik  in  Bern  und  die  Pulverfabriken 
(für  die  Pulverwaltung  galt  bis  zum  1.  Januar  1878  die  Verordnung 
vom  23.  Okt.  1863). 

Das  BG  vom  26.  April  1887  findet  Anwendung  auf  alle  <  Aage- 
stellten  und  Arbeiter  >,  welche  beim  Bau  von  Telephon  netzen  oder  beim 
Telegraphenbau  beschäftigt  werden  (Art.  1,  Ziff.  2  c),  femer  auf  die  eidj(* 
Kriegs-  und  Munitionsdepots. 

Der  BR  konstatirt  sodann,  dass  mit  Ausnahme  des  Personals  der 
Zollverwaltung  diejenigen  Beamten  und  Angestellten,  welche  einer  höhern 
als  der  gewöhnlichen  ünfallsgefahr  ausgesetzt  sind,  zu  den  gut  oder 
ausreichend  Besoldeten  gehören,  und  dass  die  Mehrzahl  derselben  einer 
solchen  höhern  ünfallsgefahr  nur  ausnahmsweise  und  während  kurzer 
Zeit  ausgesetzt  sind,  dass  sie  also  aus  ihrem  Einkommen  die  Kosten 
einer  Unfallversicherung  zu  bestreiten  im  Stande  sind  und  ein  dringendeB 
Bedürfnis  zu  einer  speziellen  Fürsorge  für  den  Bund  nicht  besteht* 

Es  kommen  z.  B.  in  Betracht:  der  Chef  der  administrativen  und 
kommissarischen  Abteilung  ftlr  das  Auswanderungswesen  (Unfallsgefahr: 
Begleitung  der  Auswanderer),  Oberbauinspektor,  Direktor  der  eidg. 
Bauten  und  ihr  Personal  (Unfallsgefahren:  Inspektion  von  Bti^assen- 
und  Wasserbauten),  Oberpostinspektor,  Fabrikinspektoren,  Eisenliaiin- 
inspektoren,  Kontroiingenieure,  Ingenieure  des  Militärdepartements  (Ge- 
fahren: Beisegefahr,  Gefahren  des  Hochgebirges,  Eisenbahngefahr). 

Für  das  Personal  der  Zollverwaltung  beabsichtigt  dagegen  der 
BB  eine  gleiche  Einrichtung  ^u  treffen,  wie  sie  für  die  Postverwaltunig 
schon  besteht. 

Während  der  BR  auf  Grund  dieser  Erörterungen  zum  Schlüsse 
kam,  dass  er  sich  zu  weitern  Massnahmen  oder  Vorlagen  an  die 
BVers.  nicht  veranlasst  sehe,  beschloss  dagegen  die  BY  den  2b,  Juli 
1889  (Postl-Slg.  n.  F.  428),  den  BR  einzuladen,  darüber  Bericht 
zu  erstatten,  ob  nicht  die  Haftpflicht  des  Bundes  gegenüber  Beamten, 
Angestellten  und  Arbeitern,  welche  in  Ausübung  ihrer  Dieastver- 
richtungen  körperlich  verletzt  oder  getödtet  werden,  gesetzlich  zu 
regliren  sei.  B  1889  l  783,  1890  !  7ö2. 

ZIII.  Die  eldg.  Tertretug  Im  Auslüde. 

154«    Die   Vertreter   diplomatischen  Charakters. 

In  dem  Geschäftsber.  über  das  Jahr  1868  war  der  BR  in  der 
Lage  gewesen,  über  einige  Aenderungen  in  den  Verhältnii?sen 
der  auswärtigen  Vertretung  der  Schweiz  Mitteilungen  zu  machen: 
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namentlich  über  die  neue  Besetzung  des  Gesandtschaftspostens  in 
Berlin,  über  die  Promotion  des  Geschäftsträgers  in  Wien  zum « ausser- 
ordentlichen Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister»,  und  endlich 
über  die  Erteilung  des  Charakters  als  a  politischen  Agenten »  0  ftn 
den  Generalkonsul  in  Washington.  Diese  verhältnismässig  vielen  und 
bedeutenden  Aenderungen  in  dem  so  wenig  zahlreichen  Personal  des 
eidg.  diplomat.  Korps  veranlasste  die  nationalr.  Komm,  zur  Prüfung 
des  Geschäftsber.  zu  verschiedenen  Bemerkungen ,  B  1869  II  241. 
Zwar  sah  sie  sich  nicht  in  der  Lage,  über  das  Vorgegangene  einen 
eigentlichen  Tadel  auszusprechen;  sie  betont  jedoch,  dass  der  der- 
malige Zustand  mit  der  BV  1848  schwer  vereinbar  sei.  Diese  weise  in 
Art.  74,  Abs.  3  die  Wahl  der  eidg.  « Repräsentanten »  der  BVers. 
zu,  und  es  dürfte  daher  der  Charakter  eines  Vertreters  der  Eidg. 
auch  nur  einem  von  der  BVers.  Gewählten  zukommen.  Nun  sei 
aber  tatsächlich  die  ganze  eidg.  Vertretung  im  Auslande  lediglich 
vom  BR  ernannt,  und  zwar  ohne  dass  die  Stellung  der  betr.  Ver- 
treter, ihre  Verantwortlichkeit,  ihre  Amtsdauer  u.  s.  f.  irgendwie 
gesetzlich  geregelt  wäre.  Eine  solche  Normirung  aber  dürfte  sich 
um  so  eher  empfehlen,  als  die  Sache  offenbar  den  Charakter  einer 
dauernden  Institution  angenommen  habe,  und  die  Massregeln  von 

1868  darauf  hinzudeuten  scheinen,  es  liege  in  der  Absicht  des  BR, 
dieselbe  eher  weiter  zu  entwickeln  und  auszudehnen,  als  zu  be- 
schränken oder  fallen  zu  lassen. 

Im  Anschluss  an  diese  Bemerkungen  wurde  der  BR  durch 
BBeschl.  vom  24.  Juli  1869  eingeladen,  der  BVers.  Bericht  und 
Antrag  vorzulegen,  ob  und  inwiefern  die  Organisation  der  diploma- 
tischen Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung zu  ordnen  sei.  A.  S.  IX  875. 

Durch  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1872  wurden  die  Gehalte  der  vier 
Schweiz.  Gesandtschaften  im  Auslande  (Paris,  Wien,  Berlin,  Rom)  fest- 
gesetzt (A.  S.  XI 23,  Wolf  n  333) ;  der  Einladung  der  BVers.  vom  24.  Juli 

1869  dagegen  kam  der  BR  nicht  nach;  erst  nachdem  ihm  dieses 
Postulat  durch  BBeschl.  vom  5.  Juli  1876  in  Erinnerung  gebracht 


*)  Der  Zweck  hierbei  war,  dem  Schweiz.  Generalkonflul  in  V^ashington 
den  Zutritt  beim  Staatssekretär  und  den  andern  Chefs  der  Ministerialdeparte- 
mente  der  amerik.  Eeg.  zu  erleichtern.  Der  BR  erreichte  diesen  Zweck  nicht, 
weil  das  Eabinet  von  Washington  den  diplomatischen  Charakter  des  eidg. 
Generalkonsuls  nie  anerkannt  hat,  indem  die  Funktionen  eines  «politischen 
Agenten  »  in  keine  der  vier  Klassen  diplomat.  Agenten  fallen,  welche  das  inter- 
nationale Recht  kennt.    B  1881  IV  473. 
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worden  war,  A.  S.  n.  F.  382;  Postl-SIg.  n.  F.  80,  legte  er  der  BVei  s. 
mit  Botsch.  vom  28.  Sept.  1877  den  verlangten  Ber.  und  Antrag  vor. 
Dem  bundesr.  Antrag  entsprechend  Hess  die  BVers.  das  Postulat 
durch  BBeschl.  vom  14.  Febr.  1878  fallen. 

Ueber  die  Frage,  ob  die  Organisation  der  diplomat.  A"  ertretung 
der  Schweiz  im  Auslande  insbesondere,  die  Wahl,  die  Amtsdauer 
und  die  Charakterisirung  der  einzelnen  diplomatischen  Vertreter 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu  ordnen  sei,  äussert  sich  der 
BK  in  genannter  Botsch.  wie  folgt: 

Nach  der  Ansicht  der  nationalr.  Komm,  des  Jahres  1869  wären 
korrekter  Weise  die  Schweiz.  Gesandten  im  Aaslande  als  <  eidg,  Re- 
präsentanten >  zu  betrachten  und  demgemäs,  nach  dem  unzweideutigen 
Wortlaute  des  Art.  74  der  (1848er)  BV,  die  Wahl  dei-selben  der  ver- 
einigten  BVers.  zuzuscheiden.  Die  Frage  aber,  ob  wirklick  der  Aus- 
druck « eidg.  Repräsentanten  >  auch  die  diplomat.  Vertreter  im  Aus- 
lände in  sich  begreife,  war  eine  alte,  niemals  völlig  ausgetragene  Kon- 
troverse;  allein  zur  Zeit  hat  sie  aufgehört,  eine  praktische  Bedeutung 
zu  besitzen.  Bei  der  Revision  der  BV  im  Jahre  1874  wurde  der  Be- 
griff der  «eidg.  Repräsentanten»,  eben  weil  er  vieldeutig  und  unsicber 
erschien,  gänzlich  ausgemerzt.  Gegenwärtig  ist,  auf  der  Grundlage  der 
geltenden  BV,  in  keiner  Weise  zweifelhaft,  wem  die  Wabl  der  auswärts 
zu  entsendenden  diplomat.  Vertreter  zusteht;  denn  indem  der  Art.  85 
die  Wabl  derselben  der  BVers.  nicht  zuscheidet,  trifft  für  sie  der  Art. 
102,  Ziff.  6  zu,  welcher  sagt,  dass  der  BR  alle  diejenigen  Wahlen  zu 
treffen  hat,  welche  nicht  der  BVers.  und  dem  BGerichte  odt  r  einer  andern 
Behörde  übertragen  werden. 

Allerdings  ist  dabei  ein  Punkt  nicht  zu  übersehen:  der  zitirte  Art. 
85  scheidet  der  BVers.  direkt  nur  die  Wahlen  des  BR,  des  BGerichts, 
des  BKanzlers  und  des  Generals  zu;  aber  er  fährt  dann  fort: 

Der   BGesetzgebung  bleibt   vorbehalten,  auch   die    Vornahme 

oder  Bestätigung  weiterer  Wahlen  der  BVers.  zu  übertragen. 

Da  die  Gesetzgebung  bis  jetzt  nach  keiner  Richtung  von  diesem 
Vorbehalte  Gebrauch  gemacht  hat,  so  ist  zur  Zeit  kein  Zweifel  mehr 
darüber  gestattet,  dass  die  Wabl  der  Gesandten  dem  BR  Kustebt ;  ebenso 
zweifellos  ist  es  auch,  dass  jeden  Augenblick  hierüber  im  Sinne  des 
y.itirten  Vorbehaltes  anders  statuirt  und  die  Wahl  selbst  oder  wenigt^tens 
die  Bestätigung  derselben  der  BVers.  zugeschieden  werden  kann.  Es 
fragt  sich  sonach:  soll  eine  solche  Neuerung  eingeführt  werden? 

Nach  der  Ansicht  des  BR  würde  sich  eine  solche  Neuerung  nicht 
als  eine  zweckmässige  empfehlen. 

Das    Verhältnis    der    Regierung    eines   Landes   zu   ihren   diplomat. 
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Vertretern  im  Auslaude  ist  ein  durchaus  eigentümliches  und  charakte- 
mirt  sich  insbesondere  dadurch,  dass  das  vollste  Vertrauen  zwischen 
beiden  Teilen  herrschen  muss ;  eine  diplomat.  Vertretung,  von  welcher 
die  Keg.  befürchten  muss ,  dass  sie  anderweitigen  —  z.  B.  politi- 
schen oder  Partei-Einflüssen  aus  dem  Heimatlande  zugänglich  wäre, 
der  man  eben  deshalb  nicht  jederzeit  und  mit  vollem  Vertrauen  auf 
absolute  Diskretion  die  delikatesten  Mitteilungen  machen  dürfte,  wäre 
ein  Instnimeut,  das  gerade  in  den  Fällen,  wo  es  sich  am  meisten  nützlich 
erweisen  sollte,  praktisch  unbrauchbar  wäre.  Dieses  Verhältnis,  das 
in  der  Natur  der  Sache  und  des  Dienstes,  den  die  Diplomatie  über- 
haupt zu  leisten  hat,  begründet'  ist ,  lässt  es  als  durchaus  unerläslich 
erscheinen  ^  dass  es  der  Reg.  freistehe,  die  Männer  ihres  Vertrauens 
nauh  eigenem,  freiestem  Ermessen  an  den  geeignet  scheinenden  Platz  zu 
stellen;  <3ic  Intervention  einer  gesetzgebenden  ,  überhaupt  einer  durch 
mancherlei  besondere  Gesichtspunkte  geleiteten  grossen  politischen  Ver- 
sammlung, aei  es,  dass  sie  Beherrschung  der  Wahl  direkt,  oder  blos 
durch  den  Vorbehalt  eines  Bestätigungsrechtes,  in  ihre  Hand  nähme, 
würde  wenigstens  die  Möglichkeit  begründen,  dass  die  Wahl  auf  Per- 
sönlitihkeiten  fiele,  denen  die  Reg.  nicht  mit  dem  vollen  Vertrauen 
gegenüberstünde,  wie  die  Natur  des  Verhältnisses  es  erfordert,  und  man 
geht  schwerlich  zu  weit,  wenn  man  behauptet,  dass  in  einem  solchen 
Falle  die  Aufhebung  des  Gesandtschaftspostens  sich,  dem  Foi*tbestehen 
unter  den  erwühnten  Voraussetzungen  gegenüber,  empfehlen  würde .  .  . 

Kann  es  sich  nicht  empfehlen,  die  Wahl  der  diplomatischen  Ver- 
treter in  andere  Hände  zu  legen,  als  in  diejenigen,-  in  denen  sie  nach 
der  BV,  so  lange  das.  Gesetz  nichts  Anderes  verfügt,  ohnehin  liegt,  so 
mnss  sich  der  BR  auch  gegen  die  Einführung  einer  festen  Amtsdauer 
fiii'  die  Gesandten  aussprechen.  Es  ist  durch  die  skizzirte  eigentümliche 
Natur  des  \'erhältnisses  geboten,  dass  die  Regierung,  welche  ihre  Ver- 
treter als  die  Männer  ihres  Vertrauens  ernennt,  dieselben  auch  fort- 
während in  ihrer  Hand  behält  und  demgemäs  in  der  Lage  ist,  sie 
jederzeit  von  ihrer  Stelle  abzuberufen,  wenn  sie  dies  im  Interesse  des 
Dienstes  und  des  Landes  für  notwendig  erachtet.  Der  BR  ist  zwar 
auüh  denjenigen  Beamten  gegenüber,  welche  auf  eine  feste  Amtsdauer 
gewählt  sind,  ermächtigt,  sie  durch  motivirten  Beschl.  vor  Ablauf  der 
Amtsdauer  abzuberufen;  aber  die  Voraussetzung  dazu  ist  eine  fortge- 
setzte Fßichtversäumnis  oder  überhaupt  eine  strafbare  Vernachlässigung 
ihrer  i^bliegenheiten ;  die  daherige  Abberufung  ist  daher  immer  als  eine 
Strafe  aufzufassen,  die,  je  höher  der  Entlassene  gestanden  hat»  einen 
um  so  emp^ndlichem  Charakter  an  sich  trägt.  Bei  einem  diplomat. 
Vertreter  hingegen  ist  der  Fall  sehr  wol  denkbar,  dass  seine  Abberufung 
aus  Gründen  notwendig  würde,  die  ganz  und  gar  nicht  oder  wenigstens 
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nur  in  einem  sehr  geringen  Grade  mit  einer  Pflicht  Versäumnis  von  seiner 
Seite  zusammenhängen  und  die  also  eine  so  harte  Massregel,  wie  die  Entlas- 
sung im  Sinne  von  Art.  37  und  38  des  BG  über  die  Verantwortlichkeit  der 
Beamten  vom  9.  Dez.  1850  (A.  S.  II  157,  Wolf  I  32)  nicht  rechtfertigen 
würden;  es  kann  z.  B.,  um  nur  einen  der  denkbaren  Fälle  zu  erwähnen,  ein 
Gesandter  durch  einen,  an  sich  nur  lobenswerten  Eifer  in  Wahrnehmung 
der  Interessen  und  der  Würde  seines  Heimatlandes,  sich  in  eine  Lage 
versetzen,  wo  er,  um  einen  oft  gebrauchten  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
an  dem  Orte,  wo  er  akkreditirt  ist,  einfach  « unmöglich  >  wird,  und  es 
muss  in  solchem  Falle  unter  Umständen  seine  Abberufung  verfügt  werden, 
um  einer  wachsenden  Verbitterung  zwischen  den  •beidseitigen  Staaten 
Einhalt  zu  tun,  ohne  dass  .doch  irgend  ein  ausreichender  Grund  vor- 
handen wäre,  den  betr.  Gesandten  besonders  zu  tadeln  oder  empfindlich 
zu  strafen.  Ein  Verhältnis,  das  solche  Möglichkeiten  zulässt  und  das 
auf  der  andern  Seite  muss  gelöst  werden  können,  sobald  das  volle  Ver- 
trauen zwischen  Wahlbehörde  und  Gewähltem  sich  gestört  findet,  duldet 
lue  feste  Amtsdauer  nicht,  sondern  muss  notwendig  auf  der  Bedingung 
jederzeitigen  Widerrufes  stehen. 

Zur  Zeit  ist  aber  überhaupt  keine  Veranlassung  vorhanden,  in  diese 
Materie  gesetzgeberisch  einzugreifen.  Denn  diejenigen  Gegenstände,  welche 
noch  sonst  etwa  einer  besondern  Beguürung  bedürfen  könnten,  wie  nament- 
lich die  Bestimmung  derjenigen  Staaten,  bei  denen  die  Schweiz  diploma- 
tisch vertreten  sein  soll,  und  die  Ziffer  der  Gehalte,  die  denselben  zu- 
znscheiden  sind  -—  diese  Punkte  finden  sich  bereits  durch  den  BBeschl. 
vom  21.  Dez.  1872- (A.  S.  XI  23)  geordnet,  und  es  versteht  sich  also 
von  selbst,  dass  jede  Abänderung  an  diesem  Status  quo  nicht  anders, 
als  wieder  mit  Zustimmung  der  beiden  gesetzgebenden  Bäte  vorgenommen 
werden  könnte.  Damit  erledigt  sich  denn  auch  die  Frage  der  Charak- 
terisirung  der  einzelnen  Schweiz.  Vertreter  im  Auslande.  Dermalen  sind 
sämmtliche  Vertreter  der  Schweiz  im  Auslande,  soweit  sie  einen  eigent- 
lich diplomat.  Charakter  haben  —  d.  h.  mit  Ausschluss  der  Konsular- 
beamten —  mit  dem  Range  eines  « ausserordentlichen  Gesandten  und 
bevollmächtigten  Ministers  >  bekleidet ;  einen  höhern  Rang  hat  die  Schweiz 
bisher  niemals  verliehen  und  wird  auch  nicht  in  den  Fall  kommen,  dies 
in  der  Zukunft  zu  tun.  Das  Einzige,  was  möglich  wäre,  bestände  also 
darin,  dass  man  einzelne  unserer  Gesandtschaftsposten  auf  die  Stufe 
blosser  c Geschäffcsträger »  oder  «Minister-Residenten»  herabschrauben 
würde.  Es  ist  dies  aber  nicht  empfehlenswert;  denn  erfahrungsgemäs 
ist  die  Stellung  eines  auswärtigen  Gesandten  und  das  Gewicht,  das  er 
zu  erlangen  vermag,  durchaus  nicht  unabhängig  von  der  Stufe,  welche 
er  in  der  Hierarchie  des  diplomat.  Korps  einnimmt,  und  demgemäs 
darf  man   sich  von   einem  wirklichen   Gesandten  immer  ein  grösseres 
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Mass  nützlicher  und  oinflussreicher  Wirkung  versprach en,  als  von  einem 
blossen  Geschäftsträger.  Was  also  dazu  bestimmen  könnte,  einzelne 
Posten  auf  den  letztgenannten  Charakter  herabzudrücken,  das  wären 
lediglich  finanzielle  Erwägungen,  indem  man  voraussehen  würde,  dass 
für  einen  Geschäftsträger  ein  etwas  massigerer  Gehalt  ausreichen  würde, 
als  für  einen  Gesandten  und  Minister.  Allein  abgesehen  davon,  dass 
die  Differenz  kaum  eine  sehr  erhebliche  sein  dürfte,  ist  zu  bemerken, 
dass  die  gesetzgebenden  Räte  ohnehin  fortwährend  in  der  Lage  sind, 
diese  Verhältnisse  in  derjenigen  Weise  zu  regeln,  wie  es  ihren  Wünschen 
und  ihrer  Anschauungsweise  entspricht,  indem  es  ihnen  jederzeit  freisteht, 
den  BBeschl.  vom  2fl.  Dez.  1872,  der  die  Gehalte  regelt,  zu  modifizii-en 
und  dadurch  den  BR  zu  einer  Veränderung  in  der  Gharakterisirung 
einzelner  oder  aller  diplomat.  Posten  zu  nötigen. 

Auch  in  Bezug  auf  andere  Verhältnisse,  die  allföUig  einer  festem 
Regulirung  bedürftig  sein  möchten,  bedarf  es  z.  Z.  in  der  Schweiz  keiner 
gesetzlichen  Regelung. 

Diejenigen  Beziehungen,  die  in  einzelnen  andern  Staaten,  so  in 
Deutschland,  Oesterreich,  Italien,  Dekrete  nnd  Verordnungen  über  die 
in  Frage  liegenden  Materien  notwendig  gemacht  haben:  die  Normirung 
der  Bedingungen  zum  Eintritt  in  den  diplomatischen  Dienst  (Examina 
u.  dgl.),  die  Verhältnisse  des  Avancements  und  der  Pensionsberechtigung 
—  diese  Beziehungen  bestehen  für  die  Schweiz  überhaupt  nicht,  weil 
ihr  ein  förmliches  diplomat.  Korps  im  Sinne  jener  Staaten  fehlt.  Andere 
Verhältnisse  untergeordneter  Natur  —  z.  B.  betr.  die  Stellung  der  bei 
den  Gesandtschaften  verwendeten  Sekretäre  und  Attaches,  die  Bezüge 
von  Taxen,  die  Amtstracht  u.  dgl.  —  werden  dagegen  füglich,  wie  es 
ja  a\ich  in  Betreff  der  Konsuln  stattfindet,  am  Besten  durch  den  BR 
auf  dem  Wege  des  Reglementes  geordnet. 

B  1877  IV  31;  1878  II  346;  üebers.  Verh.  d.  BVers.  Febr.  1878,  No.  1. 

Die  Frage  war  übrigens  durch  die  Schlussnahme  der  BVers. 
nicht  erledigt,  sondern  nur  aufgeschoben;  denn  es  hat  die  nationalr. 
Komm,  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  im  Jahre  1883  neuerdings 
die  Frage  in  erweiterter  Fassung  angeregt  (Ber.  vom  14.  Mai  1884), 
und  es  hat  die  BVers.  durch  Beschl.  vom  18.  Dez.  1884  den  BR 
eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  es  sich  empfehle,  über  das 
ganze  Gesandtschafts-  und  Konsulatswesen  •)  der  Schweiz  den  Räten 
eine  Gesetzesvorlage  zu  unterbreiten  (Postl-Slg.  n.  F.  334).  Zur 
Zeit  hat  der  BR  der  BVers.  noch  keinen  Bericht  über  dieses  Postulat 
erstattet.  *)  B  1884  II  934,  1890  II  401. 

1)  Zu  wiederholten  Malen  ist  die  Frage  der  Stellung  und  der  Organisation 
der  Konsulate  in  den  eidg.  Räten  zur  Sprache  gekommen.  Es  ist  namentlich. 
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abgesehen  von  dem  im  Text  zitirten  Postulat  vom  18.  Dez.  1884,  der  BBeschl. 
vom  1.  Juli  1886  (Motion  Comtesse  und  Kons.)  zu  nennen: 

Der  BR  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  es  für  Handel  und  In- 
dustrie nicht  förderlich  wäre,  in  gewissen  Ländern  Berufskonsulate  zu  errichten, 
welche  über  die  Schweiz.  Handelsinteressen  zu  wachen,  alle  die  Entwickelung 
der  Schweiz.  Ausfuhr  interessirenden  Vorgänge  zu  kontroliren  und  daherige  Er- 
kundigungen einzuziehen,  sowie  das  Resultat  derselben  zusammenzustellen 
hätten,  A.  S.  n.  F.  IX  65,  Postl-Slg.  n.  F.  361. 

Auf  Antrag  des  BR  hat  sodann  die  BVers.  bei  Festsetzung  des  Budget 
für  das  Jahr  1891  den  Büdgetposten  «  Beitrag  an  Schweiz.  Konsulate  >  von  Fr. 
135,000  auf  Fr.  235,000  erhöht.  Der  BR  erbat  sich  diese  Erhöhung  für  die 
Errichtung  von  Berufskonsulaten  in  Buenos-Ayres,  London  und  Yokohama, 
sowie  auch,  soweit  notwendig,  für  die  Unterstützung  der  Konsularverwaltung 
der  Schweiz.  Gesandtschaften ;  es  handelt  sich  hiebei  um  <  praktische  Versuche, 
die  übrigens  im  Wesentlichen  nur  einen  provisorischen  Charakter  tmgen  »,  BR 
im  B  1890  IV  847.  Den  20.  Febr.  1891  beschloss  sodann  der  BR  die  Errichtung 
einer  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Buenos-Ayres  (mit  dem  Rang  eines  Minister- 
residenten für  die  argentinische  Republik  und  für  die  Republiken  Uruguay 
und  Paraguay  nebst  üebertragung  des  Generalkonsulates  an  dieselben,  und 
die  Ernennung  des  Emil  Rode  von  Effingen  (Aargau),  z.  Z.  Sekretär  des 
eidg.  Dep.  des  Auswärtigen,  an  diesen  Posten;  ferner  den  Generalkonsul  in 
London  zugleich  als  Geschäftsträger  der  Eidg.  zu  akkreditiren  und  die  Ernennung 
des  Charles  Bourcart  aus  Kleinhüningen  (Basel),  z.  Z.  Legationsrat  an  der 
Schweiz.  Gesandtschaft  in  Paris,  an  diesen  Posten,  B  1891  I  362;  den  27.  Febr. 
1891  endlich  wurde  Edmund  Rochette  von  Genf  zum  Legationssekretär  er- 
nannt und  zum  Vizekonsul  in  Yokohama  gewählt,  B  1891  1 40 1, 790.  —  Die  Erledi- 
gung des  BBeschl.  vom  1.  Juli  1886  ist  demnach  zur  Zeit  noch  ausstehend.  Vgl. 
B  1880  II  848;  1881  H  8,  916;  1882  II  929,  III  619;  1883  II  198;  1886  I  253;  1887 
II  207,  1888  II  055,  HI  286,  1889  II  365,  III  371,  1890  II  401. 

*)  Es  ist  femer  zu  erwähnen  der  allgemein  verbindliche  BBeschl.  vom 
28.  Jan.  1882  betr.  die  Vertretung  der  Schweiz  in  Washington.  Art  1 :  Für 
die  Vertretung  der  Eidg.  in  Washington  wird  ein  Jahresgehalt  von  Fr.  50,000 
ausgesetzt,  A.  S.  n.  F.  VI  150;  Wolf  II  348.  Der  BR  hatte  in  seiner  Botsch.  vom 
26.  Nov.  1881  einen  Jahresgehalt  von  Fr.  40,000  beantragt.  Er  bemerkte  ferner: 
die  Ausgabe  wird  die  gleiche  bleiben  für  einen  Generalkonsul  oder  einen 
diplomat.  Agenten,  und  er  möchte  freie  Hand  haben  für  diese  Wahl,  je  nach 
den  umständen,  welche  im  Interesse  der  Schweiz  die  eine  oder  die  andere 
dieser  Lösungen  indiziren  könnten,  B  1881  IV  474.  Der  BBeschl.  dagegen 
]>etr.  Zuweisung  eines  Beitrages  von  10,000  Fr.  an  die  Kanzleikosten  der  Schweiz. 
Gesandtschaft  in  Washington  vom  15.  Dez.  1883  wurde  in  der  Volksabstimmung 
vom  11.  Mai  1884  verworfen,  B  1883  IV  979,  1024;  1884  II  97;  A.  S.  n.  F.  V11467. 

Postl-Slg.  n.  F.  280;  BBeschl.  vom  30.  Juni  1882:  der  BR  ist  eingeladen,  zu 
untersuchen,  ob  nicht  die  erfordei  liehen  Verfügungen  zu  treflfen  seien,  damit 
die  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Wien  diejenigen  Dienste  leiste,  die  man  von  ihr 
erwarten  darf.  Den  18.  April  1^83  wurde  dieser  Gesandtschaftsposten  neu  besetzt, 
A.  S.  n.  F.  VI  265;  B  1882  II  905;  1884  II  593. 

BBeschl.  vom  26.  Juni  1885:  der  BR  wird  eingeladen,  zu  untersuchen,  wie 
den  Folgen  der  die  Schweiz.  Industrie  schädigenden  Schutzpolitik  der  Gross- 
staaten entgegengetreten  werden  könne.  Diese  Untersuchung  hat  sich  insbe- 
sondere auch  zu  beziehen  .  .  auf  eine  eigene  diplomatische  oder  konsularische 
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Vertretung  der  Schweiz  in  den    zur  Türkei  gehörenden  Staaten,   Postl-Slg. 
n.  F.  348;  A.  S.  n.  F.  VIII  147. 

155.  Die  Vertretung  der  Schweiz,  wirtschaftlichen 
und  kommerziellen  Interessen. 

Auf  Grund  einer  Motion  des  Nationalrates  Geigy-Merian  über 
die  Interessenvertretung  der  Schweiz  im  Ausland  beschloss  die  B Vers, 
den  9.  Juli  1883,  den  BR  einzuladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  da- 
rüber zu  berichten,  ob  nicht  die  Organisation  der  Vertretung  der 
Schweiz,  wirtschaftlichen  und  kommerziellen  Interessen  im  Ausland 
einer  Vervollständigung  bedürfe  (Postl-Slg.  n.  F.  311,  A.  S.  n.  F. 
VII  174).  Auf  Grund  des  vom  BR  den  25.  Mai  1884  über  dieses 
Postulat  erstatteten  Berichtes  (B  1884  III  71—105)  beschloss  die 
BVers.  den  18.  Dez.  1884,  dem  Antrag  des  BR  entsprechend: 

1.  Die  Vervollständigung  der  Vertretung  der  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Schweiz  im  Auslande  ist  der  Privatinitiative  zu 
überlassen. 

2.  Insofern  im  Auslande  Schweiz.  Handelshäuser,  Muster- 
lager und  Auskunftsbüreaux  ins  Leben  treten,  welche  sich  die 
Förderung  des  Schweiz.  Handels  und  Gewerbefleisses  in  gemein- 
nütziger und  für  alle  Beteiligten  gleichmässig  zugänglicher 
Weise  zur  Aufgabe  machen,  kann  ihnen  auf  gestelltes  Ansuchen 
finanzielle  oder  anderweitige  Unterstützung  bewilligt  werden, 
wenn  dieselbe  sich  nach  der  von  den  BBehörden  vorzunehmenden 
Prüfung  als  nützlich  und  notwendig  herausstellt. 

A.  S.  n.  F.  VII  796;  vgl.  B  1885  II  280;  1884  II  127,  961. 

Der  BR,  den  mitgeteilten  BBeschl.  beantragend,  hatte  sich  den  Anschau- 
ungen des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins  angeschlossen,  dessen  Dele- 
girtenversammlung  unter  Mitwirkung  des  Nationalrate  Geigy-Merian  folgrende 
einstimmige  Resolutionen  beschlossen  hatte: 

1.  Die  Vertretung  der  nationalen  Schweiz,  volkswirtschaftlichen  und  kom.- 
merziellen  Interessen  im  Auslande  verdient  in  vielfacher  Beziehung  die 
höchste  Anerkennung.  Ihre  Unterstützung  auf  dem  Handelsgebiete 
überhaupt,  sowie  ihre  kommerziellen  Berichte  im  besonderen  sind  zum 
Teü  vorzüglich.  Die  Veröffentlichung  der  letztern  durch  das  Schweiz. 
Handelsamtsblatt  bietet,  gegenüber  früher,  wesentliche  Vorteile. 

Eine  Vervollständigung  der  bestehenden  Einrichtung  in  ihrer  äussern 
Form  wäre  nur  dann  zu  empfehlen,  wenn  dieselbe  aus  privater  Initi- 
ative angeregt  würde.  In  diesem  Fall  wäre  eine  Unterstützung  durch 
den  Bund  in  der  Erwartung  wünschbar,  dass  hiedurch  ausschlieslich 
die  vaterländischen  Interessen  gefördert  würden. 

2.  Was  die  materielle  Ergänzung  der  gegenwärtigen  Organisation  anbe- 
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langt,  so  litsst  sich  nicht  verkennen,  dass  in  sämtlichen  Staaten  die 
betr.  Reg.  es  sich  zur  Pflicht  machen,  die  Privattätigkeit  kräftig  zu  unter- 
stützen, und  zwar  einerseits  zur  Behauptung  des  funem  Marktes  durch 
Vermehrung  der  Zollschwierigkeiten  und  andrerseits  zur  Gewinnung  des 
äussern  Marktes  durch  zuverlässige  Handelsberichte  und  Zuwendung 
von  bedeutenden  Unterstützungen  an  Handelsschulen,  Industriemuseen 
und  Mustersammlungen. 

Es  wird  deshalb  bei  der  eminenten  Wichtigkeit  des  Schweiz.  Ex- 
ports und  dessen  erschwerten  Absatzbedingungen  als  Pflicht  der  BBe- 
hörden  erachtet,  die  bezüglichen  Interessen  zu  wahren,  hauptsächlich 
da,  wo  die  private  Tätigkeit  nicht  ausreicht. 
3.  Die  Organisation  der  Vertretung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Schweiz  im  Inlande  selbst  hat  sich  noch  fester  zu  gestalten.  Es  lässt 
sich  dies  dadurch  erreichen,  dass  die  industriellen  und  gewerblichen 
K0rper8chaft;en  eine  noch  regere  Tätigkeit  als  bis  anhin  entwickeln, 
und  dass  Behörden  und  Interessenten  ihren  Bestrebungen  das  nötige 
Entgegenkommen  beweisen.  B  1884  III  86. 

Die  eidg.  Konsuln. 

156«  Wiewol  die  Schweiz.  Konsuln  laut  Art.  16,  Abs.  2  des 
Konsularregl.  vom  26.  Mai  1875  (A.  S.  n.  F.  1  532,  Wolf  II  335) 
gehalten  sind,  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  den  Handel  und  Verkehr 
zwischen  der  Schweiz  und  ihren  Konsulärbezirken  zu  heben,  sowie 
die  denselben  drohenden  Gefahren  und  Nachteile  abzuwenden,  so 
darf  daraus  doch  nicht  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  sie  als  ein- 
fache AuskunftsbUreaux  behandelt  werden  können.  Der  BR  hat  aller- 
dings nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  die  Schweiz.  Konsuln  auf 
Auskunftsbegehren,  welche  direkt  von  Schweiz.  Kaufleuten  ausgehen, 
Auskunft  erteilen,  jedoch  überlässt  er  es  den  Konsuln,  zu  beurteilen, 
wie  weit  und  in  welchen  Fällen  sie  dies  zu  tun  für  gut  finden. 

BR  im  B  1885  III  860. 

157»  In  Vollziehung  des  italienischen  Gesetzes  vom  10.  Okt.  1873 
wurden  auch  die  Schweiz.  Konsuln  in  Italien  eingeladen,  ihre  Pferde 
und  Maulesel  der  Militärbehörde  zu  präsentiren  und  einschätzen  zu 
lassen.  Es  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  diese  Massregel  ange- 
sichts von  Art.  4  des  Niederlassungsvertrages  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  vom  22.  Juli  1868,  wonach  die  beidseitigen  Angehörigen 
von  allen  Geld-  und  Naturalleistungen,  welche  als  Ersatz  für  den 
persönlichen  Militärdienst  auferlegt  werden,  sowie  von  militärischen 
Bequisitionen  befreit  sein  sollen,  zulässig  sei.  Der  BR  bejahte  diese 
Frage,  indem  es  sich  nicht  um  förmliche  Leistung  oder  Requisition 
mit  Vermögenseinbusse  von  Seite  der  Schweizer  handle,  sondern 
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lediglich  event.  um  eine  Expropriation  gegen  Bezahlung  des  Schätzuogs- 
preises,  welches  Becht  auch  die  Schweiz  gegenüber  den  Italienern, 
die  hier  wohnen  (mit  Einschluss  der  Konsuln),  beanspruche. 

B  1879  n  582. 

138«  Art.  10  des  Niederlassungsvertrages  zwischen  der  Schweiz 
und  Bussland  vom  14.,  26.  Dez.  1872  erkennt  den  Schweiz.  Konsuln 
die  nämlichen  Vorrechte,  Vollmachten,  Vergünstigungen  und  Immuni- 
täten zu,  deren  die  Konsuln  der  meistbegünstigten  Nation  teilhaftig 
sind  oder  noch  werden  könnten.  Die  Schweiz.  Konsuln  in  Russland 
können  darnach  die  den  französischen  Konsuln  gemäs  Art.  20  des 
franz.-russischen  Nieder!.- Vertrages  vom  Jahre  1857  eingeräumten, 
sehr  ausgedehnten  Kompetenzen  in  Erbschaftsliquidationen  für  sich 
in  Anspruch  nehmen.  B  1875  il  21. 

Im  Jahre  1882  legte  die  russische  Gesandtschaft  dem  BR  den  Entw.  einer 
Uebereinkunft  vor,  bezweckend  die  Regelang  der  Eonsularkompetenz  für  Liqui- 
dation von  Erbschaften  der  in  der  Schweiz  verstorbenen  Russen  und  der  in 
Rusaland  verstorbenen  Schweizer;  der  Entw.  bereitete  nicht  unbedeutende 
Schwierigkeiten;  es  wurde  ihm  keine  weitere  Folge  gegeben.         B  1883  II  6. 

159*  Das  Schweiz.  Konsulat  in  Mailand  beantragte  bei  der 
italienischen  Behörde  die  Verhaftung  und  Abschiebung  des  F.  Isliker 
aus  Alten  (Zürich)  an  die  Schweizergrenze.  Dieses  Individuum  war 
einer  Zwangsanstalt  der  Schweiz,  woselbst  es  wegen  Landstreicherei 
und  Arbeitsscheu  untergebracht  war,  entwichen  und  trieb  sich  in 
Italien  mit  Betteln  herum. 

Diese  Anträge  waren  unzulässig,  das  Konsulat  hätte  sich  dar- 
auf beschränken  sollen,  das  Individuum  der  mailändischen  Polizei 
zu  signalisiren.  B  1887  II  734. 

160.    Die  Schweiz.  Konsuln  in  Japan. 

Durch  Beschl.  des  BR  vom  14.  Febr.  1866  ist  dem  Schweiz.  Gene- 
ralkonsul in  Japan  eine  besondere  Anleitung  über  seine  Stellung  zu- 
gestellt worden.  In  dieser  Anleitung  wird  zwar  der  Generalkonsul 
auf  das  Reglement  für  Schweiz.  Konsuln  verwiesen,  welches  auch 
für  ihn  Regel  sein  soll  (Art.  7),  ausserdem  werden  ihm  folgende 
Punkte  zur  Beobachtung  anempfohlen: 

§  1.  Es  wird  derselbe  seine  Ernennung  zum  Generalkonsul  der 
Reg.  von  Japan  in  üblicher  Weise,  und  zwar  zuerst  schriftlich  und 
unter  Zustellung  einer  Abschrift  seines  Kreditivs,  und  sodann  auch 
mündlich  in  der  ihm  hiefür  eröffneten  Audienz  zur  Kenntnis  bringen. 
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Er  wird  ferner  seine  Ernennung  zum  Generalkonsul  der  Schweiz 
den  Schweiz.  Konsularagenten  in  Japan,  sowie  im  fernem  auch  den 
in  Japan  residirenden  diplomat.  Vertretern  und  Konsuln  auswärtiger 
Staaten  in  der  in  solchen  Fällen  üblichen  Weise  schriftlich  notifi- 
ziren  und  sich  mit  denselben  in  gehöriges,  gutes  Einvernehmen 
setzen. 

§  2.  Er  wird  sich  die  Wahrung  der  Interessen  der  Eidgenossen- 
schaft und,  im  Speziellen,  diejenigen  der  nach  Japan  kommenden 
Schweizer  zur  Richtschnur  nehmen  und  denselben  nach  Kräften 
seinen  Schutz  angedeihen  lassen. 

§  3.  Was  den  Verkehr  mit  der  japanesischen  Reg.  anbetrifft, 
so  soll  der  Generalkonsul  bei  allen  wichtigem  und  schwierigem 
Fragen,  sobald  keine  Gefahr  im  Verzuge  liegt,  unter  einläslicher 
Darlegung  der  Sache,  bei  dem  BR  um  Instruktionserteilung  ein- 
kommen.  Erlauben  Zeit  und  Umstände  eine  solche  Einfrage  nicht, 
so  mag  er  sich  mit  den  Vertretern  befreundeter  Staaten  und  mit 
einsichtigen  Mitgliedern  der  Schweizerkolonie  in  Japan  beraten  und 
nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  handeln,  dem  BR  aber  sofort 
über  das  Geschehene  Bericht  erstatten. 

Gegenstände,  welche  Ausgaben  für  den  Bund  nach  sich  ziehen, 
kann  er  nicht  in  Angriff  nehmen,  ohne  dass  ihm  vom  BR  vorher 
nicht  der  nötige  Kredit  eröffnet  worden  wäre. 

§  4.  In  Betreff  der  von  der  japanesischen  Reg.  zu  Gunsten 
der  Schweiz  bewilligten  Landkonzessionen  hat  der  Generalkonsul 
sein  Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass  die  zu  vergebenden  Loose 
nicht  ein  Gegenstand  der  Spekulation  für  Solche  werden,  die 
sie  Mos  in  der  Absicht  einer  vorteilhaften  Wiederentäusserung 
acquiriren  möchten.  Er  wird  sich  vielmehr  bestreben,  dass  diese 
Loose,  ihrer  Bestimmung  gemäs,  zur  Ansiedlung  der  sich  in  Japan 
niederlassenden  Schweizer  Verwendung  finden,  und  dass  auch  auf 
später  ankommende  Schweiz.  Landsleute  Bedacht  genommen  werde. 

§  5.  Bei  Ausübung  der  Jurisdiktion  soll  der  Generalkonsul 
sich  jedesmal  einige  seiner  Landsleute  als  Gerichtsbeisitzer  beiord- 
nen und  die  in  der  Schweiz  geltenden  allgemeinen  Rechtsgrundsätze, 
sowie  die  Platz-Usancen  zur  Richtschnur  nehmen. 

§  6.  Seine  amtliche  Verbindung  mit  dem  Mutterlande  hat  er 
unter  der  Adresse  an  den  BR  zu  unterhalten  und  dieser  Behörde  von 
Zeit  zu  Zeit  über  den  Stand  der  Angelegenheiten  in  Japan  Bericht 
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:    '  zu  erstatten.    Einfache  Handelsberichte  mag  er  an   das  Handels - 

^    '  und  Zolldepartement  adressiren.  — 

\  Die  Stellung  des  Generalkonsuls  in  Bezug  auf  die  Ausübung 

der  Jurisdiktionsbefugnisse,  welche  durch  die  Art.  5,  6  und  7  des 
Freundschafts-  und  Handelsvertrages  der  Schweiz  mit  Japan  vom 
6.  Febr.  1864  (A.  S.  VHI  683)  den  Schweiz.  Konsularbeamten  ein- 
geräumt sind,  wird  durch  §  5  dieser  Anleitung  umschrieben. 
Dieser  §«5  hat  durch  ein  Kreisschr.  des  BR  vom  11.  Juli  1882  an 
die  Schweiz.  Konsularbeamten  in  Japan  eine  weitere  Ausführung 
erfahren. 

Der  Schweiz.  Generalkonsul  hatte  nämlich  wiederholt  die  Auf- 
merksamkeit des  BR  auf  das  Ungenügende  der  Bestimmungen  des 
erwähnten  §  5  hingelenkt.  Der  BR  bemerkt  zunächst,  dass  die 
Art.  5,  6  und  7  des  Vertrags  zwischen  der  Schweiz  und  Japan  von 
den  a Schweiz.  Behörden]),  von  den  «Schweiz.  Konsularbeamten» 
und  von  der  c  Schweiz.  Konsularbehörde »  sprechen.  Darnach  steht 
die  Ausübung  der  Jurisdiktion  den  Schweiz.  Konsularbeamten  ohne 
Unterschied  des  Grades  zu.  Der  in  Frage  stehende  §  5  gilt  dem- 
nach nicht  nur  für  das  Generalkonsulat,  dem  die  Anleitung  im 
Jahre  1866  erteilt  worden  ist,  sondern  auch  für  das  Schweiz.  Vice- 
Konsulat  in  Hiogo-Osaka  und  für  jede  andere  Konsularstelle,  welche 
die  Eidg.  in  der  Folge  in  Japan  schaffen  könnte. 

Hierauf  fährt  der  BR  fort: 

Der  KoDsnlar-Gerichtshof  muss  dem  §  5  entsprechend  konstituirt 
werden.  Er  besteht  aus  dem  Konsularbeamten,  der  den  Vorsitz  ftihrt, 
und  aus  den  Beisitzern,  in  der  Zahl  von  regelmässig  zwei  bis  höchstens 
vier,   die  für  jeden  Spezialfall  vom  Konsularbeamten   ernannt  werden. 

In  Bezug  auf  das  Gerichtsverfahren  werden  Sie  sich  sowol  an  die 
Gebräuche  halten,  die  Sie  bisher  befolgten,  als  an  die  Bestimmungen 
des  BG  vom  22.  Nov.  1850  über  das  Verfahren  bei  dem  BGer.  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  (A.  S.  H  73),  soweit  diese  Bestimmungen 
unter  den  besondern  Verhältnissen  Ihrer  Jurisdiktion  anwendbar  sein 
können. 

In  allen  civilrechtlichen  Fragen,  welche  durch  das  BG  über  das 
Obligationenrecht,  durch  das  BG  über  die  Handlungsfähigkeit  oder  durch 
andere  BG  behandelt  sind,  haben  Sie  diese  Gesetze  in  Anwendung  zu 
bringen. 

Sie  werden  ein  Handelsregister  für  Ihren  Konsularkreis  halten  und, 
auf  Kosten  der  Beteiligten,  in  einem  Journal  Ihres  Platzes  oder  durch 
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Anschlag  an  der  Türe  des  Konsulats,  alle  Publikationen  vornehmen 
lassen,  welche  nach  dem  Obligationenrecht  im  Handels-Amtsblatte  statt- 
finden sollten. 

In  civilrechtlichen  Fragen,  welche  Gegenstand  kantonalei*  Gesetz- 
gebungen sind,  haben  Sie  das  Gesetz  des  Heimatkantons  des  Inte  residenten 
oder  Torkommendenfalls  des  Beklagten  anzuwenden ;  es  wäre  denn^  dass 
Lokalgebräuche  bestünden,  deren  Beobachtung  alsdann  vorzuziehen  sein 
dürfte;  für  Statusfragen  ist  stets  das  Gesetz  des  Heimatkantons  mass- 
gebend .  .  .*) 

Welche  Kompetenz  hat  nun  der  Konsularbeamte  in  Strafsachen,  und 
welches  Gesetz  soll  er  anwenden?  Die  Konsularkompetenz  in  Strafsachen 
ist  durch  keinerlei  vertragliche,  gesetzliche  oder  Reglements-Besf.miitiung 
beschränkt  (vgl.  Art.  6  des  Vei-trages  vom  Jahre  1864). 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  das  Strafgesetz  des  Heimatkantons 
des  Angeklagten  als  die  rationellste  Grundlage  für  diesen  Teil  der  Kod- 
sularjurisdiktion.  Eine  nähere  Prüfung  dieser  Frage  hat  uns  jedoch  dahin 
gefuhrt,  derselben  eine  andere  Lösung  zu  geben.  Das  Strafgesetz  ist 
nämlich  wesentlich  ein  Territorialgesetz,  d.  h.  ein  Gesetz,  das  auf  sämt- 
liche, innerhalb  eines  gegebenen  Territoriums  vorgefallenen  ^'ergehen 
angewendet  werden  soll,  und  es  nimmt  im  allgemeinen,  entgegen  den 
Civilgesetzen  über  Personalstatus,  keine  Rücksicht  auf  Heimatgeh  ürigkeit 
der  Angeklagten.  So  trifft  es  sich  z.  B.,  dass  im  Kanton  Waadt  ein 
und  das  nämliche  Vergehen,  von  Bürgern  dreier  verschiedener  Kantone 
unabhängig  von  einander  begangen,  allen  gegenüber  mit  der  gleichen 
Strafe  geahndet  wird,  während  das  gleiche  Vergehen,  von  drei  Waadt- 
ländem  unabhängig  von  einander  in  drei  verschiedenen  Kantonen  be- 
gangen, sehr  verschiedenen  Strafen  unterliegt.  Es  kann  selbst  der  Fall 
vorkommen,  dass  im  einen  Kanton  eine  Handlung  als  Vergelien  gilt 
und  bestraft  wird,  während  sie  in  einem  benachbarten  Kanton  nur  /u 
einer  Civilklage  Anlass  gibt. 

Diese  Verschiedenheiten  in  der  Gesetzgebung  erklären  sich  durch 
die  Verschiedenheiten,  welche  in  der  Geschieht«,  in  den  üeberlieferungen 


*)  Mit  dem  Inkrafttreten  des  eidg.  Konkurs-  und  Betreibungsg^^^etze«  ist 
dieses  gleich  wie  das  eidg.  Obligationenrecht  und  andere  BG  anzuwenden  i  es 
fallt  dann  auch  die  praktische  Anwendung  des  folgenden  Absatzes  de^  Kraia- 
schreibens  dahin:  In  Schuldbetreibungssachen  wird  der  Konsular-G^ritht^hof 
stets  auf  die  Mittel  bedacht  sein,  welche  dem  Gläubiger  am  schnellsten  zur 
Bezahlung  verhelfen  können.  Zur  Failliterklärung  ist  nur  mit  vieler  Vorsicht 
zu  schreiten.  Immerhin  ist  dieses  Mittel  in  Anwendung  zu  bringen^  wenn  der 
verfolgte  Schuldner  entfernte  Gläubiger  hat,  oder  wenn  derselbe  durch  betrüge 
rische  Handlungen  einen  Gläubiger  zum  Schaden  der  andern  begünstigt^  wie  z.  B^ 
durch  Zahlungen  in  Waaren  oder  vor  Verfallzeit,  oder  durch  Pfandbest^llungen. 
fOr  Forderungen,  die  anfänglich  ohne  solche  Garantien  begründet  worden  sind* 
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und  Sitten  unserer  Kantone  zu  Tage  treten.  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Rache;  dass  das  Strafgericht  und  die  daherige  Doktrin  in  Genf  eine 
andere  Entwickelung  nehmen  mussten,  als  z.  B.  im  Kanton  üri. 

Diese  Verschiedenheit  in  der  Strafgesetzgebung  müsste  zur  Folge 
haben,  dass,  wenn  unsere  Konsular-Gerichtshöfe  in  Japan  das  Gesetz 
des  Heimatkantons  des  Angeklagten  anwenden  würden,  die  gleiche  Hand- 
lang ganz  yerschiedenen  Strafen  unterliegen  könnte,  je  nachdem  sie 
von  einem  Bürger  dieses  oder  jenes  Kantons  begangen  worden  wäre. 
Noch  mehr:  es  könnten  zwei  Individuen  ein  gemeinsames  Verbrechen 
eiöverständlich  begangen  haben  und  gleich  strafbar  befunden  worden 
sein,  und  doch  müssten  dieselben  verschieden  bestraft  werden,  weil  der 
eine  z.  B.  ein  Berner,  der  andere  ein  Genfer  wäre. 

Wenn  es  sich  noch  begreifen  und  mit  Gründen  belegen  lässt,  dass 
<ia3  nämliche  Vergehen  in  zwei  verschiedenen  Kantonen  mit  verschiedenen 
Strafen  belegt  wird,  so  leuchtet  es  dagegen  weniger  ein,  dass  die  gleiche 
Handlung  an  einem  und  demselben  Orte  verschiedenen  Strafen  sollte 
anterliegen  können. 

Die  Schweizer  sind  in  Japan  wie  die  andern  Fremden  der  Exterri- 
torialität teilhaftig  und  entgehen  daher  in  Strafsachen  der  japanesischen 
tFustiz  und  den  dortigeh  Gesetzen.  Es  ist  offenbar  etwas  Abnormes,  dass 
das  gleiche  Vergehen,  begangen  in  Yokohama  durch  einen  Engländer, 
einen  Franzosen  und  einen  Deutschen,  drei  verschiedenen  Strafen  unter- 
liegen kann.  Diese  Anomalie  ist  mit  ernstlichen  üebelständen  verbunden  ; 
diese  verschwinden  aber  noch  im  Vergleiche  zu  der  Gefahr,  die  sich 
darbieten  würde,  wenn  man  die  Fremden  der  genannten  Justiz  und 
Gesetzgebung  unterwerfen  würde.  Wir  halten  es  indessen  nicht  für  notig, 
ilie  Buntschekigkeit  der  in  Japan  für  die  Fremden  geltenden  Strafgesetz- 
gebungen noch  durch  Anwendung  unserer  25  kantonalen  Gesetzgebungen 
zu  vermehren.  Die  Gerechtigkeit  erfordert,  dass  das  gleiche  Vergehen 
iio  weit  möglich  in  der  gleichen  Weise  bestraft  werde,  wenn  es  am 
gleichen  Orte  und  unter  den  nämlichen  Umständen  begangen  worden  ist. 

In  Strafsachen  sollte  unseres  Erachtens  der  Schweizerbtlrger  in 
■lapan  nor  als  Schweizerbürger,  und  nicht  als  Bürger  dieses  oder  jenes 
Kantons  angesehen  werden,  und  wäre  es  in  jeder  Hinsicht  angemessen, 
in  Japan   für   unsere   Staatsangehörigen   nur  ein  Strafgesetz  zu  haben. 

Welches  Gesetz  soll  aber  angenommen  werden,  wenn  man  auf  das 
Gesetz  des  Heimatkantons  verzichtet?  Das  eidg.  Strafgesetzbuch  vom 
Jahre  1853  behandelt  gemeinrechtliche  Vergehen  nicht,  und  das  eidg. 
llilitärstrafgesetzbuch  ist  natürlich  von  speziell  militärischem  Gesichts- 
punkte aus  abgefasst. 

Wir  haben  uns  unter  den  zahlreichen  Handbüchern  über  Strafrecht 
nach   einem   solchen   umgesehen,   welches,   in  einfacher  und  gedrängter 
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Form,  Ihnen  als  Leitfaden  für  die,  übrigens  sebr  seltenen,  Fälle  dienen 
könnte,  wo  der  Konsular-Gerichtshof  Delinquenten  zu  bestrafen  hat? 
und  es  ist  dann  unsere  Wahl  auf  das  Werk  von  Berner  gefallen:  t Lehr- 
buch des  deutschen  Strafrechts.  >  Dieses  Werk,  welches  bei  den  Juristen 
und  Anwälten  einen  verdienten  Ruf  geniesst,  wird  Ihnen  alle  Andeu- 
tungen, deren  Sie  bedürfen,  an  die  Hand  geben.  Cebrigeua  werden  Sie 
natürlich,  was  die  dort  angegebenen,  dem  deutscheu  Rechte  entnommenen 
Strafen  betrifft,  stets  unter  das  Minimum  derselben  herabgehen  künuen, 
in  keinem  Falle  aber  die  Todesstrafe  aussprechen. 

Wenn  es  sich  um  Fälle  handelt,  die  in  lokalen  Vorschriften  oder 
Gebräuchen  vorgesehen  sind,  so  sind  diese  massgebend. 

Die  von  den  Konsulargerichtshöfen  gemäs  g  5  der  Anleitung  aus- 
gefällten Urteile  sind  sofort  vollziehbar,  selbst  wenn  dagegen  an  den 
BR  rekurrirt  wird,  üebrigens  werden  Sie  imniei>  in  jedem  Stadium 
einer  Angelegenheit,  bei  jedem  Spezialfälle,  Instruktionen  bei  uds  ein- 
holen können.  In  Strafsachen  würde  es  sich  in  einem  solchen  Falle  em- 
pfehlen, den  Angeklagten  vorläufig,  gegen  eine  genügende  KaatloRi  in 
Freiheit  zu  lassen. 

Wir  ermächtigen  Sie  übrigens  überhaupt,  in  allen  dringenden,  durch 
das  Konsular-Reglement  nicht  vorgesehenen  Fällen  diejenigen  Vorschriften 
von  Ihnen  aus  zu  erlassen  und  provisorisch  in  Anwendung  zu  bringen, 
welche  Sie  im  Interesse  unserer  Staatsangehörigen,  die  sich  in  Ihrem 
Jurisdiktionskreise  befinden,  für  nötig  erachten  mögen  j  unter  der  Be- 
dingung jedesmaliger  sofortiger  Kenntnisgabe  hievon  an  ans  durch  ein- 
läslichen  Bericht.  Vgl.  B  1B83  II  14. 

XIT.  Verbot  der  Annabme  von  Orden  auswärtiger  Begiemogen. 

161.  Bei  Gelegenheit  der  Pariser  Weltausstellung  im  Jahr  1889 
war  seitens  der  französischen  Reg.  in  Aussicht  genommen  wordeü, 
mehrere  Schweizer  mit  dem  Kreuz  der  Ehrenlegion  zu  dekorireo. 
Einige  der  für  diese  Auszeichnung  vorgeschlagenen  Schweizer  er- 
klärten, sie  seien  gemäs  Art.  12  der  BV  nicht  befugt,  die  Auszeich- 
nung anzunehmen.  Die  französische  Reg.  erbat  sich  deshalb  Auskunft 
über  die  Tragweite  der  in  Art.  12  der  BV  niedergelegten  Bestim- 
mung. Mit  Zustimmung  des  BR  erklärte  jedoch  die  Bchwciz.  Ge- 
sandtschaft in  Paris  der  französischen  Reg.,  dass  sie  nicht  in  der 
Lage  sei,  weder  diejenigen  Schweizerbürger,  welche  dekorirt  werden 
könnten,  noch  diejenigen,  welche  nicht  dekorirt  werden  künnteUj  zu 
bezeichnen. 

Offenbar  kann  es  nicht  Sache  des  BR  oder  der  Vertreter  der 
Eidg.  im  Auslande  sein,  bei  Gesuchen  um  fremde  Orden  seitens 
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Schweiz.  Staatsangehöriger  oder  bei  Verleihung  von  Orden  an  solche 
vorher  gutachtlichen  Bericht  zu  erstatten,  ob  diese  Auszeichnungen 
zulässig  seien  oder  nicht;  denn  es  würde  dies  den  BR  zu  der  sonder- 
baren Verpflichtung  führen,  als  Titel  für  solche  Ordensverleihungen 
die  Tatsache  geltend  zu  machen,  dass  ein  Schweizerbürger  weder 
als  eidg.  Beamter,  noch  als  Soldat  des  Auszuges,  der  Landwehr  oder 
des  Landsturmes  seinem  Vaterlande  Dienste  leiste. 

B  1890  n  403;  vom  Bß  im  Jahre  1890  wiederholt,  B  1891  I  791. 
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2.  Kapitel. 

Die  Verantwoiiliflikeit  der  Bnndesbehördfii 
und  BiHidesbeamten. 

162.  Civilrechtliche  Verantwortlichkeit  des  BE.  Den 
31.  März  1876  erliess  der  BR  an  die  eidg.  Stände  ein  Kreissclir. 
des  Inhaltes: 

Die  Answanderungsagentur  Christ- Simener  in  Genf  hat  ia  Zeitungen 
der  Westschweiz  eine  Anzeige  veröffentlicht,  nach  welcher  sie  im  Falle 
wäre,  Answandemngslnstigen  die  üeberfahrt  nach  der  bräsÜlLitiisehen 
Provinz  Paranä  zu  besonders  günstigen  Bedingungen  zu  vermitteln.  Wir 
haben  uns  veranlasst  gefnnden,  über  besagte  Agentur  und  über  die  Zu- 
verlässigkeit ihrer  Anerbietungen  nähere  Erkundigungen  zu  pSegen.  l^as 
Ergebnis  derselben  ist  derart,  dass  in  diese  Anerbietungen  kein  Vei- 
trauen  gesetzt  werden  kann,  vielmehr  zu  befürchten  ist,  es  d  ürften  si(*U 
diejenigen,  welche  mit  besagter  Agentur  Verträge  für  die  ProvinK  Parana 
abschliessen  würden,  schweren  Enttäuschungen  ausgesetzt  seheju 

Wir  erachten  es  demnach  in  unserer  Pflicht,  die  KReg.  auf  den 
Sachverhalt  aufinerksam  zu  machen,  damit  sie  vor  Vertragsabschlüssen  auf 
Grund  der  Eingangs  erwähnten  Anzeige  in  geeignet  erachteter  Weise  m 
warnen  im  Falle  seien.  B  1876  f  920. 

Durch  Kreisschr.  vom  28.  Dez.  1876  gab  der  BR  den  KReg, 
Kenntnis  von  einem  der  genannten  Auswanderungsagentur  Christ- 
Simener  zur  Last  fallenden  Vorfall  bezüglich  der  Spedition  eines 
Auswanderers  nach  Rio  de  Janeiro.  Der  BR  fügte  bei: 

Da  das  im  Art.  84  der  BV  vorgesehene  Auswanderungsgeset?.  noch 
nicht  erlassen  ist  und  eidg.  Strafbestinunungeii  gegen  das  unerlau1>te 
Treiben  von  Auswanderungsagenturen,  wie  sie  in  jenem  Gesetze  werden 
aufgestellt  werden,  noch  nicht  bestehen,  so  steht  uns  zur  Wahrung  der 
Interessen  der  Auswanderer  vorläufig  kein  Mittel  zu  Gebote  als  das, 
derartige  verwerfliche  Handlungen,  welche  aus  sicherer  Quelle  zu  unserer 
Kenntnis  gelangen,  an  die  Oeffentlichkeit  zu  bringen.  Von  diesem  Mittel 
machen  wir  denn  auch  hiemit  Gebrauch,  indem  wir  Sie  ersuebeu,  daflh- 
zu  sorgen,  dass  dieses  Kreisschr.  und  die  demselben  zu  Grunde  liegenden 
Aktenstücke  genügende  Verbreitung  erlangen.  j^  1877  I  83. 
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Schon  vor  Erlass  des  zweiten  Kreisschr.  machte  Christ-Simener 
mit  Klage  vom  25.  Aug.  1876  eine  Schadenersatzforderung  wegen 
des  Kreisschr.  des  BR  vom  31.  März  1876  gegen  die  Eidg.  beim 
BGer.  im  Betrag  von  Fr.  10,000  geltend,  und  zwar  gestützt  auf 
Art.  27,  Ziflf  2  des  Organisat-Ges.  vom  27.  Juni  1874.  Dieser  Klage 
gegenüber  erhob  der  BR  die  Einrede  der  Inkompetenz  des  BGer., 
gestützt  auf  Art.  59,  Ziff.  8  des  genannten  BG  vom  27.  Juni  1874. 
Mit  Urteil  vom  15.  Dez.  1876  erklärte  sich  zwar  das  BGer.  zur 
Entscheidung  kompetent,  gestützt  auf  das  BG  vom  9.  Dez.  1850  über 
die  Verantwortlichkeit  der  eidg.  Behörden  und  Beamten,  trat  aber 
z.  Z.  auf  die  Klage  nicht  ein,  weil  Kläger  nicht  den  Bestimmungen 
dieses  BG  (Art.  32,  33)  gemäs  vorgegangen  sei  (BGer-Entsch.  1876 
II  512). 

Christ-Simener  gelangte  hierauf  den  5.  März  1877  an  die  BVers. 
und  verlangte,  dass  die  BVers.  über  das  Kreisschr.  vom  31.  März 
1876,  sowie  über  das  inzwischen  erlassene  vom  28.  Dez.  1876  BeschL 
fassen  möchte.  Die  BVers.  aber  in  Erwägung: 

1.  dass  der  Petent  offenbar  eine  Entscheidung  darüber  wünscht^ 
ob  seiner  Civilklage  gegen  den  BR  resp.^dessen  Mitglieder  Folge  zu 
geben  und  diese  Klage  zur  Erledigang  an  das  BGer.  zu  überweisen  sei; 

2.  dass  der  BR  bei  Erlass  des  angefochtenen  Kreisschr.  durch- 
aus formell  und  sachlich  richtig  gehandelt  hat; 

in  Anwendung  von  Art  32,  20,  21  und  83  des  BG  über  die 
Verantwortlichkeit  der  eidg.  Behörden  und  Beamten  vom  9.  Dez.  1850, 

beschloss  den  20.,  27.  März  1877: 

Der  Klage  des  Christ-Simener  in  Genf  gegen  den  Bß  resp.  die 
Mitglieder  des  BR  auf  Schadenersatz  wird  keine  Folge  gegeben. 

B  1877  I  597. 

Den  26.  April  1877  erneuerte  Christ-Simener  beim  BGer.  die 
Schadenersatzforderung  gegen  die  Eidg.,  indem  er  dieselbe  wegen 
des  zweiten  Kreisschr.  auf  Fr.  20,000  erhöhte.  Das  BGer.  trat  mit 
Urteil  vom  22.  Dez.  1877  auf  diese  verspätete  Modifizirung  des 
Rechtsbegehrens  (Erhöhung  um  Fr.  10,000)  nicht  ein,  wies  aber  die 
Schadenersatzforderung  von  Fr.  10,000  als  unbegründet  ab  (BGer- 
Entsch.  1877  III  758). 

Ber.  der  Petitionskomm.  des  NR  (Lurati)  vom  15.  März  1877,  B  1877  I  573, 

II  90;  1878  I  334,  II  586. 
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Die  Kompetenzausscheidung  zwisclieii  Biiitdesral  luiil 
Bundesgericht. 

BG  über  die  Org.  d.  BRechtspflege  vom  27.  Juni  1874*),  erlasHem  In  AuifÜh* 
rung  der  Art.  106—114  der  BV  und  in  Abäjiderunif  dea  B<.i  vom  5,  Jiani 
1849  (A.  S.  I  65,  Wolf  I  392),  bes.  Art.  59 ;  A.  S.  n.  F.  136;  Wolf  I  Sm. 
Vgl.  No.  48,  40»  58,  t§6,  805,  88§,  179  ü\ 

163.  In  dem  Entw.  eines  BG  über  die  Organisation  der  Rechts- 
pflege vom  23.  Mai  1874  schlug  der  BR  die  Bestimmung  in  Art*  53  vor: 

Dass  das  BGer.  Beschwerden  zu  beurteilen  habe,  in  welchen  eine 
Verletzung  derjenigen  Rechte,  welche  durch  die  BV  und  die  in  Aus- 
führung derselben  erlassenen  BG  oder  durch  die  KV  gewährleistet  sind^ 
geltend  gema<)ht  werde,  sowie  solche,  welche  wegen  Verleteung  von 
Konkordaten  und  Verkommnissen  unter  den  Kantonen,  sowie  von  St^ats- 
vertragen  mit  dem  Auslande  eingereicht  werden,  vorausgesetzt,  dass 
diese  Beschwerden  gegen  Verfugungen  kantonaler  Behörden  gerichtet 
sind  und  innerhalb  sechzig  Tagen,  von  Eröflfiiung  der  letztem  an  ge- 
rechnet, eingereicht  werden.  Ausgenommen  sind  Beschwerden  und  An- 
stände, welche  sich  auf  folgende  Bestimmungen  der  BV  bezieben  und 
nach  Art.  118,  Abs.  2  derselben  durch  den  BH  bezw.  durch  die  BVers. 
(Art.  85,  Ziff.  12  der  BV)  zu  entscheiden  sind; 

1.  Art.  27,  Abs.  2  und  3  betr.  das  Schulwesen  der  Kantone; 

2.  Art.  31  betr.  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit; 

3.  Art.  31  und  82  betr.  die  noch  anerkannten  Vevbrauchssteueni 
und  die  Eingangsgebühren  von  Wein  und  andern  geistigen  Ge- 
tränken ; 

4.  Art.  43  betr.  die  Rechte  der  Niedergelassenen ; 

5.  Art.  60,  Abs.  3  betr.  die  Bildung  und  Trennung  der  Keligions- 
genossenschaften,  insoweit  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes  zu 
erledigen  sind; 

»)  Anregung  zur  Rev.  dieses  Ges.  vgl.  B  1883  H  833,  1890  I  78^  U  129, 
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6.  Art.  53  betr.  Civilstand  und  Begräbnisplätze,  insoweit  die  Er- 
ledigung durch  die  Gesetzgebung  den  vollziehenden  Behörden 
zugewiesen  wird. 

Gleichermassen  sind  dem  Entscheide  des  BR  bezw.  der  BVers» 
unterstellt: 

7.  Beschwerden  über  die  Anwendung  der  in  den  Art.  24,  25,  33, 
34,  39,  40  und  69  der  BV  vorgesehenen  BG; 

8.  Beschwerden  gegen  die  Giltigkeit  kantonaler  Wahlen  und  Ab- 
Stimmungen ; 

9.  Anstände,  herrührend  aus  denjenigen  Bestimmungen  der  Staats- 
vertrage  mit  dem  Auslande,  welche  sich  auf  Handels-  und  Zoll- 
verhältnisse,  Patentgebühren,  Niederlassung,  Befreiung  vom 
Militärpflichtersatz  und  Freizügigkeit  beziehen.       B  1874  I  1095. 

Zur  Begründung  der  vorgeBchlagenen  Eompetenzausscheidung 
zwischen  BR  und  BGer.  enthält  die  Botsch.  des  BR  folgende  Be- 
merkungen: 

Es  boten  sich  für  die  Ausscheidung  der  Kompetenzen  des  BR  und 
BGer.  zwei  Wege  dar:  entweder  konnten  alle  diejenigen  Rekurse,  welche 
das  BGer.  beurteilen  soll,  speziell  aufgezählt  werden,  in  der  Meinung, 
dass  dann  alle  übrigen  dem  BR  und  in  zweiter  Instanz  der  BVers.  ver> 
blieben ;  oder  man  konnte  die  Jurisdiktion  des  BGer.  als  Regel  hinstellen 
und  sodann  als  Ausnahmen  die  Fälle  aufzählen,  welche  als  c Admini- 
strativstreitigkeiten >  vom  BR  zu  entscheiden  sind.  Wenn  wir  den  letztem 
Weg  einschlugen,  so  geschah  es  wesentlich  aus  dem  Grunde,  weil  sich  die 
beiden  Systeme  bereits  in  der  Verhandlung  des  NR  vom  5.  Febr.  1872,  aus 
welcher  der  gegenwärtige  Art.  113  der  BV  hervorgegangen  ist,  gegen- 
übergestanden  sind,  und  weil  der  Antrag,  welcher  die  Mehrheit  erhielt, 
in  dem  Sinne  interpretirt  wurde,  wie  wir  ihn  nun  ausgeführt  haben 
(vgl.  das  gedruckte  Protokoll  der  BV-Revisionsverh.  S.  500  u.  ff.). 

Handelt  es  sich  nun  also  darum,  in  dem  vorliegenden  Entw^blos 
die  Attribute  des  BR  in  Rekurssachen  festzustellen,  in  der  Meinung, 
dass  alle  andern  hier  nicht  genannten  Beschwerden  über  Verletzung  ver- 
fassungsmässiger Rechte,  80?ne  von  Eonkordaten  und  Staatsverträgen 
durch  das  BGer.  zu  beurteilen  sind,  so  bietet  sich  von  selbst  der  leitende 
Gesichtspunkt  dar,  dass  dem  BR  alles  dasjenige  zu  übertragen  ist,  was 
vorwiegend  politischer  und  administrativer  Natur  ist,  dem  BGer.  hin- 
gegen diejenigen  Gebiete,  auf  welchen  das  Staatsrecht  sich  mit  dem 
Privat-  oder  Strafrecht  berührt,  oder  wo  sonst  rechtliche  Momente  vor- 
zugsweise den  Ausschlag  geben. 

Durchgehen  wir  zunächst  ihrer  Reihenfolge  nach  die  Art.  der  BV, 
aus  welchen  Beschwerden  von  Bürgern   über  Rechtsverletzung  gegen 
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kantonale  Behörden  hergeleitet  werden  könnten,  so  bietet  sich  nns  vor- 
erst Art.  18,  Abs.  3  dar. 

Sollte  ein  Kanton  für  militärische  Effekten  noch  eine  T^xe  ver- 
langen, so  könnte  sicherlich  jeder  Wehrmann  sich  darüber  bei  den 
BBehörden  beschweren;  aber  es  ist  wol  keine  Frage,  dass  hierin  kein 
Stoff  für  eine  gerichtliche  Verhandlung  liegt.  Dem  genannten  Falle 
ühnlich  wäre  es,  wenn  jemand  sich  darüber  beschweren  würde,  dass, 
zuwider  dem  Art.  27,  Abs.  2  der  BY,  von  seinen  Kindern  ein  Schulgeld 
gefordert  werde.  Es  liesse  sich  auch  auf  Abs.  3  dieses  Art.  eine  Beschwerde 
wegen  Rechtsverletzung  gründen,  wenn  z.  B.  an  einem  katholischen  Orte 
eine  Schule  so  eingerichtet  wäre,  dass  sie  von  protestantischen  Kindern 
nicht  besucht  werden  könnte;  allein  auch  hier  wird  man  besser  die  Ad- 
ministrativbehörde einschreiten  lassen.  Eine  Verletzung  des  verfassungs- 
mässigen Rechtes  liegt  ohne  Zweifel  auch  dann  vor,  wenn  in  einem  Kanton 
die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  mehr  beschränkt  wird,  als  Art.  31 
der  BV  es  zulässt.  Aber  da  solche  Fragen  keinen  juristischen,  sondern 
einen  administrativen  Charakter  haben,  so  wird  man  wol  auch  nicht 
dem  BGer.  sie  überweisen  wollen. 

In  die  gleiche  Kategorie  gehören  Beschwerden  von  Privaten  über 
einen  dem  Art.  32  widersprechenden  Bezug  von  Konsumgebühren. 

Was  das  wichtige  Gebiet  des  Niederlassungswesens  betrifft,  so  sind 
wir  der  Ansicht,  dass  eine  Beschwerde  über  Verkümmerung  des  Stimm- 
rechtes der  Niedergelassenen  (Art.  43  der  BV)  wesentlich  politischen 
Inhalts  sei,  so  dass  man  besser  tut,  dem  BR  und  der  BVers.  den  Ent- 
scheid zu  übertragen.  Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  civilrecbtlichen 
xind  Steuerverhältnissen  der  Niedergelassenen  (Art.  46).  Hier  berührt 
sich  das  Staatsrecht  mit  dem  Privatrecht,  und  daher  ist  es  passend,  über 
hierauf  bezügliche  Rekurse  das  BGer.  entscheiden  zu  lassen.  Das  Näm- 
liche kann  fuglich  geschehen  bei  Rekursen,  welche  aus  dem  im  Art.  48 
geforderten  BG  entstehen  können, .  weil  es  sich  hier  um  Forderungen 
einer  Gemeinde  an  die  andere  handelt. 

Ebenso  beantragt  der  BR  die  Sorge  für  Beobachtung  und  An- 
wendung der  durch  die  Art.  49  und  50  der  BV  den  Bürgern  einge- 
räumten Rechte  (konfessionelle  Art.)  dem  BGer.  zu  übertragen.  Es  handelt 
sich  hier  um  individuelle  Rechte,  welche  von  denjenigen,  die  sich  ver- 
letzt glauben,  besser  vor  einem  Gerichtshofe,  als  vor  einer  politischen 
Behörde  verteidigt  werden  können.  Indes  wird  es  gerechtfertigt  sein, 
den  im  Art.  50,  Abs.  3  vorgesehenen  Konfliktfall  dem  BR  vorzuhalten, 
weil  es  sich  hier  um  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes  handelt,  die  direkt 
im  Zusammenhange  stehen  mit  den  verfassungsmässigen  Aufgaben  der 
politischen  Behörden,  und  für  welche  es  möglich  sein  muss,  in  letzter 
Instanz  den  Entscheid  der  BVers;  anrufen  zu  können. 
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Mit  dem  Art.  54  der  BV  beginnt  die  haupts^hlicbe  Wirksamkeit 
des  BGer.  Die  Fragen,  ob  eine  Ebe  als  giltig  anzuerkennen  sei,  ob  eine 
Frau  das  Heimatrecbt  Ses  Mannes  erworben  habe,  ob  voreheliche  Kinder 
als  legitimirt  zu  betrachten  seien,  gehören  allenthalben  in  die  gerichtliche 
Kom[)etenz;  aber  auch  die  fernem  Fragen,  ob  eine  Ebe  zu  gestatten  sei 
oder  nicht,  ob  gewisse  von  dem  Bräutigam  zu  bezahlende  Gebühren  zu- 
lässig seien  oder  nicht,  eignen  sich  besser  für  die  gerichtliche  Kognition, 
als  für  diejenige  einer  politischen  Behörde» 

Auch  den  Schutz  der  Pressfreiheit  und  des  Vereinsrechtes  (Art.  55 
unfl  56  der  BV)  tiberweisen  wir  dem  BGer.,  weil  namentlich  auf  dem 
erstem  Gebiete  oft  ziemlich  schwierige  Rechtsfragen  auftauchen,  und 
weil  liei  den  politischen  Behörden  die  individuellen  Eechte  nicht  immer 
am  1  losten  geschützt  sind. 

Ganz  gerichtlicher  Natur  und  daher  dem  Schutze  des  BGer.  zu 
oDterstellen  sind  die  Art.  58  bis  62  und  Art.  65,  welchen  auch  noch 
Art.  44,  Abs.  1  eingereiht  werden  kann.  Auch  die  Handhabung  des 
auf  Art.  67  gegründeten  Auslieferungsgesetzes  wird  dem  BGer.  zuge- 
wiesen, weil  es  sich  hier  wesentlich  um  Fragen  handelt,  die  dem  Gebiete 
des  Strafrechtes  und  des  Strafprozesses  angehören. 

Gehen  wir  nun  von  der  BV  über  zu  den  BGesetzen,  deren  Anwen- 
dung in  den  Kantonen  Anlass  zu  Beschwerden  geben  könnte,  so  wird 
man  wohl  darüber  einig  sein,  dass  die  Handhabung  von  Gesetzen  poli- 
zeilirlien  Inhaltes  dem  BR  zu  überlassen  ist.  Dass  aber  auch  die  aus 
BGesetzen  hervorgehenden  Administrativstreitigkeiten  erwähnt  werden 
mtis^cD,  folgt  daraus,  dass  im  ersten  Teile  des  Art.  53  dieses  Gesetzentw. 
voi-auagesetzt  ist,  das  Rekursrecht  an  das  BGer.  sei  begründet,  nicht 
blos  vfenn  Bestimmungen  der  BV,  sondern  auch  wenn  solche  der  Aus- 
führ uiigsgesetze  zu  derselben  verletzt  werden. 

Was  die  Beschwerden  betrifft,  welche  die  in  den  KVerfassungen  garan- 
tivten  Rechte  der  Bürger  zum  Gegenstande  haben,  so  sind  wir  der  An- 
sicht.  dass  dieselben  im  Allgemeinen  durch  das  BGer.  zu  erledigen  seien. 
Wir  nehmen  davon  blos  aus  die  Rekurse,  welche  sich  auf  kantonale 
Walilen  und  Abstimmungen  beziehen,  weil  diese  einen  eminent  politi- 
sehtfR  Charakter  haben  und  es  unsern  Schweiz.  Begriffen  nicht  sehr  ent- 
ypreclien  würde,  wenn  ein  Gericht  es  wäre,  welches  z.  B.  eine  Reg- Wahl 
oder  eine  Referendumsabstimmung  in  einem  Kanton  aus  formellen  Grün- 
den kassiren  würde.  Durchgehen  wir  im  übrigen  die  Rekurse,  welche 
Keit  1848  über  Verletzung  kantonaler  Verfassungsbestimmungen  einge- 
gangen sind,  so  werden  wir  finden,  dass  sich  dieselben  hauptsächlich 
Huf  folgende  Gegenstände  bezogen:  Amtsdauer  der  Behörden,  Kompe- 
ten/pTL  der  gesetzgebenden  Behörden,  Trennung  der  Gewalten,  Verhält- 
nisse der  Gemeinden  und  Korporationen.  Bei  den  meisten  dieser  Rekurse 
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handelt  es  sich  weit  weniger  um  politische,  als  am  Rechtsfragen ;  mit- 
telbar oder  unmittelbai*  waren  es  Privatrechte,  welche  sich  gegen  die 
Staatsgewalt  zur  Wehr  setzten.  Das  BGer.  eignet  sich  also  zur  Bear- 
t^ung  solcher  Fälle  um  so  besser,  je  weniger  sich  bei  ihm  voraus- 
setzen lässt,  dass  es  sich  um  politischer  Sympathien  willen  über  kkr 
vorliegenden  Verfassnngsbrnch  hinwegsetzen  werde. 

Wir  gelangen  nnn  zu  den  Eonkordaten  and  bemerken  dabei  zum 
voraus,  dass  infolge  der  neuen  BV  die  Zahl  der  noch  in  Kraft  stehenden 
üebereinkünfte  zwischen  den  Kantonen,  welche  diesen  Namen  tragen, 
sich  immer  mehr  vermindern  wird. 

Soweit  jedoch  für  Private  ein  Beschwerderecht  wegen  N'ichtbeacb- 
tung  von  Konkordaten  begründet  sein  kann,  scheint  es  uns,  dass  es  sich 
hauptsächlich  um  privatrechtliche  Verhältnisse  handeln  wird,  wie  dieses 
z.  B.  in  ganz  vorzüglichem  Maasse  bei  den  beiden  konkursrecht lieben 
Konkordaten  der  Fall  ist.  Die  Erfahrang  hat  gezeigt,  dass  es  sich  \m 
der  Auslegung  und  Anwendung  der  Konkordate  oft  um  schwierige  und 
verwickelte  Rechtsfragen  handelt;  daher  erscheint  es  als  angemessen^ 
solche  Rekurse  im  Allgemeinen  dem  Entscheide  des  BGer.  zu  unterstellen. 
Wenn  man  daran  denken  wollte,  diejenigen  Konkordate  auszunehmen, 
welche  sieh  auf  die  Freizügigkeit  der  wissenschaftlichen  Berufsarten  be- 
ziehen, so  wäre  nicht  zu  übersehen,  däss  z.  B.  ein  patentirler  Arzt, 
welcher  sich  darüber  beschweren  wollte,  dass  ihm  in  einem  Kanton  die 
Praxis  nicht  gestattet  werde,  sich  einfach  auf  Art.  5  dei'  üehergangs- 
bestimmungen  zur  BV  berufen  könnte  und  somit  des  Konkordates  gar 
nicht  mehr  bedürfte. 

Wir  haben  daher  bezüglich  der  Konkordate  nicht  für  nötig  erachtet, 
auch  dem  BR  noch  Kompetenzen  einzuräumen. 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  die  Frage,  in  welchen  Fällen  man  Be- 
schwerden über  Verletzung  der  Staatsverträge  mit  dem  Auslande  an  das 
BGer.  gelangen  lassen  will.  Da  es  sich  hier  sehr  oft  darum  handeln 
wird,  Verwickelungen  mit  dem  Auslande  zu  verhüten  oder  zu  riskiren, 
also  hin  und  wieder  auch  politische  Rücksichten  ins  Ange  zu  fassen 
sein  werden,  so  schien  es  ratsam,  den  Kreis  der  bundesger*  Kompetenzen 
etwas  enger  zu  ziehen,  als  bei  interkantonalen  Fragen.       B  1874  I  1Ö76. 

Diese  Anschauungen  des  BR  fanden  fast  durchgehend  Aufnahme 
in  das  BG  vom  27.  Juni  1874.  Die  Abweichungen  des  Gesetzes 
in  seinem  Art.  59  von  dem  mitgeteilten  bundesr.  Entw.  wurden  (mit 
einziger,  die  Art.  45  u.  47  der  BV  betr.  Ausnahme)  von  der  Komm, 
des  StR  (Blumer)  mit  folgender  Begründung  in  ihrem  Ber.  vom 
8.  Juni  1874  vorgeschlagen: 

Da,   wenn   es   sich   um    die  Wahrung  verfassungsmässiger    Rechte 
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handelt,  die  Kompetenz  des  BC^er.  die  Regel  bildet,  gegenüber  welcher 
die  dem  BB  zugewiesenen  Administrativstreitigkeiten  als  Ausnahmen 
erscheinen,  so  ist  es  wünschenswert,  dass  diese  Ausnahmen  in  erschöpfender 
Weise  au%ezählt  werden.  Wir  schlagen  daher  vor,  auch  noch  die  aus 
Art.  18,  Ziff.  3,  von  der  BV  hervorgehenden  Rekurse  zu  erwähnen, 
von  denen  in  der  Botsch.  des  BR  die  Rede  ist.  Sollte  man  dagegen 
einwenden,  es  sei  selbstverständlich,  dass  derartige  Rekurse  nicht  vor 
das  BGer.  gehören,  so  lässt  sich  darauf  erwidern,  man  könnte  ganz  das 
nämliche  auch  von  den  auf  das  Schulwesen  der  Kantone  bezüglichen 
Beschwerden  sagen. 

Was  das  wichtige  Gebiet  des  Niederlassungswesens  betrifft,  so  müssen 
wir,  da  es  in  der  Botsch.  des  BR  nicht  ausdrücklich  geschehen  ist,  her- 
vorheben, dass  nach  dem  Entw.,  dem  wir  in  dieser  Hinsicht  beistimmen, 
nicht  blos  Rekurse  aus  Art.  46  und  48  dem  BGer.  zugewiesen  werden, 
sondern  auch  solche  aus  Art.  45  *)  der  BV.  Dasselbe  wird  sich  also  mit 
allen  Beschwerden  zu  beschäftigen  haben,  welche  sich  auf  Verweigerung 
oder  Entzug  der  Niederlassung,  sowie  auf  Besteuerung  der  Niedergelas- 
senen beziehen,  woraus  offenbar  ein  sehr  erheblicher  Geschäftszuwachs 
entsteht. 

Von  grosser  Wiclitigkeit  ist  die  Frage,  ob  die  Beschwerden,  welche 
sich  auf  die  sog.  konfessionellen  Artikel  beziehen,  durch  das  BGer.  oder 
durch  den  BR  und  die  BVers.  zu  entscheiden  seien.  Wir  können  uns 
hier  mit  dem  bundesr.  Entw.,  welcher  solche  Beschw.  dem  BGer.  zu- 
weisen will,  nicht  einverstanden  erklären.  Die  Art.  49  und  50  ent- 
halten neue,  ganz  allgemein  gehaltene  Grundsätze,  welche  erst  durch 
die  Auslegung  und  Anwendung  einen  konkretem  Inhalt,  eine  nähere 
Beziehung  zu  den  realen  Verhältnissen  gewinnen  werden;  da  ist  es 
gewis  besser,  wenn  der  oberste  Entscheid  der  gesetzgebenden  Behörde 
selbst  zusteht,  welche  sich  mit  grösserer  Freiheit  bewegen  kann,  als  ein 
Gerichtshof.  Wir  dürfen  uns  nicht  verhehlen,  dass  gegenwärtig  in  der 
Schweiz,  wie  die  Verhältnisse  nun  einmal  vorliegen,  die  konfessionellen 
Fragen  sehr  oft  politische  Fragen  sind,  üeberweisen  wir  dieselben  dem 
BGer.,  so  werfen  wir  diese  Behörde,  welche  wir  den  Strömungen  der 
Tagespolitik  entziehen  wollten,  wieder  mitten  in  den  Strudel  der- 
selben hinein  und  berauben  sie  damit  derjenigen  Autorität,  deren  sie 
unumgänglich  bedarf,  wenn  die  neue  Institution  gedeihen  soll.  Es  ist 
auch  noch  zu  berücksichtigen,  dass  manche  Beschwerden,  welche  sich 
auf  Beeinträchtigung  der  Glaubens-  und  Kultusfreiheit  beziehen,  nicht 
anders  als  im  Zusammenhange  mit  Art.  50,  Abs.  2  behandelt  werden 
können,  welcher  den  Kantonen  nicht  minder  Rechte  auf  dem  konfessio- 


«)  Nach  dem  BG  Art.  59,  Ziff.  5,  beurteilt  der  BR  resp.  die  BVers.  Be- 
schwerden betr.  Art  43,  45  und  47,  A.  S.  n.  F.  I  153;  vgl.  No.  It». 
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nelien  Gebiete  zuteilt,  als  solche  in  den  übrigen  Bestimmungen  der 
fraglichen  Artikel  zu  Gunsten  einzelner  Bürger  aufgestellt  sind.  Das 
BGer.  könnte  daher  nach  dem  Entw.  des  BR  leicht  in  den  Fall  kommen, 
zu  entscheiden,  ob  die  von  einer  Reg.  im  Interesse  der  Handhabung 
der  öffentlichen  Ordnung  und  des  konfessionellen  Friedens  getroffenen 
Verfügungen  als  gerechtfertigt  erscheinen  oder  nicht,  —  ein  Entscheid, 
der .  gewis  nicht  in  den  Geschäftskreis  eines  Gerichtshofes  fallen  kann, 
da  es  nicht  rechtliche  Momente  sind,  welche  hier  den  Ausschlag  geben 
müssen. 

Die  Mehrheit  der  Komm,  schlägt  Ihnen  daher  vor,  die  Handhabung 
des  Art.  49  und  50  der  BV  in  die  Kompetenz  des  BE.  und  der  BVeiSi 
zu  legen,  jedoch  mit  Ausnahme:  a.  von  Art.  49,  Abs.  6  betr.  Steuern 
für  kirchliche  Zwecke,  b.  von  Art.  50,  Abs.  3,  so  weit  diese  Bestimmung 
sich  auf  Anstände  aus  dem  Privatrechte  bezieht,  welche  bei  der  Bildung 
oder  Trennung  von  Religionsgenossenschaften  entstehen  können.  In  diesen 
zwei  Kategorien  von  Fällen,  wo  das  öffentliche  Recht  mit  dem  Privat- 
rechte  sich  berührt,  soll  das  BGer.  entscheiden. 

Eine  letzt«  Differenz,  welche  eich  bei  Art.  53  ergeben  hat,  besteht 
darin,  dass  der  Entw.  des  BR  unter  den  Artikeln  der  BV^,  infolge  deren 
BG^etze  administrativen  Inhalts  zu  erlassen  sind,  auch  den  Art  24  betr. 
Wasserbau  und  Forstpolizei  im  Hochgebirge  erwähnt,  wltbrend  in  diesem 
Artikel  von  einem  zu  erlassenden  BG  nicht  die  Rede  i^t.  Wir  glauben 
daher,  es  solle  dieses  Zitat  gestrichen  werden.  B  1374  1  1196, 

164.  Die  Frage  zu  prüfen,  ob  durch  die  VerfüguDg  eines  kan- 
tonalen Richters  der  durch  Art.  58  und  59  der  BV  garantirte  Ge- 
richtsstand verletzt  sei,  gehört  gemäs  Art.  59,  litt,  a  des  Oigani- 
sationsgesetzes  in  die  Kompetenz  des  BGer.  und  nicht  in  diejenige 
des  BR  und  der  BVers. 

BR  den  24.  Jan.  und  BVers,  den  13.,  19.  Dez.  1882  in  der  Beachwerde 
des  Peter  Binz  von  Winznau  (Solothum),  B  1882  IV  279,  üebers.  Verh, 
d.  ßVers.  Dez.  1882,  No.  32. 

165»  Unter  der  Aufschrift  ,Mitteilungen  aus  dem  Publikum' 
erschien  in  der  a Neuen  Zürcher  Zeitung»  den  21.  Sept.  1882  ein 
mit  t  J.  0.,  Schützenwachtmeister»  unterzeichneter  Artikel,  in  wel- 
chem die  Verpflegungsweise  während  des  Truppenzusammenzuges  der 
VT.  Armeedivision  im  Sept  1882  einer  scharfen  Kritik  unterstellt 
wurde.  Die  Militärdirektion  des  Kts*  Zürich  verfügte  hierauf  den 
1.  Dez.  1882,  dem  «Antrag  des  Kommando  der  VI.  Armeedivision » 
Folge  leistend,  in  Anwendung  von  Art.  181  und  gestützt  auf  Art.  65, 
Abs.  1  und  Art.  166,  Zifl'.  9,  des  eidg.  Militärstrafgesetzbuches  vom 
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27.  Aug.  1851,  A.  S.  II  628,  660,  sowie  auf  Art  17,  Zifi.  7  der  im 
militärisclien  DienstbQchlein  enthaltenen,  vom  BR  genehmigten  Verord. 
des  eidg.  Militärdepartements  vom  31.  März  1875 :  es  sei  Jakob  Oster- 
walder,  der  Verfasser  erwähnter  Mitteilungen,  wegen  ungebührlichen 
Betragens  gegen  militärische  Vorgesetzte  mit  einer  Disziplinarstrafe 
von  8  Tagen  belegt,  welche  Strafe  derselbe  am  11.  Dez.  1882,  Vor- 
mittags 8  Uhr,  in  der  Kaserne  Zürich  anzutreten  habe. 

Vor  Vollzugsetzung  dieser  Strafe  veranlassten  Gurti  und  Kons, 
im  NR  den  7.  Dez.  1882  folgende  Interpellation: 

Der  BB  wird  eingeladen,  beförderlichst  Aufschluss  zu  erteilen 
darüber,  ob  er  von  der  Verfügung  der  zürcherischen  Militärdirektion 
gegen  Jakob  Osterwalder  in  Hottingen  betr.  militärischer  Vor- 
kommnisse in  der  Presse  Kenntnis  habe,  und  welche  Massregeln 
er  zum  Schutze  der  Pressfreiheit  und  zur  Sicherheit  der  Person 
zu  treffen  gesonnen  sei. 

Der  BR  erbat  sich  von  der  Militärdirektion  des  Kts.  Zürich 
sofort  Bericht  über  die  tatsächlichen  Verhältnisse  dieser  den  BBe- 
hörden  gänzlich  unbekannt  gewesenen  Angelegenheit  und  verlangte 
die  einstweilige  Sistirung  des  Vollzuges  der  Strafverfügung.  Die 
zürcherische  Militärdirektion  bestritt  die  Kompetenz  der  BBehörden 
zur  Intervention.  Da  von  keiner  Seite  eine  Beschwerde  gegen  die 
erwähnte  Strafverfügung  vorlag,  fand  der  BR  keine  Veranlassung, 
sich  mit  der  Sache  weiter  zu  befassen,  beschloss  jedoch  für  den 
Fall ,  dass  eine  Beschwerde  eingehen  sollte ,  sei  es  auf  Grund 
der  Bestimmungen  der  BV  (z.  B.  Art.  55  und  58)  oder  sei  es  mit 
Berufung  auf  solche  der  Zürcher  KV  (wie  Art.  3  und  7),  die  Kom- 
petenz abzulehnen  und  den  Beschwerdeführer  im  Hinblick  auf  die 
einschlagenden  Vorschriften  der  BV  (Art.  102,  Zifi.  2  und  Art.  113) 
und  auf  das  BG  vom  27.  Juni  1874  (Art.  59)  auf  den  Weg  des 
staatsrechtlichen  Rekurses  bei  dem  BGer.  zu  verweisen. 

Die  Reg.  des  Kts.  Zürich  hat  alsdann  von  sich  aus  die  Straf- 
sentenz ihrer  Militärdirektion  aufgehoben.  Die  Interpellation  selbst 
war  bereits  im  NR  den  8.  Dez.  erledigt  durch  Auskunfterteilung 
seitens  des  BR.  B  1883  U  902. 

166.  Gestützt  auf  die  vom  Grossen  Rate  erhaltene  Ermäch- 
tigung zur  provisorischen  Abänderung  von  Gesetzen,  um  dieselben 
mit  den  Vorschriften  der  BV  in  Einklang  zu  bringen,  erliess  der 
Staatsrat  von  Freiburg  den  12.  Febr.  1878  eine  Verordnung  über  die 
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Stimmberechtigung  bei  den  Grossratswahlen.  Die  Verf-Mässigkeit 
dieser  Verordnung  wurde  von  der  Mehrheit  des  Gemeinderats  Frei- 
burg angefochten  mit  der  Behauptung,  der  Staatsrat  habe  zu  ihrem 
Erlass  keine  Kompetenz  besessen.  Der  BR  trat  auf  die  Beschwerde 
mit  Beschl.  vom  21.  März  1878  wegen  Inkompetenz  nicht  ein  in 
Erwägung: 

Es  kann  nach  dem  Inhalte  der  Freiburgischen  Verf.,  speziell 
nach  Art.  21,  45,  52  in  Frage  kommen,  ob  der  Staatsrat  zum  Er- 
lass eines  Beschlusses  legislatorischen  Inhaltes  kompetent  war,  und 
ob  die  vorausgegangene  Delegation  und  nachfolgende  Ratifikation 
durch  den  Grossen  Rat  die  in  Anspruch  genommene  Kompetenz 
ihm  habe  verleihen  können.  Die  Entscheidung  hierüber  fällt  aber 
nach  Art.  59,  lit.  a  des  Organis-Ges.  in  die  Kompetenz  des  BGer. 

B  1879  II  607. 

Ißi.  Den  21.  März  1889  beschwerte  sich  der  Gemeinderat 
von  Rheinfelden  beim  BR  über  einen  verfassungswidrigen  Entscheid 
der  aargauischen  Reg.  betr.  Wildschadenersatzforderung.  Der  BR 
trat  mit  Beschl.  vom  30.  April  1889  wegen  Inkompetenz  auf  die 
Beschwerde  nicht  ein  in  Erwägung: 

1.  Die  Rekurrenten,  ihren  Anspruch  auf  Art.  79  der  aargau- 
ischen Staats-Verf.  stützend,  haben  sich  mit  ihrer  Beschwerde  an 
das  BGer.  zu  wenden,  welchem  gemäs  Art.  59  des  Organis-Ges.  die 
Beurteilung  von  Beschwerden  betr.  Verletzung  derjenigen  Rechte, 
welche  durch  die  Verf.  eines  Kantons  gewährleistet  sind,  zusteht. 

2.  Auf  die  Bestimmung  des  Art.  25  der  BV  und  auf  das  in 
Ausführnng  dieser  Bestimmung  erlassene  BG  vom  17.  Sept.  1875 
können  sich  die  Rekurrenten  nicht  berufen,  weil  dieses  BG  keiner- 
lei Vorschriften  betr.  die  Vergütung  von  Wildschaden  enthält. 

ß  1889  n  690. 

168.  Der  Streit  zwischen  zwei  KReg.  darüber,  ob  die  in 
dem  einen  Kanton  wohnenden  Angehörigen  des  andern  Kantons  der 
Kompetenz  des  Heimatkantons  in  Vormundschaftssachen  unterworfen 
seien,  ist  staatsrechtlicher  Natur  und  gehört  im  Sinne  des  Art.  57 
des  Organis-Ges.  in  die  Zuständigkeit  des  BGer. 

Wenn  das  vormundschafbliche  Verhältnis  unbestritten  wäre,  so 
wäre  der  BR  allerdings  befugt,  die  weiteren  Begehren  des  Heimat- 
kantons betr.  die  Zurückführung  seiner  Angehörigen  in  ihren  Hei- 
matkanton vom  Gesichtspunkt  des  Art.  49  der  BV  aus  zu  beurteilen. 


Digitized  by  VjOOQIC 


318  Teil  IL    Abschn.  I.    Kapitel  3,    No.  168—170. 

Mit  dieser  Begründung  trat  der  BR  in  seiner  Entscheidung  vom 
22.  Febr.  1889  auf  das  Recbtsgesuch  der  Reg.  des  Kts.  Nidwaiden  gegen- 
über derjenigen  des  Kts.  Thurgau  die  Kinder  Käsli  betr.  nicht  ein.  Die 
Kinder  Käsli  von  Beckenried  (Nidwaiden)  waren  nach  dem  im  Jahre  1880 
erfolgten  Tode  ihres  Vaters  teils  in  einer  Privatwaisenanstalt  in  Kradolf 
(Thurgau),  teils  bei  ihrem  von  der  Thurgauischen  Reg.  bestellten  Vormund 
in  Stein  (Schaff hausen)  untergebracht.  Zur  Zeit  seines  Todes  hatte  der 
Vater  im  Kt.  Thurgau  gewohnt.  Die  Kinder  wurden  protestantisch  erzogen. 
Im  Jahre  1887  ersuchte  der  Vormund  um  einen  Beitrag  an  die  Erziehungs- 
kosten ;  die  Mutter  drückte  sogar  den  Wunsch  aus,  dass  die  Kinder  in 
Beckenried  versorgt  werden  möchten.  Auf  letzteres  ging  die  Heimat- 
Behörde  ein.  Als  aber  ein  Bevollmächtigter  der  Reg.  des  Kts.  Nidwaiden 
die  Kinder  in  Kradolf  abholen  wollte,  wurden  sie  ihm  nicht  übei^eben. 
Weder  die  Mutter,  die  übrigens  unbekannten  Aufenthaltes  war,  noch 
der  Vormund  hatten  ihre  Zustimmung  zur  Verbringung  der  Kinder 
nach  Beckenried  gegeben.  Nun  bestellte  im  Jahre  1888  die  Reg.  von 
Nidwaiden  ihrerseits  den  Kindern  Kftsli  einen  Nidwaldner  Vormund, 
der  die  Verbringung  der  Kinder  nach  Beckenried  auswirken  sollt«; 
als  aber  auch  ihm  gegenüber  die  Thurgauer  Reg.  sich  weigerte, 
wandte  sich  die  Nidwaldner  Reg.  an  den  BR  mit  dem  Begehren:  der 
Nidwaldner  Vormund  sei  berechtigt  zu  erklären,  die  vier  verwaisten 
Kinder  von  ihrem  Aufenthaltsorte  wegzunehmen,  die  Reg.  des  Kts. 
Thurgau  sei  anzuweisen  dafür  zu  sorgen,  dass  von  Seite  der  zuständi- 
gen Behörde  diejenigen  Anordnungen  getroffen  werden,  welche  erfor- 
derlich sind,  um  die  ungehinderte  Uebernahme  der  Kinder  Käsli  durch 
den  Vertreter  der  vormundschaftlichen  Gewalt  zu  ermöglichen.  Die  Nid- 
waldner Reg.  stellte  ihr  Recht  zur  Bevormundung  der  Kinder  als  ein  un- 
bestreitbares dar;  demnach  hätten  nicht  die  Thurgauer  Behörden  und 
die  dort  wohnenden  Verwandten  und  die  Mutter  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  zu  bestimmen,  sondern  die  Vormundschaftsbehörden  von 
Nidwaiden.  Das  Handeln  der  Thurgauischen  Reg.  Verstösse  gegen  Art.  49, 
Abs.  3  der  BV.  —  Die  Thurgauer  Reg.  bestritt  ihrerseits  die  Kompetenz 
des  BR  zur  Entscheidung.  B  1889  I  377. 

169«  Eonrad  Knechtle  von  Teufen  (Appenzell  a.  Rh.)  war  im 
Jahre  1888  wegen  Uebertretung  des  Hausirverbotes  mit  gebrannt^i 
Wassern  (B6  vom  23.  Dez.  1886,  Art  6,  7)  von  den  Appenzeller 
Gerichten  bestraft  worden.  Gestützt  auf  Art.  102,  Ziff.  2  der  BV  und 
Art.  20  des  BG  betr.  gebrannte  Wasser  beschwerte  er  sich  beim 
BR  über  dieses  Urteil.  Der  BR  erklärte  sich  jedoch  den  22.  Jan. 
1889  inkompetent  zur  Entscheidung  dieser  Beschwerde,  weil  nach 
Art.  17  des  genannten  BG  mit  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  Ueber- 
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tretuDgen  dieses  Ges.  oder  der  zur  Ausführung  desselbeD  erlassenen 
Verordnungen  das  BG  vom  30.  Juni  1849  betr.  das  Verfahren  bei 
üebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  BG  Anwendung  findet, 
weil  mit  Bezug  auf  die  nach  Massgabe  des  BG  vom  30,  Juni  1849 
gefällten  urteile  keine  Beschwerde  beim  BR  anhiingig  gemacht 
werden  kann,  sondern  nur  eine  Kassation  durch  das  eidg.  Kassa- 
tionsgericht  möglich  ist  B  i8Sb  l  173. 

170.  Den  25.  Jan.  1879  erliess  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin 
ein  Ges.  über  die  Aufnahme  neuer  Ordensmitgliedcr  in  die  tessi- 
nischen  Kapuziner-Klöster.  Gegen  die  Verfassungsmiissigkeit  dieses 
Ges.  beschwerten  sich  verschiedene  Munizipalitäten  des  Kts.  Tessin 
beim  BGer.,  der  Staatsrat  des  Kts.  bestritt  die  Kompetenz  des 
BGer.  und  verlangte,  dass  dieser  Rekurs  dem  Entscheid  der  poli- 
tischen BBehörden  unterstellt  werden  sollte.  Hiezii  erklärten  die 
Beschwerdeführer  ihre  Zustimmung  und  das  BGer.  übersandte  den 
26.  März  1879  sämtliche  Akten  dem  BR.  Der  BR  sprach  sich 
den  10.  April  1879  für  seine  eigene  Kompetenz  aus,  und  zwar  in 
Erwägung: 

1.  Im  Art  102  ZiflF.  2  u.  3  der  BV  ist  die  Oberaufsicht  über 
die  Beobachtung  der  Bundes-  und  Kantonalverfassungen  in  die 
Kompetenz  des  BR  gelegt,  und  es  hat  der  BR  auf  bezügliche  Be- 
schwerden, soweit  sie  nicht  nach  Art.  113  der  BV  in  die  Kompe- 
tenz der  BGer.  gelegt  sind,  zu  entscheiden. 

Art.  113  bestimmt  aber,  dass  erstens  Kompetenzkonfllkte 
zwischen  Bundes-  und  Kantonalbehörden,  zweitens  Streitigkeiten 
staatsrechtlicher  Natur  zwischen  Kantonen  und  drittens  Beschwer- 
den über  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  der  Bürger  von 
dem  BGer.  zu  entscheiden  sind. 

Der  vorliegende  Fall  lässt  sich  unter  keine  dieser  Kategorien 
einreihen.  Dass  von  den  beiden  ersten  Fällen  keine  Rede  sein 
kann,  versteht  sich  von  selbst,  aber  auch  der  dritte  Fall  kommt 
nicht  in  Betracht,  weil  die  Frage  der  Wiederherstellnag  oder  Wie- 
derbevölkerung von  Klöstern  nicht  als  ein  Eingrifl  in  die  indivi- 
duellen Rechte  einzelner  Bürger  aufgefasst  werden  kann. 

Es  liegt  somit  ein  Rekurs  vor,  welcher  nicht  nach  Art»  113 
der  BV  dem  BGer.  übertragen  ist,  und  über  welchen  somit  nach  Vor- 
schrift von  Art.  102,  Ziff.  2  der  BV  der  BR  die  erforderlichen  Ver* 
fügungen  zu  treften  hat. 
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Endlich  ist  nach  dem  Inhalt  der  Botsch.  des  BR  vom  23.  Mai 
1874  zum  Organis-Ges.  (oben  No.  163)  das  allgemein  leitende 
Prinzip^  dass  dem  BB  alles  dasjenige  zu  übertragen  ist,  was  vor- 
wiegend politischer  und  administrativer  Natur  ist,  wohin  zweifels- 
ohne die  vorliegende  Frage  gezählt  werden  muss. 

2.  Wenn  in  der  Hauptsache  die  administrativen  BBehörden 
kompetent  erscheinen,  so  kommt  es  auch  ihnen  zu,  über  die  Neben- 
frage betr.  die  provisorische  Suspension  der  rekurrirten  Ges.  zu 
entscheiden. 

In  dieser  Beziehung  kommt  in  Betracht,  dass  die  Gestattung 
des  Eintritts  in  die  tessinischen  Kapuziner-Klöster  vor  dem  Ent- 
scheide über  die  Statthaftigkeit  des  betr.  Ges.  mit  vielen  Inkon- 
venienzen  verknüpft  wäre.  Der  tessinische  Staatsrat  wird  daher  ein- 
geladen, das  in  Frage  stehende  Ges.  solange  nicht  in  Vollziehung  zu 
setzen,  bis  die  BBehörden  in  definitiver  Weise  über  die  Verfassungs- 
mässigkeit desselben  entschieden  haben  werden.  *)       B  1879  III  625. 

171.  Nach  Art.  59,  Ziff.  8  des  Organis.-Ges.  ist  die  Beurteilung 
von  Beschwerden  über  die  Anwendung  des  in  den  Art.  25,  33,  34, 
39,  40  und  69  der  BV  vorgesehenen  BG  dem  BR  bezw.  der  BVers. 
unterstellt.  Eines  dieser  Gesetze  ist  dasjenige  vom  19.  Dez.  1877 
betr.  die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  in  der  Schweiz.  Eidg., 
das  in  Ausführung  des  Art.  33,  Abs.  2  erlassen  worden  ist^). 

B  1890  IV  785. 

172.  Der  aus  den  Art.  43,  45  und  47  der  BV  herfliessende 
Schutz  der  Rechte  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  ist  nach 
Art.  59,  Ziff.  5  des  Organis.-Ges.  in  die  Kompetenz  des  BR  und  der 
BVers.  gelegt;  dagegen  ist  der  BR  nicht  kompetent,  zu  untersuchen, 
inwiefern  der  Art.  48  der  BV  und  das  in  Ausführung  desselben  er- 
lassene BG  vom  22.  Juni  1875  auf  einen  konkreten  Tatbestand  An- 
wendung findet.  BR  den  12.  Nov.  1878,  ß  1879  II  591. 

173.  Zwischen  den  Reg.  der  Kantone  Aargau  und  Thurgau 
entstand  ein  Anstand  bezüglich  der  Kosten,  die  aus  dem  Heimtrans- 
port eines  kranken  Aargauers  aus  dem  Kt.  Thurgau  nach  seiner 
Heimatgemeinde  erwachsen  waren.  Thurgau  rief  den  Entscheid  des 


i)  Der  BR  entschied  den  81.  Okt.  1879  materieU  die  Streitfrage  (No.  76B). 
«)  Vgl.  No.  100« 
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BR  an  und  verlangte,  dass  die  aargauischen  Behörden  angehalten 
werden,  für  die  fraglichen  Kosten  aufzukommen,  da  das  BG  vom 
22.  Juni  1875  die  Heimschaffungskosten  nicht  dem  Aufenthaltskaoton 
auferlege,  und  dieses  Gesetz  auch  eine  Ausnahme  vom  Grundsatz  der 
heimatlichen  Unterstützungspflicht  statuire,  und  daher  nicht  in  aus- 
dehnendem Sinne  ausgelegt  werden  dürfe.  Der  BR  wies  die  Parteien 
an  das  BGer.  (Art.  59,  lit.  a  des  Organis-Ges.).  B  ism  ir  39. 

174.  Die  Reg.  des  Kts.  Basel-Stadt  verlangte,  dass  der  BR 
die  Reg.  des  Ets.  Solothurn  anhalte,  die  Kosten  für  Verpflegung 
einer  W.  Rosin  aus  Preussen  zu  ersetzen,  welche  dem  Kt.  BaseUStadt 
dadurch  verursacht  worden  waren,  dass  die  Genannte  in  krankem  Zu- 
stand behufs  ihrer  Abschiebung  aus  der  Schweiz  nach  Basel  verbracht 
wurde,  ohne  dass  vorher  von  Solothurn  aus,  wo  sie  wohnhaft  gewesen 
war,  gehörige  Legitimationspapiere  verschafft  worden  wären^  weshalb 
die  deutschen  Grenzposten  deren  Annahme  verweigert  hatten. 

Der  BR  trat  wegen  Inkompetenz  auf  das  Begehren  nicht  ein, 
da  es  sich  nicht  um  ein  seiner  Ueberprüfung  unterstehendes 
NiederlassuDgsverhältnis  handle  (Organis-Ges.  Art.  59,  Ziff.  10), 
sondern  um  eine  persönliche  Forderungsklage,  welche  vor  das  BGer. 
gehöre,  entweder  nach  Art.  27  oder  nach  Art.  59,  lit.  a  des  erwähnten 
Ges.  (vgl.  BG  über  Heimatlosigkeit  vom  3.  Dez.  1850  und  24,  Juli 
1867,  BG  vom  22.  Juni  1875,  Kreisschr.  des  BR  vom  18.  April  1378 
im  B  1879  II  635)*). 

B  1882  II  794 ;  ebenso  trat  im  Jahre  1885  der  BR  auf  einen  Anspruch  di?3 
Kts.  Basel-Stadt  gegenüber  dem  Kt.  Luzern,  der  aus  der  Verpflegung  eines 
abzuschiebenden  kranken  Ausländers  entstanden  war,  wegen  Inkompetenz 
nicht  ein,  B  1886  I  986. 

175.  Die  Gemeinde  Schuls  (Graubünden)  machte  gegenüber 
der  Gemeinde  Mollis  (Glarus)  eine  Ersatzforderung  geltend  für 
Unterstützungen,  die  sie  der  in  Mollis  verbürgerten,  in  ihre  Heimat 
zurücktransportirten  Familie  des  Joh.  Jak.  Leuzinger  während  ihres 
Aufenthaltes  in  Schuls  verabfolgt  hatte. 

*)  Die  Reg.  von  Bas^l-Stadt  wandte  sich  hierauf  an  das  BGer. ;  das^selbe 
erkannte  den  24.  Juli  1882:  der  Kt.  Solothurn  ist  pflichtig,  dem  Kt.  Biij^el  Stadt 
die  Verpflegungs-  und  Beerdigungskosten  der  W.  Rosin  mit  Fr.  294  zu  er^et^fien* 
Seine  Kompetenz  leitete  aber  das  BGer.  nicht  aus  Art.  27  des  Organit^-Ges.  vom 
27.  Juni  1874  ab,  worauf  der  BR  die  Basler  Reg.  verwiesen  hatte,  sondern  aus 
Art.  57  desselben  Gesetzes,  denn  es  handelte  sich  nicht  um  eine  civihechtliche 
Streitigkeit,  sondern  um  eine  Streitigkeit  staatsrechtlicher  Natur  zwischen  swei 
Kantonen,  BGer-Entsch.  1882  VUI  431. 
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Die  Frage,  ob  der  BB  zur  Entscheidung  der  Streitsachen  kom* 
petent  sei,  wurde  von  ihm  den  16.  Nov.  1887  verneint  in  Erwägung: 

Ein  diesbezüglicher  Entscheid  des  BR  könnte  nur  von  staats- 
rechtlichen Gesichtspunkten  ausgehen.  Als  Fundament  desselben 
erscheint  Art.  45,  Abs.  3  der  BV.  Nach  Massgabe  dieser  Verfassungs^ 
stelle  hat  der  BR  jeweilen  nur  die  Frage  des  Rechts  zum  Nieder- 
lassungsentzuge wegen  Dürftigkeit  eines  Niedergelassenen,  bezw.  die 
Frage  der  Pflicht  des  Heimatkantons  zur  Uebemahme  eines  solchen 
zu  prüfen,  und  dieser  Punkt  ist  zwischen  den  beiden  Kantonen  im 
vorliegenden  Fall  nicht  streitig.  Die  BV  statuirt  keine  Verpflichtung 
der  Niederlassungsgemeinde  oder  des  Niederlassungskantons  zur 
Unterstützung  eines  dürftigen  Niedergelassenen,  und  darum  kann 
der  BR  auch  nicht  bezügliche  Forderungsansprüche  durch  einen 
staatsrechtlichen  Rekursentscheid  schützen.  b  1888  II  798. 

176.  Art.  47  der  BV  bezieht  sich  ausdrücklich  auf  die  Auf- 
enthalter, indem  er  das  Recht  zum  Aufenthalte  in  einem  andern  Kanton 
prinzipiell  als  selbstverständlich  voraussetzt  und  nur  den  Unterschied 
desselben  von  der  Niederlassung  und  die  nähern  Vorschriften  über  die 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  der  Schweiz.  Aufenthalter  einem  BG 
vorbehält.  Da  Art.  47  der  BV  durch  ZiflF.  5  des  Art.  59  des  Organis-Ges. 
nicht  beschränkt  werden  könnt«,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass 
unter  der  an  letzterer  Stelle  allgemein  gebrauchten  Bezeichnung 
c Niedergelassenen»  auch  die  Aufenthalter  inbegriffen  sind,  und 
dass  auch  die  Rechte  der  Aufenthalter  nach  Massgabe  der  Art.  85, 
Ziff.  12  und  Art.  102,  Ziff.  2  der  BV  in  die  Kompetenz  des  BR 
bezw.  der  BVers.  gelegt  sind.  BR  den  8.  JuU  1879,  B  1880  II  604. 

177,  Im  Jahre  1874  wurde  auf  Begehren  der  französischen 
Reg.  eine  gewisse  Johanna  Maria  Schmidt,  geboren  und  eingebürgert 
in  Moudon  (Kt.  Waadt),  welche  in  Paris  in  eine  Irrenanstalt  auf- 
genommen werden  musste,  durch  den  Polizeiinspektor  von  Moudon 
heimgeholt  und  im  Spital  für  Geisteskranke  des  Kts.  Waadt  zu 
Cery  untergebracht.  Hier  starb  sie  im  Dez.  1875.  Später  ergab  sich, 
dass  die  Familie  Schmidt  auch  der  Gemeinde  ZoUikofen  (Kt.  Bern) 
bürgerlich  angehörte.  Die  Reg.  des  Kts.  Waadt  verlangte  daher  von 
derjenigen  des  Kts.  Bern  den  Ersatz  der  Hälfte  der  Verpflegungs- 
kosten in  Paris  und  Cery,  sowie  der  Kosten  des  Heimtransportes 
und  der  Beerdigung  der  Schmidt  und  der  Kosten,  welche  der 
uneheliche  Knabe  einer  Tochter  der  letztern  der  Gemeinde  Moudon 
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verursacht  hatte.  Die  Reg.  des  Kts.  Bern  anerkannte  jedoch,  gestützt 
auf  die  Armengesetzgebung  dieses  Kantons,  nur  den  Beitrag  für 
eine  beschränkte  Zeit  der  Verpflegung  in  Cery,  weshalb  der  Staats- 
rat des  Ets.  Waadt  sich  veranlasst  sah,  bei  dem  BOer.  einen  staats- 
rechtlichen Rekurs  gegen  den  Kt.  Bern  einzugeben. 

Mit  Entscheid  vom  28.  Sept.  1878  erklärte  sich  jedoch  das 
BGer.  (BGer-Entsch.  1878  lY  360)  inkompetent,  indem  es  unter- 
schied zwischen  den  Verpflegungskosten  für  die  Schmidt  und  für 
ihren  Enkel  und  zwischen  denjenigen  Kosten,  welche  durch  den 
Heimtransport  der  erstem  von  Paris  nach  Cery  entstanden  sind. 
Der  Entscheid  über  die  Verpflegungskosten  wurde  an  das  kompe- 
tente Civilgericht  verwiesen.  Bezüglich  der  Transportkosten  dagegen 
zog  das  BGer.  in  Erwägung,  dass  es  sich  entweder  um  eine  Frage 
der  internationalen  Polizei,  oder  um  eine  solche  über  die  Anwendung 
des  Vertrages  mit  einem  fremden  Staate  betr.  die  Niederlassung 
(0rganis-6es.  Art.  59,  Ziff.  10)  handle,  und  dass  der  Entscheid  im 
einen,  wie  im  andern  Falle  in  die  Kompetenz  des  BR  o^er  der  BVers^ 
gehöre. 

Der  BR  erklärte  sich  den  4.  April  1879  auch  seinerseits  inkom- 
petent, gestützt  auf  folgende  Erwägungen: 

1.  Die  Heimschaffung  der  geisteskranken  J.  M.  Schmidt  aus 
Frankreich  in  ihre  Bürgergemeinde  Moudon  ist  allerdings  nach  Vor- 
schrift des  Vertrages  über  Niederlassung  zwischen  der  Schweiz  und 
Frankreich  erfolgt,  und  die  Gemeinde  Moudon  hat  eine  internationale 
Verpflichtung  erfüllt,  indem  sie  die  Kosten  der  Heimschafiung  über- 
nahm und  bezahlte.  Damit  aber  hat  die  ganze  internationale  Seite 
dieser  Angelegenheit  ihre  Erledigung  gefunden. 

2.  Die  später  von  der  Gemeinde  Moudon  erhobene,  z.  Z.  noch 
schwebende  und  im  Urteil  des  BGer.  vom  28.  Sept.  1878  an  den 
BR  zur  Entscheidung  überwiesene  Frage  beschlägt  kein  internatio- 
nales Verhältnis,  sondern  eine  interne  Streitigkeit  zwischen  zwei 
schweizerischen  Gemeinden  resp.  Kantonen  und  formulirt  sich  fol- 
gendermassen:  Ist  die  Gemeinde  ZoUikofen  resp.  der  Kt.  Bern,  wo 
die  J.  M.  Schmidt  ebenfalls  verbürgert  war,  verpflichtet,  die  Hälfte 
der  von  der  Gemeinde  Moudon  für  die  Heimschaffung  der  genannten 
Person  aus  Frankreich  ausgelegten  Kosten  zu  ersetzen? 

Offenbar  gehört  diese  Streitfrage  nicht  zu  den  Administrativ- 
streitigkeiten, welche  nach  Art.  113  der  BV  und  Art.  59  des  Organis- 
Ges.  der  Kompetenz  des  BR  unterworfen  sind.  b  1880  II  600. 
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BV  1874,  Art.  102,  Ziff.  5  gleich  BV  1848,  Art.  90,  Ziff.  5,  A.  S.  I  28,  n.  F.  I  29; 
Wolf  I  12,  20.  —  BG  über  das  Verfahren  bei  dem  BGer.  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  vom  22.  Nov.  1850,  26.  Juli  1852,  Art.  187—191,  A.  S. 
II  120,  Wolf  l  410.  BG  über  die  BStrafrechtspflege  vom  27.  Aug.  1851 
Art.  193-205,  A.  S.  II  789,  Wolf  I  428. 

178«  Den  26.  Okt.  1884  fanden  die  Erneuerungswahlen  in 
den  NR  statt.  Schon  vor  der  Wahl,  den  25.  Okt.,  meldete  die 
Munizipalität  von  Lugano  eine  Beschwerde  telegraphisch  beim  BR 
an,')  sie  beschwerte  sich  über  fünf,  ihr  den  25.  Okt.  zugestellte  De- 
krete des  tessinischen  Staatsrates,  welche  eine  Aenderung  der  den 
22.  Okt.  geschlossenen  Stimmregister  zur  Folge  hatten,  und  deren 
Nachachtung  der  Staatsrat  unter  Androhung  von  fünf  Bussen  von 
je  Fr.  500  verlangte,  unverzüglich  gab  der  BR  von  diesem  Re- 
kurse dem  Staatsrat  Kenntnis.  Die  Munizipalität  von  Lugano  war  den 
staatsrätlichen  Dekreten  nicht  nachgekommen.  Der  Staatsrat  ord- 
nete die  Exekution  zur  Eintreibung  der  Bussen  an,  obschon  die 
Munizipalität,  den  30.  Okt.,  dem  Staatsrat  gegenüber  die  Beschwerde 
über  die  erwähnten  Dekrete  zu  Händen  des  BR  (vom  19.  Juli  1872, 
Art.  7)  erneuert  hatte.  Hievon  erhielt  der  BR  den  7.  Nov.  Kenntnis, 
den  8.  Nov.  lud  er  die  Reg.  von  Tessin  ein ,  die  Vollstreckungsmass- 
regeln zu  sistiren,  bis  er  event  die  BVers.  über  den  Rekurs  der 
Munizipalität  zu  Recht  erkannt  hätten ;  der  BR  verlangte  auch  die 
beförderliche  Uebermittelung  des  Rekurses. 

Die  Tessiner  Reg«  beharrte  auf  ihrem  Standpunkt;  sie  Hess  die 
Exekution  durchführen,  den  15.  Nov.  fand  die  Versteigerung  eines 
Gartens  des  Enderlin  statt,  der  Mitglied  der  Munizipalität  war. 

Schon  den  14.  Nov.  hatte  der  BR  Nationalrat  Karrer  in  Sumis- 
wald  als  eidg.  Kommissär  in  den  Kt.  Tessin  gesandt.  Als  den  15.  Nov. 
der  eidg.  Kommissär  dem  BR  mitteilte,  die  Reg.  habe  erklärt,  sie 
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beharre  bei  ihren  Beschlüssen,  stelle  jedoch  dem  direkten  Begehren 
des  eidg.  Kommissärs  betr.  die  Exekutionsmassregeln  keine  Opposition 
entgegen,  dass  aber  der  tessinische  Regierungskommissär  seinen  Be- 
fehlen nicht  gehorche,  wies  der  BR  seinen  Kommissär  an,  er  solle 
von  der  Reg.  verlangen,  dass  sie  die  von  ihm  überbrachten  Befehle 
selbst  ihrem  Regierungskommissär  in  Lugano  übermittele;  im  übrigen 
stellte  der  BR  die  nötige  Truppenzahl  aufs  Piket.  Der  Staatsrat 
erklärte  jetzt,  der  höhern  Gewalt  zu  weichen;  er  ordnete  die  Ein- 
stellung der  VoUstreckungsmassnahmen  an« 

Der  BR  Hess  ferner  der  Tessiner  Reg.  (den  15.  Nov.)  eröffnen« 
dass  die  in  Lugano  erfolgten  VoUstreckungsmassnahmen  und  vorab 
die  Versteigerung  des  Grundstückes  Enderlin  null  und  nichtig  seien, 
und  dass  die  Reg.  für  Wiederherstellung  des  frühem  Zustandes  zu 
sorgen  habe;  ferner  erklärte  der  BR  der  Reg.  gegenüber,  dass  er 
sich  in  die  Frage,  in  welcher  Weise  der  vorige  Zustand  durch  den 
Staatsrat  wieder  herzustellen  sei,  nicht  einzumischen  habe,  und  dass 
es  Sache  des  Staatsrates  sei,  das  Verhältnis  zu  dem  Ersteigerer 
des  Enderlin'schen  Gartens  und  zu  Enderlin  selbst  zu  bereinigen. 
Den  30.  Nov.  beschloss  daher  der  BR: 

1.  Die  Reg.  von  Tessin  bleibt  für  alle  Folgen  ihrer  Hand- 
lungen gemäs  den  bisherigen  Schlussnahmen  des  BR  verant- 
wortlich. 

2.  Die  vom  Staatsrat  auf  Befehl  des  BR  angeordnete  Ein- 
stellung des  Vollstreckungsverfahrens  gegen  die  Munizipalität 
von  Lugano  wird  aufrecht  erhalten  und  der  Verkaufspreis  des 
Enderlin'schen  Grundstückes  bleibt  in  den  Händen  der  KReg. 
den  Beteiligten  zur  Verfügung. 

3«  Der  BR  behält  sich  nach  Erledigung  der  Wahlbeschwerden 
durch  den  NR  den  Entscheid  in  der  Hauptsache  vor. 

Der  BR  setzt  folgenden,  diesem  Beschl.  zu  Grunde  liegenden 
Tatbestand  aus  den  Akten  fest: 

1.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  hat  trotz  des  Suspensioosbescblusses 
des  BR  die  Vollziehung  seiner  Bussendekrete  vom  30.  Okt.  gegen  die 
Munizipalität  von  Lugano  begonnen,  indem  er  gegen  ein  Mitglied  dieser 
Behörde  auf  dem  Wege  der  P&idung  vorging,  das  gepftndete  Grund- 
stück an  Adv.  Saroli  steigerungsweise  zuschlug  und  den  Steigerungs- 
erlös mit  Fr.  8100  bebändigte.  Die  von  dem  tessinischen  Gesetz  zur 
Durchführung  des  Verfahrens  geforderte  notarialische  Zufertigung  an 
den  Kaufer  fand  indes  nach  eingetretener  eidg.  Intervention  nicht  statt. 
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2.  Infolge  der  vom  BR  am  15.  Nov.  in  Beziehung  auf  dieses  Ver- 
fahren unter  Exekutionsandrohung  angeordneten  Wiederherstellung  den 
frühern  Standes  anerbot  der  Staatsrat  die  Herausgabe  der  bezogenes 
Busse  an  den  eidg.  Kommissär  und  stellte  alle  weitern  Vollstreckungs- 
massregeln ein,  indem  er  namentlich  die  Zufertigung  des  Grundstückes 
an  den  Käufer  untersagte. 

3.  Auf  die  Weigerung  des  Kommissärs,  den  Steigerungserlös  zu 
eidg.  Händen  zu  nehmen,  bot  der  Staatsrat  denselben  dem  Käufer  Saroli 
gegen  die  Verpflichtung  an,  die  üngiltigkeit  des  Kaufes  anzuerkennen 
und  Enderlin  wieder  in  den  Besitz  des  Grundstückes  zu  setzen.  Gleich- 
zeitig stellte  der  Staatsrat  die  Anfrage,  ob  er  nötigenfalls  ermächtigt 
sei,  den  Käufer  Saroli  mit  Gewalt  zur  üebergabe  des  Besitzes  an  En- 
derlin zu  zwingen,  worauf  der  BR  antwortete,  dass  er  sich  in  die  Frage, 
auf  welche  Weise  der  vorige  Stand  wieder  herzustellen  sei,  nicht  ein- 
zumischen habe. 

Saroli  weigerte  seinerseits  die  Annahme  der  Kaufsumme  unter  Be- 
rufung auf  seine  dem  BGericht  eingereichte  Klage,  in  welcher  die  no- 
tai'ialische  Zufertigung  des  Kaufes,  also  die  Aufrechthaltung  desselben, 
und  event.  angemessene  Entschädigung  verlangt  wird,  beides  unter  dem 
Vorbehalte,  dass  Enderlin  auf  das  ihm  gesetzlich  zustehende  Recht 
verzichte,  gegen  Bezahlung  der  Steigerungssumme  und  der  ergangenen 
Kosten  binnen  drei  Monaten  das  Grundstück  von  dem  Käufer  wieder  an 
sich  zu  ziehen. 

4.  Bei  dieser  Sachlage  hielt  der  BR  dafür,  es  habe  der  Staatsrat 
noch  keineswegs  alle  Schritte  getan,  zu  denen  er  in  Bezug  auf  die 
Wiederherstellung  des  vorigen  Standes  verpflichtet  sei,  und  beschloss 
daher  unter' m  22.  Nov. : 

Es  wird  der  eidg.  Kommissär  eingeladen,  den  Staatsrat  anzuweisen, 
dass  derselbe  bis  zum  28.  Nov.  in  Vollziehung  der  Schlussnahme  des 
BR  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  anwende,  damit  Enderlin 
wieder  in  den  Besitz  des  verkauften  Grundstückes  gesetzt  werde. 

Derselbe  wird  ermächtigt,  bei  den  Verhandlungen,  welche  in  Be- 
zug auf  die  verlangte  Wiederherstellung  notwendig  sein  sollten,  seine 
guten  Dienste  eintreten  zu  lassen. 

5.  Der  Staatsrat  bot  hierauf  den  Steigerungserlös  dem  Enderlin 
an,  in  der  Meinung,  dass  dieser  in  Ausübung  des  gesetzlichen  Wieder- 
kaufsrechtes von  seinem  Eigentum  wieder  Besitz  nehme,  allein  Enderlin 
wies  dieses  Anerbieten  zurück,  insofern  ihm  nicht  gleichzeitig  mit  der 
Kaufsumme  von  Fr.  3100  eine  Entschädigung  von  Fr.  5000  ausbezahlt 
werde,  wessen  sich  der  Staatsrat  weigerte. 

Der  BB  zog  sodann  in  Betracht:  dass  die  Reg.  des  Eis.  Tessin 
den  Aufforderungen  des  BR  schliesUch  dadurch  nachgekommen  ist, 
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dass  dieselbe  die  Fortsetzung  der  ungiltig  erklärten  Vollstreckung 
einstellte,  dass  sie  ferner  dem  Enderlin  die  Steigerungssutnme  von 
Fr.  3100  anbot,  mittelst  welcher  derselbe  durch  das  tessinische  Gesetz 
in  den  Stand  gesetzt  war,  das  Grundstück  zurückzukaufen,  und 
endlich,  dass  die  Reg.  sich  gegenüber  dem  BK  sogar  anheischig 
machte,  Enderlin,  wenn  nöthig,  mit  Gewalt  wieder  in  den  Besitz 
seines  Eigentums  zu  setzen; 

dass  diese  Anerbietungen  des  Staatsrates  —  bei  denen  derselbe 
behaftet  bleibt  —  bis  jetzt  darum  erfolglos  geblieben  sind,  weil 
einerseits  der  Käufer  des  Grundstückes  unterdessen  Klage  beim 
BGer.  erhob,  und  anderseits  Enderlin  die  Annahme  der  Kaufsumrae 
verweigerte,  wenn  ihm  nicht  vorher  eine  Entschädigung  fui'  die  Be- 
sitzstörung bezahlt  werde; 

dass  dieses  Entschädigungsbegehren  bei  dem  BR  nicht  gestellt 
und  von  ihm  nicht  zu  erledigen  ist; 

dass  unter  diesen  Umständen  jedes  weitere  Verfahren,  soweit 
es  sich  auf  die  Restitution  des  Grundstückes  bezieht,  von  Seiten 
der  politischen  Behörden  eingestellt  werden  muss; 

dass  der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  für  alle  Folgen  verantwortlich 
bleibt,  welche  aus  seiner  Weigerung,  die  wiederholten  Suspensions- 
beschlüsse des  BR  rechtzeitig  zu  vollziehen,  entstanden  sind« 

B  1&84  IV  517, 

In  einer  gemeinsamen  Zuschrift  von  Enderlin  und  Saroli  an 
den  BR  vom  1.  Dez.  1884  führt  der  erstere  aus,  wie  er  bis  jetzt 
vergeblich  gehoflft  habe,  der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  werde  die 
gegen  ihn  durchgeführte  Zwangsvollstreckung  annulliren  und  ihn 
für  den  materiellen  und  moralischen  Nachteil,  der  ihm  aus  dieser 
entgegen  den  Weisungen  des  BR  angeordneten  Massregel  erwachsen 
sei,  schadlos  halten.  Nachdem  sich  nun  aber  der  Staatsrat  dessen 
geweigert,  so  wolle  er  nicht,  dass  seine  Entschädigungsforderung 
ein  Hindernis  für  die  Beilegung  des  Konfliktes  bilde,  um  so  weniger, 
als  die  Folgen  der  Handlungsweise  des  Staatsrates  auf  den  Kanton 
zurückfallen  würden.  Er  verzichte  daher  auf  alle  Entschädiguugs« 
ansprüche  und  verlange  blos,  dass  ihm  die  Schlüssel  zu  seinem 
Grundstücke  wieder  eingehändigt  und  eine  amtliche  Bescheinigung 
über  die  AnnuUirung  des  am  15.  Nov.  erfolgten  Zuschlages  ausge- 
stellt werde. 

Saroli  seinerseits  erklärt,  einer  von  der  tessinischen  Reg. 
hiefür  bezeichneten  Persönlichkeit  die  Schlüssel  des  Grundstückes 
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gegen  einfache  Rückerstattung  der  ausgelegten  Summe  von  Fr.  3100 
übergeben  und  auch  seinerseits  von  jeder  Schadensersatzforderung 
abstrahiren  zu  wollen. 

Dem  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  wurde  hievon  durch  Beschl.  des 
BR  vom  3.  Dez.  mit  der  Einladung  Kenntnis  gegeben,  die  Angele- 
genheit nunmehr  im  Sinne  der  frühem  Beschlüsse  des  BR  zu  er- 
ledigen. 

Indem  diesem  Beschlüsse  nachgelebt  wurde,  war  der  Konflikt 
erledigt.  Der  Kommissär  Karrer  war  schon  durch  bundesr.  Beschl. 
vom  30.  Nov.  1884  ermächtigt  worden,  aus  dem  Kt.  Tessin  zurück- 
zukehren. B  1884  IV  527,  vgl.  283,  828.  359. 

Dem  BR  war  aus  dem  40.  tessinischen  Wahlkreis  ausser  der 
Beschwerde  der  Munizipalität  von  Lugano  eine  Reihe  anderer  Rekurse 
eingereicht  worden.  In  seinem  Ber.  vom  30.  Nov.  1884  an  den  NR 
konstatirt  der  BR,  dass  mit  Bezug  auf  die  Wahlvorkommnisse  im 
Tessin  dreierlei  Arten  von  Reklamationen  zu  unterscheiden  seien: 

In  die  erste  Kategorie  fallen  die  auf  die  Fühiiing  der  Stimm- 
register  bezw.  die  Ansllbung  des  Wahlrechtes  bezüglichen  Rekurse, 
welche  zwar  vor  dem  Wahltage  (26.  Okt.)  angemeldet  wunlen,  jedoch 
nicht  vorher  erledigt  wer  len  konnten. 

In  die  zweite  Kategorie  fallen  diejenigen  jener  Rekurse,  welche 
erst  nach  Beendigung  der  Wahlen  eingereicht  wurden. 

Eine  dritte  Kategorie  endlich  bildet  die  gegen  die  Giltigkeit  der 
Wahlen  im  40.  eidg.  Wahlkreis  erhobene  Einsprache. 

Hätten  wir  es  nur  mit  dieser  letztem  Einsprache  zu  tun  —  fährt  der 
BR  a.  0.  fort  — ,  so  würde  die  Fi-age,  in  welcher  Weise  von  uns  vorzugehen 
sei,  nicht  den  mindesten  Schwierigkeiten  begegnen.  Art.  25,  Abs.  2  des 
BG  betr.  die  eidg.  Wahlen  vom  19.  Juli  1872  (A.  S.  X  920,  Wolf  I  72) 
spricht  sich  mit  aller  nur  wünschbaren  Deutlichkeit  aus.  Die  Wahl- 
verhandlungen im  40.  Wahlkreise  sind  schon  den  26.  Okt.  zum  Ab- 
schlüsse gediehen;  die  Einsprache  selbst  ist  erst  am  10.  Nov.  erhoben 
worden ;  hiernach  entscheidet  weder  der  Staatsrat  noch  der  BR,  sondern 
einzig  und  allein  der  NR. 

Allein  es  liegt  nicht  nur  eine  förmliche  Wahleinsprache,  sondern 
noch  eine  Reihe  auf  die  Frage  der  Führung  der  Stimmregister,  resp. 
auf  die  Stimmberechtigung  bezüglicher  Rekurse  vor.  Sie  sind  an  den 
BR  gerichtet,  und  dieser  ist  nach  Mitgabe  von  Art.  7  des  zitirten  Ge- 
setzes zur  Entgegennahme  und  Entscheidung  derartiger  Rekurse  an  und 
für  sich  kompetent. 
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Es  muss  sieb  dem  BR  daher  die  Frage  aufdrängen,  ob  er  diese 
Entscheidung  selbst  noch  an  die  Hand  zu  nehmen  hätte.  Der  BR  glaubte 
angesichts  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  jene  Frage  mit  nein  beant- 
worten zu  sollen. 

Schon  der  Wortlaut  der  Art.  2 — 6  des  zitirten  BG  weist  un- 
sers  Erachtens  darauf  hin,  dass  die  Entscheidungsbefugnis  des  BR  überall 
da  cessirt,  wo  ein  Rekurs  nach  der  Wahl  erst  eingelegt  wurde  um3 
mindestens  suspendirt  bleibt,  wo  die  Entscheidung,  gleichgiltig  aus 
welchen  Gründen,  erst  nach  beendigter  Wahlverhandlung  erfolgen  könnte, 
und  diese  Ansicht  findet  ihre  Unterstützung  in  der  analogen  Bestimmung 
des  zitirten  Art.  25.  Vollends  entscheidend  aber  ist  wenigstens  für  die  Re- 
kurse aus  dem  40.  Wahlkreise  Abs.  2  des  Art.  10,  wonach  zum  Gegen- 
stände  einer  Wahleinsprache  Alles  gemacht  werden  kann,  was  während 
des  ganzen  Verlaufes  der  Wahlverhandlung  vorgefallen  ist,  sachbezü^- 
liehe  Beschlüsse  der  Kantonalbehörden  und  des  BR  nicht  ausgenommen. 
Eine  solche  Einsprache  liegt  vor,  und  zwar  stützt  sie  sich  gerade  darauf, 
dass  die  Nichtbefolgung  der  Dekrete,  welche  die  Munizipalität  von  Lu- 
gano zum  Gegenstande  ihres  Rekurses  gemacht  hat,  das  Wahkesultai 
beeinüusst  haben  dürfte. 

Die  Frage  der  Führung  der  Stimmregister  hat  also  jedenfalls  auf- 
gehört eine  selbständige  zu  sein;  sie  ist  zu  einer  blossen  Vorfrage  ^e- 
worden,  die  sich  von  derjenigen  der  Giltigkeit  der  Wahlen  schlechter- 
dings nicht  mehr  trennen  lässt;  nachdem  nun  diese  letztere  bei  Ihnen 
anhängig  gemacht  ist,  so  fällt  unsere  Entscheidungsbefugnis  für  einmal 
dahin,  und  wir  sind  in  der  Lage,  Ihnen  auch  die  erstere  intakt  zu  über- 
weisen. 

Selbstverständlich  aber  behält  sich  der  BR  die  Entscheidungsbefugnis, 
namentlich  auch  mit  Bezug  auf  das  Begehren  der  Munizipalität  in  Lu* 
gano  betr.  Annulation  der  5  stdats rätlichen  Dekrete,  insoweit  vor,  als 
dasselbe  nicht  durch  Entscheid  des  NR  über  die  Begründetheit  der  er- 
hobenen Wahleinsprache,  bezw.  über  die  Giltigkeit  der  angefochtenen 
Wahlen  erledigt  werden  wird.  B  1884  IV  4^7. 

Der  NR  beschloss  den  17.  Dez.  1884,  nach  Einsicht  der  Botsch* 
des  BR  vom  30.  Nov.  1884  über  die  Wahlen  in  den  Schweiz.  NRj 
worin  insbesondere  auch  über  die  Wahleinsprachen  und  Rekurse  im 
40.  Wahlkreis,  sowie  über  den  bezüglichen  Konflikt  mit  der  Reg. 
des  Kts.  Tessin  Bericht  erstattet  ist: 

Die  am  26.  Okt.  1884  im  40.  eidg.  Wahlkreis  vorgenommenen 
Wahlen  werden  unter  ausdrücklicher  Billigung  der  vom  BR  aus 
Anlass  derselben  getroffenen  Verfügungen  genehmigt. 

üebers.  Verb,  d.  BVers.  im  Dez.  1884,  No.  1;  B  1885  II  661. 
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179#  Obschon  die  BVers.  durch  Beschl.  vom  21.  Juli  1873, 
unter  Aufhebung  einer  Entscheidung  des  BR  vom  20.  Jan.  1873, 
die  Gerichte  des  Kts.  Tessin  zur  Beurteilung  einer  Forderungsklage 
gegenüber  den  in  Misox  (Graubünden)  wohnenden  Beklagten  als 
inkompetent  erklärt  hatte  (B  1873  I  409,  III  466),  zitirte  das  Bezirks- 
Gericht  Bellinzona  die  gleichen  Beklagten  abermals  vor  sein  Forum 
und  glaubte  wenigstens  gegenüber  einem  der  Beklagten  (ülr.  a 
Marca  in  Misox),  der  seinen  Rekurs  vor  dem  Beschl.  der  BVers. 
zurückgezogen  hatte,  an  der  Vorladung  festhalten  zu  sollen. 

Der  BR  erliess  aber  den  22.  Mai  1876  den  Befehl,  dass  das 
Gericht  des  Bezirkes  Bellinzona  sich  jeder  weitern  Vorladung  an 
sämtliche  Beklagte  im  fraglichen  Prozesse  zu  enthalten  habe,  gestützt 
auf  folgende  Gründe: 

1.  Was  zunächst  die  Streitgenossen  des  ülr.  a  Marca  betrifft, 
so  dürfen  dieselben  angesichts  des  genannten  BBeschl.  in  diesem 
Prozesse  in  keinem  Falle  und  in  keiner  Weise  dem  tessinischen 
Gerichtsstande  weiter  unterworfen  werden,  vielmehr  sind  sie  an 
ihrem  natürlichen  Gerichtsstande  im  Kt.  Graubünden  zu  belangen. 

2.  Das  Gleiche  gilt  aber  auch  bezüglich  des  ülr.  a  Marca 
persönlich,  da  durch  den  erwähnten  Entscheid  der  BVers.  der 
Gerichtsstand  in  dem  fraglichen  Prozess  allgemein  für  alle  zu  dem- 
selben adzitirten  Beteiligten  aus  dem  Et.  Graubünden  festgestellt 
wurde.  Hiernach  kann  der  Umstand,  dass  Ulr.  a  Marca  den  an  die 
BVers.  ergriffenen  Rekurs  für  seine  Person  zurückgezogen  hat, 
nicht  in  Berücksichtigung  kommen,  vielmehr  muss  der  Entscheid 
derselben  auch  für  seine  Person  massgebend  sein. 

3.  Es  liegt  also  sowol  bezüglich  des  Ulr.  a  Marca  persönlich, 
als  bezüglich  seiner  Streitgenossen  aus  dem  Misox,  eine  Verletzung 
des  BBeschl.  vom  21.  Juli  1873  vor,  welche  der  BR  nach  Massgabe 
von  Art.  102,  Ziff.  5  der  BV  in  Vollziehung  dieses  BBeschl.  zu 
remediren  berufen  ist.  B  1877  II  531. 

180«  Durch  Vertrag  vom  12.  Aug.  1886  verkaufte  Anton  Broger, 
Kantonsrichter  in  Appenzell,  dem  Gemeinderat  der  Stadt  St.  Gallen 
seine  Alp  c  Dunkelberndli »  mit  allen  Rechten,  Gebäuden,  Wasser- 
quellen und  Bächen.  Die  Landeskanzlei  von  Appenzell  I.  Rh.  ver- 
weigerte, den  Vertrag  in  das  öffentliche  Kaufprotokoll  einzutragen. 
Die  Standeskomm.  des  Kantons  bestätigte  diese  Weigerung,  weil 
durch  den  von  St.  Gallen  in  Aussicht  genommenen  Wasserentzug 
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eine  nicht  unwesentliche  Schädigung  der  allgemeinen  Landesiiiter- 
essen  zu  befürchten  seL  Broger  beschwerte  sich  hierob  beim  BGer, 
Dasselbe  erklärte  mit  Urteil  vom  30.  Dez.  1887  den  ßeschl,  der 
Appenzeller  Standeskomm.  als  verfassungswidrig  und  hob  denselben 
auf  (BGer-Entsch.  1887  XIII  447). 

Dem  hierauf  wiederholten  Begehren  um  Protokollirung  des 
fraglichen  Kaufvertrags  entsprach  die  Landeskomm.  niclit,  weil 
der  Vertrag  Bemerkungen  über  Servituten  auf  anderen  Liegen- 
schaften, sowie  Rückkaufsbestimmungen  enthalte,  welche  gemäs  dem 
geltenden  Grundbuchrechte  nicht  eingetragen  und  nicht  anerkannt 
werden. 

Die  Vertragsparteien  beschwerten  sich  über  dieses  Verfahren 
beim  BR.,  und  gestützt  auf  Art.  102,  Ziff.  5  der  BV  verlangten 
sie  Vollzug  des  bundesgerichtlichen  Urteils  vom  30.  Dez.  1887.  Den 
7.  April  1888  beschloss  der  BR: 

Es  wird  die  Reg.  des  Kts.  Appenzell  I.  Rh.  eingeladen,  der 
kanzleiischen  Protokollirung  des  Vertrages  zwischen  Kantons- 
richter A.  Broger  in  Appenzell  und  der  Stadt  St.  Gallen  vom 
12.  Äug.  1886  keine  weitem  Hinderungen  entgegenzusetzen  und 
in  der  Weise  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die  Protokollirung  und 
landammannamtliche  Besiegelung  dieses  Kaufes  im  Laufe  der 
nächsten  10  Tage,  vom  Datum  dieses  Beschl.  hinweg,  vollzogen 
werden  könne,  sowie  über  die  Erledigung  Bericht  zu  erstatten, 
unter  Vorbehalt  der  für  die  Vollziehung  nötigen  Verfügungen 
des  BR  im  Sinne  des  Art.  191  des  Gesetzes  über  den  BCivil- 
prozess. 

Die  Standeskomm.  von  Appenzell  I.  Rh.  rekurrirte  nun  ihrer- 
seits an  das  BGer.;  sie  stellte  das  Begehren  um  Erläuterung  des 
bundesgerichtlichen  Urteils  vom  30.  Dez.  1887,  sowie  um  Aufhebung 
des  Entscheides  des  BR  vom  7.  April  1888.  Das  BGer,  wies  mit 
Urteil  vom  13.  Juli  1888  (BGer-Entsch.  1888  XIV  413)  dieses  Erläute- 
rungsbegehren ab  und  trat  auf  die  Beschwerde  gegen  den  BR-Beschl, 
vom  7.  April  1888  mangels  Kompetenz  nicht  ein,  in  Anbetracht, 
dass  ein  Kompetenzkonfiikt  zwischen  einer  BBehörde  und  einer 
Kantonalbehörde  im  Sinne  des  Art.  113,  Ziff.  1  der  BV  nicht  vor- 
liege und  das  Recht  des  BR,  die  nötigen  Anordnungen  zum  Zwecke 
der  Vollstreckung  des  betr.  bundesgerichtlichen  Entscheides  zu  tref* 
fen,  nicht  bestritten  sei. 

Jetzt  fand  die  kanzleiische  Verschreibung  des  Kaufvertrages  statt. 
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Dia  ausserordentliche  Landsgemeinde  des  Kts.  Appenzell  I.  Rh. 
erliess  den  26.  Aug,  1888' ein  Gesetz  über  Ableitung  von  Quellen 
oder  Wasser  aus  öffentlichen  Gewässern,  wonach  diese  Ableitung 
an  die  Einwilligung  der  Standeskomm.  geknüpft  ist,  die  zu  unter- 
suchen hat,  ob  bestehende  Rechte  oder  öfientliche  Intferessen  ge- 
schv^digt  werden  (Zeitschr,  f.  Schweiz.  Recht  n.  F.  VIII  458). 

Die  Gründe  zum  Beschl.  des  BR  vom  T.  April  1888  lauten: 

1 .  Gemäs  Art.  102,  ZifiF.  5  der  BV  hat  der  BR  innert  der  Schranken 
dieser  Verfassung  die  Urteile  des  BGer,  zu  vollziehen,  und  durch  Art.  191 
des  Oü  über  das  Verfahren  bei  dem  BGer.  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten ist  vorgeschrieben,  dass  Beschwerden  über  mangelhafte  Vollziehung 
der  Urteile  des  BGer.  bei  dem  BR  anzubringen  seien,  welcher  das  Ge- 
eignete verfügen  soll,  aber  auch  von  Amtes  wegen  die  Vollziehung  über- 
wachen kann. 

2,  Diese  Vorschriften  beziehen  sich  ohne  Zweifel  zunächst  nur  auf 
Urteile^  welche  das  BGer.  innerhalb  der  durch  die  BGesetzgebung  ihm 
zugewiesenen  Kompetenzen  erlassen  hat,  während  im  Spezialfälle  nicht 
ein  förmliches  Urteil,  sondern  die  Vollziehung  des  Entscheides  über  einen 
sog.  staatsiechtlichen  Rekurs  in  Frage  liegt,  den  das  BGer.  in  Anwendung 
von  Art.  59,  lit.  a  des  Organis -Ges.  erlassen  hat. 

3,  Obschon  das  BGer.  die  Kompetenz  zum  Entscheide  über  Be- 
schwerden von  Privaten  und  Korporationen,  betr.  Verletzung  von  Rechten, 
üie  ihnen  durch  die  Verfassung  ihres  Kantons  gewährleistet  sind,  erst 
durch  das  erwähnte  BG  (Art.  59,  lit.  a)  erhalten  hat  und  über  die  Be- 
fugnis des  BR  bezüglich  der  Vollziehung  eines  solchen  Entscheides  eine 
positive  Vorschrift  nicht  besteht,  so  muss  dennoch  im  Interesse  des  Rechts- 
schutzes angenommen  werden,  dass  dem  BR  hiefür  die  gleichen  Befug- 
nisse ^ukomm^n,  wie  sie  ihm  für  die  Vollziehung  eines  förmlichen  Ur- 
teils des  BGer.  zustehen.  Dieser  Schluss  erscheint  als  vollkommen  zu- 
treffend, wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  durch  Art.  102,  Ziflf.  3  der 
BV  auch  die  üeberwachung  der  Garantie  der  KVerf.  dem  BR  zugewiesen 
ist,  wäürend  die  Vollziehung  eines  bundesgerichtlichen  Entscheides  im 
Sinne  von  Art.  59,  lit.  a  des  zitirten  BG  im  Grunde  identisch  ist  mit 
der  Vollziehung  der  Bestimmung  einer  KV,  über  deren  Sinn  und  Be- 
deutung Zweifel  gewaltet  haben,  die  aber  durch  den  Entscheid  dos  BGer. 
klar  gestellt  worden  ist. 

4.  Der  Entscheid  des  BGer.  vom  30.  Dez.  1887,  dessen  Vollziehung 
verlangt  wird,  ist  nicht  positiver  Natur,  sondern  enthält  lediglich  die 
Ablehnung  der  Einrede  der  Standeskomm.  in  ihrer  Erklärung  vom  16.  Ang. 
188Ö.  Hieraus  darf  geschlossen  werden,  dass  das  BGer.  den  Eintrag  des 
fragltcheTi  Vertrages   in   das   Grundprotokoll   von  Appenzell    I.  Rh.   als 
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statthaft  erachtet.  Das  BGer.  erklärte  eben  jede  Hemmung  in  der  freien 
Disposition  über  das  Grundeigentum  und  über  dingliche  Rechte  an  Grund* 
eigentum  als  eine  V^erfassungsverletzung.  Es  fand  auch  kein  Hindernis 
darin,  dass  der  vorliegende  Vertrag  in  einer  Form  redigirt  sein  mag, 
welche  von  der  traditionellen  Form  von  Appenzell  I.  Bh.  abweicht^ 
indem  das  Gericht  erklärte,  dass  den  Kontrahenten  zustehen  müsse,  auch 
detaillirtere  Vertragsbestimmungen  protokolliren  zu  lassen,  als  frühere 
Protokolleinträge  enthalten. 

5.  Die  von  der  Reg.  des  Kts.  Appenzell  I.  Rh.  gemachten  neuen 
Einreden  gegen  die  ProtokoUirung  des  fraglichen  Kaufes  können  durch 
die  Gesetzgebung  nicht  begründet  werden;  auch  können  sie  aus  allge- 
meinen Gesichtspunkten  der  ProtokoUirung  des  fraglichen  Vertrages  nicht 
entgegenstehen,  da  lediglich  der  Verkäufer  verantwortlich  bleibt  und 
die  landesväterliche  Obsorge  denselben  nicht  hindern  darf,  Vei-pflichtungen 
einzugehen,  die  ihm  später  lästig  werden  könnten. 

B  1888  n  260;  1889  II  757. 

181«  Die  Direktion  der  Jura-Bern-Luzern-Bahn  beschwerte  sich 
den  24.  März  1881  beim  BR  über  maugelhafte  Vollziehung  eines 
bundesger.  Urteils  vom  28.  Dez.  1877  gegen  Hauptmann  Bucher 
in  Schiipfheim,  indem  letzterer  sich  weigerte,  die  Vermarkung  des 
expropriirten  Gebietes  vornehmen  zu  lassen,  und  durch  verschiedene 
Manipulationen  die  amtliche  Vollziehung  zu  hintertreiben  verstanden 
hatte,  und  weil  sie  trotz  der  nach  Massgabe  des  luzernischen  Pro- 
zessverfahrens vorgenommenen  Anrufung  des  Obergerichts  des  Kts, 
Luzem  den  Vollzug  des  Urteils  nicht  erlangen  konnte.  Der  BR 
richtete  zunächst  an  die  Reg.  des  Kts.  Luzem  die  Einladung  nach 
Vorschrift  von  Art.  188,  189  und  190  des  BG  über  das  Verfahren 
bei  dem  BGer.  gegen  den  Verurteilten  vorzugehen,  und  machte 
hiebei  darauf  aufmerksam,  dass  es  nicht  angehe,  die  durch  Art.  138 
des  erwähnten  BG  der  Reg.  des  Kantons  übertragenen  Funktionen 
dem  Obergerichte  zu  überlassen.  Der  BR  sprach  dabei  die  Erwar- 
tung aus,  dass  die  Reg.  mit  Ansetzung  einer  Frist  zur  Vollziehung 
des  Urteils  von  höchstens  einem  Monate  diese  Angelegenheit  endlich 
zum  Abschlüsse  führen  könne,  ohne  dass  der  BR  im  Sinne  vom 
Art.  191  des  zitirten  BG  interveniren  müsse.  In  Folge  dessen  hat 
das  fragliche  Urteil,  soweit  die  Ausscheidung  des  Eigentums  nötig 
war,  seine  Vollziehung  gefunden. 

Der  Beklagte  machte  jedoch  neue  Schwierigkeiten  hinsichtlich 
der  Bezahlung  der  Kosten.  In  dieser  Beziehung  sprach  sich  der  BR 
dahin  aus,  dass  gemäs  Art.  187—191  des  BG  vom  22.  Nov.  1850  es 
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zanächst  Sache  der  KReg.  sei,  für  die  gänzliche  Vollziehung  eines 
bundesgerichtlichen  Urteils  zu  sorgen.  Dahin  gehöre  offenbar  auch 
die  Liquidation  der  Kosten,  welche  im  Sinne  von  Art.  24  des  er- 
wähnten BG  einen  Bestandteil  des  Urteils  bilden.  Die  Vollziehung 
des  Urteils  sei  aber  nicht  vollendet,  bis  auch  die  Kosten  von  der 
unterlegenen  Partei  bezahlt  seien. 

Die  Beg.  des  Kts.  Luzern  erledigte  nun  diese  Kostenfrage,  in- 
dem sie  auch  der  klagenden  Eisenbahnverwaltung  einen  Teil  der- 
selben auferlegte.  Auf  eine  neue  Beschwerde  gegen  diesen  letztem 
Entscheid  trat  der  BR  nicht  ein,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Gemäs  Art.  191  des  BG  über  das  Vei-fahren  in  bürgerlichen  Rechts- 
Streitigkeiten  ist  eine  Beschwerde  nur  über  mangelhafte  Vollziehung 
der  Urteile  des  BGer.  beim  BR  zulässig. 

Von  einer  solchen  kann  im  vorliegenden  Falle  nicht  die  Rede  sein, 
indem  die  nach  Art.  188  und  189  des  gleichen  BG  hiezu  kompetente 
Reg.  des  Ets.  Luzern  nunmehr  auch  über  den  Ersatz  der  Kosten  ent- 
schieden hat.  Die  Frage,  ob  dieser  Entscheid  ein  richtiger  ist,  kann 
nicht  mehr  unter  den  Art.  191  des  BG  subsumirt  werden,  zumal  der 
Petent  keinen  bundesgerichtlicben  Titel  dafür  besitzt,  dass  diese  letztem 
Kosten  ausschliesHch  von  der  Gegenpartei  getragen  werden  müssen. 

B  1883  II  886. 

182«  Jos.  Ant.  Mutter  «  zum  Freien  Schweizer  »  in  Altorf  war 
in  einem  Expropriationsprozesse  vom  BGer.  den  22.  Mai  1880  zur 
Bezahlung  der  Gerichtskosten  von  Fr.  91.  50  und  einer  Parteient- 
schädigung an  die  Gotthardbahn  von  Fr.  140  verurteilt  worden. 

Als  die  BGer-EanzIei  die  Bezahlung  der  Gerichtskosten  ver- 
langte, machte  Mutter  zuerst  die  Einwendung,  dass  diese  Kosten 
von  der  Gotthardbahnverwaltung  mit  der  Prozessentschädigung  zu- 
rückgehalten worden  seien.  Nachdem  dieser  Einwand  widerlegt  war, 
behauptete  er,  an  seinen  Anwalt  mittelst  einer  Postnachnahme 
bezahlt  zu  haben.  Es  wurde  indessen  nachgewiesen,  dass  er  hiemit 
nur  die  Advokaturkosten  bezahlt  hatte.  Die  BGer-Eanzlei  übertrug 
nun  die  Betreibung  des  Mutter  dem  Dr.  Schmid  in  Altorf.  Der  Be- 
klagte machte  neue  Schwierigkeiten,  indem  er  den  Betrag  deponirte 
und  seinerseits  vor  Gericht  das  Rechtsbegehren  stellte,  die  Forderung 
der  BGer-Kanzlei  abzuweisen. 

Nach  weiteren  Verschleppungen  wandte  sich  der  Vertreter  der 
BGer-Kanzlei  an  die  Reg.  des  Kts.  Uri,  welche  ihrerseits,  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  Mutter  behaupte,  die  Forderung  schon  einmal 
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bezahlt  zu  haben,  und  dass  hierüber  bereits  ein  Prozess  pendent 
sei,  ihre  Mithilfe  zur  Vollziehung  des  bundesgerichtliclien  Urteils 
ablehnte. 

Gegen  diese  Verfügung  beschwerte  sich  Dr.  Schmid  beim  BRj 
der  BR  erklärte  den  2,  März  1882  die  Beschwerde  für  begründet, 
und  setzte  dem  Mutter  eine  Frist  von  14  Tagen,  um  sich  bei  der 
Reg.  des  Ets.  Uri  über  die  Vollziehung  des  bundesgerichtlicben 
Urteiles  vom  22.  Mai  1880  auszuweisen. 

Die  Reg.  des  Kts.  Uri  wurde  femer  eingeladen,  über  den  Aus- 
weis der  erfolgten  Vollziehung  fraglichen  Urteiles  dem  BR  Bericht 
zu  erstatten,  und  im  Falle  dieser  Ausweis  nicht  rechtzeitig  bei- 
gebracht würde,  die  Realisirung  der  Pfänder  zu  veranlassen,  unter 
Vorbehalt  des  weitern  Vorgehens  im  Sinne  von  Art.  187  und  189 
des  B-Civilprozesses. 

Mutter  wurde  endlich  als  pflichtig  erklärt,  die  Rechnung  des 
Anwaltes  der  BGerichtskanzlei  zu  bezahlen,  unter  Vorbehalt  der 
Moderation  derselben  durch  das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep. 

Der  BR  zog  in  Erwägung: 

1)  dass  nach  Art.  191  des  B-Civilprozessgesetzes  Beschwerden  über 
mangelhafte  Vollziehung  der  Urteile  des  BGer.  bei  dem  BR  anzubringen 
sind,  welcher  das  Geeignete  zu  verfügen  hat  und  auch  von  Amtes  wegen 
die  Vollziehung  überwachen  kann; 

2)  dass  nach  Art.  190  des  gleichen  Gesetzes  keine  Beböi^de  die 
Vollziehung  hemmen  oder  eine  Frist  erstrecken  darf,  ausgenommen  in- 
folge einer  Verfügung  des  BGer.  nach  Art.  196,  oder  des  Prtlsidenten 
nach  Art.  198,  oder  auf  ganz  liquiden  schriftlichen  Beweis,  dass  die 
Vollziehung  bereits  stattgefunden  habe; 

3)  dass  keiner  der  in  den  Art.  196  und  198  vorgesehenen  FliUe  hier 
vorliegt,  und  dass  Mutter  einen  ganz  liquiden  schriftlichen  Beweis  dafür 
nicht  beigebracht  hat,  dass  er  die  Geriohtskosten,  welche  er  gemilg  Urteil 
des  BGer.  vom  22.  Mai  1880  zu  bezahlen  hat,  an  die  zum  Beziige  der- 
selben berechtigte  und  verpflichtete  Gerichtskanzlei  bezahlt  und  somit 
das  Urteil  vollzogen  habe; 

4)  dass  vielmehr  das  Gegenteil  hergestellt  ist,  indem  durch  die 
Akten  als  bewiesen  erscheint,  dass  Mutter  mit  der  Postnact nähme  des 
Fürsprech  Meyer  lediglich  die  Restanz  der  Advokaturrechnung  des 
letztern  bezafilt  hat.  Die  diesf&lligen  Zweifel  werden  vollständig  wider- 
legt durch  das  Schreiben  des  Meyer  vom  14.  Juli  1880  und  durch 
den  Umstand,  dass  Meyer  ihm  gleichzeitig  die  Rechnung  der  BGerichts- 
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kanzlei  mitteilte,  worin  er  eine  deutliche  Mahnung  zu  deren  Bezahlung 
erkennen  masste; 

5)  dass  übrigens  nach   der  ganz  bestimmten  Vorschrift  von   Art. 

190  des  BCivilprozesses  für  die  Vollziehung  eines  bundesger.  ürteiles 
nur  ganz  liquide  schriftliche  Beweise  zulässig  sind,  während  hier  nichts 
dergleichen  vorliegt,  vielmehr  eine  trölerhafte  Verschleppung  dieser  Voll- 
ziehung stattgefunden  hat,  die  eine  angemessene  Ahndung  rechtfertigt 
und  den  BR  veranlassen  muss,   diese  Vollziehung  im  Sinne  von  Art. 

191  leg.  cit.  von  Amtes  wegen  zu  überwachen.  B  1883  II  888. 

183.  Das  BGer.  erklärte  den  17.  März  1876  den  Rekurs, 
welchen  Advokat  Fässler  in  Rorschach  gestützt  auf  Art.  59  der  BV 
bei  ihm  anhängig  gemacht  hatte,  für  begründet  und  hob  die  im  Et. 
Freiburg  auf  Guthaben  des  Fässler  ausgewirkten  Arreste  auf.  Wäh- 
rend diese  Beschwerde  beim  BGer.  noch  anhängig  war,  bestätigte  der 
Friedensrichter  in  Freiburg  die  Arreste  und  händigte  die  bei  ihm 
deponirten  Beträge  der  mit  Beschlag  belegten  Forderungen  den 
Arrestnehmern  aus.  Fässler  stellte  nun  unter  Berufung  auf 
Art,  108  fl.  des  BG  vom  22.  Nov.  1850  an  den  Staatsrat  von 
Freiburg  das  Begehren,  dass  der  Friedensrichter  zur  Vollziehung 
des  bundesgerichtlichen  Entscheides  angehalten  und  denogemäs  ver- 
pflichtet werde,  die  fraglichen  Beträge  ihm  aushinzugeben  resp.  zu 
vergüten.  Der  Staatsrat  erklärte,  er  habe  den  Entscheid  des  BGer. 
dem  Friedensrichter  zugestellt  und  weiteres  könne  er  nicht  tun. 
Das  Obergericht,  an  welches  Fässler  sich  nachher  wandte,  erklärte 
sich  inkompetent. 

Infolge  dessen  beschwerte  er  sich  bei  dem  BR  und  stellte  das 
Gesuch,  dass  gemäs  Art.  191  des  zitirten  BG  die  zum  Vollzuge 
nötigen  Massregeln  angewendet  werden  möchten.  Dieser  Rekurs 
wurde  vomBR  den  23.  Okt.  1876  abgewiesen  aus  folgenden  Gründen: 

1)  Der  Rekm-rent  beschwert  sich  darüber,  dass  die  Reg.  von 
Freiburg  sowol,  als  das  dortige  Obergericht  sich  geweigert  haben,  das 
Urteil  des  BGer.  vom  17.  März  1876  in  Sachen  des  Advokaten  Fässler 
in  Rorschach  zu  vollziehen;  er  verlangt  demnach  die  Intervention  des 
BR  im  Sinne  von  Art.  191  des  BG  über  das  Verfahren  vor  BGrer.  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten. 

2)  Die  Weigerung  des  Obergerichtes  von  Fieiburg  stützt  sich  indes 
unzweifelhaft  auf  einen  durchaus  unanfechtbaren  Grund,  indem  die  Voll- 
ziehung gerichtlicher  Urteile  nicht  in  die  Kompetenz  eines  Gerichtshofes 
fällt,  und  ebenso  kann  der  ablehnende  Bescheid  der  Reg.  von  Freiburg 
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nicht  als  eine  unstatthafte  Rechtsverweigemng  aufgefasst  werden,  weil 
er  sich  lediglich  darauf  beruft,  dass  die  Vollziehung  eines  Urteils  nur 
solche  Punkte  beschlagen  könne,  über  welche  sich  das  fiagliche  Urteil 
in  seinen  Dispositiven  bestimmt  ausspricht.  Das  BGer.  ki  )mn  aber  in 
seinem  Beschl.  vom  17.  März  1876  einfach  dabei  stehen  geblieben,  den  er- 
hobenen staatsrechtlichen  Konflikt  zu  entscheiden,  d.  h.  den  auf  ein 
Guthaben  F&sslers  im  Kanton  Freiburg  gelegten  Arrest  aufzuheben, 
ohne  gleichzeitig  sich  darüber  auszusprechen,  wie  nun  die  hierdurch 
erforderlich  gewordene  restitutio  in  integrum  ins  Werk  zu  setzen  sei. 
Der  Staatsrat  von  Freiburg  konnte  daher  mit  gutem  Grunde  sagen  ^ 
dass  die  Anordnung  bezüglicher  Massregeln  nicht  unter  den  Begriff  des 
ürteilsvollzuges  im  Sinne  von  Art.  188  und  189  des  zitirten  BG  falle. 

3)  Es  kann  somit  eine  Verletzung  derjenigen  Pflichten,  welche  den 
Kantonen  nach  Massgabe  der  zitirten  Art.  188  und  189  obliegen,  seitens 
der  freiburgischen  Behörden  nicht  angenommen  werden,  und  es  fUllt 
daher  auch  für  den  BR  die  Veranlassung  dahin,  nach  Massgabe  von 
Art.  191  des  nämlichen   Gesetzes  gegen  jene  Behörden  einzuschreiten. 

ß  1877  11  532. 

184«  Im  Jahre  1878  wurde  die  Intervention  des  BR  an- 
gerufen behufis  Vollziehung  von  bundesger.  Urteilen  in  Civilprozessen 
zum  Nachteile  eines  Kantons.  Der  BR  wies  die  Petenten  an,  nach 
Vorschrift  des  Art,  187  des  BCivilprozessges.  zunächst  das  im  betr. 
Kanton  bestehende  gesetzliche  Verfahren  zur  Eintreibung  von 
Schulden  anzuwenden;  er  behielt  sich  nach  Art.  191  des  gleiclien  BG 
die  nötigen  Massregeln.,für  den  Fall  vor,  dass  die  Reg.  dieses  Kan- 
tons der  Anwendung  des  Art.  189  desselben  Gesetzes  HiDdernlsse 
in  den  Weg  legen  würde.  b  1^79  II  613, 

185«  Bei  Anlage  der  aargauisch-luzemischen  Seetalbahn  wurde 
zwischen  der  Bahngesellschaft  und  Gottl.  Eichenberger  laut  Proto- 
koll der  bundesger.  Schatzungskomm.  vom  29.  Sept.,  8.  Okt.  1886 
eine  Vereinbarung,  die  Schatzungspflicht  des  Eichenberger  betr., 
getroffen.  Eichenberger  beschwerte  sich  über  die  Redaktion  des 
Protokolls,  worauf  die  Schatzungskomm.  in  einem  weitern  Pro- 
tokoll den  9.  Nov.  1886  erklärte,  wie  sie  die  durch  die  Vereinba- 
rung der  Bahngesellschaft  auferlegte  Verpflichtung  aulfasse.  Zum 
Vollzug  des  Entscheides  der  Schatzungskomm.  erwirkte  sich  Eichen- 
berger eine  Verfügung  der  aarg.  Reg.  Gegen  diese  Verfügung 
beschwerte  sich  jedoch  die  Bahngesellschaft  beim  BR;  sie  machte 
geltend,  dass  nicht  die  nachträglich  erklärte  Aufi'assung  der  Schatz- 
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ungskomm.,  sondern  einzig  die  Vereinbarung  der  Parteien  selbst 
in  Vollzug  dürfe  gesetzt  werden. 

Der  BR  hiess  im  Sinne  folgender  Erwägungen  die  Beschwerde 
den  4.  Juli  1888  für  begründet: 

1)  dass  gemäs  Art.  191  des  BCiyilprozessges.  Beschwerden  über 
mangelhafte  Vollziehung  der  Urteile  des  BGer.  beim  BR  anzubringen 
sind,  welcher  das  Geeignete  za  verfügen  hat  und  von  Amtes  wegen 
die  Vollziehung  Überwachen  kann; 

2)  dass  die  Entscheide  der  bundesger.  Schatznngskommissionen  in 
dieser  Beziehung  den  Urteilen  des  BGer.  gleichstehen; 

3)  dass  die  Beschwerde  der  Seetalbahn  in  vorliegendem  Falle  nicht 
als  eine  solche  über  mangelhafte  Vollziehung  des  Entscheides  der  eidg. 
Schatzungskomm.  erscheint,  indem  sie  davon  ausgeht,  dass  der  zweite 
Entscheid  dieser  Schatzungskomm.  und  der  darauf  beruhende  Vollziehungs- 
befehl der  Reg.  des  Ets.  Aargau  weiter  gehen  und  Anderes  enthalten, 
als  die  Vereinbarung  zwischen  den  Parteien  laut  Protokoll  der  Schatz- 
ungskomm. vom  29.  Sept ,  8.  Okt.  1886,  und  somit  ein  klarer  Ent- 
scheid über  das  in  Frage  liegende  Rechtsverhältniss  nicht  mehr  vorliegt ; 

4)  dass  es  den  Parteien  überlassen  bleiben  muss,  vor  Allem  diesen 
Widerspruch  zu  lösen,  wobei  es  sich  von  selbst  versteht,  dass  allfillh'g 
unbegründete  Weiterungen  von  Seite  der  Seetalbahn  entsprechende  pro- 
zessualische Folge  haben  müssen.  B  1889  II  760. 

186«  Die  Zürcher  Reg.  verlangte  im  Jahre  1887  von  derje- 
nigen des  KtB.  Tessin  den  Ersatz  der  Verpflegungskosten  und  Aus- 
lagen, welche  ihr  ein  herumziehender  Taubstummer,  Dominico  Be- 
nedetto  Brioschi  aus  Tessin,  verursacht  hatte,  dessen  Heimat  und 
Name  erst  nach  weitläufiger  Untersuchung  hatte  festgestellt  werden 
können.  Diese  Forderung  anerkannte  die  tess.  Reg.  anfänglich; 
später  jedoch,  unter  Berufung  auf  das  BG  vom  22.  Juni  1875  über 
die  Kosten  der  Verpflegung  erkrankter  armer  Angehöriger  anderer 
Kantone,  A.  S.  n.  F.  I  743,  Wolf  I  155,  wurde  sie  bestritten. 

Die  Reg.  von  Zürich  glaubte  aber,  in  der  Anerkennung  einen 
Titel  für  die  Exekution  zu  finden  von  gleichem  Werte,  wie  ein 
bundesger.  festgestellter  Anspruch.  Sie  wandte  sich  an  den  BR; 
der  BR  schloss  sich  dieser  Ansicht  nicht  an;  denn  es  kann 
hier  nicht  von  einem  Rechtstitel  gesprochen  werden,  der  einem 
bundesger.  Urteile,  oder  einem  Vergleiche,  oder  einem  schiedsrich- 
terlichen Spruche  im  Sinne  von  Ziff.  5  des  Art.  102  der  BV  gleich- 
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kommt,  vielmehr  liegt  eine  noch  streitige  Frage  staatsrechtlicher 
Natur  vor,  deren  Entscheid  gemäs  Art.  113,  ZiflF.  2  der  BV  in  die 
Kompetenz  des  BGer.  fällt,  zumal  die  Pflicht  der  Staaten,  für  die 
Bedürfnisse  Armer  oder  Kranker  zu  sorgen,  öffentlich  rechtücher 
Natur  ist  und  daher  auch  die  Frage,  ob  der  Wohnort  oder  der 
Heimatort  dafür  au&ukommen  hat,  ebenfalls  nach  Grundsätzen 
öffentlich  rechtlicher  Natur  entschieden  werden  muss  (BGer-Entscb. 
1882  Vm  441).  B  1833  II  823. 
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5.   Kapitel. 

Bie  BeschwerdefuhruDg  beim  Bundesrat  nnd  bei  der  Bandes- 
Versammlung  (das  Verfahren  vor  denselben). 

BV  1874,  Art.  113,  Abs.  2,  vgl.  Art.  85,  Ziff.  12  u.  102,  Ziff.  2,  hiezu  BV  1848, 
Art.  74,  Ziff.  15,  90,  Ziff.  2,  105,  A.  S.  I  25,  27,  32,  n.  F.  I  25,  29.  33^ 
Wolf  I  11,  12,  14,  21,  22.  Organifi-Ges.  vom  27.  Juni  1874  Art.  59,  Abs.  2^ 
A.  S,  n.  F.  I  153;  Wolf  I  386.  —  Vgl.  No.  58,  86,  189,  968  ff. 

I.  Allgemeines. 

187.0  Es  kann  nicht  in  der  Aufgabe  der  BVers.  oder  des  BR 
liegen,  auf  allgemein  gehaltene  Einfragen  über  Sinn  und  Tragweite 
von  Bestimmungen  der  BV  und  der  BG  Antwort  zu  erteilen. 

BVers.,  die  Petition  des  L.  D^nör^az  in  Genf  den  14.,  17.  März  1877  ab- 
weisend, B  1877  1  570,  II  521;  1876  IV  641. 

188.  Unmittelbar  vor  und  nach  Inkrafttreten  der  BV  des 
Jahres  1874  wurden  beim  BR  verschiedene  Einfragen  über  die  Be- 
deutung des  Art.  54  der  BV  gestellt  Eine  grosse  Zahl  derselben 
wurde  gemacht,  ohne  dass  vorher  die  kantonalen  Behörden  begrüsst 
worden  wären.  Der  BR  bemühte  sich  zwar,  an  dem  Prinzipe  fest- 
zuhalten, dass  erst  nach  vorangegangenem  Entscheide  einer  KReg. 
an  den  BR  rekurrirt  werden  könne,  indem  es  nicht  seine  Aufgabe 
sei,  Rechtsbelehrungen  zu  geben.  Er  konnte  es  jedoch  in  mehreren 
Fällen  nicht  umgehen,  auch  materiell  seine  Ansicht  zu  äussern,  ins- 
besondere dann,  wenn  es  sich  um  Einfragen  von  Konsulaten  oder 
von  Schweizern  im  Auslande  handelte,  oder  auch  um  Verhältnisse, 
die  eine  schnelle  Erledigung  .wünschbar  machten.  Ebenso  konnte 
der  BR  einen  sachlichen  Bescheid  auf  mehrere  von  EReg.  gestellte 
Einfragen  nicht  ablehnen.  B  1875  II  598. 

189«  Das  eidg.  Dep.  wird  in  Markenschutzstreitigkeiten  sehr 
häufig  um  Intervention  angegangen,  sei  es,  dass  die  Interessenten 


i)  Vgl.  No.  41.  848. 
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den  gerichtlichen  Weg  und  die  mit  diesem  verbundenen  Kosten 
scheuen,  sei  es,  dass  sie  aus  Unkenntnis  handeln.  Das  eidg.  Dep. 
muss  solche  Gesuche  stets  abweisen,  da  das  Qesetz  keine  admini- 
strativen Kompetenzen  in  Markenschutzstreitigkeiten  vorsiebt* 

B  1886  I  258;  vgl.  BG  betr.  den  Schutz  der  Handele-  und  Fabrikmarken 
vom  26.  Sept  1890,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  1. 

190.  Der  BR  ist  gemäs  Art.  102,  Ziff.  2  der  BV  befugt,  von 
sich  aus  oder  auf  eingegangene  Beschwerde  die  zur  Beobachtung 
der  BVorschriften  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen.  Zufolge 
Art.  59,  Ziff.  8  des  Organis-Ges.  hat  er  insbesondere  über  Beschwerden 
betr.  die  Anwendung  der  in  den  Art.  25,  33,  34,  35,  40  und  69  der 
BV  vorgesehenen  BG  zu  urteilen  (vgl.  No.  171). 

Diesen  Grundsatz  sprach  der  BR  den  20.  Juli  1886  aus  bei  Anlass 
«iner  Beschwerde  des  Friedensrichters  von  Locarno  gegen  die  Kassation 
eines  friedensrichterlichen  Busserkenntnisses  durch  den  Tessiner  i^taats- 
rat  in  einer  Pischereiangelegenheit.  Der  Tessiner  Grosse  Rat  hatte  den 
Friedensrichter  mit  seiner  Beschwerde  den  20.  Nov.  1885  abgewiesen, 
weil  ein  Friedensrichter  nicht  befagt  sei,  gegen  einen  Beschl.  der  böhern 
Instanz  zu  rekurriren.  Der  BR  aber  erklärte,  dass,  ohne  die  Frage  zu 
untersuchen,  ob  der  Friedensrichter  von  Locarno  befugt  sei,  gegen  Ver^ 
fügungen  der  tessinischen  Oberbehörden  betr.  das  BG  über  die  Fischerei 
an  den  BR  zu  rekuiTiren,  schon  aus  Art.  102,  Ziff.  2  der  BV  die  Kom- 
petenz des  BR  hervorgehe,  die  bezügliche  Beschwerde  materiell  zu  er- 
ledigen. B  1886  III  9m. 

190  a.  Den  19.  Mai  1890  hatte  der  BR  auf  den  Rekurs  der 
Familie  von  Orelli  in  Zürich  die  Verfügung  des  Dep.  des  Genieinde- 
wesens des  Kts.  Luzem  vom  9.  Nov.  1883  und  den  Beschl.  des 
Luzerner  Reg-Rates  vom  21.  März  1889,  durch  welche  die  Abän- 
derung der  Eintragung  des  E.  und  K.  Corragioni  d'Orelli  im  Ge- 
burtsregister von  Luzern  auf  den  Namen  d'Orelli  Corragioni  ange- 
ordnet bezw.  bestätigt  wurde,  aufgehoben  (vgl.  No.  lOSB^  1043). 

Den  14.  März  1891  gab  die  Familie  von  Orelli  gegen  E. 
Corragioni  d'Orelli  und  seine  Familie  in  Luzern  dem  BR  in  Bezug 
auf  die  Schreibweise,  welche  der  genannte  Corragioni  d'Orelli  an- 
wende, indem  er  sich  im  Verkehr  —  usuell  —  d'Orelli  Corragioni 
nenne,  eine  Rechtsverwahrung  ein,  mit  dem  Gesuche,  es  möge  die- 
selbe ad  acta  genommen  werden  (vgl.  No.  8S). 

Der  BR  hat  hierauf  den  17.  März  1891  den  Bescheid  erteilt: 
Er  habe  durch  seinen  Beschl.  vom  19.  Mai  1890  als  oberste  adraini* 
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strative  Aufsichtsbehörde  in  Civilstandssachen  die  mitgeteilte  Verr 
fügung  getroffen,  zu  welcher  er  sich  nach  den  Vorschriften  des  BG 
über  die  Ehe  befugt  und  verpflichtet  erachte.  Diese  Verfügung 
habe  ihre  Vollziehung  gefunden. 

Wenn  nun  die  Parteien  weitere  Rechtsansprüche  in  Bezug  auf 
ihre  Namensführung  geltend  zu  machen  haben,  so  mögen  sie  sich 
diesfalls  an  die  zuständigen  gerichtlichen  oder  administrativen  EBe- 
hörden  wenden. 

In  diesem  Sinne  werde  die  vorliegende  Rechtsverwahrung  unter 
Vormerkung  am  Protokoll  ad  acta  gelegt.  b  1891  l  665. 

IL  lostauenziig.') 

191.  Der  BR  hält  daran  fest,  dass  Beschwerden  nicht  direkt 
an  ihn,  mit  Umgehung  der  höhern  kantonalen  Behörden,  gebracht 
werden  können.  Wo  es  sich  um  Verletzungen  kant.  Verfassungs- 
vorschriften handelt,  müssen  alle  kant.  Instanzen  angerufen  sein 
und  entschieden  haben,  bevor  ein  Rekurs  vom  BR  angenommen 
werden  kann.  Wenn  es  sich  dagegen  um  Verletzung  der  BV  oder 
von  BG,  insbesondere  um  klar  und  bestimmt  aufgestellte  Individual- 
rechte der  Bürger  handelt,  so  kann  zwar  ohne  Zweifel  gegen  jede 
Verfügung  kantonaler  Behörden,  welche  eine  solche  Verletzung  be- 
wirkt haben  sollen,  an  die  BBehörden  rekurrirt  werden;  allem  der 
BR  fördert  eine  solche  Umgehung  der  kantonalen  Reg.  keineswegs. 
In  der  Regel  sollte  zunächst  bei  der  KReg.  Beschwerde  geführt 
werden  und  erst  gegen  einen  solchen  Entscheid  Rekurs  an  die 
BBehörden  stattfinden.*) 

B  1876  II  258,  317;  vgl.  1877  II  519;  1878  II  572;  1881  III  389. 

192*  Gegen  Verfügungen  von  Gemeinden  oder  untern  kanto- 
nalen Behörden  kann  nicht  direkt  an  den  BR  rekurrirt  werden^ 
sondern  nur  gegen  Entscheide  der  KReg. 

t)  Vgl.  No.  89,  fiS. 

«)  Vgl.  B 1877  n  524:  Die  Standeakomm.  des  Kts.  Glarus  entachied  im  Jahre 
1876,  dass  die  vom  Polizeiamt  der  Gemeinde  Netstal  dem  J.  Leuzinger  verweigerte 
Ausstellung  von  Legitimationspapieren  gerechtfertigt  sei.  Leuzinger  beschwerte 
sich  hierauf  beim  BK.  Der  BR  entschied  den  17.  Okt.  1876:  Der  Petent  könnte 
zwar  nach  konstanter  Praxis  zur  Zeit  abgewiesen  werden,  weil  er  seine  Be- 
schwerde noch  nicht  bei  der  Heg.  des  Kts.  Glarus  anhängig  gemacht  habe.  Da 
jedoch  die  letztere  sich  nicht  auf  diesen  formellen  Standpunkt  beruft,  sondern 
aus  materiellen  Gründen  ihrerseits  das  Verfahren  des  Polizeiamtes  Netstal  als 
gerechtfertigt  erklärt,  so  kann  auch  der  BR  schon  jetzt  in  der  Hauptsache 
entscheiden. 
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Hiermit  übereinstimmend  wurde  auch  die  Intervention  der  Gtsacdt- 
Schaft  eines  auswärtigen  Staates  gegen  die  Verfügung  einer  untern  Be- 
hörde dahin  beantwortet,  dass  der  Ausländer,  wie  ein  Schweizer  es  auch 
tun  müsste,  seine  Beschwerde  zunächst  bei  der  Reg.  des  betr.  Kantons 
einzugeben  habe,  und  dass  erst  gegen  den  Entscheid  der  letztem  beim 
BR  reklamirt  werden  könne.  B  1882  II  7&4. 

198.  Wenn  in  einer  kantonalen  polizeilichen  Vorschrift  und 
in  der  darauf  gegründeten  Strafverfügung  die  Verletzung  eines 
bundesverfassungsmässigen  Rechtes  (z.  B  Art.  49)  liegen  würde,  so 
ist  der  Betroffene  befugt,  mit  Umgehung  kantonaler  Gerichtsinstimzen 
von  der  BBehörde  die  Aufhebung  der  kantonalen  Vorschrift  zu  ver- 
langen. B  1887  II  699. 

194.  Die  Reg.  des  Kts.  Neuenburg  weigerte  sich,  auf  eine 
beim  BR  wegen  Verletzung  der  Art.  49  und  50  der  BV  gegen  sie 
eingereichte  Beschwerde  einzutreten,  indem  sie  geltend  machte,  claas 
der  Beschwerdeführer,  bevor  er  an  die  BBehörden  gelangen  könne, 
seine  Beschwerde  an  den  Grossen  Rat  des  Kts.  Neuenburg  richten 
müsse. 

Der  BR  dagegen  hat  mit  Beschl.  vom  5.  Sept.  1884  die  Regt 
eingeladen,  auf  den  Rekurs  einzutreten;  er  zog  in  Erwägung: 

Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Rekursen  betr.  Nichtbeobacbtung 
von  BVorschriften  und  Rekursen  betr.  die  innere  Verwaltung  eines 
Kantons,  d.  h.  die  Verfassungsmässigkeit  einer  Verfügung  oder  Verord- 
nung nach  kantonalem  Staatsrechte. 

Die  auf  BVorschriften  bezüglichen  Rekurse  können  adminibtrative 
Verfugungen  der  KBehörden  oder  solche,  welche  sich  auf  den  Gerichts- 
stand beziehen  oder  überhaupt  gerichtlicher  Natur  sind,  beschlagen. 

Nach  einer  seit  1848  bestehenden  konstanten  Praxis  kann  wegen 
Verletzung  bundesrechtlicher  Normen  in  Administrativsachen  vom  Ent- 
scheide der  obersten  kantonalen  Verwaltungsbehörde  an  den  BR  rekur- 
rirt  werden.  Nur  wo  Beschwerden  betr.  die  Beobachtung  des  rein  kanto- 
nalen Verfassungsrechtes  in  Frage  stehen  oder  solche  gerichtlicher  Natur, 
finden  Ausnahmen  statt,  —  dort  im  Sinne  der  Inanspruchnahme  sämt- 
licher kantonaler  Instanzen,  auch  der  obersten  kantonalen  Behörde 
(Grosser  Rat,  IQtat,  Landrat)  —  hier  im  Sinne  der  Umgehung  höherer 
gerichtlicher  Instanzen  der  Kantone. 

In  beiden  letztbezeichneten  Richtungen  hat  nunmehr  auf  Grund  des 
Organis-Ges.  nicht  mehr  (wie  von  1848—  1874)  der  BR,  sondern  das 
BGer.   zu   erkennen,   Beschwerden  nach  Art.  59,   Ziff.  8  des  allegirten 
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BG  immerhin  vorbehalten.  Es  bleibt  also  dem  BR  nur  das  durch  Art.  102, 
Zlfi'.  2  und  Art.  118,  Abs.  2  der  BV  und  Art.  59  des  Organis-Ges. 
üniHchriöbene  Rekursgebiet  unterstellt. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  die  Reg.  des  Kts.  Neuenburg  die  letzte 
Ol  dentliche,  zur  Entscheidung  berufene  kantonale  Instanz,  und  weder 
das  im  Art.  10  der  kantonalen  Verf.  gewährleistete  allgemeine  Petitions- 
recht, noch  die  im  Art.  39  dem  Grossen  Rate  übertragene  Obliegenheit, 
die  Geschäftsführung  der  Reg.  jährlich  zu  prüfen,  können  zu  dem  von 
der  \ieg.  aufgestellten  Grundsatz  führen,  dass  der  Bürger  regelmässig 
gegeu  die  Entscheidungen  der  Reg.,  über  die  er  sich  beschweren  wolle, 
Rxi  d^n  Grossen  Rat  gelangen  (petitioniren)  müsse,  oder  dass  der  Grosse 
Rat  vorgängig  jeder  eidg.  Intervention  über  den  staatsrätlichen  Entscheid 
zu  erkennen,  d.  h.  denselben  zu  bestätigen  oder  aufzuheben  habe.  Das 
liegt,  nicht  im  Wesen  des  Petitionsrechtes  und  ist  nicht  der  Zweck  und 
ili«   lieJeutung  der  grossrätliehen  Geschäftsprüfung. 

B  1884  ni  678;  1885  II  684. 

105«  Wo  ein  Akt  der  obersten  kantonalen  Vollz-Behörde  in 
Frage  steht,  oder  wo  der  Streit  um  eine  auf  eine  Vielheit  von  Fällen 
ansvi  iiilbare  gesetzliche  oder  dekretale  Bestimmung  oder  Regel  sich 
dreht,  ist  die  direkte  Beschwerdeführung  beim  BB  zulässig;  eine 
nochmalige  Verweisung  an  die  kantonale  Behörde  würde  als  eine 
übortiüssige  Weiterung  erscheinen.  Dagegen  ist  selbstverständlich 
die  \  ernehmlassung  der  EReg.  einzuholen,  und  es  hat  die  letztere 
scirait  immer  noch  die  Gelegenheit,  auf  einen  frühern,  in  genereller 
Weisp  gefassten  Beschl.  zurückzukommen  und  denselben  event  ab- 

MR  in  einem  Schreiben  an  die  Schwyzer  Reg.  im  Jahre  1884,  B  1885  II  684. 

196«  Anläslich  der  Beerdigung  des  Gemeinderatschreibers  Sig. 
Grüti  r  verfügte  die  Ortspolizeibehörde  von  Wohlhusen,  es  seien  alle 
ütteutlichen  Demonstrationen,  wie  namentlich  das  Halten  von  Reden 
fiiif  dem  Friedhofe,  untersagt* 

Der  BR  ist  auf  den  gegen  diese  Schlussnahme  erhobenen  Rekurs 
nicht  eingetreten,  weil  zunächst  der  kantonale  Instanzenzug  beob- 
achtet werden  müsse,  und  nicht  gegen  die  Verfügung  einer  Gemeinde- 
behörde, sondern  nur  gegen  den  Entscheid  der  EReg.  an  den  BR 
rekunirt  werden  könne.  BR  den  l.  März  1879,  No.  1093. 

197.  Wenn  gegen  die  Schlussnahme  eines  kantonalen  Staats- 
rates an  den  BR  rekurrirt  wird,  gleichzeitig  aber  auch  eme  Be- 
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schwerde  beim  kantonalen  Grossen  Rate  anhängig  gemacht  wird, 
so  sieht  sich  der  BR  nicht  veranlasst,  vor  der  Entscheidung  des 
Grossen  Rates  auf  den  Rekurs  einzutreten.  e  1875  n  50. 

198.  In  der  Nacht  vom  26.  auf  den  27,  Aug,  1877  fanden  in 
der  Stadt  Lugano  Unordnungen  statt,  welche  von  der  Reg.  als  An- 
griffe gegen  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ruhe,  von  den  Lokal- 
behörden dagegen  als  gewöhnliche  Prügeleien  erklärt  worden  sind. 
Die  Reg.  besetzte  die  Stadt  militärisch  mit  drei  Kompagnien.  Hier- 
über beschwerte  sich  die  Munizipalität  der  Stadt  beim  BR.  Auf 
Veranlassung  des  BR  und  nachdem  die  Munizipalität  alle  Garantien 
für  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  übernommeu  hatte,  zog  der  Staats-r 
rat  des  Kts.  Tessin  den  8.  und  9.  Sept,  die  Truppen  zurück. 

Die  Reg.  verlangte  hierauf  unter  Androhung  militärischer 
Exekution  die  Bezahlung  der  Okkupatfonskosten  im  Betrage  von 
Fr.  14,723.  21.  Auf  eine  hiergegen  beim  BR  eingelegte  Beschwerde 
trat  dieser  nicht  ein,  weil  diese  Kostenfrage  zunächst  gemäs  dorn 
kantonalen  Staatsrecht  geordnet  werden  müsse,  wöbet  die  Munizi- 
palität sich  gegen  die  Verfügung  des  Staatsrates  beim  tessinisehen 
Grossen  Rate  beschweren  möge.  Die  Verfügung  des  Staatsrates 
über  die  Kosten  wurde  zwar  nie  aufgehoben;  die  Kosten  selbst 
wurden  jedoch  nicht  eingetrieben,  und  so  hatte  eich  auch  der  BR  mit 
der  Angelegenheit  nicht  mehr  zu  befassen;  «des  lieben  Friedens 
wegen  Hessen  der  Staatsrat  und  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin 
entgegen  dem  Verlangen  der  Wähler  die  Frage  der  Kosten  der  be- 
rüchtigten militärischen  Okkupation  einschlafen «  (so  der  Tessiner 
Staatsrat  an  den  BR  den  14.,  15.  Nov.  1879). 

B  1878  II  532,  1879  II  645;  femer  BR  den  29.  Nov.  1879  Ko.  6498. 

HL  Frist  znr  Einrelchug  einer  Besobwerde. 

199.  In  der  BGesetzgebung  ist  keiu  TerEiiin  aufgestellt^  wäh- 
rend welchem  unter  Strafe  des  Ausschlusses  Beschwerden  beim 
BR  (oder  nach  erfolgter  Entscheidung  des  BR  bei  der  BVei^s.)  an- 
gehoben werden  müssten,  wie  dieses  bezüglich  der  in  die  Kompe- 
tenz des  BGer.  fallenden  Beschwerden  staatsrechtlicher  Natur  der 

Fall  ist.  BR  den  BO.  Sept.  1875,  B  1876  II  269. 

Den  16.  März  1883  entschied  der  BR  einen  Rekurs  Castinelj  mit  Eingabe 
vom  9.,  10.  Juni  1885  ergriff  Castinel  gegen  den  buttdesr.  Entscheid  den  Re- 
kurs an  die  BVers.    Die  BVerar  erklärte  den  Rekma  tleji  24,  Juiü,  15*  Des. 


Digitized  by  VjOOQIC 


346    Teü  IL    Abschn.  I.    Kapitel  5.    §§  IIl-VI.     No.  199-804  «• 

1885  für  unbegründet.  Der  BR  bemerkt  hiezu  in  seinem  Gtescbäftsbericht: 
Die  mehr  als  zweijährige  Zwischenzeit  von  unserm  Entscheid  ab  bis  zur  Re- 
kurserklärung an  die  BVers.  hat  die  Frage  wieder  aufleben  lassen,  ob  nicht  das 
Recht  der  Weiterziehung  bundesr.  Rekursalbeschlüsse  an  eine  bestimmte  Frist  ge- 
knüpft werden  sollte.  (Dieser  Anregung  ist  seither  keine  weitere  Folge  gegeben 
worden.)  B  1886  I  941.  Gegen  den  Entscheid  des  BR  vom  6.  April  1877  betr. 
das  Stimmrecht  des  M.  Righ  und  Ph.  Gras  rekurrirte  der  Tessiner  Staatsrat 
nach  Ablauf  von  6'/t  Monaten  an  die  BVers.,  B  1877  IV  462.  Vgl.  Botech.  des 
BR  vom  23.  Mai  1874  zum  Organisationsges.  der  BRechtspflege,  B  1874  I  1076. 

IV.  Verzicht  an!  die  Beschwerdefihrniig. 

200*  Felix  Python,  im  Jahre  1875  verurteilt  vom  korrektio- 
nellen  Gericht  in  Freiburg  in  Anwendung  von  Art.  346  des  frei- 
burgischen  Strafgesetzbuches,  beschwerte  sich  zunächst  gegen  dieses 
Urteil  beim  freiburgischen  Kassationsgericht.  Er  zog  jedoch  die 
eingereichte  Beschwerde  zurück  und  reichte  direkt  eine  Beschwerde 
beim  BR  ein  mit  der  Behauptung,  dass  durch  dieses  Urteil  die  ver- 
fassungsmässig garantirte  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  verletzt 
sei.  Der  Staatsrat  von  Freiburg  beantragte  beim  BR  Abweisung 
der  Beschwerde,  weil  in  der  Zurückziehung  der  eingereichten 
Kassationsbeschwerde  eine  freiwillige  Anerkennung  des  Urteils  liege. 
Der  BR  trat  aber  mit  Beschl.  vom  30.  Dez.  1875  materiell  auf  die 
Beschwerde  ein  in  Erwägung: 

Wenn  auch  der  Rekurrent  zunächst  an  das  KGer.  sich  gewendet 
hat,  um  die  Kassation  des  angefochtenen  Urteils  zu  erhalten,  später 
aber  diesen  Rekurs  zurückgezogen  hat,  so  ist  er  nichts  destoweniger 
befugt  gewesen,  sich  an  die  BBehörde  zu  wenden,  mit  dem  Gesuche, 
dass  fragliches  Urteil  als  nichtig  erklärt  werden  möchte,  da  in 
keinem  BG  für  derartige  Fälle  der  Verlust  des  Rekursrechtes  aus- 
gesprochen ist  und  die  kantonalen  Prozessgesetze  nicht  die  Be- 
dingungen aufstellen  können,  unter  denen  ein  Rekurs  bei  den 
BBehörden  angebracht  werden  kann.  b  1876  II  279. 

V.  Einfall  der  Beschwerde. 

201.  Mit  Rücksicht  auf  den  Tod  des  Beschwerdeführers  und 
den  Umstand,  dass  die  Beschwerde  von  Niemandem  aufjgenommen 
worden  ist,  beschloss  der  BR  den  9.  Juni  1890,  dem  bei  ihm  an- 
hängigen Rekurs  des  Ag.  Demarchi  in  Astano,  betr.  die  Richterwahlen 
vom  7.  April  1889  im  Kreise  Sessa  (Tessin),  keine  weitere  Folge  zu 
geben.  B  1890  lll  396. 
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VI.  Die  Berechtigug  nr  Beschwerdefnhmiig.M 

202»  Zur  Beschwerdeführung  beim  BR  erscheint  derjenige  nicht 
als  legitimirt,  welcher  durch  die  Entscheidung  der  kantonalen  Be- 
hörde, um  die  es  sich  handelt ,  nicht  persönlich  betroü'en  wird, 
wenn  dieselbe  vielmehr  einen  Dritten,  der  ihm  keine  Vollmacht 
zum  Rekurse  gegeben  hat,  betriflFt.  B  1882  ll  759. 

203.  Eine  Spinnerei  Hess  Samstag  ebensolange  arbeiten  wie 
an  den  andern  Wochentagen  und  bezahlte  hierfür  für  jeden  Samstag 
Fr.  25  an  den  Tilgungsfond  der  Kirchgemeindeschuld  der  Orts- 
gemeinde. Die  KReg.  wurde  vom  eidg.  Industrie-  und  Handelsdep* 
eingeladen,  diesen  Misbrauch  unverzüglich  abzustellen.  Auf  die 
Beschwerde  aber  der  Kirchgemeinde  gegen  diese  Verfügung  der 
BBehörde  trat  der  BR  nicht  ein,  weil  derselben  auf  Grund  des 
Fabrikgesetzes  kein  Rekursrecht  zusteht. 

Bli  den  6.  Juni  1887,  B  1888  U  88, 

204»  Es  steht  jeder  Administrativbehörde  zu,  gegen  Beschlüsse 
einer  administrativen  Oberbehörde,  welche  sich  auf  ein  BG  beziehen, 
an  den  BR  zu  rekurriren,  sofern  dieser  befugt  ist,  solche  Rekurse 
zu  entscheiden  (Art.  12  des  BBeschl,  betr.  Organis,  des  BR  vom 
21.  Aug.  1878,  A.  S.  n.  F.  III  483,  Wolf  I  91). 

BR  im  Jahre  1884,  das  Beschwerderecht  einem  Gemeinderat  geg^n  einen 
Beschl.  der  EReg.  zuerkennend  in  einer  dem  eidg.  Fabrikge^.  unter- 
liegenden Angelegenheit,  B  1885  II  296. 

204  Ü.  Domenico  Fagazza  von  Corio  verlangte  mit  Eijigabe  vom 
20.  Jan.  1891  an  den  BR  die  Einschreibung  von  neun  Bürgern  in  das 
Stimmregister  von  Curio.  Der  BR  trat  mit  Beschl.  vom  30.  Jan.  1891 
materiell  auf  diese  Eingabe  nicht  ein  in  Erwägung: 

dass  nach  dem  anzuwendenden  tessinischen  Gesetze  vom  5.  Dez. 
1890  ein  Rekurs,  welcher  bezweckt,  die  Einschreibung  eines  Biirgeis 
ins  Stimmregister  zu  bewirken,  nur  von  dem  Bürger  eingereicht  werden 
kann,  der  eingeschrieben  werden  will,  oder  von  dessen  Vollmaehtträger; 
dass  diese  Bestimmung  gegen  keine  bundesr.  Vorschrift  verstösstj  dass 
der  Rekurrent  in  keiner  Weise  sich  legitimirt  hat,  für  die  Bürger, 
deren  Einschreibung  er  verlangt,  zu  handeln,  ja  nicht  einmal  behauptet^ 
in  deren  Namen  und  Vollmacht  zu  handeln.  B  1891  I  214^ 


<)  Vgl.  No.  166»  le?,  190,  1?§,  907  (S.  350). 
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2IH5.  Die  Genfer-Reg.  verlangte  wiederholt,  dass  der  BR  Be- 
schwerden von  Ausländern,  namentlich  von  Franzosen,  welche  gegen 
KReg.  gestützt  auf  Staatsverträge  angehoben  werden,  nicht  direkt 
annehmen  soll,  sondern  dass  die  Beschwerdeführer  an  die  Gesandt- 
schaften ihrer  Staaten,  also  auf  den  diplomatischen  Weg  verwiesen 
werden  sollen.  Der  BR  lehnte  den  9.  Nov.  1877  dieses  Ansinnen 
ausdrücklich  ab: 

Die  BV  macht  keinen  Unterachied  zwischen  Schweizerbürgeni  und 
Ausländern  mit  Bezug  auf  das  Beschwerderecht  gegen  die  Verfügungen 
kantonaler  Besörden.  In  Art.  113  der  BV  sind  ganz  allgemein  Be- 
schwerden von  «Privaten»  wegen  Verletzung  von  Staats  vertragen  vor- 
gesehen, gleichviel  ob  sie  an  das  BGer.  gehen,  oder  als  Administrativ- 
streitigkeiten betrachtet  werden. 

Ganz  übereinstimmend  hiemit  wird  in  Art  59  im  Eingang  und  in 
litt,  b  des  Organis-Ges.  von  Beschwerden  von  «Privaten»  wegen 
Verlet;£en  von  Staatsvei-trägen  mit  dem  Auslande  geredet,  wovon  zwar 
zwar  in  Ziflf.  10  des  gleichen  Art.  59  solche  Beschwerden,  die  aus 
Bestiminungen  der  Staatsverträge  betr.  die  Niederlassung  herrühren, 
den  Administrativbehörden  des  Bundes  zugewiesen,  aber  mit  Bezug  auf 
die  formelle  Einleitung  derselben  nicht  abweichend  behandelt  sind. 

Dazu  kommt  ferner,  dass  in  der  Praxis  so  wo)  unter  der  BV  von 
1848,  als  auch  unter  derjenigen  von  1874  fortwährend  und  ohne  unter- 
teil ied  in  diesem  Sinne  verfahren  worden  ist. 

Eudlich  widerstreitet  es  jeder  gesunden  politischen  Organisation, 
dads  ausländische  Beschwerdeführer  an  ihre  heimatlichen  Reg.  oder  Ge- 
sandtschaften verwiesen,  und  dass  die  letztern  auf  diesem  Wege  ab- 
sieht lieb  zur  Intervention  in  die  innem  Angelegenheiten  des  Landes 
aufgemuntert  werden,  während  man  sonst  überall  und  insbesondere 
auch  iu  Genf  von  jeher  hiegegen  empfindlich  gewesen  ist.  Der  BR  kann 
daher  durchaus  nicht  zugeben,  dass  in  Angelegenheiten,  wo  es  sich  um 
die  innere  Rechtsordnung  handelt,  den  auswärtigen  Reg.  oder  Gesandt- 
schaft eu  gestattet  wird,  zwischen  ihn  und  die  KReg.  zu  treten,  bevor 
er  selbst  Gelegenheit  gehabt  hat,  den  Gegenstand  der  Beschwerde  zu 
piüfen  und  daiüber  sich  auszusprechen,  ß  1878  II  481. 

TU.  Oie  aufschiebende  Kraft  der  eingereichten  Begehwerde.') 

206*  Auf  die  Aufrage  der  Reg.  von  Luzern  anläslich  eines  Be- 
kursfalles  betr.  Ausweisung  eines  Niedergelassenen,  ob  die  Einle- 
gung des  Rekurses  bei  den  BBehörden  in  allen  Fällen  Suspensiv- 
effekt iiabe,  erwiderte  der  BR  im  Jahre  1883: 

')  Vgl.  No.  85,  §9,  170. 
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Die  Suspensioii  der  Verfügangen  kant.  Behörden,  gegen  welche  an 
die  BBehörden  rekarrirt  wird,  liegt  unzweifelhaft  in  der  rechtlicheD 
Stellung  nnd  Kompetenz  der  letztern;  dieselbe  muss  jedoch  nicht  m 
jedem  einzelnen  Falle  von  Rechtswegen  eintreten,  sondern  es  ist  von 
jeher  den  BBehörden  anheimgestellt  gewesen,  hierüber  jeweilen  in  Wür- 
digung der  konkreten  Verhältnisse  zu  beschliessen.  Es  besteht  allerdings 
eine  gewisse  Praxis,  zufolge  welcher  je  nach  der  Natur  der  Sache  und  dem 
Gewichte  der  in  Frage  stehenden  Interessen  die  Suspension  regelmässig 
oder  nur  ausnahmsweise  verfügt  wird.  Regelmässig  ist  dies  der  IWly  z.  B. 
bei  Rekursen  betr.  Entzug  der  Niederlassung,  weil  hier  die  Natur  der 
Sache  den  suspensiven  Effekt  des  Rekurses  verlangt.  Allein  auch  hier  er- 
leidet die  Regel  Ausnahmen ;  dann  nämlich,  wenn  auf  Vorstellung  einer 
KBehörde,  oder  von  sieh  aus  der  BR  nach  Lage  der  Akten  findet,  dass 
die  Suspension  nur  einer  gemeinen  Trölerei  Vorschub  leisten  würde  ,  .  , 

Der  BR  behält  sich  vor,  hinsichtlich  der  Vollziehung  und  Wirksamkeit 
von  Anordnungen  und  Erlassen  der  kant.  Behörden  vom  Momente  einer 
Rekurseinlegung  an,  oder  sobald  der  BR  sich  sonst  mit  der  Sache  zu 
be&sseu  hat,  nach  freiem  Ei-messen,  d.  h.  in  Berücksichtigung  aller  Um- 
stände des  einzelnen  Falles,  eine  Suspensionsverfügung  zu  erlassen  oder 
bievon  abzusehen.  Der  BR  trifft  auf  Gi*und  von  Art.  102,  Ziff,  2  der 
BV  die  für  Beobachtung  der  Verf.,  der  Ges.  und  Beschl.  des  Bundes^ 
erforderlichen  Verfügungen  von  sich  aus  oder  auf  eingegangene  Be- 
schwerde. Darauf  beruht  sein  Entscheidungsrecht  über  die  einschlagen- 
den Fragen,  und  allfilllige,  gemäs  Art.  85,  Ziff.  12  der  BV  gegen 
bundesr.  Entscheide  bei  der  BV  erhobene  Beschwerden  haben  mit  einem 
aufschiebenden  und  weiterziehenden  Rechtsmittel  in  civilprozessualischem 
Sinne  nichts  gemein.    B 1884  H  736.  Vgl.  üllmer  No.  8689  864,  »Oft,  §?!♦ 

207.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin')  erklärte  den  25.  Okt. 

1884  fünf  Rekurse,  welche  auf  die  Stimmberechtigung  zu  den  Na* 
tionalratswahlen  vom  26.  Okt.  1884  Bezug  hatten,  gegen  eine  Schluss- 
nähme  der  Munizipalität  von  Lugano  vom  22.  Okt.  gl.  J.  für  be- 
gründet und  forderte  durch  fünf  Dekrete,  welche  der  Munissipalität 
noch  am  selben  Tage,  den  25.  Okt.,  Nachmittags  1  Uhr,  mitgeteilt 
wurden,  die  Munizipalität  auf,  den  Anordnungen  des  Staatsrates 
nachzukommen  unter  Androhung  von  fünf  Bussen,  jede  von  Fr*  500^ 
für  den  Fall  des  Ungehorsams. 

Die  Munizipalität  kam  den  Anordnungen  des  Staatsrates  nicht 
nach,  sie  beschwerte  sich  beim  BR;  der  BR  erklärte  den  6.  Febr. 

1885  die  Beschwerde  teilweise  für  begründet,  teilweise  für  unbe* 

0  Vgl.  No.  M8. 


Digitized  by  VjOOQIC 


550       Teil  IL    Abschn.  I.    Kapitel  5.    §§  VII— X.    No.  807-919« 

gründet.    Die  ausgesprocheDen  Bussen  kassirte  der  BR,  indem  er 
in  Erwägung  zog: 

dass  die  Munizipalität  von  Lugano  ihren  Rekurs  bereits  am  25.  Okt. 
Nachmittags  3  ühr  20  Min.  an  den  BR  gerichtet  hatte,  obschon  sie  von 
den  fünf  Dekreten  erst  am  gleichen  Nachmittag  um  1  Uhr  Mitteilung 
erhalten  hatte,  sich  somit  jeder  wünschbaren  Eile  befliss ; 

dass  sie  ihr  Gesuch  an  den  BR  am  folgenden  Tage  den  26.  Okt. 
um  9  Uhr  10  Min.  Morgens  telegraphisch  erneuerte; 

dass  sie  endlich  vor  der  Abstimmung  weder  eine  Schlussnahme  des 
BR,  noch  irgend  eine  Antwort  auf  diest)'ihre  zwei  Ansuchen  erhalten 
hatte. 

In  dieser  Lage  fand  sich  die  Munizipalität  hinlänglich  zu  der  An- 
nahme berechtigt,  dass  der  Rekurs  anhängig  sei,  und  dass  sie  demzufolge 
bis  nach  Einlangen  einer  Antwort  der  Rekursbehörde  den  rekurrirten 
Befehl  unvollzogen  lassen  dürfe. 

Würde  man  aber  die  Munizipalität  in  eine  Busse  verfallen,  so  hiesse 
dies  soviel,  als  ihr  das  Rekursrecht  absprechen,  welches  durch  das  BG 
sogar  jedem  Bürger  eingeräumt  ist.  B  1885  I  350  sub  6. 

Till.  YorUnlge  Yerffigugen.') 

208*  Eine  provisorische  Verfügung  kann  nur  von  derjenigen  Be- 
hörde ausgehen,  welche  auch  für  die  Hauptsache  kompetent  ist  (Organ- 
Ges.  Art.  63).  Der  BR  trat  daher  auf  das,  anläslich  eines  Konfliktes 
zwischen  zwei  Kantonen  über  den  civilprozessualen  Gerichtsstand, 
gestellte  Ansuchen  der  einen  Partei,  dass  der  BR  durch  eine  pro- 
visorische Verfügung  das  weitere  Vorgehen  der  Gerichte  des  andern 
Kantons  sistiren  möchte,  bis  das  BGer.  über  die  Frage  des  Gerichts- 
standes entschieden  habe,  nicht  ein.  b  1876  II  259. 

IZ.  ümfaig  der  PrUnng.') 

209.  In  einer  Beschwerde  an  den  BR  aus  dem  Jahre  1878 
machte  der  Beschwerdeführer,  der  vom  tessinischen  Staatsrat  wegen 
Verletzung  des  BG  über  die  Jagd  verurteilt  worden  war,  geltend, 
er  habe  gar  nicht  auf  Schweiz.,  sondern  auf  italienischem  Gebiete 
gejagt,  das  BG  sei  also  auf  ihn  nicht  anwendbar  gewesen.  Der 
BR  trat  auf  die  Beschwerde  nicht  ein,  weil  die  genannte  Frage  als 
eine  rein  von  der  kompetenten  richterlichen  Behörde  zu  eruirende 
Tatfrage  anzusehen  sei,  gegen  deren  Entscheidung  eine  Beschwerde 

i)  Vgl.  No.  «O. 
«J  Vgl.  No.  »9?. 
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Über  Anwendung  des  BG  im  Sinne  von  Art.  59,  Ziff.  8  des  Organ is- 
Ges.  nicht  zulässig  sei.  B  1879  n  195  j  vgl  B  1S91  l  933* 

Z.  Das  Verfahren. 

210«  Der  BR  hat  bei  der  Prüfung  staatsrechtlicher  Rekurs- 
beschwerden,  ohne  Rücksicht  auf  kantonalgesetzliche  Prozessvor- 
schriften,  zu  untersuchen,  ob  eine  angefochtene  Verlügung  von 
KBehörden  mit  dem  BRecht  im  Einklang  steht  oder  nicht,  und  im 
letztem  Fall  das  zur  Beobachtung  der  BV  Erforderliche  anzuordnen 
(Art.  102,  Ziff.  2  der  BV). 

BR  den  5.  Juni  1884  gegenüber  der  Schwyzer  Reg.,  welche  die  Einrede  erhob, 
der  Rekurskläger  habe  unterlassen,  innerhalb  nützlicher  Friste  nach  Vor- 
schrift der  kantonalen  Administrativprozessordnung,  vor  ihr  die  Beschwerde 
zu  fahren,  B  1885  II  085. 

211.  Das  von  den  kant.  Verwaltungsbehörden  befolgte  admini- 
strative Prozessverfahren  wird  ausschlieslich  durch  die  Gesetzgebung 
oder  das  Gewohnheitsrecht  der  Kantone  bestimmt.  Der  BR  als  oberste 
Rekursinstanz  prüft  dagegen  die  Beschwerden  auf  Grundlage  der 
ihm  vorliegenden  Akten  und  entscheidet  sie,  sofern  er  die  Akten 
für  vollständig  erachtet,  nach  Massgabe  dieser  letztem»  Ueber  Nicht- 
beobachtung  des  vorgeschriebenen  Verfahrens  in  Administrativ- 
streitsachen seitens  kantonaler  Behörden  ist  ein  Rekurs  an  den  BR 
nicht  statthaft,  sondern  es  kann  hierüber  bei  den  kantonalen  Ober- 
behörden, und  allenfalls  bei  dem  Schweiz.  BGer.  Beschwerde  geführt 
werden. 

BR  im  Jahre  1884  anläslich  eines  Wirtschaftsrekurses  am  Äppenssell  h  Hh^ 

B  1885  II  685. 

212«  Es  ist  eine  konstante  Praxis  der  BBehörden^  dass,  wenn 
zwischen  einem  angefochtenen  Urteil  eines  kantonalen  Gerichtes 
und  der  BV  ein  Widerspruch  bestehen  sollte,  der  BR  (sofern  er^ 
und  nicht  das  BGer.  zur  Prüfung  einer  Beschwerde  kompetent  ist) 
denjenigen  Teil  des  kantonalen  Urteils,  in  welchem  dieser  Wider- 
spruch enthalten  ist,  als  null  und  nichtig  erklärt,  ohne  dass  er 
die  Folgen  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  hätte^  welche  die  ]?ich- 
tigkeitserklärung  in  prozessualischer  Hinsicht  haben  könnte,  und 
ohne  dass  er  das  Urteil  selbst  zu  reformiren  hätte  (BV  1874  Art.  102, 
Ziff.  2).  BR  16.  Okt.  1874,  B  1875  11  577. 
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n.  Kosten. 

213t  Das  Rekursverfahren  vor  den  administrativen  BBehörden 
ist  uoeotgeltlich. 

Der  BB  und  die  BVers.  lehnten  es  bei  Anlass  der  Revision  der 
Kanzlei^porteln  Ende  der  siebenziger  Jahre  ab,  von  diesem  seit  80  Jahren 
gefllhrten  unentgeltlichen  Verfahren  abzugehen,  insbesondere  da  seit 
der  Reorganisation  der  BRechtspflege  nur  noch  wenige  Rekurse  zur 
Entgcbeidung  durch  den  BR  und  die  BVers.  gelangen.      B  1878  FV  440. 

214.  Nach  feststehender  Uebung  (gemäs  fest^ehender  Praxis 
B  1890  V  518)  tritt  der  BR  in  Parteibegehren  betr.  Kosten  und 
Entschadigungsfolgen  des  administrativen  Rekursverfahrens  nicht 
ein;  es  bleibt  jedoch  in  dieser  Richtung  den  Parteien  stets  das 
Recht  vorbehalten,  den  gerichtlichen  Entscheid  anzurufen. 

BE  den  19.  Mai  1890  in  der  Rekursentscheidung  der  Familie  von  Orelli 
in  Zürich  gegen  den  Entscheid  des  Reg-R  von  Luzern  vom  21.  März 
1885  betr.  NamenfÜhrung  der  Familie  Corragioni  d'Orelli.  —  Femer 
B  1386  I  938.  1888  III  766;  IV  718.  1890  V  518. 


Digitized  by  VjOOQIC 


6.  Kapitel. 

Der  Bundesrat  als  Vertreter  der  Interessen  Einzelner 
dem  Auslande  ^e^enuber/) 

215.  Die  französischen  Gerichte  anerkennen  keine  Naturali- 
sation eines  Franzosen  in  einem  andern  Staat  als  ernstlich,  wenn 
sich  aus  den  Tatsachen  ergibt,  dass  diese  Massregel  nur  ergriüen 
wurde,  um  die  französischen  Gesetze  zu  umgehen. 

In  solchen  Fällen  lehnt  auch  der  BR  seine  diplomatische  Ver- 
wendung für  derartige  Schweizer  bei  der  franz.  Reg.  ab. 

B  1877  II  517,  No,  20;   vgl.  1876  II  281,  No.  26,  27;   1890  II  167,  No.  19, 

hiezu  1888  II  765,  No.  14. 

>)  Vgl.  No.  846  ff.  —Der  BR  Hess  den  22.  März  1883  durch  die  scWeiz. 
BKanzlei  folgende  Bekanntmachung  betr.  Reklamationen  wegen  erlitti?nen 
Schadens  beim  Aufstande  in  Aegypten  ergehen: 

Mit  Dekret  vom  13.  Jan.  1883  hat  der  Vizekönig  von  Aegypten  eine  Komm, 
eingesetzt  zur  Prüfung  der  Reklamationen  seitens  der  durch  die  letzten  iiisur- 
rektionellen  Ereignisse  zu  Schaden  Gekommenen  und  zur  Zuerkennung  von 
Entschädigungen . 

Laut  diesem  Dekrete  berechtigen  zu  keiner  Entschädigung: 

Die  indirekten  Beschädigungen,  die  Verluste  von  Geld,  Edelsteinen,  Silber- 
zeug, von  Kunstwerken  und  -Gegenständen  oder  Antiquitäten,  von  Titeln  uUer 
Wertpapieren  aller  Art,  Mietzinsen  oder  Ernten.  Doch  kann  der  Verlust 
von  Edelsteinen,  Silberzeug,  Kunstwerken  und  Kunstgegenständen  oder  Anti- 
quitäten, die  in  Magazinen  zum  Verkaufe  lagen  oder  bei  Dritten  für  Darleihen 
verpfändet  waren,  zu  einer  Entschädigung  berechtigen,  wenn  das  Vorhanden- 
sein der  verlorenen  Gegenstände  durch  Handelsbücher  oder  geschriebene  Ur- 
kunden von  bestimmtem  Datum  festgestellt  werden  kann.  Alle  andern  Be- 
weismittel werden  nicht  zugelassen,  anders  als  in  Ausnahmsfällen  und  wenn 
die  Komm,  es  für  absolut  notwendig  erachten  sollte. 

Die  durch  Schweizerbürger  gestellten  und  dem  BR  übermittelten  Rekla- 
mationen sind  teils  dem  französischen,  teils  dem  deutschen  Generalkonsul  in 
Alexandrien  anvertraut  worden,  da  die  Schweiz  in  Aegypten  keine  Konsular- 
beamten hat.  Diese  Generalkonsuln  sind  so  gefällig,  sich  der  Interessen  der 
Schweizer  mit  der  gleichen  Sorgfalt  anzunehmen,  welche  sie  den  Interessen 
ihrer  eigenen  Landesangehörigen  widmen.  Die  Komm,  ist  bereits  in  tätiger 
Funktion.  Reklamationen,  welche  bis  jetzt  nicht  angemeldet  wurden,  können 
noch  bis  zum  6.  Mai  1883  eingereicht  werden.  Dieselben  sind  entweder  direkte 
oder  durch  Vermittlung  des  BR  an  den  Präsidenten  der  Konmi.  in  Alexandrien 
zu  richten.  ß  1883  I  551;  vgl.  1884  II  58L 

23 
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216.  Der  BR  *)  tritt  auf  Reklamationen  von  Deutschen,  die 
sich  in  der  Schweiz  haben  naturalisiren  lassen  und  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Heimat  wieder  Aufenthalt  nehmen  wollen,  nicht  ein, 
wenn  sich  ergibt,  dass  die  deutschen  Behörden  den  Art.  8  des 
Schweiz. -deutschen  Niederlassungsvertrages  vom  27.  April  1876 
(=  Art.  9  des  Vertrages  v.  31.  Mai  1890,  A.  S.  n.  F.  II  567,  2  S.  I  519) 
geltend  machen,  und  auch  der  BR  die  Ueberzeugung  gewonnen  hat, 
dass  die  Entlassung  aus  dem  deutschen  Beichsverbande  nur  aus 
egoistischen  Gründen  bewirkt  wurde  und  die  betr.  Personen  bei 
Erwerb  des  Schweizerbürgerrechtes  in  keiner  Weise  von  der  Ab- 
sicht geleitet  waren,  ihren  Wohnsitz  dauernd  nach  der  Schweiz  zu 
verlegen. 

Die  deutschen  Behörden  begründeten  die  Ausweisung  mit  Berufung 
auf  den  erwähnten  Art.  8  in  einem  Falle,  in  welchem  der  BetrefiTende, 
gleich  wie  sein  Bruder,  kurz  vor  Eintritt  in  sein  18.  Lebensjahr  aas 
der  Landesangehörigkeit  von  Elsass- Lothringen  ausgetreten  und  nach 
seiner  Naturalisation  in  der  Schweiz  wieder  in  seine  frühere  Heimat 
zurückgekehrt  war.  Es  konnte  kein  Zweifel  bestehen,  dass  beide  Brüder 
ihre  Nationalität  nur  gewechselt  hatten  in  der  Absicht,  die  Militärpflicht 
in  Deutschland  zu  umgehen.     B  1887  II  678;  ähnliche  Fälle  B  1877  II  515. 

217.  Isaak  Wohlgenannt  von  Hohenems  (Vorarlberg)  liess  sich 
im  Jahre  1884  zu  Opfertshofen  (Kt.  Schaöhausen)  naturalisiren, 
nachdem  ihm  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Feldkirch  zuvor 
die  Entlassung  aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  erteilt  hatte. 
Den  1.  Febr.  1886  verfügte  die  letztere  Behörde,  dass  Wohlgenannt 
als  unbefugt  Ausgewanderter  nach  einem  Gesetze  vom  27.  Juni  1871 
behandelt  und  demgemäs  bei  seiner  Rückkehr  aus  dem  österreichischen 
Staatsgebiete  ausgewiesen  werden  soll. 

Die  diplomatische  Verwendung  des  BR  zu  Gunsten  des  Wohl- 
genannt war  erfolglos;  die  österr.  Reg.  hielt  ihren  Erlass  aufrecht, 
da  die  Prüfung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  ergeben  habe,  dass  der 
Wechsel  der  Staatsbürgerschaft  seitens  des  Wohlgönannt  in  der 
offenbaren  Absicht  erfolgt  sei,  der  Wehrpflicht  in  Oesterreich  sich 
zu  entziehen.  Durch  das  häufige  Vorkommen  solcher  Fälle  habe 
aber  die  österr.  Reg.  im  Jahre  1885  sich  veranlasst  gesehen,  den 
Grundsatz  aufzustellen,  dass  Individuen,  welche  in  dieser  Absicht 
ausgewandert  seien  und  eine  fremde  Staatsangehörigkeit  erwerben, 


1)  Vgl.  No.  514. 
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selbst  wenn  letztere  nicht  bestritten  werde,  nach  dem  erwähnten 
Gesetze  vom  Jahre  1871  behandelt  werden  sollen,  im  Falle  sie  nach 
Oesterreich  zurückkehren  und  dadurch  Anlas  zu  öffentliciiem  Aerger- 
nis  bieten.  Die  Ausweisung  des  Wohlgenannt  erscheine  auch  nicht 
als  eine  Verletzung  des  Art.  1  des  schweiz.-österr.  Niederlassungs- 
vertrages  vom  7.  Dez.  1875,  indem  diese  Vertragsbestimmung  keines- 
falls in  dem  Sinne  ausgelegt  werden  könne,  dass  die  vcrtrngscblies- 
senden  Parteien  sich  damit  ihres  aus  der  Polizeihoheit  fliessenden 
Rechtes  entäussert  hätten,  in  einzelnen  Fällen  Individuen,  deren 
Aufenthalt  im  Lande  aua  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  nach- 
teilig erscheine,  auszuweisen.  B  isss  11  776. 
Die  nationalr.  Komm,  zur  Prüfung  der  Geschäftsfülirung  des  BR 
im  Jahre  1887  erklärt  zu  diesem  Fall,  dass  ihr  die  von  Oe^ten^meU 
dem  Staatsvertrag  gegebene  Auslegung  bedenklich  erscheint,  indem  bw 
einer  Negation  desselben  gleichkommt.                                  B  lj:<88  III  252. 

218«  Ein  Schweiz.  Handlungshaus  hatte  im  Jahre  1S79  einen 
Anstand  mit  der  französischen  Zollverwaltung  wegen  Verzollung 
von  Seidenabfällen  und  verlangte  die  offizielle  Vermittln og  der 
BBehörden.  Dem  Verlangen  konnte  nicht  entsprochen  werden.  Die 
Waaren  wurden  aus  Italien  nach  Frankreich  versendet,  deshalb 
erschien  eine  offizielle  Intervention  der  Schweiz.  Behörde  rechtlich 
nicht  zulässig.  B  1880  11  loi. 

219«  Im  Jahre  1861  starb  in  Richmond  (Virgitiica)  Salomon 
Hauenstein  von  Unter-Endingen  (Aargau),  ohne  ein  Testament  zu 
hinterlassen,  unverheiratet  und  ohne  direkte  Nachkommenschaft, 
Seine  Verlassenschaft  bestand  in  einiger  Baarschaft  und  in  einem 
mit  etlichen  Häusern  überbauten  grossen  Grundeigentum. 

Erst  im  Juni  1863  wurde  dieser  Todesfall  in  der  Schweiz  be- 
kannt. Die  Geschwister  des  Erblassers  im  Kanton  Aargau  machten 
ihr  Erbrecht  geltend.  Inzwischen  hatte  sich  ein  Schwindler  in  den 
Besitz  der  Erbschaftsobjekte  gesetzt.  Gegen  Ende  der  1860er  Jahre 
wurde  dieser  Betrug  entdeckt  und  der  Betrüger  bestraft.  Jetzt  trat 
der  Staat  Virginia  auf,  um  die  Erbschaft  als  herrenloses  Gut  ihm 
anheimgefallen  zu  reklamiren.  Er  siegte  vor  den  Gerichten ;  er  liess 
hierauf  den  Grundbesitz  verkaufen.  Alles  dieses  geschah,  ohne  dass 
die  Behörden  des  Staates  Virginia  sich  veranlasst  gesellen  hätten, 
den  Schweiz.  Behörden  irgend  welche  Mitteilung  von  dem  Sach- 
verhalte zu  machen,  obschon  der  Verstorbene  in  Richmond  bekannt 
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und  allgemein  a  the  Swiss  »  genanot  worden  war.  Erst  gegen  Ende 
des  Jahres  1870  konnte  der  Schweiz.  Generalkonsul  in  Washington 
mit  Hilfe  der  französischen,  österreichischen  und  schwedischen  Kon- 
sulate in  Richmond  und  nach  eigener  Untersuchung  an  Ort  und 
Stelle  die  Tatsachen  ermitteln.  Infolge  dessen  traten  die  Erben 
Hauenstein  gegen  den  Fiskus  des  Staates  Virginia  mit  der  Klage 
auf  Aushingabe  der  Erbschaft  auf;  allein  sie  wurden  mit  ihren  An- 
sprüchen vor  allen  Instanzen  des  Staates  Virginia  abgewiesen.  Das 
Urteil  des  Appellalionsgerichtes  vom  25.  Jan,  1877  stützt  sich  im 
Wesentlichen  darauf,  dass  der  auf  dieses  Verhältnis  bezügliche 
Art.  V  des  allgemeinen  Vertrages  von  1855  (A.  S.  V  209)  für  den  Staat 
Virginia  nicht  verbindlich  sei,  weil  nach  der  Gesetzgebung  dieses 
Staates  kein  Ausländer,  der  im  Auslande  wohne,  Grundbesitz  im 
Staate  Virginia  erwerben  könne,  und  weil  der  genannte  Art.  5  nur 
für  jene  Staaten  verbindlich  sei,  welche  innert  einer  gesetzlichen 
Frist  den  Verkauf  und  die  Uebertragung  von  Grundeigentum  in 
diesem  Staate  oder  den  Wegzug  des  daraus  erzielten  Erlöses  er- 
lauben; eine  solche  Frist  bestehe  aber  im  Staate  Virginia  nichts 
und  die  Centralregierung  habe  diesen  Staat  durch  den  Vertrag  mit 
der  Schweiz  nicht  verpflichten  können,  ein  bezügliches  Gesetz  zu 
erlassen. 

Zwischen  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  ist  jedoch 
bereits  im  Jahre  1847  (alte  offiz.  S.  III  329)  ein  Vertrag  über  Auf- 
hebung des  Heimfallrechtes  und  Anerkennung  der  Freizügigkeit  von 
Erbschaften  abgeschlossen  worden,  und  der  im  Jahr  1855  abge- 
schlossene neue  Vertrag  (A.  S.  V  20  H  hat  nicht  nur  den  Zweck, 
den  erstem  zu  ersetzen,  sondern  auch  ihn  auszudehnen,  zu  ergänzen 
und  namentlich  die  Frage  des  Erwerbes  von  Grundeigentum  durch 
Bürger  des  andern  Staates  auf  dem  Wege  des  Erbganges  in  einer 
dem  natürlichen  Rechte  der  Menschen  entsprechenden  Weise  zu 
ordnen. 

Das  Raisonnement  des  Appellationsgerichtes  von  Virginia  hätte 
die  merkwürdige  Folge,  dass  die  Erben  Hauenstein  den  Grundbesitz 
ihres  Bruders  in  Richmond  hätten  erben  können,  wenn  der  Vertrag 
von  1847  noch  in  Kraft  wäre,  weil  hier  eine  Frist  von  wenigstens 
drei  Jahren  aufgestellt  war,  um  das  Grundeigentum  zu  veräussern 
und  den  Erlös  auszuführen.  Im  Jahr  1855  herrschte  aber  selbst- 
verständlich der  Gedanke  vor,  es  werde  keinem  Staat  mehr  ein- 
fallen, den  Grundbesitz  an  sich  reissen  zu  wollen,  und  überall  da, 
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WO  keine  Frist  für  den  Verkauf  durch  den  auswärts  wolmenden 
Erben  bestehe,  die  absolute  Freizügigkeit  als  natürliclies  Recht  an- 
erkannt werden.  Indem  vorausgesetzt  wurde,  es  werden  die  einzelnen 
Staaten  diesen  Standpunkt  ihrer  Gesetzgebung  nicht  mehr  verlassen, 
unterliess  man  es  im  Jahr  1855,  nochmals  eine  Frist  für  die  Aus- 
übung eines  Rechtes  aufzustellen,  das  sich  nach  Vernunft  und  Recht 
eigentlich  von  selbst  versteht. 

Es  handelt  sich  aber  im  Spezialfälle  vor  Allem  aus  um  die 
Frage,  ob  der  Art.  V  des  allgemeinen  Vertrages  zwischen  der  Schweiz 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom  Jahr  1855  auch 
fiir  den  Staat  Virginia  rechtsverbindlich  sei,  und  da  vom  Entscheide 
dieser  Frage  im  Grunde  die  Existenz  des  ganzen  Vertraj^es  abhängt, 
und  die  Schweiz  als  Ganzes  hiebei  beteiligt  ist,  ergrift  der  BR  das 
hier  allein  zulässige  Rechtsmittel  und  stellte  beim  obersten  Gerichts- 
hof der  Vereinigten  Staaten  ein  Kassationsbegehren  gegen  das  Urteil 
des  Appellationsgerichtes  des  Staates  Virginia,  um  zur  Anerkennung 
zu  bringen,  dass  der  ganze  Vertrag  von  1855  auch  für  den  letztem 
Staat  verbindlich  sei. 

Der  oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
erklärte  in  der  Oktobersession  1879  d-^s  Kassatioiisbegehien  für 
begründet  und  wies  den  Prozess  zur  nochmaligen  Beurteilung  au 
die  Gerichte  von  Virginia  zurück.    Die  Begründung  lautut: 

1.  Das  Appellationsgericht  von  Virginia  ist  damit  einverstanden, 
dass,  wenn  die  Rechte  der  Erben  Hauenstein  nach  dem  Veitrage  von 
1847  zu  beurteilen  wären,  ihrem  Begehren  um  Ausfolgung  der  Erbschaft 
entsprochen  werden  müsste.  Dieses  ist  aber  auch  nach  Massgabe  des 
Vertrages  von  1855  der  Fall. 

2.  Gemäs  Art.  V  desselben  haben  die  beidseitigen  Angehörigen  das 
Recht,  Grundeigentum,  zu  dessen  Naturalbesitz  ist  in  dem  andern  Staate 
als  Fremde  nicht  zugelassen  würden,  zu  verkaufen  und  dessen  Erlös 
aasser  Landes  zu  ziehen,  und  zwar  ist  ihnen  dieses  Recht  in  ganz  ab- 
soluter Weise  zugesichert.  Die  einzige  Beschränkung,  welche  der  Art.  \ 
aufstellt,  betrifft  die  Zeit,  innert  welcher  dasselbe  an.sg^ailjt  werden 
kann.  Diese  Frist  richtet  sich  allerdings  nach  der  Gesetzgebung  des 
betr.  Staates  oder  Kantons.  Aus  dem  Umstände  aber,  dass  in  der 
Oesetzgebung  eines  Einzelstaates  eine  solche  Frist  nicht  aufgestellt 
worden,  folgt  nicht,  dass  das  Recht  selbst  nicht  ausgeübt  werden  kann, 
Vielmehr  sind  in  diesem  Falle  die  Betreffenden  an  gar  keine  Frist  ge- 
bunden, in  dem  Sinne,  dass  sie  ihre  Ansprüche,  wenn  ©s  ihnen  beliebt, 
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geltend  machen  können.  In  diesem  letztem  Falle  befindet  sich  der  Staat 
Virginia. 

Die  Gesetzgebung  dieses  Staates,  welche  das  fragliche  Gnmdeigen^ 
tum  dem  Fiskns  zuweisen  würde,  kann  dem  Vertrag  nicht  entgegen 
gehalten  werden,  da  gemäs  Art.  6  der  Vereinigten  Staaten- Verf.  alle 
unter  der  Autorität  der  Vereinigten  Staaten  bereits  gemachten  oder  noch 
zu  machenden  Verträge  das  höchste  Landesgesetz  und  für  die  Bichter 
eines  jedes  Staates  bindend  sein  sollen,  wenn  auch  Etwas  in  der  Kon- 
stitution oder  in  den  Gesetzen  irgend  eines  Staates  dagegen  wäre.  Die 
Verf.,  die  Gesetze  und  Verträge  der  Vereinigten  Staaten  sind  für  jeden 
einzelnen  Staat  ebenso  verbindlich,  wie  dessen  eigene  Verfassung  und 
Gesetzgebung.  Dieses  ist  ein  Fundamentalgrundsatz  des  amerikanischen 
Bundesrechtes.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  kraft  der  Verf.  berechtigt» 
alle  Fragen,  welche  überhaupt  durch  internationale  Verträge  geordnet 
werden  können,  auf  diesem  Wege  in  ftir  das  ganze  Land  verbindlicher 
Weise  zu  regeln  und  durch  Vertrag  insbesondere  zu  bestimmen,  dass 
Ausländer  mit  Bezug  auf  den  Erwerb,  Besitz  und  die  Veräusserung 
von  Grundeigentum  gleich  den  Bürgern  des  eigenen  Landes  zu  behan- 
deln sind.  Eine  solche  Regelung  kann  auch  nur  von  der  Centralregierung 
ausgehen,  da  gemäs  Art.  1,  Abs.  10  der  Verf.,  den  Einzelstaaten  ver- 
boten ist,  mit  einem  fremden  Staate  in  irgend  einen  Vertrag,  ein  BQndnis 
oder  eine  Verbindung  einzutreten.  Hiernach  hat  die  Reg.  der  Vereinigten 
Staaten  den  Vertrag  mit  der  Schweiz  innerhalb  ihrer  Kompetenz  abge* 
schlössen;  der  oberste  Gerichtshof  ist  daher  verpflichtet,  ihm  volle 
Geltung  zu  verschaffen. 

Die  Prüfungskomm.  des  NR  drückt  in  ihrem  Ben  vom  23.  Mai 
1878  ihre  Verwunderung  darüber  aus,  dass  dieser  Fall  nicht  von 
Staatsregierung  zu  Staatsregierung  verhandelt  worden  ist,  und  dass 
der  BB  sein  Begehren  nicht  strikte  an  diese  gerichtet  dahin  for- 
mulirt  habe,  dass  die  Reg.  der  Vereinigten  Staaten  dem  Vertrag 
auf  dem  ganzen  Unionsgebiet  Nachachtung  verschaffe. 

B  1878  II  474,  862;  1880  II  589. 

220«  Den  29.  Jan.  1883  starb  in  Nogent-sur-Marne  Jos.  Maria 
Bisig  aus  Einsiedeln  (Kt.  Schwyz).  Er  hinterliess  eine  Witwe  und 
drei  minderjährige  Kinder.  Durch  Testament  hatte  er  über  sein  Ver- 
mögen verfügt.  Die  Eventualitäten,  welche  bei  der  Teilung  des 
Vermögens  zwischen  Mutter  und  Kinder  eintreten  möchten,  in 
einer  Depesche  vom  25.  Juni  1883  erörternd,  stellte  der  Schweiz. 
Gesandte  iu  Paris  beim  BR  den  Antrag:  Der  BR  möchte  die  Reg* 
des  Kts.  Schwyz  veranlassen: 
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1.  Zur  Ernennung  eines  Vormundes  für  die  Kinder  Bisig  durch  die 
kompetente  Behörde; 

2.  zur  Ausstellung  einer  Urkunde,  durch  welche  mit  Rücksicht  auf 
die  besondern  Verumständungen  und  auf  die  juristischen  Schwierigkeiten 
die  kompetente  schwyzerische  Behörde  ihre  Zustimmung  erteilt  hätte, 
dass  die  Liquidation  der  Erbschaft  Bisig  in  Frankreich  und  nach  fran- 
zosischem Gesetze  vorgenommen  werde. 

Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  machte  hiegegen  geltend,  dass 
niit  der  Behandlung  dieser  Angelegenheit  im  Sinne  des  Antrages 
des  Gesandten  der  BR  unnötiger  Weise  in  Verhältnisse,  die  privat- 
rechtlicher  Natur  seien,  sich  einlassen  würde,  bei  deren  Behandlung 
die  Interessenten  oder  ihre  gesetzlichen  Repräsentanten  allein  be- 
rechtigt seien,  auf  wirkliche  oder  vermeintliche  Rechte,  die  aus  der 
Gesetzgebung  oder  aus  Staatsverträgen  abgeleitet  werden  könnten, 
zu  verzichten«  Der  BR  würde  deshalb  nicht  kompetent  sein,  die 
oben  erwähnte  Erklärung  zu  provoziren. 

Das  Dep.  fand  vielmehr,  es  sei  zur  Zeit  lediglich  die  Bestellung 
einer  Vormundschaft  für  die  Kinder  Bisig  zu  veranlassen;  die  Ge- 
sandtschaft erklärte  sich  damit  einverstanden.  b  1884  II  726. 

221*  Als  im  Jahre  1880  zur  Erwirkung  der  Rücklieferung 
minderjähriger  Kinder,  welche  von  ihren  ursprünglich  Schweiz.  Müttern 
nach  dem  Elsass  gebracht  worden  waren,  der  BR  angegangen  wurde, 
konnte  derselbe  diesem  Begehren  nicht  entsprechen,  weil  solche 
Begehren  nicht  auf  diplomatischem  Wege  zum  Austrag  gebracht 
werden,  da  die  in  Elsass- Lothringen  geltenden  Gesetze  die  Wegnahme 
der  Kinder  gegen  den  Willen  der  Eltern  nicht  den  Verwaltungsbe- 
norden übertragen,  vielmehr  das  angebliche  Recht  auf  Erziehung 
und  Herausgabe  der  Kinder  gegenüber  der  Mutter  von  dem  Erlasse 
eines  gerichtl.  Urteiles  abhängig  machen,  b  1881 II 659.  Vgl.  B 1891  ll  543. 

222.  Durch  Urteil  des  Bezirksger.  Winterthur  vom  23.  Oct.  1885 
wurde  erkannt:  Es  sei  das  von  der  Klägerin  Susanna  Hess  von 
Schieitheim  (Kt.  Schaffhausen)  zu  gewärtigende  Kind  dem  Beklagten, 
Heinrich  Steffens  von  Drachdersen  (Hannover)  als  Brautkind  zuge- 
sprochen; dasselbe  erhalte  den  Geschlechtsnamen  und  das  Bürger- 
recht des  Vaters  und  falle  nur  insofern  der  Heimatgemeinde  der 
Mutter  zu,  als  die  Heimatgemeinde  des  V  aters  nicht  zur  Anerken- 
nung des  Kindes  könne  angehalten  werden;  ferner  wurde  der  Be- 
klagte zu  verschiedenen  ökonomischen  Leistungen  zu  Gunsten  der 
Mutter  und  des  Kindes  verurteilt. 


Digitized  by  VjOOQIC 


360  Teil  II.    Abschn.  I.    Kapitel  6.    No.  888—985. 

Der  BR  konnte  dem  von  der  Reg.  des  Kts.  Schaffhausen  ge- 
stellten Begehren,  dass  die  Heiraatgemeinde  des  Beklagten  auf  diplo- 
matischem Wege  zur  Anerkennung  des  Kindes,  und  dass  der  Be- 
klagte auf  gleichem  Wege  zur  Bezahlung  der  ökonomischen  Leistungen 
angehalten  werden  möchte,  nicht  entsprechen,  weil  es  sich  von  selbst 
versteht,  dass  die  Gerichte  des  einen  Staates  nicht  kompetent  sind, 
dem  ausserehelichen  Kinde  einer  Inländerin  das  Heimatrecht  in 
einem  andern  Staate  zuzusprechen.  Jedenfalls  kann  einem  solchen 
Urteile  die  Anerkennung  und  Vollziehung  in  diesem  andern  Staate 
nicht  auf  diplomatischem  Wege  ausgewirkt  werden.  Der  Entscheid 
hierüber  ist  gerichtlicher  Natur;  ein  solches  Rechtsbegehren  müsste 
daher  am  Heimatsorte  des  Vaters  nach  Massgabe  der  dortigen  Ge- 
setzgebung gerichtlich  anhängig  gemacht  werden. 

Was  insbesondere  die  Einforderung  der  ünterstützungsbeiträge 
an  die  Mutter  und  das  Kind  etc.  betrifft,  so  könnten  auch  diese 
nur  im  gewöhnlichen,  in  Hannover  geltenden  gerichtlichen  Exekutions- 
verfahren eingefordert  werden.  Die  Administrativbehörden  können 
keine  Civilanspriiche  ex  officio  eintreiben.  B  1887  II  6*50. 

223.  Der  BR  lehnt  es  ab,  seine  Vermittlung  behufs  Voll- 
ziehung kantonaler  Civilurteile  in  auswärtigen  Staaten  eintreten  zu 
lassen,  da  nicht  die  Reg.,  sondern  die  Gerichte  über  die  Vollzieh- 
barkeit  fremder  Urteile  zu  entscheiden  haben.    BR  im  B  1880  II  590. 

224»  Witwe  Blanche  Yersin  und  ihre  Kinder  in  Fleurier  (Kt. 
Neuenburg)  waren  für  eine  bedeutende  Summe  Gläubiger  der  Ge- 
brüder Eduard  und  Ulysses  Grosclaude,  niedergelassen  ersterer  io 
Hankow  (China),  letzterer  in  Hiogo  (Japan).  Da  die  Gläubiger  weder 
Bezahlung,  noch  Nachricht  von  ihren  Schuldnern  erhielten,  belangten 
sie  dieselben  an  ihrem  frühern  Domizil  in  der  Schweiz  und  erwirkten 
den  6.  Nov.  1880  bei  dem  Gericht  des  Traversertales  ein  nach  ord- 
nungsgemässem Verfahren  erlassenes  Kontumazurteil  gegen  die 
Schuldner.  Das  Urteil  erwuchs  in  Rechtskraft;  hierauf  verlangte  den 
22.  Dez.  1880  die  Neuenburger  Reg.  die  Verwendung  des  BR  für 
Erwirkung  der  Urteilsvollstreckung,  da  die  Gläubiger  sich  nicht, 
wie  sie  es  in  einem  andern  Lande  tun  müssten,  direkt  an  die  betr. 
Obergerichte  zu  wenden  im  Falle  seien. 

Der  BR  trat  auf  das  Ansuchen  ein  und  übersandte  eine  mit 
der  Vollziehungsformel  versehene  Ausfertigung  des  Urteils  dem 
Schweiz.  Vizekonsul  in  Hiogo-Osaka  und  dem  deutschen  General- 
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konsulat  in  Shanghai;  an  beiden  Orten  wurde  die  Vollziehung  des 
Urteils  mit  Erfolg  betrieben. 

Folgende  Gesichtspunkte  waren  für  das  Vorgehen  des  BR  mass- 
gebend: 

Den  Europäern  wird  im  äussersten  Osten  Asiens  eine  7ollstUiidige  Ex- 
territorialität zu  teil,  und  es  sind  dieselben  namentlich  in  allen  Anständen, 
bei  welchen  kein  Inländer  beteiligt  ist,  gerichtlich  der  KonJsalarbeUörde 
ihres  Heimatlandes  unterstellt.  Es  stehen  die  Schweizer  in  Japan  unter 
der  Gerichtsbarkeit  der  Schweiz.  Konsularagenten,  gemä3  Art.  5  des 
Freundschafts-  und  Handelsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Japan 
vom  6.  Febr.  1864.  In  China,  wo  die  Schweiz  keine  Agenten  hat,  können 
die  Schweizer  sich  unter  das  Protektorat  jeder  andern  Macht  stellen, 
welche  sich  herbeilassen  will,  ihnen  Schutz  zu  gewähren. 

Der  Schweizer  in  China  und  Japan  wird  vermöge  der  Fiktion  der 
Exterritorialität  in  Rechtssachen  so  angesehen,  als  befinde  er  sich  in 
der  Schweiz,  und  bleibt  daher  der  Schweiz.  Gerichtsbarkeit  und  Gesetz* 
gebung  unterworfen.  Nun  sollen  nach  Art.  61  der  BV  die  recbtskräftigen 
Civilurteile,  die  in  einem  Kantone  gefällt  sind,  in  der  ganzen  Schwei^n 
vollzogen  werden  können,  und  da  das  Urteil  des  Neuenburger  Gerichts 
in  Sachen  Yersin  gegen  Gebrüder  Grosclaude  in  Rechtskraft  erwachsen 
ist,  so  liegt  kein  Grund  vor,  dasselbe  zur  Vollziehung  den  zuständigen 
Konsularbehörden  nicht  zu  übermitteln,  indem  sich  der  BE  damit  kdig- 
lich  an  die  juridische  Fiktion  der  Exterritorialität  hält  und  die  Frage 
ununtersucht  lässt,  ob  das  Neuenburger  Gericht  zum  Erlass  des  betr. 
Urteiles  kompetent  war  oder  nicht.  B  1882  II  11.    Vgl  No.  lÖÖ. 

225.  Gestützt  auf  die  im  Jahre  1885  zwischen  dem  Kt,  Waadt 
und  Oesterreich  -  Ungarn  vereinbarte  Erklärung  über  die  gegen- 
seitige Vollziehung  von  Civilurteilen  (A.  S.  n.  F.  VIII  83)  stellte  im 
Jahre  1886  die  k.  k.  österreich.-ungarische  Gesandtschaft  dem  BR 
ein  Schreiben  des  kgl.  Bezirksgerichtes  in  Agrara  zu,  worin  die  zu- 
ständige Gerichtsbehörde  des  Kts.  Waadt  ersucht  wurde^  die  Voll- 
ziehung eines  mit  der  Klausel  der  Rechtskraft  versehenen  Urtei- 
les des  kroatischen  Bezirksgerichtes  zu  Agram  vom  10.  Dez.  1880 
gegen  den  in  Nyon  wohnhaften  Beklagten  zu  veranlassen. 

Der  BR  lehnte  seine  Mithilfe  ab,  weil  weder  die  BewilliL^ung 
zur  Vollziehung  eines  auswärtigen  Civilurteiles,  noch  die  Vollziehung 
selbst  auf  diplomatischem  Wege  ausgewirkt  werden  kann. 

Es  ist  vielmehr  Sache  der  betr.  Partei,  entweder  fürekt  oder 
durch  Bevollmächtigte,  bei  der  im  betr.  Kanton  kompetenten  Be- 
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hörde  das  Exequatur  nachzusuchen,  und  sodann  auf  dem  gewöhnlichen 
Rechtswege  die  Erfüllung  des  Urteils  durch  die  Gegenpartei  zu  ver- 
anlassen. B  1887  n  663. 

226.  Gemäs  Art.  20  des  schweiz.-französischen  Vertrages  vom 
15.  Juni  1869  ist  die  dem  Beklagten  zuzustellende  Vorladung  vor 
Gericht  die  einzige  Handlung,  welche  im  Givilprozess  auf  diploma- 
tischem Wege  verrichtet  werden  kann.  Wenn  der  Beklagte  findet, 
dass  er  vor  einen  inkompetenten  Richter  zitirt  sei,  so  hat  er  gemäs 
Anleitung  in  den  Erläuterungen  zu  Art.  1 1  des  Vertrages  entweder 
auf  dem  mitgeteilten  Akte  oder  in  einer  besondern  Eingabe  an  den 
französischen  Richter,  von  welchem  die  Zitation  ausgegangen,  dio 
gut  findenden  Erklärungen  selbst  zu  machen.  Die  Würdigung  dieser 
Erklärungen  steht  sodann  dem  Gerichte  zu.  Die  politischen  Behör- 
den können  überhaupt  in  den  Gang  eines  Givilprozesses  sich  nicht 
einmischen.  B  1881  II  658. 

227«  Die  Eintragung  von  Schweiz.  Scheidungsurteilen  in  die 
französischen  Givilstandsregister  ist  in  früheren  Jahren  abgelehnt 
worden,  weil  die  französischen  Behörden  in  dieser  Vorkehrung  einen 
Eingriff  in  die  öffentliche  Ordnung  erblickt  haben.  Nach  Einführung 
der  Ehescheidung  in  Frankreich  durch  das  französische  Gesetz  vom 
27.  Juli  18S4  wurde  den  Begehren  um  Vormerkung  der  Scheidungs- 
urteile über  solche  Ehen,  die  Schweizer  in  Frankreich  abgeschlossen 
hatten,  zunächst  ohne  Weiteres  entsprochen,  nachdem  das  Urteil 
gemäs  Art.  20  der  üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich vom  15.  Juni  1869  auf  diplomatischem  Wege  dem  handelnden 
Beamten  zugestellt  worden  war.*) 

Im  Jahre  1886  verweigerte  jedoch  das  französische  Justizministe- 
rium seine  Zustimmung  zu  diesem  Verfahren,  weil  die  Vormerknahme 
am  Rande  des  Eheregisters  dem  Vollzuge  des  Schweiz.  Scheidungs- 
urteiles gleichkomme.  Es  ist  in  Zukunft  für  die  Eintragung  solcher 
Scheidungsurteile  in  die  französischen  Givilstandsregister  nach  Vor- 
schrift von  Art.  15  der  Üebereinkunft  das  Exequatur  bei  dem  zu- 
ständigen französischen  Gerichte  nachzusuchen.  b  1887  II  663. 

0  Dieses  Verfahren  scheint  im  Jahre  1890  wiederum  beobachtet  worden 
zu  sein,  vgl.  ß  1891  II  550. 
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II.  Abschnitt. 

Formen 
für  die  Aeusserung  des  Staatswillens. 


1.  Kapitel. 

Die  Nationalspracheo. 

BV  1874,  Art.  116  gleich  BV  1848,  Art.  109,  A.  S.  I  33,  n.  F.  1  34;  Wolf  i  U, 
22.  —  Vgl.  No.  11^, 

228.  Anläslich  der  auf  den  19.  April  1874  angesetzten  Volks- 
abstimmung über  den  BBeschl.  einer  BV  sprach  die  Reg.  des  Kts. 
Graubünden  dem  BR  den  Wunsch  aus,  eine  Uebersetzung  der  revi- 
dirten  BV  in  die  beiden  romanischen  Dialekte  und  den  Druck 
derselben  in  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Exemplaren  auf 
BKosten  anordnen  zu  dürfen. 

Im  Hinblick  auf  die  grosse  Wichtigkeit  der  Sache  nahm  der  BR 
keinen  Anstand,  diesem  Wunsche  in  gleicherweise  wie  im  Jahre  1872 
bei  Anlass  der  damaligen  Abstimmung,  zu  entsprechen,  immerhin 
mit  dem  Vorbehalt,  dass,  weil  nach  Art.  109  der  BV  die  roraa- 
nischen  Dialekte  nicht  zu  den  eigentlichen  Landessprachen  zählen, 
jener  Uebersetzung  nie  der  Charakter  eines  Authentikums  beigemessen 
werden  dürfe,  und  dass  die  jetzige  Uebernahme  der  Kosten  für  die 
Zukunft  unvorgreiflich  sein  solle.  Es  dürften  etwa  9000  Exemplare 
in  diesen  romanischen  Dialekten  zu  Verteilung  gekommen  sein, 

BR  in  Botflch.  vom  20.  Mai  1874  an  die  BVers.  betr.  Abetiminujig  vom 

19.  April  1874,  B  1874  I  702. 

229.  Den  11.  Febr.  1877  beantwortete  derBR  ablehnend  dm 
Gesuch  der  Reg.  des  Kts.  Graubünden,  welches  dahin  ging,  dass 
für  BG,  welche  der  eidg.  Volksabstimmung  unterstellt  werden,  eine 
Uebersetzung  ins  Romanische  (Oberländer  Mundart)  auf  eidg.  Kosten 
veranstaltet  werde.  B  1878  ll  562. 
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230.  Das  Räto-Romanische  ist,  wenn  auch  nicht  eine  Natio- 
nalsprache  des  Bundes,  so  doch  eine  Landessprache,  deren  Be- 
stand in  einem  erheblichen  Teile  des  Kts.  Graubünden  nicht  ignorirt 
werden  kann.  Hat  die  romanische  Bevölkerung  keinen  Anspruch 
darauf,  dass  die  BBehörden  mit  ihr  romanisch  verkehren,  sondern 
inuss  sie  sich  kraft  Art.  116  der  BV  gefallen  lassen,  dass  der  Bund 
sich  ihr  gegenüber  einer  der  drei  Nationalsprachen  bedient,  so 
können  sich  doch  unseres  Erachtens  die  BBehörden  unmöglich  der 
romanischen  Sprache  gegenüber  in  der  Weise  ablehnend  verhalten, 
dass  sie  die  Entgegennahme  romanischer  Schriftstücke,  namentlich 
in  Gerichtssachen,  verweigern.  Es  ginge  nicht  wol  an,  das  Emtreten 
auf  einen  Verfassungsrekurs  oder  auf  eine  Weiterziehung  von  der 
Bedingung  abhängig  zu  machen,  dass  die  romanische  Rekurspartei 
sieh  einer  ihr  fremden  Sprache  bediene.  Der  Zutritt  zu  den  Gerichten 
würde  dadurch  erschwert,  die  Verfassungsgarantien  der  Art.  HO 
und  113  der  BV  wesentlich  beeinträchtigt.  Was  im  Gebiete  der 
Schweiz.  Eidg.  als  lebendige  Landessprache  auftritt,  in  der  Schule 
gelehrt,  in  der  Gerichtsstube  und  auf  der  Kanzel  gesprochen  und 
in  den  Gerichtsakten  verurkundet  wird,  das  trägt  gewis  in  sich 
eine  Zutrittsberechtigung  auch  vor  den  Behörden  und  namentlich 
den  Gerichten  der  Eidg. 

Das  BGer.  befolgt  daher  von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend 
die  Praxis,  dass  es  die  in  romanischer  Sprache  verfassten  Gerichts- 
akten übersetzen  lässt,  und  dass  die  Uebersetzungskosten  aus  der 
BGericlitskasse  bezahlt  werden,  da  auch  die  üebersetzungen  aus 
einer  der  drei  Nationalsprachen  in  die  andere,  soweit  notwendig, 
stets  aus  der  Gerichtskasse  honorirt  werden.') 

BGer.  au  die  BVers.  in  seinem  Geschäftaber.  über  das  Jahr  1885,  B  1886 
I  678. 


^j  Vgl.  Beschl.  des  StK  vom  3.  Febr.  1881  (Motion  Respini):  Der  BR  wird 
eingeladen,  zu  untersuchen,  ob  nicht,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  bevor- 
st-ehende  Einfuhrung  des  Obligationenrechts,  bestimmte  Vorschriften  von  Bundes- 
wegeti  aufzustellen  seien,  in  welcher  Weise  bei  den  bundesger.  Verhandlungen 
die  Llebtriji^tzungen  aus  den  drei  Nationalsprachen  besorgt  werden  sollen, 
Pü^tl'Slg.  11.  F.  227;  hiezu  Ber.  des  BGer.  vom  4.  März  1881,  B  1881  II  312.  — 
Vgl.  auch  Postl-Slg.  n.  F.  80  (Beschl.  des  StR  vom  21.  Juni  1876):  Der  BR  ist 
eingeladen,  Fürsorge  zu  treffen,  dass  von  den  an  die  BVers.  gelangenden  Re- 
kuraakteii  italienischer  Sprache  je  weilen  üebersetzungen  ins  Deutsche  und 
FnmzJ^sisL'be  beigelegt  werden.  —  Dieses  Postl.  wird  eingehalt-en. 


i 
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231.  Durch  Beschl.  des  NR  vom  15.  Juni  1S75  wurde  der 
BR  eingeladen,  Ber.  darüber  zu  erstatten,  ob  nicht  alle  Entw-  von 
BGes.*)  den  gesetzgebenden  Räten  in  den  drei  Nationalsprachen 
(nicht  nur  wie  bis  anhin  üblich,  in  der  deutschen  und  französischen 
Sprache)  vorgelegt  und  von  ihnen  an  der  Hand  der  bezüglichen 
Texte  beraten  werden  können. 

Von  dem  auf  Entsprechung  abzielenden  Ber-  des  BR  vom 
20,  Aug.  nahm  die  BVers.  den  IL,  17.  Sept.  1875  in  genehmigeu- 
dem  Sinne  Vormerkung.  B  1875  IV  i8i,376;  1876  n  313> 


*)  Gemeint  sind  die  Entw.  zu  BG  und  organischen  B Befiehl,  nicht  dagegen 
die  mitunter  weitläufigen  Botsch.  des  BR.  Der  BR  hebt  in  eeinem  zitirten 
Bericht  hervor,  dass,  wenn  die  italienisch  sprechende  Bevölkerung  erst  nüch 
Erlassung  eines  Ges.  Kenntnis  von  dem  Inhalt  desselben  erhäJi,  der  YerraGi[q:ii]gii- 
massige  Termin  von  90  Tagen  fQr  die  Referendumsbewegung  fftr  jenen  Landes- 
teil immerhin  um  etwas  verkürzt  wird,  weil  die  italienieebc  Ucbersetzung,  die 
auf  Grundlage  der  beiden  andern  Texte  angefertigt  wird,  von  der  eingeräumten 
Frist  mehrere  Tage  und  bei  schwierigen  Materien  selbst  Wochen  für  »itih  in 
Anspruch  nimmt  B  1875  IV  lö2. 
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2.  Kapitel. 

Die  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1871. 

UV  der  Schweiz.  Eidg.  vom  29.  Mai  1874,  A.  S.  n.  F.  1 1.  ^  BGes.  vom  31.  Jan. 
1874  über  die  dem  Volke  und  den  Ständen  vorzulegende  BV.  —  BRBeschl. 
vom  13.  Febr.  1874  betr.  die  Abstimmung  über  die  revidirte  BV  (Stimm- 
abgabe des  Schweizervolkes),  welche  auf  den  19.  April  1874  festgesetzt 
wurde,  B  1874  I  268,  712.  Proklamation  des  BR  vom  23.  Mftrz  1874  zu 
der  am  19.  April  1874  stattfindenden  Abstimmung  über  die  neue  BV, 
B  1874  I  497.  — Botsch.  des  BR  an  die  BVers.  vom  20.  Mai  1874  betr.  die 
Abstimmung  vom  10.  April  1874  über  die  abgeänderte  BV,  B  1874  I  699; 
Kommissionalberichte  1.  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  27.  Mai  1874 
(Hungerbühler),  B  1874  II  477;  2.  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  29.  Mai 
1874  (Kappeier),  B  1874  II  485.  —  BBeschl.  vom  29.  Mai  1874  betr.  die  Er- 
wahrung  der  Abstimmung  über  die  am  31.  Jan.  vorgelegte  revidirt«  BV, 
A.  S.  n.  F.  I  38.    Kreisschr.  des  BR  vom  30.  Mai  1874,  B  1874  I  1021. 

232.  Wenn  auch  nach  Art.  2  der  üebergangsbest.  der  BV 
*liejenigen  Bestimmungen  der  kant.  Gesetze,  welche  mit  der  BV  im 
^\iderspruche  stehen,  mit  der  Annahme  derselben  ausser  Kraft 
treten,  so  steht  doch  das  Urteil  darüber,  ob  eine  Bestimmung  eines 
kant.  Gesetzes  mit  der  BV  im  Widerspruch  steht,  nicht  dem  einzel- 
nen Bürger  zu,  sondern  es  ist  dies  im  Streitfalle  Sache  der  BBehörde. 
Solange  diese  nicht  die  Unvereinbarkeit  einer  bestimmten  kant.  Ver- 
fügung oder  Vorschrift  mit  der  BV  förmlich  ausgesprochen  hat, 
besteht  die  fragliche  Verfügung  oder  Vorschrift  in  Kraft.  Es  lässt 
sicli  somit  gegen  die  Bestrafung,  die  sich  Jemand  wegen  Ueber- 
tretung  von  solchen  in  Frage  stehenden  Vorechriften  zugezogen  hat, 
nichts  einwenden. 

BR  anläslich  der  Frage  des  in  Kraftbestehens  eines  kant.  Wirtschaftsges., 
B  1876  II  578. 

238.  Nach  Inkrafttreten  des  BG  betr.  die  Freizügigkeit  des 
Medizinalpersonals  vom  19.  Dez.  1877  reichte  den  1.  Juli  1878  der 
auf  Grund  des  Konkordates  vom  22.  Juli,  2.  Aug.  1867  bestellte 
leitende  Ausschuss  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  zu  Händen  seines 
Auftraggebers  in  Verbindung  mit  einem  Schlussbericht  den  Antrag 
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ein,  das  Konkordat  auf  dem  Weg  Rechtens  als  dahingefallen  zu 
erklären  und  die  Mitglieder  der  Konkordatsbeliörden  ihrer  daherigcn 
Obliegenheiten  zu  entheben.  Das  eidg.  Dep.  gab  den  beteiligten 
Kantonen  hieven  Kenntnis,  indem  es  sich  in  Bezug  auf  den  finge- 
hobenen  Antrag  selbst  darauf  beschränkte,  auf  den  Art,  2  der 
Uebergangsbestimm.  der  BV  zu  verweisen,  wonach  das  Medizinal- 
konkordat mit  dem  Inkrafttreten  des  genannten  BGes,  tatsächlich  als 
dahingefallen  zu  betrachten  ist.  Die  Kantone  erklärten  sich  teils 
ausdrücklich,  teils  stillschweigend  damit  einverstan(ien. 

B  1Ö79  JI  20t). 

234«  Bei  Beratung  der  Uebergangsbest.  für  den  Entw.  der 
revidirten  BV  sind  im  NR  folgende  Postulate  gestellt  wordene 

1.  den  6.  Dez.  1873:  Die  Komm,  für  Revision  der  BV  mrd 
eingeladen,  die  Frage  zu  untersuchen,  in  welcher  Weise  die  aus- 
stehenden Postentschftdigungen  an  die  Kantone  liquidiit  werden 
sollen  und  eine  entsprechende  Vervollständigung  des  Art.  1  der 
Uebergangsbest.  vorzulegen ; 

2.  den  10.  Dez.  1873,  als  Zusatz  zu  Art.  1  der  Uebergangs- 
best.: Die  von  Postertragsausfällen  früherer  Jahre  berrlthrendezi 
Guthaben  der  Kantone  von  Fr.  1,649,290.  25«)  sind  denselben 
noch  auszurichten. 

Bis  zum  Jahre  1860  hatte  der  Bund  in  Anwendung  der  Art.  33 
litt.  4  a  der  BV  1848  den  Kantonen  bei  jährlichem  Abschluss  der 
Postrechnung  den  reinen  Ertrag  bis  auf  den  Belauf  der  Skalasitinine 
verabfolgt  und  den  Betrag  des  Ausfalls  weder  gutgeschrieben  noch 
vergütet. 

Den  20.  Jan.  1860  aber  beschloss  die  BVers. : 

Wenn  der  Reinertrag  der  Postverwaltung  zur  vollständigen 
Entschädigung  der  Kantone  nicht  ausreicht,  so  ist  der  Ausfall  beim 
Rechnungsabschluss  zn  Gunsten  derselben  vorzumerken. 

Uebersteigt  in  einem  folgenden  Jahre  der  Reinertrag  die  den 
Kantonen  zukommende  Entschädigungssumme,  so  wird  der  lieber- 
schuss  zu  Nachvergütungen  an  die  Kantone  verwendet^  bis  die- 
selben für  alle  Ausfälle  der  früheren  Jahre,  jedoch  ohne  Hinzurech- 
nung der  Zinse,  gedeckt  sind. 

Die  Ergebnisse  der  Abrechnungen  über  den  Postettrag  nach  dem 
Modus   dieses   BBeschl.  waren   aber   bis  Ende  1872  die,   dass  den 


»)  Das  Postergebnis  des  Jahres  1878  würde  diese  Summe  auf  Fr.  2,291,012,  m 
erhöht  haben,  B  1874  I  795. 
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Kantonen  die  obgenaunte  Summe  weniger  entrichtet  werden  konnte, 
als  sie  nach  der  vollen  Skala  zu  beanspruchen  berechtigt  waren. 

Diese  Summe  sprachen  die  Kantone  als  rückständige  Post- 
entschädigung an. 

Der  BR  aber  beantragte  in  seinem  Ber.  an  den  NR  vom  19.  Jan. 
1874  über  diese  Frage:  es  seien  irgend  welche  spezielle  Vorschriften 
in  Art.  1  der  Uebergangsbest.  zur  revidirten  BV  betr.  Nachvergütung 
des  Betrages  der  Postertragsausfälle  an  die  Kantone  als  nicht  be- 
gründet und  mit  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  BV  unver- 
einbar, nicht  aufzunehmen.    Er  führt  aus: 

Der  BBeschl.  vom  20.  Jan.  1860  ist  eine  blosse  administrative 
Norm,  deren  Wirkung  spätem  konstitutiven  Bestimmungen  weicheir 
muss,  die  den  wolberechneten  und  notwendigen  Zweck  haben,  den  Bund 
mit  ausreichenden  Hilfsquellen  auszustatten,  deren  Ergiebigkeit  durch 
keine  aus  frühern  Verhältnissen  übertragenen  traditioD eilen  Vorbehalte 
geschmälert  werden  darf. 

Der  revidirte  Art.  34  der  BV  bestimmt  ganz  entschieden,  dass  der 
Ertrag  der  Posten  in  die  BKasse  zu  fallen  habe,  und  in  Verstärkung 
und  Ergänzung  dieser  Norm  wird  durch  A.rt.  41  der  Ertrag  der  Posten 
dem  Bunde  als  wesentlichste  Finanzquelle  nebst  den  Zöllen  etc.  zuge- 
schieden. Es  kann  nun  allfälligen  Uebergangsbestimmungen  nicht  zu- 
stehen, Dispositionen  zu  treffen,  durch  welche  bereits  von  der  BVers. 
festgestellte  Bestimmungen  angegriffen  und  wesentlich  alterirt  werden. 
Die  finanziellen  Dotationen  des  Bundes  sind  im  revidirten  BV-Entw.  mit 
wolerwogener  Voraussicht  auf  richtige  Verteilung  der  Leistungen  und 
Lasten  des  Bundes  einerseits  und  der  Kantone  andrerseits  ermittelt  worden, 
und  es  erscheint  äusserst  mislich,  diesen  Ausmittlungen  durch  nachträg- 
liche Uebergangsbest.  einen  Teil  ihres  Fundamentes  zu  entziehen,  zumal 
bekanntlich  die  dem  Bunde  überlcLssenen  Einnahmszweige  grossentoils 
dazu  bestimmt  sind,  demselben  die  Mittel  zu  verleihen,  die  Lasten  ^ou 
bisher  durch  die  Kantone  geti'ugenen  Ausgaben  auf  die  Schultern  ce» 
Bundes  zu  legen. 

Die  BVers.  trat  diesen  Anschauungen  bei,  eine  spezielle  Vor- 
schrift über  die  Frage  ist  in  die  Uebergangsbest.  nicht  aufgenom- 
men worden.  Es  fällt  damit  das  obgenannte  Guthaben  mit  Inkrafl- 
der  BV  dahin.  B  1874  l  127. 

239.  Die  Kompetenz  der  bischöflichen  Gerichte  in  Ehescheidungs- 
fragen musste  bis  zum  Inkrafttreten  der  BV  vom  Jahre  1874  an- 
erkannt werden  (vgl.  B  1873  II  1005,  1874  I  471  II  413).  Die  BV 
vom  29.  Mai  1874  änderte  diesen  Rechtszustand.    Es  wurde  zwar 
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von  verschiedenen  Seiten  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  geistliche 
Gerichtsbarkeit  erst  mit  dem  Eilass  eines  BG,  oder  wenn  ein  solches 
nicht  za  stände  käme,  durch  entsprechende  Gesetze  der  Kantone 
ausser  Wirksamkeit  treten  miisste.  Der  BR  anerkannte  aber  diesen 
Standpunkt  nicht  und  er  sprach  sich  den  Reg.  der  Kantone  Wallis 
und  St  Gallen  gegenüber  dahin  aus,  dass  durch  Art.  58  der  BV 
die  geistliche  Gerichtsbarkeit  direkt  und  positiv  als  abgeschadt  er* 
klärt  worden  sei.  Nach  Art.  2  der  Uebergangsbt^st.  sei  diese  ohne 
irgend  welchen  Vorbehalt  aufgestellte  Vorschrift  am  gleichen  Tage 
mit  der  BV  in  Kraft  getreten.  Der  BR  müsse  daher  darauf  halten, 
dass  sie  sofort  ihre  Anwendung  finde,  und  dass  somit  die  bischöf- 
lichen Ofßzien  ihre  bisanhin  geübte  Gerichtsbarkeit  ohne  weiteres 
einzustellen  haben.  Es  sei  allerdings  nicht  zu  verkennen,  dass  infolge 
dessen  die  in  Ehesachen  beteiligten  Bürger  und  Bürgerinnen  mo- 
mentan eines  Gerichtsstandes  zur  Scheidung  und  Ordnung  der  damit 
verbundenen  ökonomischen  Fragen  entbehren.  Diesem  Rechtsbedürfnis 
könne  jedoch  nicht  in  der  Weise  genügt  werden,  dass  eine  durch 
die  BV  verbotene  Gerichtsbarkeit  provisorisch  noch  weiter  fungire. 
Vielmehr  habe  der  Staat  die  Pflicht,  diese  ohne  Verzug  durch  eine 
andere  Gerichtsbarkeit  zu  ersetzen,  da  er  sich  keiner  Rechtsverweige- 
rung  schuldig  machen  dürfe. 

Die  Reg.  des  Kts.  Wallis  veranlasste  ohne  Zögerung  einen  ge- 
setzgeberischen  Akt,  womit  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  provisorisch 
durch  die  ordentlichen  Civilgerichte  ersetzt  wurde,  welche  im  ge- 
wöhnlichen Verfahren,  jedoch  nach  Massgabe  der  bisher  zur  Anwen- 
dung gekommenen  Rechtsgrundsätze  zu  urteilen  hatten.  Zu  diesem 
Ende  wurden  die  Akten  der  pendenten  Ehescbeidungsprozesse  dem 
bischöflichen  Gerichte  abgefordert  und  an  die  Civilgerichte  verteilt. 

Auch  der  Grosse  Rat  des  Kts.  St  Gallen  erliess  den  3.  De2. 
1874  einen  Beschl.,  wodurch  das  Verfahren  in  Ehestreitigkeiten  pro- 
visorisch geordnet  und  die  Kompetenz  zum  Entscheide  sowol  der 
bei  den  konfessionellen  Matrimonialgerichten  bereits  anhängigen,  als 
auch  der  neu  eingehenden  Ehescheidungsfälle  den  ordentlichen  bürger- 
lichen Gerichten  zugewiesen  wurde. 

In  gleicher  Weise  wurde  auch  im  Kanton  Freiburg  verfahren. 

B  1875  tl  596. 

236.  Die  Vorschrift  in  Art.  59  der  BV,  wonach  der  Schuld- 
verhaft als  abgeschafit  erklärt  wird,  ist  sofort  mit  dem  20«  Mai 
1874  in  Rechtskraft  getreten,  und  ist  von  diesem  Tage  im  vollziehbar^ 

24 
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SO  dass  ein  Bürger,  der  an  diesem  Tage  im  Schuldverhaft  gewesen 
wäre,  mit  Recht  sofort  seine  Freiheit  hätte  verlangen  können  (vgl. 
Art.  2  der  Uebergangsbest). 

Eidg.  Justizdep.  den  9.  Juni  1874  gegenüber  dem  Staatsrat  von  Freibarg. 

B  1875  II  600. 

237.  Die  eidg.  Stände  (mit  Ausnahme  von  Appenzell  L-Rli^ 
Wallis  und  Neuenburg)  haben  den  28.  Jan.  1854  ein  Konkordat 
über  die  Form  der  Heimatscheine  vereinbart.  Der  BR  genehmigte 
dasselbe  den  28.  Dez.  1854  (A,  S.  IV  357,  361,  V  68,  Wolf  H  315). 
Die  in  diesem  Konkordat  festgestellten  Formulare  der  Heimatscheine 
stehen  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  den  Grundsätzen  der  BV  von 
1874,  sie  genügen  auch  nicht  den  Bedürfoissen  der  neuern  Zeit  Ins- 
besondere ist  der  Vorbehalt  auf  dem  Formular  für  unverheiratete 
Personen  beiderlei  Geschlechts  (Formular  B),  das  zur  Eingehung 
einer  giltigen  Ehe  die  Vorschriften  des  Heimatkantons  beobachtet 
werden  müssen,  mit  dem  Art.  54,  Abs.  1,  der  BV  in  Widerspruch 
und  daher  derogirt. 

Im  Hinblick  auf  Art.  2  der  Uebergangsbest.  zur  BV  und  auf 
die  Art.  43,  44,  45,  sowie  102,  Ziff.  2  und  13  der  BV  vertrat  der  BR 
bereits  im  Jahre  1874  die  Ansicht,  dass  dem  Bunde  die  Kompetenz 
zustehen  würde,  einheitliche  Heimatscheinformulare  festzusetzen. 
Er  sah  jedoch  vorläufig  hievon  ab.  Als  sich  aber  später  zeigte, 
dass  die  Kantone  teils  den  obgenannten  unzulässigen  Vorbehalt  im 
Formular  B  beibehalten,  teils  in  verschiedener  Weise  das  Formular 
geändert  hatten,  faktisch  also  das  Konkordat  aufgaben,  so  erliess 
der  BR  den  16.  März  1885  einen  Beschl.  betr.  die  Formulare  der 
Heimatscheine.  Durch  diesen  BR-Beschl.  wurde  das  Formular  der 
Heimatscheine  für  Verheiratete  (A)  in  dem  im  Jahr  1854  herge- 
stellten Wortlaute  beibehalten,  für  unverheiratete  Personen  beiderlei 
Geschlechts  dagegen  ein  neues  Formular  (Formular  B)  festgestellt. 

A.  S.  n.  F.  VIII  50,  Wolf  II  316;  B  1875  II  561,  III  80;  1885  H  183,  426: 

1886  I  913. 
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BV  1874,  Art.  118—121  (dritter  Abschn.  der  BV),  TffL  hieiu  BY  1848,  Art. 
111-114  (dritter  Abschn.  der  BV),«)  A.  S.  I  33,  n.  F,  I  34;  Wolf  I  14,  22. 

238.  Verhältnis  der  Totalrevision  zur  Partial- 
revision. 

BBeschl.  vom  17.  Sept.  1880  betr.  den  durch  das  Volksbegehren  vom  S,  Aug. 
1880  gestellten  Antrag  auf  Revision  der  BV,  A.  8.  n.  F.  V  209.  BBeachl 
vom  18.  Dez.  1880  betr.  Erwahrung  der  VolkBabsttnuuung  vom  31-  Okt. 
1880  über  die  Frage  der  Revision  der  BV,  A,  S,  n.  F.  V  266.  —  Ber.  des 
BR  vom  28.  Nov.  1879  über  die  Eingabe  des  Centralkotnit^  der  Abgeord- 
neten-Versammlung des  Schweiz.  Volksvereins  B  1879  111  1061;  Ber.  der 
Minderheit  der  Komm,  des  NR  betr.  Revision  der  Art.  ^2  und  120  ijer 
BV  vom  11.  Dez.  1879  (Brunner),  B  1879  III  1183.  —  BotacL.  des  BH  vom 
18.  Aug.  1880  betr.  den  durch  das  Volksbegehren  vom  3.  Aug.  1880  ge- 
stellten Antrag  auf  Revision  der  BV,  B  1880  lll  595  j  Ber.  der  Mehrheit 
der  Komm,  des  StR  vom  17.  Sept.  1880  (Estoppey);  Antwortichreiben  des 
Ministers  Kern  vom  13.  Sept.  1880  an  den  Vorsteher  des  eidg.  Dep.  den 
Innern,  BRat  Schenk  betr.  Revision  der  BV,  B  1880  IIl  667.  —  Botech.  des 
BR  vom  28.  Nov.  1880  über  das  Ergebnis  der  Volksabatimmong  vom 
31.  Okt.  1880,  B  1880  IV  499.  Vgl.  B  1880  II  2,  III  639,  1881  11  79,  üebers. 
Verh.  d.  BVers.  Juni  1879,  No.  22;  Dez.  1879,  No.  45;  Sept*  1S80,  No.  L 

Das  von  der  BVers.  den  18.  Sept.  1875  erlassene  BO  über  die 
Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten  wurde  auf  das  Begehren 
von  über  30,000  Schweizerbürgem  der  Volksabstimmung  unterstellt 


1)  Vgl.  No.  «75* 

«)  BV  1874,   Art.  118-120  sind  gleichlautend   BV  1848,   Art,  111— 113j 
während 


BV  1874  Art  121: 
Die  revidirte  BV  tritt  in  Kraft, 
wenn  sie  von  der  Mehrheit  der  an  der 
AbstimmungteilnehmendenBürger  und 
von  der  Mehrheit  der  Kantone  ange- 
nommen ist. 

Bei  AusmitÜung  der  Mehrheit  der 
Kantone  wird  die  Stimme  eines  Halb- 
kantons als  halbe  Stinune  gezählt. 

Das  Ergebnis  der  Volksabstimmung 
in  jedem  Kanton  gilt  als  Standesstimme 
desselben. 


BV  184B  Art  114: 
Die  revidirte  BV  tritt  in  Kraft, 
wenn  sie  von  der  Mehrheit  der  stim- 
menden Schweizerb Hrger  und  von  der 
Mehrheit  der  Kantone  angenommen  ist. 
Vgl.  B  1S74  1  7üe. 
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und  den  23.  April  1876  in  der  Volksabstimmung  verworfen.  Den 
3.  Juni  1879  verneinte  der  NR  die  Erhebliclikeit  einer  Motion, 
welche  von  Nationalrat  Joes  den  19.  März  1879  eingebracht  worden 
war,  und  dahin  lautete: 

Die  BVers.  wolle  beschliessen : 

1.  Art.  39  der  BV  ist  aufgehoben. 

2.  An  seine  Stelle  tritt  folgender  Artikel: 

Nur  dem  Bunde  steht  das  Becht  zu,  Banknoten  bezw. 
Kassenscheine  auszugeben.  Er  darf  jedoch  keine  Rechtsverbind- 
lichkeit fQr  deren  Annahme  aussprechen. 

3.  Dieser  Revisionsartikel  ist  der  Volksabstimmung  zu   unter- 
breiten. 

4.  Der   BR  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  letztem  Beschl.  be- 
auftragt. 

Es  begann  hierauf  eine  Bewegung  zur  Sammlung  von  Unter- 
schriften, um  auf  dem  in  Art.  120  der  BV  gegebenen  Wege  die 
Frage  der  Revision  an  das  Volk  zu  bringen.  Es  entstanden  aber 
darüber  Zweifel,  ob  die  nötigen  50,000  Unterschriften  zusammen- 
gebracht werden  könnten,  und  man  versuchte  deshalb  mittelst  einer 
Petition  die  BVers.  zu  bewegen,  dass  dieselbe  von  sich  aus  die  Revision 
des  Banknotenartikels  der  BV  an  die  Hand  nehmen  möchte. 

Das  «  Centralkomite  der  Abgeordnetenveraammlung  des  Schweiz. 
Volksvereins»  reichte  den  1.  Okt.  1879  eine  Petition  ein  mit  dem 
Begehren: 

Die  BVers.  wolle  unverzüglich  von  sich  aus  die  Art.  89  und  120 
der  BV,  und  zwar  gesondert  zur  Revisionsabstimmung  bringen. 

Auf  den  vom  BR  in  seinem  Ber.  vom  28.  Nov.  1879  gestellten 
Antrag  hin  beschloss  die  BVers.  den  18.  Dez.,  auf  diese  Petition 
nicht  einzutreten. 

Die  Agitation,  welche  die  Revision  der  Art.  39  und  120  der 
BV  bezweckte,  wurde  nun  neuerdings  aufgenommen*)  und   den 


>)  Im  Verlaufe  der  Revisionsbewegmig  beschränkten  sich  die  Revisionisten 
auf  Art.  39;  sie  Hessen  das  Rerisionsbegehren  mit  Bezug  auf  Art.  120  fallen, 
dies  ans  dem  Grunde,  weil,  wenn  die  sog.  Partialrevision  die  alleinige  Revision 
des  Art.  39  erreicht  worden  wäre,  ohne  dass  es  nötig  gewesen  wäre,  an  das 
Volk  die  allgemeine  Frage  des  Wunsches  nach  Revision  der  BV  zu  stellen, 
d^r  Art.  120  in  der  von  den  Revisionsfreunden  gewünschten  Weise  interpretirt 
gewesen,  also  seine  Revision  als  unnötig  erschienen  wäre;  vgL  insbeson- 
dere den  Ber.  der  Minderh.  der  Komm,  des  NR  (Brunner)  vom  11.  Dez.  1879, 
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3.  Aug.  1880  reichte  Nationalrat  Joes  eine  mit  mehr  als  50,000  gittigen 
UDterschriften  versehene  Eingabe,  betitelt:  « VolksiDitiative  für 
alleiniges  Becht  des  Bundes  zur  Ausgabe  von  Banknoten  und 
Kassascheinen»  den  BBehörden  ein.  Diese  Eingabe  enthielt  das 
Bahren: 

Volksinitiative:  Die  onterzeiohneten  Scb wei^et^bür ger,  g^ 
stützt  auf  Art  120  der  BV,  geben  anmit  ihren  Willen  kund,  es 
habe  die  Revision  des  Art.  89  der  BV  stattzufinden  —  und  zwar 
sei  diese  Revision  in  dem  Sinne  an  die  Hand  zu  nehmen ,  das» 
verfügt  werde: 

1.  Art.  89  ist  aufgehoben. 

2.  An  seine  Stelle  tritt  folgender  Artikel; 

Nnr    dem   Bunde   steht   das   Recht  zu,    Banknoten    bazw, 
Kassenscheine  auszugeben. 

Er   darf  keine   Rechtsverbindlichkeit    für    deren  Annahme 


Der  aus  der  Ausgabe  von  Banknoten  be^w.  Kassenach einen 
sich  ergebende  Gewinn  wird  nach  einem  gesetzlich  zu  he- 
stimmenden  Masstabe  zwischen  Bund   und  Ksntonen  Ter  teilt 

3.  Dieser    Revisionsartikel   ist    der  Volksabstimmung  zu   unter- 
breiten. 

4.  Der  BR  ist  mit  der  Vollziehung   dieses   letztem  Beschh  be- 
auftragt. 

Im  wesentlichen  den  Anträgen  und  Ausführungen  des  6R  fol- 
gend, welche  dieser  in  seiner  Botsch.  vom  18.  Aug.  1880  nieder- 
gelegt  hatte,  hat  die  BVers.  den  17.  Sept.  iu  Erwägung , 

1.  dass  auf  Orund  des  Art  120  der  BY  von  mehr  als  50,000 


in  welchem  die  Volksinitiative  für  Gesetze  und  Beschlüsse  als  erstrebenswert 
bezeichnet  wird  und  folgende  Fassung  des  Art  120  Torg^ehlagen  wird: 

Wenn  50,000  stimmberechtigte  Schweizerbürger  die  Tlevision  eines  udetr 
mehrerer  Artikel  der  BV  verlangen,  so  haben  die  beiden  Käte,  wenn  sie  dem 
Begehren  zustimmen,  die  einschlSgigen  neuen  Verf-Artikel  za  vereinbaren  und 
dem  Schweiz.  Volke  und  den  Kantonen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  tüt^u- 
legen.  —  Stimmen  in  einem  solchen  Falle  nicht  beide  Räte  dem  Begehren 
bei,  oder  beechliesst  der  eine  Bat  aus  eigener  Initiative  die  Eerisiüii  eines  oder 
mehrerer  Artikel  der  BV  und  stimmt  der  andere  nicht  zn^  so  mUBs  im  einen 
wie  im  andern  Falle  die  Frage,  ob  die  anbegehrte  Eevision  stattfinden  aoLle 
oder  nicht,  dem  Schweiz.  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt  werden.  Spricht 
sich  die  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger  über  die  Frage  bejahend 
aus,  so  haben  die  Räte  einen  entsprechenden  Beviaionsvorwhlag  aiifzuatelleii  und 
dem  Schweiz.  Volke  und  den  Kantonen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzu- 
legen B  1879  ni  11B8. 
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stimmberechtigten  Schweizerborgern  das  Begehren  gestellt  wird , 
es  solle  die  BV  in  ihrem  Art.  39  revidirt  werden; 

2.  dass  aber  nach  der  Vorschrift  des  angerufenen  Art.  120  die 
vorerst  an  das  Volk  zu  erlassende  Anfrage  allgemein  dahin 
gestellt  werden  muss,  ob  eine  Revision  stattfinden  solle  oder 
nicht ; 

3.  dass  im  Falle  der  Bejahung  dieser  Frage  die  gemäs  Art.  120 
der  BV  neu  zu  wählende  BVers.  die  Revision  auf  dem  Wt-ge 
der  BGesetzgebung  an  die  Hand  zu  nehmen  hat; ') 

in  Anwendung  von  Art.  118,    119    und  120  der  BV  und 
Art.  5  des  Ges.  vom  5.  Dez.  1867; 

beschlossen : 

Es  ist  dem  schweizerischen  Volke  die  Frage  zur  Abstim- 
raung  vorzulegen :  a  Soll  eine  Revision  der  BV  stattfinden?  » 

B  1880  III  693.    A  S.  n.  F.  V  209. 

Diese  Abstimmung  fand  den  31.  Okt.  1880  statt;  die  Frage 
ler  Vornahme  einer  Revision  der  BV  wurde  vom  Volke  mit  260,126 
gilt  igen  Stimmen  verneint;  für  die  Vornahme  der  Revision  waren 
121,099  giltige  Stimmen  abgegeben  worden. 

Deijenigen  Auffassung  der  Revisionsfrage,  welche  vom  BR  und 
voü  der  Mehrheit  der  beiden  Räte  vertreten  wurde,  stunden  in  den 
Räten  verschiedene  Minderheitsanträge  gegenüber.  Von  denselben 
äind  hervorzuheben: 

1.  Antrag  Pfenninger:  Die  BVers.  wolle  beschliessen :  Es  ist 
dein  Schweiz.  Volke  die  Frage  zur  Abstimmung  vorzulegen:  «Soll  eine 
Revision  des  Art.  39  der  BV  stattfinden?» 

2.  Antrag  Joos:  Die  BVers.  wolle  beschliessen:  Es  ist  dem  Schweiz. 
Volke  die  Frage  zur  Abstimmung  vorzulegen:  «Soll  eine  Revision  des 
Art.  39  der  BV  stattfinden  und  zwar  gemäs  demjenigen  Wortlaute,  wie 
er  in  der  Kundgebung  von  mehr  als  50,000  Schweizerbürgem  for- 
ma lirt  ist?» 

8.  Antrag  Bützberger  (auch  Antrag  der  Minderheit  der  Komm, 
lies  StR):  Die  BVers.  beschliesst:  Art.  1.  Es  ist  dem  Schweiz.  Volke  die 
Frage  zur  Abstimmung  vorzulegen :  «  Soll  eine  Revision  des  Art.  39  der 
BV  stattfinden?» 


>)  Erwägung  3  lautete  im  Entw.  des  BR:  dass  im  Falle  der  Bejahung 
dieser  Frage  im  weitem  die  neu  gewählte  BVers.,  welche  die  Revision  an  die 
Hand  zu  nehmen  hat,  zu  entscheiden  haben  wird,  ob  die  Revision  auf  Art.  39 
/4i  beschränken  und  wie  der  Wortlaut  des  oder  der  reyidirten  Artikel  zu  fassen 
^1.    B  1880  in  606. 
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Art.  2  ').  Der  BR  hat  die  Abstimmang  nach  gesetzUcber  Vorächrift 
anzuordnen  und  der  BVers.  über  das  Resultat  derselben  behufs  wetterer 
Beschlossfassong  in  nächster  Session  Bericht  zu  erstatten. 

Art  3.    Dieser  Besohl,  tritt  sofort  in  Ki*aft. 

4.  Segesser,  Sulzer,  Keller  und  Brunner  beantragten,  ein  jeder  in 
selbständigem  Antrag,  dass  die  BVers.  sofort  in  die  Revision  des  Art.  39 
eintreten  solle,  und  dass  alsdann  der  revidirte  Artikel  ^  sei  es  nun  im 
Sinne  der  Motion  Joos,  oder  sei  es  in  anderer  Passung,  dem  Volke  zur 
Abstimmung  vorzulegen  wÄre.*)  üebers.  Verb.  d.  BVerg.  Sept.  1880, 

Dem  Ber.  des  BR  vom  28.  Nov.  1879  und  der  Botsch.  des  BR 
vom  18.  Aug.  1880  entnehmen  wir  folgende,  den  Standpunkt  des 
BBeschl.  vom  17.  Sept.  1880  beleuchtende  Ausführungen*): 

Die  BVers.  ist  unzweifelhaft  befugt,  von  sich  aus  eine  Partül* 
revision  der   BV  ins  Werk  zu  setzen;   sie  hat  von  dieser  Berechtigung 


*)  Art.  2  lautete  dagegen  nach  dem  BBeschl.  und  den  übrigen  Anträgen : 
Wenn  die  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger  über  die  Fr^pe  sich  be- 
jahend ausepricht,  so  sind  beide  Räte  neu  zu  wählen,  um  dit^  R^^viiaion  an  die 
Hand  zu  nehmen.  ^ 

*)  Segesser:  Die  BVers.  wolle  in  die  Revision  des  Art.  39  im  Sinne  des 
untenstehenden  Entw.  eintreten  und  nach  Annahme  desselben  folgenden  Alt^r- 
nativ- Antrag  an  die  Volksabstimmung  bringen:  Wollt  Ihr^  dasH  infolge  dei^ 
Begehrens  von  50,000  Bürgern  um  Revision  des  Art.  39  der  BV  die  ReviHion 
nach  Art  120  der  BV  durch  eine  neu  zu  wählende  BVer;?.  ätattznÜDden  habe  ? 
ja  oder  nein;  oder:  Wollt  Ihr  nachfolgenden  von  der  gegenwärtigen  BVera, 
beschlossenen  Revisionsvorschlag  für  Art.  B9  annehmen :  Banknoten  und  andere 
Geldzeichen  dürfen  im  Gebiete  der  Eidg.  nicht  anders  ausgegeben  nnd  in  Um- 
lauf gesetzt  werden,  als  unter  der  Grarantie  eines  Kantons.  —  Ein  BG  wird 
das  Minimum  der  Sicherung  bestimmen,  welche  alle  EmiasiontjB teilen  für  den 
Betrag  und  die  Einlösung  ihrer  Banknoten  zu  geben  halben.  Niemand  darf 
verpflichtet  werden,  Banknoten  oder  andere  Geldzeichen  anstatt  gesetalichen 
baaren  (jeldes  an  Zahlung  anzunehmen?  ja  oder  nein. 

Amendement  Sulzer  hiezu:  Oder  wollt  Ihr...  für  Art.  S9  annehmen: 
Nur  dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  Banknoten  auszugeben.  Die  VerwaJtnng 
des  Banknotenmonopols  dient  in  erster  Linie  dem  Zweck,  einen  den  Bedürf- 
nissen der  B Verwaltung  und  des  Schweiz.  Verkehrs  entsprechenden  Baiirvorrat 
anzulegen  und  zu  unterhalten,  in  zweiter  Linie  einer  BegünBÜgung  der  dureb 
die  öffentlichen  Banken  vermittelten  Wechselescomptirung.  Die  Emiehing  fiiska- 
lischer  Vorteile  soll  diesen  beiden  Zwecken  untergeordnet  werden.  —  Ein  BG 
wird  die  Organis,  der  Verwaltung  des  Banknotenmonopol  s  feutsetÄen. 

Brunner:  Die  Gesetzgebung  Über  das  Banknoten weaen  ist  Sache  des 
Bundes.  Derselbe  ist  dabei  nicht  an  die  Vorschriften  des  Art.  31  der  BV  ge- 
bunden,  darf  aber  keine  Rechtsverbindlichkeit  für  die  Annahme  von  Bank- 
noten aussprechen. 

•)  Kern  kommt  a.  0.  zum  Schlüsse:  dass  das  von  den  Unterzeichnern  der 
Eingabe  postulirte  Revisionsverfahren  nach  dem  geltenden  BRecbt  durchaus  un- 
zulässig ist,  B  1880 III 671 ;  die  BBehörden  wären  vollständig  berechtigt  gewesen. 
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anläslicb  der  Revision  des  Art  65  der  BV  (Todesstrafe)  Gebrauch 
gemacht.  Die  Befugnis  der  BVers.  gründet  sich  auf  die  Art.  71^  84 
und  85  der  BV.  Die  Behandlung  einer  bezüglichen  Anregung  findet 
statt  nach  Vorschrift  der  Geschäftsreglemente  der  beiden  Bfite  und  des 
BG  über  den  Gescbftftsverkehr  zwischen  dem  NR  und  dem  StR  Tom 
22.  Dez.  1849  und  ein  zustande  gekommenes  Abänderungsgesetz  ist  von 
Ajntswegen  der  Abstimmung  des  Volkes  und  der  Kantone  zu  unterstellen. 

B  1879  m  1068. 

Würde  aber  der  Art.  120  der  BV  fehlen,  so  könnte  der  Zustand 
eintreten,  dass  eine  Revision  der  BV  gar  nicht  erreicht  werden  könnte, 
sei  es  dadurch,  dass  beide  Bäte  ihr  entgegentreten,  sei  es,  dass  der  eine 
Rat  sie  beschliesst,  der  andere  aber  ihr  nicht  zustimmt.  Im  letztern 
Falle  bleibt  nun  gemäs  Art.  120  die  Frage  nicht,  wie  in  allen  andern 
Fällen  der  Gesetzgebung,  auf  sich  vorläufig  beruhen,  bis  sie  von  einem 
Rate  wieder  neu  aufgenommen  wird,  sondern  die  Frage,  ob  eine  Revi- 
sion stattfinden  solle  oder  nicht,  wird  dem  Volke  zur  Abstimmung  vor- 
gelegt. Und  im  erstem  Fall  können  50,000  Bürger  die  Initiative  er- 
greifen, worauf  das  Volk  ebenfalls  direkt  sich  ausspricht. 

Der  Art.  120  und  das  in  demselben  vorgeschriebene  Verfahren  hat 
aber  nur  Bezug  auf  die  allgemeine,  die  Totalrevision  der  BV. 

Es  steht  jedem  Mitgliede  der  Räte  zu,  auf  Revision  eines  oder 
mehrerer  bestimmter  Verfieissungsartikel  anzutragen,  und  ebenso  kann 
eine  solche  jederzeit  auch  aus  der  Mitte  des  Volkes  durch  Begehren  an 
die  BVers.  angeregt  werden.  Die  Räte  sind,  gestützt  auf  die  Art.  84 
und  85  der  BV  befugt,  darauf  einzutreten,  aber  diese  Anregungen 
werden  als  Motionen  und  Petitionen  behandelt  und  nach  dem  BG  über 
den  Geschäftsverkehr  zwischen  den  beiden  Räten  abgewandelt.  Einigen 
sich  die  Räte  zu  einer  Abänderung  einer  bestimmten  Verfassungsvor- 
schrift,  so  unterliegt  dieselbe  dem  Referendum,  indes  mit  dem  Unter- 
schied, dass  dieselbe  obligatorisch  ist  und  nicht  nur  eine  Abstimmung 
des  Volkes  erheischt,  sondera  auch  eine  Abstinmiung  der  Kantone. 
Einigen  sie  sich  aber  nicht,  so  bleibt  die  spezielle  Revisionsfrage  auf 
sich  beruhen,    bis  sie  von  einem  der   Räte  wieder   aufgenommen  wird. 

Anders  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  einer  der  beiden  Räte  all- 
gemeinere Reformtendenzen  verfolgend,  den  Beschl.  der  Revision  der 
Verf.  überhaupt  fasst  und  der  andere  Rat  nicht  zustimmt,  oder  wenn, 
einer  grössern  über  Einzelnes  hinausgehenden  Bewegung  im  Volke  folgend, 
50,000  Stimmberechtigte  eine  Revision  der  Verf.  verlangen. 

dieses  Begehren,  so  wie  es  formulirt  ist,  nur  als  eine  gewöhnliche  Petition  zu 
betrachten.  Wenn  aber  der  BR  dieses  ReviBionsbegehren  dennoch  als  ein  förm- 
liches Revisionsbegehren  behandelt,  so  konnten  ihn  weniger  Rechtsgründe  al^ 
Konvenienzrücksichten  hiezu  bestimmen,  B  1880  III  672. 


Digitized  by  VjOOQIC 


p^-' 


Die  Reräion  der  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874,  377 

In  diesem  Falle,  aber  nur  in  diesem  Falle,  kommt  der 
Art.  120  der  BV  zur  Anwendung.  Bejaht  das  Volk  die  ihm  vorliegende 
Frage,  ob  die  bestehende  Verf.  revidirt  werden  solle,  so  erfolgt  die 
Aoflösong  und  Neuwahl  der  beiden  Räte.  B  1879  ni  106^ 

Die  Unterzeichner  der  Eingabe,  betitelt  «Volksinitiative  für  allei- 
nigee  Recht  des  Bundes  zur  Ausgabe  von  Banknoten  und  Kassen  scheinen  * 
begnügen  sieh  nun  nicht,  der  Bestimmung  des  von  ihnen  angerufeiLeu 
Art.  120  folgend,  Revision  der  BV  zu  verlangen,  sondern  m  verlangen, 
dass  die  Revision  sich  auf  einen  bestimmten  Punkt  beschränke  und  be- 
zeichnen den  Artikel,    auf  welchen  sich  die  Revision  beschränken  solle. 

Sie  begütigen  sich  im  Fernem  nicht  damitf  Revision  dieses  be- 
stimmten Artikels  zu  yerlangen,  sondern  sie  setzen  selbst  Form  und 
Inhalt  des  neuen  Artikels,  welcher  an  die  Stelle  des  bestehenden  treten 
soll,  fest  und  «tnn  ihren  Willen  kund»,  dass  der  Artikel  in  dieser 
Fassung  der  Volksabstimmung  unterbreitet  werde. 

Was  nun  zunächst  diesen  letztern  Punkt  anbetrifft,  m  ist  ein 
solches  Verfahren  konstitutionell  unstatthaft.  Die  DV  kennt  eine  solche 
sogen.  Volksinitiative  nicht  für  Gesetze  und  Beschlüsse  und  ebensuwenig 
für  Verf-Bestimmungen.  Sie  wurde  bei  Berathung  der  jetzigen  BV  für 
die  Gesetzgebung  verlangt,  aber  in  bestinmiter  Wei&e  abgelehnt,  für 
Veränderung  von  Verf-Bestinmiungen  auch  nicht  einmal  beantragt.  Jede 
Revision  der  BV,  werde  dieselbe  so  oder  anders  veranlasst,  geschieht 
nach  Art.  119  auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung  und  fiUlt  somit  au's- 
schlieslich  (Abstimmung  des  Volkes  und  der  Kantone  vorbehalten)  in 
die  Befugnisse  der  HVers.  Ihr  einzig,  bezw.  den  beiden  ge^etzgebeni^en 
Räten,  steht  das  Recht  zu,  bei  einer  Revision  Inhalt  und  Form  der 
neuen,  dem  Volke  und  den  Kantonen  zur  Abstimm nng  'in  unterbreiten- 
den Verf- Bestimmungen  festzustellen.  Sie  kann  und  darf  auf  dieet^s 
Recht  nicht  verzichten,  und  es  muss  demgemäs  dieses  Begeh ren,  nach 
welchem  der  in  Ziff.  2  derselben  formulirte  neue  Verfassuugsartikel  der 
Volksabstimmung  unterbreitet  werden  soll,  als  unstatthaft  zurückgewiesen 
werden. 

Wenn  die  Unterzeichner  einfach  Revision  der  BV  verlangen  wütden, 
so  wäre  das  weitere  Vorgehen  ganz  liquid;  denn  in  diesem  Fall  könnte 
gar  keine  Differenz  darüber  entstehen,  ob  das  Volk  in  Anfrage  gesetzt 
und  wie  die  Frage  an  dasselbe  gestellt  werden  müsse.  Die  «Volks- 
initiative» der  50,000  will  aber  die  Revision  auf  Art.  S9  der  BV  be- 
schränken . . .  Dies  ist  konstitutionell  nicht  zulässig,  denn  einem  solchen  He- 
gehren  ist  die  Garantie  der  immittelbaren  Anfrage  an  das  Volk  durch  die  Verf. 
nicht  gegeben . . .  Einem  solch  speziell  formulirten  Begebren  kann  lediglich 
die  Behandlung  als  Petition  zu  teil  werden  .  .  .  ausgenommen  man  fasst 
dasselbe  auf  als  Begehren    einer    Reyl<üon    der  BV  behufs  Abünderung 
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der  Bestimmungen  des  Art.  39;  in  di*»sem  Fall  steht  nichts  im  Wege, 
dass  nach  Art.  120  der  Verf.  zur  Abstimmung  aufgerufen  wird  .  .  . 

Damit  ist  aber  auch  schon  die  Art  der  Fragestellung  an  das  Volk 
die  gegebene.  Die  BV  kennt  keine  beschränkte,  sie  kennt  nur  die  all- 
gemeine. Dies  sagen  deutlich  und  bestimmt  der  Art.  120  der  BV  and 
das  BG  betr.  Begehren  um  Revision  der  Verf.,  und  damit  stimmt  auch 
die  Vorschrift,  dass,  wenn  die  Frage  bejaht  werde,  beide  Räte  neu  ge- 
wählt werden  müssen.  Es  stimmt  dies  auch  mit  Art.  119,  welcher  die 
Revision  selbst  —  den  verf-mässigen  Schlussentscheid  von  Volk  und 
Kantonen  vorbehalten  —  der  BGesetzgebung  anheimstellt.  Diese  Vor- 
schrift würde  beeinträchtigt,  wenn  der  erste  Volksentscheid  selbst  schon, 
der  BGesetzgebung  vorgreifend,  das  was  und  wie  der  Revision  direkt 
oder  indirekt  durch  Heraushebung  eines  bestimmten  Artikels  bestimmen 
würde. 

Nur  die  allgemeine  Fragestellung  lässt  der  event.  neu  zu  wählenden 
BVers.  ihr  verf- massiges  Recht;  sie  hindert  sie  nicht,  sich  in  der  Revi- 
sion zu  beschränken  oder  je  nach  Umständen  weiter  zu  greifen,  sie  tritt 
denjenigen,  welche  einen  bestimmten  Artikel  im  Auge  haben,  in  keiner 
Weise  zu  nahe  und  beraubt  sie  keiner  Garantie  ...  ^  1880  III  598. 

238a.  Einführung  der  Yolksinitiative  mit  Bezug 
auf  die  Bestimmungen  der  BV. 

BBeschl.  vom  8.  April  1891  betr.  Revision  der  BV,  B  1891  II  330.  —  Botscb. 
des  BR  vom  13  Juni  1890  betr.  Revision  des  III.  Abschn.  der  BV,  B  1890 
III 455;  Ber.  der  Mehrh.  der  Komm,  des  StR  vom  17.  Dez.  1890  (Th.  Wirz), 
B  1891  1  16.  Vgl.  No.  «40  sub  V. 

In  Fortsetzung  der  Berichterstattungen  und  Antragstellungen 
über  die  im  Jahre  1884  erheblich  erklärten  BV-Revisionsmotionen 
(Postl-Slg.  n.  F.  325)  unterbreitete  der  BB  mit  Botsch.  vom  13.  Juni 
1890  der  BVers.  den  Entw.  eines  BBeschl.  zum  IE.  Abschn.  der 
BV  (Revision  der  BV),  welcher  den  Zweck  verfolgte,  die  Anbahnung 
von  Partialrevisionen  der  BV  auch  auf  dem  Weg  der  Volksinitiative 
zu  ermöglichen.  Der  NR  nahm  mit  Beschl.  vom  23.  Sept.  1890  den 
Entw.  des  BR  fast  unverändert  an,  der  StR  dagegen,  den  Anträgen 
der  Mehrheit  seiner  Komm,  beitretend,  welche  im  wesentlichen 
bereits  diejenigen  der  Eomm-Minderheit  des  NR  gewesen  waren,  er- 
weiterte in  seinem  Beschl.  vom  17.  Dez.  1890  nicht  unbedeutend  diese 
Volksinitiative  (das  Initiatiybegehren  soll  nicht  nur  in  der  Form 
der  allgemeinen  Anregung,  sondern  auch  in  der  des  ausgearbeiteten 
Entw.  zulässig  sein).  Diesem  Beschl.  stimmte  der  NR,  entgegen  dem 
Antrag  der  Mehrheit  seiner  Komm.,  den  8.  April  1891  bei. 
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Die  Volks-  und  Ständeabstimmung  über  diesen  BBeschl.  vom 
8.  April  1891  ist  vom  BB  mit  Beschl.  vom  23.  April  auf  den  5.  Juli 
1891  festgesetzt  worden;  sie  steht  zar  Zeit  noch  aus. 

Der  Antrag  und  Beschl.  des  NR  vom  28.  Sept.  1890  lautete: 

Art  118.  Die  BV  kann  jederzeit  ganz  oder  teilweise  revidirt  werden. 

Art.  119.  In  beiden  Fällen  geschieht  die  Bevision  auf  dem  Wege 
der  BGesetzgebung. 

Art.  120.  Wenn  eine  Abteilung  der  BVers.  die  Totalrevi^ion 
beschliesst  und  die  andere  nicht  zustimmt,  oder  wenn  50,000  stimmbe- 
rechtigte Schweizerbürger  die  Totalrevision  der  BV  verlangen,  so  mnss 
im  einen  wie  im  andern  Falle  die  Frage,  ob  eine  solche  stattfinden  soll 
oder  nicht,  dem  Schweiz.  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt  werden. 

Sofern  in  einem  dieser  Fälle  die  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizer- 
bürger über  die  Frage  sich  bejahend  ausspricht,  so  sind  beide  Räte  neu 
zu  wählen,  um  die  Totalrevision  an  die  Hand  zu  nehmen. 

Ari  121.  Auf  dem  Wege  der  Volksanregung  (Initiative)  kann  auch 
die  Aufhebung  oder  Abänderung  einzelner  bestimmter  Artikel  der  BV, 
sowie  die  Aufstellung  neuer  Verf-Bestimmungen  verlangt  werden. 

Wenn  auf  diesem  Wege  mehrere  verschiedene  Materien  zur  Revision 
oder  zur  Aufnahme  in  die  BV  vorgeschlagen  werden,  so  hat  jede  der- 
selben den  Gegenstand  eines  besondem  Initiativbegehrens  zu  bilden. 

Wenn*)  50,000  stimmfähige  Schweizerbürger  ein  solches  Begehren 
stellen,  so  ist  dem  Volke  die  Frage,  ob  die*)  angeregte  Partialrevision 
stattfinden  soll,  zur  Abstimmung  vorzulegen  und^),  sofern  die  Mehrheit 
der  stimmenden  Schweizerbürger  sich  bejahend  ausspricht,  diese  Revision 
von  der  BVers.  an  die  Hand  zu  nehmen*). 

üeber  das  Verfahren  bei  diesen  Volksbegehren  und  Abstimmungen 
wird  ein  BG  das  Nähere  bestimmen. 


»)  ER -Entw.:  Sobald. 

*)  BR-£ntw.  fügt  bei:  von  demselben. 

»)  Die  Minderheit  der  Komm,  des  StR,  welche  prinzipiell  dem  BR  und 
dem  Beschl.  des  NR  zuzustimmen  beantragte,  schlug  statt  des  Schluespa^asus 
vor:  Wenn  die  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger  sich  bejahend  aus- 
spricht,  so  ist  die  Revision  der  BV  von  der  BVers.  an  die  Hand  zu  nehmen ; 
die  Volksabstimmung  gilt  för  die  BVers.  als  grundsätzlicher  Entscheid;  hiezu 
Gegenantrag  event.:  Wenn  die  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger  sich 
bejahend  ausspricht,  so  ist  die  Revision  der  BV  im  Sinne  des  Volksbeschl.  an 
die  Hand  zu  nehmen. 

*)  Statt  dieses  Abs.  beantragte  die  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  den 
4.  April  1891 :  Wenn  50,000  stimmfähige  Schweizerbürger  ein  solches  Begehren 
stellen  und  die  eidg.  Räte  mit  demselben  einverstanden  sind,  so  haben  sie* die 
Partialrevision  im  Sinne  der  Initianten  auszuarbeiten  und  dieselbe  dem  Volke 
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Art.  122.  Die  revidirte  BV  tritt  in  Kraft,  wenn  sie  von  der  Mehr- 
heit der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  B&rger  nnd  von  der  Mehr- 
heit der  Kantone  angenommen  ist. 

Bei  Aosmittlnng  der  Mehrheit  der  Kantone  wiid  die  Stimme  eines 
Halbkantons  als  halbe  Stimme  gezählt. 

Das  Ergebnis  der  Volksabstimmung  in  jedem  Kantone  gilt  als 
Standesstimme  desselben. 

Einen  individuellen  Antrag  hatte  endlich  Hilty  im  NR  den 
4.  April  1891  in  folgender  Fassung  eingebracht: 

Art.  118.  Die  BV  kann  jederzeit  ganz  oder  teilweise  auf  dem 
Wege  der  BOesetzgebung  revidirt  werden. 

Die  Anregung  hiezu  (Initiative)  steht  dem  BR,  jedem  der  beiden 
B&te,  jedem  Mitgliede  derselben,  jedem  Kanton  und  endlich  50,000  stimm- 
berechtigten Schweizerbürgem  zu  (vgl.  Art.  93  der  BV). 

Art.  119.  Falls  Kantone  oder  50,000  Schweizerbttrger  von  dem 
Bechte  der  InitiaÜTe  Gebrauch  machen  wollen,  so  hat  dies  auf  dem 
Wege  einer  schriftlichen  Eingabe  an  den  BB  zn  geschehen.  Wenn  die 
Initiative  nicht  blos  auf  Streichung  bestehender  Verf-Bestimmnngen 
gerichtet  ist,  so  soll  derselben  ein  Entw.  der  vorgeschlagenen  neuen 
oder  abgeänderten  Verf-Bestimmungen  beigegeben  werden.  Das  N&here 
wird  ein  B6  bestimmen. 

Art.  120.  Die  BVers.  kann  im  Falle  einer  solchen  Initiative  von 
Kantonen  oder  Volksstimmen,  wenn  sie  mit  derselben  nicht  überein- 
stimmt, entweder  die  Ablehnung  beschliessen  oder  dem  eingereichten 
Entw.  einen  eigenen  Vorschlag  in  der  Form  eines  B6  entgegenstellen. 
In  dem  letztern  Falle  findet  die  Abstimmung  des  Volkes  und  der  Kan- 
tone über  beide  Vorschläge  statt,  und  es  ist  derjenige  als  angenommen 
zu  betrachten,  welcher  die  grössere  Stimroenzahl  sowol  des  Volkes,  als 
der  Kantoae  auf  sich  vereinigt,  insofern  überhaupt  eine  Mehrheit  für 
die  Revision  sich  ergibt  (vgl.  Art.  121). 

Lehnt  dagegen  die  BVers.  die  Revision  einfach  ab,  oder  konunt 
Mangels  Uebereinstimmung  der  Räte  kein  BBeschl.  zu  Stande,  so  ist 
die  Frage,  ob  überhaupt  revidirt  werden  solle  oder  nicht,  vorerst  dem 
Volke  (nicht  auch  den  Kantonen)  zur  Abstimmung  vorzulegen. 

Art.  121.  Revisionen  der  BV  müssen  gleichzeitig  von  der  Mehrheit 
der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Bürger,  wie  von  der  Mehrheit 
der  Kantone  angenommen  werden. 

mid  den  Ständen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen.  Stimmen  die 
eidg.  Räte  dem  Begehren  nicht  zu,  so  ist  die  Frage  der  Partialrevision  dem 
Volke  zur  Abstimmang  zu  unterbreiten,  und  sofern  die  Mehrheit  der  stimmenden 
Schweizerbürger  sich  bejahend  ausspricht,  die  Revision  von  der  BVers.  im  Sinne 
des  Volksbeschl.  an  die  Hand  zu  nehmen. 
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Bei  Ausmittlong  der  Mehrheit  der  Kantone  wird  die  Stimme  eines 
Halhkantons  als  halbe  Stimme  geztthlt. 

Das  Ergebnis  der  Volksabstimmung  in  jedem  Kanton  gilt  als  Standes- 
stimme desselben. 

239«  Revision,  Festsetzung  der  Standesstimmen. 
In  dem  Entw.  eines  BBeschl.  betr.  die  Erwahrung  der  Abstimmung 
über  die  teilweise  Abänderung  von  Art.  65  der  BV  beantragte  der 
BR  zu  erklären,  dass  die  durch  BBeschl.  vom  28.  März  1879  vor- 
gelegte abgeänderte  Fassung  des  Art.  65  der  BV  aowol  von  der 
Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger,  als  von  der  Mehrheit 
der  Kantone  angenommen  ist,  und  zwar  nach  Einsicht  der  Botsch. 
des  BR  vom  4.  Juni  1879,  nach  Einsicht  der  Protokolle  über  die 
Sonntag,  den  18.  Mai  1879,  stattgehabte  Volksabstimmung,  aus 
welchen  Aktenstücken  sich  u.  a.  ergibt: 

a.  In  Beziehung  auf  die  Abstimmung  des  Volkes,  dass  sich 
im  Kt.  Solothurn  ausgesprochen  haben  für  Annahme  der  Vorlage 
4860  stimmberechtigte  Bürger  (ja)  und  für  Verwerfung  4857  (nein); 

b.  in  Beziehung  auf  die  Standesstimmen ,  dass  im  Kt.  Solo- 
thurn weder  die  Annehmenden,  noch  die  Verwerfenden  die  absolute 
Mehrheit  der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Bürger  (9851, 
absolute  Mehrheit  =s  4926)  erreicht  haben,  dass  mithin  der  Kt. 
Solothurn  den  die  Vorlage  verwerfenden  Ständen  beigezählt  werden 
muss. 

Diese  Aufiiassung  begründeten  die  Solothurner  Reg.  und  der  ihr 
beipflichtende  BR  mit  Hinweis  auf  das  solothurnische  Abstimmungs- 
gesetz  vom  28.  Mai  1870,  wonach  für  Ausmittelung  des  absoluten 
Mehres  die  leeren  und  die  sonst  ungiltigen  Stimmzeddel  in  Berech- 
nung zu  ziehen  sind,  femer  mit  Hinweis  auf  Art.  121,  Abs,  1  der  BV 
(vgl.  Art.  14  des  BG  vom  17.  Juni  1874,  Mehrheit  der  an  der  Ab- 
stimmung teilnehmenden  Bürger)  und  auf  Art.  12,  Abs.  2  des  EG 
über  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  vom  19.  Juli  1872: 

Leere  Stinmizeddel  *)   werden  bei  Ausmittelung  der  absoluten 

Mehrheit  nicht  berücksichtigt. 

Nun  betrug  im  Kt.  Solothurn  die  Zahl  der  leeren  Stimmzeddel 


1)  Der  klare  Wortlaut  besagt  also,  dass  bei  Ausini ttelung  des  abBoluten 
Mehrs  nur  die  leeren,  nicht  auch  die  sonst  ungiltigen  Stimmzeddel  auä^er  Be- 
tracht Mlen;  dien  ergibt  sich  auch  aus  der  Entstehungsgeschichte  der  Vorschrift; 
ein  weitergehender  Antrag  « leere  oder  ungiltige  Stimmzeddel  >  etc.  beliebte 
den  Raten  nicht.  B  1879  11  854. 
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4}Sj  diejenige  der  sonst  nngiltig  erklärten  Stimmzeddel  134;  nach 
4er  letztgenannten  Bestimmung  des  B6  vom  Jahre  1872  muss  also 
die  absolute  Mehrheit  berechnet  werden:  4860  -f  4857  -f  134 »9851, 
somit  absolute  Mehrheit  4926.  B  1879  n  853. 

Die  BVers.  trat  dieser  Ansicht  nicht  bei.  Der  BBeschl.  Tom 
20.  Juni  1879  betr.  die  Erwahrung  der  Abstimmung  über  die  teil- 
weise Abänderung  von  Art.  65  der  BV  stellt  fest,  dass  sich  aus 
den  vorliegenden  Akten  ergeben  hatte,  dass  im  Kt.  Solothum 
4860  stimmberechtigte  Bürger  für  Annahme,  4857  dagegen  für  Ver- 
werfung gestimmt  haben,  und  dass  in  Anwendung  yon  Art.  121  der 
BV  der  Kt.  Solothum  den  Ständen,  welche  die  Vorlage  angenommen 
haben,  beizuzählen  ist,  A.  S.  n.  F.  IV  195. 

Dieser  Beschl.  erfolgte  auf  Antrag  der  nationalr.  Komm.  Der 
StR  hatte  zunächst  sowol  den  faktischen  Teil  wie  die  Erwägungen 
des  bundesr.  Entw.  gestrichen,  hatte  dagegen  das  Dispositiv  des 
bundesr.  Entw.,  die  Erwahrung  des  Abstimmungsergebnisses,  ange- 
nommen. Hiegegen  erklärte  die  nationalr.  Komm.,  dass  das  Tableau 
der  Abstimmungsergebnisse  sowol  hinsichtlich  der  Volksabstimmung, 
als  hinsichtlich  der  Standesstimmen  notwendig  in  den  BBeschl.  ge- 
höre, weil  sonst  für  alle  Zukunft  nicht  mehr  ersichtlich  wäre,  mit 
wie  viel  Stimmen  und  von  welchen  Kantonen  die  Verf-Novelle  an- 
genommen worden  ist.  Nachdem  der  NR  dem  Antrag  seiner  Komm, 
beigestimmt  hatte,  trat  auch  der  StR  dem  nationalr.  Beschl.  bei. 

Zur  Verteidigung  der  Ansicht,  dass  die  Solothumer  Abstimmung 
als  annehmende  Standesstimme  zu  rubriziren  sei,  führt  der  Bericht 
der  nationalr.  Komm,  vom  18.  Juni  1879  (Römer)  Folgendes  an: 

Hassgebend  für  Beurteilung  der  Frage  sind  folgende  Vorschriften: 

1.  BG  vom  17.  Juni  1874,  Art.  11  und  12; 

2.  desselben  BG  Art.  14  und  15; 

3.  BV  Art.  121,  Abs.  3. 

In  offenbarem  Widerspruch  mit  diesen  Gesetzesvorschriften  steht 
die  Behauptung,  dass  die  Annahme  auf  dem  absoluten  Mehr  beruhen 
müsse;  es  ist  dies  eine  unrichtige  Prämisse. 

Das  absolute  Mehr  bat  (abgesehen  davon,  ob  es  in  der  eidg.  oder 
kant.  Gesetzgebung  vorgeschrieben  ist)  nur  einen  Sinn  und  eine  Bedeu- 
tung für  Wahlen  und  für  Abstimmungsobjekte  da,  wo  deren  mehr  als 
zwei  konkurriren,  nicht  aber  bei  einfachen  Abstimmungen  über  ja  und 
nein.  Wo  inuner  das  absolute  Mehr  vorgeschrieben  ist,  liegt,  wenn  das- 
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selbe  niclit  erreicht  wird,  gar  kein  Resultat  vor,  der  Wahlgang,  die 
Al>stimmTing  ist  resultatlos,  und  es  fuhrt  dies  zu  der  notwendigen  Kon- 
sequenz, dass  ein  neuer  Wahlgang,  eine  neue  Abstimmung  folgen  mu&>. 

Die  eid^.  Gesetzgebung  verlangt  aber  für  Volksabstimmungen  das 
absolute  Mehr  gar  nicht,  wie  sich  aus  den  zitirten  Art.  12  und  14  er- 
gibt. Art.  12  verlangt  für  das  Protokoll  nur  die  Zahl  der  Stimmbe- 
rechtigten und  diejenige  der  Annehmenden  und  Verwerfenden ;  um  alles 
andere,  was  zui*  Berechnung  des  absoluten  Mehrs  nötig  ist  (leore  und 
ungiltige  Stimmen  etc)  soll  sich  das  Protokoll  nicht  kümmern.  Und 
Art.  14  sagt  kan  und  bündig:  Das  BG  oder  der  BBeschl.  ist  ab  an- 
genomimen  zu  betrachten,  wenn  die  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizer- 
bürger sich  dafür  ausgesprochen  (Art.  15)  und  als  dahingef allen,  wenn 
eine  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger  die  Vorlage  verworfen 
hat.  Art.  121  der  BV,  der  von  den  an  der  Abstimmung  Teilnehme q den 
spricht,  enthält  nicht  einen  Gegensatz  von  absolutem  und  relativem 
Mehr,  sondern  einfach  den  Gegensatz  der  Stimmenden,  welche  entscheiden. 
und  der  nicht  stimmenden  Stimmberechtigten.  Dass  aber  Art«  19  deK 
eidg.  Wahlgesetzes  hier  nicht  anwendbar  ist,  ergibt  sich  mit  Evidenz  aus* 
der  üeberschrift  der  Rubrik,  in  welcher  er  s^h  findet:  Besondere  Bestim- 
mungen für  die  NR- Wahlen,  sowie  aus  den  folgenden  Art.  20  und  21^ 
welche  weitere  Wahlgftnge  für  den  Fall  nicht  erreichten  absoluten  Mehrs 
vorschreiben. 

Das  Solothumer  kant.  Gesetz,  welches  das  absolute  Mehr  verlangt, 
kann  nicht  massgebend  sein;  demselben  steht  der  zitirte  Art.  II  ent- 
gegen, der  ausdrücklich  die  bundesgesetzlichen  Vorschriften  Ober  eidg. 
Abstimmungen  vorschreibt,  und  der  Art.  121  der  BV,  der  einfach  da.^^ 
Ergebnis  der  Volksabstimmung  als  Standesstimme  des  betr.  Kantons 
erklärt.  Wird  Solothum  in  litt,  a  des  BBeschl.  bei  der  Volksabstimmung 
ab  annehmend  rubrizirt,  so  muss  auch  die  Standesstimme  SolothurB  zu 
den  annehmenden  gezählt  werden.  B  1879  III  26. 

240.  Die  BV  yom  29.  Mai  1874  ist  seit  ihrem  Inkrafttreten  in 
folgenden  Punkten  auf  verfassungsmässige  Weise  abgeändert  worden : 

I. 

BBeschl.  vom  28.  März  1879  betr.  Abänderung  von  Art.  65  der  BV,  vom  Volke 
und  den  Ständen  angenommen  den  18.  Mai,  in  Wirksamkeit  getreten  den 
20.  Juni  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  193.  —  BR-Beschl.  betr.  Volksabstimniung  vom 
4.  April  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  68.  —  BBeschl.  vom  20.  Juni  1879  betr.  die 
Erwahrung  der  Abstimmung  über  die  teilweise  Abänderung  von  Art,  65 
der  BV,  A.  S.  n.  F,  IV  195. 

Art.  65  (vom  29.  Mai  1874):  Art.  65  (vom  20.  Juni  1879); 

Die  Todesstrafe  ist  abgeschafft ;  Wegen  politischer  Vergeben  darf 

die  Bestimmungen  des  Militärstraf-      kein  Todesurteil  gefilllt  werden. 
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gesetzes  bleiben  jedoch  in  Kriegs- 
zeiten vorbehalten. 

Körperliche  Strafen  sind  unter-  Körperliche  Strafen  sind  unter- 

sagt, sagt. 

Den  Anstoss  gaben  einerseits  Volkspetitionen  (über  30,000  Unter- 
schriften, B  1879  I  658),  andrerseits  eine  Motion  Freuler  vom  2.  Dez. 
1878;  hierauf  wurde  der  BR  durch  BBeschl.  vom  18.^  19.  Dez.  1878 
eingeladen  zur  Berichterstattung  über  die  eingereichten  Petitionen 
betr.  Wiederzulassung  der  Todesstrafe  und  über  folgende  Motion: 

Die  BVers.  der  Schweiz.  £idg.  beschliesst: 

1.  Der  Art.  65  der  BV  ist  aushoben; 

2.  an  seine  Stelle  tritt  folgender  Art.:  Die  Todesstrafe  dart 
im  Gebiete  der  Eidg.  nicht  verhängt  werden  auf  politische  Ver- 
brechen und  Vergehen; 

3.  dieser  Beschl.  ist  als  Aenderung  des  Grundgesetzes  und 
als  neues  Gesetz  zu  promulgiren; 

.  4.  Der  BR  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  letztern  Beschl. 
beauftragt.*) 

Po8tl-Slg.  n.  F.  167;  üebers.  Verh.  d.  BVers.  März  1879  (enthaltend  sämt- 
liche während  der  Beratung  gestellte  Anträge);  Botsch.  des  BR  vom  7.  März 
1879,  B  1879  I  281;  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  18.  März  1879,  der 
Mehrheit  (Freuler),  der  Minderheit  (Birmann),  B  1879  1  553,  645;  Ber. 
einer  Fraktion  der  Komm,  des  NR  vom  24.  März  1879  (Segesser),  B  1879 
1657;  Botsch.  des  BR  vom  4.  Juni  1879  betr.  die  Abstimmung,  B  1879, 
II  850,  571;  1880  H  583. 

n. 

BBeschl.  vom  26.  Juni  1885  betr.  teilweise  Aenderung  der  BV  der  Schweiz.  Eidg. 
(behufs  Regelung  der  Alkoholfrage),  B 1885 III 477. — BR-Beschl.  vom  7.  Juli 
1885  betr.  die  Volksabstimmung  über  diesen  BBeschl.,  A.  S.  n.  F.  VIII  16&— 
BBeschl.  vom  22.  Dez.  1885  betr.  die  Erwahrung  der  Abstimmung  vom 
25.  Okt  1885  Aber  die  teilweise  Abänderung  der  BV  vom  29.  Mai  1874, 
A.  S.  n.  F.  VIII  349.  Vgl  unten  Teil  IV,  Abschn.  IV,  Kap.  2  (Alkohol- 
monopol). 

Art.  81  (vom  29.  Mai  1874):  Art.  81  (vom  22.  Dez.  1885): 

Die  Freiheit  des  Handels  und  Die  Freiheit  des  Handels  und 

der  Gewerbe  ist  im  ganzen  umfange  der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange 

der  Eidg.  gewährleistet.  der  Eidg.  gewährleistet. 

Vorbehalten  sind:  Vorbehalten  sind: 

a.   das  Salz  und  Pulverregal,  die  a.   Das  Salz-  und  Pulverregal,  die 


t)  Vgl.  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  1882  n.  F.  I  S.  311,  No.  285  ff. 
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eidg.  Zölle,  die 
bühren  von  Wein  und  geistigen 
Getränken,  sowie  andere  vom 
Bnnde  ausdrücklich  anerkannte 
Verbranchssteaem,  nach  Mass- 
gabe des  Art  32.; 
sanit&tspolizeiliche  Massregeln 
gegen  Epidemien  nnd  Vieh- 
seuchen; 

Verfügungen  über  Ausübung 
von  Handel  und  Gewerben,  über 
Besteuerung  des  Gewerbebe- 
triebes und  über  die  Benutzung 
der  Strafen. 

Diese  Verfügongen  dürfen  den 
Grundsatz  der  Handels-  und  Ge- 
werbefireiheit  selbst  nicht  beein- 
trächtigen. 


b. 


c. 


c. 


eidg.  Zölle  f  die  Eingängige- 
bühren  von  Wein  und  andern 
geistigen  Getränken,  sowie  an-- 
dere  vom  Bunde  ausdrücklich 
anerkannte  Verbrauchssteuern^ 
nach  Massgabe  des  Art.  32; 
die  Fabrikation  und  der  Verkauf 
gebrannter  Wasser ^  nach  Mass- 
gabe  des  Art.  52***; 
das  Wirtschaft  Seesen  nnd  der 
Kleinhandel  mit  geistigen  Ge- 
tränken in  dem  Sinne^  dass  die 
Kantone  auf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung die  Ausübung  des 
Wirtschaftsgewerbes  und  des 
Kleinhandels  mit  geistigen  Ge- 
tränken den  durch  das  öffent- 
liche Wol  geforderten  Beschrän- 
kungen unter  werten  kennen; 
sanitätspolizeiliche  Ma^sregeln 
gegen  Epidemien  und  Vieh- 
seuchen ; 

Verfügungen  über  Am^übung 
von  Handel  und  Gewerbeu^  Über 
Besteuerung  des  Gewerbebe- 
triebes und  über  die  Benutzung 
der  Strassen,  Diese  Verfügnngen  ' 
dürfen  den  Grundsatz  der  Han- 
dels- und  Gewerbefreibeit  selbst 
nicht  beeinträchtigen, 

Art.  32  t**  (neu): 
Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege 
der  Gesetzgebung  Vorschriften  über 
die  Fabrikation  und  den  Verkauf  ge- 
brannter Wasser  zu  erlassen-  Bei 
dieser  Gesetzgebung  sollen  diejenigen 
Erzeugnisse,  die  entweder  ausgeführt 
werden  oder  eine  den  Genuss  aus- 
schliessende  Zubereitung  erfahj'en 
haben,  keiner  Besteuerung  unter- 
worfen werden-  Das  Brennen  von 
Wein,    Obst   und   deren    Ab^llen 


d. 


e. 
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von  Enzian  wurzeln ,  Wachholder- 
beeren  und  ähnlichen  Stoffen  ffillt 
betr.  die  Fabrikation  und  Besteue- 
rung nicht  unter  die  BGesetzgebung. 

Nach  dem  Wegfall  der  in  Art.  32 
der  BV  erwähnten  Eingangsge- 
bühren auf  geistigen  Getränken  kann 
der  Handel  mit  solchen,  welche  nicht 
gebrannt  sind,  von  den  Kantonen 
keinen  besondem  Steuern  unter- 
worfen werden,  noch  andern  Be- 
schränkungen als  denjenigen,  welche 
zum  Schutze  vor  gefischten  oder 
gesundheitsschädlichen  Getränken 
notwendig  sind.  Jedoch  bleiben  hie- 
bei  in  Betreff  des  Betriebs  von  Wirt- 
schaften und  des  Kleinverkaufe  von 
Quantitäten  unter  zwei  Liter  die 
den  Kantonen  nach  Art.  31  zu- 
stehenden Kompetenzen  vorbehalten. 

Die  aus  der  Besteuerung  des  Ver- 
kaufs gebrannter  Wasser  erzielten 
Beineinnahmen  verbleiben  den  Kan- 
tonen, in  welchen  sie  zum  Bezug 
gelangen. 

Pie  Beineinnahmen  des  Bundes« 
aus  der  inländischen  Fabrikation 
und  aus  dem  entsprechenden  ZoU- 
zuschlag  auf  eingeführte  gebrannte 
Wasser  werden  unter  die  sämtlichen 
Kantone  nach  Verhältnis  der  durch 
die  jeweilige  letzte  eidg.  Volkszäh- 
lung ermittelten  faktischen  Bevölke- 
rungverteilt. Von  den  daherigen  Ein- 
nahmen haben  die  Kantone  wenig- 
stens 10  ®/o  zur  Bekämpfung  des 
Alkoholismus  in  seinen  Ursachen 
und  Wirkungen  zu  verwenden. 

üebergangsbest.  zur  BV. 
Art.  6  (neu): 
Wenn  vor  Ende  des  Jahres  189ö 
ein  BG  im  Sinne  des  Art.  32***»  ein- 
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geftlbrt  wird,  so  fallen  schon  mit 
dessen  Inkrafttreten  die  voti  den 
Kantone»  und  Gemeinden  nacb 
Art.  32  l)ezogenen  Eingangsgebübren 
auf  geistigen  Getränken  dahin. 

Wenn  in  diesem  Falle  die  auf  die 
einzelnen  Kantone  und  Gemeinden 
berechneten  Auteile  an  der  xur 
Verteilung  ko  tum  enden  Summe  nicht 
hinreichen  würden,  um  die  dahin 
gefallenen  Gehtlhren  auf  geistigen 
Getränken  nach  dem  du rchst^h sitt- 
lichen jährlichen  Netto*Errrage  in 
den  Jahren  1880  bis  und  mit  18S4 
zu  ersetzen,  so  wird  den  betroffenen 
Kantonen  und  Uemeinden  bis  Endt 
des  Jahres  1S9U  der  daheiige  Auüt- 
&11  aus  derjenigen  Summe  gedeckt, 
welche  den  übrigen  Kantonen  nach 
der  Volkwzahl  zukommen  würde, 
und  erst  der  Reist  auf  die  letztern 
nach  ihrer  Volksizabl  verteilt. 

Ausserdem  ist  auf  dem  Wege  der 
BGesetzgebung  zu  bewirken,  dass 
denjenigen  Kantonen  oder  Ge- 
meinden, ftlr  welche  das  Inkraft- 
treten dieses  Beschl.  eine  fiskalisch  p 
Einbusse  zur  Folge  haben  kann, 
diese  Einbusse  nicht  auf  einmal  in 
ihrem  vollen  Umfange,  sondern  nur 
allmälig  bis  zum  Jahre  1895  er* 
wachse.  Die  hiezu  erforderlichen 
EntschüdigUDg^ninmen  sind  vorweg 
aus  den  in  Art.  32  ^'S  Abs.  4  be- 
zeichneten Reineinnahmen  tu  ent- 
nehmen. 
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UV) 

BBeschl.  vom  28.  April  1887  betr.  Ergänzung  des  Art.  64  der  BV  vom  29.  Mai 
1874  (durch  Einftihrung  des  Erfindungs-,  Muster-  und  Modellschutzes), 
B  1887  II  573;  BR-Beschl.  vom  24.  Mai  1887  betr.  Abstimmung  über  diesen 
BBeschl.,  B  1887  II  947;  BBeschl.  vom  20.  Dez.  1887  betr.  die  Erwahrung  der 
Volksabstimmung  vom  10.  Juli  1887  über  diese  teilweise  Abänderung 
der  BV,  A.  S.  n.  F.  X  416. 


Art.  64  (vom  29.  Mai  1874): 

Dem  Bunde  steht  die  Gesetz- 
gebung zu: 

lieber  d  ie  persönliche  Handlungs- 
fähigkeit; 

über  alle  auf  den  Handel  und 
Mobiliarverkehr  bezüglichen  Rechts- 
verhältnisse (Obligationenrecht,  mit 
Inbegriff  des  Handels-  und  Wechsel- 
rechts) ; 

über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  Literatur  und  Kunst; 


über  das  Betreibnngsverfahren 
und  das  Eonkursrecht. 

Die  Rechtsprechung  selbst  ver- 
bleibt den  Kantonen,  mit  Vorbehalt 
der  dem  BGer.  eingeräumten  Kom- 
petenzen. 


Art.  64  (vom  20.  Dez.  1887): 

Dem  Bunde  steht  die  Gesetz- 
gebung zu: 

Ueber  diepei-sönliche  Handlungs- 
fähigkeit ; 

über  alle  auf  den  Handel  und 
Mobiliarverkehr  bezüglichen  Rechts- 
verhältnisse (Obligationenrecht,  mit 
Inbegriff  des  Handels-  und  Wechsel- 
rechts) ; 

über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  Literatur  und  Kunst; 

über  den  Schutz  neuer  Muster 
und  Modelle,  sowie  solcher  Erfin- 
dungen, welche  durch  Modelle  dar- 
gestellt und  gewerblich  verwertbar 
sind*), 

über  das  Betreibungsverfahren 
und  das  Konkursrecht. 

Die  Rechtsprechung  selbst  ver- 
bleibt den  Kantonen,  mit  Vorbehalt 
der  dem  BGer.  eingeräumten  Kom- 
petenzen. 


*)  üeber  den  von  der  BVers.  den  28.  April  1882  beschlossenen,  in  der 
Volksabstimmung  vom  30.  Juli  1882  vom  Volke  und  den  IStäjiden  verworfenen 
Zusatz  zur  BV  Art.  64  betr.  den  Erfindungsschutz  vgl.  B  1882  III  513,  A.  S. 
n.  F.  VI  187,  627. 

*)  Die  Ausführung  dieses  Zusatzes  zur  BV  liegt  in  folgenden  BG:  1.  BG 
vom  29.  Juni  1888  betr.  die  Erfindungspatente,  A.  S.  n.  F.  X  764,  Wolf  I  273  ^ 
2.  BG  vom  21.  Dez.  1888  betr.  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle,  A.  S. 
n.  F.  2.  S.  175;  vgl.  v.  Salis,  in  «Zeitschr.  far  Schweiz.  Recht»  n,  F.  (1889)  VIH 
410-428,  488. 
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IV. 
BBt^chl.  vom  13,  Juni  1890  betr,  ErgÄnaung  der  BV  dnrvh  einen  Zusatz  bezüglich 
d€4  Geeetzgebungan^htes  über  ünfaU-  und  KrankenversicheTUng,  B  11^90 
111  644,  —  BR-BeaohL  vom  1.  Juli  1890  betr.  die  Volkeabatiramung  über 
diesen  BBeschL,  B  1890  lU  646  j  Bßest^hl.  vom  17.  Dez.  1890  betr.  die  Er- 
Währung  der  Volksabstimmung  vom  26.  Okt..  1890  über  diesen  Zuöittz  zur 
BT.  B  1890  IV  1127.  A.  S.  n.  F.  2  S,  737;  B  1891  1  525;  vgL  No.  lO, 
Art  34^^  (vom  29.  Mai  1874),  Art.  34  ^^  (vom  17.  Dez,  1890), 

Der  Bund  wird  auf  dem  \yege 
der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und 
Unfall  veröicberung  ein  richten  unter 
Berücksichtigung  der  bestehenden 
Krankenkassen. 

Er  kann  den  Beitritt  allgemein 
oder  für  einzelne  Bevölkerung^- 
Hassen  obligatorisch  erklären. 


BBeschL  vom  H.  April  lö91  befcr 

Dritter  Abschnitt, 
Revision  der  BV, 
(vom  29.  Mai  1874): 
Art.  HS.  Die  BV  kann  jeder- 
zeit revidirt  werden. 

Art,  119.  Die  Revision  geschieht 
auf  dein  Wege  der  BGesetzgebung, 

Art,  120,  Wenn  eine  Abteilung 
der  BVers,  die  Revision  beschliesst 
tmd  die  andere  nicht  zustimmt,  oder 
wenn  50,000  stimmberechtigte 
Schweizerblirger  die  Revision  der 
BV  YörlangeUf  SO  mnsä  im  einen 
wie  im  andern  Falle  die  Frage,  ob 
eine  Revision  stattfinden  soll  oder 
nicht,  dem  ecbwei^,  Volke  Änr  Ab- 
stimmung vorgelegt  werden. 

Sofern  in  einem  dieser  Fälle  die 
Mehrheit  der  stimmenden  Schweizer- 
bürger  über  die  Frage  sich  bejahend 
ausspricht,  so  sind  beide  Räte  neu 
zu  wählen,  um  die  Eevision  an  Hand 
zu  nehmen» 


Revision  der  BV;  No.  S8§«. 

Dritter  Abschnitt, 

Revision  der  BV. 

(vom  ,  ,  ,): 

Art.  118.  Die  BV  kann  jeder- 
zeit ganz  oder  teilweise  revidirt 
werden, 

Art,  119.  Die  Totalrevision  ge- 
schieht auf  dem  Wege  der  BGesetz- 
gebung, 

Art.  120,  Wenn  eine  Abteilung 
der  BVers.  die  Totalrevifiion  be- 
schliessL  und  die  andere  nicht  zu- 
stimmt, oder  wenn  50,000  stimra- 
berechtigte  Schweizerbürger  die 
Totalrevision  der  BV  verlangen,  so 
muss  im  einen  wie  im  andern  Falle 
die  Frage,  ob  eine  solche  stattfinden 
tioU  oder  nicht»  dem  Schweiz.  Volke 
zur  Abstimmung  vorgelegt  werden. 

Sofern  in  einem  dieser  Fülle  die 
Mehrheit  der  stimmenden  Schweizer- 
bürger  über  die  Frage  sich  bejahend 
aussprichtf  so  sind  beide  Räte  neu 
zu  wühlen,  um  die  TotalreTisiou  an 
die  Hand  zu  nehmen. 


i 
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Art.  121.  Die  Partialrevision 
kann  sowol  auf  dem  Wege  der 
Volksanregung  (Initiative),  als  der 
BGesetzgebung  vorgenommen  wer- 
den. 

Die  Volksanregung  umfasst  das 
von  50,000  stimmberechtigten 
Seh  weizerbürgem  gestellte  Begehren 
auf  Erlass,  Aufhebung  oder  Abän- 
derung bestimmter  Art.  der  BV. 

Wenn  auf  dem  Wege  der  Volks- 
anregung mehrere  verschiedene  Ma- 
terien zur  Revision  oder  zur  Auf- 
nahme in  die  BV  vorgeschlagen 
werden,  so  hat  jede  derselben  den 
Gegenstand  eines  besondern  Initia- 
tivbegehrens zu  bilden. 

Die  Initiativbegehreu  können  in 
der  Form  der  allgemeinen  Anregung 
oder  des  ausgearbeiteten  Entw.  ge- 
stellt werden. 

Wenn')  ein  solches  Unehren  in 
Form  der  allgemeinen  Anregung 
gestellt  wird  und  die  eidg.  Räte  mit 
demselben  einverstanden  sind,  so 
haben  sie  die  Partialrevision  im 
Sinne  der  Initianten  auszuarbeiten 
und  dieselbe  dem  Volke  und  den 
Ständen  zur  Annahme  oder  Ver- 
werfung vorzulegen.  Stimmen  die 
eidg.  Bäte  dem  Begehren  nicht  zu, 
so  ist  die  Frage  der  Partialrevision 
dem  Volke  zur  Abstimmung  zu 
unterbreiten,  und,  sofern  die  Mehr- 
heit der  stimmenden  Schweizer- 
bürger sich  bejahend  ausspricht,  die 
Revision  von  der  BVers.  im  Sinne 


»)  Statt  der  Abs.  5  und  6  hatte  Schoch  im  StR  den  5.  Dez.  1890,  mit  Aus- 
schluss jeder  Doppelabstimmung  und  jeder  Doppelvorlage,  beantragt:  Die  im 
Sinne  des  Begehrens  der  Initianten  auszuarbeitende  Vorlage  einer  Partialrevision 
der  BV  ist  von  der  BVers.  dem  Volke  und  den  Ständen  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  zu  unterbreiten. 
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Art  121.  Die  revidirte  BV  tritt 
in  Kraft,  w^nn  sie  von  der  Mehr- 
)mt  der  an  der  Abstimmung  teil- 
nehmenden Bürger  und  von  der 
Mekrhaii  der  Kantone  angenommen 

Bei  Aü^mittlnng  der  Mehrheit 
der  Kantone  wird  die  Stimme  eines 
Halbkantons  als  halbe  Stimme  ge- 
/.Hhlt. 

T)as  Ergebnis  der  Vol  b  sahst  im- 
mnng  in  jedem  Kanton  gilt  als 
Standesstimme  deeaelben. 


des  VolksbeschL  an  die  Hand  r.xx 
nehmen. 

Wird*)  das  Begehren  in  Form 
eines  ansgearheit«ten  Entw.  gestellt, 
und  stimmt  die  BVers,  demselben 
zu,  80  ist  der  Entw.  dem  Volke 
und  den  Ständen  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  vorzulegen.  Lm  Falle 
der  NichtztMunmung  kann  die 
BVers.  einen  eigenen  Entw.  aus- 
arbeiten oder  die  Verwertung  des 
Vorschlages  beantragen  und  ihren 
Entw.  oder  Verwerfnngsantrag 
gleichzeitig  mit  dem  Initiativhe- 
gehren  der  Abstimmung  des  Volkes 
und  der  Stände  unterbreiten. 

Art.  122,  Üeber  das  Verfahren 
bei  den  Volksbegehren  und  den  Ab* 
Stimmungen  betr.  Revision  der  BV 
wird  ein  BG  das  Nähere  bestimmen, 

Art.  123,  DierevidirteBV,bezw, 
der  revidirte  Teil  derselben,  treten 
in  Kraft,  wenn  sie  von  der  Mehr- 
heit der  an  der  Abstimmung  teil- 
nehmenden Bürger  und  von  der 
Mehrheit  der  Kantone  angenommen 


Bei  Ausmittluag  der  Mehrheit 
der  Kantone  wird  die  Stimme  eines 
Halbkantons  als  halbe  Stimme  ge- 
zählt. 

Das  Ergebnis  der  Volksabstim- 
mung in  jedem  Kantone  gilt  als 
Standesstimme  desselben. 


1)  i:>tatt  den  Abs.  6  hatte  Brunner  im  NR  den  m,  Sept.  1890  beantragt: 
Wird  da»  Begehren  in  Form  eines  ausgearbeiteten  Entw*  geatellt,  «o  ist  das- 
selbe dem  Volke  und  deii  Ständen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzn legen 
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4.  Kapitel. 

Die  Bundes^esetz^ebun?. 

BV  1874,  Art.  71,  84,  89  Abs.  1;  vgl.  BV  1848,  Art.  60,    73,  78,  A.  S.  I  21, 
23,  25,  n.  F.  I  21,  24,  26;  Wolf  I  10,  20. 

I.  SesetzgakugsyrograiiiiL 

241.  Infolge  einer  Motion  Bucher  wurde  der  BR  vom  NR 
den  25.  Juni  1874  eingeladen,  unter  Berücksichtigung  einer  ratio- 
nellen Gruppirung  der  gleichartigen  Materien,  Über  die  Reihenfolge 
der  nach  Inkrafttreten  der  BV  Yom  29.  Mai  1874  zu  erlassenden 
Gesetze  ein  Programm  vorzulegen. 

Dieser  Emladung  kam  der  BR  mittelst  eines  Ber.  vom  9.  Okt. 
1874  nach.  Er  hebt  in  demselben  hervor,  dass,  für  den  Erlass 
der  durch  die  neue  BV  bedingten  bezw.  der  von  ihr  ausdrücklich 
verlangten  Gesetze  ein  Zeitraum  von  mehreren  Jahren  in  Aussicht 
genommen  werden  müsse,  dass  es  aber,  wenn  man  sich  ver- 
gegenwärtige, wie  viel  Unvorhergesehenes  während  dieser  Zeit  bei 
den  Vorberatungen  der  Gesetze,  der  Behandlung  und  Erlassung 
derselben  in  den  Räten,  in  dem  Verhalten  des  Volkes,  in  der  ganzen 
Situation  eintreten  könne,  ziemlich  gewagt  erscheinen  dürfte,  für 
die  Reihenfolge  der  zu  erlassenden  Gesetze  auf  so  lange  hinaus  ein 
bestimmtes  Programm  aufstellen  zu  wollen .  . .  Immerhin  wird  eine 
solche  Darstellung  den  Nutzen  gewähren,  in  übersichtlicherer  Weise, 
als  die  Verf.  selbst  bietet,  einen  Ausblick  auf  die  gesetzgeberischen 
Gesamtaufgaben  der  nächsten  Jahre  zu  geben . . . 

Die  Gesetze,  welche  die  BV  vom  Jahre  1874  ausdrücklich  vorsieht 
oder  notwendig  bedingt,  sind: 

A.  Organisation  der  BGewalten. 

Ges.  betr.  die  Volksabstimmung  über  BG  und  BBeschl.,  Art.  89 — 93: 
(vgl.  BG  betr.  Volksabstimmung  über  DG  und  BBeschl.  vom  17,  Juni 
1874,  A.  S.  n.  F.  I  116,  Wolf  I  74). 
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Ges.  über  Organis,  und  Kompetenzen  des  BGer.,  Art.  107;  (vgL  BG 
über  die  Organis.  der  BRechtspflege  vom  27.  Juni  1874,  A.  S. 
n.  P.  I  136,  Wolf  I  880,  vgl,  oben  S.  309.) 

Ges.  über  Organis,  und  Geschäftsführung  des  BR;  (vgl.  BBescbi,  übei 
die  Organis,  und  den  Geschäftsgang  des  BR  vom  21.  Aug.  1378. 
A.  S.  n.  F.  III  480,  Wolf  I  90;  modifizirt  durch  BRBescbL  vom 
8.  Juli  1887  betr.  die  Organis,  seiner  Dep.,  A.  S.  n.  F.  X  104, 
Wolf  I  94 ;  vgl.  No.  244.) 

B.  Landesverteidigung. 

Ges.  über  Organis,  des  Schweiz.  Militärwesens,  Art.  19,  20;  (v^l.  Mili- 
tärorganis.  der  Schweiz.  Eidg.  vom  13.  Nov.  1874,  A.  S.  n.  F. 
I  257,  Wolf  II  2.) 

Ges.  über  die  Organis,  der  Militäradministration ;  (vgl.  BG  vom  16.  Jnui 
1877  betr.  die  Ergänzung  des  Ges.  über  die  Besoldung  der  eidg, 
Beamten  vom  2.  Aug.  1873,    A.   S.  n.  F.   ill  200,  Wolf  I  145.) 

Ges.  über  die  MiHtärpensionen,  Art.  18 ;  (vgl.  BG  über  Militär pensionen 
und  Entschädigungen  vom  19.  Nov.  1874,  A.  S.  n.  F.  l  378, 
Wolf  II  91.) 

Ges.  über  Enthebung  von  der  Militärpflicht,  Art.  18;  (vgl  BG  betr. 
die  Enthebung  der  Wehrpflichtigen  älterer  Jahrgänge  von  der  per- 
sönlichen Dienstleistung  vom  5.  Juli  1876,  A.  S.  n.  F.  II  504, 
Wolf  II  84.) 

Ges.  über  die  Militärsteuer,  Art.  18;  (vgl.  BG  betr.  den  Militärpflicht- 
ersatz vom  28.  Juni  1878,  A.  S.  n.  F.  III  565,  Wolf  1  86;  vgl 
unien  Teil  IV,  Abschn.  2,  Kap.  4:  Militärpflichtersatz.) 

Ges.  über  die  Benutzung  der  Waffenplätze  und  Militäranstalten,  Art.  22 ; 
(vgl.  BBeschl.  vom  28.  Jan,  1882  betr.  die  Anwendung  des  Ex- 
propriationsges.  vom  1.  Mai  1850  [A.  S.  I  319]  auf  die  Erwerbung 
and  Erweiterung  von  eidg.  Waffenplätzen,  A.  S.  n.  F.  VI  lr34^ 
Wolf  I  901.) 

C.  Volkswirtschaft. 

Ges.  betr.  die  Oberaufsicht  über  die  VVasser-  und  Forstpolizei  lui  Hoob* 
gebirge,  Art.  24;  (vgl.  BG  betr.  die  eidg.  Oberaufsicht  über  die 
Forstpolizei  im  Hochgebirge  vom  24.  März  1876,  A.  S.  n.  F.  11  363, 
Wolf  I  774;  BG  betr.  die  Wasserbaupolizei  im  Hochgebirge  vom 
22.  Juni  1877,  A.  S.  n.  F.  III  193,  Wolf  I  905.) 

Ges.  über  Mass  und  Gewicht,  Art.  40;  (vgl.  BG  über  Mass  und  Ge< 
wicht  vom  3.  Juli  1876,  A.  S.  n.  F.  I  752,  Wolf  I  707.) 

Ges.  über  Ausübung  der  Fischerei  und  Jagd,  Art.  25  und 
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Ges.  zum  Schutze  der  für  die  Forstwirtschaft  nützlichen  Vögel,  Ai-t.  26 ; 
(vgl  BG  über  Jagd  und  Vogelschutz  vom  17.  Sept.  1875,  A.  S. 
n.  P.  II  39,  Wolf  I  782;  BG  über  die  Fischerei  vom  18.  Sept. 
1875,  A.  S.  n.  F.  II  90,  Ersetzt  durch  BG  betr.  die  Fischerei  vom 
21.  Dez.  1888.  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  62,  Wolf  I  794.) 

Ges.  über  Expropriation  bei  Errichtung  und  Unterstützung  öffentlicher 
Werke  durch  die  Eidg.,  Art.  23 ;  (z.  Z.  gilt  noch  das  BG  betr.  die 
Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Privatrechten  vom  1.  Mai  1850, 
A.  S.  I  319,  Wolf  I  896.) 

Ges.  über  Lotterie,  Art.  35;  (z.  Z.  ist  noch  kein  BG  über  diesen  Ge- 
genstand erlassen  worden,  vgl.  eidg.  CR,  Art.  515,  516;  unten 
Teil  IV,  Abschn.  VI,  Kap.  4.) 

Ges.  über  die  kant.  Ausweise  für  die  Ausübung  der  wissenschaftl.  Be- 
rufsarten, Art.  83;  (vgl.  BG  betr.  die  Freizügigkeit  des  Medizinal- 
personals in  der  Schweiz.  Eidg.  vom  19.  Dez.  1877,  A.  S.  n.  F. 
III  379,  Wolf  I  875 ;  BG  betr.  die  Ausdehnung  dieses  BG  auf  die 
Zahnärzte  vom  21.  Dez.  1886,  A.  S.  n.  F.  X  58,  Wolf  I  876; 
vgl.  unten  Teil  IV,  Abschn.  VIII,  Kap.  2.) 

D.  Kultus. 
Ges.  über  Steuern  zu  Kultuszwecken,  Art.  49;  (der  Versuch  der  BBehörden, 
ein  BG  über  diesen  Gegenstand  zu  erlassen,   mislang,  vgl.   unten 
No.  7150 

E.  Civilstand  und  Ehe. 

Ges.  Über  die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes,  Art.  53  und 

Ges.   über   die   Erfordernisse   zur   Eingehung  der   Ehe  und  über  deren 

/  Trennung,  Art.  54;  (vgl.  BG  betr.  Feststellung  und  Beurkundung 

des  Civilstandes  und  die  Ehe  vom  24.  Dez.  1874,  A.  S.  n.  F.  I  506, 

Wolf  I  158;  vgl.  unten  Teil  IV,  Abschn.  V,  Kap.  1 :  das  Eherecht.) 

F.  Bürgerrecht  und  Niederlassung. 

Ges.  über  die  polit.  Stimmberechtigung  der  Schweizerbürger,  Art.  47 
und  66;  (die  wiederholten  Versuche  der  BBehörden,  ein  BG  über 
diesen  Gegenstand  zu  erlassen,  scheiterten  am  Widerstand  des  Volkes ; 
vgl   unten  No.  767.) 

Ges.  über  die  bürgerliche  und  civilrechtliche  Stellung  der  Niedergelassenen 
und  Aufenthalter,  Art.  45,  46,  47;  (die  wiederholten  Anstreng- 
ungen der  BBehörden,  ein  BG  über  diesen  Gegenstand  zu  erlassen,, 
haben  z.  Z.  noch  nicht  zu  einem  Resultat  geführt;  vgl.  unten  Teil  IV, 
Abschn.  V,  Kap.  3.) 

Ges.  über  Erwerb  und  Verlust  des  Schweizerbürgerrechts,  Art.  44 ;  (vgl. 
BG  betr.  die  Erteilung  des  Schweizer btirgerrechts  und  den  Verzicht 
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auf  dasselbe  vom  3.  Juli  1876,   A.  S.  n.  F.  II  MO,  Wolf  I  150; 
vgl.  unten  Teil  III,  Abschn.  I,  Kap.  1.) 

Ges.  über  Dauer  und  Kosten  der  Niederlassungsbewillif^ung;  Art.  45; 
(es  gilt  z.  Z.  noch  das  BG  übor  die  Dauer  und  die  Kosten  der 
Niederlassungsbewilligung  vom  10.  Dez.  1849,  A.  S,  I  271,  Wolf 
I  155,  dessen  Art.  1  und  4  jedoch,  weil  im  Widerspnich  stehend 
mit  Vorschriften  der  BV  von  1874,  ansser  Kraft  getreten  sind; 
vgl.  unten  No.  3739  309.) 

Ges,  über  die  Verpflegung  und  Beerdigung  armer  schweif.  Nieder- 
gelassener, Art.  48;  (vgl.  BG  über  die  Kosten  der  Verpfteguiig 
erkrankter,  und  die  Beerdigung  verstorbener  armer  Angehöriger 
anderer  Kantone  vom  22.  Juni  1875,  A.  S.  n.  F.  I  743,  Wolf  I 
155;  vgl.  unten  Teil  IV,  Abschn.  VI,  Kap.  2.) 

G.  Civil  recht  (Art.  64). 

Ges.  über  die  persönliche  Handlungsfthigkeit  (vgl.  BG  betr,  die  per- 
sönliche Handlungsfähigkeit  vom  22.  Juni  1881,  A.  S.  n,  F,  V  S56, 
Wolf  I  156.) 

Ges.  über  das  Obligationenrecht  mit  Inbegriff  des  Handels-  and  Wechsel - 
rechts;  (vgl.  BG  über  das  Obligationen  recht  vom  14.  Jnni  1881t 
A.  S.  n.  P.  V  635,  Wolf  I  173.) 

Ges.  über  das  Betreibungsverfahren  und  das  Konkursrecht;  (vgl.  BG 
über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom  11.  April  1889,  A.  8. 
n.  F.  2  S.  1  529.) 

Ges.  über  Verwendung  von  Kindern  und  Dauer  der  Arbeit  in  den 
Fabriken,  sowie  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  einen  die  Gesund- 
heit und  Sicherheit  geföhrdenden  Geschäftsbetrieb,  Art.  :H;  (vgl. 
BG  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  28.  März  1377,  A,  S. 
n.  F.  III  241,  Wolf  I  288;  BG  betr.  die  Haftpflicht  aus  Pabrik- 
betrieb  vom  25.  Juni  1881,  A.  S.  n.  F.  V  b62,  Wolf  I  203; 
BG  vom  26.  April  1887  betr.  die  Ausdehnung  der  HaftpÜicht  und 
die  Ergänzung  des  BG  vom  25.  Juni  1881,  A.  S.  n.  F  X  165, 
Wolf  I  295.  Vgl.  auch  BG  betr.  die  Fabrikation  un*i  den  Ver- 
kauf von  Phosphor-Zündhölzchen  und  von  Phosphor- Strelchkerzchea 
vom  23.  Dez.  1879,  A.  S  n.  F.  V  31,  aufgehoben  durch  BG  betr. 
die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen  vom  22.  Juni 
1882,  A.  S.  n.  F.' VI  499,  Wolf  I  298;  vgl.  unten  Teil  IV, 
Abschn.  VII,  Kap.   1 :  Arbeiterschutz.) 

Ges.  betr.  den  Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagenten  Art.  34; 
(vgl  BG  bet.  den  Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagenten  vom 
24.  Dez.  1880,    A.  S.   n.  F.  V  348,  ersetzt  durch   BG  betr,    den 
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Geschäftsbetrieb  von  Aaswanderungsagenten  vom  22.  März  1878, 
A.  S.  n.  F.  X  652,  Wolf  I  355 ;  vgl.  unten  Teü  IV,  Abschn.  VI, 
Kap.  2:  Answanderungsweseu.) 

Ges.  betr.  den  Geschäftsbetrieb  von  Privatunteinehmüngen  im  Gebiete 
des  Versicherungswesens,  Art.  34;  (vgl.  BG  betr.  Beaufsichtigung 
von  Privatuntemehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungswesens  vom 
25.  Juni  1885,  A.  S.  n.  P.  VIII  171,  Wolf  I  864;  vgl.  unten 
Teil  IV,  Abschn.  VII,  Kap,  4:  Versicherungswesen.) 

Ges.  über  Ausgabe  und  Einlösung  der  Banknoten,  Art.  39;  (vgl.  BG 
über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten  vom  8.  März 
1881,  A.  S.  n.  F.  V  400,  Wolf  I  323;  vgl.  unten  Teil  IV,  Abschn. 
VII,  Kap.  3:  Banknoten wesen.) 

Ges.  über  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst 
(vgl.  BG  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und 
Kunst  vom  23.  April  1883,  A.  S.  n.  F.  VU  261,  Wolf  I  259). 

H.  Finanzen. 

Ges.  über  Entschädigung  an  die  Kantone,  welche  unter  die  Bestimmung 
des  Art.  1,  Abs.  2  der  Uebergangsbest.  zur  BV  fallen;  (vgl. 
BBeschl.  betr.  Vollziehung  des  Art.  1,  Abs.  2  der  Uebergangsbest, 
der  revidirten  BV  vom  18.  März  1875,  A.  S.  n.  F.  I  445,  Wolf 
I  15,  Anm.  2  ad  h.  L) 

Ges.  über  die  Geldskala,  Art.  42;    (vgl.  BG   betr.   die  eidg.  Geldskala 

vom  9.  März  1875,   A.   S.  n.  F.  I  503,  Wolf  I  936;    vgL    unten 

Teil  IV,  Abschn.  II,  Kap.  2.)       B  1874  III  176,  Postl-Smlg.  n.  F.  12. 

Der  BR  stellte  in  dem  gleichen  Ber.  auch  eine  Reihenfolge 

für  die  Anhandnahme  und  den  Erlass  dieser  Gesetze  auf,  von  der 

er  glaubte  annehmen  zu  dürfen,  dass  ihr  etwelcher  praktischer  Wert 

zukommen  dürfte.   Die  Vergleichung  der  faktischen  Ausführung  mit 

der  vom  BR  aufgestellten  Reihenfolge  zeigt  jedoch  ein  sehr  geringes 

Einhalten  derselben. 

Die  BV  nahm  den  9.,  13.  Nov.  1874  Vormerkung  vom  Ber. 
des  BR,  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  die  erwähnte  Reihenfolge 
nicht  unter  allen  Umständen  bindend  sein  solle.  B  1875  II  557. 

Hin  und  wieder  ist  auf  das  Programm  in  Aktenstücken  des 
BR  Bezug  genommen  worden,  vgl.  z.  B.  B  1885  I  101  (Botsch.  des 
BR  vom  13.  Jan.  1885  zum  Entw.  eines  BG  über  den  Geschäfts- 
betrieb von  Privatuntemehmungen  auf  dem  Gebiete  des  Versiche- 
rungswesens). 
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U.  BnndesKesetz  ud  Budeskesohlus.') 

242.  Die  unter  der  Herrschaft  der  BV  des  Jahres  1348  ziem- 
lich gleichgiltig  gewesene  Unterscheidung  zwischen  Gesetz  utid 
Beschluss  erhielt  durch  die  Vorschrift  des  Art.  89  der  BV  des 
Jahres  18T4  eine  praktische  Bedeutung. 

Die  Frage  der  Dringlichkeit  kann  bei  einem  Gesetze  nicht  gestellt 
werden*  Alle  Erlasse,  welche  den  Titel  Gesetze  tragen,  unterliegen 
der  fakultativen  Volksabstimmung  und  haben  die  obligatorische 
Wartezeit  durchzumachen.  Nur  bei  Beschlüssen  kann  Dringlichkeit 
ausgesprochen  und  in  diesem  Fall  sofortige  Vollziehung  angeordnet 
werden. 

Es  führt  dies  zur  Frage,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre^  in  dem 
Gesetz  über  die  Volksabstimmungen  der  BGesetze  und  BBeschliisse 
eine  bestimmte  Definition  von  Gesetz  und  Beschluss  zu  geben,  einer- 
seits, um  für  die  Zukunft  etwas  System  in  die  Benennung  der  gesetz- 
geberischen Erlasse  zu  bringen,  namentlich  aber,  um  von  vorneherein 
von  der  BVera.  die  Versuchung  ferne  zu  halten,  einen  gesetzgebe- 
rischen Erlass  durch  willkürliche  Benennung  dem  fakultativen  Re^ 
ferenduni  zu  entziehen  und  dessen  unmittelbare  Vollziehung  zu  be- 
wirken. Der  BR  findet  sich  jedoch  nicht  veranlasst,  diesem  Gedanken 
weitere  Folge  zu  geben  und  eine  solche  Qegrif&bestimmung  von 
Gesetz  und  Beschluss  vorzuschlagen.  Die  Garantien  gegen  willkür- 
liches, von  Sinn  und  Geist  der  BV  abweichendes  Verfahren  liegen 
nicht  in  einer  theoretischen  Begriffsbestimmung,  welche  selbst  wieder 
verschiedenen  Interpretationen  Raum  böte,  wenn  es  sich  um  deren 
Anwendung  auf  einen  zweifelhaften  Fall  handelte;  sie  liegen  in  der 
BVera.  selbst,  in  der  Notwendigkeit  der  Ueberemstimmung  beider 
Bäte,  in  der  öilentlichen  Meinung  des  Schweizervolks.  Ob  ein  gesetz- 
geberischer Erlass  der  Räte  als  Gesetz  zu  behandeln  sei  oder  als 
Beschluss,  das  wird  also  von  der  BVers.  im  einzelnen  Falte  je  nach 
der  besoßdem  Natur  der  in  dem  Erlasse  enthaltenen  Anordnungen 
festgestellt,  wobei  im  übrigen  eine  von  der  Regel  abweichende  Be- 
handlung erst  dann  eintritt,  wenn  ein  Beschluss  überdies  als  nicht 
allgemein  verbindlich  oder  als  dringlich  erklärt  wird. 

Es  soll  aber  auch  Sache  der  BVers.  sein,  darüber  zu  entscheiden, 
ob  ein  BBeschluss  in  die  Kategorie  a  der  nicht  allgemein  verbindlichen » 


')  Vgl.  P.  Hie  stand»  Zur  Lehre  von  den  RechtsqueUen  im  Schweiz.  8taaU- 
recbt,  Zörieh  1891. 
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oder  «der  dringlichen  Beschlüsse  falle»,  und  zwar,  um  durchaus 
keinen  Zweifel  darüber  bestehen  zu  lassen,  dass  dies  nicht  in  der 
Kompetenz  der  vollziehenden  BBehörden  sei,  die  BBeschlüsse  nach 
ihrem  Ermessen  der  fakultativen  Volksabstimmung  zu  unterstellen 
oder  aber  sie  derselben  zu  entziehen. 

Auch  hier  könnte  man  vielleicht  eine  nähere  Definition  ver- 
missen, eine  scharfe  und  klare  Begrifisbestimmung  von  callgemein 
verbindlichen»  und  «nicht  allgemein  verbindlichen i>  Beschlüssen, 
durch  welche  der  möglichen  Willkür  der  BVers.  selbst  eine  feste 
Schranke  gesetzt  würde.  Aber  auch  hier  gilt  das  Gleiche,  was 
bezüglich  der  begrifflichen  Ausscheidung  von  Gesetz  und  Beschluss 
bemerkt  wurde.  Wie  wenig  die  Klarheit  übrigens  bei  weitern  De- 
finitionen gewinnen  würde,  mag  man  daraus  ersehen,  dass  schon 
das  «allgemein  verbindlich»  im  französischen  Text  sich  nicht  voll- 
ständig gleich  wiedergegeben  findet,  indem  «arrötös  d'une  portde 
gönörale»  offenbar  eine  elastischere  Kategorie  sind,  als  «allgemein 
verbindliche»  Beschlüsse.  Der  BR  glaubt  gut  zu  tun,  hier  einfach 
den  Wortlaut  der  Verf.  stehen  zu  lassen  und  damit  der  BVers.  die 
unbeschränkte  Möglichkeit  zu  wahren,  in  jedem  einzelnen  Fall  zu 
entscheiden,  ob  einem  Beschlüsse  seinem  ganzen  Inhalte  nach  der 
der  Charakter  eines  allgemein  oder  nicht  allgemein  verbindlichen 
zukomme,  sowie,  ob  die  in  einem  Beschlüsse  enthaltenen  Massregeln 
und  Anordnunjgen  dringender  oder  nicht  dringender  Natur  seien. 

BR  in  der  Botsch.  vom  29.  Mai  1874  zum  BG  betr  die  Volksabstimmung 
über  BGesetze  und  BBeschlüsse  B  1874  I  1001 ;  vgl.  BG  vom  17.  Juni  1874 
Art.  1  u.  2,  A.  S.  n.  F.  I  116. 

243.  Es  scheint  konstitutionnell  nicht  zulässig,  dem  BR  durch 
blossen  BBeschl.  Weisung  zu  erteilen,  wie  er  in  bestimmten  Fällen 
zu  entscheiden  habe.  Eine  solche,  für  den  BR  verbindliche  Weisung 
ist  nur  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  möglich . .  Dagegen  hindert  es 
die  eidg.  Räte  nicht,  im  Spezialfälle  im  Wege  des  Rekursalentscheides 
diejenigen  bundesrechtlichen  Grundsätze  zur  Anwendung  zu  bringen, 
die  sich  nach  ihrer  Ueberzeugung  mit  Notwendigkeit  aus  dem  Wort- 
laute, und  noch  mehr  aus  dem  Sinn  und  Geiste  der  BV  ergeben. 

Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  9.  März  1875  (Ruasenberger),  betr.  die  Frage 
der  Zulässigkeit  der  Rückhaltung  von  Ausweisschrift^n,  ß  1875  II  670. 

244.  Den  16.  Mai  1849  erliess  die  BVers.  das  BG  über  die 
Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  BR  (A.  S.  I  49).  Das  Gesetz 
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erfahr  zwei  Aenderungen;  einmal  durch  BBescbluss  betr.  Abänderung 
des  Art.  29,  lit.  b  vom  26.  Jan.  1860,  A.  S.  VI  426,  sodanu  durch 
das  BGesetz  betr.  Abänderung  der  Art  22,  24,  27,  28,  29  vom 
28.  JuH  1873.  Mit  Botsch.  vom  14.  Mai  1878  beantragte  der  Bß 
bei  der  BVers.  einen  fernem  BBescbluss  betr.  Aenderungen  über  die 
Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  Bß  (B  1878  II  943).  Dieser 
Antrag  bezweckte  eine  vollständige  Bevision  der  Organisation  der 
eidg.  Departemente,  und  damit  direkte  Aufhebung  der  bisherigen 
Art.  20—29  des  erstgenannten  BGesetzes  vom  16.  Mai  1849,  incJ.  des 
BBeschlusses  vom  26.  Jan.  1860  und  des  BGesetzes  vom  28.  Juli  1873; 
zudem  beantragte  der  Bß  diesen  Beschl.,  als  nicht  von  allgemeinem 
Interesse,  den  Bestimmungen  des  BGesetzes  vom  17.  Juni  1874 
betr.  Volksabstimmung  über  BGesetze  und  BBeschlüsse  nicht  zu 
unterwerfen. 

Die  BVers.  ging  über  den  Antrag  des  Bß  hinaus.  Sie  erliess 
den  21.  Aug.  1878  den  BBeschl.  über  die  Organisation  und  den  Ge- 
schäftsgang des  Bß,  A.  S.  n.  F.  III  480;  durch  diesen  BBescbluss, 
welcher  der  Volksabstimmung  nicht  unterlag,  wurden  die  BGesetze 
vom  16.  Mai  1849  (incl.  BBeschl.  vom  26.  Jan.  1869)  und  28.  Juli 
1873  vollständig  aufgehoben  (Art.  39)'). 

In  der  Botsch.  vom  14.  Mai  1878  erörterte  übrigens  der  Bß 
selbst  die  Frage,  ob  notwendigerweise  die  innere  Organisation  der 
Vollziehungsbehörde  durch  ein  Gesetz  erfolgen  müsse.  Er  sagt: 

Die  Organisation  geht  ihrer  Natur  nach  ausschlieslich  oder  fa.st  nur 
die  Mitglieder  des  Bß  an,  indem  laut  Verf.  die  departementsweise  Ge- 
schaftsverteilung  keinen  andern  Zweck  hat  als  den,  die  Prüfung  und 
Besorgung  der  Geschäfte  zu  fördern,  wobei  übrigens  der  gesamt«  BT! 
für  das  Beschlossene  verantwortlich  bleibt. '  Es  scheint  daher  7>weck 
massiger  und  praktischer,  der  Exekutive  es  zu  überlassen,  sich  selbst 
nach  bestem  Ermessen  zu  organisiren,  und  also  nicht  ein  Gesetz  darüber 
zu  erlassen,  sondern  sich  mit  einem  Reglemente  zu  behelfen,  welcbes  die 
Vollziehungsbehörde  selbst  nach  Bedürfnis  abändern  könnte.  Käme  die 
Frage  zum  ersten  Male  zur  Sprache,  so  würde  der  BR  nicht  anstehen, 
von   der    BVers.   Einräumung   dieser   Freiheit   zu  verlangen,  welche  in 

1)  In  sachlicher  Beziehung  ist  übrigens  der  Beschl.  der  BVers.  nicht  Über 
den  Antrag  des  BR  hinausgegangen,  denn  die  Art.  1—19,  31—38  des  BBeschl. 
vom  21.  Aug.  1878  entsprechen,  zwei  Ausnahmen  abgerechnet  (Art.  VI,  No-  fi 
des  BBeschl.  1878  =  Art.  102,  No.  6  der  BV  1874;  zu  Art.  12,  No.  6,  Abs.  1  und  2 
des  BG  1849  dagegen  vgl.  BV  1848  Art.  99  No.  6;  Art.  12,  No.  14,  Ate.  2  und 
No.  6,  Abs.  3  des  BG  1849  sind  im  BBeschl.  1878  weggelassen  worden),  wörtlich 
den  Art  1—19,  30-37  des  BG  vom  16.  Mai  1849. 
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verschiedenen  Kantonen  der  Beg-Behörde  zusteht.  Allein  es  bleibt  zu 
berücksichtigen,  dass  die  BVers.  im  Jahre  1849  es  für  gut  fand,  die  Organi- 
sation des  BR  durch  ein  Gesetz  zu  normiren. 

Will  man  dem  BB  nicht  das  Recht  zuerkennen,  sich  durch  ein 
Reglement  zu  organisiren,  so  sollte  man  sich  jedenfalls  darauf  beschränken, 
die  vorgeschlagene  Reorganisation  des  BR  zum  Gegenstand  eines  blossen 
BBeschl.  zu  machen,  welcher  als  ein  Erlass,  der  die  Gesamtheit  des  Schweizer* 
Volkes  nicht  berührt,  der  Referendumsfrist  nicht  bedarf.    B  1878  II  948. 

Die  BYers.  ist  diesen  Anschauungen  des  BR  entgegengekommen. 
Sie  nahm  insbesondere  folgende,  im  bundesr.  Antrag  nicht  enthaltene 
Bestimmung  in  ihren  Beschluss  auf: 

Art.  30.  Der  BR  ist  ermächtigt,  ausnahmsweise  bezüglich  ein- 
zelner Geschäfte  oder  Geschäftszweige  der  Dep.  von  obiger  (d.  h. 
durch  den  BBeschL  vom  21.  Aug.  1878  vorgesehener)  Feststellung 
Abweichungen  zu  beschliessen.  Von  derartigen  Beschlüssen  ist  der 
BVers.  Mitteilung  zu  machen. 

Von  dieser  Befugnis  machte  der  BR  im  Jahre  1887  Gebrauch. 
In  einem  Bericht  vom  5.  April  1887  betr.  die  Reorganisation  des 
BR  (B  1887  II  136)  zeigte  der  BR  der  BVers.  an,  dass  er  beab- 
sichtige, seine  gegenwärtige  Organisation  versuchsweise  abzuändern 
in  der  Meinung,  dass  im  Laufe  der  nächsten  Legislaturperiode  über 
die  diesfälligen  Erfahrungen  der  BVers.  Bericht  erstattet  werden 
soll.    Die  BVers.  fasste  den  19.  April,  9.  Juni  1887  den  BeschL: 

Die  BVers.  nimmt  von  der  Mitteilung  des  BR  vom  5.  April 
1887  betr.  versuchsweise  Abänderung  einzelner  Bestimmungen  des 
BBeschl.  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  BR  vom 
21.  Aug.  1878  am  Protokoll  zustimmend  Vormerk  und  gewärtigt 
s.  Z.  Bericht  und  Vorschläge  des  BR  betr.  Revision  jenes  BBeschl. 

Hierauf  erliess  der  BR  den  8.  Juli  1887,  in  Abänderung  der 
Art.  22-29  des  BBeschL  vom  21.  Aug.  1878,  einen  den  1.  Jan.  1888 
in  Kraft  getretenen  BeschL ')  betr.  die  Organisation  seiner  Depar- 
temente. Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1887,  No.  4;  A  S.  n.  F.  X  104. 

245*  Der  BR  begleitete  seine  Botsch.  an  die  BVers.  betr.  das 
Gotthardbahnuntemehmen  vom  25.  Juni  1878  mit  dem  Entw.  eines 
BBeschl.  betr.  Nachsubvention  für  das  Gotthardbahnuntemehmen^ 
welchen  er  dem  fakultativen  Referendum  zu  unterstellen  beantragte. 


*)  Dieser  BR-BeschL  vom  8.  Juli  1887  erfuhr  eine  Abänderung  durch  den 
BR-Beschl.  vom  29.  Aug.  1890,  A  S.  n.  F.  2  S.  I  074.    Vgl.  B  1891  I  546. 
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Aus  den  Beratungen  der  eidg.  Räte  ging  das  BG  betr.  die  Gewäh- 
rung von  Subsidien  für  Alpenbahnen  vom  22.  Aug.  1878  hervor. 
Als  BG  enthält  dasselbe  in  Art.  7  den  Referendumsvorbehalt,  A.  S. 
n.  F.  IV  3. 

Ueber  die  Frage,  ob,  falls  in  der  Angelegenheit  des  Gottbard- 
bahnuntemehmens  ein  BBeschl.  sollte  erlassen  werden,  derselbe  dem 
fakultativen  Referendum  unterliege  oder  nicht,  gingen  die  Ansichten 
der  Mitglieder  der  BBehörden  weit  auseinander.  Der  BK^  die 
Frage  bejahend,  begründete  dieselbe,  wie  folgt: 

Art.  89  der  BV  schreibt  vor,  dass  das  Referendum  geöffnet  werden 
müsse:  1)  über  alle  BG  ohne  Unterschied;  2)  über  BBescbK,  i<o lern  sie 
«allgemein  verbindlicher  Natur»  («d*une  portee  gönörale»)  sind,  mit 
der  weitem  Beschränkung,  dass  auch  BBeschlüsse  dieser  letztern  Art  da* 
durch  der  Volksabstimmung  entzogen  werden  können,  dass  die  BVers. 
sie  als  dringlich  erklärt.  Es  ist  vielfach  die  Meinung  verbreitet,  man 
beabsichtige  eine  solche  Dringlichkeitserklärung  zu  provoziren,  um  da- 
durch  die  Klippe  der  V^olksabstimmung  zu  umgehen.  Der  BR  hat  nie 
an  ein  solches  Auskunftsmittel  gedacht.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass 
infolge  der  endlosen  Zögerungen,  welche  die  Sache  erfahren  hat^  eine 
tunlichst  baldige  Erledigung  —  sei  es  in  diesem,  sei  es  in  jenem  Sinne  — 
im  höchsten  Masse  erwünscht  ist.  Eine  Dringlichkeitserkllirung  aber 
in  der  Absicht  und  mit  dem  Effekt,  wie  es  hier  zuträfe,  würde  eine 
offenbar  unstatthafte  Massregel  sein,  die  nur  dazu  dienen  konnte,  ein 
berechtigtes  Mistrauen  im  Volke  zu  säen  und  dasselbe  auf  die  Mei- 
nung zu  führen,  man  verschleppe  wichtige  Fragen  absichtlich  bis  zu 
einem  Zeitpunkte,  wo  man  dann  mit  einem  gewissen  Scheine  der  Be- 
rechtigung von  Dringlichkeit  reden  und  so  die  unbequeme  Fessel  der 
Verf.  abstreifen  könne.  Auf  solchem  Wege  darf  eine  VolksabBtimmung 
nicht  vermieden  werden;  dagegen  ist  es  eine  sehr  diskutirbai^e  Frage, 
ob  ein  BBeschl.,  der  die  Subventionirung  eines  einzelnen  bestimiDten 
öffentlichen  Werkes  zum  Gegenstand  hat,  unter  die  Qualifikation  der 
«allgemeinen  Verbindlichkeit»  falle.  Wenn  man  sich  den  wirklichen 
Sinn  dieses  Ausdruckes  vergegenwäi-tigt,  so  liegt  es  doch  sehr  nahe, 
anzunehmen,  es  habe  damit  gesagt  werden  wollen:  der  fl^r  die  Ges. 
aufgestellten  Vorschrift  unterliegen  auch  diejenigen  BBeschL,  welche 
wie  ein  Gres.  eine  Regel  von  allgemeiner  Tragweite  aufstellen,  unter 
die  eine  ganze  Klasse  von  Spezialfällen  zu  subsumiren  sind.  L[Lgst  man 
diese  Interpretation  gelten,  so  gehören  Subventionsbeschlftsse,  die  ja 
gerade  einen  ganz  fest  umschriebenen  Speziallfall,  und  nur  diesen, 
regeln,  nicht  an  das  Referendum.  Wenn  der  BR  sich  dieser  Auffassung 
nicht    anschliesst,    so   geschieht   es   wesentlich   mit   Rücksiclit    auf   die 
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praktische  Situation,  die  fordert,  dass  selbst  der  Schein  gemieden  werde, 
als  gehe  man  darauf  aus,  in  einer  Frage,  die  in  solchem  Masse 
die  Gemüter  bewegt,  durch  künstliche  Interpretation  der  Verf.  die 
Rechte  de<»  Volkes  zu  schmälern.  In  Würdigung  dieses  Gesichtspunktes 
zieht  es  der  BR  vor,  die  Verf.  vielleicht  über  ihren  eigenen  wahren 
Sinn  hinaus  freisinnig  zu  interpretiren  und  alle  Konsequenzen  einei* 
Volksabstimmung  in  den  Kauf  zu  nehmen,-  als  durch  ein  gegenteiliges 
Verhalten  das  Mistrauen  zu  wecken.  B  1878  III  95. 

Zur  Begründung  der  Ansicht,  dass  der  in  Frage  stehende  BBeschL 
nicht  dem  Referendum  zu  unterwerfen  sei,  brachte  die  Minderheit 
der  nationalr.  Komm,  folgendes  vor: 

Aus  den  Verhandlungen  der  eidg.  Räte  über  den  Art.  89  der 
BV  bei  Anlass  der  Verfassungsrevision  ergibt  sich,  dass  man  damals 
das  Finanzreferendum  mit  vollem  Bewusstsein  nicht  haben  wollte,  weil 
man  sich  sagte,  bei  Finanzfragen  werde  das  Volk  die  allgemeinen  In- 
teressen dem  Egoismus  und  den  lokalen  Interessen  opfern ;  es  wurde 
auch  ein  Antrag  auf  Einführung  dieses  Finanzreferendums  damals  mit 
grossem  Mehr  verworfen;  *)  die  Beifügung  der  aUgemein  verbindlichen 
und  nicht  dringlichen  BBeschlüsse  zu  den  BG  ist  wesentlich  nur  deshalb 
geschehen,  damit  nicht  etwa  der  Gesetzgeber  in  die  Versuchung  ge- 
raten könne,  Beschlüsse  von  gesetzgeberischer  Tragweite  dadurch  dem 
Referendum  zu  entziehen,  dass  er  ihnen  die  Fonn  von  blossen  BBeschL 
gibt.  Wenn  die  eidg.  Räte  in  Anwendung  des  Art.  23  der  BV  BSub- 
ventionen  für  öffentliche  Werke  beschlossen  haben,  so  sind  die  betr. 
BBeschL  stets  als  solche  von  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur  be- 
trachtet und  deshalb  dem  Referendum  nicht  unterstellt  worden. 

B  1878  UI  334. 

Die  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  (Klein)  beantragte  in  ihrem 
Ber.  vom  15.  Juli  1878  mit  dem  BR  Aufnahme  des  Referendums- 
vorbehalts, sie  führt  aus: 

So  sehr  und  so  bestimmt  wir  bestreiten,  dass  eine  BSubvention 
der  Gotthardbahn  als  eine  Verf- Verletzung  angesehen  werden  kann,  so 
sehr  müssen  wir  zugeben,  dass  die  Schweiz.  Eisenbahngesetzgebung  den 
Grundsatz    aufstellt,    es  sei   der  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  im 

1)  Im  Ber.  der  Minderheit  der  Ständer.  Komm,  vom  16.  Aug.  1878  (Kopp) 
findet  sich  dagegen  die  Stelle:  Man  kann  nicht  bestreiten,  dass  ein  Subven- 
tionsbeschluss  im  Belange  von  mehreren  Millionen  Franken  allgemein  ver- 
bindlicher Natur  ist.  Wir  wössten  in  der  Tat  nicht,  welcher  Beschluss  noch 
allgemein  verbindlich  wäre,  wenn  nicht  derjenige,  wodurch  der  Bund  mit 
Millionen  belastet  wird.  Dass  die  BV  das  Finanzreferendum  nicht  zulasse,  ist 
völlig  unrichtig;  das  Gegenteil  ergibt  sich  aus  den  Beratungen  der  eidg.  Räte 
über  die  BV-Kevision  in  den  Jahren  1871/72  und  1873/74.  B  1878  III  620. 
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Gebiete  der  Eidg.  den  Kantonen,  bezw.  der  Privattiitigkeit  überlassen. 
Darin  liegt  aber  implicite  auch  die  Bestimmung,  dass  den  schweif. 
Eisenbahnen  von  Seite  des  Bundes  keine  andern  Begünstigungen  zu 
Teil  werden  dürfen,  als  solche,  welche  in  den  betr.  Ges,  selbst  nieder- 
gelegt sind.  Es  unterliegt  zwar  keinem  Zweifel,  das«  die  eidg,  RÄte 
jeden  Augenblick  berechtigt  sind,  diese  gesetzliche  Bestimmung  zu 
ändern  oder  für  einzelne  AusnahmsföUe  zu  modifiziren,  und  zwar  nicht 
blos  auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung,  sondern  auch  auf  dem  Wege 
der  BBeschl.  Aber  gerade  dadurch,  dass  durch  solche  BBesühl.  bis- 
herige gesetzliche  Bestimmungen  in  Beziehung  auf  unser  Eisenbahn- 
wesen modifizirt  werden,  treten  sie  in  die  Kategoiie  allgemein  verbi  Eid- 
licher Beschl.  und  unterliegen  gleich  den  Ges.  dem  fakultativen  Refe- 
rendum. B  1Ö78  ril  334. 

III.  Bimdes-Yerordniug. 

246«  In  Art.  4  des  BG  über  das  Postregal  vom  4,  Juni  1849 
(A.  S.  I  99,  Wolf  I  501)  ist  vorgesehen,  dass  für  die  regelmäsaigti 
periodische  Beförderung  von  Personen  und  deren  Gepäck  der  BR 
auf  bestimmte  Zeit  gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  besondere  Kon- 
zessionen erteilen  kann,  und  zwar  in  der  Meinung,  dass  die  Be- 
dingungen, von  denen  die  Konzessionen  abhängig  gemacht  werden, 
in  dem  darüber  auszufertigenden  Patent  genau  bezeichnet  werden 
sollen,  und  mit  dem  Vorbehalt  der  Möglichkeit  des  augenblicklichen 
Rückzuges  der  Konzession,  wenn  der  Inhaber  diese  Bedingungen 
verletzen  oder  sich  sonst  eine  (Jefährde  zu  schulden  kommen  lassen 
sollte. 

Die  Summe  dieser  Bedingungen  war  bis  zum  Jahr  1861  durch 
ein  bundesr.  Regulativ  über  die  Erteilung  von  Postkonzessionen 
vom  8.  Sept.  1849  (A.  S.  I  156),  revidirt  den  28,  Nov.  1851  (A,  S. 
II  601),  festgesetzt  worden,  welchem  den  24.  Dez.  1861  eine  a Ver- 
ordnung über  die  Konzessionen  der  Dampfboote »  (A.  S.  VII  8fi) 
folgte.  Diese  Verordnung  ist  des  öftdVn  revidirt,  spät<n^  auch  ersetzt 
worden  durch  eine  Verordnung  vom  27.  März  1874  (A.  S.  XI  549); 
die  in  Kraft  bestehende  Verordnung  datirt  vom  24.  Nov.  1882  (A.  S. 
n.  F.  VI  593,  Wolf  I  683).  Eine  letzte  Ergänzung  und  Aendermig 
(Art.  20,  23)  erfuhr  dieselbe  durch  BRBeschl.  vom  20.  Juni  1887 
(A.  S.  n.  F.  X  112).  Durch  diesen  BRBeschl.  wurden  dieDampfboot- 
Unternehmungen  verpflichtet:  zur  Einrichtung  des  direkten  Personen- 
und  Güterverkehrs  mit  den  Eisenbahnen  Hand  zu  bieten,  und  die 
Aufstellung  der  Taxen  nicht  nur  für  den  Personenverkehr,  gondern 
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auch  für  den  Güterverkehr  der  Genehmigung  des  eidg.  Post-  und 
Eiseubahndepartements  zu  unterbreiten;  endlich  erhielt  dieses  eidg» 
'Departement  das  Recht,  von  allen  auf  die  Organisation  und  den 
Betrieb  der  Dampfscbiiiuntemehmungen  bezüglichen  Akten  und 
Verträgen  Einsicht  zu  nehmen. 

Teilweise  war  dieser  BRBeschl  vom  20.  Juni  1887  veranlasst 
worden  durch  das  Verhalten  der  Schweiz.  Nordostbahngesellschaft 
gegenüber  der  BBehörde.  B  1888  ll  924. 

Die  wiederholten  Gesuche  aber  um  Wiedererwägung  des  BR- 
Beschl., welche  die  Schweiz.  Nordostbahngesellschaft  und  die  Direk- 
tion der  Dampfbootgesellschaffc  auf  dem  Untersee  und  Rhein  ein- 
reichten, lehnte  der  BR  im  gl.  Jahre  (vgl,  Beschl.  d.  BR  vom  15.  Nov. 
1887)  ab  in  Erwägung,  dass  durch  den  BRBeschl.  weder  die  verf-mässig 
garantirte  Gewerbefreiheit  verletzt  werde,  noch  Art.  4  des  Post- 
regalgesetzes, insbesondere  da  in  dem  zitirten  Art.  4  die  Aufstellung 
der  Bedingungen,  an  welche  die  Konzessionen  geknüpft  werden  sollen  ^ 
ohne  jede  Beschränkung  vorbehalten  wird  und  der  BR  gewillt  ist,  sein 
Recht,  diese  Bedingungen  aufzustellen  wie  bisanhin,  innert  den  Gren- 
zen, welche  durch  die  öffentlichen  Verkehrsinteressen  gezogen  sind^ 
auch  fernerhin  geltend  zu  machen,  wobei  er  jederzeit  sich  wird  an- 
gelegen sein  lassen,  allen  Verhältnissen  die  gebührende  Rechnung 
zu  tragen.  B  1888  IV  616. 

Die  BVers.,  an  welche  sich  hierauf  die  Schweiz.  Nordostbahn- 
gesellschaft beschwerend  wandte,  trat  auf  die  Beschwerde  mit  Be- 
schluss  vom  28.  März,  11.  April  1889  nicht  ein;  sie  anerkannte  damit 
die  Rechtsbeständigkeit  der  vom  BR  den  20.  Juni  1887  beschlossenen 
Aenderung  der  Verordnung  über  die  Eonzessionen  der  Dampfschiff- 
untemehmungen.*)  üebers.  Verh.  d.  BVers.  April  1889,  No.  24. 

Der  BR  begründete  die  rechtliche  Giltigkeit  seines  Beschl.  vom 
20.  Juni  1887  in  seinem  Ber.«an  die  BVers.  vom  9.  Nov.  1888  über 
die  Beschwerde  der  Direktion  der  Schweiz.  Nordostbahn  in  folgender 
Weise: 

I.  Was  die  Verweisung  auf  den  Art.  81  der  BV  betrifft,  so  sind 
in  diesem  Artikel  selbst,  unter  litt,  e,  besondere  Verfügungen  der  kom- 

>)  Im  gleichen  BBeschl.  vom  28.  März,  11 .  April  1889  wurde  der  HB  ein- 
geladen, darüber  Bericht  und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  ein  Ges.  über  den 
Dampfschiffbetrieb,  sowie  über  die  RechtsverhSltnifise  des  Personen-  und  Güter- 
transportes zu  erlassen  sei  (Postl-Slg.  n.  F.  415).  Dieser  Ber.  steht  zur  Zeit 
noch  aus. 
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Petenten  Behörden  ausdrücklich  vorbehalten,  und  es  ist  schon  oft  Ton 
der  BVers.  der  Grundsatz  anerkannt  worden,  dass,  wenn  diese  Ver- 
fiigangen  im  öffentlichen  Interesse  liegen  und  sie  nicht  gegen  Rinzelne* 
sondern  auf  das  betr.  Gewerbe  im  Allgemeinen  gerichtet  und  fflr  Jeder- 
mann gleichmässig  geltend  seien,  dai'in  eine  Verletzung  der  Ciewerbe- 
freiheit  nicht  liegen  könne.  Die  beanstandeten  Verfugungen  treffen  alle 
Dampfschiffnnternehmungen,  welche  mit  der  Personenbeförderung  sich 
abgeben ;  dass  sie  auf  diejenigen,  welche  nur  Güter  transportiren,  keine 
Anwendung  finden,  ist  keine  Rechtsverkürzung  der  erstem,  denen  es 
ja  vollständig  freisteht,  durch  den  Verzicht  auf  die  Konzession  Tür  den 
Personentransport  davon  sich  zu  befreien. 

II.  Die  gesetzliche  Unterlage  für  den  Beschl.  des  BR  fehlt  eben- 
falls nicht.  Der  BR  muss  mit  aller  Entschiedenheit  der  Behauptung 
entgegentreten,  dass  die  Bedingungen,  unter  welchen  laut  Art.  4  des 
BG  über  das  Postregale  Dampfschiffkonzessionen  erteilt  werden  dürfen, 
nur  im  Sinn  der  Wahrung  der  postfiskalischen  Interessen  zu  verstehen 
seien.  Das  Recht  zum  regelmässigen  periodischen  Personen transport  ist 
ein  Regalrecht  des  Bundes.  Niemand  hat  ein  Recht  darauf,  dass  ihm 
dieses  Regal  für  irgend  einen  Teil  des  Schweiz.  Gebietes  aV>getreten 
werde.  Die  Konzession  ist  ein  Akt  der  freien  Entschliessung  dei*  kom* 
patenten  Behörden  und  kann  daher  erteilt  oder  verweigert  werden. 

Der  BR  kann  also  die  Reklamation  der  Nordostbahn  dadurch  er- 
ledigen,  dass  er  die  bestehende  Konzession  nicht  mehr  ernenert  und 
damit  tatsächlich  den  Personenverkehr  der  Nordostbahn  in  die  Grenzen 
der  Eisenbahn konzession  zurückweist,  die  in  R^manshorn  gesteckt  sind . 
Es  steht  ihm  aber  auch  frei,  anders  vorzugehen  und  die  Konzasalon 
unter  den  Bedingungen  zu  erteilen,  die  ihm  im  öffentlichen  Interesse 
nötig  erscheinen. 

In  diesem  Falle  hat  die  Nordostbahn  das  unbedingte  Recht,  diese 
Bedingungen  und  damit  auch  die  Konzession  abzulehnen.  Das  ist  die 
vei-f-gernüs  allein  richtige  Interpretation  des  Art.  4  des  Postregales.  Die 
Nordostbahn  dagegen  setzt  es  als  selbstverständlich  voraus,  das^  ihr  der 
Bund  eine  Konzession  zu  erteilen  habe,  und  wenn  hiefür  Bedingungen 
aufgestellt  werden,  so  soll  sich  der  Bund  darüber  ausweisen,  dass  die- 
selben gerechtfertigt  seien.  Diese  durchaus  unhaltbare  Theorie  l^eseitigt 
das  verf-mässige  Regalrecbt  kurzweg.  Der  BR  hält  an  dem  Gi^undsatze 
fest,  dass  die  Konzessionserteilung  ein  Akt  der  einseitigen  Entschliessunii^ 
ist,  und  dass  daher  der  BR  jede  Konzession  verweigern  kann,  wenn  die 
von  ihm  gestellten  Bedingungen  nicht  angenommen  werden.  So  lange  diesp 
Bedingungen  nicht  gesetzlich  normirt  sind,  hat  die  BBehörde  volle  Frei- 
heit, dieselben  in  Wahrung  aller  öffentlichen  Interessen  festzustellen, 
ohne  dabei  durch  ein  Einspruchsrecht  des  Konzessionsbewerbers  gebunden 
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zu  sein.  Dieses  Einspruchsrecht  steht  nur  der  BVers.  als  Aufsicht!»- 
behörde  zu;  die  Erteilung  und  Verweigerung  der  Konzesjiion  ist  keine 
Frage  des  Rechtes,  sondern  der  Administration.  Der  BR  hat  aber  durch 
den  Beschl.  vom  20.  Juni  1887  die  öffentlichen  Verkehrsinteressen 
durchaus  gewahrt,  wie  er  es  schon  in  frühern  Fällen  getan  hat.  Die 
Bedingungen  der  Konzessionen  sind  keineswegs  bis  zum  neuesten  Bescbl. 
von  1887  stabil  geblieben,  sondern  im  Laufe  der  Zeit  den  Verhältnissen 
aigepasst  worden.      • 

Schon  in  der  Verordnung  von  1861  traten  zu  den  Bestimmungen 
postfiskalischer  Natur,  auf  welche  die  Regulative  von  1849  und  1851 
sich  allerdings  beschränkt  hatten,  Vorschriften,  welche  man  den  fort- 
schreitenden Bedürfnissen  des  Verkehrs  schuldete.  Jede  neue  Revision 
ist  in  Wahrung  der  c  Interessen  des  Publikums  >  weitergegangen ;  die 
Vorschriften,  dass  die  Dampfschiflfunternehmungen  ihre  Fahrpläne  den- 
jenigen der  Eisenbahnen  anzupassen,  wie  oft  sie  die  Stationen  zu  be- 
dienen haben,  dass  gedeckte  Warträume  erstellt  werden  sollen,  die  Be- 
stimmungen betr.  die  Militärtransporte,  die  Ruhetage  der  Angestellten,, 
das  Verbot  des  Engagirens  von  Reisenden  auf  den  Schiffen,  und  dann 
endlich,  im  Jahre  1882,  die  Inanspruchnahme  der  Prüfung  der  Tarife  und 
Genehmigung  allfälliger  Taxerhöhungen  im  Personen-  und  Gepäckverkehr 
haben  nichts  mehr  mit  den  postfiskalischen  Interessen  zu  tun,  und  sie 
stehen  den  Vorschriften  zur  Wahrung  dieser  nicht  weniger  ferne,  als 
der  Inhalt  des  Beschl.  vom  20.  Juni  1887.  Dieser  ist  angefochten, 
weil  er  sich  mit  der  Regelung  des  Güterverkehrs  beschäftige ;  aber  Be- 
stimmungen, welche  auf  diesen  sich  bezogen,  fanden  sich  auch  schon 
vorher:  die  Unterstellung  des  Dampfschiffverkehrs  unter  die  Fracht- 
rechtgesetzgebung war  nicht  auf  den  Personentransport  beschränkt,  sie 
umfasste  notwendig  auch  den  Güterdienst ;  die  Militärtransporte,  welche 
im  Jahre  1882  einläslich  reglementirt  wurden,  haben  auch  Gütertransporte 
zum  Gegenstand,  und  der  Ausschluss  der  der  Selbstentzündung  oder  der 
Explosion  unterworfenen  Gegenstände  vom  Dampfscbififverkehr  ist  den 
reglementarischen  Bestimmungen  über  den  Güterdienst  der  Eisenbahnen 
entnommen. 

B  1888  IV  612,  532;  die  Zweckmässigkeit  des  BRBeschl.  vom  20.  Juni 
1887  hat  übrigens  schon  die  Geschäftsprüfungskomm.  des  NR  in  ihrem 
Ber.  vom  19.  Mai  1888  ausdrücklich  anerkannt,  B  1888  UI  271. 

247.  Der  BR  hatte  in  seinem  Entw.  eines  BG  betr.  die  Wasser- 
baupolizei im  Hochgebirge  vom  6.  März  1876  als  Art.  9,  Abs.  2  die 
Vorschrift  aufgenommen: 

Der  BR  erlässt  die  Vollziehungsverordnungen,   welche  er  für 

die  Ausübung  der  (in  diesem  BG  vorgesehenen)  Kontrole  für  nötig 

erachten  wird. 
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Der  StR  setzte  in  Art.  13  seines  Beschl.  vom  14.  Dez.  1876 
über  diesen  Entw.  fest: 

Der  BR  erlftsst  die  zur  Vollziehung  dieses  Gesetzes  nötigen 
Verordnungen. 

Auf  Antrag  der  Komm,  des  NR  wurde  diese  Bestimmung  ge- 
strichen; sie  findet  sich  nicht  im  BG  vom  22.  Juni  1877. 

Im  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  22.  Mai  1877  (Suter)  wird 
der  Streichungsantrag  wie  folgt  begründet: 

In  vorliegender  Materie  sind  die  Kantone  die  zunächst  Beteiligten? 
sie  haben  für  die  Ausführung  des  Gesetzes  zu  sorgen  und  sollen  daher 
auch  nach  Art.  7  des  Entw.  (Art.  7  des  Gesetzes)  die  hiefür  nötij^en 
Gesetze  und  Verordnungen  erlassen.  Es  kann  also  dem  Bunde  nicht  melir 
weiter  zustehen,  auch  noch  von  sich  aus  gleiche  Verordnungen  zu  dem 
gleichen  Zwecke  zu  erlassen,  sondern  es  soll  vielmehr  das  BG  und  nur 
das  BG  alle  diejenigen  Bestimmungen  enthalten,  welche  in  der  Befugnis 
und  in  dem  Interesse  des  Bundes  liegen,  und  damit  ist  seine  Komjjftena 
erschöpft  und  seinen  Interessen  ein  vollkommenes  Genüge  geleistet.  Diese 
Anschauung  muss  für  um  so  richtiger  gelten,  als  die  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, welche  die  Kantone  zu  erlassen  haben,  dem  BR  zur  Geneh- 
migung vorgelegt  werden  müssen,  und  er  keine  andere  Gelegenheit  bat, 
dasjenige,  was  etwa  fehlen  sollte,  zu  ergänzen,  und  dabei  zugleich  auch 
die  speziellen  Verhältnisse  zu  berücksichtigen,  während  das  bei  einer 
allgemeinen  bundesr.  Verordnung  nicht  möglich  ist.  ß  1877  111  37, 

Den  8.  März  1879  erliess  der  BR  eine  Vollz-Verordn.  zum  BG 
vom  22.  Juni  1877;  vgl.  A.  S.  n.  F.  IV  33. 

248.  Das  BG  betr.  gebrannte  Wasser  vom  23.  Dez.  1886 
bestimmt  in  Art.  18,  Abs.  8,  A.  S.  n,  F.  X  65,  Wolf  I  964: 

Das  von  dem  BGer.  und  den  Schätzungskomm.  (in  Ent^chMi- 
gungsprozessen  der  Brennereieigenttimer)  einzuhaltende  Veifabron 
wird  durch  eine  besondere,  von  dem  BGer.  aufzustellende  Verord- 
nung geregelt,  für  welche  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1850,  betr.  die 
Abtretung  von  Privatrechten,  als  Grundlage  zu  dienen  hat. 

Vor  Festsetzung  dieser  vom  BGer.  zu  erlassenden  Verordnung 
sprach  sich  das  BGer.  über  die  Frage  aus,  wie  weit  sein  Verord- 
nungsrecht reiche.  In  einem  Schreiben  vom  21.  Mai  1887  an  den 
BR  bemerkt  das  BGer.: 

Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  bezieht  sich  das  Verord- 
nungsrecht des  BGer.  blos  auf  das  Verfahren  der  Schätzungskomm. 
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und  des  BGer.,  also  auf  das  Verfahren,  welches  Platz  zu  greifen 
hat,  nachdem  Prinzip  oder  Mass  der  Entschädigungspflicht  zwischen 
den  Parteien  streitig  geworden  sind  und  die  Sache  bei  der  Schätzungs- 
komm,  anhängig  gemacht  worden  ist. 

Diesem  Verfahren,  dem  eigentlichen  Prozess,  muss  aber  unseres 
Erachtens  nach  Sinn  und  Geist  des  Gesetzes  ein  anderes  Verfahren 
zum  Zwecke  der  Ausmittlung  der  Entschädigungsansprachen  und 
ihrer  Forderungen  vorhergehen,  ein  Aufgebotsverfahren  mit  Prä- 
klusivtermin,  ähnlich  wie  es  in  Expropriationssachen  durch  die 
1  Hanauflage  eingeleitet  wird.  Das  Gesetz  spricht  zwar  von  einem 
Aufgebotsverfahren  ausdrücklich  nicht,  und  es  lässt  sich  daher  die 
Ansicht  vertreten,  dass  von  einem  solchen  überhaupt  Umgang  ge- 
nommen und  es  den  Brennereibesitzern  überlassen  werden  müsse, 
mi±  entweder  mit  dem  Bunde  gütlich  zu  verständigen  oder  ihre 
Eiitschädigungsforderungen  zu  der  ihnen  beliebigen  Zeit  binnen  der 
ordentlichen  Verjährungsfrist  einzuklagen.  Mit  Sinn  und  Geist  des 
i  icsetzes  ist  indes  diese  Ansicht  nicht  wol  vereinbar,  da  dem  Gesetz- 
^^eber  offenbar  nicht  nur  rücksichtlich  des  Prozesses,  sondern  auch 
rücksichtlich  des  demselben  vorangehenden  Verfahrens  die  Analogie 
der  Expropriation  vorgeschwebt  hat. 

Das  Gesetz  scheint  überhaupt  von  dem  Gedanken  auszugehen. 
es  liege  hier  ein  der  Expropriation  ähnlicher  Eingriff  der  Staats- 
gewalt in  private  Vermögenssphären  vor,  und  es  sei  daher  Sache 
dea  Staates,  die  Initiative  zur  Ausmittlung  der  Entschädigungsbe- 
reehtigten  und  Feststellung  der  Entschädigung  zu  ergreifen.  Ist 
das  richtig,  hat  also  das  Aufgebotsverfahren  stattzufinden,  so  bedarf 
dasselbe  der  Regelung  im  Verordnungswege;  es  muss  bestimmt 
werden,  wer  das  Aufgebot  (die  Aufforderung  an  die  Beteiligten, 
ihre  Forderungen  anzumelden)  zu  erlassen  hat,  in  welcher  Weise 
dasselbe  zu  publiziren  ist,  welche  Frist  den  Ansprechern  zu  geben 
ist,  in  welcher  Form  diese  ihre  Forderungen  anzumelden  haben, 
welches  die  Folgen  der  Fristversäumnis  sind  u.  s.  w. 

Ist  nun  hierüber  in  der  vom  BGer.  nach  Art.  18  zu  erlas- 
senden Verordnung  das  Nötige  zu  bestimmen  oder  ist  die  Kom- 
l^^tenz  hiezu  dem  BR  vorbehalten?  Nach  Ansicht  des  BGer.  dürfte, 
trotz  des  restrikten  Wortlautes  des  Art.  18,  die  Kompetenz  des 
EGer.  begründet  sein,  da  das  Verfahren  vor  Schätzungskomm.  und 
BGer.  mit  dem  vorhergehenden  Verfahren  sachlich  enge  zusammen- 
liiingt  (schon  mit  Rücksicht  auf  die  Frage,  wer  die  Sache  bei  der 
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Schätzungskomm.  anhängig  zu  machen  habe).  Da  aber  BR  und 
BGer,  offenbar  übereinstimmend  vorgehen  müssen,  so  ersucht  das 
BGer.  vom  BR  Auskunft  darüber,  ob  der  BR  mit  dieser  dargelegten 
Ansicht  des  BGer-  einig  gehe,  oder  ob  der  BR  für  sich  die  Kom- 
petenz zur  Normirung  der  erwähnten  Punkte  in  Anspruch  nimmt, 
oder  ob  vielleicht  der  BR  die  Ansicht  vertritt,  es  sei  ein  Aufgebots- 
verfahren überhaupt  nicht  einzuleiten. 

Der  BR  erklärte  sich  mit  der  mitgeteilten  Ansicht  des  BGer. 
einverstanden,  und  das  BGer.  erliess  sodann  den  30.  Sept.  1887,  auf 
Grundlage  des  BG  betr.  Abtretung  von  Privatrechten  vom  1.  Mai 
1850,  sowie  des  Regl.  zu  demselben  vom  22.  April  1854  die  Ver- 
ordnung betr.  Ausführung  des  Art  18  des  BG  über  gebrannte  Wasser 
vom  23.  Dez.  18S6,  A.  S:  n.  F.  X  269,  Wolf  1  967. 

B  1888  II  409;  vgl.  1887  IV  117. 

IT.  Aathentische  fiesetzesiiiterpretatioBeB. 

249,  Das  eidg.  BStaatsrecht  kennt  die  Institution  der  authen- 
tischen Interpretationen  von  Gesetzen  nicht;  über  die  Meinung  und 
die  Bedeutung  gesetzlicher  Bestimmungen  wird  im  Falle  Wider- 
spruches immer  anläslich  konkreter  Fälle  auf  dem  Rekurswege  ent- 
schieden.   Dieses  Verfahren  hat  sich  bewährt. 

,  BFl  in  seiBem  Ber.  an  die  BVers.  vom  13.  Dez.  1886  gegenüber  dem  Be- 
gehren der  Zuger  Reg.  Art.  33  des  Eisen bahngesefczes  betr.,  B  1886  III 1331. 
üebex  die  Petition  des  J.  Geiser  in  Aar  bürg,  um  authentische  Interpre- 
tation von  eidg.  OK,  Art.  882,  Abs.  3  schritt  die  BVers.  den  26.  Juni  1885 
zur  T^igt^Jrorfnnng-,  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1885.  No.  26. 

2300'  Der  BR  erliess  den  4.  Jan.  1881  folgende  Interpretation 
des  BG  vom  19.  Dez.  1879  betr.  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken: 

1,  ner  Art,  4  dieses  Gesetzes,  wonach  Anfangsbuchstaben  einer  Ge- 
sch&ftstirma,  sowie  Zeichen,  die  ausschlieslich  aus  Zahlen,  Buchstaben 
oder  Worten  bestehen,  nicht  genügen,  um  eine  Marke  zu  bilden,  bezieht 
sich  nicht  auf: 

a.  Personennamen,  zu  deren  Gebrauch  der  Hinterleger  berechtigt  ist; 

b.  Ziffern,  Buchstaben  und  Worte,  sofern  dieselben  durch  Zeichnung 
oder  eigentümliche  Form  von  andern  leicht  zu  unterscheiden  sind. 


V)  Ueber  die  Rechtsbeständigkeit  dieses  Beschl.  des  BR  vgl.  BGer-Entsch. 
1884  X  365;  *Uebrigene  dürfte  sehr  fraglich  sein,  ob  dieser  BR-Beschl.  nicht, 
weil  mit  Art  4  d^  Markenschutzgesetzes  in  unvereinbarem  Widerpruch  stehend, 
ungiltig,  und  daher  vom  Richter  nicht  zu  beobachten  sei»;  König,  im  «Journal 
dn  droit  international  ^  (Clumet)  X  594,  Meili,  Das  Markenstrafrecht  (1888)  S.  20. 
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2.  Das  eidg.  Amt  für  Fabrik-  und  Handelsmarken  ist  ermächtigt,  aus- 
nahmsweise auch  als  Marken  anzunehmen: 

a.  Benennungen,  welche  der  Hinterleger  für  seine  Erzeugnisse  zuerst 
angewendet  hat; 

b.  bei  Uhren,  Bijouterien  u.  s.  w.  sehr  kleine,  aus  Anfangsbuchstaben 
bestehende  Stempel, 

sofern  jene  Marken  (a  und  b)  schon  vor  dem  1.  Okt.  1879  in  einem 
andern  Lande  hinterlegt  worden  sind,  und  ohne  Nachteil  des  Berech- 
tigten nicht  geändert  werden  könnten.  A.  S.  n.  F,  V  279. 
Mit  Inkrafttreten  des  BG  betr.  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, der  Herkunftsbezeichnungen  von  Waaren  und  der  gewerblichen 
Auszeichnungen  vom  26.  Sept.  1890  (A.  S.  n.  F.  2  S.  II  1)  ist  der 
Interpretationsbeschl.  des  BR  vom  4.  Jan.  1881  dahingefallen. 

251.  Den  4.  Nov.  1890  fasste  der  BR  einen  Beschl.  betr. 
Interpretation  von  Art.  1,  Zifif.  5  der  Militär-Strafgerichtsordnung 
vom  28.  Juni  1889,  und  zwar  des  Inhalts: 

Der  Art.  1,  Ziff.  5  der  Militärstrafgerichtsordnung  ist  nicht 
anwendbar  auf  solche  Fälle,  in  welchen  militärische  Obere  oder 
militärische  Behörden  sich  durch  Zeitungsartikel,  welche  ausserhalb 
des  Dienstes  publizirt  werden,  beschimpft  oder  verleumdet  glauben, 
die  Beleidigten  haben  vielmehr  in  solchen  Fällen  den  Weg  der  Klage 
vor  den  bürgerlichen  Gerichten  zu  betreten.  B  1890  IV  J748. 

252.  Domenico  Mariotto,  Buchdrucker  in  Locarno,  stellte  das 

Begehren  einer  authentischen  Interpretation  des  Art.  55  der  BV 

durch  die  BBehörden,  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  alle  Urteile  der 

kantonalen  Gerichte  in  Pressachen  der  Kontrole  einer  BBehSrde  zu 

unterstellen  seien.    Mit  Rücksicht  auf  die  vom  BGer.  seit  einem 

Urteil  vom  3.  Juni  1876  in  Sachen  Stucki  vertretene  Praxis  (BGer- 

Entsch.  II 192,  Erw.  3)  lehnten  sowol  der  BR,  wie  die  BVers.,  jener 

den  15.  Juli,  diese  den  17.  Dez.  1879,  das  Eintreten  auf  das  gestellte 

Begehren  ab. 

B  1880  II  632;   Ber.  des  BR  an  die  BVers.  vom  15.  Aug.  1879  in  dieser 
Angelegenheit,  B  1879  III  241. 

T.  Schntz  wolerworbener  Rechte. 

253.  Das  BG  vom  22.  Juni  1882  betr.  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  von  Zündhölzchen  hob  dasjenige  vom  23.  Dez.  1879 
betr.  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Phosphor-Zündhölzchen 
und  Phosphor-Streichkerzchen  auf,  welches  die  Fabrikation,  die  Ein- 
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fuhr  und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen  und  Streichkerzchen,  bei 
denen  gelber  Phosphor  zur  Verwendung  kommt,  verboten  hatte^ 
A,  S.  n.  F.  VI  499.  Den  19.  April  18S3  gelangten  E.  Bohy  und 
Brack,  Zündhölzchen-Fabrikanten,  mit  einem  Entschädigungsgesuch 
an  die  BVers.  für  den  durch  Aufhebung  des  BG  von  1879  ihnen 
entstandenen  Schaden.  Auf  Antrag  des  BR,  der  weder  aus  Rechts- 
gründen, noch  aus  Billigkeitsrücksichten  das  Gesuch  empfehlen 
konnte,  wies  die  BVers.  den  27.  Juni,  5,  Juli  1883  das  Gesuch  ab. 

Der  BR  führt  in  seinem  Ber.  vom  L  Juni  1883  aus: 

Die  Fi*age,  ob  der  Staat  entschädigungspflichtig  sei,  ist  zu  verneinen. 
Die  Entschädigungspflicht  des  Staates  kann  im  Vefhilltnis  zu.  den  Privaten 
erst  dann  eintreten,  wenn  er  deren  v^ol  erworbene  Rechte  schmälert. 
Wolerworbene  Rechte  sind  begriflfsgemäs  bestimmten  Personen  zn  eigenem 
und  selbständigem  Gebrauche  verliehen.  Der  Vorteili  welcher  unter  der 
Herrschaft  einer  gesetzlichen  Bestimmung  von  einem  Jeden,  der  sich 
den  betr.  Bedingungen  unterziehen  will,  für  sich  erreicht  werden  kann, 
bildet  aber  nicht  das  private  Recht  irgend  eines  Bürgers^  es  fehlt  ihm 
der  Charakter  der  Selbständigkeit  und  Besonderheit,  Wenn  daher  der 
Staat  die  gesetzlichen  Bedingungen  einer  Privattätigkeit  früher  oder 
später  abändert,  so  kann  daraus  wol  dem  Einzelnen  ein  Schaden  er- 
wachsen, es  steht  jedoch  dem  Staat  nicht  ein  Sonderrecht  des  Einzelnen 
gegenüber,  welches  er  nur  gegen  Entschädigung  aufzuheben  befugt  wäre. 
Ein  Privatrecht  der  Petenten  ist  nicht  verletzt  worden. 

B  1883  ni  152^.  1884  11  li9. 

YI.  Der  Zeitpimkt  des  Inkrafttretens. 

254.  Der  BR  vertrat  im  Jahre  1874  die  Ansicht: 

1.  Das  Datum,  mit  welchem  ein  BG  oder  ein  BBesehL  von 
allgemeinerer  Bedeutung  und  nicht  dringlicher  l^atur  als  in  Kraft 
tretend  anzusehen  ist,  ist  dasjenige,  unter  welchem  die  Volksab- 
stimmung stattgefunden  hat,  oder  mit  welchem  —  im  Falle  des 
Nichtgebrauchs  des  Referendums  —  die  für  dessen  Ansübung  fest- 
gesetzte neunzigtägige  Frist  abläuft;  in  welchem  letztern  Füll  das 
Volk  und  die  Kantone  angesehen  werden,  als  haben  sie  auf  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  verzichtet  und  ihrerseits  die  ächlussnahme 
der  BVers.  adoptirt. 

2.  Die  Form,  in  welcher  dieses  Datum  in  der  Gesetzessamm- 
lung festgestellt  und  publizirt  werden  soll,  ist  nicht  die  einer  ein« 
fachen  Anzeige,  dahinlautend,  dass  ein  Gesetz  oder  Beschluss,  unter 
dem  und  dem  Datum  in  Kraft  getreten  ist,  sondero  diese  Proniul- 
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gation  soll  in  der  Form  eines  Beschl.  des  BR,  der  das  Inkmfttreten 
des  betr.  Legislativ-Erlasses,  anordnet,  stattfinden.  B  1875  II  32. 
Die  BVers.  aber  beschloss  den  1.  Juli  1875,  entsprechend  dem 

Antrag  der  Ständer.  Komm,  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  im 

Jahre  1874: 

1.  Der  BR  wird  eingeladen,  bei  seinen  Beschlussfassungen 
über  das  Inkrafttreten  von  BG  als  Regel  festzuhalten,  dass  der 
Beginn  der  Vollziehbarkeit  nicht  auf  einen  der  Bekanntmachung 
der  bezüglichen  BR-Beschlüsse  vorausgehenden  Zeitpunkt  fest- 
gesetzt werde. 

2.  Der  BR  wird  eingeladen,  bei  Abschluss  von  Staatsver- 
trägen überall  da,  wo  nicht  besondere  Gründe  ein  anderes  Ver- 
fahren als  wünschenswert  erscheinen  lassen,  dahin  zu  wirken, 
dass  die  Vollziehbarkeit  dieser  Verträge  nicht  in  einem  frühem 
Zeitpunkte  als  dem  der  Bekanntmachung  des  Austausches  der 
Ratifikationen  beginne,  a.  S.  n.  F.  I  577,  Ziff.  1,  2;  B  1875  III  132. 
Der  BR  befolgt  diese  Vorschriften. 

Die  genannte  Komm,  bemerkt  in  ihrem  Ber.  vom  31.  Mai  1875: 

Es  ist  ein  unbestrittener  Satz,  (?  vgl.  BGer-Entsch.  V  528  No.  255) 
dass  kein  Gesetz  in  Wirksamkeit  treten  kann,  bevor  es  gehörig  publizirt 
ist.  Zu  einer  gehöngen  Publikation  ist  aber  nicht  blos  erforderlich,  dass 
das  Gesetz  mit  Eröffnung  der  90tägigen  Referendumsfrist  bekannt  gemacht 
wurde,  sondern  im  fernem,  dass  nach  Ablauf  dieser  Frist  das  Land  in 
Kenntnis  gesetzt  werde,  welches  Resultat  diese  Fristansetzung,  und  event. 
die  Volksabstimmung  gehabt  habe.  Nach  der  Logik  des  BR  müsste  da, 
wo  es  zu  einer  Abstimmung  kommt,  das  Gesetz,  wenn  es  bei  der  Ab- 
stimmung nicht  unterliegt,  auch  mit  dem  Tage  der  Abstimmung  in 
Wirksamkeit  treten,  obgleich  das  Resultat  erst  nach  mehreren  Tagen 
genau  ermittelt  werden  kann  .  .  .  Das  Referendumsgesetz  kann  nicht 
anders  aufgefasst  werden,  als  dass  unmittelbar  nach  Ablauf  der  90tägigen 
Frist,  wenn  die  Voraussetzungen  zu  einer  Volksabstimmung  nicht  vor- 
liegen, durch  Bescbluss  das  Gesetz  als  mit  der  Publikation  dieses  Beschl. 
Yollziehbar  erklärt  werden  solle,  nicht  aber,  dass  es  durch  diesen  nach- 
folgenden Beschl.  als  mit  Ablauf  der  90tägigen  Frist  vollziehbar  geworden 
erklärt  werden  könne  ...  B  1875  III 73. 

Hierauf  setzte  der  BR  den  7.  April  1875  grundsätzlich  fest, 
dass  BG  und  BBeschl,  gegen  welche  die  Volksabstimmung  gar  nicht 
oder  nicht  von  der  erforderlichen  Zahl  von  Stimmfähigen  verlangt 
worden  ist,  frühestens  mit  dem  Tage  nach  Ablauf  der  Referendums- 
frist als  vollziehbar  zu  erklären  seien.  b  1876  n  311- 
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255*  Art  21  des  BG  über  ...  die  Form  der  Erlassung  und 
BekanntmachuDg  von  Ges.  und  Beschl.  vom  22.  Dez.  1849  (A.  S.  I  2S3, 
Wolf  1  36)  bestimmt: 

Wenn  der  Termin,  mit  welchem  ein  Ges.,  eine  Verordn.  oder 
ein  Beschl.  in  Kraft  treten  soll,  in  denselben  nicht  bestimmt  ist, 
so  wird  derselbe  durch  den  BR  in  der  Vollziehungsverordnung  fest- 
gesetzt und  zwar  in  der  B^gel  auf  den  Zeitpunkt  der  Bekannt- 
machung. 

Es  steht  also  dem  BR  die  Befugnis  zu,  den  Zeitpunkt  des  In- 
krafttretens eines  Ges.  oder  BBeschl.,  wenn  in  denselben  dieser 
Zeitpunkt  nicht  bestimmt  ist,  als  Ausnahme  von  der  Regel  auch 
früher  als  auf  den  Zeitpunkt  der  Bekanntmachung  festzusetzen. 

Es  können  Verhältnisse  vorliegen,  bei  welchen  gesetzliche  Be- 
stimmungen unmittelbar  nach  getroffener  Verfügung  zur  Anwendung 
gebracht  werden  müssen,  wenn  ihr  Zweck  möglichst  vollständig  er- 
reicht werden  soll,  während  dieser  Zweck  bei  Zuwarten  mit  der 
Vollziehung  bis  nach  stattgefundener  amtlicher  Bekanntmachung 
teilweise  verfehlt  würde.  B  1880  IV  298,  lll  193. 

Den  20.  Juni  1879  kam  das  BG  betr.  Erhöhung  des  Eingangs- 
zolles auf  einzelne  Waarengattungen  zu  stände  (A.  S.  n.  F.  IV  347); 
den  25.  Juni  wurde  dasselbe  bekannt  gemacht  und  nach  Ablaut 
der  Referendumsfrist  (23.  Sept.)  gemäs  Art.  89  der  BV  durch 
Beschl.  des  BR  vom  3.  Okt.  1879  (publizirt  im  B  den  4.  Okt.)  vom 
3.  Okt.  an  als  definitiv  in  Kraft  erwachsen  und  vollziehbar  erklärt 
(B  1879  III  394).  Durch  den  drmglich  erklärten  BBeschl  vom 
20.  Juni  1879  betr.  provisorische  Anwendung  des  genannten  BG 
vom  gleichen  Tage  wurde  der  BR  ermächtigt,  die  durch  das  BG 
erhöhten  Zollansätze  sofort  in  Anwendung  zu  bringen  unter  der 
Bedingung,  dass  für  den  erhöhten  Zollbetrag  Rückerstattung  ge- 
leistet  werde,  wenn  in  einer  Volksabstimmung  das  BG  verworfen 
würde  (A.  S.  n.  F.  IV  207). 

Das  eidg.  Zolldep.  hat  hierauf  in  Gremäsheit  des  Art.  38  des  Zoll- 
ges.  (A.  S.  U  545),  wonach  dasselbe  für  die  Vollziehung  der  in  Zoll- 
sachen erlassenen  Ges.  und  Verfügungen  sorgt  und  innerhalb  der 
ihm  angewiesenen  Kompetenz  die  erforderlichen  Anordnungen  selbst 
trifi'ty  mit  Genehmigung  des  BR  vom  21.  und  24.  Juni,  das  genannte 
BG  vom  20.  Juni  mit  dem  21.  Juni  1879  an  sämtlichen  Zollstätten 
zur  Vollziehung  gebracht. 
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Gegen  dieses  Vorgehen  des  BR  beschwerten  sich  J.  Kottmann, 
Frossard  &  Cie.,  S.  Vonkilch,  Tabakfabrikanten,  bei  der  BVers., 
nachdem  auf  ihre  Beschwerden  das  BGer.  wegen  Inkompetenz  nicht 
eingetreten  war  (BGer.  Entsch.  1879  V  528).  Sie  verlangten  Rück- 
vergütung ihres  vom  21.— 25.  Juni  bezahlten  Zolles,  da  das  BG 
erst  auf  den  25.  Juni,  den  Tag  der  Publikation,  in  Vollziehung  habe 
gesetzt  werden  können.  Die  BVers.  wies  mit  Beschl.  vom  8.,  10.  Juni 

1881  die  Beschwerden,  dem  Antrag  des  BR  gemäs,  als  unbegründet  ab. 
In  seiner  Botsch.  über  die  Beschwerde  Kottmann  vom  3.  Juni 

1880  weist  der  BR  auf  folgende  entsprechende  Verfügungen  hin: 

1)  Verordnung  des  BR  betr.  Handhabung  der  Neutralität  der  Schweiz, 
resp.  Verbot  der  Ausfuhr  von  Waffen  und  Kriegsmaterial  vom 
16.  Juli  1870,  vom  BR  in  Vollziehung  gesetzt  den  18.  Juli  und 
publizirt  im  B  vom  23.  Juli. 

2)  Erhöhung  des  Ausfuhrzolles  für  Pferde  auf  Fr.  600  per  Stück, 
beschlossen  den  20.  Juli  1870  und  durch  Telegramme  vom  näm - 
liehen  Tage  an  sämtliche  Zolldirektionen  in  Vollzug  gesetzt, 
publizirt  im  B  vom  23.  Juli. 

3)  Erhöhung  des  Ausfuhrzolles  für  Pferde  auf  Fr.  800  per  Stück, 
beschlossen  den  27.  Juli  1877,  durch  Weisung  vom  nämlichen 
Tage  in  Vollzug  gesetzt  und  publizirt  im  B  vom  4.  Aug. 

B  877  III  49C. 
Botsch.  des  BR  an  die  BVers.  betr.  den  Rekurs  Kottmann  vom  3.  Juni 
1880,  B  1880  Iiri92;  Berichte  des  BR  über  die  Rekurse  Frossard  &  Cie. 
und  S.  Vonkilch  vom  9.  Nov.  1880,  B  1880  IV  295,  297.  Uebers.  Verh. 
d.  BVers.  Juni  1881,  No.  32.  B  1881  II  596;  1880  II  567. 

256.  Durch  BG  vom  22.  Juni  1882  betr.  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  von  Zündhölzchen  (A.  S.  n.  F.  VI  499)  wurde  das  BG 
vom  23.  Dez.  1879  (A.  S.  n.  F.  V  31)  aufgehoben.  Damit  fiel  das 
Verbot  der  Zündhölzerfabrikation  aus  gelbem  Phosphor  dahin. 

Sofort  nach  Erlass  des  Ges.  vom  22.  Juni  1882  liefen  beim  BR 
zahlreiche  Eingaben  ein,  welche  sich  teUs  darüber  beschwerten, 
dass  von  einzelnen  Fabrikanten,  gleich  nach  Bekanntwerden  des 
BG,  mit  der  Verarbeitung  des  gelben  Phosphors  begonnen  werde, 
teils  auch  solche,  welche  formell  die  Erlaubnis  dafür  nachsuchten. 
Der  BR  ersuchte  daher  mit  Kreisschr.  vom  4.  Juli  1882  die  KReg., 
in  den  Kantonen  bekannt  zu  machen,  dass  bis  nach  Ablauf  der 
Referendumsfrist  von  90  Tagen  das  Ges.  vom  23.  Dez,  1879  in  Kraft 
bleibe.  Diesen  Standpunkt  festhaltend,  konnte  der  BR  den  8.  Aug. 

1882  einem  Kollektivgesuch  Schweiz.  Zündholzfabrikanten  und  -Ar- 
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beiter,  dahingehend,  es  möchte  die  Fabrikation  und  der  Verkauf 
von  Zündhölzchen  mit  gelbem  Phosphor  vor  Ablauf  der  Ueferendums- 
frist  für  das  Ges.  vom  22.  Juni  1882  wenigstens  provisorisch  ge- 
stattet werden,  nicht  entsprechen.  b  1883  II  222,  1882  irr  4:^0. 

Nach  Ablauf  der  Referendumsfrist  erklärte  der  BR  mit  BescliL 
vom  10.  Okt.  1882  (publizirt  im  B  den  14.  Okt.)  das  BG  vom 
22.  Juni  in  Kraft  und  vom  10.  Okt.  1882  an  vollzieliban 

B  1692  IV  14, 

VII.  Die  Bedaktton. 

237.  Durch  BBeschl.  vom  25.  Juni  1888  wurde  der  BR  ein- 
geladen, Ber.  und  Antrag  darüber  zu  bringen,  wie  die  endgilt  ige 
Redaktion  der  BGesetze  und  die  Bereinigung  ihrer  Texte  in  den  drei 
Landessprachen  zweckmässiger  organisirt  werden  kann. 

PoBtl-Slg.  n.  F.  402 ;  B  1888  III  799,  vgl.  IBöS  III  2S4, 
Vgl.  Wünsche  und  Besohl,  des  Schweiz.  Juristenvereins:  K  Dem  Vorstand 
des  Vereins  wurde  durch  Beschl.  vom  27.  Sept.  1887  die  Frage  zur  Beant- 
wortung überwiesen:  welche  Mittel  und  Wege  geeignet  wären,  eine  genauere 
Redaktion  und  Uebereinstimmung  der  eidg.  Spezialges.  und  St  niits vertrage  her- 
beizuführen; 2.  Conklusion  vom  9.  Sept.  1890:  Der  Juristen  verein  drückt  aii- 
läslich  der  Diskussion  über  das  Paten tges.  dem  BR  den  dringenden  Wunsch 
aus,  es  möchte  im  Interesse  einer  sorgfältigen  Redaktion  der  neuen  Ge.s.  und 
der  Uebereinstimmung  der  drei  Texte  eine  eidg.  Expertenkomm.  zur  Begut- 
achtung ernannt  werden:  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht,  n.  F.  V!  660—671,  IX 
549—553;  Meili,  Die  Prinzipien  des  Schweiz.  Patentges.,  Zürich  1890»  h^n.  S.  43, 
Anm.  8,  69,  72,  73,  82;  v.  Sali s  in  «Zeitschr.  für  Schweiz.  Reeht^.  n.  F.  VTII 
410  ff.  X  384,  458. 

258.  Den  10.  Juni  1881  beschloss  der  StR  die  Annahme  der 
umgearbeiteten  Vorlage  des  BR  über  das  Obligationenrecht  vom 
10.  Mai  1881  in  globo.  Zugleich  wurde  im  Protokoll  Vormerkung 
genommen,  dass,  .wenn  in  Bezug  auf  redaktionelle,  bezw.  formelle 
Punkte  sich  nach  der  Annahme  des  Ges.  noch  Inkorrektheiten  er- 
geben sollten,  dem  BR  das  Recht  eingeräumt  sei,  dieselben  von 
sich  aus  zu  berichtigen. 

Der  NR  stimmte  den  14.  Juni  1881  dem  BeschL  des  StR  bei. 

üebers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1S81,  No.  10. 

259.  Art.  59,  Zifl.  1  des  BG  betr.  die  Beurkundung  des  Civil- 
standes  und  die  Ehe  vom  24.  Dez.  1874  wurde  in  folgender  Fassung 
von  den  eidg.  Räten  angenommen  und  im  B  den  80,  Jan.  1S75 
publizirt : 
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Von  Amtes  wegen  oder  auf  Klage  hin  sind  zu  bestrafen: 

1.  Personen,   welche    den    in    den  Art.  14,   15,    20   und   21 

vorgeschriebenen  Anzeigepflichten  nicht  nachkonunen. 

Art  21  schreibt  jedoch  keine  Anzeigepfiicht  vor  und  aus  einer 
VergleichuDg  mit  dem  entsprechenden  Art.  49  des  bundesr.  Entw. 
vom  2.  Okt.  1874  ergibt  sich  deutlich,  dass  die  Anzeige  vorhandener 
vorehelicher  Kinder  nach  Art  41  des  BG  gemeint  ist.  Der  BR  be- 
richtigte von  sich  aus  den  Art.  59,  Ziff.  1  in  dem  Sinne,  dass  er  die 
Zahl  21  durch  die  Zahl  41  ersetzte. 

B  1875  IV  1279;  auf  eine  Beschwerde  über  dieses  Vorgehen  des  BR  trat 

die  BVers.  mit  Besohl,  vom  17.  März  1876  nicht  ein,  B  1877  11  61. 

260.  Die  Vorschrift  des  Art.  20  des  B6  betr.  die  eidg.  Ober- 
aufsicht über  die  Forstpolizei  im  Hochgebirge  vom  24.  März  1876, 
welche  die  Zulässigkeit  der  Vornahme  von  Nebennutzungen  in  den 
Waldungen  festsetzt,  ist  auch  auf  diejenigen  Privatwaldungen  inner- 
halb des  eidg.  Forstgebietes,  welche  nicht  zu  den  Schutzwaldungen 
gehören,  anzuwenden.  Der  Wortlaut  des  Art.  20  redet  zwar  nur 
von  Schutzwaldungen;  dieser  Wortlaut  steht  aber  formell  im  Wider- 
spruch mit  Art.  3,  Abs.  2.  Eine  genaue  Durchsicht  der  Protokolle 
des  NR  und  StR  ergab  unzweitelhaft,  dass  die  Anführung  des  Art. 
20  in  Art.  3,  Abs.  2  richtig  ist  und  demnach  Art  20  in  genanntem 
Sinne  entgegen  seinem  Wortlaute  zu  interpretiren  ist. 

Kreisschr.  des  BR  vom  11.  Mai  1877,  B  1877  II  758,  1878  II  677 

261.  Mit  Kreisschr.  vom  29.  Juni  1877  berichtet  der  BR 
den  EReg.: 

Aus  einer  Vergleichung  des  franz.  Textes  des  BG  über  Jagd  und 
Vogelschutz  vom  17.  Sept.  1875  (Recueil  off.  n.  S.  II  26)  mit  dem 
deutschen  (A.  S.  n.  F.  11  42)  findet  sich,  dass  in  Art.  12,  Abs.  1  die 
Zeitangabe  nicht  übereinstimmend  lautet.  Der  franz.  Text:  ä  la  saison 
du  1*^  octobre  au  15  d^cembre  ist,  dem  deutschen  Text  entsprechend,  zu 
korrigiren  in  k  la  saison  du  i*'  septembre  au  15  decembre. 

B  1877  III  814;  1878  U  581.  Im  hundesr.  Entw.  yom  26.  Mai  1875  lautete 
die  Stelle:  vom  15.  Sept  bis  31.  Dez.  — B  1875  III  86.») 

»)  Es  handelt  sich  in  dem  mitgeteilten  Text  nicht  um  einen  einfachen 
Drucldehler.  Ein  ein&cher  Druckfehler  lag  vor  in  der  ersten  Ausgabe  des 
italienischen  Textes  des  BG  über  die  Fischerei  vom  18.  Sept.  1875,  Art  8 
(10.  Nov.  statt  10.  Okt);  diese  Ausgabe  war  den  4.  Dez.  1883  die  Veranlassung 
zu  einer  unrichtigen  Entscheidung  des  Tessiner  Staatsrates,  obschon  dem  Tes- 
siner  Staatsrat  bereits  den  21.  Nov.  1877  500  Exemplare  einer  «  edizione  rettifi- 
cata»  des  zitirten  BG  waren  zugestellt  worden.    B  1886  III  903. 
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261a«  Mit  Kreisschr.  vom  27.  Juli  1877  berichtet  die  BKanzlei 
den  kant.  Staatskanzleien: 

Bei  Vergleichung  des  franz.  Textes  des  BG  über  Mass  und  Ge- 
wicht vom  3.  Juni  1875  (Recueil  off.  n.  S.  I  686)  mit  dem  deutschen 
(A.  S.  n.  P.  I  752)  ergibt  es  sich,  dass  im  Art.  10,  Abs.  3  des  erstem 
bei  Wiedergabe  des  Passus :  «  Für  den  Verkauf  desselben  auf  Holzleg- 
plätzen und  in  Magazinen  sind  besondere  Massnahmen  erforderlich» 
die  Worte  «auf  Holzlegplätzen  und  in  Magazinen»  ausgefallen  sind, 
indem  es  blos  heisst :  « Pour  la  vente  on  doit  se  servir  de  cadres  sp^- 
ciaux»;  er  muss  vielmehr  lauten:  «Pour  la  vente  sur  les  places  de 
depöt  de  bois  et  dans  les  magasins  on  doit  se  servir  de  cadres  sp^ciaax.» 

B  1877  in  494. 

263«  Art.  8  des  BG  vom  19.  Juli  1872  betr.  die  eidg.  Wahlen 
und  Abstimmungen  lautete  in  der  ersten  Ausgabe  des  franz.  Textes : 

Les  ölections  au  conseil  national  et  les  votations  sur  les  changa- 
ments  k  la  Constitution  se  fönt  au  scrutin  secret^ 

während  im  deutschen  Text  zu  lesen  steht: 

....  finden    mittelst  schriftlicher    und   gebei- 
mer  Stimmabgabe  statt. 

Bei  Anlass  der  Volksabstimmung  vom  19.  April  1874  über  die 
revidirte  BV  wurde  diese  Diskrepanz  zwischen  dem  deutschen  und  frauz. 
Text  bemerkt.  Die  Freiburger  Eeg.  hatte  in  einer  Spezialverord,  vom 
16.  März  1874  auch  gedruckte  Stimmkarten  als  zulässig  erklärt  für  die 
Volksabstimmung,  gestützt  auf  den  franz.  Text  des  BGes.  Der  BR  da- 
gegen zog  in  Erwägung,  dass  der  ursprüngliche  Text  des  in  Frage 
stehenden  BG  deutsch  redigirt  war,  und  dass  daher  offenbar  im  Zweifel 
die  deutsche  Redaktion  zu  Rate  zu  ziehen  ist  und  für  die  Anwendung 
als  Regel  zu  dienen  hat. 

Der  BB  beschloss  daher  den  IL  April  1874,  den  franz.  Text 
des  Art.  8  dahin  zu  berichtigen: 

.  .  .  .  se  fönt  par  ecrit  au  scrutin  secret 

Femer  erklärte  der  BR,  dass  für  die  Volksabstimmung  vom 
19.  April  1874  nur  solche  Stimmzeddel  zulässig  sind,  auf  welchen 
das  Wort  Ja  oder  Nein  von  Hand  geschrieben  ist. 

Seitdem  aber  der  NR  im  Dez.  1875  gedruckte  Stimmzeddel  als 
zulässig  erklärt  hatte,  wird  diese  letztere  Praxis  von  den  BBehörden 

befolgt.     (Vgl.  No.  821.)  B  1875  II  606;  vgl.  1874  II  488. 

27 
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Das  B6  vom  19.  Juli  1872  ist  übrigens  nicht  nur  in  diesem 
einen  Punkte  fehlerhalt  redigirt  worden.  Den  20.  Dez.  1878  erbat 
sich  die  BVers.  vom  BR  einen  Ber.  über  die  endgiltige  Festsetzung 
des  Textes  dieses  B6;  der  BR  erstattete  diesen  Ber.  in  einer  Botsch. 
vom  6.  Juni  1879,  in  welcher  er  folgende  Punkte  hervorhebt: 

Die  Yergleichung  des  deutschen  und  franz.  Textes  hat  heraus* 
gestellt}  dass  die  franz.  üebersetzung  sich  einer  Freiheit  bediente,  wie 
sie  wol  für  einen  Bericht  annehmbar  sein  mag,  für  die  Wiedergabe  eines 
Gesetzestextes  dagegen  jedenfalls  unstatthaft  erscheint.  Es  zeigen  sich 
folgende  mehr  oder  minder  wichtige  Abweichungen: 

Art.  S,  Abs.  2.  In  Bezug  auf  En  ce  qui  conceme  les  membres 
die  Mitglieder  des  Bundesrates  und  du  Conseil  f^6ral  et  le  Cfaancelier 
den  Kanzler  der  Eidgenossenschaft  de  la  Confödäration,  sont  r^serv^es 
bleiben  die  Bestimmungen  des  Art.  2  les  dispositions  de  Part.  2  de  la 
im  BG  vom  16.  Mai  1849  über  loi  föderale  du  16  mai  1849. 
Organisation  und  Geschäftsgang  des 
Bundesrates  vorbehalten  (A.S.  1 50) 

Art.  7.    Wegen  Verletzung  der  On    peut    recourir     au    Conseil 

in  den  Artikeln   2—6  enthaltenen  föderal  contre  les  autorit^s  canto- 

Bestimmungen  ist  der  Rekurs  von  nales    pour    refus    ou  suppression 

den   kantonalen  Behörden   an  den  d'inscription,  ainsi  que  pour  toute 

Bundesrat  gestattet.  infraction  ft  la  präsente  loi.*) 

Art.    15.      Bei    einer    Gesamt-  Lors  d'un  renouvellement  inte- 

emeuerung  des  Nationalrates  k6n-  gral  du  Conseil  national,  les  fonc- 

*)  Der  BR  bemerkt  hiezu :  Nach  dem  deutschen  Text  kann  wegen  Ver- 
letzung der  in  den  Art.  2 — 6  enthaltenen  Bestimmungen  gegen  VerfÜgmigen  kan- 
tonaler Behörden  an  den  BR  rekurrirt  werden,  nach  dem  franzöeiBchen  ledig- 
lich €  pour  refiis  ou  suppression  d'inscription  ».  Nun  enthält  aber  Art.  8  eine 
Bestimmung,  welche  weder  mit  refus  noch  mit  suppression  d^inscription  etwas 
zu  tun  hat,  wol  aber  mit  einem  andern  wichtigen  Recht  des  Bürgers,  für  wel- 
ches der  deutsche  Text  den  Schutz  des  BR  sichert,  welcher  nach  dem  franz. 
Text  wenigstens  zweifelhaft  ist.  Freilich  fügt  dann  die  franz.  Üebersetzung 
nach  der  ersten  willkürlichen  Beschränkung  die  noch  willkürlichere  Erweite- 
rung bei,  für  welche  im  deutschen  Text  gar  kein  Anhaltspunkt  vorliegt,  näm- 
lich die  Worte  « ainsi  que  pour  toute  infraction  ä  la  pr^nte  loi »  und  gibt  da- 
durch wieder  Anlass  zu  Misverständnis  und  Irrtum;  denn  nicht  alle  Wid»- 
handlungen  gegen  das  eidg.  Wahl-  und  Abstimmungsgesetz  sind  zur  Beur- 
teilung an  die  kant.  Behörden  und  eventuell  auf  dem  Rekurswege  an  den  BR 
zur  Entscheidung  zu  bringen,  vielmehr  unterliegen  ganze  Kategorien  von  Wahl- 
beschwerden ausschlieslich  und  zwar  letztinstanzlich  dem  Entscheid  des  NR 
(vgl.  oben  S.  328).  Die  auffallende  üebersetzung  wird  nur  begreiflich,  wenn 
man  weiss,  dass  sie  die  üebersetzung  des  ursprünglichen  Entw.  ist,  der  durch 
die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  BVers.  verschiedentlich  modifizirt  wurde. 

B  1879  n  93S. 
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nen  die  in  Folge  dieser  Erneaerung 
abtretenden  Beamten,  welche  in 
den  neuerwählten  Nationalrat  er- 
nannt worden  sind,  an  den  Ver- 
handlungen dieses  letztem  Teil 
nehmen,  bis  die  ihre  Beamtungen  be- 
treffenden Emenerongswahlen  statt- 
gefunden haben. 

Art.  16.  Die  Gesamtwahlen  be- 
hufs der  Integralemeuerung  des 
Nationalrates  beginnen  jeweilen  am 
letzten  Sonntage  im  Weinmonat 
und  werden,  fftUs  sie  nicht  in  der 
ersten  Wahlverhandlung  zu  Ende 
geführt  worden  sind,  an  den  durch 
diebetreffenden  Kantonsregierungen 
hiefiir  zu  bestimmenden  Tagen  fort- 
gesetzt. 

Art.  35.  In  allen  Fällen,  in  wel- 
chen die  Erledigung  einer  Stelle 
im  Nationalrate  vor  dem  Ablaufe 
der  Amtsdauer  des  letztem  eintritt, 
soll  diese  Stelle  sofort  wieder  be- 
setzt werden,  es  wäre  denn,  dass 
vor  der  Gesamtemeuerung  des  Na- 
tionalrates kein  Zusammentritt  des- 
selben mehr  in  Aussicht  stünde. 

Art.  44.  Uebertretungen  der  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  werden  nach 
den  Bestimmungen  des  Bundesge- 
setzes vom  4.  Febr.  1853  über  das 
Bundesstrafrecht  bestraft  (A.  S.  III 
404). 


tionnaires  dont  les  fonctions  eipirent 
en  cons6quence  de  ce  renouvelle- 
ment  peuvent  dtre  ^lus  däns  le 
nouveau  Conseil  et  prendre  part  k 
ces  dölib^rations  jusqu'ä  ee  que  les 
^lections  de  renouvellement  qui  1^^ 
concement  aient  eu  lieu. 

Les  älections  g^n^rales  pour  la 
renouvellement  intögral  duConeeil 
national  ont  lieu  chaque  fois  le 
demier  dimanche  du  mois  d'octobre; 
si  elles  ne  peuvent  dtre  termin^s 
lemöme  jour,  elles  seront  continuöes 
au  jour  fix6  par  le  Gouvernement 
cantonal. 


Dans  tous  les  cas  oa  une  place 
devient  vacante  au  Co  »seil  natio- 
nal avant  Pexpiration  des  fonctions 
de  ce  Corps,  ü  y  a  imm^diatement 
lieu  ik  une  nouvelle  älection,  k  moine 
que  le  renouvellement  intögral  du 
Conseil  national  ne  soit  sur  le  point 
d'avoir  lieu. 

Les  contraventions  auxprescrip- 
tions  de  la  pr^nte  loi  seront  punies 
conformäment  aux  dispoäitions  du 
Code  p<^nal  föderal  du  4  fövrier  1 853. 

B  1879  II  ^30. 


Der  BR  beabsichtigte,  eiue  neue  bereinigte  Ausgabe  des  franz, 
Textes  des  in  Frage  stehenden  B6  zu  veranstalten.  Dies  geschah 
aber  in  der  Folge  nicht,  wie  es  scheint  aus  dem  Grunde,  weil  die 
BVers.  den  20.  Juni  1879  den  BR  zur  Berichterstattung  und  Au- 
tragstellung  über  Revision  der  BG  über  eidg.  Abstimmungen  vom 
19.  Juli  1872  und  17.  Juni  1874  (Postl-Slg.  n.  F.  187)  eingeladen 
hatte.   Die  geplante  Revision  ist  jedoch  nicht  zustande  gekommen 
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(VgL  No.  807).  Der  ursprüngliche,  fehlerhafte  Gesetzestext  sowol 
der  französischen  wie  der  deutschen  Ausgabe  blieb  in  Kraft. 

263*  Den')  5.  Sept.  1881  publizirte  der  Vorsteher  des  eidg. 
Justiz-  und  Polizeidep.  im  B  folgende  Berichtigung: 

Im  deutschen  Drucke  des  BG  betr.  die  persönliche  Handlungsfähig- 
keit vom  22.  Juni  1881  (B  1881  III  439),  ist  in  der  zweiten  Zeile 
Ton  Art.  6  das  Wort  « gutgläubigen  >  ausgefallen,  indem  es  heissen 
soll  €  wirken  gutgläubigen  Dritten  gegenüber»  u.  s.  w. 

B  1881  III  827;  VgL  665,  eidg.  OR  betr; 

264«  No.  22  des  Art.  1  des  schweizerisch-französischen  Aus- 
lieferungsvertrages vom  9.  Juli  1869  lautet  in  A.  S.  X  39: 

22^:  Falsification  introduction  et  ^mis^ion  frauduleuse  de  fausse 
monnaie,  de  papier-monnaie,  ayant  cours  l^gal;  falsification  des 
billets  de  banque  et  des  effets  publics. 

Contrefa^on  des  sceaux  de  PEtat  et  de  tous  timbres  autorises 
par  les  Gouvernements  respectifs  et  destinös  k  un  Service  public, 
alors  mfime  que  la  fabrication  ou  contrefa9on  aurait  eu  lieu  en 
dehors  de  TEtat  qui  röclamerait  Pextradition. 

Der  BR  hat  nun  in  Betracht,  .  .  . 

dass  durch  die  Akten  über  den  Abschluss  dieses  Vertrages 
ganz  unzweifelhaft  bewiesen  ist,  dass  die  Ziffer  22  als  einheit- 
licher Satz  vereinbart  worden  war,  und  dass  die  Teilung  durch 
einen  Punkt  in  zwei  scheinbar  unabhängige  Alinea  auf  einem  Fehler 
der  Expedition  des  Vertrages  in  Paris  beruht; 

dass  durch  bezüglichen  Notenwechsel  mit  der  franz.  Reg.  gegen- 
seitig anerkannt  worden,  dass  die  Ziff.  22  als  ein  einheitliches  Ganzes 
wieder  hergestellt  und   künftig  in  diesem  Sinne  angewendet  wer- 
den soll, 
den  28.  Juni  1884  beschlossen: 

Es  wird  konstatirt,  dass  die  offizielle  Publikation  der  Zifi. 
22  von  Art.  1  des  Auslieferungsvertrages  mit  Frankreich  von 
1869  folgenden  Wortkut  hat: 

Falsification,  introduction  et  Emission  frauduleuse  de  fausse 
monnaie,  de  papier-monnaie,  ayant  cours  lägal,  fialsification  des 
billets  de  banque  et  des  effets  publics,  contrefa^on  des  sceaux  de 
l'Etat  et  de  tous  timbres  äutorisäs  par  les  €h)uvernements  respec- 

1)  Vgl.  Berichtigungen  von  Druckfehlern  oder  üebereetBungsfehlem  (in 
Fällen,  in  welchen  der  Uebersetzung  kein  offizieller  Wert  zukömmt)  durch  die 
Schweiz.  BEanzlei,  B  1878  I  885,  1883  III  852. 
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tifs  et  destinös  ä  un  Service  public,  alors  möme  qtie  la  fabrication 
ou  contrefa^on   aurait  eu  lieu  en  dehors  de  PEtat  qui  röclamerait 
Textradition. 
A.  S.  n.  F.  VU  461,  B  1885  II  668,  III  141,  BGer-Entech.  1882  Vlil  m'L 

265.  Art.  5  B,  litt,  a,  Abs.  2  des  BG  betr.  den  Militärpäicht* 
ersatz  vom  28.  Juni  1878  lautet  im  französischen  Text: 

Las  döpenses  faites  en  vue  d*obtenir  ce  gain  sont  döduite^.  ä 
Vexception  tötUefois  des  frais  de  manage  et  du  h^/^  du  capital  en 
gage  dans  nne  indostrie  (Recueil  off.  n.  S.  III  584). 

Der  BR  hat  in  Betracht, 

dass  diese  von  der  deutschen  und  italienischen  Redaktion  ab- 
weichende Fassung  des  französ.  Textes  auf  einer  fehlerhaften  Ueber- 
Setzung  des  deutschen  Urtextes  der  Vorlage  beruht,  wie  aus  der 
Entstehungsgeschichte  der  Bestimmung  sowol  als  auch  aus  sprach- 
lichen und  logischen  Gründen  mit  aller  Bestimmtheit  sich  ergibt, 
den  25.  Mai  1888  beschlossen: 

Es  wird  festgestellt,  dass  der  zitirte  französische  Text 
folgenden  Wortlaut  haben  soll: 

Les  däpenses  faites  en  vue  d'obtenir  ce  gain,  k  l'exception  toute- 
fois  des  frais  de  manage,  ainsi  que  le  5  %  du  capital  engage  dans 
Taffaire,  sont  döduits.  A.  S.  n.  F.  X  606,  B  1888  III 22H,  274, 

266.  Die  litt  e  des  Art.  132  des  BG  über  die  Strafrecht^- 
pflege  für  die  eidg,  Truppen  vom  27.  Aug.  1851  lautet  in  der  ita- 
lienischen Redaktion: 

Art.  182.     II  furto  ^  qualiücato  .  .  . 

e)  quando  il  colpevole  ha  rubato  al  proprio  padrone  (Ä.  S. 
itaUen.  Redakt.  II  641). 

Mit  Rücksicht  auf  den  von  den  eidg.  Räten  angenommenen 
Wortlaut  dieser  Bestimmung  in  deutscher  und  franz.  Redaktion  be- 
schloss  der  BR  den  16.  Dez   1887: 

Es  wird  konstatirt,  dass  -die  zitirte  litt,  e  folgenden  Wort- 
laut haben  soll: 

Art.   132.     n  furto  h  qualiücato  .  .  . 

e)  quando  Tautore  ha  rubato  ad  un  commilitone,  a  qualcuno 
nel  suo  quartiere  od  al  suo  padrone.  A.  S.  n.  F.  X  436. 


Digitized  by  VjOOQIC 


5.  Kapitel. 

Die  Volksabstimmnng  fiber  Bnndesgresetze  und  BnDdes- 
beseUflsse,  das  fakultative  Referendimi. 

BV  1874,  Art.  89,  Abs.  2,  Art.  90  (entsprechende  Bestimmungen  fehlen  in  der 
BV  1848);  BGes.  betr.  Volksabstimmung  über  BGesetze  und  BBeschlüss» 
vom  17.  Juni  1874,  A.  S.  n.  F.  I  116;  Wolf  I  74. 

267.    Offizielle  Kundgebung  zu  den  Referendumsab- 
stimmungen. 

Botach.  und  Entw.  des  BR  vom  14.  Febr.  1877,  B  1877  I  265,  269;  Ber.  der 
Komm,  des  StR  vom  16.  März  1877  (Keller)  nebst  dem  Beschl.  der  eidg. 
Räte  und  den  Anträgen  der  Komm.,  B  1877  H  743—750,  1878  II  558. 

Durch  BBeschl.  vom  1.  Juli  1875  wurde  der  BR  eingeladen^ 
die  Frage  zu  prüfen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  bei  Volks- 
abstimmungen über  Ges.  und  Beschl.  nicht  eine  offizielle  Kundgebung^ 
von  Seiten  der  BVers.  (Delegirten)  oder  des  BR  an  das  Schweizer- 
Volkes  gerichtet  werden  soll.  Postl-Slg.  n.  F.  84,  A.S.  n.F.  I  578,  Ziff.  3. 
Mit  Botsch.  vom  14,  Febr,  1877  legte  der  BR  der  BVers.,  in 
Erledigung  dieses  Postulates ,  den  Entw.  eines  BBeschl.  vor  betr. 
c  Begleitung  der  einer  Volksabstimmung  zu  unterstellenden  BG  oder 
BBeschl.  mit  erläuternden  Botschaften»,  folgenden  Wortlautes: 

Art.  1.  Wenn  ein  BG  oder  ein  BBeschl.  nach  Art.  89  der  BV 
einer  Volksabstimmung  unterstellt  wird,  so  soll  jeweilen  gleichzeitig 
mit  dem  Gesetz  oder  Beschl.')  den  stinmiberechtigten  Bürgern  eine 
objektiv  gehaltene  offizielle  Kundgebung  über  die  Gründe  zugestellt 
werden'),  welche  die  BVers.  zur  Annahme  des  G«s.  oder  Beschl. 
bewogen  haben').. 


0  StR  den  16.  März  1877:  Beschl.,  bei  dessen  Bekanntmachung  vor  der 
Abstimmung  eine  offizielle,  objektiv,  kurz  und  klar  gehaltene  Kundgebung 
über  die  Gründe  verbunden  werden. 

*)  Antrag  der  nationalr.  Eomm-Mehrheit:  Jeweilen,  wenn  die  eidg.  R&te 
sich  über  ein  BG  oder  einen  BBeschl.  geeinigt  haben,  fassen  sie  zugleich  einen 
Entscheid,  ob  die  Publikation  desselben  von  einer  kurzen,  sachlichen  Darlegung 
der  Gesichtspunkte  begleitet  sein  soll,  welche  die  BVers.  zur  Annahme  des 
betr.  Gesetzes  oder  Beschl.  geführt  haben. 
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Art.  2.  In  der  Regel  ist  der  BB  beauftragt,  diese  Botsch.  ab- 
zufassen und  zu  unterzeichnen.  Immerhin')  kauft  die  BVers.  in 
getrennter  Beratung  der  Räte  bestimmen,  dass  sie  einen  Ausschuss 
aus  ihrer  Mitte  beauftrage,  die  Botsch.  zu  entwerfen  und  zu  unter- 
zeichnen, oder  sie  im  Einverständnis  mit  dem  BR  auszuarbeiten  und 
zu  imterzeichnen. 

Art.  3.  Gegenwärtiger  Besohl,  tritt  sofort  in  Wirksamkeit. 
Der  BR  betont  in  der  genannten  Botsch.,  dass  es  in  den  meisten 
Kantonen,  in  welchen  das  Referendum  besteht,  üblich  ist,  jeden  der 
Volksabstimmung  unterliegenden  Gesetzesentw.  mit  einer  Botsch.  der 
betr.  Behörde  zu  begleiten,  welche  den  Bürgern  die  Motive,  die  dem 
Gesetz  zu  Grunde  liegen,  auseinandersetzt;  ferner,  dass  man  diese 
Uebung  ganz  demokratisch  finde,  und  dass  es  in  der  Tat  natürlich 
sei,  dass  dem  Volke,  das  eine  Frage  souverän  entscheiden  soll,  von 
seinen  Beratern  alle  Erläuterungen  erteilt  werden,  die  notwendig 
erscheinen,  um  seiner  Stimmgebung  über  die  oft  sehr  schwierigen 
Gegenstände  eine  möglichste  Abklärung  vorausgehen  zu  lassen;  so- 
dann weist  der  BR  darauf  hin,  dass,  indem  er  sich  zu  Gunsten  der 
Einrichtung,  Vorlagen  an  das  Volk  mit  einem  amtlichen  Manifeste 
zn  begleiten,  ausspreche,  keine  Neuerung  auf  eidg.  Gebiete  eingeführt 
werde,  denn  die  Entw.  zu  den  Revisionen  der  BV  seien  auch  mit 
Proklamationen  an  das  Schweizervolk  begleitet  worden. 

B  1877  1  266. 

Mit  Beschl.  vom  16.  März  1877  trat  der  StR  der  bundesr.  Auf- 
fassung bei,  durch  Annahme  eines  betr.  Beschl. ;  auch  die  nationalr. 
Komm,  beantragte,  dieser  Auffassung  beizupflichten.  Nachdem  jedoch 
der  NR  den  24.  März  beschlossen  hatte,  dem  mitgeteilten  Postulate 
keine  weitere  Folge  zu  geben,  Hess  der  StR  seinen  Beschl.  fallen 
und  nahm  den  27.  März  1877  den  Beschl.  des  NR  an. 

Die  Frage  wurde  seither  durch  folgende  Motion  Bitschard  vom  7.  Dez.  1882 
wiederum  angeregt: 

Der  BR  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  und  Bericht  darüber  zu  erstatten, 


Antrag  der  nationalr.  Komm-Mindettieit :  Wenn  ein  BG  oder  BBeschl. 
nach  Art.  89  der  BV  einer  Yolksabstimmung  unterstellt  wird,  so  sollen  vor 
der  Abstimmung  mit  dem  Ges.  oder  Beschl.  in  einer  Botsch.  an  das  Schweizer- 
volk auch  die  Gründe  angegeben  werden,  welche  die  BVers.  zur  Annahme  des 
Gesetzes  oder  Beschl.  bewogen  haben. 

»)  StR  den  16.  Mftrz  1877:  Immerhin  bleibt  den  beiden  Raten  unbenommen, 
bei  Beratung  eines  Gesetzes  ausnahmsweise  zu  beschliesen,  dass  ein  Ausschuss 
aus  ihrer  Mitte  die  Botech.  entwerfen  soll. — In  diesen  Fällen  wählt  jeder  Rat 
eine  gleiche  Zahl  von  Delegirten,  welche  die  Botsch.  gemeinsam  zu  entwerfen 
und  namens  beider  Räte  zu  unterzeichnen  haben. 
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ob  nicht  das  BG  betr.  Volksabst.  in  nachfolgendem  Sinne  zu  ergänzen  resp. 
abzuändern  sei: 

1.  Alle  BG,  sowie  solche  BBeschL,  welche  allgemein  verbindlich  und  nicht 
dringlich  erklärt  sind,  werden  nach  deren  Erlass  durch  die  BVers.  dem  Volke 
in  der  Weise  bekannt  gemacht,  dass  jedem  stimmföhigen  SchweizerbQrger  ein 
Exemplar  des  betr.  Erlasses  zugestellt  wird.  Derselbe  soll  mit  einer  Botsch. 
begleitet  sein,  welche  die  Gründe  der  Erlassung  des  betr.  Ges.  oder  Beschiß 
sowie  dessen  wesentlichen  Inhalt  kurz  auseinandersetzt. 

Die  Vorlage  soll  innert  der  Frist  von  drei  Wochen  in  die  Hände  der 
Bürger  gelangen. 

2.  Nach  Ablauf  einer  Frist  von  vier  Wochen,  von  der  Zustellung  des 
Erlasses  an  die  stimmfUhigen  Bürger  an  gerechnet,  kann  das  Verlangen  der 
Volksabstimmung  innert  einer  Frist  von  90  Tagen  durch  schriftliche  Eingabe 
an  den  BR  gestellt  werden.  Unterschriften,  welche  vor  Ablauf  der  vierwöchent- 
lichen Frist  gesammelt  werden,  sind  ungiltig. 

Diese  Motion  kam  jedoch  nicht  zur  Behandlung  infolge  Austritts  des 
Antragstellers  aus  dem  NR  und  Nichtaufiiahme  der  Motion  von  anderer  Seite. 
B  1883  IV  201;  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Dez.  1882,  No.  46. 

268.  Durch  Beschl.  des  BR  vom  24.  Aug.  1877  wurden  auf 
Grund  eines  in  rechtsgiltiger  Weise  gestellten  Referendumsbegehrens 
die  von  der  BVers.  beschlossenen  Gesetze,  nämlich  das  BG  betr. 
die  Arbeit  in  der  Fabrik  vom  23.  März  1877  (publizirt  im  B  den 
25.  April),  das  BG  betr.  den  Militärpflichtersatz  vom  27.  März  1877, 
(publizirt  im  B  den  2.  Mai)  und  das  BG  rücksichtlich  der  politischen 
Rechte  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  und  des  Verlustes 
der  politischen  Rechte  der  Schweizerbürger  vom  28.  März  1877 
(publizirt  im  B  den  2.  Juni)  dem  Schweizervolke  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  vorgelegt.  Die  Volksabstimmung  fand  den  21.  Okt.  1877 
statt.  Das  Fabrikgesetz  wurde  mit  181,204  gegen  170,857  Stimmen 
angenommen;  die  beiden  andern  Vorlagen  wurden  vom  Volke  ver- 
worfen. 

Zur  Zeit  des  genannten  BR-Beschl.  vom  24.  Aug.  war  die  ge- 
setzliche Einspruchsfrist  gegen  das  an  dritter  Stelle  genannte  Gesetz 
über  die  politischen  Rechte  noch  nicht  abgelaufen ;  dieselbe  lief  viel- 
mehr bis  zum  31.  Aug.  Dessenungeachtet  hielt  der  BR  dafür,  dass 
bereits  vor  dem  Ablauf  dieser  Einspruchsfrist  über  die  Volksab- 
stimmung entschieden  werden  könne,  sofern  überhaupt  die  verfassungs- 
mässige Zahl  von  Begehren  vorliege. 

Das  BG  vom  17.  Juni  1874  schreibt  nämlich  in  Art.  4  lediglich 
vor,  dass  das  Begehren  einer  Volksabstimmung  innerhalb  90  Tagen, 
vom  Tage  der  Veröffentlichung  eines  Gesetzes  oder  Beschl.  an  ge- 
rechnet, gestellt  werden  müsse.  Es  bestimmt  sodann  in  Art.  8,  dass 
die  Vornahme  einer  Volksabstimmung  stattzufinden  habe,   wenn 
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sich  aus  der  Zusammenstellung  und  aus  der  Prüfung  der  Eingabe 
ergebe,  dass  das  Begehren  einer  Volksabstimmung  von  der  erforder- 
lichen Zahl  stimmberechtigter  Schweizerbärger  oder  Kantone  unter- 
stützt worden  sei.  Dass  das  Ende  der  Einspruchsfrist  unter  allen 
Umständen  abgewartet  werden  müsse,  bevor  eine  Vorlage  der  Volks- 
abstimmung unterbreitet  werden  dürfe,  davon  enthält  das  Gesetz 
nichts.  Der  Zeitraum  von  90  Tagen  hat  somit  nur  die  Bedeutung, 
dass  den  Bürgern  das  Recht  zustehen  solle,  innerhalb  jener  Frist 
die  durch  die  Verf.  geforderte  Stimmenzahl  zusammen  zu  bringen ; 
gelingt  dies  nicht,  so  hat  nach  Umfluss  der  90  Tage  die  Vorlage 
ohne  weiteres  in  Kraft  zu  treten.  Hiernach  steht  es  frei,  eine  Ab- 
stimmung anzuordnen,  sobald  dieselbe  von  der  verfassungsmässigen 
Anzahl  stimmberechtigter  Bürger  gefordert  ist.  Die  grössere  oder 
kleinere  Anzahl  von  Begehren  um  Volksabstimmung  ist  von  keiner  we- 
sentlichen Bedeutung;  man  würde,  wie  die  Erfahrung  beweist,  irren, 
wenn  man  glaubte,  das  Schicksal  einer  Vorlage  von  der  kleineren 
oder  grösseren  Anzahl  der  Abstimmungsbegehren  abhängig  machen 
zu  sollen. 

Natürlich  wurde  aber  der  weitern  Eingabe  von  Abstimmungs- 
begehren über  das  Stimmrechtsgesetz  bis  zu  der  am  31.  Aug.  zu 
Ende  gehenden  Einspruchsfrist  freier  Lauf  gelassen,  und  es  sind 
dann  wirklich  4506  weitere  Begehren  eingegangen,  so  dass  schlies- 
lich  die  Abstimmung  über  dieses  Gesetz  mit  44,713  Stimmen  ver- 
langt worden  ist. 

BK  in  seiner  Botsch.  vom  5.  Dez.  1877,  B  1877  IV  649;  die  BVers.  nahm 
den  8.,  14.  Dez.  von  derselben  Akt,  A.  S.  n.  F.  III  282. 

269.  Nur  diejenigen  gegen  ein  BG  gestellten  Referendums- 
begehren können  berücksichtigt  werden,  welche  innerhalb  der  nütz- 
lichen Frist  von  90  Tagen  beim  BR  eintreffen  oder  doch  wenigstens 
am  letzten  Tage  der  nützlichen  Frist  zur  Post  als  Sendung  an  den 
BR  abgegeben  werden  und  den  Poststempel  dieses  Tages  tragen. 

Vgl.  BR  im  Ber.  vom  20.  Nov.  1877,  B  1877  IV  450. 

270.  Die  Frist  von  90  Tagen,  innerhalb  welcher  das  Referen- 
dumsbegehren gestellt  werden  muss,  ist  nicht  vom  Tage  der  Aus- 
gabe der  betr.  Nummer  des  B,  in  welcher  BG  und  BBeschl.  zur  Be- 
kanntmachung gelangen,  sondern  von  dem  darauf  folgenden  Tag  an 
zu  berechnen  (BG  betr.  Volksabst.,  Art.  4). 

BR  den  7.  April  1875,  B  1876  II  311. 
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STl«  Weil  nach  Vorschrift  des  B6  betr.  Volksabst.  die  Gre- 
meindebehörden  nur  die  Stimmberechtigung  der  Unterzeichner  der 
Referendumsbogen  zu  bezeugen  haben,  nicht  aach  die  Aechtheit 
der  Unterschriften,  so  kann  nicht  verlangt  werden,  dass  die  Unter- 
schriften in  der  Gegenwart  des  Vorstandes  der  Gememde  gemacht 
werden. 

BR  im  B  1876  TI  285,  bestätigt  vom  BR  den  29.  Okt.  1875,  B  1879  III  928, 
929;  B  1882  IV  685. 

272.  Schon  wiederholt  konstatirte  der  BR,  dass  die  Vorschrift 
des  Art.  5,  Abs.  3  des  BG  betr.  Volksabst,  wonach  die  Stimmbe- 
rechtigung der  Unterzeichner  von  Referendumsbegehren  vom  Vor- 
stande der  Gemeinde,  in  welcher  dieselben  ihre  politischen  Rechte 
ausüben,  bezeugt  sein  muss,^  nicht  beobachtet  worden  ist.  Er  nahm 
jedoch  in  der  Regel  alle  Begehren  als  statthaft  an,  welche  die  Vor- 
aussetzung für  sich  hatten,  dass  sie  in  guter  Treue  dem  Gesetze 
gemäs  gestellt  wurden,  und  dass  nur  aus  Versehen  oder  nicht  ge- 
nügender Gesetzeskenntnis  hie  und  da  kleinere  Formfehler  mitunter- 
laufen sind. 

BR  den  2.  Juni  1876  in  der  Botsch.  über  eidg.  Abst.  vom  23.  April  1876 
über  das  von  der  BVers.  beschlossene  Banknotengesetz,  B  1876  II  985. 

272  a.  In  dem  Kreisschr.  vom  12.  Febr.  1876,  welches  der  BR 
anläslich  des  Abstimmungsbegehrens  über  das  eidg.  Banknotengeset^ 
vom  18.  Sept.  1875  an  sämtliche  eidg.  Stände  richtete,  sagt  derselbe: 
Um  für  die  Zukunft  Anständen  wegen  der  Giltigkeit  der  für  in 
Referendumsbegehren  gesammelten  Unterschriften  vorzubeugen,  geben 
wir  ims  die  Ehre,  den  Gemeindebehörden  und  Wählern  ihres  Kantons 
durch  Ihre  Vermittlung  zur  Kenntnis  zu  bringen,  dass  die  Stimmberech- 
tigung der  Unterzeichner  eines  solchen  Begehrens  ausdrücklich  am  Fosse- 
jeder  Liste  durch  die  Gemeindebehörde  bezeugt  sein  muss,  z.  B.  in  nach- 
stehender Weise: 

Der  Unterzeichnete,  Präsident  der  Gemeinde  .  .  .,  bezeugt  an- 
mit,  dass  die  obigen  .  .  .  Unterschriften  von  Bürgern  gezeichnet 
sind,  welche  in  eidg.  Angelegenheiten  stimmberechtigt  sind  und  ihre 
politischen  Rechte  in  hiesiger  Gemeinde  ausüben. 

(Datum  und  Unterschrift.) 
Jede   dieser  Vorschrift   nicht  genügende  Liste  wird  inskünftig  un- 
bedingt als  nicht  giltig  beseitigt  werden*) 

B  1876  I  298,  II  989;  1877  II 49.  Den  20.  Nov.  1876  konnte  der  BR  konsta- 
tiren,  dass  anläslich  der  ßeferendumsbewegung  gegen  das  BG  über  die 

<)  Von  den  Referendumsbegehren  über  das  Banknotengesetz  vom  18.  Septw 
1875  wurden  vom  BR  2137  Unterschriften  ak  ungiltig  behandelt,  entweder  weil 
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Militärpflichtersatzsteuer  vom  23.  Dez.  1875  der  Zweck  meines  Ereiäschr* 

vom  12.  Febr.  1876  erreicht  worden  sei,  B  1876  IV  559. 

Die  mitgeteilte  Formel  hat  keinen  obligatorischen  Charakter;  wir 
wollen  auch  —  sagt  der  BR  in  einem  Ereisscbr.  vom  14.  Judi  lB7t>  — 
da  das  Ges.  von  den  Gemeindebehörden  die  Bezeugung  der  Äecbtheit  der 
Unterschriften  nicht  verlangt,  denselben  eine  Verpflichtung  dazu  nicht 
auferlegen.  Dagegen  liegt  es  in  erster  Linie  den  Gemeiudebehtirden  ob, 
über  die  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Art.  5  des  HG  zu  wachen* 
Es  ist  vorgekommen,  dass  die  Gemeindebehörden  die  stimmftLhigen  Bürger 
versammelten,  dieselben  über  die  Opportunität,  sich  einen  R^iferenduras- 
begehren  anzuschliessen,  berieten,  dann  ein  Verzeichnis  dieser  Bürger 
aufnahmen  und  dasselbe  beglaubigt  der  BBehörde  einsandten,  oder  dass 
einzelne  Btirger  für  andere  unterzeichnet  haben.  Dies  sind  alles  fßrm  liehe 
Gesetzes  Verletzungen . 

Der  BR  änderte  sodann  in  diesem  Kreisschr.  vom  U.  Juni  1876 
die  genannte  Formel  dahin  ab: 

Der  Unterzeichnete,  Gemeindepräsident  (Ammann  u.  s.  w.}  von 

.  .  .  bezeugt  die  Stimmberechtigung  der  .  .  .  (Zahl)  Unterzeichneten 

auf  gegenwärtiger  Liste  und  erklärt,  dass  dieselben  ihre  politischen 

Rechte  in  dieser  Gemeinde  ausüben. 

(Datum  und  Unterschrift) 

B  1876  111  r23. 

In  der  Verordnung  des  BR  endlich  vom  2.  Mai  1879  betr,  Be- 
gehren um  Volksabstimmung  über  BG  und  BBeschl.  und  um  Revision 
der  BV  (A.  S.  n.  F.  IV  82,  Wolf  I  76)  wird  in  Art.  2  bezüglich  der 
in  Art.  5,  Abs.  3  des  BG  vom  17.  Juni  1874  vorgegebenen  Bezeu- 
gung der  Stirn mberechtigung  festgesetzt: 

Die  Bezeugung  muss  am  Fusse  einer  jeden  Liste  angebracht 
sein  und  im  wesentlichen  folgendermassen  lauten: 

Der  unterzeichnete  Vorstand  der  Gemeinde  .  .  .  bezeugt  an- 
mit,  dass  die  obigen  .  .  .  Bürger  in  eidg.  Angelegenheiten  stimm- 
berechtigt sind  und  ihre  politischen  Rechte  in  hiesiger  Gemeinde 
ausüben.  (Datum  und  Unterschrift.) 


sie  gar  nicht  beglaubigt  waren,  oder  weil  lediglich  die  Unterschrift,  des  Ge- 
meindevorstandes ohne  Bescheinigung  beigesetzt  war,  oder  weil  die  Beglaub i* 
gung  von  Notaren  oder  Vereinspräsidenten  herrührte,  oder  weil  ohne  weitere 
Bescheinigung  blos  der  Gemeindestempel  aufgedruckt  war,  oder  weil  weder  die 
Unterschrift,  noch  die  Stimmfähigkeit  beglaubigt  erschien.  —  Alle  Begehren 
dagegen,  welche  die  Voraussetzung  für  sich  hatten,  dass  sie  in  gut^in  Treuen 
dem  Gesetze  gemäs  gestellt  worden,  und  dass  nur  aus  Versehen  oder  nicht  ge- 
nügender Kenntnis  des  Abstimmungsgesetzes  hie  und  da  immerhin  kleine  Form- 
fehler mit  unterlaufen  sind,  nahm  der  BR  als  statthaft  an.  BH  in  Botecb.  vom 
2.  Juni  1876,  B  1876  II  985. 
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273.  Bei  der  Prüfung  der  gegen  das  BG  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  vom  11.  April  1889  eingelaufenen  Referendumsbe- 
gehren  konstatirte  der  BR,  dass  der  Inhalt  der  bundesr.  Verord. 
7om  2.  Mai  1879  nicht  zu  genügender  Kenntnis  des  Volkes,  und 
namentlich  nicht  der  Gemeindebeamten  gelangt  ist,  welche  berufen 
sind,  die  in  Art.  5  des  BG  betr.  Volksabst.  geforderte  Bescheinung 
auszustellen.  Von  den  beim  BR  eingelangten  Referendumsbegehren 
ist  nämlich  blos  ein  verschwindend  kleiner  Teil  mit  einer  der  genannten 
Verordnung  genügenden  gemeindeamtlichen  Bescheinigung  versehen, 
und  der  BR  wäre  nach  einem  streng  nach  der  Verordnung  gerich- 
teten Prüfungsverfahren  in  der  Lage  gewesen,  den  weitaus  grössten 
Teil  der  Begehren  als  ungiltig  und  die  Referendumsfrist  gegen  das 
in  Frage  stehende  BG  als  unbenutzt  abgelaufen  zu  erklären.  Der 
BR  tat  dies  nicht;  er  richtete  aber  den  13.  Sept.  1889  ein  Kreisschr. 
an  die  eidg.  Stände,  in  welchem  er  dieselben  einlud,  den  Inhalt  der 
bundesr.  Verord.  vom  2.  Mai  1889  den  Gemeindevorständen  in  Er- 
innerung zu  bringen  und  zur  Beachtung  für  solche  Fälle  nahe  zu 
legen.  B  1889  IV  69. 

Es  hat  hierauf  das  Centralkomite  der  benuschen  Volkspartei 
den  5.  Okt.  1889  vom  BR  darüber  Auskunft  verlangt,  inwiefern  die 
gerügten  gemeindeamtlichen  Bescheinigungen  als  ungenügend  konnten 
bezeichnet  werden. 

Der  BR  hat  durch  die  BKanziei  erwidern  lassen:  Die  gemeinde- 
amtliche Bescheinigung  habe  auf  dem  weitaus  grössten  Teile  der 
Referendumsbogen  dem  Art.  2  der  bundesr.  Verord.  vom  2.  Mai 
1879  nicht  entsprochen.  Die  Bescheinigung  auf  den  meisten  Re- 
ferendumsgesuchen laute  blos  wie  folgt:  «Dass  die  obigen  . .  •  (nicht 
gestrichenen)  Subskribenten  stimmberechtigt  seien,  wird  bezeugt..», 
während  sie  verordnungsgemäs  lauten  sollte:  aDer  unterzeichnete 
Vorstand  der  Gemeinde  . . .  bezeugt  anmit,  dass  die  obigen  . .  Burger 
in  eidg.  Angelegenheiten  stimmberechtigt  sind  und  ihre  politischen 
Rechte  in  hiesiger  Gemeinde  ausüben. » 

B  1889  IV  273;  vgl.  1094,  1890  I  540. 

274.  Während  der  Einspruchsfrist  gegen  das  den  24.  Aug.  1878 
publizirte  BG  betr.  die  Gewährung  von  Subventionen  an  Alpen- 
hahnen von  22.  Aug.  verlangten  37,805  Bürger  die  verfassungsmässig 
zulässige  Volksabstimmung.  1743  Begehren  erklärte  der  BR  als  un- 
giltig, weil  die  betr.  Unterschriften  an  Gebrechen  litten,  bezüglich 
welcher  das  BG  die  üngiltigkeit  vorschreibt. 
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Entweder  waren  nämlich  einzelne  Unterschriften  offenbar  von 
einer  und  derselben  Hand  gefertigt,  während  Art.  5  des  BG  ver- 
langt, das3  das  Begehren  eigenhändig  zu  unterzeichnen  sei^). 

Oder  es  wurden  auch  solche  Bürger  zur  Unterschrift  zugelassen, 
die  ihren  Wohnsitz  in  einer  andern  Gemeinde  hatten  als  in  derjenigen^ 
in  welcher  die  Unterschriften  zu  beglaubigen  waren,  während  Art  5, 
Abs*  3  des  BG  vorschreibt,  dass  die  Stimmberechtigung  vom  Vor- 
stände derjenigen  Gemeinde  zu  bezeugen  ist,  in  welcher  die  Unter- 
zeichneten ihre  politischen  Rechte  ausüben. 

Endlich  waren  einzelne  Listen  entweder  gar  nicht  oder  nur  un^ 
genügend  beglaubigt,  obschon  doch  in  dem  Kreisschr.  vom  12.  Febr. 
1876  (No.  272  a)  deutlich  auseinandergesetzt  ist,  wie  die  Unter- 
zeichnung der  Abstimmungsbegehren  beschaffen  sein  müsse^). 


»)  B4ihren  mehrere  ünterschrifben  von  derselben  Hand  her,  so  bleiben 
alle  bis  auf  eine  unberücksichtigt;  Fälle  dieser  Art  vgl.  B  1877  IV  646;  1879 
m  925;  1882  IV  257;  1884  ül  162;  1885  II  2;  1891  I  1009.  Allerdings  werden 
nur  dann,  wenn  über  die  Identität  der  Handschrift  ein  Zweifel  walten  kann,, 
die  mehrfachen  Unterschriften  nicht  gezählt  (BR  im  B  1884  UI 162).  Die  Komm, 
des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im  Jahre  1885  sah  sich  in  ihrem 
Ber.  vom  15.  Mai  1885  (Birmann)  zu  der  Bemerkung  veranlasst:  Es  ist  nicht 
in  allen  Fällen  von  vorneherein  anzunehmen,  dass  mehrere  ähnlich  geschriebene 
Unterschriften  von  einer  und  derselben  Hand  herrühren,  indem  häufig  in  Ge- 
meinden, welche  lange  Zeit  denselben  Lehrer  gehabt  haben,  mehrere  die  gleiche 
Handschrift  föhren,  B  1885  III  133.  —  Es  ist  ein  üngiltigkeitsgrund,  wenn  das 
Handzeichen  von  des  Schreibens  Unkundigen  nicht  als  solches  beglaubigt  ist, 
B  1884  lU  163. 

*)  Vgl.  Fälle,  in  denen  der  BR  wegen  mangelnder  oder  ungenügender 
Beglaubigung  der  Unterschriften  einzelne  Referendumsbegehren  nicht  berück- 
sichtigte: B  1876  IV  559  (BG  über  Militärpflichtersatzsteuer  vom  23.  Dez.  1875), 
1877  IV  450  (BG  über  Besoldungen  der  Militärbeamten  vom  16.  Juni  1877), 
1877  IV  646—649  (BG  betr.  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877,  BG 
betr.  den  Militärpflichtersatz  vom  27.  März  1877,  BG  über  die  politischen  Rechte 
der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  28.  März  1877),  1878  IV  446  (BG 
über  Militärpflichtersatz  vom  28.  Juni  1878),  1879  III  926  (BG  vom  20.  Juni 
1879  betr.  Erhöhung  des  Eingangszolles),  1882  IV  258  (BG  betr.  Massnahmen 
wegen  gemeingefährlicher  Epidemien  vom  81.  Jan.  1882),  1885  II  2  (vgl.  1884 
in  157.  162;  1885 III 182  betr.  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884,  Verwerfung  von 
4  Vorlagen  der  BVers.),  1888  ü  682  (BG  vom  23.  Dez.  1886  über  gebrannte 
Wasser:  Fälschung  der  Unterschrift  eines  Gemeindevorstandes),  1889  IV  1099 
(BG  vom  28.  Juni  1889  über  die  BAnwaltschaft). 

Der  BR  konstatirte  folgende  Unregelmässigkeiten,  welche  Ungiltigkeit  der 
Referendumsbegehren  nach  sich  zogen: 

1.  Es  fehlt  die  Unterschrift  des  kontrolirenden  Gemeindevorstandee  oder 
die  Beglaubigung  selbst; 

2.  es  fehlt  in  der  Beglaubigung  die  nötige  Sicherheit,  indem  es  blos  heisst: 
«  soweit  die  Personen  bekannt  sind  ^,  oder  es  wird  nur  die  Aechtheit  der  Unter- 
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275«  Der  BB,  dem  einzig  die  Prüfang  der  eingegangenen  Re- 
ferendumsunterschriften zusteht  (Verordn.  vom  2.  Mai  1879,  Art.  3), 
hat  bis  anhin  noch  keine  Unterschrift  aus  dem  Grunde  als  ungiltig 
erklärt,  weil  dieselbe  nicht  mit  Tinte,  sondern  nur  mit  Bleistift 
geschrieben  war.        BR  den  29.  Okt.  1879,  B  1879,  in  927;  1880  II  2,  822. 


276.  Anhang  za  Kap.  3  und  5. 

Zusammenstellung  der  Resultate  der  seit  dem  Jahre  1874 

erfolgten  eldg,  Volksabstimmungen 

Über  BGesetze  und  BBeschlUsse,  sowie  der  Referendumsbegehren. 

I.  Verfassungsabstimmungen. 
1.  Abstimmung  vom  19.  April  1874  über  die  durch  B6  vom 
31.  Jan.  1874  vorgelegte  revidirte  BV: 

Annehmende  Stimmen  340,199;  verwerfende  198,013;  ein  Mehr 
von  142,186  Stimmen  fUr  Annahme.  Annehmende  Stände  14Vs; 


Schrift  beglaubigt,  nicht  aber,  was  die  Hauptsache  ist,  die  Stimmberechtiguiig 
des  Unterzeichners; 

3.  es  wird  die  Unterschrift  solcher  Unterzeichner  beglaubigt,  welche  nicht 
in  der  Gremeinde  des  kontrolirenden  Beamten  wohnen; 

4.  die  Zahl  der  Beglaubigungen  stimmt  nicht  mit  der  Zahl  der  Unter- 
schriften zusammen. 

Es  ist  zu  rügen,  dass  hie  und  da  bei  Beglaubigung  der  Unterschriften 
der  Gemeindestempel  nicht  beigesetzt  wird.  Bei  der  Beglaubigung  handelt  es 
sich  um  eine  amtliche  Tätigkeit  des  Gemeindevorstandes,  welche  daher  auch, 
wie  andere  Erlasse  der  Behörden,  mit  dem  amtlichen  Stempel  bekräftigt  werden 
sollten.  (Es  scheint  nicht,  daen  der  BR  bei  Vorliegen  dieses  Mangels  Ungiltig^- 
keit  der  Unterschriften  annahm,  B  1879  III  927.) 

Solange  in  Genf  die  Volksabstimmungen  nur  an  einem  Ort,  nämlich  in 
der  Hauptstadt,  stattflEinden,  hatte  der  BR  g^en  die  Auffassung  des  Genfer 
Staatsrates  nichts  einzuwenden,  welche  dahin  ging,  dass  für  Genf  das  Dep. 
des  Innern,  und  nicht  die  Gemeindebehörde  das  bei  Referendnmsbegehren  er- 
forderliche Zeugnis  für  die  Stimmberechtigung  eines  Unterzeichners  zu  geben 
habe,  B  1876  II  285. 

Vgl.BR  in  derBotsch.  über  das  Ergebnis  der  Volksabst  vom  19.  Jan.  1879, 
B  1879  I  407 ,  II  631.  Zur  Verhütung  der  Unregelmässigkeiten,  wie  solche 
sich  aus  der  Sichtung  der  Unterschriften  zum  Referendumsbegehren  über 
das  BG  vom  22.  Aug.  1878  ergeben  hatten,  erliess  der  BR  den  2.  Mai  1879 
die  Verordnung  betr.  Begehren  um  Volksabstimmung  über  BG  und  BBeschL 
und  um  Revision  der  BV,  A.  S.  n.  F.  IV  81,  No.  SVSa;  vgl.  B  1880  II  1. 
(Trotz  dieser  Verordnung  hörten  die  gerügten  Unregelmässigkeiten  nicht  auf, 
vgl.  B  1879  III  924;  1880  II  1  821.) 
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verwerfende  7'/,  (Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zug, 
Freiburg,  Appenzell  I.  Rh.^  Wallis). 

Vgl  BBeschL  vom  29.  Mai  1874,  A.  S.  n.  F.  I  38;  Botech,  des  BR  vom 

20.  Mai  1874,  B  1874  I  099. 

Abstimmung  vom  18.  Mai  1879  über  die  durch  BBeschL  vom 
28.  März  1879  vorgelegte  teilweise  Abänderung  von  Art  65 
der  BV: 

Zahl  der  Stinmiberechtigten  633,138;  annehmende  Stimmen 
200,485;  verwerfende  181,588;  ein  Mehr  von  18,897  Stimmen 
für  Annahme;  annehmende  Stände  13Vt,  verwerfende  6%  (Zürich, 
Bern,  Thurgau,  Tessin,  Neuenburg,  Genf,  Basel-Stadt,  Basel- 
Land). 

VgLBBescbl.  vom  20.  Juni  1879;  A.  S.  n.  F.  IV  195;  Botsch.  des  BR 
vom  4.  Juni  1879,  B  1879  U  850. 

Abstimmung  vom  31.  Okt.  1880  infolge  BBeschl.  vom  17.  Sept. 
1880,  angeregt  durch  ein  Initiativbegehren  von  52,588  Unter- 
zeichnern (die  Eingabe  selbst  trug  56,526  Unterschriften)  über 
Totalrevision  der  BV: 

Zahl  der  Stimmberechtigten  641,576;  ungiltige  oder  leere 
Stimmzeddel  5305;  annehmende  Stimmen  121,099,  verwerfende 
260,126;  ein  Mehr  von  139,027  Stimmen  für  Verwerfung. 

Vgl.  BBeschl.  vom  13.  Dez.  1880;  A.  S.  n.  F.  V  266;  Botsch  des  BR 

vom  28.  Nov.  1880,  B  1880  IV  499. 
Abstimmung  vom  30.  Juli  1882  über  die  durch  BBeschl.  vom 
28.  April  1882  vorgelegte  Erweiterung  von  Art  64  der  BV: 

Zahl  der  Stimmberechtigten  635^249;  annehmende  Stimmen 
141,616,  verwerfende  156,658,  ein  Mehr  von  15,042  Stimmen 
für  Verwerfung;  annehmende  Stände  7Vi,  verwerfende  14 Vt 
(annehmende:  Zürich,  Bern,  Solothum,  Basel-Stadt,  SchalBf- 
hausen,  Waadt,  Neuenburg,  Genf). 

Vgl.  BBeschl.  vom  22.  Dez.  1882,  A.  S.  n.  F.  VI  627;  Botsch.  des  BR 
vom  25.  Okt.  1882,  B  1882  IV  257. 

Abstimmung  vom  25.  Okt.  1885  über  die  durch  BBeschl.  vom 
26.  Juni  1885  vorgelegte  teilweise  Abänderung  der  BV  (Wirt- 
schaftswesen, Alkoholfrage): 

Annehmende  Stimmen  230,250,  verwerfende  157 ,463^  ein  Mehr 
von  72,787  für  Annahme;  annehmende  Stände  13%,  verwerfende 
6Vt  (Bern,  Glarus,  Freiburg,  Solothurn,  Graubünden,  Genf,  beide 
Appenzell). 

Vgl.  BBeschl.  vom  22.  Dez.  1885,  A.  S.  n.  F.  VIII  349;   Botsch.  des 
BR  vom  20.  Nov.  1885,  B  1885  IV  367. 
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6.  Abstimmung  vom  10.  Juli  1887  über  die  durch  BBeschl.  vom 
28.  April  1887  vorgelegte  Erweiterung  des  Art.  64  der  BV 
(Patentschutz,  Muster-  und  Modellschutz): 

Zahl  der  Stimmberechtigten  647,071;  ungiltige  und  leere 
Stimmzeddel  12,978  (Graubünden  nicht  angegeben);  anneh- 
mende Stimmen  203,506,  verwerfende  57,862,  ein  Mehr  von 
145,644  Stimmen  für  Annahme;  annehmende  Stände  ISV«,  ver- 
werfende 17«  (üri,  Appenzell  I.  Rh.). 

Vgl.  BBeschl.  vom  20.  Dez.  1887,  A.  S.  n.  F.  X  416;  Botsch.  des  ER 

vom  16.  Aug.  1887,  B  1887  III  805. 

7.  Abstimmung  vom  26.  Okt.  1890  über  die  durch  BBeschl.  vom 
13.  Juni  1890  vorgelegte  Ergänzung  der  BV  (Art.  34*»^  Kranken- 
und  Unfallversicherung): 

Zahl  der  Stimmberechtigten  663,531;  ungiltige  und  leere 
Stimmzeddel  21,030;  annehmende  Stimmen  283,228,  verwerfende 
92,200,  ein  Mehr  von  191,028  Stimmen  für  Annahme;  anneh- 
mende Stände  18V«,  verwerfende  l*/«  (Wallis,  Appenzell  I.  Rh.). 

Vgl.  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1890,  A.  S.  n.  F.  2.  S.  I  737;  Botscli.  des 

BR  vom  21.  Nov.  1890,  B  1890  IV  1127. 

n.  Referendumsabstimmungen. 

1.  Abstimmung  vom  23.  Mai  1875  über  den  BBeschl.  eines  BG 
betr.  die  politische  Stimmberechtigung  der  SchweizerbUrger 
vom  24.  Dez.  1874,  B  1875  I  8: 

Anzahl  der  giltigen  Referendumsbegehren  108,674;  anneh- 
mende Stimmen  202,583,  verwerfende  207,263,  ein  Mehr  von  4680 
für  Verwerfung. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  9.  Juni  1875,  B  1875  III  299;  BBeecU.  vom 
1.  Juli  1875,  A.  S.  n.  F.  I  588. 

2.  Abstimmung  vom  23.  Mai  1875  über  das  BG  betr.  Feststellung 
und  Beurkundung  des  Givilstandes  und  die  Ehe  vom  24.  Dez. 
1874,  A.  S.  n.  F.  I  506: 

Anzahl  der  gütigen  Referendumsbegehren  106,560;  anneh- 
mende Stimmen  213,199,  verwerfende  205,069,  ein  Mehr  von 
8130  Stimmen  für  Annahme. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  9.  Juni  1875,  B  1875  111  299;  BBescbL  vom 
1.  Juli  1875,  A.  S.  n.  F.  I  588.   , 

3.  Abstimmung  vom  23.  April  1876  über  den  BBeschl.  eines 
Banknotengesetzes  vom  18.  Sept.  1875,  B  1875  IV  481: 

Eingereichte  Referendumsb^ehren  35,886,  giltige  Begehren 
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33,749;  annehmende  Stimmen  120,068,   verwerfende  193,253, 
ein  Mehr  von  73,185  Stimmen  für  Verwerfung. 

Vgl.  Botscli.  des  BR  vom  2.  Juni  1876,  B  1876  II  984;  BBeschl.  yom 
29.  Juni  1876,  B  1876  UI  249. 

4.  Abstimmung  vom  9.  Juli  1876  über  den  BBeschl.  eines  hQ 
betr.  die  Militärpflichtersatzsteuer  vom  23.  Dez.  1875,  B  1875 
IV  1263: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  81,581,  giltige  Begehren 
80,549;  annehmende  Stimmen  156,157,  verwerfende  184,894, 
ein  Mehr  von  28,737  Stimmen  für  Verwerfung. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  20.  Nov.  1876,  B  1876  IV  557;   BBc^^lil, 

vom  21.  Dez.  1876,'A.  S.  n.  F.  II  558. 

5.  Abstimmung  vom  21.  Okt.  1877  über  das  BG  betr.  die  Arbeit 
in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877,  A.  S.  n.  F.  III  241 : 

Eingereichte  Referendumsbegehren  55,398,  giltige  Begehren 
54,844;  annehmende  Stimmen  181,204,  verwerfende  170,857, 
ein  Mehr  von  10,347  Stimmen  für  Annahme. 

VgL  Botsch.  des  BR  vom  5.  Dez.  1877.  B  1877  IV  645;  BBeschl.  \om 
14.  Dez.  1877,  A.  S.  n.  F.  III  282. 

6.  Abstimmung  vom  21.  Okt.  1877  über  den  BBeschl.  eines  IIG 
betr.  den  Militärpflichtersatz  vom  27.  März  1877,  B  1877  II 
655: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  64,463,  giltige  Begehren 
63,300;  annehmende  Stimmen  170,223,  verwerfende  181,333, 
ein  Mehr  von  11,160  Stimmen  für  Verwerfung. 

VgL  Botsch.  des  BR  vom  5.  Dez.  1877,  B  1877  IV  645;  BBeschl  vg^m 
14.  Dez.  1877,  A.  S.  n.  F.  UI  282. 

7.  Abstinmiung  vom  21.  Okt.  1877  über  den  BBeschl.  eines  BG 
betr.  die  politischen  Rechte  vom  28.  März  1877,  B  1877  II  894: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  44,713,  giltige  Begehren 
42,747  (?);  annehmende  Stimmen  131,557,  verwerfende  213,230, 
ein  Mehr  von  81,673  Stimmen  für  Verwerfung. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  5.  Dez.  1877,  B  1877  IV  645,  BBeschl    vom 

14.  Dez.  1877,  A.  S.  n.  F.  UI  282. 

8.  Abstimmung  vom  19.  Jan.  1879  über  das  BG  betr.  Gewährung 
von  Subsidien  für  Alpenbahnen  vom  22.  Aug.  1878,  A,  S. 
n.  F.  IV  1: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  37,805,  giltige  Begehren 
36,062;  Zahl  der  Stimmberechtigten  (annähernd)  636,996;  an- 
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nehmende  Stimmen  287,731,  verwerfende  115,571,  ein  Mehr 
von  163,160  Stimmen  für  Annahme. 

Vgl.  Botech.  des  BR  vom  8.  März  1879.  B  1879  I  406;  BBeschL  vom 
22.  März  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  55. 

9.  Abstimmung  vom  30.  Juli  1882  über  den  BBeschL  eines  BG 
betr.  Massnahmen  gegen  gemeingefährliche  Epidemien  vom 
31.  Jan.  1882,  B  1882  I  297: 

Eingereichte  Beferendumsbegehren  80,440,  giltige  Begehren 
80,324;  Zahl  der  Stimmberechtigten  635,249;  annehmende 
Stimmen  68,027,  verwerfende  254,340,  ein  Mehr  von  186,313 
Stimmen  für  Verwerfung. 

Vgl.  Botflch.  des  BR  vom  25.  Okt.  1882,  B  1882 IV  257;  BBeschl.  vom 

22.  Dez.  1882,  A.  S.  n.  F.  VI  627. 

10.  Abstimmung  vom  26.  Nov.  1882  über  den  BBeschl.  betr.  Aus- 
führung des  Art.  27  der  BV  (Schulsekretär)  vom  14.  Juni  1882, 
B  1882  III  167: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  188,731,  giltige  Begehren 
180,995;  Zahl  der  Stimmberechtigten  ca.  648,000,  Zahl  der 
ungiltigen  Stimmzeddel  4829;  annehmende  Stimmen  172,010^ 
verwerfende  318,139,  ein  Mehr  von  146,129  Stimmen  für  Ver- 
werfung. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  14.  Dez.  1882,  B  1882 IV  632;  BBeschl.  vom 

22.  Dez.  1882,  A.  S.  n.  F.  VI  629. 

11.  Abstimmung  vom  II.  Mai  1884  über  den  BBeschL  eines  BG 
betr.  die  Organisation  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  vom 
IL  Dez.  1883,  B  1883  IV  970: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  96,120,  giltige  Begehren 
93,046');  Zahl  der  Stimmberechtigten  634,299,  leere  und  an* 
giltige  Stimmzeddel  16,495;  annehmende  Stimmen  149,729^ 
verwerfende  214,916,  ein  Mehr  von  65,187  Stimmen  für  Ver- 
werfung. 

Vgl  Botsch.  des  BR  vom  9.  Jmii  1884,  B  1884  IH  157;  BBeschl.  vom 

26.  Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  467. 

12.  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884  über  den  BBeschl.  betn  die 
Patenttaxen  der  Handelsreisenden  vom  IL  Dez.  1883,  B  1883 
IV  995: 


*)  Bei  No.  11—14  wurde  seitens  der  Sammler  für  Referenduma-Ünterschriften 
nur  ein  Formular  verwendet,  in  der  Weise,  dass  der  vom  Referendumsrecht 
Gebrauch  machende  Bürger  mit  einer  einzigen  Unterschrift  das  Referendums- 
begehren bezüglich  aller  4  Erlasse  unterstützte,  B  1884  III  158. 
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Eingereichte  RefereDdamsbegehren  96,120,  giltige  Begebren 
93,046;  Zahl  der  Stimmberechtigten  634,299,  leere  und  un- 
giltige  Stimmzeddel  17,370;  annehmende  Stimmen  174,195, 
verwerfende  189,550,  ein  Mehr  von  15,355  Stimmen  für  Ver- 
werfung. 

Vgl  Botsch.  des  BR  vom  9.  Juni  1884,  B  1884  III  157;  BBeschl.  vom 
26.  Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  467. 

13.  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884  über  den  BBeschl.  betr.  Ge- 
währung eines  Beitrages  von  Fr.  10,000  an  die  Kanzleikosten 
der  Gesandtschaft  in  Washington  vom  19.  Dez.  1883,  B  ISSa 
IV  1024: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  96,120,  giltige  Begehreu 
93,046;  Zahl  der  Stimmberechtigten  634,299,  leere  und  ungil- 
tige  Stimmzeddel  23,455;  annehmende  Stimmen  137,824,  ver- 
werfende 219,728,  ein  Mehr  von  81,904  Stimmen  für  Verwer- 
fung. 

Vgl.  Botsck  des  BR  vom  9.  Juni  1884^  B  1884  III  157;  BBeschl.  vom 
26.  Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  Vü  467. 

14.  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884  über  den  BBeschl.  eines  BG 
vom  19.  Dez.  1883  betr.  die  Ergänzung  des  BStrafrechtes  vom 
4.  Febr.  1853,  B  1884  I  25; 

Eingereichte  Beferendumsbegehren  96,120,  giltige  Begehren 
93,046;  Zahl  der  Stimmberechtigten  634,299^  leere  und  un- 
giltige  Stimmzeddel  19,146;  annehmende  Stimmen  169,068^ 
verwerfende  202,773,  ein  Mehr  von  43,705  Stimmen  für  Ver- 
werfung. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  9.  Juni  1884,  B  1884  III  157;  BBeschl.  vom 
26.  Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  467. 

15.  Abstinmiung  vom  15.  Mai  1887  über  das  BG  betr.  gebrannte 
Wasser  vom  23.  Dez.  1886,  A.  S.  n.  F.  X  60: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  54,156,  giltige  Begehren 
52,412;  Zahl  der  Stimmberechtigten  649,494;  annehmende 
Stimmen  267,122,  verwerfende  138,496,  ein  Mehr  von  128,626 
Stimmen  für  Annahme. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  9.  Juni  1887,  B  1887  III  310;  BBeschL  vom 

15.  Juni  1887,  B  1887  III  361. 

16.  Abstimmung  vom  17.  Nov.  1887  über  das  BG  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  vom  11.  April  1889,  A.  S.  n.  F.  2  S. 
I  529: 

Eingereichte  Referendumsbegehren  65,294,  giltige  Begehren 
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62,948;*)  Zahl  der  Stimmberechtigten  651,225,  leere  und  un- 
giltige  Stimmzeddel  6380;  annehmende  Stimmen  244,317,  ver- 
werfende 217,921,  ein  Mehr  von  26,396  Stimmen  für  Annahme. 
Vgl.  BotBcli.  des  BR  vom  7.  Dez.  1885,  B  1889  IV  1094;  BBeschl.  vom 
19.  Dez.  1889,  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Dez.  1889,  No.  7. 

17.  Abstimmung  vom  15.  März  1891  über  den  BBeschl.  eines  BG 
betr.  die  arbeitsunfähig  gewordenen  eidg.  Beamten  und  An- 
gestellten vom  26.  Sept.  1890,  B  1890  IV  301 : 

Eingereichte  Referendumsbegehren  89,934,  giltige  Begehren 

84,572;  Zahl  der  Stimmberechtigten  657,779,  leere  und  ungiltige 

Stimmzeddel  5400;  annehmende  Stimmen  91,851,  verwerfende 

353,977,  ein  Mehr  von  262,126  Stimmen  für  Verwerfung. 

Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  10.  April  1891,  B  1891  1 1009;  Cebers.  Verh. 

d.  BVers.  April  1891,  No.  38. 

III.  Ungenügende  Beferendumsbegehren.*) 

1.  Gegen  das  BG  über  Jagd  und  Vogelschutz  vom  17.  Sept.  1875, 
A.  S.  n.  F.  II  39,  wurden  12,538  Referendumsbegehren  beim 
BR  innert  nützlicher  Frist  eingereicht,  von  denen  2638  un- 
gültig waren. 

VgL  Ber.  des  BR  an  die  BVers.  vom  21.  Febr.  1876,   B  1876  I  331, 
495;  1877  II  77. 

2.  Gegen  das  BG  vom  16.  Juni  1877  betr.  die  Besoldung  der 
eidg.  Militärbeamten  (Ergänzung  zum  BG  vom  2.  Aug.  1873), 
A.  S.  n.  F.  ni  200,  wurden  beim  BR  innert  nützlicher  Frist 
13,729  Referendumsbegehren  eingereicht,  von  denen  43  un- 
giltig  waren ;  ausserdem  wurden  noch  1031  Begehren  zu  spät 

eingereicht.         Vgl.  Her.  des  BR  vom  20.  Nov.  1877,  B  1877  IV  449. 

3.  Gegen  das  BG  vom  28*  Juni  1878  betr.  den  Militärpflicht- 
ersatz,  A.  S.  n.  F.  III  565,  wurden  beim  BR  innert  nützlicher 
Frist  6606  Referendumsbegehren  eingereicht,  von  denen  1093 
ungiltig  waren. 

Vgl.  Ber.  des  BR  vom  3.  Dez.  1878,  B  1878  IV 17,  445;  1879 II 161. 

4.  Gegen  das  BG  vom  20.  Juni  1879  betr.  Erhöhung  des  Ein- 
gangszolles auf  einzelnen  Waarengattungen,  A.  S.  n.  F.  IV  347, 


<)  Vgl.  allerdings  Kreisschr.  des  BR  vom  13.  Sept  1889,  No.  9VS« 
*)  Es  kommen  hiebei  nur  diejenigen  sog.  Referendumscampagnen  in  Be- 
tracht, welche  wenigstens  einen  solchen  Erfolg  erzielt  hatten,  dass    die  betr. 
Antreiber  es  der  Mühe  wert  fanden,  ihre  Begehren  dem  BR  einzureichen;  vgL 
BG  über  Volksabst.  vom  17.  Juni  1874  Art  7,  Abs.  2.  ' 


Digitized  by  VjOOQIC 


Eidg.  Volksabstimmungen.  437 

wurden  beim  BR  innert  nützlicher  Frist  19,315  Referendums- 
begehren  eingereicht,  von  denen  578  ungiltig  waren. 

VgL  Ber.  dee  BR  vom  22.  Nov.  1879,  ß  1H79  ITI  925, 

Gegen  das  BG  vom  28.  Juni  1889  betr.  die  BAnwaltschaft, 
A.  S.  n.  F.  2  S.  1  243,  wurden  beim  BR  innert  nützlicher 
Frist  25,330  Referendumsbegehren  eingereicht,  von  denen  1402 
ungiltig  waren.       Vgl.  Ber.  des  BR  vom  10.  Dez.  1889,  B  IS89  IV  1099. 
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BV  1874,  Art  a-11,  85,  Ziff.  5,  102,  Ziff.  7,  8  gleich  BV  1848,  Art  8—11,  74, 
Ziff.  5,  90,  Ziff.  7,  8,  A.  S.  I  5,  24,  28,  n.  F.  I  3,  25,  29;  Wolf  I  2,  11,  12, 
18,  21.  —  Vgl.  oben  S.  226. 

277*  Staatsverträge  unterliegen  nicht  dem  fakultativen  Re« 
ferendum;  denn  sie  sind  in  Art.  89  der  BV  nicht  genannt.  Es  ist 
auch  der,  anläslich  der  Beratung  über  die  Revision  der  BV,  im  NR 
gestellte  Antrag  Segesser,  Art.  89  dahin  zu  formuliren:  BGesetze 
und  Staatsverträge  mit  dem  Auslande  unterliegen  der  Abstimmung 
des  Volkes,  mit  67  gegen  31  Stimmen  verworfen  worden  (Protokoll 
der  Verh.  über  die  Revision  der  BV  in  den  Jahren  1871,  1872, 
S.  459,  462). 

Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  12.  April  1882  (Geigy,  S.  Kaiser),  B  1882 

II  494,  523. 

Vgl.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  vom  23.  Febr. 
1882,  in  Kraft  getreten  den  16.  Mai  gL  J.,  A.  S.  n.  F.  VI  305,  323,  durch  den  dem 
fakultativen  Referendum  nicht  unterworfenen  BBeschl.  vom  26.  April  1882 
«  nach  Inhalt  und  Form  genehmigt »,  A.  S.  n.  F.  VI  304.  (Vgl.  BBeschL  vom 
28.  April  1882  anläslich  der  Genehmigung  dieses  Handelsvertrages,  A.  S.  n.  F. 
VI  160.)  Hierauf  erliess  der  BR  den  12.  Mai  1882  einen  Beschl.  betr.  die  infolge 
des  neuen  Handelsvertrages  mit  Frankreich  eintretenden  Abänderungen  des 
Schweiz.  Zolltarifs  (und  zwar  in  Ausführung  des  BG  vom  20.  Juni  1879,  A.  S. 
n.  F.  rV  347,  in  Anwendung  des  Art.  84  des  eidg.  Zollges.  vom  27.  Aug.  1851 
A.  S.  n  535  und  in  Vollziehung  des  genannten  Handelsvertrages),  A.  S.  n.  F. 
VI  162.  Mittelst  eines  dem  fakultativen  Referendum  unterworfenen  BBescfal. 
beantragte  hierauf  der  BR  bei  der  BVers.  den  5.  Juni  1882,  den  genannten 
BRBeechl.  vom  12.  Mai  1882  zu  genehmigen  (B  1882  UI  100).  Die  BVers.  ge- 
nehmigte diesen  BBBeschl.,  jedoch  mittelst  des  als  dringlich  erklärten  BBeschL 
vom  30.  Juni  1882;  sie  setzte  des  fernem  in  Art.  4  dieses  BeschL  fest:  Sofern 
der  neue  allgemeine  Zolltarif  bei  einer  gemäs  Art.  89  der  BV  veranstalteten 
Volksabstimmung  die  Mehrheit  der  Stimmen  nicht  erhält,  so  tritt  gegenwär- 
tiger BBeschL  ausser  Kraft,  und  es  ist  der  Zolltarif  vom  27.  Aug.  1851  in  allen 
seinen  Teilen,  soweit  durch  Handelsverträge  oder  seitherige  BG  und  BBeschL 
nicht  anderweitige  Bestimmungen  getroffen  worden  sind,  in  Anwendung  zu 
bringen,  A.  S.  n.  F.  VI  254.  —  Das  BG  aber  betr.  einen  neuen  Schweiz.  Zoll- 
tarif vom  26.  Juni  1884  (A.  S.  n.  F.  VII  549),  durch  welches  (Art.  6)  der 
BBeschl.  vom  30.  Juni  1882  betr.  die  infolge  des  neuen  Handelsvertrages  mit 
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Frankreich  provisorisch  eintretenden  Abänderungen  des  Zolltarifs  aufgehoben 
wurde,  trat  in  Kraft  und  wurde  vom  BR  mit  dem  1.  Jan.  1885  als  vollziehbar 
erklärt  mit  der  Modifikation,  dass  die  zur  Zeit  durch  Konventionaltarife  ge- 
genüber einzelnen  Staaten  ermässigten  Tarifansätze  bis  auf  weiteres  ohne  Un- 
terschied der  Herkunft  der  Waaren  d.  h.  gegenüber  allen  Staaten  in  Anwen- 
dung zu  bringen  sind  (Art.  2  des  BRBeschl.  vom  3.  Okt.  1884),  A.  S.  n.  F.  VII 581. 
Üeber  die  Handelsverträge  vgl.  folgende  allgemeine  Erörterungen  im 
B  1876  n  596,  1878  II  80,  1879  H  156,  778,  1880  II  93,  1881  II  913,  1887  I  367, 
1889  II  375,  1890  II  405,  1891  I  796. 

aiS.  Durch  BBeschl.  vom  27.  April  1887  (A.  S.  n.  F.  X  218) 
erteilte  die  BVers.  die  vorbehaltene  Ratifikation  der  a  Uebereinkunft 
betr.  die  Bildung  eines  internationalen  Verbandes  zum  Schutze  von 
Werken  der  Literatur  und  Kunst »  (Berner  Konvention  vom  9.  Sept. 
1886,  A.  S.  n.  F.  X  219).  Der  Ber.  der  nationalr.  Komm,  zur  Be- 
gutachtung dieser  Konvention  vom  21.  Dez.  1886  (Forrer)  enthält 
folgende  Bemerkungen: 

Die  Aufgabe  einer  völkerrechtlichen  Uebereinkunft  über  das  sog. 
geistige  Eigentum  liegt  darin,  dass 

a)  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  ausgesprochen  wird  und 

b)  gewisse  Mindestforderungen  aufgestellt  werden,   denen  das  ma- 
terielle Recht  jedes  Vertragsstaates  genügen  soll. 

Jeder  beitretende  Staat  ranss  sich  verpflichten,  dem  geistigen  Eigen- 
tum zum  mindesten  denjenigen  Schutz  angedeihen  zu  lassen,  welcher  in 
der  Konvention  als  Minimum  festgesetzt  ist.  Im  üebrigen  bleibt  ihm 
vorbehalten,  diese  Rechte  noch  mehr  zu  schützen  und  mit  einzelnen  Ver- 
trags- oder  Nichtvertragsstaaten  besondere  Vertrage  abzuschliessen,  durch 
welche  dem  sog.  geistigen  Eigentum  noch  vermehrter  Schutz  zu  teil 
wird. 

Indem  so  der  völkerrechtliche  Vertrag  in  das  materielle  Privat- 
tmd  Strafrecht  des  einzelnen  Staates  eingreift,  ergibt  sich  staatsrechtlich 
der  Satz,  dass  im  einzelnen  Staat  die  Uebereinkunft  nur  auf  dem  Weg 
genehmigt  werden  kann,  auf  dem  ein  giltiges  Gesetz  zustande  kommt. 
Wenden  wir  diesen  Satz  auf  die  Schweiz  an,  so  sollte  folgerichtig  die 
Genehmigung  auf  dem  Wege  des  Erlasses  eines  Ges.  ausgesprochen  werden. 
Die  BV  hat  aber  dieses  Verhältnis  anders  geordnet  und  überlässt  in 
Art.  85,  Abs.  5  solche  Genehmigungsbeschl.  dem  souveränen  Entscheid 
der  BVers ,  während  einem  Ges.  die  sog.  Referendumsklausel  oder  die 
Dringlichkeitserklärung*)  beigefügt  werden  muss.  (Art.  89  der  BV.) 
Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  diese  Ungleichheit  oft  Unzukömmlichkeiten 


«)  Ein  BG  hat  stets  den  Referendmnsvorbehalt.  Nur  einem  allgemein  verbind- 
lichen BBeschL  kann  die  Dringlichkeitserklärung  beigefugt  werden,  No.  949« 
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im  Gefolge  hat,  weil  auf  diese  Weise  der  Schweiz.  Aktivbürgerschaft 
die  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  versagt  wird,  sobald  es  beliebt,  die 
betr.  Materie  international  zu  ordnen.  Jedenfalls  folgt  aus  dem  Ge- 
sagten die  eine  Eegel  für  das  Verhalten  der  eidg.  Räte:  Es  soll  nicht 
auf  dem  aussergewöhnlicben  Wege  des  völkerrechtlichen  Vertrages  wich- 
tiges neues  internes  Recht  geschaffen  und  nicht  das  auf  dem  Wege  der 
ordentlichen  Gesetzgebung  zu  stände  gekommene  eidg.  Recht  durch 
einen  völkerrechtlichen  Vertrag  erheblich  geändert  werden.    B  1887  I  78. 

279.  Durch  BBeschl.  vom  5.  Juli  1876  wurde  der  BR  eia- 
geladen,  künftig  Erklärungen,  welche  wesentlich  den  Charakter  von 
vertragsmässigen  Bestimmungen  haben,  nicht  ohne  Ermächtigung 
oder  Genehmigung  der  BVers.  mit  andern  Staaten  auszutauschen. 

A.  S.  n.  F.  II  382,  Postl-Slg.  n.  F.  87. 

Dieser  Grundsatz  wird  vom  BR  beobachtet. 

Der  BR  hatte  den  6.,  15.  Okt.  1875  mit  Italien  Erklärungen  aus- 
getauscht betr.  unentgeltliche  Verpflegung  von  Armen,  welche  auf 
dem  Gebiet  des  andern  Staates  erkranken  oder  sterben,  in  dem  Sinne, 
dass  ein  Ersatz  der  Pflege-  und  Beerdigungskosten  nicht  gefordert  werden 
kann,  ausser  wenn  der  Unterstützte  oder  eine  Familie  im  stände  ist, 
sie  zu  vergüten;  diese  Erklärung  ist  in  üebereinstimmung  mit  dem  BG 
vom  22.  Juni  1875  über  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Beerdigung 
armer  Angehöriger  anderer  Kantone  (A.  S.  n.  F.  I  745,  1876  II  186). 
Auf  Antrag  der  national r.  Prüfangskomra.,  welche  die  Frage:  Ist  der 
BR  kompetent,  von  sich  aus  mit  Umgehung  der  BVers.  solche  Erklä- 
rungen mit  andern  Staaten  auszutauschen,  verneinte,  wurde  der  mit- 
geteilte BBeschl.  gefasst.  B  1876  III  2. 

Im  Jahre  1881  machte  die  italienische  Gesandtschaft  unter  Hinweis  dar- 
auf, dass  in  Italien  den  Armen,  und  zwar  sowol  den  eigenen  Angehörigen, 
als  den  Ausländern  die  unentgeltliche  Verbeiständung  vor  Gericht  gesichert 
sei,  die  Anregung  zum  Abschluss  eines  Uebereinkommens  behufs  Gleichstellung 
der  Angehörigen  in  beiden  Staaten.  Der  BR  erklärte  sich  mit  der  Anregung 
im  Prinzip  einverstanden,  jedoch  in  der  Weise,  dass  mit  Rücksicht  auf  die 
konstitutionellen  Verhältnisse  der  Schweiz  ein  förmlicher  Staatsvertrag  unter 
Ratifikationsvorbehalt  der  gesetzgebenden  Räte  abgeschlossen  werde,  B  1882 
II  738.  Den  8.  Nov.  1882  schloss  sodann  der  BR  mit  der  italien.  Reg.  das 
Uebereinkommen  ab  betr.  die  gegenseitige  Bewilligung  des  Armenrechts  im 
Prozessverfahren.  Die  BVers.  ratifizirte  das  Uebereinkommen  den  2.  April 
1883,  A.  S.  n.  F.  VII  79,  80;  vgl.  Botsch.  des  BR  vom  21.  Nov.  1882,  B  1882 
IV  439;  1884  II  716.  Die  Frage  der  Kompetenz  des  Bundes  aber  zum  Ab- 
schluss dieses  Staatsvertrages  beantwortete  der  BR  bejahend  mit  Hinweis  auf 
Art.  14  des  8chweiz.-fTanz.  Staatsvertrages  vom  15.  Juni  1869,  durch  welchen 
gleichfalls  von  Bundeswegen  die  gegenseitige  Bewilligung  des  Armenrechts  in 
Prozessaachen  international  festgesetzt  worden  war,    B  1882  IV  441. 
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Mit  Rücksicht  auf  den  Cmstand,  dass  der  Schweiz .-italien.  Auslieferungs- 
vertrag vom  22.  Juli  1868  keine  Bestimmung  enthielt  betr.  die  Bewilligung  des 
Transites  von  Verbrechern,  welche  von  einem  dritten  Staate  an  die  Schweiz 
oder  an  Italien  ausgeliefert  werden  und  das  Gebiet  des  andern  Staates  transi- 
tiren  müssen,  stellte  die  italien.  Reg.  im  Jahre  1876  beim  BR  den  Antrag,  es 
möchte  mittelst  einfacher  Erklärung  ein  diesen  Mangel  ergänzender  Zusatz 
zu  dem  Auslieferungsvertrag  vereinbart  werden.  Der  BR  erklärte  sich  zur  Er- 
gänzung bereit,  jedoch  sei  die  vorgeschlagene  Form  konstitutionell  für  ihn  un- 
annehmbar, da  er  die  Ratifikation  der  BVers.  einholen  müsse.  Man  kam  seit- 
her nicht  mehr  auf  den  Gegenstand  zurück,  B  1877  IT  510.  Aehnlich  beant- 
wortete der  BR  im  Jahre  1876  einen  Antrag  des  deutschen  Reichskanzleramtes 
betr.  Ausdehnung  des  schweiz.-deut8chen  Auslieferungsvertrages  vom  24.  Jan. 
1874  auf  gewisse  im  Vertrag  nicht  vorgesehene  Vergehen  und  Verbrechen  wider 
die  Sittiichkeit.  B  1877  n  510.  Vgl.  unten  Teil  IV,  Abschn.  V,  Kap.  6. 

280.  Zwischen  der  Schweiz  und  Italien  wurde  den  28.  Jan. 
1879  eine  temporäre  Handelsübereinkunft  abge8chloss«n.  —  Der 
Austausch  der  Ratifikationen  dieser  Uebereinkunft  erfolgte  wegen 
Dringlichkeit  den  31.  Jan.  1879;  auf  diesen  Termin  hörte  die  ver- 
längerte Wirksamkeit  des  Handelsvertrages  vom  Jahre  1868  auf. 
Die  Genehmigung  durch  die  BVers.  erfolgte  dagegen  erst  nach- 
träglich mit  BBeschl.  vom  27.  März  1879. 

Der  BR  hatte  zwar  der  italienischen  Reg.  gegenüber  geltend 
gemacht,  dass,  da^ie  BVers.  erst  im  März  zusammen  komme,  es 
im  Sinne  einer  gehörigen  Erfüllung  der  von  ihm  zu  beobachtenden 
konstitutionellen  Formalitäten  liege,  für  den  Austausch  der  Ratifi* 
kationen  den  Monat  April  abzuwarten,  und  dass  demnach  bis  dahin 
der  alte  Vertrag  verlängert  werden  möchte.  Für  Italien  war  aber  eine 
solche  Verlängerung  unmöglich,  da  der  österreichisch-italienische 
Vertrag  mit  dem  1.  Febr.  in  Kraft  treten  sollte  und  von  diesem 
Datum  an  Italien  der  Schweiz  keine  günstigere  Behandlung  mehr 
gewähren  konnte,  als  die  durch  diesen  Vertrag  vorgesehene,  ausser 
Italien  würde  sie  zugleich  auch  Oesterreich  einräumen,  was  jedoch 
den  Interessen  des  italienischen  Fiskus  nicht  entsprochen  hätte. 

Wäre  aber  die  Verlängerung  des  Vertrages  von  1868  dahin- 
gefallen,  so  hätten  alle  Schweiz.  Industriellen  zwei  Monate  lang  die 
volle  Strenge  des  italienischen  autonomen  Tarifs  aushalten  müssen, 
wenn  es  der  BR  nicht  auf  sich  genommen  hätte,  den  Austausch  der 
Ratifikationen  von  sich  aus  vorzunehmen.  Er  hat  dies*getan,  und 
zwar  auch  aus  dem  Grunde,  weil  es  sich  nur  um  eine  temporäre 
uebereinkunft  handelte. 

A.  S.  n.  F.  IV  98.  —  Botsch.  des  BR  vom  3.  März  1879  über  di^  nach- 
trägliche Genehmigung  der  8chweiz.-ital.  Handelskonvention  vom  68.  Jan. 
1879,  B  1879  I  139;  vgl.  302  (Kreisschr.  des  BR),  343. 
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281.  Die  Verlängerung  der  Wirksamkeit  eines  Staatsvertrages 
über  den  Termin  hinaus,  auf  welchen  derselbe  gekündet  worden 
war,  erfolgt  durch  beidseitige  Erklärungen  der  Reg.;  die  Ratifika- 
tion der  BVers.  wird  nicht  eingeholt. 

Vgl.  z.  B.  Handelsvertrag  mit  Italien: 
A.  S.  n.  F.  III  85,  253,  404,  436,  454,  752;  IV  384,  V  384,  851,  VI  191, 
VII  139;  X  438. 

Handelävertrag  mit  Frankreich: 
A.  S.  n.  F.  II  496,  III  145.  889,  660,  IV  382,  V  572,  VI  144,  146. 

Handelsvertrag  mit  Oesterreich: 
A.  S.  n.  F.  X  805. 

Handelsverti-ag  mit  Spanien : 
A.  S.  n.  F.  VI  591,  B  1882  IV  672,  1883  I  391. 

Anslieferangsvertrag  mit  England: 
A.  S.  n.  F.  IV  385-392  V  297. 

Art.  lindes  durch  BBeschl.  vom  24.  April  1883  von  der  BVers.  nach  Form 
und  Inhalt  genehmigrten  Handelsvertrages  der  Schweiz  mit  Spanien  vom  14.  März 
1883  bestimmt,  dass  der  Vertrag  «unwiderruflich  und  ohne  vorherige  Kün- 
digung mit  dem  30.  Juni  1887»  ausser  Wirksamkeit  tritt,  A.  S,  n.  F.  VII  232. 
Durch  Erklärung  des  BR  (ohne  Ratifikation  seitens  der  BVers )  und  der  span. 
Reg.  vom  27.  Juni  1887  ist  die  Dauer  des  genannten  Vertrages  bis  zum  1.  Febr. 
1892  verlängert  worden,  resp.  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an 
gerechnet,  an  welchem  der  eine  Vertragsstaat  den  Vertrag  gekündet  haben 
wird,  A.  S.  n.  F.  X  113,  B  1887  III  642. 

282.  Die  Uebereinkunft  der  Schweiz  mit  Italien  zum  Schutz 
des  künstlerischen  und  literarischen  Eigentums,  sowie  der  Nieder- 
lassungs-  und  Konsularvertrag  der  Schweiz  mit  Italien,  beide  Ver- 
träge abgeschlossen  den  22.  Juli  1868,  hatten  vertragsgemäs  die 
gleiche  Dauer,  wie  der  schweiz.-italien.  Handelsvertrag  vom  gleichen 
Datum.  Da  der  Ablauf  des  letztern  definitiv  auf  den  31.  Jan.  1879 
festgesetzt  war,  so  gaben  der  BR  und  die  italien.  Reg.  im  Jahre 
1879  (28.  Januar)  die  Erklärung  ab,  dass  die  beiden  genannten 
Uebereinkünfte  in  Kraft  verbleiben  mit  Vorbehalt  des  Rechts,  sie 
von  zwölf  zu  zwölf  Monaten  aufzukünden.*) 

A.  S.  n.  F.  IV  103,  B  1880  II  192. 

»)  Vgl.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  vom  22.  M&rs 
1883,  Art.  14:  Die  beiden  vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich,  über  nach- 
stehende Konventionen  zu  unterhandeln:  1)  Konvention  zum  Schutz  des  lite- 
rarischen und  künstlerischen  Eigentums;  2)  Niederlaasungsvertrag  und  Kon- 
sularkonvention ;  8)  Konvention  betr.  die  Hinterlegung  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken und  der  industriellen  Zeichnungen  und  Modelle.  —  Bis  zum  Abschluss 
der  neuen  bleiben  die  gegenwärtig  in  Kraft  bestehenden  Konventionen  für  die 
gegenseitigen  Beziehungen  der  hohen  vertragschliessenden  Teile  in  Griltigkeit; 
in  jedem  Fall  gewährleisten  sich  dieselben  die  Grleichbehandlung  auf  dem 
Fusse  der  meistbegünstigten  Nation  auf  allen  in  Betracht  kommenden  Gebieten, 
A.  S.  n.  F.  Vn  396,  vgl.  B  1879  II  573. 
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283«  Den  12.  Nov.  1878  kündigte  der  BR  den  zwischen  der 
Schweiz  und  Belgien  den  11.  Dez.  1862  abgeschlossenen  Freund- 
schaf ts*,  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  (A.  S.  VII  468).  Der- 
selbe ist  daher  den  18.  Nov.  1878  ausser  Wirksamkeit  getreten. 
Zwischen  dem  BR  und  der  belgischen  Reg.  ist  indessen  das  lieber- 
einkommen  getroffen  worden,  dass  von  Ablauf  des  genannten  Ver- 
trages an  in  Bezug  auf  die  Rechtsverhältnisse,  welche  in  demselben 
geregelt  worden  sind,  beide  Staaten  sich  gegenseitig  auf  dem  Fusse 
der  Gleichstellung  mit  der  meistbegünstigten  Nation  behandeln. 
Dieses  Uebereinkommen  soll  sodann  bis  zum  Abschluss  eines  neuen 
Vertrages  oder  bis  einer  der  beiden  Teile  von  demselben  zurück- 
tritt, in  Kraft  bestehen. 

Anzeige  der  BKanzlei  vom  9.  Jan.  1880;  A.  S.  n.  F.  IV  447,   B  1880  II 
586,  Tgl.  1879  n  457. 

284.  Durch  Deklaration  zwischen  dem  Vertreter  des  BR  und 
demjenigen  der  Reg.  des  Fürsten  von  Rumänien  ist  den  28.  DeZi. 
1876  festgesetzt  worden,  dass  während  der  für  die  Unterhandlung 
und  den  Abschluss  eines  Handelsvertrages  erforderlichen  Zeitperiode 
die  Handelsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Staaten  auf  dem  Fusse 
der  Meistbegünstigung  zu  erfolgen  hat.  Diese  Uebereinkunft,  zu- 
nächst bis  zum  12.  Mai  1877  in  Kraft,  wurde  durch  eine  fernere 
Erklärung  der  Vertreter  der  beiden  Reg.  vom  13.  Juni  1877  ver- 
längert und  ist  hierauf  ersetzt  worden  durch  die  von  der  BVere. 
den  15.  Aug.  1878  ratifizirte  Handelskonvention  vom  30.  März  1878* 

A.  S.  n.  P.  II  576,   III  124,  642,   643.  -  B  1877  II  253,  733,   1878  I  249. 

Vgl.  B  1878  II  745  III  12,  677. 

283.  Durch  Erklärung  zwischen  dem  BR  und  der  franz.  Reg. 
vom  27.  Jan.  1887  ist  zur  Festsetzung  der  Tragweite  der  ueber- 
einkunft vom  23.  Febr.  1882  vereinbart  worden,  dass  die  in  den 
beiden  Ländern  in  Gemäsheit  der  Uebereinkunft  vom  30.  Juni  1864 
hinterlegten  Marken  bis  zum  Ablauf  eiuer  Frist  von  15  Jahren  von 
der  erfolgten  Hinterlegung  an  gerechnet,  des  gesetzlichen  Schutzes^ 
welchen  die  Gesetzgebung  des  betr.  Staates  den  einheimischen  Mar- 
ken gewährt  oder  in  der  Folge  noch  gewähren  wird,  teilhaftig  sind, 
ohne  dass  eine  neue  Hinterlegung  nötig  wäre. 

A.  S.  n.  F.  X  6;  vgL  B  liB86  I  260;  1887  I  388;  BGer-Entsck  1835  XI  486 

286*  Durch  Vereinbarung  zwischen  dem  BR  und  der  franz. 
Reg.  vom  19.  Okt.  1880  wurde  festgesetzt,  dass  die  in  Art.  5  der 
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•schweiz.-franz.  üebereinkunft  betr.  die  Nationalität  der  Kinder  und 
den  Militärdienst  der  Söhne  von  in  der  Schweiz  naturalisirten  Fran- 
zosen vom  23.  Juli  1879  vorgesehenen  Fristen  vom  11.  Juli  1880 
hinweg  berechnet  werden  sollen.  b  1880 IV 105,  A.  S.  n.  F.  V 178. 

£s  hatte  nämlich  die  franz.  Reg.  geltend  gemacht,  dass  für  die 
im  zitirten  Art.  5  vorgeschriebenen  Optionsfristen,  welche  ein  oder 
^wei  Jahre  betragen  sollen,  nachdem  die  üebereinkunft  vom  23.  Juli 
1879  vollziehbar  geworden  ist,  nicht  der  in  Art.  6  der  üebereinkunft 
vorgesehene  Moment  d.  h.  der  Tag  der  Auswechslung  der  Ratifi- 
Icationen  (6.  Juli  1880)  massgebend  sein  könne,  weil  nach  franz. 
Gesetzgebung  die  Vollziehbarkeit  erst  mit  dem  Tag  der  Publikation 
im  «Journal  officiel»,  d.h.  mit  4em  11.  Juli  1880  eintritt,  und  dass 
die  Reg.  den  Optanten  nicht  mehrere  Tage  mittelst  einer  blossen 
diplomat.  Verständigung  entziehen  dürfe,  deren  gesetzlicher  Wert 
vorkommenden  Falls  vom  Richter  könnte  bestritten  werden. 

B  1881  II  655. 

287«  Der  mit  Grossbritannien  den  31.  März  1874  abgeschlos- 
sene Auslieferungsvertrag  wurde  den  16.  Juni  1874  von  den  eidg. 
Häten  genehmigt.  Noch  vor  der  Ratifikation  des  Vertrages  durch 
•die  Königin  der  Vereinigten  Königreiche  ergab  sich,  dass  Art.  16, 
Abs.  2  des  Vertrages  mit  den  dort  bestehenden  Gesetzen  nicht 
Tereinbar  sei.  Nach  dem  Wortlaut  dieser  Bestimmung  hätten  näm- 
lich Auslieferungsgesuche  gegen  Verbrecher,  welche  sich  nach  einer 
Kolonie  oder  auswärtigen  Besitzung  Englands  geflüchtet  haben, 
durch  den  Schweiz.  Generalkonsul  in  London  an  den  Staatssekretär 
für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  gerichtet  werden  können,  während 
nach  den  britischen  Gesetzen  die  Behandlung  dieser  Geschäfte  in 
die  Kompetenz  des  Gouverneurs  oder  der  höchsten  Behörde  der  be- 
treffenden Kolonie  oder  Besitzung  fällt.  Die  Reg.  Grossbritanniens 
liess  daher  den  Antrag  beim  BR  stellen,  dass  der  genannte  Abs.  2 
des  Art.  16  annullirt  und  durch  eine  Redaktion  ersetzt  werden 
möchte,  welche  ihrer  Gesetzgebung  entspräche.  Der  BR  glaubte 
auf  diese  Modifikation  rein  formeller  Natur  eintreten  zu  dürfen, 
ohne  den  Vertrag  selbst  nochmals  der  BVers.  vorzulegen,  zu- 
mal für  die  Schweiz  keine  Erschwerung  daraus  erwächst,  indem 
das  Auslieferungsbegehren  durch  den  in  der  Kolonie  oder  Besitzung 
residirenden  Schweiz.  Konsul  oder  in  Ermangelung  eines  solchen 
durch  den  Konsularagenten  eines  andern  Staates,  welchem  für  die- 
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sen  speziellen  Fall  die  Wahrung  der  Schweiz.  Interessen  anvertraut 
wird,  gestellt  werden  kann. 

In  diesem  Sinne  genehmigte  daher  der  BR  ein  zwischen  den 
Bevollmächtigten  den  28.  Nov.  1874  vereinbartes  Protokoll ;  hierauf 
wurde  den  31.  Dez.  die  Auswechslung  des  Vertrages  vollzogen. 

B  1875  II  566. 

Die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  im  Jahre 
1874  beanstandete  dieses  Vorgehen  des  BR;  denn  wenn  auch  an- 
zuerkennen sei,  dass  es  sich  um  eine  Vertragsabänderung  wesent- 
lich formeller  Natur  handelte,  so  sei  der  BR  trotzdem  mit  Rück- 
sicht auf  die  klare  Bestimmung  des  Art.  85,  Ziff.  5  der  BV  ver- 
pflichtet gewesen,  den  Nachtrag  der  BVers.  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen.  Die  Komm,  beantragte  daher  die  nachträgliche  Geneh- 
migung durch  die  BVers.  Diese  erfolgte  den  1.  Juli  1875  in  Ver- 
bindung mit  der  Genehmigung  der  Geschäftsführung  des  BR  vom 
Jahre  1874.  B  1875  III  81,  133,  A.  S.  n.  F.  I  579. 

288.  Durch  Erklärung  des  Schweiz.  BR  und  der  deutschen 
Reichsreg.  ist  zur  beidseitigen  Erleichterung  der  Verwaltung  der 
Rechtspflege  den  1.,  13.  Dez.  1878  festgestellt  worden: 

Den  Schweiz,  und  deutschen  Gerichtsbehörden  ist  der  un- 
mittelbare Geschäftsverkehr  in  allen  Fällen  gestattet,  in  welchen 
nicht  der  diplomatische  Verkehr  durch  Staatsverträge  vorge- 
schrieben ist  oder  infolge  besonderer  Verhältnisse  rätlich  er- 
scheint. 

Der  BR  hatte  sich  zum  Abschluss  dieses  Uebereinkommens  von 
sämmtlichen  KReg.  ermächtigen  lassen. 

A.  S.  n.  F.  III  661,  Kreiaschr.  des  BR  vom  27.  Sept.  1878  und  13.  Dez. 
1878,  B  1878  IV  542,  555;  vgl.  B  1879  II  575.  Vgl.  oben  S.  241. 

289.  Laut  Art.  7,  Zifi.  2  des  BG  betr.  den  Schutz  der  Fabrik- 
und  Handelsmarken  vom  19.  Dez.  1879  ^)  sind  zur  Hinterlegung 
ihrer  Marken  in  der  Schweiz  berechtigt:  Produzenten  und  Handels- 
treibende, deren  Geschäft  sich  in  einem  Staat  befindet,  welcher  den 
Schweizern  Gegenrecht  hält,  sofern  im  weitem  der  Beweis  erbracht 
wird,  dass  ihre  Marken  bezw.  Geschäftsfirmen  in  dem  betr.  Staate 
hinreichend  geschützt  sind. 


*)  Vgl.  den  jetzt  geltenden  etwas  erweiterten  Art.  7,  Ziff.  2,  8  des  BGr 
betr.  den  Schutz  der  Fabrik-  nnd  Handelsmarken,  der  Herknnftsbezeichnungen. 
von  Waaren  und  der  gewerblichen  Auszeichnungen,  A  S.  n.  F.  2  S.  11  8. 
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Der  BR  setzte  den  6.  Juni  1881  fest,  dass  das  in  diesem  Ar- 
tikel vorgesehene  Gegenrecht  nicht  nur  auf  Grund  einer  staatlichen 
Vereinbarung  konstatirt  werden  kann,  und  dass  daher  von  Angehö- 
rigen eines  Landes,  wie  z.  B.  Schweden,  das  kein  spezielles  Marken- 
Schutzgesetz  hat,  dagegen  aber  an  dem  Grundsatz  des  Marken- 
schutzes durch  bezügliche  Bestimmungen  in  den  Strafgesetzen  fest- 
hält, Marken  zur  Eintragung  angenommen  werden  können,  ohne 
dass  es  einer  besondern  Konvention  bedarf. 

B  1881  111  96,  1882  II  143. 

Mit  einer  Reihe  von  Staaten  hatte  die  Schweiz  Über  den  gegen- 
seitigen Schutz  der  Fabrik-  uild  Handelsmarken  der  beidseitigen 
Angehörigen  Staatsverträge  abgeschlossen,  welche  durch  die  BVers. 
genehmigt  worden  sind,  so  mit  Frankreich,  Vertrag  vom  23.  Febr. 
1882,  A.  S.  n.  F.  VI  450,  X  6;  mit  Deutschland,  Handelsvertrag 
vom  23.  Mai  1881,  Art.  11,  A.  S.  n.  F.  V  464,  vgl  B  1881  II  24; 
mit  Italien,  Handelsvertrag  vom  22.  März  1883,  Art.  14  resp.  Ueber- 
«inkunft  vom  22.  Juli  1868,  A.  S.  IX  657  (vgl  auch  B  1882  III  756), 
n.  F.  VU  396.  Im  Verhältnis  zu  andern  Staaten  begnügte  sich  der 
BR  zur  Konstatirung  des  Gegenrechtes  mit  der  Auswechslung  gegen- 
seitiger Erklärungen  oder  mit  einer  von  ihm  und  der  Reg.  des 
betr.  Staates  abgeschlossenen  Uebereinkunft,  vgl.  Erklärungen  des 
BR  und  der  englischen  Reg.  vom  6.  Nov.  1880,  A.  S.  n.  F.  V  238, 
B  1881  II  24,  in  322;  Notenaustausch  des  BR  mit  der  Reg.  von 
Nordamerika  vom  14.,  16.  Mai  1883,  B  1884  II  157  (vgl  B  1886 
I  261,  1888  II  26);  Uebereinkunft  des  BR  mit  der  belgischen  Reg. 
vom  11.  Febr.  1881,  mit  der  niederländischen  Reg.  vom  27.  Mai  1881, 
mit  der  österreichisch-ungarischen  Reg.  vom  22.  Juni  1885,  A.  S. 
n.  F.  V  301,  398,  IX  29,  B  1883  H  1002,  1884  H  157,  1886  I  1015. 

Für  die  meisten  der  genannten  Staaten  (ausgenommen  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn)  ist  jetzt  massgebend  die  internationale 
Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom  20.  März  1883, 
welcher  ausserdem  mehrere  andere  Staaten  beigetreten  sind,  A.  S. 
n.  F.  Vn  517. 

290.  Durch  übereinstimmende  Erklärung  der  R^.  der  Schweiz. 
Eidg.  und  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  (ausgestellt  vom 
BR  den  21.  Okt.  und  vom  Minister  des  kaiserl.  Hauses  und  des 
Aeussem  den  28.  Okt.  1887)  wurde  festgestellt,  dass  die  beiden 
Reg.  den  Grundsatz  zur  Anwendung  bringen,  dass  jeder  der  kontra- 
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hireDden  Teile  sich  verpflichtet,  auf  Verlangen  des  andern  Teiles 
seine  Angehörigen  wieder  zu  übernehmen,  auch  wenn  dieselben  die 
Staatsangehörigkeit  nach  der  inländischen  Gesetzgebung  verloren 
haben,  sofern  sie  nicht  dem  andern  Lande  nach  dessen  eigener 
Gesetzgebung  angehörig  geworden  wären.  A.  s.  n.  F.  x  30Ä, 

Die  Anregung  zu  dieser  Vereinbarung  erfolgte  durch  die  öster- 
reichische Reg.  im  Jahre  1886  anläslich  der  Heimnahme  der  Fa- 
milie eines  ursprünglichen  Oesterreichers.  Der  BR  trat  sofort  auf 
das  Anerbieten  ein. 

Der  materielle  Inhalt  der  Uebereinkunft  steht  vollkommen  im 
Einklänge  mit  den  Grundsätzen  der  Schweiz,  wie  sie  schon  lange, 
sowol  im  Innern  als  nach  Aussen,  praktisch  betätigt  worden  sind. 
Die  Unverjährbarkeit  des  Heimatrechtes  ist  im  Schweiz.  Staatsrecht 
anerkannt.  Sie  ist  auch  in  der  Vorschrift  des  Art.  43  der  BV  des 
Jahres  1848  und  des  Art.  44  der  BV  des  Jahres  1874  ausgesprochen, 
wonach  kein  Kanton  einen  Kantonsbürger  des  Bürgerrechtes  ver- 
lustig erklären  darf. 

Durch  die  Uebereinkunft  finden  somit  lediglich  die  in  der  Schweiz 
geltenden  Grundsätze  formellen  Ausdruck. 

Angesichts  dieses  verf-mässigen  Zustandes  der  Schweiz  be- 
trachtete sich  daher  der  BR  als  kompetent,  die  Vereinbarung  ledig- 
lich durch  den  Austausch  identischer  Erklärungen  mit  dem  k.  und  k, 
österreichisch-ungarischen  Ministerium  zu  konstatiren. 

B  1887  II  660,  rV  231;  1888  11  764. 

291«  Um  für  die  Benutzung  der  Wasserstrasse  des  Rheines 
von  Neuhausen  bis  unterlialb  Basel  eine  der  modernen  Gesetzgebuogt 
namentlich  im  Gewerbewesen,  sowie  den  Bedürfhissen  des  Verkehrs 
entsprechende  Ordnung  herbeizuführen,  haben  die  Bevollmächtigten 
des  Schweiz.  BR  und  der  grossh.  badischen  Reg.  den  10.  Mai  1879 
eine  Uebereinkunft  betr.  den  Wasserverkehr  auf  genannter  Strecke 
des  Rheines  abgeschlossen.')  Der  BR  legte  sich  hierauf  die  Frage 
vor,  ob  er  diese  Uebereinkunft  der  BVers.  zur  Ratifikation  vorzu- 
legen habe,  oder  ob  er  hievon  im  Hinblick  auf  Art.  9  und  102, 
Ziff.  7  der  BV  absehen  solle.  Er  entschied  sich  für  die  Vorlage 
an  die  BVers.    Diese  genehmigte  in  Anwendung  von  Art  8  und 

*)  Die  Reg.  der  beteiligten  Kantone  genehmigten  dieee  Uebereinkiinft, 
Baselstadt  den  28.  Juni,  Baselland  den  9.  Juli,  Aargau  den  21.  Juli,  Zürich 
den  4.  Okt.  1879,  ebenso  wurde  sie  genehmigt  von  der  badischen  Reg.  den 
21.  Nov.  1879. 
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8ö,  ZiflF.  5  der  BV  mit  BBeschl.  vom  19.  Dez.  1879  die  genannte 
üebereinkunft.  Der  BR  zog  in  Erwägung,  dass  wenn  auch  in  erster 
Linie  die  Kantone  bei  der  üebereinkunft  beteiligt  sind,  das  Gross- 
herzogtum  Baden  dieselbe  nicht  direkt  mit  den  Kantonen,  sondern 
mit  der  Eidg.  abgeschlossen  hat  und  sich  demnach  bei  ihrer  Voll- 
ziehung auch  an  die  Eidg.  und  nicht  an  die  Kantone  halten  wird. 

B  1879  ni  1117.  —  Die  üebereinkunft  vom  10.  Mai  1879  und  der  geneh- 
migende BBeschl.  vom  19.  Dez.  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  393,  394,  Flossord.  vom 
18.  Sept.  1880,  A.  S.  n.  F.  V  195.—  Botsch.  des  BR  vom  4.  Dez.  1879,  B  1879 
III  1116,  vgl.  B  1875  II  552,  1876  II  603,  1877  II  257,  1878  II  88,  1879  II  465, 
18S1  II  148,  1890  I  604. 

292«  Ohne  Zustimmung  der  BVers.  kann  auf  einen  von  der- 
selben genehmigten  Staatsvertrag  vor  dem  legalen  Ablauf  desselben 
durch  den  BR  nicht  verzichtet  werden.  BR  im  B  1876  II  597. 

293«  Der  Niederlassungsvertrag  der  Schweiz  mit  dem  deutschen 
Reich  hat  auf  das  Civilrecht  keinen  Einfluss,  sondern  er  bezieht 
sieh  wie  jeder  andere  Niederlassungsvertrag  nur  auf  die  Gewährung 
des  Rechtes  der  Niederlassung  und  auf  die  Erwerbung  von  Eigen- 
tum auch  an  Grundstücken  in  gleicher  Weise  wie  ein  Schweizer 
und  ohne  höhere  Besteuerung  etc.  Es  sind  daher  durch  den  Nie- 
Jerlassungsvertrag  keineswegs  ausser  Kraft  gesetzt  worden  folgende 
Uebereinkommen:  1.  dasjenige  mit  Baden  über  gegenseitiges  Kon- 
kursrecht vom  7.,  9.  Juli  1808  (Off.  Slg.  I  390,  11  62);  2.  dasjenige 
mit  Bayern  über  gleichmässige  Behandlung  der  Angehörigen  in 
Konkursfällen  vom  11.  Mai,  27.  Juni  1834  (Ofl.  Slg.  II  328);  3.  das- 
jenige mit  Sachsen  über  denselben  Gegenstand  vom  4.,  18,  Febr. 
1837  (Off.  Slg.  III  49)  und  4.  dasjenige  mit  Würtemberg  betr.  die 
Konkursverhältnisse  und  gleiche  Behandlung  der  beidseitigen  Staats- 
angehörigen in  Konkursfällen  vom  12.  Dez.  1825  und  13.  Mai  1826 
(Off.  Slg.  II  136). 

Eidg.  Jastiz-  und   Polizeidep.   auf  Anfrage  einer  EReg.  im  Jahre  1881, 

B  1882  II  739. 

294«  Infolge  der  Annexion  von  Elsass  und  Lothringen  an 
Deutschland  sind  die  Bewohner  dieses  Gebietes  aus  dem  Verbände 
ausgetreten,  welcher  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  im  Jahre 
1869  durch  den  Vertrag  über  den  Gerichtsstand  und  andere  civilrecht- 
üche  Verhältnisse  geschaffen  worden  ist.')  Da  zwischen  der  Schweiz 

«)  Vgl.  aber  Revue  der  Gerichtspraxis  (1885)  IH,  No.  103;  v.  Salis,  Ehe- 
scheidung, Basel  1888,  S.  114,  Not  28;  Journal  Clunet  1883^  X  p.  122,  123. 
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und  Deutschland  kein  derartiger  Vertrag  besteht,  so  sind  die  beid- 
seitigen Gerichte  berechtigt,  die  auf  ihren  Gebieten  eröffneten  Erb- 
schaften von  Angehörigen  des  andern  Staates  nach  der  am  Orte  der 
Eröffnung  der  Erbschaft  bestehenden  Gesetzgebung  zu  behandeln. 
Im  internationalen  Verkehr  ist  nicht  die  Nationalität  des  Erblassers, 
sondern  die  Gesetzgebung  des  Ortes  massgebend,  wo  derselbe  ge- 
storben resp.  bei  Eintritt  seines  Todes  wohnhaft  gewesen  ist  und 
wo  die  Erbschaft  sich  befindet.  br  im  B  1876  II  253 ;  1881  ll  660, 

299«  Die  Anfrage,  ob  ein  Staat  berechtigt  sei,  aus  der  Metst- 
begünstigungsklausel  in  einem  Handelsvertrage  ftlr  seine  Angehörigen 
Vorteile  anzusprechen,  die  der  Mitkontrahent  in  einem  Vertrage 
über  internationales  Privatrecht  einem  dritten  Staate  gewährt  habe, 
ist  vom  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  im  Jahre  1884  verneinend  be- 
antwortet worden,  weil  für  die  Anwendung  der  Meistbegünstigungs- 
klausel nur  Staatsverträge  über  die  gleiche  Materie  in  Vergleich 
gezogen  werden  dürfen,  —  also  Handelsverträge  nur  mit  Handels- 
verträgen. Bei  der  Interpretation  und  Anwendung  von  Staatsver- 
trägen ist  die  Absicht  und  der  Wille  der  Kontrahenten  in  gleichem 
Grade  massgebend,  wie  bei  Privatverträgen.  Es  ist  deshalb  z.  B. 
bei  Abschluss  eines  Handelsvertrages  zu  präsumiren,  dass  die  Kon- 
trahenten nur  solche  Verhältnisse  r^uliren  wollten,  welche  auf  den 
Handel  sich  beziehen,  nicht  aber  auch  auf  Fragen,  die  dem  ge^ 
meinen  Civilrecht  angehören.  B  1885  II  683.  Vgl.  No.  ia§. 
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L  Kapitel 

Erwerb  and  Verlast  des  schweizerischen  Bürgerrechtes/) 

BG  betr.  die  Erteilung  dea  Schweizerbürgerrechte  und  den  Verzicht  auf  das- 
selbe vom  3.  Juli  1876,  A.  S.  n.  F.  II  510.  Wolf  I  150.  —  Botsch.  des  BR 
und  BGEntw.  vom  2.  Juni  1876,  B  1876  II  897;  Ber.  der  Komm,  des  StR 
vom  10.  Juni  1876  (Hofer),  B  1876  lU  31.  Vgl.  BRBeschl.  vom  22.  Nov. 
1876,  B  1876  IV  253;  1877  II  502.  —  Anregung  zur  Revision  des  Ges. 
B  1878  II  848,  1890  II  406,  1891  II  1055. 

296.  Gemäs  der  BestimmuDg  des  Art.  44  der  BV  in  Verbin- 
dung mit  Art.  2  der  Uebergangsbestimmungen  zur  BV  sind  die 
Kantone  befugt,  die  Naturalisation  von  Ausländem  nach  Massgabe 
ihrer  Gesetze  und  bisherigen  Praxis  zu  vollziehen,  so  lange  nicht. 
das  in  Art.  44,  Abs,  2  vorgeschriebene  BG  erlassen  ist. 

Der  Umstand,  dass  die  Bedingung  des  Art.  43  der  BV  1848, 
wonach  an  Ausländer  das  Bürgerrecht  nur  dann  erteilt  werden  darf, 
wenn  sie  aus  dem  frühem  Staatsverband  entlassen  worden  sind,  in 
Alt,  44  der  BV  1874  nicht  mehr  Aufnahme  gefunden  hat,  ändert 
nichts,  es  dauert  vielmehr  der  frühere  Zustand  fort,  da  sonst  bis 
2u  Erlass  des  BG  die  Naturalisation  Fremder  ganz  willkürlich  voll- 
zogen werden  könnte,  was  jedenfalls  nicht  im  Willen  der  BVers. 

gelegen  hat.  BR  an  eine  KReg.,  B  1875  II  605. 

«)  Vgl.  A.  Estoppey,  La  loi  federale  du  3  juillet  1876,  Lausanne  1888; 
H.  StoU,  Der  Verlust  des  Schweizerbürgerrechts,  Zürich  1888;  A^Estoppay 
311  *  Journal  du  droit  international  priv^»  (Clunet)  1889,  XVI  p.  565  suiv.;  E. 
Ifoguin,  Conflits  des  lois  suisses,  Lausanne  1891,  Chap.  1. 
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WI.  In  Ausführung  des  Art.  44  der  BV  wurde  den  3.  Juli 
1876  das  BG  betr.  die  Erteilung  des  Schweizerbürgerrechts  und  den 
Verzicht  auf  dasselbe  erlassen.  Wir  entnehmen  der  Botsch.  des 
BR  vom  2.  Juni  1876  zu  dem  Entw.,  der  diesem  B6  als  Grund- 
lage gedient  hat,  folgendes: 

Die  Bestimmung  des  Art.  44,  Abs.  2  ist  das  Produkt  vielfacher 
Erfahrungen,  welche  nachgewiesen  haben,  dass  die  frühere  Bestimmung, 
Art.  43  der  BV  1848,  wonach  kein  Kanton  einem  Ausländer  das  Bürger- 
recht erteilen  durfte,  wenn  or  nicht  aus  dem  frühern  Staatsverbande 
entlassen  war,  durchaus  ungenügend  war.  Der  Fremde,  der  sich  in 
der  Schweiz  naturalisiren  lassen  wollte,  war  an  die  Gemeinde  und  den 
Kanton  gewiesen,  welche  ihrerseits  eine  derartige  Aufnahme  lediglich 
von  ihrem  Interessenstandpunkte  aus  und  nach  ihrem  Gutfinden  behan- 
delten. Obwol  mit  dem  Gemeinde-  und  Kantonsbürgerrecht  kraft  der 
BV  auch  die  Schweiz.  Nationalität  erworben  wurde,  und  obwol  nach 
der  Gestaltung  der  konkreten  Verhältnisse  und  Motive  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  gerade  dem  letztern  Faktor  das  Hauptgewicht  zufiel, 
weil  daraus  der  Anspruch  auf  Schutz  gegenüber  dem  Auslande  abge- 
leitet wurde,  besassen  die  Organe  des  Bandes  absolut  kein  Mitwirkungs- 
recht  bei  der  Naturalisation  des  Fremden.  Erst  nachdem  dieselbe  in 
Rechtskraft  getreten  war  und  sie  bei  Anlass  eines  Konfliktes  mit  einem 
auswärtigen  Staate  zur  Kenntnis  des  6B  gelangte,  konnte  er  an  der 
Hand  der  negativen  Bestimmung  des  Art.  43,  Abs.  2  der  1848er 
Verfassung,  die  überdies  als  in  ihrem  strikten  Wortlaut  nicht  auf  alle 
Fälle  passend,  in  der  Bundesprazis  gemildert  und  abgeschwächt  wurde 
(üllmer,  No.  828^  829),  gegen  eine  vollendete  Tatsache  einschreiten. 
Abgesehen  davon,  dass  eine  derartige,  der  Begründung  des  Bürgerrechts 
nachfolgende  Sinmischung  an  und  für  sich  schon  auf  vielfache  Schwie- 
rigkeiten stösst,  befand  sich  der  BB  entweder  in  der  unangenehmen 
Lage,  zwischen  einem  auswärtigen  Staate  und  dem  Schweizerkantone 
oder  dessen  Bürger  entscheiden  zu  müssen,  oder  er  konnte  seinen  Re- 
klamationen im  Auslande  auf  Anerkennung  des  Schweiz.  Bürgerrechtes 
keinen  Nachdruck  verleihen  und  sah  sich  häufig  genug  unangenehmen 
Abweisungen  ausgesetzt. 

In  neuerer  Zeit  haben  sich  in  der  angeführten  Bichtung  die  Kon- 
flikte bedenklich  vermehrt.  Die  Gesetzgebung  mancher  Staaten,  welche 
z.  B.  die  Ehescheidung  ausschliessen  oder  die  Scheidungsgründe  be- 
schränken oder  erschwerende  Formalitäten  und  lange  Fristen  aufstellen 
u.  dgl.,  veranlassen  häufig  genug  ihre  Angehörigen,  sich  zeitweilig  zu 
expatriiren  und  anderswo  sich  einzubürgern,  um  im  fremden  Lande  ein 
Vorhaben  ausführen  zu  können,  dem  sich  das  heimatliche  Recht  ent- 
gegenstellt.    In  noch   höherm   Masse   ist   die    Militärpflicht  die  Quelle 
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solcher  Auswanderungen.  Französische  und  seit  der  Umgestaltung  Deutsch- 
lands noch  mehr  deutsche  Familien  suchen  für  ihre  Söhne,  die  dem  Militär- 
pfiichtsalter  entgegenrücken,  in  der  Schweiz  das  Bürgerrecht  zu  erwerben. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  in  allen  diesen  Fällen  keineswegs  die  Ab- 
sicht, Schweizer  zu  werden  und  unserm  Lande  fortan  als  Bürger  an- 
zugehören, zu  Grunde  liegt,  vielmehr  ein  bequemes  Auskunflsmittel 
benützt  wird,  um  sich  einer  staatlichen  Verpflichtung  in  der  Heimat  zu 
1*^;^^  entziehen,  und  dass  in  der  Regel  solche  Neubürger  der  Schweiz  wieder 

den  Rücken  kehren,  sobald  es  ihre  Privatinteressen  erheischen  und  sie 
es  ohne  Gefahr  tun  können.  Was  gewinnt  nun  unser  Land  von  solchen 
Bürgerzuschüssen  anderes,  als  ärgerliche  Konflikte  mit  den  Nachbarstaaten, 
deren  Austi*agung  auf  den  Rücken  des  Bundes  fällt  (No.  216). 

Leider  ist  es  nicht  minder  wahr,  dass  in  einzelnen  Kantonen  bei 
der  Bürgeraufnahme  eine  Willfährigkeit  Platz  gegi-iffen  hat,  welche  mit 
der  Würde  des  Schweizerbürgerrechtes  wenig  im  Einklänge  steht  und 
allzusehr  den  Charakter  der  Geldspekulation  hervorkehrt.  Diese  be- 
dauerlichen Erscheinungen  blieben  dem  Auslande  nicht  unbekannt  und 
haben  nicht  verfehlt,  das  Ansehen  des  Schweiz.  Bürgerrechts  zu  unter- 
graben und  die  Aktion  des  BR  für  Anerkennung  desselben  ausserordent- 
lich zu  erschweren.  Es  bestehen  z.  B.  urteile  franz.  Gerichte,  welche 
die  Erwerbung  eines  ausländischen  Bürgerrechtes  durch  einen  Franzosen 
wegen  der  Vermutung,  dass  sie  zum  Zwecke,  sich  den  Verpflichtungen 
des  Gesetzes  zu  entziehen,  stattgefunden  habe,  als  in  fraudem  legis  ge- 
schehen erklären,  was  der  Anwendung  des  franz.  Rechtes  nicht  im  Min- 
desten derogiren  könne.  Da  ohnehin  die  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung 
(No.  215),  z.  B.  die  franz.  Bestimmung,  dass  der  minderjährige  Sohn  eines 
Franzosen,  der  sich  auswärts  natnralisirt,  doch  gegenüber  dem  ursprüng- 
lichen Heimatkantone  militärpflichtig  verbleibt,  während  umgekehrt  bis 
jetzt  nach  Schweiz.  Rechte  der  minderjährige  Sohn  dem  Bürgerrechte 
des  Vaters  folgt,  die  natürliche  Veranlassung  für  vielfache  Konflikte 
bot,  so  ist  es  doppelt  beklagenswert,  dass  man  schweizerischerseits  weitere 
Anstände  hervorrief,  die  überdies  nicht  geeignet  sind,  der  Schweiz.  Auf- 
fassung als  Empfehlung  zu  dienen. 

Alle  diese  Uebelstände  wurden  bereits  bei  Anlass  der  Revision  der 
BV  lebhaft  gefühlt  und  betont.  Die  neue  Verf.  (und  zwar  in  beiden 
Vorlagen  übereinstimmend)  löste  die  schwebende  Frage  nicht  definitiv, 
sondern  überwies  sie  zur  nfihern  Ordnung  an  die  Gesetzgebung  und 
zwar  in  doppelter  Richtung,  einmal  um  die  Bedingungen  der  Erwer- 
bung des  Schweizerbürgerrechtes  durch  Ausländer  aufzustellen,  und  so- 
dann um  die  Bedingungen  des  Verzichtes  auf  dasselbe  durch  Ausländer 
zu  bezeichnen.  Da  der  neue  Verf-Text  die  frühere,  wenn  auch  noch  so 
schwache  Bedingung,    nicht  mehr  wiederholt  und  deshalb  zur  Zeit  die 
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Einbürgerang  schrankenlos  den  Kantonen  überlassen  wird,  m  ist  die  ge- 
setzgeberische Ausftlhmng  des  Art.  44  ein  um  so  dringenderes  Be- 
dürfnis .... 

Was  speziell  den  Verzicht  anlangt»  so  hätte  es  sehr  wünschenswert 
geschienen,  diese  Materie  erschöpfend  behandeln  und  über  alle  Fälle 
des  Verlostes  des  Schweiz.  Bürgerrechtes  gemeingiltige  Regeln  aufstellen 
zu  können.  Die  Gesetzgebungen  der  meisten  Staaten  knüpfen  an  ge- 
wisse  Tatsachen,  z.  B.  Natursdisation  in  einem  fremden  Staate,  oder  den 
langen  Aufenthalt  im  Auslande  ohne  Intention  der  Rückkehr  u.  dgl^ 
den  Verlust  der  bisherigen  Nationalität  von  Gesetzes  wegen.  Der  inner* 
lieh  aufgehobene  Verband  zum  ehemsdigen  Heimatlande  wird  in  legaler 
Form  auch  rechtlich  beseitigt;  dieses  Verfahren  erspart  den  betr.  Staaten 
die  unangenehme  Lage,  sich  in  Momenten  der  Verlegenheiten  unter 
dem  Titel  früherer  Staatsangehörigkeit  und  Abstammung  um  Schutz 
und  Hilfe  angesprochen  zu  sehen,  während  die  gleichen  Leute  sich  Ge- 
nerationen hindurch  um  ihre  angebliche  Heimat  nicht  im  Mindesten 
bekümmert  haben.  Allein  die  Schweiz.  BV  stellte  sich  bekanntlich  mit 
vollem  Bewusstsein  auf  einen  abweichenden  Gesichtspunkt  und  beschränkte 
das  Gesetzgebungsrecht  des  Bundes  auf  die  Fälle,  wo  ein  8ohwei7,er  zum 
€  Zwecke  der  Erwerbung  eines  ausländischen  Bürgerrechtes  »auf  sein 
Bürgerrecht  verzichten  will.  B  1876   11  897, 

298*  Mittelst  Beschlüssen  vom  29.  März  1877,  5.  Jali  1878, 
26.  Okt.  1880,  revidirt  den  23.  Dez.  1890,  hat  der  BR  folgende  An- 
leitung zur  Erlangung  der  im  BG  vom  3.  Juli  1876  betr.  die  Er- 
teilung des  Schweizerbürgerrechts  und  den  Verzicht  auf  dasselbe 
vorgesehenen  bundesr.  Bewilligung  festgesetzt: 

Identität  der  Person  des  Bewerbers. 

§  1. 

Der  Bewerber  muss  seinem,  auf  einem  ungestempelten  Pai>ierbogen 
einzureichenden  Gesuche  einen  Geburts-  oder  Heimatscheia  oder  eine 
andere  ähnliche  Ausweisschrift  beilegen,  worin  sein  Geschieh hta-  und 
Vorname,  sein  Geburtsort  und  Geburtsdatum,  sowie  seine  Heimat  an- 
gegeben sind. 

Ferner  hat  er  seinen  Beruf  anzugeben  und  zu  erklären,  ob  er  ledi^, 
verheii-atet,  verwitwet  oder  geriohtlich  geschieden  sei,  sowie  ob  er  Kinder 
habe. 

Wenn  er  verheiratet  ist,  so  hat  er  auch  seinen  Trauungsschein 
und  den  Geburtsschein  seiner  Frau  oder  eine  andere  ähnliche  Ausweis- 
Schrift,  worin  der  Familien-  und  Vorname  derselben  angegeben  sind, 
beizubringen,    und   falls  er  Kinder  hat,    so   muss  er  überdies  entweder 
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die  Geburtsscheine  der  letztem  oder  einen  von  der  kompetenten  Behörde 
ausgestellten  Familienschein,  worin  die  Geschlechts-  und  Vornamen,  so- 
wie Geburtsdaten  eines  jeden  Kindes  enthalten  sind,  vorlegen.  (Zus.  seit 
1880:)  Verwitwete  müssen  im  Weitern  den  Todschein  über  den  ver- 
storbenen Ehegatten,  und  Geschiedene  eine  beglaubigte  Ausfertigung 
des  Ehescheidungsurteils  einreichen. 

Minderjährige  Personen. 

§2. 
Minderjährige  haben  eine  gehörig  beglaubigte  Bewilligung  ihres 
Vomiundes  oder  derjenigen  Person,  unter  deren  väterlicher  Gewalt  sie 
stehen,  vorzuweisen.  (Zus.  seit  1880:)  Minderjährige,  welche  für  voll- 
jährig erklärt  worden  sind,  müssen  eine  beglaubigte  Ausfertigung  der 
Urkunde  über  ihre  VoUjähngkeitserklärung  beibringen. 

Domizil. 

§3. 

Der  Bewerber  muss  sich  ferner  darüber  ausweisen,  dass  er  in  der 
Schweiz  wohnt  und  seit  zwei  Jahren  den  ordentlichen  Wohnsitz  gehabt 
habe  (=  Anleitung  1890*);  Art.  2  des  BG).  Zu  diesem  Behufe  hat 
er  ein  oder  mehrere  Zeugnisse  beizubringen,  wodurch  beurkundet  wird, 
dass  er  während  der  seiner  Bewerbung  unmittelbar  vorangehenden  zwei 
Jahre  fortwährend  in  der  Schweiz  gewohnt  habe.*) 

>)  Anleitung  1877  lautete  dieser  Satz:  Der  Bewerber  muss  sich  femer 
darüber  ausweisen,  dass  er  seit  zwei  Jahren  in  der  Schweiz  den  ordentlichen 
Wohnsitz  gehabt  habe. 

•)  Durch  BBeschl.  vom  30.  Juni  1882  wurde  der  BR  eingeladen,  Gesuchen 
um  Bewilligung  zur  Erwerbung  des  Schweizerbürgerrechtes  nur  dann  zu  ent- 
sprechen, wenn  der  Bewerber  sich  darüber  ausweisen  kann,  dass  er  sich  zwei 
Jahre  lang  mit  Bewilligung  der  kompetenten  Behörden  in  der  Schweiz  aufgehalten 
hat,  Postl-Slg.  n.  F.  281  j  B 1883 II 20, 1884 II 935, 1885 II 662.— In  einem  Kreisschr.  vom 
10.  März  1884  an  die  eidg.  Stände  sagt  der  BR:  Wir  laden  $ie  ein,  dafür  Sorge 
tragen  zu  wollen,  dass  die  fraglichen  Zeugnisse  sich  über  den  gesetzlich  ge- 
ge forderten  wirklichen  Wohnsitz  aussprechen,  und  dass  darin  angegeben 
werde,  auf  welche  Nachweise  hin  dieselben  ausgestellt  worden  seien,  indem 
wir  sonst  die  Gesuche  um  Bewilligung  zur  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht  ab- 
zuweisen im  Falle  wären.  Es  ist  eine  Verletzung  der  Bestimmungen  des  BG, 
wenn  Bescheinigungen  über  ordentlichen  Aufenthalt  in  der  Schweiz  seit  zwei 
Jahren  auf  den  einfachen  Nachweis  einer  Niederlassungsbewilligung  oder  eines 
gleichlautenden  Ausweises  ausgestellt  werden.  B  1884  I  431 ;  1885  II  662. 

In  seinem  Geschäfbsber.  über  das  Jahr  1890  bemerkt  der  BR,  dass  gewisse 
Gemeinden  und  Polizeibehörden  immer  noch  aus  blosser  Gefälligkeit  Aufent- 
halteausweise ausstellen.  Dieses  an  und  für  sich  im  höchsten  Grade  unmora- 
lische Vorgehen  ist  um  so  bedauerlicher,  weil  es  Individuen,  welche  keinerlei 
nähere  Beziehungen  an  die  Schweiz  knüpfen,  die  Erwerbung  des  Schweizer- 
bürgerrechts aus  Gründen  blosser  Spekulation  erleichtert.  Dem  BR  gegenüber 
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Diese  Zeugnisse  müssen  von  der  Polizei  der  Kantone  oder  von  der 
kompetenten  Behörde  derjenigen  Schweiz.  Gemeinde  oder  Gemeinden  aus- 
gestellt sein,  wo  der  Bewerber  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat. 

Verhältnisse  der  Bewerber  gegenüber  dem 
bisherigen  Heimatstaate. 

§  4.«) 

Diejenigen  Bewerber,  welche  nach  der  Gesetzgebung  ihres  Heimat- 
staates nur  mit  der  Bewilligung  ihrer  Reg.  oder  unter  Beobachtung 
irgend  einer  andern  Förmlichkeit  ein  fremdes  Indigenat  erwerben  können, 
haben  sich  in  der  Regel  über  die  Erfüllung  der  in  dem  Gesetz  ihres 
Heimatlandes  aufgestellten  Bedingungen  auszuweisen. 

In  Bezug  auf  Angehörige  der  nachbezeichneten  Staaten  gilt  dieser 
Ausweis  als  geleistet  durch  Beobachtung  folgender  Vorschriften: 

Deutschland. 
Die  Angehörigen    des  deutschen  Reiches  haben  eine  amtliche  vor- 
behaltlose Erklärung  der  kompetenten  Behörde  ihres  Heimatstaates  bei- 
zubringen, dass  ihnen  eine  Entlassungsurkunde  werde  ausgestellt  werden, 
sobald  sie  das  Schweizerbürgerrecht  erlangt  haben  werden.') 


ist  dieses  Vorgehen  ein  eigentlicher  Vertrauensmisbrauch,  gegen  den  sich  der 
BR  nicht  schützen  kann,  weil  er  keine  Kontrolorgane  besi^t . .. .  Die  Schweiz 
braucht  keine  neuen  Bürger,  welche  das  Land  nicht  kennen  und  das  Schweizer- 
bürgerrecht nur  deshalb  zu  erlangen  suchen,  um  im  Auslande  davon  Nutzen  zu 
ziehen,  was  oft  die  schlimmsten  üebelstände  für  die  Schweiz  selbst  zur  Folge  hat. 

B  1891  I  792;  vgl.  hiezu  B  1891  II  1055. 

»)  Der  BR  erteilt  die  Bewilligung  nur  an  solche  Personen,  deren  Verhält- 
nisse gegenüber  dem  bisherigen  Heimatstaate  so  beschaffen  sind,  dass  voraus- 
sichtlich aus '  der  Aufnahme  derselben  der  Eidg.  keine  Nachteile  erwachsen 
(Art.  2  des  BG),  so  der  Abschn.  1  des  §  4  der  Anleitung  1878,  B  1878  III  448. 

*)  Es  ist  nicht  eine  Entlassungsurkunde,  sondern  eine  Entlassungszusiche- 
rungsurkunde  vorzulegen.  Die  Entlassungsurkunde  selbst  ist  erst  gleichzeitig 
mit  oder  nach  erfolgter  Einbürgerung  in  eine  Schweiz.  Gemeinde  vorzulegen. 
Diese  Unterscheidung  erfolgt  deshalb,  weil  der  Umstand,  dass  Deutsche,  welche 
sich  um  das  Schweiz.  Bürgerrecht  bewerben,  eine  Urkunde  über  ihre  definitive 
Entlassung  aus  dem  deutschen  Staatsverbande  beibringen,  für  den  Fall,  dass 
ihre  Bewerbung  ohne  Erfolg  ist,  far  die  Betreffenden  folgende  Nachteile  hat: 

Eine  einfache  Zurücknahme  der  Entlassungsurkunde  von  Seiten  der 
deutschen  Behörden  ist  gesetzlich  nicht  zulässig,  vielmehr  hat  jeder  aus  dem 
deutschen  Staatsverband  entlassene  Deutsche,  in  Gemäsheit  des  deutschen  Ges. 
über  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni 
1870,  §  8,  Ziff.  3  und  4,  zum  Behufe  der  Wiedererwerbung  des  ursprünglichen 
Indigenates  nachzuweisen,  dass  er  in  Deutschland  an  dem  Orte,  wo  er  sich 
niederlaasen  will,  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  finde  und  an 
diesem  Orte  nach  den  daselbst  bestehenden  Verhältnissen  sich  und  seine  An- 
gehörigen zu  ernähren  im  stände  sei. 
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Oesterreich-Üngarn. 

Die  Angehörigen  der  österreichischen  Staaten,  d.  h.  der  im  Parlament 
yei*tretenen  Königreiche,  haben,  soweit  sie  nicht  wehrpflichtig  sind,  eine 
durch  die  kompetente  Administrativbehörde  ausgestellte  Erklärung  bei- 
zubringen, dass  ihrer  Entlassung  kein  gesetzliches  Hindernis  entgegen- 
steht. Stehen  sie  im  Heerverbande  (die  Reserve  inbegriffen),  so  haben 
sie  eine  vorbehaltlose  Erklärung  des  k.  k.  Beichskriegsministeriums  vor- 
zuweisen, dass,  sobald  sie  das  Schweizerbürgerrecht  erlangt  haben  wer- 
den, ihnen  eine  Entlassungsurkunde  werde  ausgestellt  werden.  Sind  sie 
zwar  im  militärpflichtigen  Alter,  aber  noch  nicht  eingeteilt,  oder  ge- 
hören sie  zur  Landwehr,  so  müssen  sie  eine  ähnliche  Erklärung  des 
österreichischen  Landesverteidigungsministeriums  beibringen.') 

Personen,  welche  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  heimat- 
berechtigt  sind,  haben,  wenn  sie  nicht  militäi-pflichtig  sind,  eine  amtliche 
Erklärung  des  ungarischen  Ministeriums  des  Innern  beizubringen,  darch 
welche  vorbehaltlos  bezeugt  wird,  dass  ihnen  eine  Entlassungsurkunde 
werde  ausgestellt  werden,  sobald  sie  das  Schweiz.  Bürgerrecht  erlangt 
haben.  Personen,  welche  in  der  Linie  oder  Reserve  dienstpflichtig  s'md, 
haben  diese  Erklärung  bei  dem  Reichskriegsministerium,  und  die  Land- 
wehrmänner bei  dem  k.  ungarischen  Landesverteidigungsministerium 
nachzusachen.*) 

«  Belgien. 

Die  Belgier  haben  gegenüber  der  Reg.  ihres  Landes  keinerlei  Be- 
willigung vorzuweisen  oder  Formalität  zu  erfüllen,  um  sich  im  Auslande 
naturalisiren  zu  lassen. 


Anderseits  hat  der  Betreffende,  weil  er  nicht  mehr  im  Besitze  von  Aus- 
weisschriften ist,  die  Ausweisung  aus  der  Schweiz  zu  gewärtig^en.  Schweiz. 
BKanzlei  den  29.  Febr.  1884,  B  1884  I  842,  498  und  öfters;  Kreisschr,  vom 
5.  Juli  1878,  B  1878  111  282,  1879  II  26. 

Mit  Rücksicht  auf  einen  Erlass  des  kaiserlichen  Statthalters  von  Eisass- 
Lothringen  vom  28.  Aug.  1884  hat  der  BR  den  4.  Nov.  1884  beschlossen: 

Allen  Angehörigen  der  Reichslande,  die  noch  in  oder  vor  dem  militär- 
pflichtigen Alter  stehen,  und  welche  nach  Erfallung  der  gesetzlichen  Wohnsitz- 
verpflichtungen in  der  Schweiz,  mit  einer  Entlassungsurkunde  aus  ihrem  ursprüng- 
lichen Heimatstaate  versehen,  um  die  Erteilung  der  Bewilligung  zum  Erwerb  des 
Schweizerbürgerrechts  einkommen,  —  sofern  sie  in  den  Reichslanden  geboren 
wurden  —  diese  Bewilligung  nur  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  zu  er- 
teilen, dass  sie  sich  verpflichten,  die  eventuellen  Folgen  einer  Rückkehr  zum 
bleibenden  Aufenthalte  in  Elsass-Lothringen  an  sich  selbst  tragen  zu  wollen, 
und  mit  der  Erklärung,  dass  sich  der  BR  der  Pflicht  entschlage,  sie  gegen 
dieselben  zu  schützen.  Gregenüber  sog.  Optanten  und  OptantensGhnen  soll  in 
ähnlicher  Weise  verfahren  werden,  B  1884  IV  210.  Vgl.  §  6. 

0  Vgl.  B  1876  II  254. 

«)  Vgl.  das  ungarische  Ges.  vom  20.  Dez.  1879  im  B  1880  III  657,  1881 
II  662. 
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Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Gleiche  Bemerkung  wie  bei  Belgien. 

Frankreich. 

(Anleitung  1890:)  *)  Die  zum  Militärdienst  in  der  aktiven  Armee 
und  in  der  Reserve  verpflichteten  Franzosen  haben  die  Bewilligung  ihier 
Reg.  vorzuweisea  (Art.  17,  2  des  franz.  Ges.  über  die  Nationalität  vom 
26.  Juni  1889). 

Die  Franzosen,  welche  das  30.  Altersjahr  überschritten  haben,  müssen 
den  Beweis  leisten,  dass  sie  ihre  Militärpflicht  in  ihrem  Heimatlande 
erfüllt  haben,  oder  gemäs  §  6  hiemach  einen  Verpflichtungsschein  unter- 
zeichnen. 

Italien. 

Italiener  haben  durch  eine  bezügliche  Erklärung  der  betr.  kgl. 
Piilfektur  sich  darüber  auszuweisen,  dass  sie  ihrer  Wehrpflicht  nach- 
gekommen und  in  dieser  Beziehung  von  jeder  Verpflichtung  frei  sind. 
Diejenigen  Italiener,  welche  gemäs  den  Vorschriften  von  Art.  11,  §  1 
des  Civilgesetzbuches  des  Königreichs  auf  ihr  Heimatrecht  verzichtet 
haben,  müssen  eine  beglaubigte  Ausfertigung  ihres  Verzichtaktes  bei- 
bringen.*) 

Niederlande. 

Gleiche  Bemerkung  wie   bei  Belgien  und  den  Vereinigten  Staaten. 
Russland  (und  Polen). 

Russische  Untertanen,  die  als  solche  geboren  oder  vor  dem  Regle- 
ment vom  10.,  22.  Febr.  1864  naturalisirt  worden  sind,  haben  die  Be- 
willigung des  Kaisers  vorzuweisen,  die  durch  Vermittlung  des  kaiser- 
lichen Ministeriums  des  Innern  nachzusuchen  ist.  Die  nach  dem  zitirten 
Dekrete  naturalisirten  Russen  haben  sich  an  die  Provinzialoberbehorde 
und  die  Polen  an  die  lokale  Polizeibehörde  zu  wenden. 

Zusatz  1890:  §  5. 
Auch  abgesehen  von  den  im  vorigen  Paragi-aphen  erwähnten  Vor- 
schriften kann  die  Bewilligung  in  folgenden  Fällen  erteilt  werden: 

*)  In  den  früheren  Anleitungen  lautete  dieser  Passus:  Franzosen  müssen 
gemäs  Art.  1  des  kaiserlichen  Dekretes  vom  26.  Aug.  1811  die  Bewilligung 
des  Staatsoberhauptes  beibringen  und  haben  sich  zu  diesem  Zwecke  an  das  franz 
Justizministerium  zu  wenden. 

Falls  die  Bewilligung  nicht  beigebracht  würde,  die  Petenten  aber  den- 
noch in  das  Schweizerbürgerrecht  aufgenommen  worden  wären,  so  hätten  die- 
selben die  Folgen  der  betr.  Unterlassung  selbst  zu  tragen,  und  es  würde  der 
BR  der  Pflicht,  sie  gegen  jene  Folgen  zu  schützen,  sich  entschlagen. 

«)  Vgl.  B  1876  II  254. 
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1,  Den  in  der  Schweiz  geborenen  und  immer  wohnhaft  gewesenen 
Kindern  von  Ausländern; 

2,  den  Sprösslingen  aus  der  Ehe  einer  Schweizerin  mit  einem  Aus- 
länder ; 

3,  den  Ausländern,  welche  eine  Schweizerin  geheiratet  haben; 

4,  den  Ausländern,  welche  in  der  Schweiz  ein  öffentliches  Amt  be- 
kleiden ; 

5,  den  Ausländern,  welche  ihre  Heimat  verlassen  haben  und  dauernd 
in  die  Schweiz  gezogen  sind,  ehe  sie  in  den  Bekrutlrungslisten 
ihres  Heimatlandes  eingetragen  waren; 

0,  den  Ausländern,  welche  das  Alter  fttr  den  aktiven  Militärdienst 
in  ihrem  Heimatlande  überschritten  haben. 

(Vgl.  B  1889  II  374;  1891  I  794.) 

Zusatz  1890:  §  6. 

Das  eidg.  Dep.  des  Auswärtigen  kann  nötigenfalls  von  den  Ein- 
bürgerungsbe Werbern  verlangen,  dass  sie  die  Verpflichtung  auf  sich  nehmen, 
für  ^ich  allein  die  Folgen  ihrer  Einbürgerung  in  der  Schweiz  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Beziehungen  zu  ihrem  ursprünglichen  Heimatlande  zu  tragen. 

Ueb^rsetzung  von  in  fremden  Sprachen 
abgefassten  Aktenstücken. 

(Zusatz  1880:  §  5,  1890:)  §  7. 

Jedes  in  einer  andern  Sprache  als  Deutsch,  Französisch,  Italienisch 
oder  Lateinisch  abgefasste  Aktenstück  muss  mit  einer  amtlichen  Ueber- 
getzung  in  einer  dieser  vier  Sprachen  begleitet  sein;  andernfalls  behält 
sich  die  Kanzlei  des  Dep.  des  Auswärtigen  vor,  die  üebersetzung  auf 
Koiiten  des  Bewerbers  besorgen  zu  lassen. 

Taxe. 
(Zusatz  1880:  §  6,  1890:)  §  8. 

Für  die  Ausstellung  der  Bewilligung  zur  Erwerbung  des  Schweizer- 
bürgerrechts ist  eine  Gebühr  von  35  Fr.  zu  entrichten  (BG  über  Kanzlei- 
sporteln  vom  10.  Juni  1879,  Art.  4,  Wolf  I  108).  Der  Betrag  der  Taxe 
und  von  allfällig  der  Verwaltung  verursachten  Kosten  ist  von  der  BKanzlei 
durch  Postnachnahme  zu  erheben. 

B  1891  I  39;  vgl.  B  1882  II  908,  1880  IV  269,  1878  III  447. 

299«  Jemand,  der  zwar  Bürger  einer  Schweiz.  Gemeinde,  hin- 
gegen im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  BG,  d.  h.  am  1.  Jan. 
1877,  noch  nicht  Kantonsbürger  geworden,  ist  als  Ausländer  zu  be- 
trachten,  und  daher  den  Bestimmungen  des  BG  unterworfen;  es 
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hat  demgemäs  der  Betreffende  die  Bewilligung  des  BR  zur  Erwer- 
bung des  Schweizerbürgerrechtes  nachzusuchen. 

Diesen  Grundsatz  befolgend,  lehnte  der  BR  ein  Ansuchen  ab^ 
welches  dahinging,  dass  Einbürgerungsbegehren  von  Ausländem^ 
welche  das  Bürgerrecht  in  einer  Schweiz.  Gemeinde  unter  der  Herr- 
schaft der  alten,  d.  h.  der  kantonalen  Gesetzgebung  erworben,  ge- 
mäs  der  letztem  zu  behandeln  seien,  auch  wenn  die  Einbürgerung 
nicht  vor  dem  1.  Jan.  1877  perfekt  werde  durch  Erwerbung  des 
kantonalen  Bürgerrechts,  indem  eine  Schlussnahme  der  zuständigen 
kantonalen  Behörde  erst  später  erfolgen  könnte. 

B  1877  U  17,  bestätigt  im  B  1878  II  364. 

300.  Das  tessinische  Ges.  vom  31.  Mai  1856  bestimmt  in 
Art.  6,  dass  die  tessinische  Witwe  eines  Ausländers  oder  eines 
Schweizers  aus  einem  andern  Kanton,  die  kinderlos  ist,  nach  dem 
Tode  ihres  Ehemannes  wieder  in  das  tessinische  Bürgerrecht  tritt^ 
wenn  sie  während  ihres  Witwenstandes  im  Kanton  wohnt  oder  er- 
klärt, daselbst  sich  festsetzen  zu  wollen.  Diese  Bestimmung  erklärte 
der  BR  auf  Anfrage  des  Tessiner  Staatsrates  als  aufgehoben  durch 
Art.  10  des  BG;  denn  eine  Schweizerin,  welche  durch  Heirat  (mit 
einem  Ausländer)  ihr  Bürgerrecht  verloren  hat,  ist  Ausländerin  und 
kann  als  solche  das  Schweizer  Bürgerrecht  nicht  anders  erlangen, 
als  durch  Erfüllung  der  Vorschriften  des  Art.  1  des  BG. 

BR  im  B  1878  II  366. 

301.  Im  Jahre  1881  vertrat  der  Staatsrat  des  Kts.  Genf  die 
Ansicht,  dass  Minderjährigen  die  Bewilligung  zur  Erwerbung  eines^ 
kantonalen  Bürgerrechtes  vom  BR  nicht  erteilt  werden  dürfe.  Der 
BR  erklärte  diese  Ansicht  für  unrichtig,  da  das  BG  keine  Bestim- 
mung enthalte,  welche  das  Recht  zur  Erwerbung  des  Schweizer- 
bürgerrechtes  auf  Volljährige  beschränken  würde.  Wenn  aber  nach 
dem  in  Genf  bestehenden  Rechte^  ein  Minderjähriger  nur  durch 
Naturalisation  seines  Vaters,  dessen  Stand  er  folgt,  Genfer  werden 
kann,  so  hat  dies  die  Bedeutung,  dass  die  einem  Minderjährigen 
erteilte  eidg.  Bewilligung  im  Kt.  Genf  nicht  zur  Geltung  kommen 
kann,  wol  dagegen  in  allen  denjenigen  Kantonen,  deren  Gesetze  die 
Einbürgerung  Minderjähriger  unabhängig  von  der  Einbürgerung^ 
ihrer  Eltern  gestatten.  B 1882  II  18. 

302.  Nach  dem  waadtländischen  Ges.  vom  26.  Mai  1810  dürfen^ 
nur  solche  Personen  ins  Bürgerrecht  aufgenommen  werden,  die  seit 


Digitized  by  VjOOQIC 


460  Teil  III.    Abschn,  L    Kapitel  1.    No.  SOt-SOO* 

mindestens  fünf  Jahren  im  Kt.  Waadt  gesetzlich  niedergelassen  oder 
daselbst  seit  einem  Jahre  Besitzer  von  unbeweglichem  Eigentum 
von  mindestens  Fr.  16,000  (alte  Währung)  Wert  sind.  Durch  das 
B6  sind  diese  Bestimmungen  nicht  aufgehoben,  vielmehr  können 
dieselben  ganz  gut  neben  dem  B6  bestehen,  mit  welchem  sie  nicht 
im  Widerspruch  sind.  Wenn  Ausländern,  welche  die  in  Art.  2  des 
B6  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllen,  vom  BR  die  Bewilligung 
zur  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  in  einem  Kantone  erteilt  wird, 
so  erlangen  dieselben  dadurch  nur  das  Recht,  sich  an  einen  Kanton 
oder  an  eine  Gemeinde  zu  wenden,  um  das  Bürgerrecht  nachzusuchen. 
Die  eidg.  Bewilligung  ist  dem  Kanton  eine  Gewähr  dafür,  dass  die 
Eidg.,  soweit  es  sie  betrifft,  gegen  die  Einbürgerung  nichts  einzu- 
wenden hat.  Die  Frage  jedoch,  ob  der  Bewerber  in  das  Bürgerrecht 
aufgenommen  werden  soll  oder  nicht,  hängt  ausschlieslich  von  der 
kant.  Gesetzgebung  ab,  welche  zufolge  Abs.  2  des  Art.  4  des  BG 
hier  allein  massgebend  ist.  Die  Kantone  sind  also  berechtigt,  Ein- 
bürgerungsgesuche von  Ausländern,  welche  die  bundesr.  Bewilligung 
2ur  Erwerbung  eines  Schweizerbürgerrechtes  erlangten,  abzuweisen, 
wenn  sie  nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons  sich  zur  Aufnahme 
in's  Bürgerrecht  nicht  qualifiziren.  Dagegen  ist  es  den  Bewerbern 
unbenommen,  sich  an  einen  andern  Kabton  zu  wenden,  dessen  Ge- 
setzgebung diesfalls  mehr  Erleichterungen  gewährt.       B  1882  n  18. 

803.  Das  waadtländische  Ges.  erklärt  jede  Naturalisation  ohne 
Wirkung,  solange  der  Petent  nicht  den  solennen  Bürgereid  geleistet 
hat,  wozu  er  das  Alter  von  mindestens  20  Jahren  erfüllt  haben  muss. 
Auf  eine  Anfrage  der  KReg.  anläslich  eines  Spezialfalles,  in  welchem 
der  durch  seinen  Vormund  vertretene  Petent,  Chr.  Hoch  aus  Wür- 
temberg,  erst  15  V«  Jahre  alt  war,  antwortete  der  BR  den  4.  Febr. 
1879: 

Die  Naturalisation  des  Petenten  bietet  von  bundesrechtlichem  Stand- 
punkt aus  keinerlei  Bedenken,  indem  die  Vorschriften  des  BBechtes  er- 
fdlit  sind.  Ferner  ist  die  Entlassung  des  Petenten  ans  dem  würtem- 
bergischen  Staatsverbande  den  Vorschriften  des  deutschen  Beichsgesetzes 
über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  BeichsangebOrigkeit  vom  1.  Juni 
1870,  Art.  15  entsprechend.  Wenn  aber  die  Gesetzgebung  des  Kts.  Waadt 
dieser  Naturalisation  gewisse  Hindernisse  entgegenstellt,  so  bleibt  nichts 
minderes  übrig,  als  dass  der  Petent  die  Naturalisation  in  einem  anderen 
Kanton  erwirbt,  oder  dass  diejenige  im  Kt.  Waadt  suspendirt  bleibt, 
bis  er  den  Vorschriften  des  waadtländischen  Ges,  genügen  kann.  Heimat- 
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losigkeit  von  Angehörigen  des  deutschen  Reiches  kann  angesichts  der 
Bestimmungen  des  Art.  7,  Abs.  2  des  Niederlassungsvertrages  Kwiscben 
der  Schweiz  und  Deutschland  vom  27.  April  1876,  in  Verbindung  mit 
Art.  21  des  zitirten  deutschen  Reichsges.  überhaupt  nicht  mehr  ein- 
treten, indem  jeder  Deutsche,  den  Nachweis  der  Identität  vorausgesetzt, 
so  lange  in  der  ursprünglichen  Heimat  wieder  aufgenommen  werden 
muss,  als  er  nicht  in  der  Schweiz  oder  in  einem  dritten  Staate  natara- 
lisirt  worden  ist  (vgl.  No.  518).  B  1880  II  628. 

804.  Das  Neuenburger  Ges.  schreibt  vor:  Die  EinbürgoiuBg 
wird  nur  bewilligt,  wenn  der  Gesuchsteller  mindestens  ein  Jahr  lang 
im  Kanton  gewohnt  hat,  wobei  es  jedoch  nicht  nötig  ist,  dass  dieser 
Aufenthalt  dem  Einbürgerungsgesuch  unmittelbar  vorangegangen  sei. 

Auf  Anfrage  seitens  des  Dep.  des  Innern  des  Kts.  Neuenburg 
erklärte  der  Bß  im  Jahre  1877,  dass  diese  Bestimmung  durch  das 
BG  keineswegs  aufgehoben  ist,  vielmehr  ganz  gut  neben  den  bundes* 
rechtlichen  Vorschriften  bestehen  kann.  Die  Bewilligung  des  BR 
verleiht  dem,  der  sie  erhält,  nur  das  Recht,  sich  an  einen  Kanton 
und  an  eine  Gemeinde  zu  wenden,  um  die  Erteilung  des  Schweizer- 
bürgerrechtes nachzusuchen.  Diese  Bewilligung  ist  für  den  Kanton 
eine  Garantie,  dass  die  Eidg.  ihrerseits  gegen  die  Naturalisation 
nichts  einzuwenden  hat;  die  Frage  dagegen,  ob  diese  Bürgerauf- 
nahme stattfinden  solle  oder  nicht,  muss  durchaus  nach  der  betr. 
kant.  Gesetzgebung  entschieden  werden,  wie  der  zweite  Abs.  des 
Art.  4  des  BG  es  ausdrücklich  vorsieht.  B  1878  il  364. 

305.  Die  vom  BR  ausgestellte  Einbürgerungsbewilligung  in- 
volvirt  keine  Aenderung  der  Nationalität  eines  Ausländers;  derselbe 
bleibt  somit,  in  Bezug  auf  seine  bürgerliche  Handlungsfähigkeit, 
den  Gesetzen  des  Heimatlandes  unterworfen  bis  zu  dem  Zeitpunkt ^ 
wo  er  Angehöriger  eines  Schweiz.  Kantons  und  einer  Schweiz.  Ge- 
meinde wird.  BR  im  B  1890  II  405,  773 

306.  Die  Einbürgerungsbewilligung  erlischt,  wenn  nicht  binnen 
der  Frist  von  zwei  Jahren  nach  ihrer  Erteilung  ein  «nützlicher» 
Gebrauch  davon  gemacht  wird,  d.  h.  die  Einbürgerung  wirklich  er- 
folgt; es  würde  nicht  dem  Sinne  des  BG  Art.  4,  Abs.  3  entsprechen , 
wenn  gestattet  wäre,  dass  der  Bewerber  nur  binnen  der  Frist  von 
zwei  Jahren  irgend  einen  Schritt  einzuleiten  brauchte,  um  den  Ein- 
tritt der  Verjährung  zu  verhindern.  BR  im  B  1891  l  793. 
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307.  Der  Beschl.  einer  Gemeindeversammlung,  einem  Ausländer 
die  Einbürgerung  zu  gewähren,  noch  ehe  derselbe  vom  BR  die  Ein- 
bürgeningsbewilligung  dazu  besitzt,  ist  nicht  ungiltig,  sofern  dieser 
BeschL  nur  den  Charakter  eines  bedingungsweise  gegebenen  Ver- 
sprechens an  sich  trägt.  BR  im  B  1891  I  793. 

308«  Indem  bisher  in  Fällen  von  Bürgerrechtsschenkungen  die 
betr.  Personen  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Erfordernisse  zur  Er- 
langung der  bundesr.  Bewilligung  erfüllt  haben,  war  der  BR  nicht 
im  Falle,  sich  über  die  Frage  auszusprechen,  ob  und  in  welchem 
Hasse  es  geboten  erscheine,  in  solchen  Fällen  die  Erfüllung  der 
Bedingungen  zu  fordern,  welche  durch  Art.  2  des  BG  in  Bezug  auf 
Domizilirung  des  Bewerbers  in  der  Schweiz  und  die  Beziehungen 
desselben  zum  Heimatstaate  aufgestellt  sind. 

BR  im  B  1879  II  27;  1880  II  202. 

309.  Die  nationalr.  Komm,  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung 
des  BR  machte  in  ihrem  Ber.  vom  14.  Mai  1884  auf  den  üebelstand  auf- 
merksam^ der  daraus  entsteht,  dass  die  bundesr.  Bewilligungen  zum 
Erwerb  des  Schweizerbürgerrechts  eine  Art  Freipass  bilden,  welcher 
bisweilen  gar  nicht  zur  wirklichen  Bürgerrechtserwerbung  benützt 
wird;  sie  wünscht  daher,  dass  bei  der  Schaffung  der  Rechtspraxis 
darauf  Rücksicht  genommen  würde,  dass,  bevor  der  BR  die  Bewil- 
ligung erteilt,  der  Bewerber  wenigstens  die  Aussicht  auf  ein  be- 
stimmtes Gemeindebürgerrecht  nachzuweisen  hätte.      b  1884  II  935. 

cllO*  Zur  Vermeidung  der  Gefahren  neuer  Heimatlosigkeits- 
fälle, welche  daraus  entstehen,  dass  Ausländer  auf  Grund  von  Ent- 
lassuiigsurkunden  die  bundesr.  Naturalisationsbewilligung  nachsuchen 
und  erhalten,  die  Erwerbung  aber  eines  Schweiz.  Gemeindebürger- 
rechtes nicht  erlangen  können,  beschloss  der  BR  den  18.  April  1877: 

Jedes  Mal,  wenn  über  ein  Bewilligungsbegehren  Beschluss  gefasst 
wird  und  der  Gesuchsteller  eine  Entlassungsurkunde  beigebracht 
liatj  ist  der  Niederlassungskanton  davon  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Die  Kantone  werden  dadurch  in  Stand  gesetzt,  den  Nachweis  der 
Wiedererwerbung  des  frühern  Heimatrechtes  bei  Androhung  der  Aus- 
weisuüg  zu  verlangen,  falls  die  Betreffenden  kein  Schweiz.  Bürger- 
recht erwerben.  (Vgl.  übrigens  No.  290,  803,  SIS.) 

B  1877  II  663;  1878  II  365,  848, 
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811.  Um  der  Vorschrift  des  Art  2,  Ziff.  2  des  BG  zu  genügen, 
hält  der  BR  im  allseitigen  Interesse  daran  fest,  dass,  wenn  immer 
möglich,  vor  der  Erteilung  der  bundesr.  Bewilligung  zur  Erwerbung 
eines  Schweizerbürgerrechtes  der  Petent  seine  bisherigen  Indigenats- 
verhältnisse  in  einer  Weise  löse,  welche  den  jeweiligen  gesetzlichen 
Vorschriften  volles  Genüge  leistet  und  also  durchaus  klare  und  unzwei- 
deutige  Verhältnisse  zu  schaffen  geeignet  ist . . .  Es  gibt  aber  Falle, 
wo  eine  solche  Lösung  nicht  möglich  ist,  und  wo  dennoch  ohne  ernst- 
hafte Bedenken  die  Bewerbung  zugelassen  werden  kann.  Der  BR 
macht  es  sich  zur  Pflicht,  seine  Zustimmung  zur  Bewerbung  erst  nach 
genauer  Prüfung  der  konkreten  Verhältnisse,  und  zwar  nur  da  zu 
erteilen,  wo  er  in  voller  Wahrung  des  in  Art.  2,  Abs.  2  des  BGes. 
hervorgehobenen  Gesichtspunktes  es  ohne  j^edenken  tun  zu  können 
glaubt.  In  Fällen  dieser  Art  werden  die  Petenten  überdies  jedes 
Mal  noch  besonders  und  ausdrücklich  auf  den  Inhalt  des  Art.  5  des 
Ges.  aufmerksam  gemacht.  BR  im  ß  1878  n  ft63. 

Die  Prüfungskomm.  des  NR  bemerkt  hiezu  in  ihrem  Bericht 
vom  23.  Mai  1878:  Auf  die  Möglichkeit,  verdienten  Personen  das 
Schweiz.  Bürgerrecht  zu  öffnen,  auch  wenn  sie  nicht  im  Falle  sind^ 
den  Anforderungen  einer  regelrechten  Entlassung  aus  ihrem  Heimat- 
staate zu  genügen,  wird  die  Schweiz  nicht  ganz  Verzicht  leisten 
wollen.  Wenn  die  Aufnahme  solcher  Bewerber,  deren  Entlassung  aus 
dem  bisherigen  Heimatstaate  nicht  in  regelrechter  Weise  erfolgt  ist, 
deren  persönliche  Verhältnisse  sie  jedoch  zur  Aufnahme  ins  Schweizei- 
bürgerrecht  empfehlen,  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  geschieht, 
dass  sie  die  aus  der  Unregelmässigkeit  ihrer  Entlassung  für  sie  ent- 
springenden Nachteile  persönlich  zu  bestehen  haben,  und  die  Eidg, 
nicht  hiefür  eintreten  werde,  so  sind  wol  auch  keine  Nachteile  für 
letztere  zu  befürchten.  B  1878  D  848. 

312.  Der  Sohn  eines  seit  langer  Zeit  in  der  Schweiz  wohnhaften 
naturalisirten  Amerikaners,  der  am  Schweiz.  Wohnorte  seines  Vaters 
geboren  war  und  alle  dortigen  Schulen  durchgemacht  hatte,  machte 
seine  Studien  auf  deutschen  Hochschulen,  blieb  aber  in  der  Schweiz. 
Niederlassung  seines  Vaters  stets  inbegriffen  und  brachte  auch  alle 
üniversitätsferien  im  elterlichen  Hause  zu,  so  dass  er  nie  auch  nur 
sechs  Monate  nach  einander  von  Hause  abwesend  war.  Als  er  sich 
um  das  Schweiz.  Bürgerrecht  bewerben  wollte,  wurde  ihm  jedoch  im 
Jahre  1887  vom  BR  die  Bewilligung  hiezu  verweigert,  weil  vermöge 
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seiner  Abwesenheit  auf  ausländischen  Hochschulen  das  Requisit  des 
ordentlichen  Wohnsitzes  in  der  Schweiz  nicht  erfüllt  sei. 

B  1888  ni  255.  Hiezu  bemerkt  die  PrQfungskomm.  des  NR:  Wir  halten 
dafür,  dass  diese  Auffassung  des  Wohnsitzbegriffes  gegenüber  den  tatsächlichen 
VerhältniBsen  etwas  zu  restriktiv  sei  und  mit  der  bisherigen  Rechtsanschauun^ 
nicht  ganz  übereinstimme. 

813.  Den  20.  Febr.  1884  erhielt  Isidor  Läminle,  Handelsbe- 
flissener von  Kriegshaber  (bei  Augsburg),  angeblich  in  Basel  wohn- 
haft, die  bundesr.  Bewilligung  zum  Erwerb  eines  Schweiz.  Kantons- 
und Gemeindebürgerrechts.  Nachträglich  stellte  sich  heraus,  dass 
das  vom  Petenten  beigebrachte  Domizilzeugnis .  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  nicht  entsprach,  und  dass  die  gesetzliche  Vorbedin- 
gung eines  zweijährigen  ununterbrochenen  Aufenthaltes  in  der 
Schweiz  unerfüllt  war. 

Der  BB  erklärte  daher  den  10.  März  1884  die  Naturalisations- 
bewilligung als  nichtig  und  teilte  diesen  Beschl.  mittelst  Kreisschr. 
sämtlichen  KReg.  mit.  b  1884  l  432;  1885  ll  662. 

814.  Eine  Erlassung  oder  Reduktion  der  Gebühr  von  Fr.  35 
für  die  Bewilligung  zum  Erwerb  des  Schweizerbürgerrechtes  ist  nicht 
statthaft;  denn  während  das  BQ  vom  10.  Juni  1879  über  die  Kanzlei- 
sporteln  (A.  S.  n.  F.  IV  335)  den  Nachlass  bestimmter  Kanzlei- 
sporteln  in  Fällen  von  Dürftigkeit  gestattet,  schweigt  dasselbe  über 
die  Taxe  für  Einbürgerungsbewilligung.  Diese  scheinbare  Strenge 
des  Gesetzgebers  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  die  Schweiz  keinerlei 
Interesse  hat,  Dürftigen  das  Schweizerbürgerrecht  zu  verleihen. 

BR  und  BVers.  die  Beschwerde  der  Witwe  Garatta  als  unbegründet  ab- 
weisend; Ber.  des  BR  an  die  BVers.  vom  11.  April  1888;  BBeschl.  vom 
8.,  12.  Juni  1889,  B  1889  II  485;  1890  II  404. 

31S«  Wenn  Ausländer  beim  BR  Eingaben  einreichen,  um  sich 
als  wahrscheinliche  Heimatlose  darzustellen,  und  deshalb  ihre  Ein- 
bürgerung in  der  Schweiz  oder  die  Beschaffung  von  Papieren  aus 
ihrer  ursprünglichen  Heimat  verlangen,  so  tritt  der  BR  auf  diese 
Begehren  nicht  ein.  Denn  es  ist  eigene  Aufgabe  der  Ausländer,  ihre 
bürgerrechtliche  Stellung  selbst  zu  ordnen,  und  entweder  direkt 
oder  durch  Vermittlung  der  Repräsentanten  ihres  Landes  gehörige 
Papiere  sich  zu  beschaffen.  Wenn  sie  hierin  säumig  sind  oder  es 
gänzlich  unterlassen,  so  haben  die  Kantone  nach  allen  Nieder- 
lassungsverträgen das  Recht  zur  Ausweisung,    Es  ist  indes,  um 
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dieser  äussersten  Massregel  vorzubeugen,  sehr  zu  empfehlen,  dass 
die  Kantone  alle  Fremden  anhalten,  bei  der  Cresandtschaft  oder  bei 
einem  Konsulate  ihres  Landes  sich  immati  ikuliren  zu  lassen. 

B  1380  11  629.  Vgl.  No.  S«9, 

316.  Alle  Fremden,  welche  in  ruasische  Dienste  treten  (Geist- 
liche, Schullehrer,  Ingenieurs  etc.)  werden  russische  Untertanen. 
Der  Schweiz.  Generalkonsul  in  Petersburg  fragte  anläslich  eines 
Spezialfalles  den  BR  an,  ob  solche  Personen,  wenn  sie  momentan 
Russland  verlassen,  jedoch  die  Absicht  haben,  wieder  dahin  zurück- 
zukehren, in  der  Zwischenzeit,  obschon  immer  russische  Untertanen, 
als  Schweizer  sich  geriren  und  als  solche  Pässe  zum  Austritt  aus 
Russland,  sowie  zur  Rückkehr  dahin  erhalten  küoDen. 

Bezüglich  der  Ausstellung  von  Pässen  wies  der  BR  auf  Beob- 
achtung des  Art  43  des  Regl.  für  die  Schweiz.  Konsularbeamten 
vom  26.  Mai  1875,  A.  S.  n.  F.  I  54PJ,  und  was  die  Stellung  der 
Doppelbürger  anbelangt,  so  bemerkt  der  BR:  dass  angesichts  der 
Vorschrift  des  Art.  5»  des  BG  vom  3.  Juli  1876  nichts  entgegenstehe, 
dass  solche  Doppelbürger  sich  ausserhalb  der  Grenzen  des  zweiten 
Heimatstaates  als  Schweizer  geriren  und  somit  auch  sich  als  Schweizer 

legitimiren.  BU  deo  7-  Mai  1877,  B  1878  II  477. 

817«  In  Südrussland  haben  s.  Z,  einige  Schweizer  ürundeigen- 
tum  erworben  und  sind  Russen  geworden,  ohne  ihr  Schweizerbürger- 
recht aufzugeben.  Einzelne  Söhne  solcher  Kolonisten  wollten  hlos 
Schweizer  bleiben.  Nach  einem  bezüglichen  Regl.  muss  ein  Russe, 
der  für  eine  andere  Nationalität  optirt,  Russland  verlassen  und  darf 
vor  Ablauf  von  fünf  Jahren  nicht  zurückkehren.  Die  Verwendung 
des  BR  zu  Gunsten  jener  Söhne  blieb  erfolglos;  sie  mussten  Russ- 
land verlassen  und  konnten  daher  ihren  Eltern  in  der  Bebauung 
ihres  Landes  fernerhin  nicht  mehr  behilflich  sein.        b  1S79  ll  580, 

818.  In  Fällen  von  Doppelbürgerrecht  ist  die  Militärpflicht 
in  demjenigen  Staate  zu  erfüllen,  wo  der  betr.  Bürger  zur  Zeit,  da 
er  militärpflichtig  wird,  seinen  Wohnsitz  hat. 

BR  vor  Inkrafttreten  des  Bürgerrechteges.  zu  Händen  dnee  Schweifen, 
der,  in  Sachsen  wohnhaft,  behufs  Betriebes  einM  aelba tändigen  Gewerbe« 
daselbst  das  sächsische  Indigenat  erwerben  mu^ste,  und  dessen  Söhne  m 
Deutschland  Militärdienst  leisten  soUt^D,  B  1875  U  571. 

*)  Art.  43,  Abs.  1  lautet:  Die  Schweiz.  Eonsularbeamteii  sind  ermäch ti(^, 
denjenigen  Personen  Reisepässe  nach  Formulß^r  Nr.  2  auBzu^^t^ellen,  welche  sich 
über  ihre  Eigenschaft  als  Schweizerbürger  bei  ihnen  auawei«eia  und  über  deren 
Identität  sie  keinen  Zweifel  hegen. 
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319.  Wohnt  der  Poppelbürger  zur  Zeit,  da  er  militärpflichtig 
wird,  in  einem  dritten  Staat,  so  kann  er  von  beiden  Heimatstaaten 
zar  Erfüllung  der  Militärpflicht  angehalten  werden. 

Antonio  Prevosti,  der  gleichzeitig  Bündner  und  preussischer 
Untertan  ist,  lebte  im  Jahre  1869  in  Bussland.  Zu  dieser  Zeit  hätte 
er  sich  als  preussischer  Untertan  in  Posen  zum  Militärdienst  stellen 
sollen;  weil  er  dies  unterliess,  wurde  er  im  Jahre  1873,  auf  Grund 
des  Art.  140  des  deutschen  Strafges.  verurteilt.  Die  Verwendung 
des  BR  blieb  erfolglos.  Der  Umstand,  dass  Prevosti  Schweizerbürger 
ist,  entbindet  ihn  nicht  von  der  Erfüllung  seiner  Pflichten  als  preus- 
sischer Staatsangehöriger.  B  1876  II  252. 

320.  Arnold  Burgeni,  geboren  in  Galatz  (Rumänien),  in  der 
Schweiz  eingebürgert  im  Jahre  1884,  wurde  im  Jahre  1886  bei  seiner 
Rückkehr  in  seine  ursprüngliche  Heimat  der  rumänischen  Armee 
einverleibt.  Die  rumänische  Reg.,  als  ausgemacht  annehmend, 
Burgeni  habe  ein  ausländisches  Bürgerrecht  in  der  Absicht  erworben, 
sich  seinen  Militärpflichten  gegenüber  Rumänien  zu  entziehen,  fand, 
dass  sie  auf  dieses  neue,  in  Umgehung  der  rumänischen  Gesetze 
erwirkte  Bürgerrecht  nicht  Rücksicht  zu  nehmen  habe. 

Der  BR  konnte  aber  die  rumänische  Reg.  davon  überzeugen, 
dass  Burgeni  in  loyaler  Weise  das  Schweiz.  Bürgerrecht  erlangt  hat, 
und  andrerseits,  dass  die  Gesetzesvorschriften  über  Rekrutirung  durch 
Aufiiahme  des  Burgeni  in  die  eidg.  Armee  erfüllt  scheinen.  Hierauf 
erklärte  sich  die  rumänische  Reg.  damit  einverstanden,  den  Burgeni 
als  Schweizerbürger  anzusehen  und  seine  definitive  Streichung  aus 
der  rumänischen  Armee  anzuordnen.  b  1887  II  200. 

321.  In  einem  Ereisschr.  vom  5.  Mai  1885  an  sämtliche  eidg. 
Stände  konstatirte  der  BR.,  dass  zu  wiederholten  Malen  junge 
Männer,  die  zwar  in  der  Schweiz  geboren  waren,  jedoch  von  Aus- 
ländem abstammten,  in  der  Schweiz.  Armee  zum  Militärdienste  zu- 
gelassen worden  sind,  und  dass  sie  diese  Tatsache  geltend  machten, 
um  den  Verlust  ihrer  ursprünglichen  und  den  Erwerb  der  Schweiz. 
Nationalität  zu  behaupten:  Der  BR  fügte  dieser  Beobachtung  die 
Bemerkung  bei: 

Es  verstellt  sich  von  selbst  und  liegt  auch  im  Sinne  der  bezüglichen 
Vorschriften  der  BV,  dass  nur  Schweizerbürger  die  Pflicht  und  das 
Recht  haben,  der  Schweiz.  Arnlee  anzugehören.  Die  Rekrutirung  von 
Ausländem   ist,    abgesehen    von    den    Inkonvenienzen,    die    im    Falle 
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kriegerischer  Ereignisse  entstehen  könnten^  auch  darum  zu  vermeiden, 
weil  die  Angehörigen  verschiedener  Staaten  durch  den  Eintritt  in  die 
Armee  eines  andern  Staates  ihre  Nationalität  verlieren,  ohne  deshalb 
von  den  Folgen  befreit  zu  sein,  welche  denjenigen  treffen,  der  die  Waffen 
gegen  sein  Vaterland  trägt.  Alle  Folgen,  welche  aus  der  Bekrutirung 
eines  Ausländers  entstehen  könnten,  fallen  aber  auf  diejenige  Gemeinde 
zurück,  in  welcher  dessen  erste  Eintragung  in  das  Mannscbaftsverzeichnis 
stattgefunden  hat.  B  1885  II  877;  1886  I  992. 

322.  Ein  in  Holland  lebender  Bemer  hatte  sich  daselbst  mit 
«iner  Holländerin  verheiratet.  Es  wurden  ihm  von  seiner  Frau  meh- 
rere Kinder  in  Holland  geboren.  Als  er  später  die  holländische 
Nationalität  zu  erwerben  und  auf  das  bernische  Bürgerrecht  zu 
verzichten  gedachte,  vertrat  das  holländische  Ministerium  die  An- 
sicht, dass  für  die  Frau  und  Kinder  des  Petenten  eine  Entlassung 
aus  dem  bernischen  Staatsverbande  nicht  nötig  sei,  da  vom  Stand- 
punkt der  niederländischen  Gesetzgebung  aus  weder  die  Frau  noch 
die  Kinder  die  Schweiz.  Nationalität  erworben  haben.  Nach  hollän- 
dischem Recht  verliert  die  Inländerin  durch  Verehelichung  mit  einem 
Ausländer  die  holländische  Nationalität  nicht,  und  die  im  Inland 
geborenen  Kinder  erwerben  ohne  weiteres  durch  die  Tatsache  der 
Geburt  auf  holländischem  Gebiet  die  holländische  Nationalität. 

Der  BR  vertrat  jedoch  mit  der  Reg.  des  Kts.  Bern  die  Ansicht, 
dass  die  in  der  Schweiz  bestehenden  Vorschriften  zu  beobachten 
seien,  wonach  jedenfalls  ein  amtlich  legalisirter  Verzicht  des  Ehe- 
mannes auf  das  Heimatrecht  der  Frau  und  Kinder  im  Kt  Bern  und 
in  der  betr.  Gemeinde  beigebracht  werden  müsse.  Der  BR  ging  hie- 
bei  von  folgenden  Gesichtspunkten  aus. 

Der  Erwerb  der  Schweiz.  Nationalität  muss  nach  Schweiz. 
Staatsrecht  beurteilt  werden.  Hiefür  ist  im  Spezialfälle  Art.  54  der 
BV  massgebend,  wonach  durch  den  Abschluss  einer  giltigen  Ehe 
die  Frau  das  Heimatrecht  des  Mannes  erwirbt  und  die  ehelichen 
Kinder  dem  Heimatrechte  des  Vaters  folgen.  Nach  diesen  verf^mäs- 
sigen  Grundsätzen  sind  die  Frau  des  Petenten  und  ihre  mit  dem 
letztern  erzeugten  ehelichen  Kinder  Schweizerbärger. 

Sie  können  somit,  wie  der  Ehemann  und  Vater,  nur  unter  Be- 

«obachtung.  der  Schweiz.  Gesetzgebung,  wie  sie  im  BG  vom  3.  Juli 

1876  Art.  6  formulirt  sind,  aus  dem  Büi^errechte  des  Kantons 

und  der  Gemeinde  entlassen  werden.    Weder  der  BR,  noch  eine 

KReg.  sind  berechtigt,  von  der  Erfüllung  dieser  Vorschriften  ganz 
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oder  teilweise  zu  befreien.  Der  Umstand,  dass  eine  Holländerin,  die 
einen  Ausländer  heiratet,  ihr  holländisches  Bürgerrecht  nicht  ver- 
liertj  kann  keinerlei  Aenderung  der  Erfordernisse  nach  Schweiz. 
Hechte  bewirken.  B  1887  n  681. 

323.  Im  Jahre  1887  wurde  die  Anfrage  an  den  BB  gerichtet, 
ob  ein  Schweizer,  welcher  im  Auslande  sich  verehelicht,  eine  Familie 
gegründet  und  auch  eine  ausländische  Nationalität  erworben  hat,  ohne 
jedoch  auf  das  Schweizerbiirgerrecht  zu  verzichten,  das  Recht  be- 
sitze, bei  der  Bückkehr  mit  seiner  Familie  in  die  Schweiz  nur  als 
Bürger  jenes  fremden  Staates  sich  zu  geriren,  oder  ob  er  und  seine 
Familie  nicht  angehalten  werden  können,  ihre  Pflichten  als  Schweizer 
zu  erfüllen* 

Der  BR  erwiderte:  So  lange  die  Vorschriften  des  Art.  6  flF.  des 
EG  vom  3.  Juli  1876  nicht  erfüllt  sind  und  die  Entlassung  durch 
die  KReg.  nicht  ausgesprochen  ist,  bleibt  die  betr.  Person  nebst 
Frau  und  Kindern  Bürger  des  ursprünglichen  Kantons,  und  sind  sowol 
der  Familienvater  als  die  Söhne  zum  Militärdienst  in  der  Schweiz 
verpflichtet,  sowie  zu  allen  übrigen  Leistungen,  die  dem  Schweizer- 
bürger obliegen.  Es  ist  daher  eine  solche  Familie  auch  den  Kan- 
tonsbehörden gegenüber  nicht  berechtigt,  mit  Papieren  ihres  neuen 
Heimatstaates  sich  zu  legitimiren.  b  1888  ir  834. 

32^,  Seit  dem  Jahre  1882  sind  wiederholt  Versuche  gemacht 
T^orden,  mit  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerika's  eine  Vereinbar- 
ung über  die  Einbürgerungsfrage  abzuschliessen.  Der  Grundgedanke 
des  von  den  Vereinigten  Staaten  vorgelegten  Vertragsentwurfes 
ist:  das3  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  eintreten  kann  durch 
die  blosse  Tatsache  eines  Aufenthaltes  im  Auslande  von  bestimmter 
Dauer.  Dieser  Grundgedanke  steht  im  Widerspruch  mit  den  Prin- 
zipien des  eidg.  Staatsrechtes.  Der  BR  lehnte  es  ab,  auf  den  Ent- 
wurf einzutreten.  Mannigfache  Uebelstände  führten  seither  den  BR 
zu  der  Ußberlegung,  ob  diese  Uebelstände  nicht  etwa  gehoben  werden 
könnten  durch  eine  angemessene  Entwicklung  des  im  BG  vom 
3-  Juli  1876,  Art.  5  normirten  Verhältnisses  der  Doppelbürgerrechte. 
Die  Geschäftsprüfungskomm.  des  NR  unterstützte  in  ihrem  Ber.  vom 
19  Mai  1888  den  BR  in  dieser  AuflFassung  mit  folgenden  Worten: 

Der  Keim  zu  einer  sachbezüglichen  Konvention  scheint  uns  durch 
den  Art.  5  des  BG  gelegt  zu  sein,  indem  durch  diesen  Art.  dem  Bürger- 
recht dea  Schweizers,  welcher  eine  andere  Nationalität  erwirkt,   unbe- 
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schadet  des  in  Art.  44  der  BV  ausgesprochenen  Prmzipes,  die  Aktualität 
und  Wirksamkeit  benommen  ist.  In  der  angeraesseneu  Anwendung  und 
Entwicklung  dea  in  der  erwähnten  Gewetzesbestimmuiig-  enthaltenen  Oe- 
dankena  glauben  wir  mit  dem  KR  die  Möglichkeit »  zu  dem  höehiät 
wünschbaren  Staats  vertrage  zu  gelangen,  erblicken  zu  dürfen. 

B  1888  II  834,  III  256;  TgL  1883  II  6,  III  107, 1886  I  872, 1887  11 195  1H  43, 
1889  II  So3. 

Es  ist  auf  folgende  Fälle  hinzuweisen: 

L  Luise  Kuhn  aus  Neftenbach  (Kt,  Zürich)  verehelichte  sich  im 
Jahre  1873  in  Basel  mit  Henri  Mathö»  ursprünglich  Badenser,  zur  Zeit 
seiner  Heirat  natural isirt^r  Nordamenkaner  (New-York).  Im  Jahre  1876 
erfolgte  die  Eb  esc  hei  düngt  well  die  Frau  mit  ihrem  Kinde  dem  Manne 
nicht  nach  Amerika  folgen  wollte,  durch  das  Basler  Civügericht  auf 
Grund  einer  Erklärung  der  amerikanischen  Gesandtschaft  betr,  die  Aner- 
kennung des  Ehescheidungsurteils  in  dem  Heimat  lande.')  Die  geschiedene 
Frau  Mathü  verlangte  hierauf  von  der  Gesandtschaft  einen  besondern  Pass 
für  sich  und  ihr  Kind,  indem  sie  geltend  machte,  dass  sie  durch  die  Ehe 
mit  einem  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  selbst  Bürgerin  dieser  Staaten 
geworden  sei  und  infolge  der  Scheidung  diese  Nationalität  nicht  ver- 
wirkt habe;  das  Begehren  wurde  abgewiesen.  Der  BH,  das  Begebreu 
der  Frau  Mathe  unterstützend,  erhielt  vom  Staatsdep.  in  Washington  die 
gleiche  ablehnende  Antwort.  Die  Frau  Math 6  wurde  nun  angewiesen,  ent- 
weder nach  Amerika  überzuüiedelc,  oder  für  ihre  Wiederaufnahme  in  ihrer 
ursprünglichen  Heimat  Neftenbaeb,  besorgt  zu  sein  ]  Art,  9  dea  BG  vom 
3.  Juli  1876  sei  nicht  anwendbar,  weil  der  Ehemann  nie  Schweizer  war,  und 
ein  Heimatlosenfall  im  Sinne  des  Art.  1  des  BG  vom  3.  Desi.  1850,  A.  S. 
II  138,  liege  nicht  vor,  weil  nicht  nachgewiesen  sei,  dass  Zürich  ihre 
Wiederaufnahme  ablehne. 

Die  nordamerikanisehe  Reg,  begründete  ihren  Standpunkt  in  fol- 
gender Weise: 

Es  sei  zwar  richtig»  dass  ein©  fre[Qde  Weibsperson,  welche  im  Aus- 
lande  einen  nordamerikanischen  Bürger  heirate^  durch  die  Ehe  selbst 
auch  Bürgerin  der  Vereinigten  Staaten  werde  und  dieses  Bürgerrecht 
weder  durch  den  Tod  des  Mannes,  noch  infolge  der  Scheidung  der  Ehe 
verlieren  könne.  Der  am  28.  Juli  1868  zum  Gesetze  gewordene  14, 
Zusatz  zu  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  laute  aber :  *  Dass 
alle  Personen,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  geboren  oder  natura lisirt 
worden  und  in  deren  Gerichtsbarkeit  wohnen,  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  und  desjenigen  Staates  seien,  in  welchem  sie  wohnen.»  Im 
gleichen  Monate  des  Jahres  1868  habe   der  Kongress   auch  eine  anders 


0  Vgl,  V.  Öalis,  Eheacheiduiig  a.  0.  S.  31. 


Digitized  by  VjOOQIC 


47Ö  Teil  III.    Abschn.  I.    Kapitel  1.    No.  nt4, 

Akt€  angenommen,  in  welcher  das  Recht  zur  Auswanderung  als  ein 
natürlic^hes  und  angeborenes  Recht  eines  jeden  nordamerikanischen  Bür- 
gers erklfti-t  worden.  Freilich  sei  nicht  gleichzeitig  bestimmt  worden, 
was  unter  Auswanderung  zu  verstehen  sei.  Allein  im  Aug.  1873  habe 
der  Staatssekretär  Fish  ganz  richtig  dahin  sich  ausgesprochen,  dass  die 
tatsü,c blichen  Verhältnisse  des  einzelnen  Falles  hierüber  entscheidend 
seien.  Es  möge  ein  Bürger  auf  unbestimmte  Zeit  in  der  Fremde  woh- 
nen, sei  es  aus  Gesundheits-  oder  aus  Erziehungs-,  Vergnttgungs-  oder 
Geschilftsrücksichten,  er  möge  dort  ein  Handels-  oder  bürgerliches  Do- 
mizil nehmen,  so  lange  er  es  in  gutem  Glauben  und  mit  der  Absicht 
ihue,  später  zurückzukehren,  und  nichts  thue,  was  mit  seinem  ameri- 
kfiniscUen  Bürgerrechte  unverträglich  sei  (die  Waffen  getragen  gegen 
die  Vereinigten  Staaten,  einem  andern  Staate  die  Treue  geschworen), 
werde  nicht  anzunehmen  sein,  dass  er  habe  auswandern  wollen.  Wenn 
aber  Jemand  freiwillig  der  Gerichtsbarkeit  in  den  Vereinigten  Staaten, 
welcher  er  laut  dem  erwähnten  Zusatz  von  1868  unterworfen  wäre, 
sieh  entziehe,  so  beweise  dieser  Umstand  wol  am  stärksten  die  Absicht, 
von  dem  Rechte  Gebrauch  machen  zu  wollen,  welches  der  Kongress 
ab  ein  natürliches  und  angeborenes  des  Volkes  erklärt  habe.  In  diesem 
Falle  befinde  sich  Frau  Mathö-Euhn.  Sie  sei  in  der  Schweiz  geboren, 
habe  immer  in  der  Schweiz  gewohnt,  sei  niemals  in  die  Vereinigten 
Staaten  gekommen  und  sei  laut  ihrer  dem  Konsul  gegebenen  Erklärung 
fest  entschlossen,  nie  dahin  kommen  zu  wollen.  Unter  diesen  Umstän- 
den liege  ganz  klar  eine  freiwillige  Auswanderung,  ein  Verzicht  der 
Frau  Mathö  auf  ihr  amerikanisches  Bürgerrecht  vor,  welche  Schweizerin 
sei  und  bleiben  wolle.  Wenn  die  Schweiz.  Gesetzgebung  dieses  natür- 
licbe  Verhältnis  nicht  anerkennen,  sondern  sie  zu  einer  Heimatlosen 
erklären  sollte,  so  läge  die  Ursache  lediglich  in  dieser  Gesetzgebung,. 
nicht  in  derjenigen  der  Vereinigten  Staaten.  Jedenfalls  habe  die  Petentin 
keinen  Anspruch  auf  einen  ameiikanischen  Fass.  Zudem  sei  die  Aus- 
stellung eines  Passes  durch  das  Staatsdep.  nicht  obligatorisch  und  dürfte 
jedenfallB  nur  nach  Massgabe  des  Ges.  geschehen,  welches  dahin  laute: 
«  Kein  Pass  darf  für  andere  Personen  als  für  Bürger  der  Ver.  Staaten 
gewährt,  ausgestellt  oder  legalisirt  werden.  »  (Rev.  Statuten  Sekt.  4076.) 
Zürich  weigerte  sich,  die  Math^  als  Bürgerin  anzuerkennen.  Der  BR 
hat  daher  den  15.  Juli  1879  den  Kt.  Zürich  für  verpflichtet  erklärt,  der 
hui&e  ^athö  und  ihren  Kindern  als  Heimatlosen  (dem  obgenannten  ehe- 
lichen und  einem  seither  geborenen  unehelichen  Kinde)  das  Kantons-  und 
ein  Gemeidebürgerrecht  zu  verschaffen ;  der  BR  erklärte,  dass  der  Aufent- 
halt und  der  EhevoUzug  in  Basel  für  diesen  Kanton  nicht  präjudizirlich  er- 
gcheice,  dass  vielmehr  nach  Art.  8,  11,  12  des  zitirten  BG  vom  3.  Dez. 
1850  Zürich  zu  verurteilen  sei.      B  1878  II 508,  863, 1879  II 6174880 II  629. 
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2.  Johann  Lerch  von  Brittnan  (Kt-  Aargau)  wanderte  im  Jahr 
1855  nach  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerika*s  aus  und  erwarb  im 
Jahre  1866  die  Nationalitat  daselbst  und  das  Bürgerrecht  der  Stadt 
Rochester.  Im  Jahre  1872  verzichtete  er  auf  das  Kantons-  und  Ge- 
meindebürgerrecht im  Kt.  Aargau  und  erhielt  hierauf  sein  Tormund- 
schaftUch  verwaltetes  Vermögen  heraus.  Bald  kehrte  er  in  den  Kt. 
Aargau  zurück,  aller  Hilfsmittel  entblöst ;  es  ist  zweifelhaft^  ob  er  einen 
gehörigen  Pass  mit  sich  führte,  derselbe  ging  jedenfalls  verloren.  Da 
Lerch  der  Gemeinde  Brittnau  zur  Last  fiel,  verlangte  diese  von  der 
amerikanischen  Gesandtschaft  Pass  und  Unterstützung  oder  dessen  Rück- 
sendung nach  den  Vereinigten  Staaten.  Die  Gesandtschaft,  unterstützt 
von  ihrer  Reg.,  lehnte  dieses  Ansinnen  ab  aus  folgenden  Gründen : 

Lerch  sei  in  sein  Geburtsland  zurückgekehii  und  habe  sich  hier 
längere  Zeit  aufgehalten,  ohne  die  Absicht  der  Rückkehr  nach  Amerika 
gehabt  zu  haben.  Es  sei  ihm  auch  während  längerer  Zeit  der  Aufent- 
halt in  der  Schweiz  gewährt  worden,  ohne  dass  er  Papiere  besessen 
hätte,  durch  die  er  seine  amerikanische  Nationalität  dargetan  hätte.  Die 
Pflicht  des  Adoptivlandes,  denjenigen,  der  sich  habe  natural  isiren  lassen, 
als  Bürger  zu  schützen,  wenn  er  in  dem  Lande  sich  aufhalte,  wo  er 
geboren,  könne  jedoch  unter  Umständen  aufhören,  z,  B,  gerade  dann, 
wenn  er  sich  in  dem  Lande  aufhalte,  wo  er  geboren  worden,  und  nicht 
die  Absicht  habe,  in  das  Adoptivland  zurückzukehren,  oder  wenn  er 
eine  Zeit  lang  seine  Naturalisation  verschwiegen,  oder  wieder  als  Bürger 
des  Landes  seiner  Geburt  sich  benommen,  oder  auch  in  anderer  Weise 
seine  Absicht  zu  erkennen  gegeben  habe,  auf  die  erworbenen  Hechte 
verzichten  zu  wollen  und  nur  dann  die  Intervention  seines  Adoptiv* 
landes  anrufen  wollte,  wenn  sie  ihm  nützlich  wäre.  Die  freiwillige 
Auswanderung  des  Lerch   nach  der  Schweiz  unterliege  keiBem  Zweifel. 

Der  BR  empfahl  hierauf  den  Kantonen  die  strenge  Beobachtung 
der  Bestimmimgen  der  Art.  III  —  V  des  schweiz.-nordamerikan,  Staats- 
Vertrages  vom  25.  Nov.  1850,  A.  S.  V  208.  B  1879  n  616,  760 

3.  Ein  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerika's  naturaliBirter 
Schweizer,  der  s.  Z.  ausdrücklich  auf  das  schweif.  Bürgerrecht  ver- 
ziehtet hatte,  kehrte  in  seine  ursprüngliche  Heimat  zurück,  verheiratete 
sich  daselbst  und  wurde  Familienvater.  Die  ganze  Familie  erhielt  vom 
amerikanischen  Konsul  in  Zürich  gehörige  Pässe.  Als  aber  der  Sohn, 
der  inzwischen  das  20.  Altersjahr  überschritten  hatte,  einen  neuen  Pass 
verlangte,  wurde  derselbe  ihm  verweigert,  weil  er  nie  in  den  Vereinigten 
Staaten  gewesen  und  das  20.  Altersjahr  habe  ablaufen  lassen,  ohne 
jemals  dort  seinen  Aufenthalt  zu  nehmen.  Er  habe  hiedurch  seinen 
Willen  zu  erkennen  gegeben,  das  Heimatrecht  in  den  Vereinigten  Staaten 
aufzugeben. 


Digitized  by  VjOOQIC 


472  Teil  III.    Abschn.  I.    Kap.  1.    Anh.  No.  Sli4«  8«5. 

Die  Bemühungen,  dem  jungen  Mann  einen  Pass  zu  verschaflfen, 
blieben  erfolglos.  B  1888  II  832 

4.  In  einem  ganz  gleich  gearteten  Fall  handelte  es  sich  um  den  Soün 
eines  Nordamerikaners,  der  ursprünglich  nicht  Schweizer,  sondern  Frank- 
frirter  war.  Der  BR  lehnte  es  ab,  denselben  als  Heimatlosen  za  be- 
handeln, weil  die  Folgen  der  Tatsache,  dass  er  nicht  mehr  als  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten  anerkannt  wird,  nicht  auf  die  Schweiz,  sondern 
auf  den  ursprünglichen  Heimatstaat  seines  Vaters,  also  auf  Deutschland, 
zurückfallen. 

Wenn  die  Schweiz  die  Nachkommen  von  in  den  Vereinigten  Staaten  na- 
tuialigirUn  8chweizern,  nachdem  siegemäs  den  Grundsätzen  der  Vereinigten 
Staaten  das  Bürgerrecht  in  den  letztern  verloren  haben,  wieder  auf- 
nehmen muss,  so  erklärt  sich  diese  Erscheinung  aus  der  Tatsache,  dass 
die  FaiDÜie  aus  der  Schweiz  hervorgegangen  ist.  Es  ist  daher  logisch 
richtig,  wenn  bezüglich  der  Nachkommen  eines  dritten  Staates,  die  in 
der  Sühweiz  wohnen,  der  gleiche  Grundsatz  geltend  gemacht  und  die 
Angehörigkeit  der  von  den  Vereinigten  Staaten  zurückgewiesenen  Glie- 
der einer  solchen  Familie  demjenigen  Staate,  dem  der  Vater  ursprünglich 
angeliiJrt  hat,  zugewiesen  wird.  B  1888  II  834. 


Anhang.') 

Nationalität  der  Kinder  und  Militärpflicht  der  SOhne 
von  in  der  Schweiz  naturalisirten  Ausländern. 

333.  Verhältnis  zu  Frankreich. 

Uebereinfcunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  betr.  die  Nationalität 
der  Kinder  und  den  Militärdienst  der  Söhne  von  in  der  Schweiz  naturali- 
sirten Franzosen  vom  23.  Juli  1^79  (Optionsvertrag),  durch  BBeschl.  den 
18,  Dez.  1879  genehmigt,  A.  S.  n.  F.  V  177,  178.  —  Botsch.  des  BR  vom 
2.  Dez.  1879  zu  dieser  üebereinkunft,  B  1879  III  909.  —  Kreisschr.  des  BR 
vom  27,  JuU  1880,  B  1880  lü  523;  Kreisschr.  des  BR  vom  10.  Dez.  1880 
betr.  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  Üebereinkunft,  B  1880  IV  105, 
676.  -  Vgl.  B  1874  I  770;  1875  II  571;  1876  II  250;  1877  II  512;  1878 
II  47S;  1879  II  583;  1880  II  588;  1881  II  655:  1882  ü  744,  914;  1883  I  128, 
tV838;  1884  II  727;  18851  185.  II  677;  1886  I  932;  1887  II  676;  1890  III 
265.  No.  886* 
Unter  den  Konflikten,  welcher  aus  der  Verschiedenheit  Schweiz. 

und  französischer  Gesetzgebung  über  die  Wirkung  der  Naturalisation 

entslanden,  hatte  man  schweizerischerseits  des  öftern  viel  zu  leiden. 
Die  Üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  betr. 

die  Nationalität  der  Kinder'  und  den  Militärdienst  der  Söhne  von 


<)  Vgl  Roguin,  a.  0.  S.  18—52. 
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in  der  Schweiz  naturalisirten  Franzosen  vom  23.  Juli  1879  brachte 
diese  unerquickliche  Angelegenheit  zu  einem  Abschluss.  Zu  wieder- 
holten Malen  hatte  die  Schweiz  versucht,  einen  a  modus  vivendi  i> 
mit  Frankreich  zu  vereinbaren.  Einen  ersten  Antrag  stellte  sie  im 
Jahre  1863,  der  dahin  ging,  dass  das  Recht,  den  Militärdienst  oder 
dessen  Aequivalent  zu  verlangen  von  solchen  Personen,  welche  sowol 
die  Schweiz.,  als  auch  die  franz.  Nationalität  besitzen,  nur  von 
einem  der  beiden  Staaten  soll  ausgeübt  werden,  und  dass  im  ein- 
zelnen Falle  derjenige  als  der  Berechtigte  erscheinen  soll,  in  dessen 
Gebiet  die  betr.  Person  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Militärpflicht 
ihr  gesetzliches  Domizil  hat. 

Sowol  diesen  Antrag,  wie  die  später  wiederholten  Anträge  der 
Schweiz  lehnte  die  franz.  Reg.  ab*). 

Als  aber  im  Jahre  1879  eine  üebereinkunft  zwischen  Frankreich 
und  Belgien  behufs  Hebung  der  Schwierigkeiten,  welche  aus  der 
Anwendung  der  Militärgesetze  dieser  beiden  Länder  entsprungen 
waren,  zustande  gekommen  war,  gelang  es  auch,  die  erwähnte  Schweiz.- 
franz.  üebereinkunft  abzuschliessen.  Auf  die  Stellung  der  Schweizer 
in  Frankreich  ist  in  der  üebereinkunft  nicht  Rücksicht  genommen, 
weil  für  sie  durch  Art.  5  des  BG  vom  3.  Juli  IS 76  das  Nötige 
vorgesorgt  ist.') 

Wenn  die  Bestimmungen  der  üebereinkunft  eine  zeitweilige  Sus- 
pension der  vollen  Wirkung  der  Naturalisation  eines  Franzüseu  (Art.  3 
des  BG  vom  3.  Juli  1876)  zur  Folge  haben,  so  verschiebt  auch 
Frankreich  während  eines  gewissen  Zeitraumes  die  volle  Anwen- 
dung seiner  Gesetzgebung  auf  die  in  Frage  stehenden  Personen, 

Den  18.  Dez.  1879  erteilte  die  BVers.  der  üebereinkunft  die 
Ratifikation. 

1.  Jährlich  war  der  BR  —  vor  Abschliiss  df^r  üebereinkunft  vom 
23.  Juli  1879  —  um  seine  Intervention  angegangen  worden  behufs 
Befreiung  vom  Militärdienst  in  Frankreich  zu  Gunsten  der  Söhne  von 
Franzosen,  die  sich  in  der  Schweiz  hatten  naturalisiren  lassen.  Der  BR 
konnte  aber  auf  diese  Gesuche  nie  eintreten,  sobald  sich  ergab,  dass  die 


*)  Als  Repressalie  verweigerte  die  BVers.  die  üenebmigung  des  vom  BK 
mit  Frankreich  abgeschlossenen  Vertrages  betr.  gegenseitige  Mitteilung  von 
Civilstandsakten  vom  1   Dez.  1875,  B  1876  II  187. 

*)  ^8^-  Ki'eisschr.  des  BK  betr.  die  Nationalität  und  den  Militärdienst  von 
Personen,  welche  in  Frankreich  geboren  sind  und  von  schweiz.  Eltern  alistamnien 
vom  8.  Jan.  1875,  B  1875  I  40,  II  571,  ersetzt  durch  KreiBschr,  vom  13.  Aug. 
1889,  B  1889  III  1063. 
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Petenten  vor  der  Naturalisation  ihrer  Vater,  somit  als  Franzosen,  geboren 
worden  waren ;  denn  seine  Intervention  bei  der  franz.  Beg.  wäre  erfolglos 
gewesen. 

2.  Wenn  die  Intervention  des  BB  für  junge  Schweizer  nachge- 
sucht wurde,  die  in  Frankreich  geboren  sind,  als  Söhne  von  Schweizern, 
die  ihrerseits  auch  in  Frankreich  geboren  waren,  so  war  und  ist.  auch 
hier  der  BB  genötigt,  diese  Gesuche  abzulehnen,  indem  diese  Schweizer 
ihre  Interessen  selbst  zu  wahren  haben,  im  Sinne  der  franz.  Gesetze 
vom  16.  Dez.  1874  resp.  vom  Juni  und  Juli  1889. 

2.  Im  Jahre  1878  sah  sich  jedoch  der  BB  genötigt,  seine  Inter- 
vention in  folgendem  Fall  eintreten  zu  lassen.  Per  Waadtländer  Tirefort, 
in  Frankreich  geboren  den  15.  Jan.  1855,  dessen  Vater  auch  in  Frank- 
reich geboren  worden  war,  erklärte  nach  Vorschrift  des  franz.  Gesetzes, 
dass  er  die  Schweiz.  Nationalität  beibehalten  wolle  und  auf  die  fran- 
zösische verzichte.  Das  Zeugnis,  dass  er  in  seiner  ursprünglichen  Hei- 
mat als  Bürger  anerkannt  sei,  konnte  er  jedoch  erst  nach  längern  Ver- 
handlungen erhalten.  Dasselbe  ¥ruriie  den  29.  Jan.  1877  ausgestellt, 
also  14  Tage,  nachdem  er  das  22.  Altersjahr  zurückgelegt  hatte.  Der 
franz.  Präfekt  erklärte  diesen  Ausweis  als  verspätet,  weil  er  nicht  ino. 
Laufe  des  ersten  Jahres  nach  Eintritt  der  Majorennität  vorgelegt  wor- 
den ist.  Das  franz.  Msnisterium  nahm  jedoch  hievon  Umgang  in  Betracht 
der  eigentümlichen  Verhältnisse.  B  1879  II  58B. 

326.  Verhältnis  zu  Italien.  Die  BKanzlei  publizirte 
erstmals  im  Febr.  1879  folgende  Bekanntmachung  der  Schweiz.  Ge- 
sandtschaft in  Italien,  d.  d.  Rom,  Febr.  1879: 

Die  im  Königreich  Italien  gebomen  Söhne  von  Schweizern,  welche 
seit  10  Jahren  in  Italien  domizilirt  waren,  als  jene  geboren  wurden 
(der  Aufenthalt  als  Kaufmann  gilt  nicht  als  Domizil),  werden  hiemit 
benachrichtigt,  dass  sie  gemäs  Art.  8  des  italienischen  Civilgesetz- 
buches  von  den  italienischen  Behörden  als  Italiener  angesehen  und  da- 
her zum  Militärdienst  in  der  italienischen  Armee  einberufen  werden 
müssen,  sofern  sie  nicht  im  Laufe  des  auf  die  erlangte  Volljährigkeit 
folgenden  Jahres,  d.  h.  nach  zurückgelegtem  21.  Altersjahre,  vor  dem 
Civilstandsbeamten  ihres  Wohnortes,  wenn  sie  in  Italien  wohnen,  oder 
vor  den  diplomatischen  oder  Konsularagenten  des  Königreichs  Italien, 
wenn  sie  ausserhalb  dieses  Königreichs  wohnen,  eine  Erklärung  abgeben^ 
dass  sie  die  Eigenschaft  als  Fremde  annehmen  und  daher  die  Schweiz. 
Nationalität  beibehalten  wollen,  —  Alles  im  Sinne  von  Art.  5  des  er- 
wähnten italienischen  Civilgesetzbuches. 

Femer  werden  sie  in  Kenntnis  gesetzt,  dass  sie  nach  Art.  4  des 
Niederlassungs-  und  Konsularvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Ita- 
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lien  vom  22.  Juli  1868  nicht  in  den  italienischen  Militärdienst  be- 
rafen  werden  dürfen,  bis  sie  das  Alter  der  Majorennität  gesetzlich  er- 
reicht haben. 

Hieran  knüpfte  die  BEanzIei  im  Auftrag  des  BB  noch  folgende 
Bekanntmachung: 

Der  Schweiz.  ER  glaubt  die  KEeg.,  sowie  die  Gemeindebehörden 
darauf  aufmerksam  machen  zu  sollen,  dass  gemäs  der  Erklärung  zu  dem 
Niederlassungs-  und  Konsularvertrage  mit  Italien  vom  22.  Juli  1868 
diejenigen  Italiener,  welche  infolge  Verzichtes,  oder  Erwerbung  eines 
fremden  Bürgerrechtes,  oder  wegen  Annahme  eines  Amtes  von  einer 
fremden  Reg.  ohne  Bewilligung  ihrer  heimatlichen  Reg.,  die  italienisch» 
Nationalität  verlieren,  dennoch  yom  Militärdienste  in  der  italienischen 
Armee  nicht  enthoben  sind,  noch  von  den  Strafen,  welche  diejenigen 
treffen,  die  gegen  ihr  Vaterland  (Italien)  die  Waffen  tragen  (Art.  11 
und  12  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  von  Italien). 

Die  Söhne  eines  Italieners,  welche  ihm  im  Auslande  geboren  wor- 
den sind,  bevor  er  die  italienische  Nationalität  verloren  hat,  werden  als 
Italiener  betrachtet. 

Sie  werden  selbst  dann  als  Italiener  betrachtet,  wenn  sie  geborea 
sind,  nachdem  ihr  Vater  die  italienische  Nationalität  verloren  hat, 
sofern  sie  im  Königreich  Italien  geboren  sind  und  dort  wohnen.  In 
diesem  Falle  sind  sie  aber  berechtigt,  während  des  Jahres,  welches 
dem  Zeitpunkte  des  Eintrittes  ihrer  Volljährigkeit  folgt,  für  die  neue 
Nationalität  ihres  Vaters  zu  optiren.   (Art  5  des   zitirten  Gesetzbuches.)- 

Die  Söhne  eines  Italieners,  welche  ihm  im  Auslande  geboren  wor- 
den sind,  nachdem  er  die  italiensche  Nationalität  verloren  hat,  werden, 
als  Fremde  betrachtet,  es  sei  denn,  dass  sie  nach  den  im  Art.  5  dea 
italienischen  Oivilgesetzbuches  vorgeschriebenen  Formen  für  die  italie- 
nische Nationalität  optiren  und  im  Laufe  des  auf  die  Option  folgenden 
Jahres  im  Königreiche  Italien  den  Wohnsitz  nehmen. 

Sie  werden  ebenfalls  als  Italiener  betrachtet,  wenn  sie*  in  Italien  ein 
öffentliches  Amt  angenommen,  oder  wenn  sie  in  der  Landarmee,  oder 
bei  den  Seetruppen  gedient,  oder  in  anderer  Weise  im  Königreiche  der 
Militärdienstpflicht  genügt  haben,  ohne  wegen  ihrer  Eigenschaft  ala 
Fremde  Einwendung  zu  erheben. 

Diese  beiden  Bekanntmachungen  werden  jährlich  mehrere  Male 
im  B  reproduzirt. 

Vgl.  z.  B.  B  1884  III  155,  1890  III  586.  -  Vgl.  1875  II  570;  1876 II  250. 

254;  1877  II  514;  1880  II  592. 

327.  In  einem  Kreisschr.  vom  15.  Jan.  1883  spricht  sich  der 
BB  über  die  Frage  betr.  die  Militärpflicht  von  Franzosen  und  Ita- 
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lienern,  die  vor  der  in  der  Schweiz  erfolgten  Naturalisirung  ihrer 
Eltern  geboren  wurden,  dahin  aus: 

Für  die  Franzosen  ist  die  üebereinkunft  der  Schweiz  mit  Frank- 
reich vom  23.  Juli  1879  massgebend;  darnach  bleiben  die  vor  der  Na- 
turalisation ihrer  Eltern  geborenen  Söhne  Franzosen,  wenn  sie  nicht 
während  des  Jahres,  das  dem  Eintritte  in  die  Majorennität  folgt,  also 
während  ihres  22.  Altersjahres,  in  der  vom  BR  vorgeschriebenen  Form 
liir  die  Schweiz.  Nationalität  optirt  haben.  Da  jedoch  die  Militärpflicht 
früher  eintritt,  so  dürfen  die  optionsberechtigten  jungen  Männer  gemäs 
Art,  5  der  erwtLhnten  üebereinkunft  vor  zurückgelegtem  22.  Altersjahr 
zum  Militärdienste  in  Frankreich  nicht  angehalten  werden.  Sie  können 
^:)i  vor  allfUlligen  Inkonvenienzen  schützen  durch  eine  im  Laufe  des- 
jenigen Jahres,  in  weichem  sie  das  20.  Altersjahr  zurücklegen,  zu 
machende  Anzeige.  Diese  Personen  sind  daher  erst,  nachdem  sie  22 
Altera  jähre  erfüllt  und  zudem  für  die  Schweiz  optirt  haben,  in  der 
Schweiz  militärpflichtig.  Unter  diesen  Voraussetzungen  sind  sie  bezüglich 
des  persünlichen  Dienstes,  wie  auch  der  Militärsteuer,  zu  behandeln  wie 
alle  andern  Scbweizcr,  Vorher  aber  können  sie  in  keinem  der  beiden. 
Staaten  zu  solchen  Leistungen  angehalten  werden. 

2.  Bezüglich  der  Italiener  verhält  es  sich  dagegen  anders.  Diese 
werden  mit  ihrer  Naturalisation  Schweizer  und  haben  somit  auch  ihre 
HilitSrpflicht  in  der  Schweiz  zu  erfüllen,  sei  es  persönlich,  sei  es  durch 
Bezahlung  der  Militärs  teuer.  Allerdings  sind  sie  gemäs  der  «Erklä- 
rung» zu  dem  Niederlassungsvertrag  mit  Italien  (A.  S.  IX  729)  und 
gemäs  Art.  12  des  italienischen  Civilgesetzbuches  nicht  befreit  von  ihrer 
Militärpflicht  in  Italien;  allein  dieser  Umstand  bat  keinen  Einfluss  auf 
ihre  Pflichten  gegenüber  der  Schweiz.  Es  ist  ihre  Sache,  diese  Folgen 
-ZU  würdigen,  bevor  üe  sich  in  der  Schweiz  naturalisiren  lassen. 

B  1883  I  128,  1884  II  733,  1887  II  678. 
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2.  Kapitel. 

Erwerb  des  Sehweizerbiirgei'rechte!«  infolp  von 
Heimatlosigkeit. 

BG  1874,  Art.  68  gleich  BV  1848,  Art.  56,  A.  S.  I  20,  n.  F.  l  21 ;  Wolf  1  9,  20. 
BG  die  Heimatlosigkeit  betr.  vom  8.  Dez.  IS^,  BG  betr.  Abänderung- 
des  Heimatlosengesetzes  vom  24.  Juli  1867,  A,  8.  II  1S8,  IX  85 ;  Wöü" 
I  151,  154.    Vgl.  No.  815»  984. 

328.  Wenn  durch  Beschl.  des  BR  in  Anwendung  der  Art.  1, 
3,  9  und  11  des  BG  über  die  Heimatlosigkeit  ein  Kanton  ver- 
pflichtet wird,  bestimmten  Individuen  daß  Kantonsbiirgerrecht  zu  ver- 
schaffen und  für  dieselben  ein  Gemeindebürgerrecht  auszumitteln^ 
so  kann  die  KBeg.,  sofern  sie  den  BRBeschL  nicht  anerkennen  will, 
sich  nicht  beschwerend  an  die  BVers.  wenden,  sondern  in  Anwen- 
dung des  Art.  9  deis  BG  ist  in  diesem  Fall  das  BGer,  znm  Entscheid 
über  die  Einbürgerung  kompetent.  Die  BVers,  tritt  auf  eine  be- 
zügliche Beschwerde  wegen  Inkompetenz  nicht  ein. 

BBeschl.  vom  20.,  27.  Juni  1890  in  der  Beschwerde  dea  Ktü.  Teasin  betr. 
die  Familie  Tognola,  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1890,  No.  35^  Schreiben 
des  BR  an  die  BVers.  vom  18.  Dez.  1889  mit  Belegen,  ß  1890  I  1. 

329.  Der  BR  konstatirt  in  seinem  Geschäftsbericht  über  das 
Jahr  1886  eine  Zunahme  der  Fälle,  in  denen  das  Hei  matrecht  von 
Ausländem  zweifelhaft  geworden  ist,  und  bemerkt,  dass  diese  Tat- 
sache sich  zum  Teil  auf  die  allgemeine  Erscheinung  zurückführen 
lasse,  dass  infolge  des  fast  überall  anerkannten  Grundsatzes  der 
gegenseitigen  freien  Niederlassung  in  Verbindung  mit  der  modernen 
Entwicklung  des  Verkehrswesens  überhaupt  die  Zahl  der  in  der 
Schweiz  wohnhaften  Fremden  sich  bedeuteod  vermehrt  hat.  Da- 
neben lässt  aber  vielerorts  die  genaue  und  gewissenhafte  Hand- 
habung der  gewöhnlichen  Fremdenpolizei  sehr  zu  wünschen  übrig ; 
auch  sind  die  Lokalbehörden  mit  der  heimatlichen  Gesetzgebung, 
der  niedergelassenen  Ausländer  nicht  immer  genügend  vertraut. 
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Es  tritt  daher  nicht  selten  der  Fall  ein,  dass  solche  Fremde 
ohne  Wissen  der  Wohnsitzbehörden  ihr  Heimatrecht  bereits  ver- 
loren haben,  oder  von  dem  Verluste  desselben  bedroht  sind,  z.  B. 
wenn  sie  bei  langjährigem  Aufenthalte  im  Auslande  ihre  Legitima- 
tionspapiere binnen  einer  gewissen  Frist  nicht  zur  Erneuerung  ein- 
senden. Andrerseits  verfahren  die  Schweiz.  Behörden  in  der  Ge- 
währung des  Aufenthaltes  an  Ausländer  oft  mit  zu  grosser  Nach- 
sicht,  anstatt  darauf  zu  dringen,  dass  sie  gehörige  Ausweispapiere 
beibringen  und  bei  der  Gesandtschaft  oder  einem  Konsulate  ihres 
Landes  sich  immatrikuliren  lassen.  b  1837  II  738. 

330«  Kaspar  Nigg  ist  der  uneheliche  Sohn  des  Kaspar  Daniel 
Kigg  von  Gersau  (Schwyz)  und  der  Anna  Dorothea  Danioth  von 
Andermatt  (Uri),  welche  sich  später  im  Kt.  Wallis  ehelichten.  Die 
Reg.  von  Schwyz  erteilte  diesen  Leuten  einen  Heimatschein,  weigerte 
sich  aber,  den  vorehelich  geborenen  Sohn  und  dessen  eigene  Familie 
als  Bürger  von  Schwyz  anzuerkennen,  während  die  Reg.  des  Kts. 
Uri  ihrerseits  behauptete,  dass  der  Sohn  Nigg  per  subsequens  ma- 
trimonium  legitimirt  worden  sei. 

Dem  Begehren  des  Staatsrates  von  Wallis,  dass  dieser  Konflikt 
gemäs  den  Vorschriften  des  BG  über  die  Heimatlosigkeit  zum  Aus- 
trag gebracht  werden  möchte,  entsprach  der  BR  nicht,  weil  es  sich 
nicht  um  heimatlose  Personen  im  Sinne  von  Art.  1  des  BG  handle, 
sondern  lediglich  um  einen  Streit  zwischen  verschiedenen  Kantonen 
oder  Gemeinden,  welcher  gemäs  Schlusssatz  von  Art.  27  des  BG 
über  Organis,  der  BRechtspflege  vom  27.  Juni  1874  von  jedem  der 
beteiligten  Kantone  bei  dem  BGer.  direkt  eingeklagt  werden  könne. 
Bei  der  jetzigen  Sachlage  scheine  nichts  Anderes  übrig  zu  bleiben, 
als  dass  die  R^.  von  Wallis  die  Klage  gegen  die  Kantone  Uri  und 
Schwyz  bei  dem  BGer.  einreiche.  Wenn  diese  Stellung  für  Wallis 
etwelche  Inkonvenienzen  haben  dürfte,  so  sei  nicht  zu  verkennen, 
dass  die  dortigen  Behörden  diese  selbst  verschuldet  haben,  indem 
^ie  den  obwaltenden  Konflikt  hätten  vermeiden  können.  Die  Stellung 
des  Kts.  Wallis  als  Kläger  entspreche  auch  am  besten  den  fak- 
tischen Verhältnissen,  indem  die  in  Frage  stehenden  Personen  in 
•  diesem  Kantone  wohnen  und,  wie  es  scheine,  die  sämtlich  nötigen 
.Beweismittel  im  Kt.  Wallis  gesucht  werden  müssen. 

BR  den  29.  Jan.  1878  B  1879  II  585. 
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331*  Marie  Grangier  ist  1795  in  Murten  geboren.  Ihre  Eltern 
gehörten  dem  Et.  Bern  als  Landsassen  an.  Bei  der  im  Jahre  1804 
zwischen  den  Kantonen  Bern,  Aargau  und  Waadt  vollzogenen  Tei- 
lung der  Landsassen  kam  diese  Familie  an  den  Et.  Aargau. 
Marie  Grangier  wurde  jedoch  in  keiner  Gemeinde  dieses  Eantons 
eiogebärgert,  weil  sie  unbekannt  abwesend  war.  Mittlerweile  hatte 
sie  sich  im  Jahre  1828  zu  Paris  verehelicht  mit  Joseph  Alois  Leupi, 
Bürger  der  Gemeinde  Langnau,  Et  Luzern.  Der  Letztere  starb 
im  Jahre  1868.  Die  Witwe  blieb  in  Paris,  musste  aber  im  Jahr 
1877  in  ein  Asyl  für  Geisteskranke  aufgenommen  werden.  Die 
franz.  Reg.  verlangte  daher  ihre  Rücknahme  in  die  Heimat.  Es  fragte 
sich  nun,  welchem  Eanton  sie  angehöre.  Der  Eanton  Aargau  wollte 
sie  nicht  mehr  anerkennen,  weil  sie  Bürgerin  des  Ets.  Luzern  ge- 
worden, und  im  Eanton  Luzern  wurde  die  bürgerliche  Giltigkeit 
der  Ehe  bestritten,  weil  die  Vorschriften  der  Gesetzgebung  dieses 
Eantons  nicht  beobachtet  worden  seien. 

Der  BR  lehnte  die  Behandlung  dieser  Angelegenheit  nach  den 
Bestimmungen  des  BG  über  die  Heimatlosigkeit  ab,  weil  der  Art.  1 
dieses  Ges.  keine  Anwendung  finde,  indem  der  Mann  Leupi  als  Bürger 
des  Ets.  Luzern  und  die  Frau  als  Angehörige  des  Ets.  Aargau  an- 
erkannt seien.  Es  müsse  daher  derjenige  Eanton  als  Eläger  auf- 
treten, welcher  behaupte,  dass  dieser  ursprüngliche  Zustand  durch 
die  im  Jahre  1828  vollzogene  Ehe  abgeändert  worden,  und  dass 
die  Marie  Grangier  in  das  Bürgerrecht  ihres  Mannes  überge- 
gangen sei.  Der  Entscheid  hierüber  sei  gerichtlicher  Natur.  Der 
BR  sei  auch  nicht  kompetent,  eine  Verfügung  zu  erlassen,  welche 
einen  provisorischen  Entscheid  jener  Frage  in  sich  schliessen  würde. 
Der  Antrag  der  Reg.  des  Ets.  Aargau,  dass  die  Witwe  Leupi  dem 
Et.  Luzern  zuzuführen  sei,  wurde  deshalb  gleichfalls  abgelehnt, 
vielmehr  wurde  ihre  Zuführung  nach  dem  Et.  Aargau  verfügt  und 
der  Reg.  dieses  Eantons  anheimgegeben,  gemäs  Art.  27  des  BG 
über  Organis,  der  BRechtspflege  vom  27.  Juni  1874  die  Elage 
gegen  den  Et.  Luzern  auf  Anerkennung  der  fraglichen  Ehe  bei  dem 
Büer.  einzureichen.  B  1879  II  585. 


Eine  ursprüngliche  Schweizerin  war  durch  Heirat  Wür- 
tembergerin  geworden.  Bei  Anlass  der  Auswanderung  nach  Amerika 
verzichtete  der  Ehemann  auf  das  wttrtembergische  Staatsbürgerrecht. 
Er  starb  in  Amerika,  ohne  das  dortige  Bürgerrecht  erworben  zu 
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haben.  Die  Frau  kehrte  in  die  Schweiz  zurück. und  verlangte  nach 
vierjährigem  Aufenthalt,  dass  ihr  der  BR,  weil  sie  heimatlos  ge- 
worden sei  und  keine  Legitimationspapiere  besitze,  das  ursprüng- 
liche Heimatrecht  wieder  verschaflen  möchte.  Der  BR  erwiderte 
ihr  den  19.  April  1877,  dass  er  sie  nicht  als  heimatlos  anerkennen 
könne;  nachdem  sie  durch  ihre  Heirat  Bürgerin  des  Egr.  Würtem- 
berg  geworden  sei,  so  müsse  sie,  um  dieses  Bürgerrecht  wieder 
aufleben  zu  machen,  ihren  Aufenthaltsort  dorthin  verlegen  (Art.  21 
des  deutschen  Reichsges.  vom  1.  Juli  1870,  B  1870  lU  176),  wozu 
sie  durch  Art.. 7  des  deutsch-schweiz.  Niederlassungsvertrages  ein 
Recht  habe;  wenn  sie  vorziehe,  wiederum  Schweizerin  zu  werden^ 
so  habe  sie  die  Vorschriften  des  eidg.  BG  vom  3.  Juli  1876 'zu  er- 
füllen. B  1878  n  507. 

333.  Elisabeth  Döbeli  ist  im  Jahre  1826  als  eheliche  Tochter 
eines  Franzosen,  welcher  in  Burgfelden  (Elsass^  heimatberechtigt 
war,  geboren.  Nach  dem  Tode  ihres  Vaters  zog  sie  mit  der  sich 
wieder  verheiratenden  Mutter  nach  Aesch  (Baselland)  und  verblieb 
daselbst  von  1834  bis  1865.  Hierauf  begab  sie  sich  nach  Freiburg 
(Schweiz),  woselbst  sie  sich  durch  einen  Immatrikulationsakt  der 
franz.  Botschaft  in  Bern  legitimirte;'  später  siedelte  sie  nach  Frank- 
reich über.  Im  Jahre  1885  kehrte  sie  in  die  Schweiz  zurück;  seither 
kann  sie  keine  Ausweisschriften  mehr  beibringen.  Nach  dem  Ueber- 
gang  von  Elsass-Lothringen  an  Deutschland  hatte  die  Döbeli  nicht 
für  Frankreich  optirt.  Deutsche  Schriften  erhielt  sie  nicht,  weil  sie 
infolge  ihrer  mehr  als  zehnjährigen  Abwesenheit  aus  dem  deutschen 
Reichsgebiet  ihre  deutsche  Staatsangehörigkeit  eingebüsst  habe. 

Die  Döbeli  glaubte  daher,  Schweiz.  Heimatlose  geworden  zu 
sein,  und  verlangte  im  Jahr  1889  ihre  Einbürgerung  im  Kt.  Basel- 
land, woselbst  sie  den  grössten  Teil  ihres  Lebens  zugebracht  hatte. 

Der  BR  entsprach  diesem  Ansuchen  nicht,  da  die  fragliche 
Person  gemäs  den  Bestimmungen  des  Frankfurter  Friedens  von 
1871  deutsche  Staatsangehörige  geworden  war,  eine  anderweitige 
Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  hat,  demnach  gemäs  Art.  7  des 
Niederlassungsvertrages  der  Schweiz  mit  Deutschland  vom  Jahre 
1876  in  Deutschland  wieder  aufgenommen  werden  muss. 

B  1890  II  211. 

334.  Mit  einer  Zuschrift  vom  30.  Juli  1868  an  die  BBehör- 
den  hatte  der  Eultusverein  der  Israeliten  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, dass  das   BG  über  die  Heimatlosigkeit  auch  auf  die  aarg. 
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Israeliten  seine  Anwendung  finden  dürfte.  Schon  den  17,  Juli  1863 
hatte  die  BVers.  beschlossen: 

1.  Der  BR  wird  eingeladen,  darüber  zu  wachen,  dass  der  Kt. 
Aargan  den  daselbst  sesshaften  israelitischen  Schweizern  die  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  in  eidg.  und  kaut«  Angtkgenheiten 
nicht  länger  vorenthalte; 

2.  er  wird  femer  eingeladen,  zu  untersuchen,  ob  nicht  den 
aarg.  Israeliten  in  giltiger  und  unwiderruflicher  Weise  das  dortige 
Bürgerrecht  zugesichert  worden  ist,  verneinen  den  falls  aber  die  Ein- 
bürgerung gemäs  den  Bestinunungen  des  BG  vom  3.  Bez.  1850 
über  die  Heimatlosigkeit  zu  bewerkstelligen. 

Seit  diesem  BBeschl.  sind  zwar  die  aarg.  Juden  im  Vollgenusse 
der  politischen  Rechte.  Das  zweite  Dispositiv  des  BBeachl.  kam 
jedoch  in  keiner  Weise  zur  Verwirklichung. 

Als  daher  im  Jahre  1868  der  genannte  Kultusverein  sich  an 
den  BR  wandte,  so  ersuchte  dieser  sofort  die  Reg,  des  Kta.  Aargau 
um  Aufschluss  in  der  Sache.  Die  Angelegenheit  blieb  einige  Jahre 
pendent.  Den  20.  Sept.  1875  erneuerte  der  genannte  Verein  sein 
Begehren  zu  Händen  der  BVers.,  um  auf  diesem  Wege  die  Ein- 
bürgerung der  aarg.  Israeliten  zu  betreiben. 

Die  Lage  der  Verhältnisse  in  diesem  Zeitpunkt  charakterisirt 
der  BR  dahin:  Es  besteht  kein  Akt  der  kompetenten  aarg.  Behörde, 
durch  welchen  den  aarg.  Israeliten  das  KBürgerrecht  erteilt  worden 
wäre;  sie  besitzen  auch  noch  kein  Gemeindebürgerrecht  und  können 
daher  auch  keine  Heimatscheine  als  Bürger  erhalten;  es  besteht 
femer  im  Vergleich  zu  den  andern  Bürgern  Verschiedenheit  im 
Annenwesen,  Steuerwesen,  in  der  Verwaltung  des  Ortsbürgergutes, 
in  der  Kirchen-  und  Schulgenössigkeit  u.  w.  Es  liegt  iswar  in  der 
Natur  der  Sache,  dass  eine  absolute  Gleichstellung  der  Israeliten 
mit  der  christlichen  Bevölkerung  des  Kts.  Aargau  nicht  erreichbar  ist 
und  den  Israeliten  selbst  kaum  erwünscht  wäre-  Allein  diese  Gleich- 
heit muss  wenigstens  erreicht  werden,  soweit  die  bürgerliche  und 
politische  Stellung  der  letztem  in  Frage  liegt  b  1875  rv  V225. 

Die  Reg.  des  Kts.  Aargau  gab  nun  auf  Grund  von  Verhand- 
lungen mit  dem  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  die  Erklärung  ab, 
dass  sie  durch  eine  Reihe  gesetzgeberischer  Akte  sowoi  die  fönn- 
liche  Einbürgerung  der  Israeliten ,  wie  die  Gleichstellung  dersel- 
ben mit  den  christlichen  Einwohnern  in  Steuerverhältnissen  herbei- 
zuführen gedenke;  einen  bestimmten  Termin,  bis  zu  welchem  diese 

31 
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Angelegenheit  erledigt  sein  dürfte,  könne  sie  allerdings  zur  Zeit 
noch  nicht  bestimmen. 

Auf  Grund  dieser  Erklärung  war  der  BR  in  seiner  Botsch. 
vom  17.  Dez.  1875  der  Ansicht,  dass  kein  Grund  zu  weitern  Be- 
schlüssen seitens  der  BBehörden  vorliege.  Die  BVers.  aber  be- 
schloss  den  18.,  21.  März  1876,  den  BR  einzuladen,  bei  der  Reg. 
des  Kts.  Aargau  auf  endliche  Erledigung  der  Angelegenheit  der 
Israeliten  betr.  die  Einbürgerung  und  die  volle  bürgerliche  Gleich- 
brrechtigung  mit  den  Kantons-  und  Schweizerbürgern  zu  dringen 
und  derselben  hierfür  einen  angemessenen  Termin  zu  setzen  (Postl- 
Slg.  n.  F.  78).  Die  BVers.  zog  in  Erwägung: 

L  Dass  das  Gesuch  um  Einbürgerung  in  den  Ortsbürgergemeinde- 
verband  und  um  volle  Gleichstellung  mit  den  andern  Kantons- 
und Schweizerbürgern  angesichts  der  Art.  4  und  5  der  BV,  Art.  11 
und  79  der  aarg.  KV,  sowie  eventuell  der  Bestimmungen  des  BG  betr. 
die  Heimatlosigkeit,  namentlich  Art.  17  desselben,  begründet  erscheint; 

2.  dass  Bestimmungen  der  kant.  Gesetze,  welche  mit  der  BV  im 
Widfiispruch  stehen,  von  selbst  dahinfallen  und  die  Aufbebung  solcher 
Verhältnisse  nicht  erst  von  dem  Ergebnisse  einer  kant.  Verfassungs- 
oder iresetzesrevision  abhängig  gemacht  werden  kann. 

Die  Komm,  des  NR  hatte  zunächst  beantragt,  dass  der  Reg. 
des  Kts.  Aargau  zu  setzende  Termin  nicht  über  das  Ende  des 
Jahres  1876  ausgedehnt  werden  soll,  und  der  StR  hatte  zunächst 
die  Begründetheit  des  Begehrens  auf  Art.  60  der  BV,  auf  die  Be- 
stimmungen des  BG  betr.  die  Heimatlosigkeit  und  auf  die  Art.  11 
und  79  der  aarg.  KV  gestützt. 

B  1875  IV  1223.  üebers.  Verb.  d.  BVers.  März  1876,  No.  8,  Beüage  II  (B  1876 

1  822,   849),  Eommissionalber.   der  Ständer,    und  nationalr.  Komm,  vom 

10.  und  15.  März  1876  im  B  1876  II  757. 

In  Vollziehung  des  BBeschl.  erliess  der  BR  an  die  aarg.  Reg. 
die  Einladung,  mit  Nachdruck  auf  möglichst  baldige  Vollziehung 
des  BBeschl.  vom  21.  März  1876  hinzuwirken  und  dem  BR  bis 
Ende  August  1876  mitzuteilen,  bis  zu  welchem  Zeitpunkt  die  Ein- 
bürgerung und  bürgerliche  Gleichstellung  der  Israeliten  in  sichere 
Aussicht  genommen  werden  könne.  Mit  Beschl.  des  Grossen  Rates 
des  Kts.  Aargau  vom  15.  Mai  1877  hat  die  Angelegenheit  dadurch 
ihre  Erledigung  gefunden,  dass  die  beiden  israelitischen  Korpora- 
tionen Endingen  und  Lengnau  jede  zu  einer  besondern  Ortsbürger- 
gemeinde  erhoben  und  jeder  bisherige  Korporationsgenosse  als  ürts- 
bürger  der  betr.  neuen  Bürgergemeinde  erklärt  worden  ist.    Den 
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5.  und  7.  Juni  1877  nahmen  die  eidg.  Räte  auf  Grund  eines  Ber. 
des  BR  Vormerkung  von  der  Erledigung  der  Angelegenheit, 

B  1877  II  533,  832, 1878  II  5ir*. 

335.  Den  3.  Jan.  1877  entschied  der  BR  in  der  Frage  der 
Einbürgerung  der  heimatlosen,  in  Sitten  wohnhaften  Familie  Atbisser: 

Es  sei  der  Kt.  Luzem  verpflichtet,  den  drei  Mitgliedern 
dieser  Familie  das  KBürgerrecht  zu  erteilen  und  denselben  ein 
Gemeindebürgerrecht  zu  verschaflen. 

Diese  Entscheidung  erwuchs  in  Rechtskraft  Die  Art  der  Voll- 
ziehung derselben  veranlasste  jedoch  den  BR  zu  weitern  Anord- 
nungen. 

Es  hatte  sich  ergeben,  dass  der  Vorfahr,  dessen  Nachkommen 
einzubürgern  waren,  im  Jahre  1802  dem  sog.  Steuerbriefe  Gross- 
wangen (Steuerverband,  Vereinigung  verschiedener  Gemeinden  im 
Steuer-  [Armen-]  und  Militärwesen)  angehört  hatte.  Dieser  Ver- 
band ist  gegenwärtig  in  sieben  Gemeinden  aufgelöst,  nämlich  in  die 
Gemeinden:  Grosswangen,  Buttisholz,  Oberkirch,  Mauensee,  Kott* 
wil,  Ettiswil  und  Menznau.  Diese  Gemeinden  schlössen  den  3.  Aug. 
1877  eine  üebereinkunft,  worin  die  Familie  Albisser  als  Bürger  der 
alten  Steuerbriefgemeinde  Grosswangen  anerkannt  und  der  Ge- 
meinderat von  Grosswangen  beauftragt  wurde,  im  Namen  derselben 
jenen  Personen  die  erforderlichen  bürgerrechtlichen  Schriften  auszu- 
stellen, dieselben  nötigenfalls  zu  unterstützen  und  überhaupt  alle  jene 
Handlungen  vorzunehmen,  welche  der  heimatlichen  Behörde  zu- 
stehen. Die  kontrahireuden  Gemeinden  verpflichteten  sich,  allfällige 
Auslagen  für  die  Familie  Albisser  zu  ersetzen.  Dagegen  sollte  jede 
Gemeinde  berechtigt  sein,  zu  jeder  Zeit  die  Verteilung  der  Familie 
auf  die  einzelnen  Gemeinden  zu  verlangen. 

Diese  üebereinkunft  anerkannte  der  BR  nicht  als  Einbürgerung 
der  fraglichen  Personen  in  einer  bestimmten  Gemeinde  im  Sinne  des 
Arti  3  des  BG  über  die  Heimatlosigkeit.  Die  Gemeinde  ( iross- 
wangen  beschwerte  sich  hierüber  bei  der  BVers.,  sie  machte  gel- 
tend: dass  dem  BG  Genüge  geleistet  sei.  Nachdem  nämlidi  die 
Luzerner  Reg.  das  luzemische  Bürgerrecht  anerkannt  habe,  so  stehe 
es  ihr  zu,  ein  Gemeindebürgerrecht  für  die  Familie  Albisser  auszu- 
wirken. Sie  erkläre  aber,  mit  dem  vereinbarten  üebereinkouimen 
befriedigt  zu  sein.  Es  sei  auch  überhaupt  nicht  nötig,  für  die  Fa- 
milie Albisser  eine  bestimmte  Gemeinde  festzustellen;  denn  mit  der 


Digitizedby  Google 


484  Teil  III.    Abschn.  I.    Kapitel  2.    No.  995«  996« 

Anerkennung  derselben  als  Bürger  der  alten  Steuerbriei'gemeind& 
Grosswangen  geniesse  sie  das  Bürgerrecht  der  ganzen  jetzt  noch 
bestehenden  Gemeinde  Grosswangen  und  sodann  der  oben  genannten 
sechs  andern  Gemeinden,  soweit  die  letztem  vor  1820  zum  alten 
Steuerbrief  Grosswangen  gehört  haben.  Zudem  sei  es  nach  dem 
luzemischen  Bürgerrechtsgesetze  vom  13.  Juni  1832  zulässig,  dass 
Jemand  in  mehreren  Gemeinden  Bürger  sei. 

Auf  Antrag  des  BR  wies  die  BVers.  die  Beschwerde  den  9.^ 
18.  Dez.  1878  als  unbegründet  ab.  Der  BR  begründete  seinen  An- 
trag folgendermassen : 

Es  handelt  sich  um  die  Art  der  Vollziehung  des  bundesr.  Ent- 
scheides vom  3.  Jan.  1877.  Dass  der  BR  zum  Erlass  desselben  kom- 
petent war,  wird  von  niemandem  angezweifelt.  Auch  kann  angesichts 
der  Art.  3  und  14  der  BG  über  die  Heimatlosigkeit  die  Pflicht  des  BR, 
für  Vollziehung  seines  rechtskräftigen  Einbürgerungsbeschlusses  zu  sorgen^ 
nicht  beanstandet  werden.  Es  ist  blos  streitig,  ob  der  BR  bei  der  Voll- 
ziehung dieses  Beschl.  im  Spezialfall  den  Art.  8  des  erwähnten  BG 
richtig  angewendet  hat  oder  nicht. 

Für  die  Art  der  Vollziehung  rechtskräftig  gewordener  Einbürger- 
ungsbeschlüsse des  BR  sind  keineswegs  die  Ansichten  der  KReg.  ent- 
scheidend. Zwar  steht  die  Ausmittelung  der  Gemeindebürgerrechte  ihnen 
zu,  doch  haben  sie  sich  nach  Art.  14  des  BG  beim  BR  innerhalb  Jahres- 
frist über  die  geschehene  Einbürgerung  auszuweisen.  Es  steht  daher 
selbstverständlich  dem  BR  eine  Kontrole  zu ;  denn  der  Gesetzgeber  wollte 
eine  einheitliche  und  richtige  Vollziehung  des  Ges.  sichern.  Von  diesem 
Standpunkte  aus  kann  der  BR  in  der  Vereinbarung  vom  3.  Aug.  1877 
keineswegs  eine  gehörige  Einbürgerung  erblicken.  Nach  der  klaren  Vor- 
schrift Ton  Art.  3  des  BG  vom  8.  Dez.  1850  besteht  die  Einbürgerung^ 
der  Heimatlosen  in  zwei  bestimmten  Aufgaben :  in  der  Feststellung  des 
KBürgerrechtes  und  in  der  Ausmittlung  eines  Gemeindebürgerrechtes. 
Im  Yorliegenden  Falle  ist  der  erste  Teil  erfüllt.  Was  den  zweiten  Teil 
betrifft,  so  ist  gemäs  Art.  3,  Ziff.  1  des  gleichen  BG  nur  bezüglich  des 
Vaters  Franz  Xaver  Albisser  eine  Ausnahme  gestattet,  indem  er  über 
60  Jahre  alt  ist  Dagegen  muss  nach  der  Vorschrift  des  gleichen  Art.  3 
für  dessen  Sohn  und  Tochter  ein  Gemeindebürgerrecht  ausgemittelt 
werden.  Das  ist  bis  jetzt  nicht  geschehen,  und  kann  überhaupt  auf 
dem  Wege  des  erwähnten  üebereinkommens  nicht  geschehen,  indem 
die  Verteilung  der  fraglichen  Personen  auf  bestimmte  Gemeinden  vor- 
behalten bleibt,  also  gerade  dasselbe,  was  gesetzlich  jetzt  geschehen 
sollte,  auf  spätere  Zeit  verschoben  wird.  Es  kann  auch  in  der  Tat  nicht 
anders  sein,  da  der  Steuerbrief  Grosswangen  verf-gemäs  nicht  mehr  be^ 
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steht,  sondern  in  sieben  Gemeinden  aufgelöst  ist,  die  gegenwärtig  allein 
der  staatlichen  Organisation  des  Kts.  Luzern  entsprechen  und  nicht  nur 
selbständige  Administrat^n  besitzen,  sondern  sogar  zu  zwei  verschiedenen 
Aemtern  und  sechs  verschiedenen  Wahlkreisen  gehören.  Der  auf  diese 
Weise  durch  gesetzliche  Akte  zerrissene  Steuerbrief  Grosswangen  kann 
auch  durch  Verträge  unter  den  Gemeinden,  die  ihn  gebildet  haben, 
nicht  wieder  hergestellt  werden.  Sie  können  wol  civilrechtliche  Ver- 
bindlichkeiten unter  sich  stipuliren,  nicht  aber  ein  Organ  schaffen,  das 
dem  Staatsrechte  des  Kts.  Luzern  angehören  mtlsste,  um  als  Gemeinde 
anerkannt  zu  werden.  In  Wahrheit  hat  auch  die*  vorliegende  üeberein- 
kunft  keinen  andern  Inhalt,  als  einen  privatrechtlichen.  Die  Vollziehung 
des  BG  über  die  Heimatlosigkeit  ist  aber  eine  Aufgabe  des  öffentlichen 
Bechtes  und  muss  daher  auch  im  Kt.  Luzern,  wie  in  allen  andern  Kan- 
tonen, dem  gegenwärtigen  öffentlichen  Rechtszustande  entsprechen.  .  .  . 
Es  hat  der  BR  das  BG  allen  Kantonen  gegenüber  in  diesem  Sinne  an- 
gewendet, und  er  muss  es  auch  im  Spezialfall  um  so  mehr  tun,  als  die 
Familie  Albisser,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Auflösung  des  alten  Steuer- 
briefes Grosswangen  im  Kt.  Luzern  gewesen  wäre,  damals  schon  eine 
bestimmte  Gemeinde  hätte  erhalten  müssen.  B  1878  IV  367. 

336.  Im  Jan.  1883  erhielt  der  BR  anläslich  einer  Beschwerde 
des  Andreas  Ziegerer  Kenntnis  von  der  mangelhaften  Vollziehung 
des  BG  über  die  Heimatlosigkeit  im  Kt.  Graubünden. 

Andreas  Ziegerer  ist  nämlich  den  9.  Aug.  1848  zu  Maienfeld 
(Graubünden)  als  unehelicher  Sohn  der  Margaretha  Ziegerer,  Bür- 
gerin von  Maienfeld,  geboren.  Anfangs  der  80er  Jahre  verlangte 
er  einen  Anteil  an  dem  sog.  Bürgemutzen,  den  die  Bürgergemeinde 
Maienfeld  auch  an  gemeinde-  oder  landesabwesende  Bürger  jährlich 
baar  ausbezahlen  soll.  Seinem  Gesuch  wurde  nicht  entsprochen  und 
der  Kleine  Rat  des  Kts.  Graubünden,  bei  welchem  er  sich  beschwerte, 
berichtete  ihm  den  22.  Juli  1882,  dass  er  nicht  Vollbürger  von 
Maienfeld,  sondern  nur  Angehöriger  oder  bedingt  Verbürgerter  sei, 
mithin  am  Gemeindegutsnutzen  keinen  Anteil  habe. 

Auf  Beschwerde  des  ZiegererbeschlossderBRden8.  Juni  1883: 

Andreas  Zieger  wird  als  vollberechtigter  Bürger  der  Ge- 
meinde Maienfeld  erklärt  und  ist  als  solcher  in  die  Register 
dieser  Gemeinde  einzuschreiben. 

Die  Reg.  des  Kts.  Graubünden  ist  eingeladen,  die  Be- 
kanntmachung des  bundesr.  Beschl.  und  dessen  Vollziehung  an- 
zuordnen, sowie  seiner  Zeit  darüber  Ber.  zu  erstatten. 
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Der  BR  zog  in  Erwägung: 

1.  Nach  Vorschrift  des  BG  muss  jeder  Schweizer  in  einem  Kanton 
und  in  einer  Gemeinde  des  gleichen  Kantons  Bürger  sein.  Gemäs  Art.  2 
des  BG  zählen  auch  die  « Angehörigen  >,  welche  in  dieser  Eigenschaft 
in  einem  Kantone  anerkannt  waren,  gleichviel  ob  sie  in  Gemeinden  ein- 
geteilt sind  oder  nicht,  zu  den  Heimatlosen,  fttr  welche  nach  Vorschrift 
von  Art.  8  die  BBehörden  ein  KBürgerrecht  und  durch  die  betr.  Kan- 
tone ein  GemeindebUrgerrecht  ausmitteln  müssen. 

2.  Die  Reg.  des  Kts.  Graubünden  macht  zwar  geltend,  dass  das 
BG  vom  3.  Dez.  1850  auf  den  Beschwerdeführer  keine  Anwendung 
finde,  weil  derselbe  im  Jahr  1848,  d.  h.  vor  dem  1.  Jan.  1855,  geboren 
worden. 

Allein  diese  Ansicht  ist  absolut  unrichtig,  indem  Art.  56  der  BV 
von  1848  (gleich  Art.  68  der  neuen  BV)  und  das  zu  seiner  Vollziehung 
erlassene  BG  gerade  den  Zweck  haben,  die  BBehörden  mit  der  Kompe- 
tenz und  den  nötigen  Hilfsmitteln  auszustatten,  um  allen  Schweiz.  An- 
gehörigen, die  infolge  früherer  kant.  Verfassungen,  Gesetze  oder  Ge- 
bräuche nicht  volle  Kantons-  und  Gemeindebürger  waren,  diese  beiden 
Bürgerrechte  zu  verschaffen  und  alle  frühern  Ausnahms Verhältnisse,  so- 
weit sie  nicht  im  Sinne   des  BG  als  zulässig  erscheinen,  zu  beseitigen. 

3.  Auch  der  Kt.  Graubünden  hat  zur  Ausführung  dieser  Vorschriften 
des  Bundes  am  28.  Juli  1856  ein  Ges.  erlassen.  Dasselbe  durfte  aber 
naturgemäs  nicht  blos  gewisse  Grundsätze  zur  Verhütung  künftiger 
Fälle  von  Heimatlosigkeit  aufstellen;  vielmehr  liegt  das  Schwergewicht 
auch  dieses  Gesetzes  darin,  die  Grundsätze  anzugeben,  nach  welchen  die 
in  Erwägung  2  bezeichneten  Personen  eingebürgert  und  den  andern 
Bürgern  gleichgestellt  werden  sollen.  In  Art.  9  desselben  sind  speziell 
die  Verhältnisse  der  Unehelichen  geordnet  und  zwar  in  der  Weise,  dass 
die  unter  der  Herrschaft  des  Paternitätsgrundsatzes,  d.  h.  vor  1.  Jan. 
1855,  Geborenen  dem  Heimatrechte  des  ermittelten  Vaters  folgen  sollen^ 
und,  wenn  der  Vater  nicht  bekannt  oder  auswärts  angehörig  wäre, 
demjenigen  Heimatrechte,  welches  der  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des 
Kindes  zustand,  während  die  Unehelichen,  die  nach  dem  1.  Jan.  1855 
geboren  worden  oder  noch  geboren  werden,  ohne  Ausnahme  dem  Heimat- 
rechte der  Mutter  folgen. 

4.  Nach  dieser  ganz  klaren  gesetzlichen  Vorschrift  kann  es  nicht 
dem  geringsten  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Beschwerdeführer  Bürger 
(nicht  Angehöriger)  der  Gemeinde  Maienfeld  sein  muss,  indem  seine 
Mutter  zur  Zeit  seiner  Geburt  anerkanntermassen  Bürgerin  dieser  Ge- 
meinde war. 

5.  Der  Art.  18  des  Ges.  des  Kts.  Graubünden  über  die  Behandlung  der 
Heimatlosen  vom  25.  Nov.  1819  kann  im  Spezial&lle  nicht  zur  Anwendung 
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kommen,  da  er  nur  die  Einbürgerung  der  damals  schon  lebenden  un- 
ehelichen Kinder  bezweckt,  üebrigens  enthält  dieser  Art,  18  die  auch 
hier  bedeutungsvolle  Vorschrift,  dass  die  unehelichen  Kinder  die  glei- 
chen Rechte  haben,  die  ihren  Eltern  zustehen,  indem  sie  dem  Heimats- 
oder Angehörigkeitsorte  des  ermittelten  graubündnerischen  Vaters,  oder 
wenn  dieser  nicht  ermittelt  ist,  dem  Heimat-  oder  Ein wobnungsr echte 
der  Mutter  angehören  sollen.  Die  Benennungen  «Heimats-  oder  An- 
gehörungsorte »  sind  hier  offenbar  nicht  gleichbedeutend  verstanden, 
vielmehr  bezeichnen  sie  die  beiden  von  der  damaligen  Gesetiigebung 
anerkannten  verschiedenen  Klassen  von  Personen*  nämlich  der  Bürger 
und  der  Angehörigen,  erstere  mit  einem  Heimatsorte  und  letztere  mit 
einem  Angehörigkeitsorte.  Hiemach  kann  der  Art.  18  des  (tes.  von 
1819  keinen  andern  Sinn  haben,  als  denjenigen,  dass  die  unehelichen 
Kinder  eines  Bürgers  oder  eventuell  einer  Bürgerin  auch  Bürger  sein 
nnd  das  Bürgerrecht  (gleich  Heimatsrecht)  de:*  Vaters  oder  der  Mutter 
erwerben  sollen,  während,  wenn  der  Vater  oder  die  Mutter  bloa  An- 
gehörige waren,  ihre  unehelichen  Kinder  auch  nur  Angehörige  werden 
konnten.  Es  ist  somit  auch  nach  dem  Ges.  von  1S19  Andreas  Ziegerer 
durch  Geburt  wirklicher  Bürger  in  Maienfeld  geworden  und  seine  De- 
gradirung  zum  blossen  Angehörigen  war  unstatthaft, 

6.  Es  ergibt  sich  aber  aus  diesem  Spezialfälle,  dass  das  Ges.  des 
Kts.  Graubünden,  vom  28.  Juli  1856  und  somit  auch  dag  BG  vom 
3.  Dez.  1850  nicht  in  gehöriger  Weise  vollzogen  worden  sind,  wie 
denn  auch  die  Reg.  des  Kts.  Graubünden  in  ihrem  bezüglichen  Ber. 
anerkennt,  dass  die  Unehelichen,  welche  vor  dem  kant.  Ges.  vom  28.  Juli 
1856  geboren,  heute  noch  blos  c  Angehörige  >  sind,  wahrend  diese  lie- 
zeichnung  durch  die  gehörige  Vollziehung  der  Bundes-  und  KGeset^- 
gebung,  wonach  es  nur  noch  c Bürger»  geben  darf^  sclion  längst  hätte 
verschwinden  müssen. 

In  dieser  Beziehung  ist  allen  Kantonen  gegenüber  daran  festge- 
halten worden,  dass  es  nicht  genüge,  wenn  die  Personen,  welche  infolge 
früherer  Verfassungen  oder  Gesetze  in  ausnahins weisen  Verhältnissen 
lebten,  blos  wie  Bürger  behandelt  werden,  sondern  dass  ihre  fc^rmlicbe 
Einbürgerung  nötig  sei,  mittelst  offizieller  leicht  nachweisbarer  Akte  und 
Eintragung  in  die  Bürgerregister. 

7.  Das  BG  über  die  Heimatlosigkeit  mu£s  auch  im  Kt.  Graubün- 
den  in  diesem  Sinne  seine  Vollziehung  erhalten,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  die  soeben  erwähnten  Grundsätze  nicht  blos  vom  BR  überall  fest- 
gehalten worden  sind,  sondern  auch  die  Zustimmung  der  BVers.  erhalten 
haben. 

8.  Es  fragt  sich  daher  nur  noch,  ob  bei  der  Einbürgemng  der 
unehelichen  Kinder  von  Bürgern  oder  Bürgerinnen  uEd  der  Nachkommen 
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von  solchen  Unehelichen  der  Einkauf  in  die  Bürgernutzungen  im  Sinne 
Ton  Art  4  des  BG  und  Art.  2  des  kant.  Ges.  vorbehalten  bleibe. 
Diese  Frage  muss  in  üebereinstimmung  mit  den  Entscheiden  des  BB 
gegenüber  den  andern  Kantonen,  deren  Gesetzgebungen  die  unehelichen 
Kinder  ebenfalls  zurückgesetzt  hatten,  verneint  werden.  Es  muss  auch 
hier  als  entscheidend  in  Betracht  kommen,  dass  diese  Zurücksetzung 
der  Unehelichen,  wenn  sie  auch  innerhalb  der  Familie  anerkannt  wer- 
den muss,  doch  im  Verhältnis  zu  der  Gemeinde  als  naturwidrig  und 
unbillig  erscheint  und  deshalb,  weil  von  Anfang  mit  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Familienrechtes  im  Widerspruche  stehend,  nicht  aner- 
kannt werden  kann,  zumal  gemäs  Art.  23  des  BG  auch  den  Findel- 
kindern sofort  das  volle  Gemeindebürgerrecht  erteilt  werden  musste. 

B  1884  II  785. 

337.  Ein  Mädchen,  das  im  Jahre  1872  im  Kanton  Genf  un- 
ehelich geboren  und  von  dem  betr.  Givilstandsbeamten  eingetragen 
worden  war,  ohne  Angabe  des  Namens  der  Mutter,  während  der 
Vater,  ein  Ausländer,  wahrscheinlich  einen  falschen  Namen  führte, 
wurde  vom  BR  im  Jähre  1885  als  heimatlos  dem  Kt.  Genf  zur  Ein- 
bürgerung zugesprochen.  B  1886  I  990. 

338«  Eine  Italienerin  hatte  im  Kt.  Neuenburg  ausserehelich 
geboren;  der  Vater,  ein  Oesterreicher,  anerkannte  das  Kind  bei  Ein- 
tragung desselben  in  die  Civilstandsregister.  Nach  österreichischem 
Recht  bewirkt  die  Anerkennung  des  ausserehelichen  Kindes  seitens 
des  Vaters  nicht  üebertragung  der  östen-eichischen  Nationalität  auf 
das  Kind.  Das  genannte  Kind  war  deshalb  als  Italiener  in  dem  vom 
italienischen  Konsulat  zu  Genf  der  Mutter  ausgestellten  Passe 
vorgemerkt.  Trotzdem  lehnte  es  die  italienische  Regierung  im 
Jahre  1888  beharrlich  ab,  das  Kind,  als  dessen  Heimschaffung  in 
Frage  kam,  zu  übernehmen,  weil  nach  Art.  7  des  italienischen  Civil- 
gesetzbuches  das  Kind  einer  Italienerin  nur  dann  als  Untertan  des 
Kgr.  Italien  angesehen  werden  kann,  wenn  der  Vater  unbekannt  ist. 

B  1889  II  788,  III  203. 

339«  Als  im  Jahre  1884  die  Gesandtschaft  von  Grossbritan- 
nien sich  weigerte,  die  Eintragung  eines  von  einer  Engländerin  im 
Kt.  Neuenburg  geborenen  ausserehelichen  Kindes  in  die  Matrikel 
der  Gesandtschaft  und  in  den  Pass  der  Mutter  zu  vollziehen,  sprach 
der  BR  gegenüber  der  englischen  Gesandtschaft  die  Erwartung  aus, 
dass  die  englische  Regierung  den  Niederlassungsvertrag  zwischen 
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der  Schweiz  und  Grossbritannien  vom  6.  Sept,  1855  in  dem  Sinne 
interpretiren  werde,  dass  derselbe  auch  auf  uneheliche  Kinder  von 
Engländerinnen  Anwendung  finde,  zumal  die  Schweiz  jenen  Grund- 
satz gegen  sich  selbst  im  ganzen  Umfange  anerkenne. 

In  Antwort  hierauf  teilte  der  grossbritannische  Gesandte  mit, 
dass  er  von  Lord  Granville  den  Auftrag  erhalten,  den  Namen  jenes 
Kindes  in  den  britischen  Pass  seiner  Mutter  einzutragen,  sofern 
dasselbe  keinen  Anspruch  auf  das  Schweizerbürgerrecht  habe,  ob- 
schon  die  grossbritannische  Reg.  die  Ansicht  vertrete,  dass  dieses 
Kind,  da  es  ausserhalb  des  Königreiches  geboren  und  ausserehelich 
sei,  nach  strengem  Recht  nicht  als  britischer  Untertan  angesehen 
werden  könne.  ß  1885  11  679, 
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340.  Schweizern,  welche  in  Ländern  sich  aufhalten,  in  wel- 
chen die  Eidg.  keine  Vertretung  hat,  steht  es  frei,  denjenigen  Schutr 
•zu  wählen,  der  ihnen  konvenirt.  Der  BR  hat  zu  dieser  Wahl  nichts 
zu  sagen,  und  er  kann  auch  nicht  weder  den  einen  noch  den  andern 
Schutz  besonders  empfehlen.  Obschon  nun  die  diplomatischen  Ver- 
treter und  die  Konsukragenten  von  Deutschland  und  der  Vereinig- 
ten Staaten  Nordamerika's  im  Allgemeinen  zur  Instruktion  haben, 
an  Orten,  wo  es  keine  amtlichen  Vertreter  der  Eidg.  gibt,  ihren 
Schutz  den  darum  nachsuchenden  Schweizern  zu  gewähren,  steht 
es  den  letztem  gleichwol  frei,  sich  an  eine  andere  beliebig  gewählte 
Macht  zu  wenden.  B  1877  ll  7. 

341.  Der  BR  überlässt  es  grundsätzlich  den  Schweiz.  An- 
gehörigen in  denjenigen  Ländern,  in  denen  die  Schweiz  keine 
Repräsentanten  hat,  selbst  das  Konsulat  zu  wählen,  unter  dessen 
Schutz  sie  sich  zu  stellen  beabsichtigen.  Es  kommen  aber  auch 
Fälle  vor,  in  welchen  Schweizer  misbräuchlich  sich  bei  zwei  oder 
mehr  Konsulaten  am  nämlichen  Ort  einschreiben  lassen,  um  sich 
je  nach  ihrem  augenblicklichen  Interesse  oder  nach  Gutdünken  auf 
den  einen  oder  andern  Schutz  berufen  zu  können.  Diese  Personen 
haben  aber  auch  die  üblen  Folgen  dieser  ihrer  Handlungsweise  selbst 
zu  tragen ;  denn  der  BR  sieht  sich  nicht  veranlasst,  zu  ihren  Guns- 
ten einzuschreiten.  B  1890  II  990. 

342.  Durch  den  Freundschafts-,  Handels-  und  Niederlas- 
sungsvertrag zwischen  der  Schweiz  und  den  Niederlanden .  vom 
19.  Aug.  1875  ist  die  beidseitige  Erklärung  der  beiden  Reg.  vom 
4.,  30.  Aug.   1862,  wonach  auf  Grundlage  des  Gegenrechtes  die 


»)  Vgl.  No.  «94;   S.  353,   Anm.  1;  unten  Abschn.  U,   Kap.  1  B:    Frei- 
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beidseitigen  Angehörigen  von  dem  Militärdienste  und  der  dafür  zu 
entrichtenden  Ersatzsteuer  befreit  sind,  nicht  aufgehoben.  Jener 
Vertrag  vom  Jahre  1875  enthält  keine  ausdrückliche  Bestimmung 
über  den  Militärdienst.  Die  Befreiung  vom  Militärdienst  in.  den 
Niederlanden  erstreckt  sich  nicht  auf  die  «Schuttery»;  nach  der 
ausdrücklichen  Erklärung  der  niederländischen  Reg.  haben  auch 
Fremde  diesen  Dienst  zu  leisten;  bei  demselben  handelt  es  sich 
nicht  um  einen  eigentlichen  Militärdienst,  sondern  lediglich  um  eine 
Bürgerwehr  zur  Aufrechthaltung  von  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern. 
Die  Schweiz.  Kantone  mögen  sich  indes  erinnern,  dass  hier  nur  ein 
Verhältnis  der  Gegenseitigkeit  vorliegt,  und  dass  es  ihnen  durchaus 
unbenommen  ist,  bei  Aufstellung  von  Ortspolizeiwachen,  wie  solche 
in  der  Schweiz  hie  und  da  vorkommen,  die  Niedergelassenen  über- 
haupt und  speziell  auch  die  Niederländer  beizuziehen,  da  von  Poli- 
zeilasten im  Gegensatz  zu  Militärlasten  Niemand  l^freit  ist. 

BR  in  der  ßotsch.  vom  21.  Mai  1878,  B  1878  II  1067,  III  297. 

342  a«  Auf  den  ausdrücklichen  Wunsch  der  in  Singapore 
wohnenden,  unter  deutschem  Schutze  stehenden  Schweizer  hat  im 
Auftrag  ihrer  Reg.  die  deutsche  Gesandtschaft  in  Bern  den  BR  im 
Jahre  1889  angefragt,  ob  es  den  genannten  Schweizern  gestattet 
sei,  an  einer  daselbst  zu  errichtenden  Ortsmiliz  teilzunehmen.  Es 
handelt  sich  um  die  Bildung  einer  freiwilligen  Truppe  aus  Nicht- 
engländem,  mit  eigenen  selbst  gewählten  Offizieren,  welche  unter 
dem  Oberbefehl  des  Kommandanten  der  englischen  Freiwilligenkorps 
oder  des  Polizeichefs  von  Singapore  steht  und  den  Zweck  hat, 
im  Falle  innerer  Unruhen  oder  eines  Angriffs  von  Aussen  für  die 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  die  Sicherheit  von  Leben  und 
Eigentum  in  der  Kolonie  Sorge  zu  tragen.  Die  Mitglieder  der 
Truppe  sind  von  der  Leistung  des  englischen  Fahneneides  befreit. 

Der  BR  erwiderte  den  8.  Febr.  1889,  dass  dem  Eintritt  der 

Schweizer  in  die  zu  bildende  Miliz  nichts  entgegenstehe. 

B  1889  I  295. 
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4.  Kapitel. 

Stellung  der  Ausländer  in  der  Schweiz^) 

338*  Der  Fremde  kann  nicht  ohne  weiteres  alle  den  Schweizer- 
bürgern durch  die  BV  gewährleisteten  Grundrechte  für  sicli  bean- 
spruchen* Das  Weltbürgertum  ist  zur  Zeit  von  der  Schweiz.  EV 
noch  nicht  anerkannt,  indem  dieselbe  noch  Kantone  im  Gegensatz 
zu  der  Schweiz  und  die  Schweiz  im  Gegensatz  zu  ainiern  Staaten 
voraussetzt.  Es  wird  vielmehr  bezüglich  eines  Ausländers  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  prüfen  sein,  in  wiefern  es  ihm  gestattet  sei,  von 
den  Hechten  Gebrauch  zu  machen,  welche  die  ÜV  den  « Bürgern  w 
gewährt 

Gegenwärtig  ist  allerdings  durch  Art.  59  der  BV  allen  auf- 
rechtstehenden  Schuldnern  mit  festem  Wohnsitz  in  der  Schweiz  mit 
Bezug  auf  persönliche  Ansprachen  der  Gerichtsstand  am  Wohnort 
garantirt  Auch  scheint  die  Garantie  der  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit im  Art  49  eine  allgemeine  zu  sein,  indes  immerhin  nur 
soweit,  als  deren  Konsequenzen  auf  die  Schweiz  sich  beschränken. 
Was  die  in  Art.  31  garantirte  Handels-  und  Gewerbefreiheit  betrifft^ 
so  ist  klar,  dass  diese  den  Angehörigen  von  Staaten,  mit  denen 
keine  bezügliclien  Verträge  bestehen,  nicht  zu  Gute  kommt* 

Was  speziell  das  Rekursrecht  betrifft,  so  ist  dasselbe  von  der 
Petition  zu  unterscheiden,  die  Jedermann  gestattet  werden  mag. 
Die  Behauptung  aber,  dass  ein  Fremder  auch  ein  fiirmliches  Be- 
schwerderecht besitze,  ähnlich  wie  ein  Schweizerbürger  wegen  Ver- 
letzung konstitutioneller  Rechte,  zumal  in  Fällen,  wo  ihm  das  Recht 
selbst  nicht  anerkannt,  sondern  höchstens  freiwillig  gewährt  wird, 
wie  heim  Asyle,  muss  als  eine  unberechtigte  Prätention  zurückgewie- 
sen werden.  Es  verstösst  in  hohem  Grade  gegen  die  Würde  des 
Staates,  und  es  kommt  auch  nicht  vor,  dass  ein  Fremder  von  sich 
aus  die  fremde  Regierungsgewalt,  die  ihm  nicht  zu  Willen  ist,  bei 


1)  Vgl  auch  oben  Teil  II,  Abschn.  I,  Kap.  6. 
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ihrem  Parlamente  verklagen  dürfte.  Der  Fremde  kann,  sofern  ihm 
dieses  Recht  nicht  durch  förmUchen  Staatsvertrag  zugesichert  ist, 
nicht  kraft  eigenen  Rechtes  gegen  die  Reg.  des  fremden  Landes 
klagend  oder  Beschwerde  führend  auftreten,  sondern  er  hat  sich 
an  seine  eigene  Regierung  zu  halten,  die  allfdllig  die  Rechte  ihres 
Angehörigen  gegenüber  der  fremden  Regierung  in  Schutz  nehmen 
mag. 

BR  in  seinem  Ber.  an  die  BVers.  über  den  Rekurs  Geblflen  vom  16.  Juni 

1879  im  B  1879  II  989.  VgL  No.  905* 

Vgl.  das  BGres.  über  die  Organisation  der  Bnndearöchtepflegft  vom  27,  Juni 
1874  Art.  59:  Endlich  beurteilt  das  BGer.  Beschwerden  toti  Privat-en  und  Kor- 
porationen betr.  a.  Verletzung  derjenigen  Rechte,  welche  ihnen  entweder  durch 
die  BV  und  die  in  Ausführung  derselben  erlassenen  B Gesetze  oder  durch  die  Verf, 
ihres  Kantons  gewährleistet  sind;  b.  Verletzung  tou  Konliordaten  und  Ver- 
kommnissen unter  den  Kantonen,  sowie  von  Staiitaverträgen  mit  dem  Auslände, 
Im  Entw.  des  BR  vom  23.  Mai  1874  lautete  dagegen  dieser  Art.  als  Art.  53: 
Endlich  beurteilt  das  BGer.  Beschwerden:  a.  von  Schweiscer bürgern  und  Kor- 
porationen, betr.  Verletzung  derjenigen  Rechte  ...  b,  von  Privaten  wegen 
Verletzimg  von  Konkordaten  und  Verkommniseen  unter  den  Kantonen,  sowie 
von  Staatsverträgen  mit  dem  Auslande,  B  1874  J  10Ö5.  Der  BR  bemerkt:  Dio 
Beschwerden  über  Verletzung  verfassungsmäsaiger  Rechte  können  nutürlich 
nur  von  Schweizerbürgem  und  schweizerischen  Korporationen  erhoben  wer<len, 
diejenigen  über  Verletzung  von  Staatsverträge ii  aber  auch  von  Aagländcm, 
weshalb  im  Entw.  Art.  53  litt,  b  im  Gegensatz  su  litt,  a  das  in  der  BV  ent- 
haltene Wort  Private  beibehalten  ist,  BR  in  Botsch.  vom  23.  Mai  1874,  B  1874 
I  1075.  Die  jetzige  Fassung  des  Art.  59  (Eingang)  beruht  auf  dem  Antrag  der 
Ständer.  Komm.,  sie  sagt  hierüber  in  ihrem  Bericht  vom  8.  Juni  1874  (Blumer): 
Die  vorgeschlagene  Aenderung  beruht  darauf,  dasH  es  immerhin  verftiasungs- 
mässige  Rechte  gibt,  auf  welche  sich  der  in  der  Schweiz  wohnende  Ausländer 
berufen  kann,  wie  namentlich  das  Forum  domjciiii  naoh  der  neuen  Fassung 
des  Art.  59  der  BV,  B  1874  1  1196. 

344.  Der  waadtländische  Staatsrat  stellte  im  Jahre  1885  beim 
BR  die  Einfrage,  ob  die  Bestimmung  des  waadtländischen  Gesetzes 
vom  17.  Jan.  1849  Art.  9,  wonach  ausländische  Gemeinschaften, 
Korporationen  und  Stiftungen,  welcher  Art  sie  auch  seien,  im  Kanton 
kein  Grundeigentum  erwerben  können,  durch  Art.  IV  des  Staatsver* 
träges  der  Schweiz  mit  Grossbritannien  vom  6.  Sept.  1855  aufgehoben 
sei  oder  nicht,  indem  dieser  Art.  IV  {A,  S.  V  278)  festsetze^ 
dass  die  Bürger  und  Untertanen  der  beiden  Vertragsstaaten  auf 
dem  Gebiet  des  andern  jede  Art  von  Eigentum  vollkommen  frei 
erwerben  und  besitzen  können,  soweit  die  Landesgesetze  den  Auge* 
hörigen  irgend  einer  fremden  Nation  es  gestatten.  Der  BR  kam 
auf  Grund  folgender  Erwägungen  zum  Resultat,  dass  Gemeinschaf- 
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ten,  Körperschaften  und  Stiftungen,  die  in  England  errichtet  wer- 
den und  dort  ihren  Sitz  haben,  vom  Erwerb  von  Grundeigentum 
im  Kt.  Waadt  ausgeschlossen  werden  können,  unter  dem  Vorbehalt, 
dass  die  waadtländische  Gesetzgebung  alle  fremden  Rechtsbildungen 
dieser  Alt  gleich  behandelt: 

Der  Freundschafts-,  Handels-  und  Niederlassungsvertrag  zwi- 
schen der  Schweiz  und  Grossbritannien  vom  6.  Sept.  1855  hat  fiir 
die  Vertragsschliessenden  Teile  in  Bezug  auf  die  allgemeinen  Rechte 
der  Angehörigen  beider  Staaten,  wie  z.  B.  Aufenthalts-  und  Nieder- 
lassungsrecht, Handels-  und  Gewerbefreiheit,  nichts  anderes  fest- 
setzen wollen,  als  was  in  sämmtlichen  internationalen  Vereinbarungen 
der  neueren  Zeit  stipulirt  worden  ist.  Ein  Hauptgrundsatz,  der  allen 
diesen  Verträgen  gemeinsam  ist,  geht  nun  dahin ,  dass ,  wo  nicht 
ausdrücklich  etwas  anderes  festgesetzt  worden,  die  vertragsmässigen 
Rechte  und  Vortheile  nur  auf  physische  Einzelpersonen  und  nicht 
auf  juristische,  durch  den  Staat  und  dessen  Gesetzgebung  künstlich 
geschaffene  Persönlichkeiten ,  seien  dieselben  Personenverbände, 
(Geaellschaften,  Genossenschaften,  Gemeinschaften)  oder  Stiftungen 
u,  s,  f.  sich  beziehen. 

Die  vom  Staate  künstlich  geschaffenen  Rechtssubjekte  hängen 
in  ihrer  Existenz  und  Organisation  von  der  Willkür  der  Landes- 
gesetzgebung ab.  Da  aber  kein  Staat  die  Gesetzgebung  eines 
andern  Staates  ohne  weiteres  und  ohne  Vorbehalt  der  seinigen 
gleichstellen  wird,  so  versteht  es  sich  nicht  von  selbst,  dass  dasjenige, 
was  dem  einzelnen  Angehörigen  eines  fremden  Staates  eingeräumt 
ist,  eo  ipso  auch  einem  aus  mehreren  Personen  bestehenden,  nach 
der  ausländischen  Gesetzgebung  erweiterten  und  organisirten  Ver- 
bände oder  einer  durch  die  fremde  Gesetzgebung  zugelassenen  Stif- 
tung gewährt  werden  muss. 

Wenn  zwei  Staaten  nach  Prüfung  ihrer  beidseitigen  Gesetz- 
gebung in  dieser  Beziehung  sich  Zugeständnisse  machen,  so  kann 
es  nur  auf  dem  Wege  von  klaren  und  positiven  Bestimmungen  eines 
Staatsvertrages  geschehen. 

Mit  Grossbritannien  hat  jedoch  die  Schweiz  ein  bezügliches  Ab- 
kommen nicht  getroffen.  Es  steht  daher  jedem  der  beiden  Teile 
frei,  zu  bestimmen,  in  welcher  Weise  er  sich  gegenüber  den  juristi- 
-schen  Rechtssubjekten  des  andern  Staates  verhalten  will. 

B  1886  I  929. 
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845«  Wenn  auch  die  Landesverweisung  gegenüber  den  Kan- 
tonsbürgern  nach  Art.  44  der  BV  und  in  analoger  Anwendung  auch 
gegenüber  den  Angehörigen  anderer  Kantone  als  Strafe  nicht  mehr 
ausgesprochen  werden  darf  (BGer-Entsch.  1  75,  261),  so  gilt  ()as- 
selbe  nicht  mit  Bezug  auf  Angehörige  von  vergegeiirechteten  Staa- 
ten. Das  Recht  zur  Heimweisung  der  Fremden  wegen  Uebertretung 
der  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Armen-  und  Sittenpolizei 
steht  jedem  Staate  zu  und  ist  daher  überall  vorbehalten, 

BR  im  B  187B  II  473. 

Diese  Ausführung  des  BR  erklärte  die  Komm,  des  NR.  zur 

Prüfung  der  Geschäftsführung  im  Jahre  1877  nicht  für  erschöpfend ; 

die  Komm,  fügt  ihrem  Bericht  vom  23.  Mai  IS78  folgende  Bemer- 
kungen bei: 

Wir  betonen  vorerst,  dass  die  Verweigerung  oder  der  Entzug  der 
Niederlassmig,  welcher  in  Art.  45  der  BV  festgesetzt  ist,  nicht  hieher 
zu  ziehen  ist,  da  solche  durch  die  Polizeibehörden  verfugt  werden  kön- 
nen, sobald  ein  Fall  im  Sinne  des  Art.  45  eintritt.  Die  Anfrage  der 
betr.  K-Reg.  hat  den  Fall  zum  Gegenstand,  ob  die  Landesverweisung 
öder  Leistung,  welche  gegen  Kantons-  oder  Schweizei  bürgf^r  aus  zusprechen 
verboten  ist,  gegen  Ausländer  noch  ausgesprochen  werden  darf.  Diese 
Frage  muss  bejaht  werden.  Die  Verträge,  welche  die  Schweiz  mit  dem 
Auslande  abgeschlossen  hat,  betreffen  zumeist  bürgerliche  Verhültnisse, 
Handel  und  Niederlassung,  Erwerb  von  Grundeigentum,  Erbschaften, 
Steuerwesen.  Im  Gebiete  des  Straf wesens  bestehen  keinerlei  andere 
Verträge  als  über  die  Auslieferung.  Keiner  dieser  Verträge  bindert  die 
scbweiz.  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung,  in  (Strafsachen  gegen  Aus- 
länder nicht  auf  Landesverweisung  zu  erkennen,  sei  es  kurunlatiT  mit 
einer  Freiheitsstrafe,  sei  es  als  Umwandlung  der  Freiheitssti-afe, 

B  1878  n  861. 

346.  Es  wird  des  öftero  die  diplomatische  Verwendung  des 
BR  für  Ausländer  sowol  von  KReg.  als  von  den  Beteiligten  selbst 
in  Anspruch  genommen.  Der  BR  weist  jedoch  solche  Gesuche  von 
der  Hand,  wenn  nicht  ganz  besondere  Verhältnisse  vorliegen;  denn 
es  ist  allgemein  anerkannter  Grundsatz,  dass  es  Sache  der  Aus- 
länder ist,  ihre  Privatangelegenheiten  selbst  zu  besorgen ,  um  den 
Vorschriften  der  Gesetzgebung  am  Wohnorte  zu  genügen.  ...  Es 
kann  nicht  Sache  der  Schweiz.  Behörden  sein,  die  Interessen  der 
Ausländer  gegenüber  ihren  eigenen  heimatlichen  Behörden  zu  ver- 
treten, vielmehr  haben  sie  sich  hiefur   direkt  an  die  heimatliche 
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Behörde  selbst  zu  wenden  oder  an  die  Gesandtschaften  ihres  Lan- 
desj  deren  Aufgabe  darin  besteht,  die  Interessen  ihrer  Landsleute 
zu  schützen,  B  1877  U  5)5. 

347#  Es  liegt  nicht  in  der  Stellung  der  BBehörden,  die  Pri- 
vatinteressen der  Ausländer,  welche  in  der  Schweiz  wohnen,  zu 

besorgen, 

Ala  daher  im  Jahre  1883  mebrere  KReg.  im  Interesse  von  Ange- 
hörigen des  deuts<^]ien  Eeicbes»  welche  auf  ihren  Gebieten  wohnen  und 
Ehescheidungsklagen  durchführen  wollten,  die  Vermittlung  des  BR  in 
Anspruch  nahmen,  um  auf  diplomatischem  Wege  die  nach  Art.  56  de^ 
eidg.  Ehe-Ges,  vom  24.  Dez.  1874  erforderlichen  Kach weise  zu  erhalten, 
dass  die  Staaten  ^  denen  die  Eheleute  augehören,  die  zu  erlassenden  Ur- 
teile anerkennen  werden»  lehnte  der  BR  seine  Mitwirkung  ab ;  denn  es 
ist  Sache  der  Projsesspartei,  die  Voraussetzungen  für  die  Einleitung^  der 
Scheidungsklage  in  der  Schweiz  nachzuweisen.  ß  1884  II  729. 

3^8.    Eine  KReg.  stellte  im  Jahre  1SS2  beim  BR  das  Gesuch: 

derselbe  möchte  im  Interesse  einer  Badenserin,  welche  in  der 
Schweiz  gegen  ihren  unbekannt  abwesenden  Ehemann  die  Schei- 
dungsklage anheben  wollte,  zu  banden  der  kant.  Gerichtsinstanz 
die  in  Art  56  des  eidg,  Ebe-Ges,  vorgesehene  Erklärung  betr. 
Anerkennung  des  Urteils  beschaflfen.  Der  BR  trat  auf  dieses 
Gesuch  nicht  ein,  weil  es  Sache  der  betr.  Prozessparteien  sei, 
diesfalls  die  Vermittlung  der  Gesandtschaft  oder  der  heimatlichen 
Gerichte  anzurufen.  B  1883  il  842. 

3419*  Im  Jahre  1883  wurde  das  Gesuch  beim  BR  gestellt, 
er  möchte  auf  diplomatischem  Wege  die  Bevormundung  einer  seit 
längerer  Zeit  in  der  Schweiz  domizilirten  Engländerin,  welche  in 
England  Grundeigentum  und  verschiedene  Vermögensobjektc  in  der 
Schweiz  besitzt,  in  England  erwirken.  Der  BR  lehnte  das  Gesuch 
ab  in  Erwägung: 

Die  Beste  11  nng  der  vormuudscbafllicben  Verwaltung  über  das  Ver- 
mögen der  Frau  E.  G.  in  England  muss  nach  Massgabe  der  englischen 
Geaetagebung  vollzogen  werden,  während  über  das  im  Kt-  Waadt  he- 
gende VermlJgen  eine  Vormundschaft  nach  Massgabe  der  waadÜSndischen 
Gesetzgebung  bestellt  werden  kann,  wobei  nicht  ausgeschlossen  bleibt^ 
das3  das  Vermögen  im  Et.  Waadt  ijn  Einverständnisse  mit  den  kompe- 
tenten BehtJrden  dieses  Kantons  und  mit  Zustimmung  der  mutmass- 
Uohen  Erben  der  Frau   E,  G.,   auch  der   englischen  Verwaltung  über- 
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lassen  werden  kann.  Die  Bestellung  eines  Vormundes  oder  eines  sog. 
<  Commitee  »  findet  in  England  durch  das  kompetente  Gencht  statt  und 
muss  daher  auf  privatem  Wege  betrieben  werden.  ß  1884  II  732. 

350.  Ein  in  Pontresina  (Graubiinden)  doraizilirter,  im  Jahre 
1889  daselbst  verstorbener  Engländer  hinterliess  zwei  minderjährige 
Kinder.  Die  Reg.  des  Kts.  Graubünden  ersuchte  den  BR,  die  heimat- 
lichen Behörden  auf  diplomatischem  Wege  anzufragen,  ob  sie  die 
Vonnundschaftsbestellung  übernehme,  oder  ob  sie  diese  Befugnis 
den  Wohnortsbehörden  delegire.  Der  BR  entsprach  diesem  Gesuch 
nicht,  da  die  Graubündner  Behörden  kompetent  sind,  von  sich  aus 
die  Vormundschaft  anzuordnen,  ohne  einer  Ermächtigung  aus  Eng- 
land zu  bedürfen,  insbesondere  da  ein  Staatsvertrag  zwischen  Eng- 
land und  der  Schweiz  über  das  Vormundschaftswesen  nicht  besteht. 
Nach  Einsetzung  der  Vormundschaft  kann  die  graubündnerische 
Reg.  durch  die  bezügliche  Vermittlung  der  englischen  Vormund- 
schaftsbehörde Gelegenheit  geben,  allfällige  Anträge  zu  stellen. 

B  1890  II  148. 
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